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EINLEITUNG. 


Johann  Gustav  Droysen,  zu  dessen  reichen  Verdiensten  um  die  Er- 
forschung  der  vaterländischen  Geschichte  auch  die  Anregung  und 
Federung  der  Heramgdbe  der  ^Preussischen  Staatsschriften  aus  der 
ItegierungsBeit  König  Friedrichs  11.^  zählt,  war  es  nicht  heschieden, 
diese  Publication  bis  zu  dem  nunmehr  erreichten  Abschnitt  fortgeführt 
eu  sehen.    Er  starb  am  19.  Juni  1884. 

Der  vorliegende  zweite  Band  vereinigt  die  Staaisschriften,  die  in 
dem  Friedensjahrzehnte  vor  dem  siebenjährigen  Kriege  den  Standpunkt 
der  preussischen  Politik  vor  der  Oeffentlichkeit  vertreten  haben. 

Wenn  während  dieser  Zeit  der  Grundgedanke  der  Politik  König 
Friedrichs  unwandelbar  der  gleiche  geblieben  ist,  die  Erhaltung  des 
Friedens  für  Preussen^  so  erforderte  doch  die  Durchführung  des  Friedens- 
programmes  wiederholt  einen  Wechsel  der  Stellung;  so  1749,  so  1755. 

Bis  zum  Herbst  1748  kam  der  preussischen  Defensivpolitik  die 
Fortdauer  eines  Krieges  zu  Statten,  in  welchem  Preussen  als  neutrale 
Macht  eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden  Hauptgegnem  einnahm. 
Noch  einmal  durfte  König  Friedrich  seine  Sache  auf  den  Gegensatz 
zwischen  England  und  Frankreich  stellen,  da  beide  Mächte  gleich- 
massig  das  Interesse  hatten,  es  mit  Preussen  nicht  zu  verderben,  den 
unbeiheiligten  Zuschauer  nicht  in  das  gegnerische  Lager  zu  treiben. 
Obgleich  also  Preussen  im  dresdener  Frieden  die  Waffengemeinschaft 
mit  Frankreich  gelöst  hatte,  blieben  die  Beziehungen  ztmschen  beiden 
Staaten  doch  freundschaftliche,  während  in  dem  Verhältniss  zwischen 
Preussen  und  England  die  frühere  feindselige  Spannung  nach  dem 
Bücktritte  Lord  Oranville's  und  unter  dem  Eindruck  der  englischen 
Friedensvermittehmg  von  1745  sich  verloren  hatte.  So  war  in 
gewissem  Grade  erfilUt,  was  König  Friedrich  bei  Anrufung  dieser 
Vermittehmg  vorausgesagt:  ^Statt  des  einen  Bundesgenossen  werden 
wir  künftig  deren  zwei  häben.^  *) 

*)  Politische  Correspondenz  Friedrichs  des  Grossen,  Berlin 
1879  ff.,  IV,  322. 


Vm  Einleitung. 

Der  böse  Wille  der  beiden  Kaiserhöfe  konnte  unter  diesen  Um- 
ständen  nickt  zur  Thai  werden;  tceder  der  alte  Groll  Maria  Theresia^ Sj 
noch  die  plötzliche  Erbitterung  der  Zarin,  Von  dem  aachener 
Friedenscongresse  erhielt  Preusse^i  die  europäische  Garantie  für  den 
Besitz  von  Schlesien,  und  während  der  Verha'ndlungen  wachte  Frank- 
reich mit  einer  Art  von  Eifersucht  darüber  y  an  Entgegenkommen 
gegen  Freussen  von  England  nicht  überboten  zu  werden. 

Aber  mit  dem  Augenblicke,   da  der  Friede  unterzeichnet  war^ 

hatte  Freussen  den  starken  Stützpunkt  seiner  Stellung  verlorefij   der 

darin  gelegen  hatte,  dass  es  England  gegen  Frankreich  und  Frankreich 

gegen  England  unentbehrlich  war.     England  und  Frankreich  waren 

versöhnt    Gleichzeitig  hatte  eine  Annäherung  zwischen  Versailles  und 

Wien  stattgefunden,  und  wenn  auch  Frankreich  die  Hoffnung  Oester- 

reichs  auf  eignen  Separatfrieden  beider  Mächte  getäuscht  hatte,  so  war 

doch  hier  wie  dort  in  jenem  Zeitpunkte  aufrichtige  Neigung  zu  eine}n 

Zusammengehen  vorhanden.    Wenn  Freussen  bisher  von  Frankreich  6e- 

günstigt  worden  sei,  so  sei  es  geschehen,  um  andere  Mächte  sich  kein 

Verdienst  bei  Freussen  erwerben  zu  lassen  —  so  äusserte  sich  der 

französische  Congressbotschafter  in  Aachen*);  jetzt  begann  man  in 

Versailles  Freussen  geflissentlich  zu  vernachlässigen**). 

Schon  17 i6  Jiatte  Friedrich  II,  die  Befürchtung  ausgesprochen, 
dass  der  allgemeine  Friede  für  seine  Feinde  das  Signal  zum  ,^  Losbruch 
der  Wuth^  sein  werde***).  Jetzt  war  der  Friede  für  Europa  da 
und  der  Sturm  gegen  Freussen  in  der  That  im  Anzüge,  ohne  dass 
Freussen  auf  einen  der  alten  Verbündeten  zählen  konnte,  Anfang 
März  1749  hielt  der  König  den  Krieg  für  unvcrmeidliclh  und  schickte 
sich  an,  seine  Feinde  zu  empfangen  f). 

Nun  sollte  1749  der  ungestüme  Eifer  Russlands,  das  schon 
1746  den  wiener  Hof  in  einen  Coalitionskrieg  gegen  Freussen  hatte 
hineinziehen  wollenff),  wesentlich  dazu  beitragen,  die  politische  Situation 
Freussens  zu  verbessern,  ihm  über  seine  gefährliche  Isolirung  hinweg- 
zuhelfen, Russlafid  wollte  Schweden  angreifen,  um  seinen  Einfluss  in 
Stockholm  wiederherzustellen,  Oesterreich  sollte  gleichzeitig  sich  an 
Freussen  erholen.    Mit  Recht  setzte  man  in  Wien  an  detn  Plan  des 


*)  Tagebuch    des  Grafen   Bentinck    bei   A.    Beer,    Zur    Gescliichte    des 
Friedens  von  Aachen  (Archiv  für  österr.  Gesch.  XL VII,  111). 
*♦)  Vgl.  unten  S.  439.  440. 
***)  Politische  Correspondenz  V,  127. 
t)  Vgl.  unten  S.  207. 

tt)  Diese  Thatsache  ergeben  die  Berichte  der  österreichischen  Gesandtschaft 
aus  Petersburg  im  k.  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  in  Wien.  Friedrich  U. 
hielt  damals  wie  1749  umgekehrt  den  wiener  Hof  für  den  schiebenden  Theil. 


EHnleituDg.  IX 

russischen  Grosshmzlers  ans ,  dass  Russland  den  Hauptangriff  gegen 
Schweden  und  nicht  vielmehr  gegen  Preussen  richten  wolle.  Die  Kriegs- 
erklärung gegen  Schweden  werde  nur  dazu  dienen,  Franhreich  in  den 
Harnisch  zu  bringen,  das  einem  Angriffe  gegen  Preussen  zusehen 
möchte,  aber  einen  UeberfaU  seiner  alten  Verbündeten  in  Stockholm 
„Ehren  und  Nutzens  halber^  nicht  dulden  könne,  mithin  gleichsam 
gezwungen  werde,  sich  mit  Preussen  enger  zu  verbinden.  Was  eine 
Denkschrift  des  Grafen  Kaunitz*)  voraussah,  trat  ein.  Das  Kriegs- 
geschrei  Russlands  führte  Franhreich  und  Preussen  von  neuem  zu- 
sammen**),  und  das  „grosse  Dessein^  des  Grafen  Kaunitz  zu  einer 
Allianz  zwischen  den  Häusern  Oesterreich  und  Bourbon  hatte  geringere 
Aussichteti  als  je. 

So  vollzog  sich  im  Laufe  des  Jahres  1749  die  Neugruppirung 
innerhalb  des  europäischen  Staatensystans^  die  für  die  nächsten  Jahre 
normativ  blieb.  Frankreich,  Preussen  und  Schweden  verstärkten  ihre 
diplomatische  Aufstellung  durch  den  Anschlu^s  von  Dänemark,  das  seine 
Differenzen  mit  Schweden  wegen  Schleswig  und  Holstein  beglich^  und 
in  Konsiantinopel  war  der  französische  Botschafter  für  die  Anbahnung 
einer  Allianz  zwischen  der  Pforte  und  Preussen  thätig.  Um  so  mehr 
sahen  sich  die  Kaiserhöfe  auf  ein  enges  Zusammengehen  mit  Eng- 
land angewiesen.  Die  kleineren  deutschen  Höfe  folgten  zum  Theil  der 
Fülmmg  Frankreichs  tmd  Preussens,  wie  Pfalz,  Köln,  Württefnberg, 
Braunschweig  tmd  Baireuth,  zum  anderen  Theil  empfingen  sie  ihre 
Weisungen  aus  Wien  und  ihre  Subsidien  aus  London.  Sachsen  trat 
1750  aus  dem  Sübsidienverhältniss  zu  Frankreich  in  ein  gleiches  zu 
England. 

Das preussischrfranzösische  Einvernehmen,  dem  kein  schriftlicher 
Vertrag  zu  Grunde  gelegt  wurde,  bewahrte  sich  bei  mehr  als  einer 
Gelegenheit.  Wie  Frankreich  und  Preussen  in  einer  allgemeinen  euro- 
päischen Angelegenheit  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  im  Norden 
und  für  das  Selbstbestimmungsrecht  Schwedens  eingetreten  waren,  so 
sollten  der  wiener  Hof  und  seine  Freunde  demnächst  auch  in  einer 
Frage  der  deutschen  Reichspolitik,  mit  ihrefn  Antrage  auf  eine 
römische  Königswahl  zu  Gunsten  des  Erzherzogs  Joseph,  dem  solida- 
rischen  Widerstände  jener  beiden  Mächte  begegnen***).  Und  wenn 
England  in  einem  Conflicte  mit  Preussen  die  guten  Dienste  Frank-- 
reichs  in  Anspruch  nahm,  so  musste  es  sich  gegen  seine  Erwartung 
überzeugenf),  dass  der  Vermittler  mehr  auf  die  pretissische  Seite  neige. 

*)  Bei  A.  B  e  e  r,  Aufzeichnungen  des  Grafen  Bentinck,  Wien  1871,  S.  XXXVIII. 
**)  Vgl.  unten  S.  181. 
***)  Vgl.  unten  S.  353. 
t)  Vgl.  unten  S.  471. 


X  Einleitung. 

Friedrich  der  Grosse  pflegte  damals  seifte  Beziehungen  zu  Frank- 
reich mit  grosser  Behutsamkeit.  Er  hatte  sich  für  den  geschäftlichen 
Verkehr  mit  den  französischen  Staatsmännern  eine  Umgangsform  ge- 
wählt^ die  psychologisch  auf  das  Feinste  berechnet  war.  Im  diploma- 
tischen Verkehr  mit  den  Franzosen,  so  sagt  er,  bedürfe  es  grosser  Bikik- 
sichten  seitens  derer,  die  mit  ihnen  zu  thun  hätten,  in  Anbetracht  der 
Eigenliebe  der  französischen  Nation  und  der  überlegenen  Einsicht,  die 
sie  als  ihr  Theil  betrachte.  Die  französischen  Staatsmänner  sind  sehr 
heikel,  und  ihre  Besorgniss,  beeinflusst  zu  werden,  macht  oft  die 
besten  Bathschläge,  die  man  ihnen  ertheilen  könnte,  mrkungshs.  Er 
gönne  deshalb  die  Ehre  aller  seiner  Entwürfe  den  französischen  Mini- 
stem, als  wären  es  ihre  Ideen  und  als  folge  er  nur  denselben*). 

Seine  Taktik  verfehlte  ihre  Wirkung  nicht.  In  der  Instruction, 
mit  welcher  der  Marquis  Valory  im  Frühjahr  1749  nach  längerer 
Abwesenheit  auf  seinen  Gesandtschaftsposten  nach  Berlin  zurückkehrte^ 
spricht  sich  noch  ein  gewisses  Misstrauen  gegen  die  Eröffnungen  und 
Warnungen  des  Königs  von  Preussen  und  eine  gewisse  Gereiztheit 
gegen  seine  Person  aus''^''^).  Die  Instruction,  die  ein  Jahr  später 
Valor%fs  Nachfolger,  Graf  Tyrconnell,  erhielt,  hat  die  Zweifel  an  der 
Thatsächlichkeit  der  vertraulichen  Mittheilungen  aus  Berlin  fallen  ge- 
lassen, constatirt  den  Gegensatz,  in  welchem  man  sich  zu  den  drei 
Höfen  von  Wien,  Petersburg  und  London  befinde,  und  betont  rück- 
haltslos die  Interessengemeinschaft  zwischen  Frankreich  und  IVewÄsew***). 


*)  Testament  politique  von  1752;  angefahrt  bei  J.  G.  Droysen,  Geschichte 
der  preussischen  Politik  V,  3,  345.  Vgl.  Politische  Correspondenz  IX, 
18.  219. 

**)  „n  y  a  Heu  de  juger  quo  1e  roi  de  Prasse  n^est  pas  persaadä  int^rieure- 
ment  qae  Tanion  qui  parolt  se  former  enti*e  lestcoars  de  Londres,  de  P^tersbourg 
et  de  Ck)penhagae,  ait  y^ritablement  pour  objet  de  renverser  ce  qoi  a  6t^  Stabil 
si  solennellement  en  Rassie  et  en  SaMe  poar  la  succession  k  ces  deux  coaronnes." 
D.  d.  Versailles,  8  mars  1749.    (Pariser  Archiv.) 

**♦)  „Dans  ane  si  grande  contrari^t^  de  vues  entre  Sa  Majest^  et  les  trois 
cours  alli^es,  le  Roi  se  reconnoit  non  seulement  obiig^  par  la  paix  d'Aix-la- 
Chapelle  de  conserver  la  Silvio  aa  roi  de  Prasse,  mais  il  est  encore  persuad^ 
qa'il  y  a  an  int^rSt  direct."  D.  d.  Versailles,  1«'  mars  1750.  (Pariser  Archiv.) 
Die  entsprechende  Abwandlang  lässt  sich  für  das  Verhältniss  zu  dem  wiener  Hof 
in  den  drei  aufeinander  folgenden  Antrittsinstructionen  für  die  dortige  Gesandt- 
schaft von  1749,  1750,  1753  verfolgen;  vgl.  Recueil  des  Instructions  donn^es  aux 
ambassadeurs  et  ministres  de  France,  T.  I  (Autriche)  p.  279 — 336.  In  der  In- 
struction für  den  Marquis  d'Aubeterre  vom  26.  Sept.  1753  heisst  es  (S.  331): 
„Personne  n^ignore  que  le  Roi  et  la  SuMe  ont  garanti  tous  les  Etats  et  pos- 
sessions  actuelles  du  roi  de  Prusse,  et  la  crainte  d^avoir  aftaire  k  une  ligue  aussi 
forte  est  sans  doute  ce  qui  a  contenu  jusqu'ä  präsent  les  cours  de  Vienne  et  de 
Londres.    Cependant  Leurs  Majest6s  Imperiales  ne  n^gligent  point  les  occasions 
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König  Friedrich  durfte  über  die  Politik  des  Ministers  Puyeieulx  seine 
Sefriedigung  äussern;  und  wenn  dcts  Auftreten  einzelner  französischen 
Diplomaten  im  Auslände  dem  nicht  ganz  entsprach,  so  pflegte  er  wohl 
jsu  sagen,  dass  das  französische  Ministerium  in  Versailles  vernünftiger 
sei  als  seine  Vertreter  an  den  fremden  Höfen*). 

Damals,  im  Jahre  1751,  war  es,  dass  Graf  Kaunitz  auf  Grtmd 
seiner  persönlichen  Wahrnehmungen  von  Paris  aii5  seiner  Kaiserin 
anheimgehen  zu  müssen  glaubte,  hei  der  Aussichtslosigkeit  auf  ein 
Bündniss  mit  Frankreich  „den  Verlust  Schlesiens  gänzlich  zu  ver- 
gessen ^  dem  Könige  von  Preussen  diesfalls  alle  Sorge  zu  benehmen 
tmd  ihn  auf  diesem  Wege  dereinst  in  die  Allianz  Oesterreichs  mit  den 
Seemächten  zu  ziehen*^  **). 

Im  September  1752  trat  Puyzieulx  nach  ßnßähriger  Amtsthätig- 
keit  von  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zurück.  Es 
folgte  ihm  der  Marquis  von  Saint-Contest,  um  nach  nur  zwei  Jahren 
seinen  Platz  RoutU^  zu  räumen. 

Schon  an  sich  betrachtete  König  Friedrich  den  häufigen  Minister- 
tcechsel  in  Frankreich  als  ein  bedenkliches  Stfmptom***)-  Und  dazu 
jseigte  sichj  dass  man  bei  dem  Wechsel  nicht  gewann  y  dass  jeder 
9ieue  Minister  seiner  Aufgabe  immer  weniger  gewachsen  war. 

So  beginnen  schon  mit  der  Uebemahme  der  Geschäfte  durch 
jSaint'Contest  Friedrichs  II.  Klagen  über  die  Schlaffheit,  die  Inconse- 
Qfienz  und  die  Sorglosigkeit  des  französischen  Ministeriums  f),  Saint- 
Cantest  war  persönlich  vielleicht  dem  Könige  von  Preussen  aufrichtiger 
ergeben  als  sein  Vorgänger;  jedenfalls  war  er  von  der  Nothuendigkeit 
dies  Zusammengehens  mit  Preussen  fest  überzeugtff).  Aber  Saint- 
Cofitest  war  nicht  der  Mann,  die  Politik  eines  grossen  Staates  folge- 
^richtig  zu  leiten  und  an  einem  von  Bänken  persönlichster  Art  durch- 
tvühUen  Hofe  sich  zur  Geltung  zu  bringen  ff  f). 

Vergebens   hielt   König    Friedrich    den    Franzosen    das   grosse 

de  8'agrandir  d'un  autre  cot^.  Le  trait^  qu'elles  viennent  de  faire  avec  le  dac 
de  Mod^ne,  lequel  a  pour  objet  de  s'approprier  la  succeesion  de  ce  prince  et 
d'en  fonner  an  Etablissement  pour  un  troisi^me  archiduc,  ne  laisse  aucun  Heu 
de  douter  qne  Tintention  des  cours  de  Vienne  et  de  Londres  ne  soit  de  se  servir 
4a  pr^texte  de  restreindre  la  puissance  de  la  maison  de  Bourbon,  pour  faire  des 
GonqoStes  en  Allemagne  et  en  Italie.'' 

*)  Politische  Correspondenz  VIII,  231.  239.  259. 
♦*)  Bei  A.  von  Arneth,  Geschichte  Maria  Theresia's  IV,  332. 
***)  Politische  Correspondenz  IX,  74. 
t)  Ebend.  IX,  12.  24.  56.  67.  71.  91.  173.  177;  X,  161. 
tt)  Vgl.  ebend.  IX,  219. 
ttt)  Ebend.  IX,  45;  X,  447.    Vgl  A.  v.  Arneth  IV,  335.  363. 
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Master  Ludtvigs  XIV,  vor*).  Mit  Unruhe  gewahrte  er,  tvie  Frank- 
reich eine  Position  nach  der  andern  räumte,  mehr  als  einen  Bundes- 
genösse^},  so  vor  Allem  Spanien,  in  das  andere  Lager  übergehen  liess'^*). 
Mit  der  diplomatischen  Ueberlegenheit  des  eignen  föderativen  Systems, 
in  der  Friedrich  seit  Ende  1749  sich  sicher  gefühlt  hatte,  tvar  es  vor- 
bei; man  war  von  den  Gegnern  überholt^***). 

An  Freussen  trat  die  Frage  heran,  ob  es  in  dieser  Bundesgenossefi- 
Schaft  verharren,  ob  es  trotz  der  Schwäche  und  Schlaffheit  der  fran^ 
zösischen  Politik  an  der  Seite  Frankreichs  in  den  Kampf  eintreten 
sollte,  zu  dem  England  den  Nebenbuhler  seiner  amerikanischen 
Colonialbestrebungen  eben  jetzt  brilsk  herausforderte.  Die  äussere 
Norm  der  Verbindung  zwischen  Preussen  und  Frankreich,  die  De- 
fensivallianz  von  1741,  lief  im  Juni  1756  ab.  Begreiflich,  dass  7nan 
in  Versailles  gerade  im  jetzigen  Augenblicke  die  Erneuerung  der 
Allianz  wünschte;  der  König  von  Preussen  aber  zog  vor,  sich  nicht 
zu  übereilen,  er  betrachtete  es  als  „das  Becht  des  Spieles^,  die  Fran- 
zosen mit  ihren  Anerbietungen  kommen  zu  lassen  f).  Mit  der  tcieder- 
kehrenden  Spannung  zwischen  den  beiden  Westmächten  war  die 
Situation  für  Preussen  eifie  ähnlich  gmistige  geworden  wie  vor  1748. 

Vor  allen  Dingen  ^nusste  König  Friedrich  sich  vergewissem, 
welches  Grades  von  Energie  Frankreich  fähig  sein  würde.  Er  Hess 
dem  französischen  3Iinisterium  rathen,  wenn  der  Krieg  mit  Efigland 
unvenneidlich  sei,  sofort  ein  Heer  nach  Hannover  zu  schicken  and 
dadurch  den  König  von  England  zum  Frieden  zu  zwingen  ff),  RouiJle 
antwortete  dem  preussischen  Gesandten  f ff) ,  dass  eine  Diversion  im 

♦)  Politische  Correspondenz  IX,  62.  74;  X,  111. 
**)  Vgl.  ebend.  IX,  83. 

***)  Der  Cabinetsrath  Eichel  schreibt  an  den  Etatsminister  Graf  Podewils, 
Potsdam  8.  August  1754 :  ,,Da8  Betrübteste  ist  wohl  mit,  dass  man  französischer 
Seits  80  gar  nonchalant  bei  diesen  Sachen  ist  und  alles  Sr.  Königl.  Majestät 
allein  zur  Last  schieben  will  .  .  .  Wenn  man  aus  allerhand  Nachrichten  lieset, 
wie  die  an  auswärtigen  Höfen  befindliche  Minister  der  gegen  Frankreich  und 
Se.  Königl.  Majestät  alliirten  Puissances  in  dem  grossesten  Concert  miteinander 
arbeiten  und  darunter  einander  mehrentheils  präveniren,  so  ist  es  betrübt  zu 
sehen,  wie  des  Königs  Majestät  Deroseits  nicht  die  geringste  Hülfe  von  Dero 
Alliirten  haben  und  die  ganze  Last  alleine  tragen,  auch,  wo  nicht  gar  Undank, 
doch  am  Ende  Jalousie  davon  haben  müssen.  Es  ist  fast  nichts  übrig,  als  dass 
der  Höchste  einmal  durch  ein  ohuverhofftes  glückliches  Ev6nement  denen  Sachen 
eine  andere  Face  gebe,  widrigenfalls  es  fast  mehr  wie  menschliche  Vernunft  und 
Application  erfordern  'wird,  das  Schiff  glücklich  aus  dem  wogenden  Meer  zu 
bringen.«  Ebend.  X,  396;  vgl.  144.  147. 
t)  Vgl.  ebend.  XI,  170. 
tt)  5.  April  1755.  Ebend.  XI,  106. 
ttt)  Bericht  KuTphauseu's,  Paris  25.  April  1755;  ebend.  XI,  143. 
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Hannoverischen  eintretenden  Falles  ohne  Zweifel  ausgeführt  tverden 
müsse;  aber  man  schmeichle  sich,  der  König  von  Preussen  werde  da- 
bei nicht  bloss  mitwirken,  sondern  diese  Operation  ganz  und  allein 
auf  sich  nehmen.  Die  Lage  seiner  Staaten  setze  ihn  in  den  Stand,  die 
Unternehmung  mit  Schnelligkeit  und  Erfolg  auszuführen^  und  in  dem 
occupirten  Lande  werde  er  reichen  Ersatz  für  die  Kriegskosten  finden. 
Die  Antwort  zeigte  deutlich  Frankreichs  Unlust  zu  eigenem  ener- 
gischen Handeln  und  seine  Neigung,  die  Hauptlast  und  Hauptgefahr 
eines  continentalen  Krieges  auf  den  Verbündeten  abzuwälzen.  Wenn 
König  Friedrich  vom  Standpunkt  seiner  Defensivpolitik  in  seiner  Ver- 
bindung mit  Frankreich  immer  die  Aufrechterhaltung  des  Friedens 
gesucht  hatte  ^  so  war  für  die  französische  Staatskunst  bei  Organi- 
sirung  ihrer  continentalen  Coalition  offenbar  der  künftige  Krieg  gegen 
England  der  Hintergedanke  gewesen. 

Der  König  wies  demnach  die  Aufforderung  des  französischen  Mini- 
sters von  sich*)^  und  bald  sollte  er  sich  überzeugen,  dass  im  Gegen- 
sätze zu  Frankreich,  welches  zur  Besetzung  Hannovers  einlud,  Eng- 
land den  Krieg  auf  Amerika  und  auf  den  Ocean  beschränken  woUe**). 
J)iese  Wahrnehmung  musste  für  Friedrich  den  Ausschlag  geben. 

Er  glaubte  die  Wahl  zu  haben  ztoischen  dem  Krieg  an  der  Seite 
^Frankreichs  und  dem  Frieden  an  der  Seite  Englands.  Die  Leistung 
tjon  Waffenhülfe  an  Frankreich  hätte  für  Preussen  den  ungleichen 
JCampf  gegen  Hannover  und  England  nicht  allein,  sondern  auch  gegen 
Oesterreich  und  gegen  Russland  bedeutet.  Gerade  jetzt  (30.  September 
X755)  erneuerte  England  sein  Bündniss  mit  Russland  und  brachte 
ciurch  seine  Subsidien  das  Zarenreich  in  eine  Art  von  Abhängigkeit. 
So  schien  es  ganz  bei  England  zu  stehen,  ob  Russlands  Feindseligkeit 
gegen  Preussen  jetzt  sich  Luft  machen  durfte  oder  an  sich  halten 
musste. 

Vornehmlich  im  Hinblick  auf  Englands  Verhäliniss  zu  Russ- 
land  entschied  sich  König  Friedrich  für  den  Abschluss  der  Conven- 
tion (16.  Jan.  1756)  j  welche  den  deutschen  Boden  für  neutral  er- 
klärte,  und  damit  allerdings  den  französischen  Waffen,  aber  auch  den 
russischenj  Schranken  zog***).  So  wenig  bedeutend,  absolut  gemessen 
die    russische  Macht   erscheinen   mochte,   so    lag   die   Entscheidung 

*)  Ebend.  XI,  144.  Vgl.  (Euvres  de  Fr^d^ric  le  Grand  IV,  29. 
**)  Am  5.  April  1755  hatte  Friedrich  IL  geschrieben;  „Si  la  guerre  entre 
U  France  et  TAngleterro  est  in^vitable,  il  ne  faut  plus  douter  alors  que  le  roi 
d'Angleterre  ne  la  veuille  rendre  g^n^rale."  Dagegen  zu  Ende  des  Jahres  (12.  Dec): 
^Les  Anglois  ne  veulent  point  la  guerre  du  continent  ni  la  rendre  generale." 
Politische  Correspondenz  XI,  106.  428. 
♦♦*)  Vgl.  unten  S.  494.  495. 
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über  den  Frieden  des  Continents  in  diesem  Augenblicke  doch  ihatsäck- 
lieh  bei  Russland,  ohne  dessen  Mittvirkung  Oesierreich  nicht  gegen^ 
Freussen  in  das  Feld  gezogen  sein  ijcürde.  Ben  Krieg  mit  Bussland' 
vermeiden,  hiess  nach  Friedrichs  Auffassung  den  Krieg  überhaupt 
vermeiden. 

Freussen  beharrte  bei  seinefn  Friedenssystefu.  Die  Voraussetzung, 
unter  welcher  der  König  sich  1749  von  neuem  näher  an  Frankreidi 
angeschlossen  hatte,  war  die,  dass  das  Zusammengehen  der  beiden 
Mächte  das  Mittel  sein  werde,  den  europäischen  Frieden  m  erhdU^n. 
Frankreich  selbst  hatte  auf  diese  defensive  Friedenstendem  den 
stärksten  Nachdruck  gelegt,  es  hatte  die  Annäherungsversuche  Preussens 
im  Frühjahr  1749  zuerst  mit  Misstrauen  betrachtet,  weil  es  der 
preussischen  Politik  noch  offensive  Hintergedanken  unterschob.  Das 
Verhältniss  zunschen  Freussen  und  Fratücreich  verlor  jene  Voraus- 
setzung, als  Frankreich  die  preussiscJie  Allianz  dazu  verwerthen  wollte, 
Freussen  in  einen  Krieg  für  französische  Interessen  zu  treiben.  Wenn 
die  Landmacht  Frankreich  den  continentalen  Krieg  herbeizufuhren,  die 
Seemacht  England  ihn  zu  vermeiden  suchte,  wefin  Pret^sen  diesen 
Krieg  gleichfalls  vermeiden  wollte,  so  konnte  es  nicht  anders  sein,  als 
dass  die  Interessen  Preussens  nach  der  englischen  Seife  gravitirten. 

König  Friedrich  war  der  Meinung,  England  sich  verpflichten  zu 
können,  ohne  Frankreich  empfindlich  zu  verletzen;  er  hat  geglauit  m^ 
jenem  mittleren  System  der  doppelten  Bundesgenossenschaft  zurück- 
kehren zu  können,  an  das  er  sich  von  1745  bis  1748  gehalten  hatte. 
Nicht  um  an  England  einen  Bundesgenossen  für  den  Krieg  zu  haben, 
sondern  um  zwischen  England  und  Frankreich  gegen  Oesterreich  und 
Russland  den  Frieden  zu  behaupten,  ist  die  Westminsterconvention 
von  König  Friedrich  unterzeichnet  worden.  Mit  England  hoffte  er 
Englands  Bundesgenossen,  die  Russen,  für  sich  zu  gewinnen,  wäh- 
rend er,  wie  Frankreich  selbst,  so  Frankreichs  Bundesgenossen  nicht 
zu  verlieren  glaubte. 

Beide  Annahmen  sollten  nicht  zutreffen.  Im  Herzen  längst  dem 
Gedanken  einer  Allianz  mit  dem  glaübensverwandten  wiener  Hofe  zu- 
geneigt''^), unterzeichnete  König  Ladung  XV.  in  seiner  Verstimmung 
über  die  Westminsterconvention  den  Vertrag  von  Versailles  (1,  Mai 
1756),  welcher  Freussen  der  Rache  Oesterreichs  auslieferte  und  das 
Bündniss  der  Kaiserin-Königin  mit  der  von  England  jetzt  sich  los- 
sagenden Zarin  zu  dem  seit  zehn  Jahren  in  Wien  geplanten  Drei- 
bünde erweiterte. 


*)  Vgl.  M^moires  du  Cardinal  de  Bernis  p.  p.  Masson,  Paris  1878,  T.  1. 
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Die  preussischen  Staaisschriften  aus  dem  Friedensjahrzehnt  vor 
dem  siebenjährigen  Kriege  gruppiren  sich  um  einige  der  lebhaftesten 
polüischen  Actionen  dieses  Zeitraumes. 

Das  Verhältniss  bu  Oesterreich  während  der  ersten  Friedensjahre 
mit  seinen  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  kennzeichnen  eine  Reihe 
van  Schriften,  die  in  unmittelbarer  Beziehung  zu  dem  dresdener 
Friedensschluss  stehen  (S,  1—175). 

Die  Schriften  der  zweiten  Gruppe  (S.  177 — 360)  begleiten  die 
sunehmende  Schärfung  des  Gegensatzes  zu  Russland  bis  zum  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen  zwischen  den  Höfen  von  Berlin  und 
JPetersburg  im  Jahre  1750.  In  den  Vordergrund  des  Interesses  tritt 
die  Krisis  von  1749. 

Der  Gegensatz  zu  Russland  wirkte  zurück  auf  die  Beziehungen 
^eussens  zu  Sachsen  und  Polen  (S.  261 — 325)^  da  der  dresdener 
Jäof  seit  der  Erwerbung  der  polnischen  Wahlkrone  unter  dem  russi- 
schen Einflüsse  stand. 

Die  Schriften  der  vierten  Abtheilung  (S.  327—359)  zeigen 
JPreussen  im  diplomatischen  Kampfe  mit  Oesterreich  und  England, 
Vieren  Plan  f&r  eine  römische  Königswahl  durch  Preussen  gekreuzt 
^4nrd. 

Der  Gegensatz  zu  England  in  dieser  Frage  war  nur  das  Vor- 
zu  zwei  weiteren^  schärferen  Conflicten.  In  dem  einen  Falle  ist 
Hannover,  in  dem  anderen  England  selbst,  gegen  welche  Preussen, 
I^ier  in  Verfechtung  seiner  Ansprilche  auf  Ostfriesland  (S.  361 — 432), 
dort  zum  Schutze  der  Interessen  des  jungen  preussischen  Seehandels 
^jS.  433— 498)  j  in  die  Schranken  zu  treten  hat^  bis  der  Westminsfer- 
^^erirag  den  Anlass  zum  Streite  beseitigt 


ERSTE  ABTHEILUNG. 


DER  DRESDENER  FRIEDE 


UND  SEINE  AUSFÜHEUNG. 


PMUiiaclM  StMtatchnftcn.    IL 


WiederhoÜ  spricht  König  Friedrich  U.  nach  dem  AlschJms  des 
dresdener  Friedens  van  seinem  j, jetzigen  System*^.  fi^Buhig  eu  hleiben^ 
freie  Hände  eu  behalten  und  sich  soviel  menschmöglich  in  keine  neuen 
WeiÜäuftigkeiten  einflechten  im  lassen^  —  das  ist  der  leitende  Ge- 
sichtspunkt seiner  Politik,  ^Ich  werde^^  so  schreibt  er,  ^die  Sachen 
gehen  lassen,  wie  sie  wollen  und  können^  da  hoffe  ich  am  weitesten 
und  am  besten  mit  eu  kommen^  *). 

Es  ist  das  System  der  striden  Neutralität.  Der  König  hai  es 
bis  eu  dem  Frieden  von  Aachen  durcheufuhren  vermocht 

Er  eröffnete  den  Engländern  rücJchaltslos  ^  dass  er  nicht  ohne 
Frankreich  rechnen  könne  ^  und  er  gestand  den  Franeosen  ebenso 
offen  j  dass  er  auf  Frankreichs  Feinde  gewisse  Rücksichten  nehmen 
müsse**). 

Er  bot  defn  wiener  Hofe  für  den  Fall,  dass  Frankreich  die  Neu- 
tralHät  des  Reiches  nicht  achten  würde  y  seltnen  Beistand ,  aber  er  er- 
klärte eugleich,  dass  er  an  einem  Angriffskriege  des  Reiches  gegen 
Frankreich  sich  nicht  betheiligen  könne***). 

In  Wien  wurde  nun  aber  das  preussische  Programm  der  Auf- 
rechterhaltung  der  Reichsneutralität  als  die  empfindlichste  Schädigung 
der  Interessen  Oesterreichs  angesehen. 

Im  December  1745  hatte  eine  von  dem  wiener  Hofe  ausgegangene 
Flugscliriftf)  mit  aller  Bestimmtheit  die  Erwartung  ausgesprochen^ 
dass  das  Reich  die  Sache  Oesterreichs  eu  seiner  eignen  machen  werde^ 
nur  gelte  es^  die  deutschen  Stände  sicher  eu  stellen  gegen  den  König 
vofi  Preussen^  „der  ihnen  viel  gefährlicher  und  viel  verhasster  ist,  als 
selbst  Frankreich^.    Dagegen  wurde  von  einem  Frieden  mit  Preussen 

*)  Politische  Correspondenz  Friedrichs  des  Grossen,  Y,  104» 
106.  253. 

♦*)  Ebend.  V,  804.  326. 
***)  Ebend-  V,  26. 
t)  Lettre  d'un  gentilhomme  de  BohSme.    Vgl.  unten  S.  61. 
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ohne  Beschränkung  der  preussischen  Macht  die  Wirkung  voraus- 
gesehen  f  dass  alle  Hoffnung  j  das  Reich  gegen  Frankreich  zu  ver- 
einigen, auf  einen  Schlag  für  immer  verschunnden  würde. 

Der  Friede  mit  Preusscn  war  unvermeidlich  gewesen^  tind  wenn  nun 
Preussen,  nach  Anerkennung  de^  Kaisers  am  Reichstage  wieder  vertreten, 
auf  verfassungsmässigem  Wege  der  Betheiligung  des  Reichs  am  Kriege 
entgegenwirkte,  so  sah  der  wiener  Hof  darin  eine  Verletzung  der  gegen- 
seitigen Zusage  der  beiden  Mächte,  „etVi  vertrautes  Vernehmen  und 
unauflösliche  Freundschaft  unter  sich  sfu  pflegen  und  alles,  was  zur 
Beförderung  ihres  gemeinsamen  Interesse,  Vorthcile  und  Sicherheit 
gereichen  kann,  sich  bestens  einpfohlen  sein  zu  lassen^  —  in  allzu 
buchstäblicher  Auslegung  des  ersten  der  Friedensartikel,  an  dessen 
Buchstaben  man  in  Wien  doch  selbst  sich  nicht  hielt*). 

^Vertrautes  Vernehmen  und  unauflösliche  Freundschaft^  mochte 
man  auf  das  Papier  setzen,  aber  mit  Recht  sagte  Friedrich  II.  in 
Dresden  zu  dem  österreichischen  Unterhändler^  dass  nach  so  hartan 
Strauss  nur  die  Zeit  die  tiefe  Wunde  verharschen  lassen  könne.  An 
dieses  Wort  erinnernd^  beklagte  Graf  Harrach  zu  Beginn  des  zweiten 
Friedensjahres,  dass  noch  die  Zeit  ihr  Werk  nicht  verrichtet  habe**). 

„Der  Krieg  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  war  durch  den 
dresdener  Frieden  nicht  eigentlich  beendet,  er  wechselte  nur  seine 
Form^  —  schreibt  Friedrich  in  der  Einleitung  zu  seither  Geschichte 
des  siebenjährigen  Krieges***).  Schon  im  September  1746  hatte  er 
sich  überzeugt,  dass  der  y^Krieg  der  Chicanen  und  der  Federn^ 
nicht  aufhören  werde  f).  Gerade  damals  begann  eine  langmerige 
und  gereizte  publicistische  Fehde  zwischen  den  Höfen  von  Berlin 
und  Wien,  die  von  österreichischer  Seite  alsbald  vor  die  Oeff entlieh- 
keit  gebracht  wurde. 


*)  Auf  indirecte  Friedensanerbietungen ,  die  Frankreich  im  Frühjahr  1746 
über  Dresden  nach  Wien  gelangen  liess,  antwortete  der  österreichische  Hof- 
kanzler Graf  Ulfeid  (27.  April  1746):  „Si  Ton  vouloit  tout  de  suite  tomber  sur 
le  roi  de  Prusse''  .  .  .  „Il  igoutoit  qu'on  ne  croiroit  k  la  sinc^t^  de  la  France 
que  lorsqu'elle  dMareroit  vouloir  abandonner  les  int^rSts  du  roi  de  Prusse,  au 
lieu  d'essajer  d'en  faire  le  dictateur  supr&ne  de  r£mpire."  £.  Zevort,  Le 
marquis  d'Argenson  et  le  ministöre  des  affiures  ötrangöres.  Paris  1880.  S.  258. 
Vgl  den  wiederholten  Hinweis  auf  den  ersten  Artikel  des  dresdener  Friedens 
in  den  in  der  Frage  der  Reichsgarantie  übeigebenen  österreichischen  Noten; 
onten  S.  99.  105.  109. 

**)   Bericht    des    preussischen   Gesandten    Grafen    Otto    Podewils,    Wien 
11.  März  1747. 

*♦♦)  (Euvres  de  Frödöric  le  Grand  IV,  10. 
t)  Politische  Correspondenz  V,  195. 
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Die  Reihe  der  nach  dem  dresdener  Frieden  im  DrucJc  erschienenen 
Preussischen  Staaisschriften  eröffnete  das  anlässlich  des  Abschlusses 
an  die  preussischen  Gesandtschaften  gerichtete  ostensible  Rundschreiben 
(Nr.  D,  Fast  gleichzeitig  wurde  eine  Sammlung  diplomatischer  Corre- 
spondeneen  eur  Vorgeschichte  des  Friedens  dem  Urtheil  der  öffent- 
lichen Meinung  vorgelegt  (Nr.  II). 

Es  folgen  zwei  im  Haag  und  in  Wien  iibergebene  Noten  mit 
Anträgen  auf  Bestrafung  von  Pressausschreitungen  (Nr.  UL  IT); 
es  war  der  dresdener  Friede  in  dem  einen  Falle  als  gefährdet^  in  dem 
andern  als  unverbindlich  oder  nur  bedingt  verbindlich  hingestellt 
worden. 

Der  Erfolglosigkeit  des  in  Wien  gestallten  Antrages  entsprach 
wenigstens  eine  geraume  Zeit  lang  der  Verlauf  einer  anderen^  gleich- 
zeitig eingeleiteten  Verhandlung.  Die  Garantie  des  Reichs  für  den 
dresdener  Frieden^  um  die  Preussen  auf  Grund  eines  der  Friedens- 
artikel  anhielt,  umrde  durch  den  wiener  Hof  unter  verschiedener  Mo- 
tivirung  bis  1751  hinausgezögert.  Die  in  dieser  Angelegenheit  gewech- 
selten Noten  sind  am  Schlüsse  der  ersten  Abtheilung  zu  einer 
gesonderten  Gruppe  vereinigt    (No.  V—IX) 


I. 


Bnndsclireiben  an  die  preussischen  Gesandt- 
schaften, d.  d.  Berlin,  8.  Jannar  1746. 


Ochon  Adelung  hat  in  seiner  „Pragmatischen  Staatsgeschichte  von  dem^ 
Ableben  Karls  VI.  an*^  auf  die  y^gam  entgegengesetzten  Oesinntmgefi^ 
hingewiesen^  die  in  der  Form  eum  Ausdruck  gekommen  seien,  in 
welcher  die  Vertreter  Oesterreichs  und  I^eusserhs  sich  öffentlich  über 
den  zu  Dresden  geschlossenen  Frieden  vernehmen  Hessen. 

In  Begensburg  erklärte,  une  damals  öffentlich  berichtet  worden 
ist*),  der  kaiserliche  Concommissarius  von  Palm  den  Comitialr 
gesandten,  „dass,  so  abgeneigt  auch  Ihro  Kaiserlichen  Majestäten  ge- 
wesen wären,  sich  der  Gefahr  eines  Friedens  mit  dem  Hofe 
von  Berlin  aufs  neue  auszusetzen^  Dieselben  doch  das  auf- 
richtige Verlangen,  ihre  Achtung  gegen  die  Seemächte  an  den  Tag  zu 
legen,  allen  übrigen  Betrachtungen  vorgezogen  hätten.  Sie  u^nschten 
von  Herzen^  dass  diese  Aussöhnung  von  Seiten  des  Königs  von  I^eussen 
ebenso  aufrichtig  sein  möchte,  als  sie  von  Ihrer  Seite  sei^  u.  s.  w. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Erklärung,  in  der  Adelung  einen  y^nicht 
undeutlichen  Beweis  des  Unwillens  Hiber  den  misslungenen  Ausgang 
der  Entwürfe^  sah,  erschien  im  Februarheft  des  Mercure  histotique 
et  politique  von  1746  '^*)  das  im  folgenden  abgedruckte  Rundschreiben 

*)  Adelung  V,  287,  nach  Mercure  historique  et  politique  CXX, 
188  (ftvrier  1746).    Vgl.  Droysen  V,  3,  63;  Anm.  1. 

**)  Bd.  GXX,  218  (ohne  das  Datum  8  janvier).  Der  Freiherr  von  Spon 
in  Beinen  M^noires  pour  servir  k  Thistoire  de  TEurope  IQ,  1,  86  giebt  den  von 
dem  Original  durch  ein  paar  stilistische  Verbesserungen  unterschiedenen  Text 
des  Mercure  als  „Lettre  du  roi  de  Prusse  k  ses  ministres  sur  la  paix  de  Dresde, 
en  f Syrier  1746^  (Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  458;  Anm.  1.)  La  Clef 
du  cabinet  des  Princes  LXXXlV,  213(mars  1746)theilt  das  Rescript  gleich- 
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vom  8.  Januar  J74ß,  das  den  preussischen  Gesandten  VerhaUungs-^ 
massregeln  für  ihren  Verkehr  mit  den  Vertretern  des  aoiener  Hofes 
eriheiUe  und  den  letzteren  von  den  Empfängern  eur  Kenntnissnahme 
gegeben  wurde. 

Unter  den  Berichten^  welche  die  emgeJnen  preussischen  Gesandten 
über  die  Aufnahme  des  Rescripts  bei  ihren  österreichischen  CoUegen 
abstatteten,  sind  die  des  Residenten  von  Ammon  im  Haag  bemerkens- 
werihj  insofern  sie  von  dem  schlechtverhehüen  Missvergnügen  eines 
Theiles  der  damaligen  österreichischen  Diplomatie  über  den  AbsMuss 
des  IHedens  Zeugniss  geben.  Ammon  las  den  beiden  Vertretern  der 
Kaiserin-Königin^  Qraf  Rosenberg  und  Freiherr  von^  Reischach,  das 
Rescript  vor  und  fragte^  ob  sie  den  Generalstäaten  die  Friedensartikel 
und  die  in  denselben  verabredete  Einladung  der  Rqfublik  mir  Ueber^ 
nähme  der  Garantie  des  Friedens  *)  gemeinsam  mit  ihm  oder  für  sich 
gesondert  eu  überreichen  gedächten.  Die  Antworten  der  beiden  Diplo- 
maten  gingen  auseinander.  Baron  Reischach  erunderte^  dass  er 
seinerseits  gleichfalls  eine  Weisung,  in  gutem  Einvernehmen  mit  dem 
Vertreter  Preussens  eu  leben^  erhalten  habe^  ebenso  wie  eine  Abschrift 
des  Vertrages^  dass  ihm  aber  die  Mittheilung  desselben  an  die  General- 
Staaten  noch  nicht  anbefohlen  sei.  Graf  Rosenberg  dagegen  wollte 
weder  Instructionen  für  sein  künftiges  Verhalten  gegen  Ammon 
erhalten  haben j  noch  den  Vertrag,  geschweige  denn  Befehle  eu  Er- 
öffnungen an  die  Generalstaaten.  Ammon  versicherte^  dass  Rosenberg 
über  den  Abschluss  des  Friedens  persönlich  aufgebracht  sei;  noch  nach 
der  Schlacht  bei  Kesselsdorf  hatte  er  geäussert:  so  lange  ein  Freusse 
und  ein  Oesterreicher  auf  der  Welt  bliebe^  müssten  sie  sich  er- 
würgen**). Später  war  bei  einem  Mitgliede  der  Generalstaaien  ein 
Schreiben  des  Hofkanelers  Graf  Ulfeid  eingetroffen  ^  in  welchem  auch 
dieser  seine  Uneufriedenheit  über   den  Friedensschluss  eu  erkennen 

gab***)' 

Graf  Rosenbergs  Gesinnungen  waren  in  Berlin,  wo  er  als  öe- 

sandter  gestanden  hcUte,  vorlängst  bekannt  f).    Ammon  wurde  deshalb 

&ll8  ohne  Datum  unter  Stockholm  mit,  als  dem  Grafen  Flnckenstein  zugegangen. 
Das  richtige  Datum,  8.  Januar  1746,  hat  Haymann  V,  224.  Eine  holländische 
Uebersetzung:  Europische  Mercurius  1746,  I,  169,  ohne  Datum. 
*)  Vgl.  unten  S.  8  Anm.  4. 

**)  Qne  tant  qu'il  y  auroit  an  Prussien  et  un  Autrichien  dans  le  monde, 
ü  £Euidroit  qu'ils  s'^orgeassent  Vgl.  Droysen  V,  3,  119;  Anm.  1.  Ueber 
eine  frühere  ähnliche  Aensserung  Rosenbergs  vgl.  Politische  Correspon- 
denz  IV,  283. 

***)  Berichte  Ammon's,  Haag,  11.,  15.  Januar  1746. 
t)  VgL  Preussische   Staatsschriften   I,   456.    457.      Politische   Corre- 
spondenz  VI,  77. 
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angeunesethy  keine  Aufmerksamkeiten  an  diesen  Diplmiaten  zu  ver- 
schwenden und  eum  Ersatz  dafür  seine  Hößichkeit  gegen  Eeischach 
zu  verdoppeln*).  Wenn  Ammon  sich  bei  Beischach  beklagte,  dass 
Rosenberg  ihm  nicht  einmal  die  Convenienzvisite  erwidert  habe^  so 
erklärte  Rosenberg ^  dass  er  einen  Besuch,  bei  dem  Ammon  seinen 
Legationssecretär  ihm  vorgestellt  und  wo  die  Unterhaltung  sich  eine 
Zeit  lang  um  das  Wetter  und  persönliche  Angelegenheiten  bewegt, 
nicht  als  ceremonielle  Visite  betrachtet  habe,  Ammon  meinte^  dass 
die  gleichzeitige  Vorstellung  des  Legationssecretärs  den  ofßciellen  Cha^ 
räkter  des  Besuches  nur  habe  erhöhen  können  und  dass  unter  allen 
Umständen  auch  eine  nur  persönliche  Aufwartung  doch  wohl  eine 
Erwiderung  erheische*"*).  Der  König  aber  schnitt  den  unfruchtbaren 
Streit  kurz  ab  durch  die  Entscheidung^  dass  Ammon  „doch  von  einer 
Sache ^  so  eigentlich  eine  Bagatelle  wärcj  nicht  sonel  Aufhebens 
machen  möchte;  wenn  der  Graf  Rosenberg  ihm  nicht  die  Visite  geben 
wollte,  so  sollte  er  nicht  mehr  bei  ihm  gehen,  und  damit  wäre  die 
Sache  aw5"  ***). 

Für  die  Einladung  der  Oeneralstaaten  zur  Uebemahme  der  Ga- 
rantie des  Friedens  wurde  in  der  Folge  die  Form  gesonderter  Me- 
moires  gewählt,  welche  die  Vertreter  der  betheiligten  Mächte  gleich- 
zeitig  am  30.  März  1746  übergeben  haben  f). 

Dem  folgenden  Abdruck  des  Rundschreibens  vom  8.  Januar  1746 
liegt  das  Concept  von  der  Hand  Vockerodts  zu  Grunde. 


L'ouvrage  de  la  pacification  avec  la  cour  de  Vienne  ^tant  k 
l'heure  qu'il  est  parvenu  k  sa  maturitö  par  T^change  des  ratifications 
du  traitö  de  paix  conclu  k  Dresde  le  25  d^cembre  dernier,  en 
vertu  duquel  j'accide,  par  ma  voix  ^lectorale,  k  rölection  du  s^r^- 
nissime  grand-duc  de  Toscane  et  le  reconnois  en  qualit^  d'Empereur, 
mon  Intention  est  que  vous  vous  j  conformiez  de  mSme  et  qua, 
dans  voB  discours  et  les   Berits,  vous  donniez  dösormais;  tant  ä  Sa 

*)  MiniBterialerlass,  Berlin,  25.  Januar  1746. 
**)  Bericht  vom  15.  Februar. 
***)  Eichel  an  Podewils,  20.  Februar, 
t)  Das  Memoire  Ammon's  siehe  u.  A.  Mercure  historique  et  poli- 
tique  CXX,  470  (avril  1746);  La  Clef  du  cabinet  des  Princes  LXXXIV, 
877  (mai  1746);  Haymann  V,  472;  Heldengeschichte  III,  47;  Adelung 
y,  Beil.  14.  In  denselben  Werken  auch  die  Memoires  Rosenbergs  und  Reischachs, 
bez.  des  englischen  Gesandten  Trevor.    Die  Einladung  der  Vertreter  Preussens 
und  Sachsens,  d.  d.  Haag,  16.  April,  zum  Beitritt  zu  dem  preussisch-sächsischen 
Friedenschlnsse  siehe  Haymann  Y,  476. 
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Majest^  rEmpereur  qu'k  Pimp^ratrice-reine  de  Hongrie  et  de  BohSme, 
las  titres  et  les  qualitäs  qui  leur  sont  dus. 

Vous  ne  manquerez  pas  non  plus  de  faire  connoitre  au  public^ 
par  votre  conduite^  les  effets  du  parfait  r^tablissement  de  la  bonne 
intelligence  entre  Leurs  Majest^s  Imperiales  et  moi,  en  vivant  en 
bonne  harmonie  et  mSme  en  confidente  amiti6  avec  leurs  ministres, 
k  qui  vous  aurez  soin  de  rendre  non-seulement  toutes  sortes  de 
politesseS;  mais  encore  toute  Tassistance  qui  döpendra  de  vous^  en 
toutes  les  occasions  oü  vous  pourrez  contribuer  &  la  satisfaction  de 
Leurs  Majestös  Imperiales  et  k  avancer  nos  int^rSts  communs.  En 
un  mot,  vous  en  agirez  k  leur  ^gard  comme  avec  des  ministres 
d'one  puissance  entiirement  röconcili^e  et  vivant  dans  une  bonne 
et  parfaite  intelligence  avec  moi;  dont  vous  ne  manquerez  pas 
d'informer  les  ministres  de  la  cour  de  Vienne  qui  se  trouvent  Ik 
oü  vous  Stes,  en  leur  t^moignant  que  je  ne  doutois  pas  qu'ils 
recevroient  les  m€mes  ordres  de  leur  cour. 

A  Berlin,  8  janvier  1746. 


II. 

Eecneil  de  Quelques  Lettres  et  Autres 
Pikees  Interessantes  Pour  Servir  A  rHistoire 

de  la  Paix  de  Dresde. 


ILönig  Friedrich  spricht  in  seinen  Memoiren  von  den  Gründen^ 
die  ihn  nach  dem  Eimnarsche  in  Sachsen  bestimmten ,  die  Ver- 
mittelungsvorschläge  des  am  dresdener  Hofe  heglauhigten  Vertreters 
Englands  anzuhören.  Er  sagt  w.  A.:  „Es  war  nicht  klug,  die  Eifer- 
sucht  neu  anzufachen,  die  Europa  seit  der  Erwerbung  Schlesiens 
gegen  mich  gefasst  hatte ,  ein  wenig  Mässigung  konnte  den  Ruf  des 
Ehrgeizes  zerstören,  den  man  mir  beimass*  Es  war  an  der  Zeit,  die 
Missgunst  einzuschläfern,  und  nicht  sie  wieder  aufzuwecken*^  *). 

Wir  ermesseti  zugleich,  weshalb  der  König,  als  der  Friede 
zunschen  Preussen  und  seinen  Gegnern  nicht  Dank  der  Bemühungen 
der  englischen  Diplomatie,  sondern  als  Frucht  des  preussischen  Sieges 
bei  Kesselsdorf  und  der  Einnahme  von  Dresden  zu  Stande  gekommen 
war,  die  zunschen  ihm  und  ViUiers,  dem  britischen  Vermittler,  ge- 
wechselten Schriftstücke  unverzüglich  dem  Druck  übergeben  Hess.  Denn 
auf  seine  Veranlassung  ist  die  Veröffentlichung  der  auf  die  Ge- 
schichte des  dresdener  Friedens  bezüglichen  kleinen  Sammlung  diplo- 
matischer Actenstücke  erfolgt,  nicht,  wie  man  bisher  angenommen 
hat,  von  englischer  Seite  her, 

*)  Histoire  de  mon  temps  von  1746|  her.  von  M.  Posner  (Publicationen 
ans  den  preussischen  Staatsarchiven  IV,  416).  Vgl  damit  Politische  Corre- 
spondenz  Friedrichs  des  Grossen  IV,  810  (18.  October  1745):  „Je  montre 
beaucoup  de  modäration  k  TEorope,  peut-Stre  cela  fera-t-il  revenir  le  public 
sor  Pid^  d'une  ambition  Irop  vaste  qu'il  me  pr^te." 


Recaeil  de  quelques  lettres.  H 

Der  Befehl  mr  Veröffentlichung  scheint  dem  Departement  der 
Auswärtigen  Äffairen  "bald  nach  der  BückJcehr  des  Königs  aus  Dresden 
auf  mündlichem  Wege  ertheilt  worden  zu  sein.  Die  einzigen  erhal- 
tenen Spuren  der  Vorbereitung  der  JPublication  sind  ein  Begistratur- 
vermerk  des  Archivars  Ilgen^  wonach  die  Originale  am  10,  Januar 
1746  fsu  dienstlichem  Gebrauche  ausgegeben  worden  sind,  und  die  von 
dem  Geheimen  Bath  VocJcerodt  der  Kanzlei  ertheüte  Weisung:  „An 
liegende  Pidcen  müssen  in  nachstehender  Ordnung  nacheinander  weg- 
geschrieben  und  folgendermassen  rubriciret  werden^ :  die,  von  Vocke- 
rodt  angegebenen  Titel  und  Ueberschriften  decken  sich  mit  denen  des 
Originaldruckes.  Das  nicht  mehr  erhaltene  Manuscript  für  die  Druckerei 
wurde  mittelst  Erlasses  vom  Id.  Januar  an  den  Besidenten  von  Ammon 
im  Haag  mit  der  Massgabe  gesandt,  dasselbe  unvermerkt  einem  ver- 
schwiegenen Buchhändler  zum  Druck  zu  übergeben  und  demnächst 
eine  Anzahl  Exemplare  sowohl  zu  eignen  Händen  des  Königs  wie  an 
das  Ministerium  einzusenden. 

Ammon  übertrug  den  Verlag  der  Firma  N^auhne  im  Haag,  deren 
Inhaber  als  Besitzer  eines  Buchladens  in  Berlin  ihm  vorzugsweise 
verürauenswUrdig  schien.  Die  JPublication  erzielte  nach  Ammons 
Ausdruck  y^wunderbare  Erfolge^  (des  effets  merveiUeux) :  „man  liest 
die  Sammlung  mit  Begierde  und  ist  von  ihr  entzückt*). 

^Nichts  steht  fester  j^  so  hatte  Ammon  schon  vor  der  Ver- 
öffentlichung berichtet  {21.  Januar)  y  „als  der  Umschwung  in  der 
Stimmung  dieses  Landes  gegen  Ew.  Majestät^  Dieser  Umschwung 
habe  sich  geäussert  seit  der  Schlacht  bei  Hohenfriedberg ,  und 
zwar  gleichmässig  im  Haag  wie  in  Amsterdam  und  in  den  andern 
Städten.  j^Nicht  nur  die  Begenten  und  die  Persönlichkeiten  von  An- 
sehen^ auch  die  Frauen^  die  Handwerker,  bis  herab  zu  den  Matrosen 
stimmt  aües  ein,  um  Ew.  Majestät  Gerechtigkeit  under fahren  zu 
lassen''  **;. 

Die  der  Sammlung  vorgedruckte  Nachricht  an  den  Leser  hat  der 
Buckhändler y  wie  es  scheint,  aus  eigener  Initiative  hinzugefugt; 
wenigstens  liegt  bei  den  Acten  ein  Concept  derselben  nicht  vor,  und 
der  Erlass  an  Ammon  vom  14.  Januar  enthält  nur  die  Weisung,  die 
Briefe  drucken  zu  lassen  „avec  le  titre  que  vous  y  irouvez^,  ohne 
eines  j^AvertissemenV^  zu  gedenken. 

*)  Bericht  Ammons,  Haag,  1.  Februar  1746. 
♦♦)  Der  Mercure  historique  et  politique  CXX,  117  (janvier  1746) 
nennt  des   Königs   von  Preussen   Eotschluss   zur    Gewährung    des    Friedens 
,,xteIation  incrojable  pour  des  ftmes  moins  gön^euses,   moms  grandes  que  la 
sienne.*' 
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ressantes, I  Pour  Servir  \  ä  \  VHistoire  De  La  Paix  |  De  \ 
Dresde.  \  Sammlung  \  einiger  \  Briefe  \  und  anderer  wichtiger 
Stucke,  I  welche  die  Geschichte  des  \  Dressdenschen  IViedens  \ 
erläutern.  \  Franckf.  am  Mayn  und  Leipzig  1746. 

55  pp.  4<>. 
Frafhzösischer  und  deutscher  Text  in  Columnensatz.  Auf  der  Rüde- 
Seite  des  Titelblattes  das  Motto:  ^Sui  victoria  indicat  regem^. 


5)  Recueil  \  De  Quelques  \  Lettres  \  Et  Autres  |  Pieces  \  Inte- 
ressantes I  Pour  Servir  \  A  \  L'Histoire  De  La  Paix.  \  De  \ 
Dresde.  \  1746. 

48  pp.  8®. 

Auf  der  Rückseite   des  Titelblattes  das  Motto:    y^Sui  victoria 
indicat  regem.^  

6)  Sammlung  \  einiger  \  Briefe  \  und  anderer  \  wichtiger  Stücke,  \ 
welche  \  die  Geschichte  \  des  Dressdenschen  Friedens  \  erläu- 
tern. I  Dressden,  1746. 

48  pp.  8®. 

Tyipen  und  Vigr^tten  wie  in  Nr.  5,  dieselbe  Uebersetzung  wie 
Nr.  4.    Kein  Motto. 
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7)  Becueil  \  De  Quelques  \  Letires  \  Et  Autres  \  Pieces  |  Inter- 
ressantes  \  Four  Servir  \  ä  \  L'Eisfoire  De  La  Paix  \ 
De  I  Dresde.  |  A  Berlin,  1746.  \  Chejs  A.  Haude  Ei  J,  C. 
Spener  \  Libraires  De  La  Cour  Et  De  ÜAcademie  Boyale  \ 
Avec  Privilege  du  Bot. 
112  pp.  8«. 

Auf  der  Büchseite  des  Titelblattes  das  Motto :  ,^Sui  Victoria  indicat 
Begem.^ 

Das  j^Avertissenient^  der  bisher  genannten  Ausgaben  ist  durch 
folgenden  riAvis  de  VEditeur^  ersetzt:  „Ja  vous  communigue  derechef, 
Ami  Ledeur,  une  Edition  taute  nouvelle  de  pieces  politiques,  propre 
ä  iclaircir  Vhistoire  de  nos  jours.  Les  deux  ou  trois  editions  qui  en 
ont  d^ä  paru  ci-devant^  n^ont  ite  dans  le  style  et  Torthographe  ni 
igales  ni  exactes,  et  mime  le  ser^  en  itoit  trongui  en  plusieurs 
endroits,  parcequ'tl  avoit  iti  imprimi  sur  des  manuscrits  fautifs.  On 
peut  assurer  le  lecteur  que  la  prisente  Edition  est  faite  sur  les  v&i" 
tables  originauXf  et  par  consiquent  purgi  de  totäes  les  fautes  pri- 
eedentes;  en  les  confrontant  les  unes  avec  les  autres,  on  en  verra 
d^dbord  la  difförence.  B  riesi  point  nicessaire  de  faire  Viloge  de 
ces  pitceSj  tout  le  monde  convient  que  c^est  un  ouvrage  qui  fera  ä 
jamais  hormeur  ä  notre  si^cle,^ 

Die  Vorrede  kann  nur  für  Leser  berechnet  gewesen  sein,  die  den 
Originaldruck  nicht  zur  Hand  hatten;  denn  die  Vergleichung  beider 
Drucke  ergiebt  fast  vollständige  Uebereinstimmung ,  nur  dass  neben 
einigen  formalen  Verbesserungen  in  der  berliner  Ausgabe  an  zwei 
Stellen  ein  paar  Worte  fehlen"*^).  Dass  bei  dieser  Auslassung  nicht 
Absieht^  sondern  nur  ein  Versehen  vorliegt,  ergiebt  die  Ergänzung  des 
Fehlenden  in  der  gleich  zu  nennenden  berliner  deutschen  Uebersetzung. 

Der  Briefwechsel  mit  ViUiers  nimmt  nur  die  48  ersten  Seiten  ein ; 
es  folgt  eine  j^Belaiion  de  la  bataiUe  de  Friedberg  par  Mr.  le  Jlf*** 
de  F***";  der  Verfasser  ist  der  französische  Gesandte  in  Berlin, 
Marquis  Valary  (S.  49 — 60);  den  Schluss  bildet  ein  „Becueil  dte  trois 
po^mes  sur  la  bataille  de  Friedberg,  la  bataille  de  Soor,  la  conqu&e 
de  la  Saxe^j  von  Samuel  Henzi^  dem  durch  sein  tragisches  Ende  be- 
kannten bemer  Burger. 

Der  auf  S.  120  als  demnächst  erscheinend  angekündigte  „zweite 
Theü"  dieses  Becueil  fiOirt  den  Titel: 

Memoires  \  Pour  \  Servir  |  ä  \  VHistoire  \  Des  Annies  \  1744 
&  1745.  I  A  Berlin,  1746.  '  Chez  A.  Haude  Et  J.  C.  Spener 


*  In  der  zwölften  Nummer  der  Sammlung:  k  Dresde  und  de  Sa  Ma- 
jest^  et  k  la  pnretö  (vgl  die  Varianten  unten  S.  96). 
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Libraires  De  La   Cour  Et  De  LAcademie  Royale  \  Avec 
Privilege  du  Rot. 

1  Bl.  299  pp.  S^  (Ad  p.  120  ein  unpaginirtes  Quartblatt:  Ordre  de 
bataille  du  4  juin  1745,  proche  de  Friedberg;  ad  p.  209  zwei 
desgl.:  Ordre  de  bataille  de  Tarm^  du  Boy  pr^s  de  Soor  le 
30  de  sept;  ordre  de  bataille  de  Tarm^e  de  la  reine  de  Hongrie 
le  30  sept.) 

Die  Sammlung  enthält  fünf  der  wahrend  des  zweiten  schlesisch^n 
Krieges  preussischerseits  veröffentlichten  Staatsschrißen  (die  Nummern 
XLlIIj  XUV,  LXX,  LXXI  des  ersten  Bandes  der  y^Preussischen 
Staatsschriften^  sowie  die  französische  Uebersetzung  von  Nr,  XLIX), 
einen  Theil  der  1744  und  1745  im  Druch  erschienenen  offiziellen 
militärischen  Nachrichten*)  und  die  beiden  Friedensverträge  vom 
25.  December  1745. 

Der  Buchhändler  Haude  war  am  14.  Februar  1746  um  die  Er- 
laubniss  zur  Veranstaltung  einer  Sammlung  zur  Geschichte  des  letzten 
Krieges  eingeJcommen.  Er  erhielt  durch  eine  Resolution  vom  J27.  Februar 
den  Bescheid,  dass  Se.  Königl,  Majestät  „es  wohl  zufrieden  seind^ 
dass  er  denen  von  ihm  unter  detn  Titul  M^noires  herauszugebenden 
Relationen  auch  de^  Marquis  de  Valory  Relation  von  der  Bataille 
bei  Hohenfriedberg^  nebst  andemj  die  sieh  Ober  das  Sujet  quaest.  noch 
finden  möchten,  wenn  solche  zur  Gloire  Sr.  Königl.  Majestät  und 
Dero  Waffen  gereichen,  ingleichen  die  ohnlängst  in  London 
herausgekommenen  französischen  Briefe  als  einen  Anhang 
hinzuthun  möge.^  Tags  darauf  schrieb  der  Geheime  Rath  Eichel  an 
Haude:  ^^Da  des  Königs  Majestät  Sich  erinnert  haben,  dass  Ew. 
Hochedelgeboren  die  zwischen  Höchstderoselben  und  dem  Herrn  von 
Villiers  gewechselten  Briefe  wieder  drucken  und  auflegen  lassen  wollen, 
so  haben  Dieselbe  mir  sogleich  befohlen,  von  Ew,  Hochedelgeboren  ein 
Exemplar  von  gedachten  Briefen  zu  verlangen,  weil  Höchstdieselbe 
(unter  uns  gesagt)  noch  ein  oder  ärgeres  Höchsteigenhändig  hinzu- 
fügen wollen**)^.  Die  getroffenen  Aenderungen  beschränken  sich,  wie 
berührt ,  auf  ein  Paar  formale  Verbesserungen.  Die  Veröffentlichung 
erfolgte  Ende  Mai  1746***). 

Die  drei  Henzischen  Oden,  welche  Haude  seiner  Ausgabe  an- 
hängte, haben  dem  Könige,  wie  Sulzer  von  Haude  selbst  erfuhr,  so  miss- 

*)  Vgl.  Droysen,  Kriegsberichte  Friedrichs  des  Grossen;  Beiheft  zum 
Militärwochenblatt  1875,  S.  259. 

**)  Bei  Preuss,  Friedrich  der  Grosse  als  Schriftsteller.  Ergänzungsheft. 
Berlin  1838,  S.  HO.  111,  aus  den  Geschäftspapieren  der  Spenerschen  Buchhand- 
lung.   Vergl.  (Euvres  de  Fr^d^ric  le  Grand  n,  S.  XI. 

***)  Vgl.  Berlinische  Nachrichten  vom  26.  28.  Mai,  9.  Juni  1746. 
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itlen^  äass  der  Verleger  kein  einziges  Exemplar  mit  den  diese  Gedichte 
Uhaltenden  Schlussbogen  verkaufen  durfte*). 


8)  Sammlung  \  einiger  \  Briefe  \  und  \  anderer  merchwürdigevi 
Schriften  \  welche  \  zur  Erläuterung  \  des  |  Dresdnischen 
IHedens  \  dienen.  \  Berlin  j  \  bey  A.  Haude  und  Joh.  C. 
Spener,  \  Königl.    und    der   Academie   der    Wissenschaften 

privil,  Buchhändlern.  \  Mit  Königl.  JEVivilegio. 
60  pp.  8*. 
Ohne  Motto.    Der  Vorbericht  aus  Nr.  8  üier setzt.    Die  Ueber- 
rlmmg  des  Textes  eine  andere  une  in  Nr.  4,  5,  7,   Die  Oden  fehlen. 
Der  S.  60  als  unter  der  Presse  befindlich  angekündigte  ^zweite 
'heiV  (vgl  Nr.  7): 

Wichtige  \  Nachrichten  \  Die  Kriegs-Begebenheiten  der  Jahre 
17 M.  1745.  betreffend.  Berlin^  \  bey  A.  Haude  und  Joh.  L. 
Spener,  \  Königl.   und   der    Academie   der    Wissenschaften 

privil.  Buchhändlern.  \  Mit  Königl.  Privilegio. 

258  pp.  8^  

9)  Recueil  \  De  Quelques  \  Lettres  \  Et  Autres  \  Pikees  Inter- 
essantes, I  Pour  Servir  \  A  \  VHistoire  De  La  Paix  |  De  \ 
Dresde.  \  Sammlung  einiger  Briefe  und  anderer  wichtigen 
Stücke,  I  welche  die  Geschichte  des  Dressdenschen  Friedens 
erläutern.  \  Im  Jahr  1746, 

64  pp.  8®. 
Französischer   Text   und   Uebersetzung   der  einzelnen  Briefe  je 
mtereinander.     Nachdruck  von  No.  7.  8.  mit  Ergänzung  des  Aus- 
üassenen  (vgl.  oben  S.  13  Anm.). 

10)  Briefe  \  Sr.  Majestät  des  Königs  \  von  Preussen^  \  An  den 
englischen  Gesanden  \  in  Dressden  \  Marquis  de  Villiers^  \  Bey 
Gelegenheit  \  des  Dressdner  Friedens.  |  Aus  dem  französischen 

übersetzt.  \  Gedruckt  zu  BressluUy  1746, 
4  Bl.  40. 
Enthält  nur  die  vier  Briefe  des  Königs^  die  drei  ersten  ohne  Datum. 
He  Uebersetzung  ist  sowohl  von  Nr.  4  und  6  als  von  Nr.  8  verschieden. 

11)  Briefe^  \  Sr.  Majestät  des  Königs  \  von  Preussen^  \  An  den 
englischen  Gesanden  \  in  Dressden  \  Marquis  d^  ViUiers,  \  Bey 
Gelegenheit  \  des  Dressdner  Friedens.  \  Aus  dem  französiscJien 
übersetzt,  1746. 

4  Bl.  4^ 

*)  Sulzer  an  Sam.  G.  Lange,  20.  Juli  1746;  Lange,  Sammlung  gelehrter 
od  £reand6chaftUcher  Briefe,  HaUe  1769,  I,  293.  294. 
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EnihäU  die  vier  Briefe  des  Klhiigs,   sämmÜich  ufidatirt.    Die 
Uebersetzung  mit  Meinen  Äbteeichungen  von  Nr.  10. 


Es  folgt  hier  der  Text  der  Haager  Originalausgabe. 


Recueil    de    quelques    lettres    et    autres    piices     int4- 

ressantes  pour  servir  k  rhistoire  de  la  paix  de  Dresde. 

A  Londres,  chez  Jean  Harding.     MDCCXLVI. 

Avertissement  du  libraire. 

Le  public  ne  s'attend  pas  que  je  rinstruise  ici  de  la  mani&re 
dont  cet  important  recueil  est  tombö  entre  mes  mains.  II  me  seroit 
aisö  de  lui  d^biter  Ik-dessus  quelqne  fiction  romanesqne^  de  Tordre 
de  Celles  dont  on  orne  ordinairement  le  frontispice  de  semblables 
ouvrages;  mais  c'est  au  fond  ce  qui  n'importe  en  rien  au  lecteur. 
Ce  qu'il  j  a  d'essentiel  pour  lui^  c'est  qu'on  lui  garantisse  Tau- 
thenticit^  des  pi^ces^  et  c'est  ce  que  je  puis  faire,  sans  crainte  de 
d^menti. 

Une  considöration  qui  m'a  tenu  quelque  temps  en  balance, 
c'est  la  crainte  de  d^plaire  aux  puissances  int^ressöes,  dans  les 
piices  que  je  public;  mais  des  personnes  intelligentes  et  prudentes, 
apris  en  avoir  fait  une  lecture  attentive,  m'ont  rassurö  &  cet  ^gard. 
EUes  m'ont  dit  qu'il  n'y  avoit  rien  dans  toute  cette  correspondance 
que  d'infiniment  glorieux  pour  les  personnes  qui  y  ont  eu  part; 
que  tout  le  monde  verroit  avec  un  vrai  plaisir  des  ministres,  pleins 
de  zile  pour  les  intörSts  de  leurs  augustes  mattres  et  des  meilleures 
intentions  pour  le  bien  public,  avancer  de  toutes  leurs  forces  le 
grand  ouvrage  d'une  paix  si  d^sir^e  et  si  n^cessaire;  que  surtout 
on  ne  pourroit  qu'^tre  ravi  d'admiration ,  en  lisant  les  sentiments 
g^nöreux  et  magnanimes  d'un  h^ros  qui,  sans  s'enfler,  comme  les 
honmies  ordinaires,  des  plus  brillants  succ^,  ne  perd  point  de 
vue  le  grand  but  de  toutes  ses  actions,  le  bonheur  de  ses  peuples, 
celui  mSme  de  ses  ennemis. 

De  si  beaux,  de  si  rares  exemples  ne  sauroient  8tre  trop 
soigneusement  transmis  k  la  postäritä,  et  je  me  sais  un  devoir  et 
une  gloire  d'j  contribuer,  en  procurant  Pimpression  de  ce  petit, 
mais  pr^cieux  ouvrage. 
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R  e  c  u  e  i  1 
de  quelques  lettres   et  autres  pi^ces  interessantes. 

I. 

Lettre  de  Monsieur  le  Comte  de  PodewilS;  Ministre 
du  Cabinet  de  Sa  Majestö  le  Roi  de  Prusse,  ä  M.  de 
Villiers,  Ministre  Plinipotentiaire  de  Sa  Majestö 
Britannique  k  la  Cour  de  Saxe.  De  Berlin,  le  28  No- 
vembre  1745. 

Monsieur, 

Cest  par  un  ordre  expris  du  Roi  mon  mattre  que  j'ai  Phonneur 
de  vous  ^crire  celle-ci. 

Sa  Majest^  est  persuad^e  que  vous  £tes  pleinement  inform^, 
Monsieur;  de  tous  les  soins  infatigables  que  Sa  Majestö  Britannique 
s'est  bien  voulu  donner  jusqu'ici  pour  rötablir  la  paix  en  AUemagne 
et  une  bonne  harmonie  entre  le  Roi  mon  mattre  et  les  cours  de 
Vienne  et  de  Dresde,  par  la  Convention  conclue  et  sign^e  &  Hanovre 
le  26  aoüt  N.  St.  de  Tann^e  courante  entre  le  Roi  mon  mattre  et 
Sa  Majestä  Britannique,  et  ratifi^e  de  part  et  d'autre. 

Vous  ne  sauriez  ignorer  non  plus,  Monsieur,  la  mod^ration  que 
le  Roi  mon  mattre  a  tömoign^e  imm^diatement  apr^s  la  signature 
de  cette  Convention,  puisque,  sans  attendre  que  les  cours  de  Vienne 
et  de  Dresde  eussent  d^clar^  qu'elles  la  vouloient  accepter,  Sa 
Majeste,  dans  le  dessein  de  montrer  ses  grands  ögards  et  son 
attention  infinie  pour  Sa  Majestö  Britannique,  a  bien  voulu  suspendre 
les  effets  de  son  juste  ressentiment  contre  l'invasion  hostile  des 
troupes  saxonnes  en  Silösie,  en  ordonnant  &  Son  Altesse  M.  le 
prince  d' Anhalt,  d&s  que  la  nouvelle  de  la  signature  de  la  Conven- 
tion d'Hanovre  nous  tat  parvenue,  de  ne  point  entrer  en  Saxe, 
quoiqa'il  se  trouv&t  sur  le  point  de  le  faire  avec  une  armee  bien 
Bup^rieure  k  celle  que  la  cour  de  Dresde  lui  pouvoit  alors  opposer. 

Cest  dans  les  memes  sentiments  de  modöration,  et  pour  tömoigner 
d'aatant  plus  les  dispositions  pacifiques  du  Roi,  que  Sa  Majestö, 
nonobstant  le  refus  des  cours  de  Vienne  et  de  Dresde  d'acquiescer 
k  un  accommodement  aussi  juste  et  ^quitable  que  celui  qui  est  stipul^ 
dans  la  Convention  d'Hanovre,  a  bien  voulu  surseoir  constamment 
toutes  les  hostilit^  contre  la  Saxe,  auxquelles  Tinvasion  de  la  Silösie 
l'avoit  assez  autoris^e.  Et  le  Roi,  pour  convaincre  encore  plus  Sa 
Majestö  Britannique  et  toutes  les  puissances  bien  intentionn^es  de 
son  däur  pour  la  paix  et  le  prompt  r^tablissement  d'une  bonne  union 
et  harmonie  avec  la  cour  de  Dresde,  est  allö  plus  loin,  et,  pour  ne 
plus  donner  d^ombrage  k  la  Saxe,  il  a  £Edt  retirer  la  plus  grande 
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partie  de  l'arm^e  de  Son  Altesse  le  prince  d'Anhalt  des  fronti&res 
de  la  Saxe,  ayant  fait  däclarer  k  votre  cour,  Monsieur ,  aussi  bien 
qu'ä  Celle  de  Russie^  qu'il  ne  tiendroit  jamais  k  Sa  Majestö  de 
donner  les  mains  k  un  prompt  accommodemeDt  avec  Sa  Majestö  le 
roi  de  Pologne  et  d'accepter  les  bons  offices  que  Sa  Majest^ 
l'Imp^ratrice  y  vouloit  employer  de  concert  avec  Sa  Majest^  Bri- 
tannique. 

Mais  comme;  malgrä  toutes  ces  d^marches  les  plus  amiables  et 
les  plus  pacifiques  du  Roi  mon  mattre,  la  cour  de  Dresde,  bien  loin 
d'y  röpondre  en  aucune  fa9on;  avoit  pris  la  funeste  r^solution 
d'appeler  deux  armöes  autrichiennes  dans  le  coßur  de  la  Saxe,  pour 
traverser  d'un  c6tö  avec  leurs  forces  rdunies  la  Lusace  et  p^n^trer 
de  Ik  non-seulement  en  Sil^sie^  mais  aussi  dans  les  anciens  Etats 
h^räditaires  de  Sa  Majestät  tandis  que  Tarmäe  saxonne^  proche  de 
Leipzig,  ätoit  destin^e  k  faire ,  de  concert  avec  le  corps  de  troupes 
autrichiennes  qui  est  sous  les  ordres  du  g^n^ral  comte  de  Grünne, 
une  Invasion  dans  le  pays  de  Magdebourg  et  m£me  tout  droit  vers 
cette  capitale:  le  Roi  s'est  vu  forc^  k  regret  et  bien  malgre  lui  de 
prendre  les  mesures  les  plus  vigoureuses  que  les  lois  divines  et 
humaines  permettent  et  ordonnent  mSme,  pour  d^truire  des  desseins  d 
dangereux  et  pour  ne  point  attendre  dans  le  cceur  de  ses  Etats  des 
ennemis  acham^s  k  sa  perte,  et  qui  s'avan9oient  de  tous  cötäs  pour 
r^craser. 

C'est  dans  cette  f&cheuse  nöcessitä  que  Sa  Majestä  s'est  trouvfc 
oblig^e  draller  au  devant  de  Tarmöe  combinöe  autrichienne  et 
saxonne  en  Lusace ,  pour  lui  couper  le  chemin  et  Femp^cher  de 
percer  dans  le  coeur  des  Etats  h^r^taires  du  Roi.  La  Providence, 
qui  jusqu'ici  a  donnö  des  marques  de  sa  protection  si  visibles  au 
Roi  contre  tant  d'ennemis  conjurös  contre  lui,  a  bien  voulu  b^nir 
encore  cette  fois  les  justes  armes  de  Sa  Majestä,  et  eile  a  non- 
seulement  eu  le  bonheur  de  d^faire  entiirement  k  son  enträe  en 
Lusace  le  corps  de  troupes  auxiliaires  saxonnes  qui  faisoient 
Tavant-garde  de  Tarm^e  autrichienne,  apr^  avoir  fait  plus  de  mille 
prisonniers,  parmi  lesquels  se  trouvent  une  trentaine  d'oiBciers  avec 
le  gönäral  de  Buchner,  le  colonel  O'Bym  et  d'autres  officiera  de 
marque,  outre  quatre  pi&ces  de  canon,  trois  drapeaux,  deox 
ätendards  et  deux  paires  de  timbales;  mais,  de  plus,  Sa  Majestä 
ayant  marchä  ensuite  du  cötö  de  Görlitz  pour  attaquer  ramuie 
autrichienne,  celle-ci  n'a  pas  trouvö  k  propos  de  Tattendre,  maiB, 
apris  avoir  abandonnä  son  corps  de  troupes  auxiliaires  saxonnes 
et  un  grand  magasin  k  Görlitz  dont  nos  troupes  se  sont  empar^ 
en  y  faisant  encore  200  hommes  et  plusieurs  officiers  du  r^^ent 
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dee  gardes  saxonnes  prisonniers^  le  prince  Charles  s'est  retirä  avec 
tant  de  diligence  et  de  d^ordre  vers  Zittau  et  les  fronti&res  de  la 
Boh^e  que  ses  troupes  ont  mgme  pillä  tous  les  villages  saxons  oü 
elles  avoient  cantonnö. 

Cependant,  et  malgr^  tous  ces  avantages^  qui  rendent  le  Roi 
maitre  de  toute  la  Haute-Lusace  et  qui  seront,  s'il  plait  k  Dieu, 
suiyis  bientöt  de  plus  considörables  encore^  Sa  Majestä  est  toujours 
prSte  k  se  r^concilier  sinc^rement  avec  Sa  Majestä  le  roi  de  Pologne, 
ä  oublier  tout  le  pass^  et  &  retirer  incessamment  toutes  ses  troupes 
des  Etats  de  Saxe^  aussitöt  qu'il  aura  plu  k  ce  Prince  d^acc^er 
formeUement  k  la  Convention  d'Hanovre^  de  renvoyer  les  troupes 
autrichiennes  et  de  ne  leur  plus  accorder  jamais  aucun  passage  par 
ses  Etats  pour  faire  la  guerre  au  Roi  mon  msdtre,  ni  en  Silösie^  ni 
dans  aucune  autre  province  de  la  domination  du  Roi. 

Sa  Majestö,  dans  les  termes  oü  eile  en  est  avec  le  Roi  votre 
auguste  maitre,  croit  pouvoir  s^adresser  hardiment  k  un  ministre 
aussi  öclairö  et  aussi  bien  intentionnä  que  vous  TStes,  Monsieur, 
pour  vous  prior,  ainsi  qu'il  m'a  expressäment  ordonnä  de  le  faire 
de  sa  part,  de  vouloir  bien  informer  sans  perte  de  temps  de  ces 
sentiments  de  mod^ration  et  de  ces  dispositions  pacifiques  Son 
Excellence  M.  le  comte  de  Brühl  et  m§me  Sa  Majestä  le  roi  de 
Pologne  et  de  nous  faire  savoir  au  plus  tot  les  r^solutions  et  la 
röponse  de  la  cour  oü  vous  £tes,  sur  tout  cela. 

Le  Roi  m'enjoint  express^ment  de  vous  dire,  Monsieur,  que 
vous  pouvez  compter  sur  sa  parole  et  que  vous  n'aurez  jamais  aucun 
dänenti  k  craindre  sur  tout  ce  que  je  viens  de  vous  mander  de  la 
part  de  Sa  Majestö  et  par  ses  ordres  expris. 

Mais  vous  pouvez  bien  juger  aussi,  Monsieur,  que  le  Roi  ne 
sauroit  discontinuer  de  profiter  de  ses  avantages  et  de  les  pousser 
aussi  loin  qu'il  est  possible,  pour  pr^venir  les  dangereux  desseins 
de  ses  ennemis,  jusqu'k  ce  qu'il  aura  plu  k  la  cour  oü  vous  §tes, 
d'accäder  porement  et  simplement  k  la  Convention  d'Hanovre  du 
26  du  mois  d'aoüt  de  l'annäe  präsente. 

An  reste,  comme  jusqu'k  präsent  on  a  fait  un  assez  mauvais 
ttsage  k  Dresde  de  toutes  les  ouvertures  qui  ont  iti  faites  de  notre 
eöti  pour  un  accommodement,  j'ose  me  flatter  que  vous  ne  donnerez 
point  de  copie  de  ma  lettre  au  ministire  de  Saxe.  II  j  aura  d'autres 
mojeDB  pour  le  rassurer  sur  la  sincöritä  et  la  bonne  foi  du  Roi,  si 
Ton  est  disposö,  autant  que  Sa  Majestö  Test,  k  dcouter  la  voix  de 
la  mod&ration  et  de  la  räconciliation. 

J'esp&re  que  vous  voudrez  bien  m^honorer  d'one  prompte 
riponae  par  l'envol  d'une  estafette,  et  je   suis  charmä  que  cette 
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occasion    me    procure    celle   de   vous   assurer   de    la   plus   parfaite 
consid^ration  avec  laquelle  j'ai  rhonneur  d'etre  etc. 

H.  C.  de  Podewils. 

II. 

R^ponse    de    Monsieur    de    Villiers.     De    Dresdei    le 
30  Novembre  1745. 

Monsieur, 
Je  re9us  hier  k  dix  heures  du  soir  Thonneur  de  la  lettre  de 
Votre  Excellence  du  28  du  courant.  Celui  que  Sa  Majestö  le  roi 
de  Prusse  me  fait,  en  me  choisissant  pour  Tinstrument  d'un  ouvrage 
aussi  important  que  celui  de  couronner  ses  victoires  par  une  paix 
öquitable,  m'animera  k  y  travailler  conform^ment  aux  Instructions 
que  j'ai  depuis  quelque  temps  re9ues  l&-dessus  du  Roi  mon  maitre, 
avec  autant  de  z^le  que  d'impartialitö.  Je  commen9ai  das  le  soir 
mSme  du  29  k  m'acquitter  de  ce  devoir.  Je  fis  rapport  du  contenu 
de  la  lettre  de  Votre  Excellence  h,  M.  le  comte  de  Brühl,  qui  me 
promettoit,  en  montrant  une  disposition  agr^ble  aux  intörets  des 
deux  cours,  d'en  faire  autant  au  Roi  son  maitre,  d'assembler  un 
Conseil  d'Etat  et  de  me  donner  une  röponse  aujourd'hui.  Son 
Excellence  n'a  rien  omis^  et  la  r^solution  de  cette  cour,  sur  ce  que 
j'ai  eu  l'honneur  de  proposer  de  la  part  de  Sa  Majestö  Prussienne, 
porte  en  substance: 

I.  Que  le  roi  de  Pologne  n'est  point  öloignö  d'accdder  k  la 
Convention  d'Hanovre,  mais  qu^il  faut  nöcessairement  en  communiquer 
avec  la  cour  de  Vienne,  comme  la  partie  principale;  ce  qu^on  va 
faire  incessamment 

II.  Que  le  roi  de  Pologne  s'engage  de  faire  sortir  les  troupes 
d' Antriebe  de  son  pays,  entröes  sur  des  lettres  röquisitoriales,  aussitöt 
que  Sa  Majestä  le  roi  de  Prusse,  selon  sa  propre  d^claration,  fera 
retrograder  et  sortir  son  arm^e  de  tous  les  Etats  du  roi  de  Pologne. 

m.  Que  le  roi  de  Pologne  s'engage  de  ne  plus  permettre 
aucun  passage  aux  troupes  d'Autriche  dans  le  but  d'attaquer  Sa 
Majeste  Prusienne,  seit  en  Silösie,  seit  dans  son  äectorat. 

Je  laisse  k  la  pönätration  supörieure  de  Votre  Excellence  de 
döcider  si  les  engagements  du  roi  de  Pologne  ne  paroissent  pas 
d'une  nature  h  Tempficher,  tel  que  seit  son  d^sir  de  rötablir  une 
parfaite  harmonie  entre  les  deux  cours,  h  parier  plus  cat^goriquement, 
et  encore  moins  h,  acc^der  k  la  Convention,  avant  que  celle  de 
Vienne,  qui  devroit  Stre  une  partie  principale  contractante,  ne 
Taccepte.  Ma  sinc^ritä  m'oblige  k  avouer  ä  Votre  Excellence  que, 
malgrä  mon  envie  extrSme  de  märiter  la  confiance  dont  un  aussi 
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grand  roi  que  celui  qua  voob  Bervez^  Monsieur,  m^honore,  je  n'oserois 
me  mSler  de  cette  commission  k  Fexclusion  de  la  maison  d'Autriche. 
Mais  les  sentiments  de  Sa  Majestö  Prussienne  sont  trop  marquös 
dans  la  lettre  obligeante  et  instructive  de  Votre  Excellence,  pour 
n'avoir  pas  lieu  d'esp^rer  que  la  disposition  que  la  cour  de  Dresde 
t^moigne  dans  sa  r^ponse,  sera  regard^e  comme  un  grand 
acheminement  k  la  paix,  si  dösiröe  et  si  nöcessaire  pour  sauver  tous 
les  Etats  des  bien  intentionnäs  de  TEurope. 

Votre  Excellence  peut  Stre  assur^e  que  je  ne  donnerai  point 
de  copie  de  Sa  lettre  ä  cette  cour.  Ce  premier  t^moignage  de  son 
opinion  en  ma  faveur  m'est  trop  flatteur  pour  que  j'en  fasse  autre 
usage  que  celui  que  vous  voulez  bien  me  prescrire;  mon  ätude  sera 
de  parottre  digne  des  ordres  que  Votre  Excellence  me  donne,  et  de 
profiter  de  toutes  les  occasions  pour  faire  voir  la  parfaite  con- 
sidöration  avec  laquelle  j'ai  Thonneur  d^Stre, 

Monsieur, 

De  Votre  Excellence 
Le  tr^s  humble  et  tr&s  oböissant  serviteur 

Tho.  Villiers. 

m. 

Lettre  de  M.  de  Villiers  k  Sa  Majestö  le  Roi  de  Prusse. 
De  Dresde,  le  30  Novembre  1745. 

Sire, 
Me  trouvant  honorö  d'une  lettre  de  Monsieur  le  comte  de 
Podewils,  ministre  d'Etat  de  Votre  Majest6,  par  laquelle  il  ^me 
Charge,  par  les  gracieux  ordres  de  Votre  Majestä,  de  certaines 
insinuations  ä  faire  ä  cette  cour,  tendant  au  but  salutaire  du 
rdtablissement  de  la  paix,  je  n'ai  pas  manquä  de  m'en  acquitter 
avec  tout  Pempressement  que  Fimportance  du  sujet  exige;  aussi 
u-je  la  satisfaction  de  pouvoir  assurer  Votre  Majestö  que  les  pro- 
poBitions  g^näreuses  qu'Elle  a  fait  faire  k  Sa  Majestä  Polonaise,  ont 
iti  refues  avec  des  sentiments  qui  y  r^pondent.  La  r^ponse  qu'on 
m'a  donnde,  consiste  en  ce. 

I.  Que  le  roi  de  Pologne  n'est  point  öloignd  d'accöder  k  la 
Convention  d'Hanovre,  mais  qu'il  faut  ndcessairement  en  communiquer 
avec  la  cour  de  Vienne,  comme  la  partie  principale;  ce  qu'on  va 
üire  inoessanmient 

n.  Que  le  roi  de  Pologne  s'engage  de  faire  sortir  les  troupes 
d' Antriebe  de  son  pays,  enträes  sur  des  lettres  rdquisitoriales, 
aassitdt  que  Sa  Majestö  le  roi  de  Prusse,  selon  sa  propre  döclaration, 
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fera  retrograder   et  Bortir  son  arm^e   de  tous  les  Etats  du  roi  de 
Pologne. 

ni.  Que  le  roi  de  Pologne  s^engage  de  ne  plus  permettre  aucan 
passage  aux  troupes  d'Autriche  dans  le  but  d'attaquer  Sa  Majestä 
PruBsienne,  soit  en  Silösie,  seit  dans  son  ^lectorat 

J'en  ai  incessamment  fait  part  ä  Son  Excellence  M.  le  comte 
de  Podewilsy  mais,  pour  gagner  du  temps  et  pour  öpargner  une  plus 
grande  eflFusion  de  sang,  je  n'ai  pas  voulu  manquer  d'en  rendre 
aussi  compte  ä  Votre  Majestä,  en  Lui  proposant  par  ordre  de  cette 
cour  de  faire  cesser  de  part  et  d'autre  toutes  les  Operations  et 
exactions  militaires. 

Je  n'ose  reprösenter  k  un  prince  si  äclairä  combien  un  pareil 
tömoignage  d^amitiö  tendra  k  la  consolider.  Je  me  bornerai  k 
obdir  aux  ordres  de  Votre  Majeste  et  ä  montrer  la  venöration  avec 
laquelle  je  prends  la  libertä  de  me  döclarer, 

Sire, 

De  Votre  Majestö 
Le  plus  ob^issant  et  d^vouä  serviteur 

Villiers. 

IV. 

Röponse  de  Sa  Majestä  le  Roi  de  Prusse  k  M.  de 
Villiers.  Du  Quartier  de  Görlitz,  le  1^^  D^cembre 
1745. 

Monsieur, 
Je  crois  que  l'Angleterre  et  toute  TEurope  doit  £tre  convaincue 
de  ma  moddration.  Si  le  roi  de  Pologne  ne  m'avoit  pas  forcö  par 
ses  mauvais  proc^d^s  d'entrer  dans  son  pajs,  je  ne  m'y  serois 
jamais  portä.  Mais  ind^pendamment  de  tous  les  avantages  que 
toute  l'Europe  voit  que  j'ai  sur  mes  ennemis,  je  suis  portö  k 
souscrire  k  un  accommodement 

Cependant,  ajant  trop  appris  k  connoitre  par  l'exp^rience  com- 
bien la  cour  de  Dresde  se  sert  de  ses  avantages,  je  ne  puis  faire 
cesser  les  hostilitös,  ni  retirer  mes  troupes  de  ce  pajs,  avant  que 
le  roi  de  Pologne  n'acquiesce  purement  et  simplement  k  la  Conven- 
tion d'Hanovre.  Vous  pouvez  6tre  persuadä  que  j'en  attends  la 
nouvelle  avec  toute  Timpatience  imaginable,  et  que,  du  moment  que 
je  Paurai,  je  prendrai  des  arrangements  en  cons^quence.  Vous 
sentez  vous-m§me  que  ce  que  vous  m'äcrivez  n'est  pas  süffisant 
pour  arrßter  les  progrfes  d'une  arm^e  victorieuse  et  que  la  cour  de 
Dresde  paroit  se  r^server  une  porte  de  derri&re,  en  attendant  le 
consentement  de  la  cour  de  Vienne.    Pour  peu  que  je  voie  plus  de 
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sincdritä  de  lear  part  et  que  vous  vouliez,  au  nom  du  roi  d'Angle- 
terre,  me  garantir  les  suites^  je  suis  prSt  h  me  prSter  k  tous  les 
arrangements  pacifiques  que  vous  pourrez  prendre  pour  r^tablir  une 
paix  bien  solide  et  bien  durable  entre  nos  deux  cours. 

Je  ne  vous  demande  qu^une  räponse  cat^gorique  Ik-dessus, 
moyennant  laquelle  le  roi  de  Pologne  verra  que  je  ne  souhaite 
moi-mfime  que  la  coDservation  de  ses  sujets  et  le  r^tablissement 
d^une  amitiä  durable  avec  mes  voisins.  II  ne  däpendra  que  de  lui 
de  la  cultiver  k  Tavenir  et  d'en  retirer  plus  d'avantage  que  de  celle 
de  ses  autres  alliös. 

Je  vous  prie  de  vous  employer  avec  toute  la  dext^riti  que  je 
vous  connais  ä  finir  cette  nögociation^  qui  r^pond  si  bien  aux 
intentions  du  Roi  votre  maitre,  en  r^tablissant  la  paix  de  FAllemagne 
et  en  apaisant  une  guerre  entre  deux  voisins  qui  ne  laisseroit  pas 
que  d'gtre  ruineuse  et  funeste  aux  deux  parties  bellig^rantes. 

Vous  pouvez  compter  que  de  votre  nögociation  döpendra  le 
sort  de  la  Saxe. 

Je  suis  avec  des  sentiments  d'estime 
Monsieur^ 

Votre  bien  affectionnö 
Frddöric. 

P.  S.  Je  suis  dans  Tintention  de  faire  la  paix  selon  la  Con- 
vention d'Hanovre.  J'ai  chassä  les  Autrichiens  de  la  Saxe^  ainsi  il 
ne  s'agit  plus  de  les  renvoyer.  Mais  que  le  roi  de  Pologne  se 
döclarCy  sous  la  garantie  de  TAngleterre^  d'accepter  cette  Convention^ 
ou  avec  la  cour  de  Vienne  ou  söparäment,  alors  les  hostilit^s 
cesseront  Vous  sentez  bien  que  je  veux  des  süretös  et  que  ce  que 
je  demande  est  conforme  k  la  justice  et  au  bon  sens,  et  je  veux 
agir  k  jeu  sür. 

V. 

Lettre  de  M.  de  Villiers  k  Sa  Majestö  le  Roi  dePrusse. 
De  Dresde,  le  4  D^cembre  1745. 

Sire, 

Je  re9us  le  3  du  courant  les  ordres  de  Votre  Majestö  du  1^  et, 
pour  m'y  conformer  sans  perte  de  temps,  je  priai  les  ministres 
d'Etat,  charg&  du  sein  de  ce  gouvernement  pendant  Tabsence  de 
leur  souverain,  de  s'assembler. 

Je  leur  fis  rapport  des  döclarations  de  Votre  Majestö  touchant 
le  r^tablissement  d'une  parfaite  harmonie  entre  les  deux  cours,  et 
dans  cet  instant  je  re9ois  de  leur  part  la  döclaration  ci-jointe.    J'ose 
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avancer,  Sire,  qua  j'ai  fait  tont  ce  qoi  a  d^penda  de  moi  pour 
qu'elle  fut  conforme  auz  d^sin  qae  Yotre  Majestä  a  daignä  me 
xnarquer,  non-BeuIement  pour  le  r^blissement  d'cüie  amitiö  solide 
entre  les  deux  cours,  mais  aussi  pour  remettre  la  tranquillitä  en 
Allemagne,  et  que  rintention  de  cette  cour  repond  parfaitement  k 
ces  principes. 

II  faut  que  j'avoae  k  Votre  Majeste^  que  je  ne  suis  pas  autoris^ 
de  garantir  formellement  cette  döclaration  au  nom  du  Roi  mon 
maitre^  n'ajant  des  Instructions  que  de  m*exercer  avec  toute  Tactivitä 
possible  pour  exhorter  cette  cour  k  consentir  elle-mSme  k  la  Con- 
vention signee  k  Hanovre  le  26  d'aoüt  N.  St.  1745  et  ä  persuader 
Celle  de  Vienne  de  l'accepter. 

Je  ne  saurois  les  outrepasser^  mais  je  peux  däclarer  que  le  fioi 
mon  maitre  n'a  rien  plus  k  coeur  que  de  voir  Taccomplissement  de 
cette  Convention. 

Je  peux  aussi  ajouter  que  je  suis  convaincu  que  le  roi  de 
Fologne  est  sincirement  intentionne  d*j  acceder  purement  et  simple- 
ment  et  de  vivre  dans  une  parfaite  amitiö  avec  Votre  Majestö.  Si 
c'est  trop  pr^sumer  que  d'oßrir  mes  sentimentS;  je  p^he  par  trop 
de  z^e. 

Je  sens  que  je  ne  saurois  mieux  montrer  que  par  le  silence 
la  vöndration  avec  laquelle  je  suis, 

Sire, 

De  Votre  Majestö 

Villiers. 

VI. 

Döclaration   du   Ministire   de  Dresde,   donnee  k  M.   de 
Villiers.    Du  3  Döcembre  1745. 

Nous  soussignös  ministres  d'Etat  de  Sa  Majestö  le  roi  de  Po- 
logne  sommes  tris  Obligos  k  M.  Tenvoji  d'Angleterre  de  la  com- 
munication  de  la  döclaration  ultörieure  de  Sa  Majestö  Prussienne 
concemant  la  rdconciliation  proposee   par  M.  le  comte  de  Podewils. 

Nous  regrettons  cependant  en  meme  temps  beaucoup  de  ce  que 
les  trois  points  6nonc&  dans  la  premiire  döclaration  donnee  dlci  k 
M.  l'Envoy^  n'ont  point  iti  aussi  bien  rejus  qu'on  l'avoit  esp^r^. 
Mais  pour  lever  au  possible  tout  doute,  nous  ne  balanjons  pas  un 
moment,  dans  Tabsence  du  Roi  notre  maitre,  de  döclarer  en  son 
nom  que  Sa  Majestö  est  non-seulement  diBpos(5e,  mais  pr§te  k  r^tablir 
la  bonne  harmonie  entre  eile  et  Sa  Majest^  Prussienne  sur  le  pied 
de  la  Convention  arrgt^e  k  Hanovre  le  15  26  d'aoüt  de  Tann^e 
courante  1745. 
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£n  behänge  de  quoi,  eile  se  promet  de  la  pari  de  Sa  Majestä 
Prussienne;  saivant  sa  d^laration  d^jä  faite,  qu'elle  fera  cesser  d&s 
h,  pr^ent  toute  hostilitö  et  poursuite  de  marche;  qu'elle  n'exigera 
plus  aueune  livraison  ou  contribution  nouvelle  ou  aacienne  et  boni- 
fiera  toutes  Celles  qui  pourroient  ddjk  avoir  it&  levöes;  qu*elle 
retirera  aussi  d^  h,  präsent  toutes  ses  troupes  des  Etats  du  Roi  et 
ne  les  y  arrfitera  sous  quelque  prötexte  que  ce  soit;  qu'elle  ävacuera 
tous  les  forts  et  places  et  les  rendra  dans  Tötat  qu'elles  6toieut 
avant  leur  oceupation;  qu'elle  relächera  et  fera  restituer  toutes  les 
caisses  saisies,  soit  royales  ou  particuliires;  qu'elle  ne  permettra 
pas  qu'aucun  tort  soit  fait  dans  la  retraite,  ni  aux  personnes  qui 
sont  au  Service  du  Roi,  ni  aux  vassaux^  ni  ä  aucun  sujet,  soit  en 
leurs  personnes,  soit  en  leurs  biens,  et  qu'elle  relächera  enfin  sans 
rangen  tous  les  prisonniers  faits  sur  les  troupes  du  Roi.  Ecrit  k 
Dresde,  ce  3  d^cembre  1745. 

Sign6:  De  Gersdorff. 

Comte  de  Zech. 

Comte  de  Hennicke. 

De  Rex. 

VII. 

Räponse  de  Sa  Majestö  le  Roi  de  Prusse  k  la  Lettre 
pröc6dente  de  M.  de  Villiers,  Du  Quartier  Gänäral 
de  Bautzen,  le  5  D^cembre   1745. 

Monsieur, 

Je  ne  sais  qui,  de  moi  ou  des  Saxons,  vous  sera  le  plus  obligä 
du  r^tablissement  de  la  paix.  Le  mal  que  je  fais  k  mes  voisins,  se 
fait  trfes  k  contre-coeur.  Je  suis  forcö  d'en  venir  k  cette  extr^mitö, 
mais  je  procure  en  meme  temps  toutes  les  facilit^s  qui  döpendent 
de  moi,  au  roi  de  Pologne  pour  sortir  d'embarras. 

II  sera  donc  nöcessaire,  pour  mettre  radicalement  fin  k  cette 
funeste  guerre,  que  le  roi  de  Pologne  exp^die  incessamment  des 
pleins  pouvoirs  k  un  de  ses  ministres  pour  lequel  je  vous  envoie 
le  passe-port  ci-joint. 

J^ai  expödiä  mes  ordres  k  mon  ministre  du  cabinet,  le  comte  de 
Podewils,  de  se  rendre  incessamment  ici;  apr^s  quoi  Ton  pourra 
dresser  la  Convention  convenablement,  et,  dis  qu'elle  sera  ratifiöe  du 
roi  de  Pologne,  j'^vacuerai  son  pays,  ses  forteresses  etc.  et  ferai 
cesser  les  hostilit^s. 

Quant  k  Particle  de  la  cessation  des  contributions  et  de  l'in- 
demnisation  du  dommage  fait,  les  contributions  ne  peuvent  cesser 
qu'apris  que  le  roi  de  Pologne  aura  ratifiö  les  pröliminaires  dress^s 
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par  noB  ministres.  Et  je  peux  aussi  pea  indenmiser  le  roi  de  Po- 
logne  des  dommages  de  ses  sujets  que  lui  et  la  reine  de  Hongrie 
m'indemniseront  de  ceux  qu'ils  m'ont  fiedta  et  fönt  encore  actuellement 
en  Siläsie. 

Vous  me  ferez  plaisir,  Monsieur,  d^aecompagner  le  ministre 
saxon  chargö  des  pleins  pouvoirs  de  son  mattre.  Cela  me  procurera 
la  satisfaction  de  voir  un  homme  que  j'estime  beaueoup  et  qui; 
rempli  des  vöritables  sentiments  qu'un  ministre  doit  avoir,  procure 
la  paix  et  la  tranquillitä  aux  nations,  en  öteignant  le  flambeau  de 
la  discorde  et  de  la  guerre. 

Je  croisy  de  plus^  que  vous  n'aurez  point  de  temps  ä  perdre 
pour  ötre  muni  de  votre  cour  des  pleins  pouvoirs  dont  vous  avez 
besoin  pour  la  garantie  de  la  Grande-Bretagne  et  de  faire  que 
M.  de  Bestushew  et  le  ministre  de  Hollande  agissent  en  cons^quence. 

Je  regarde  cette  paix-ci  comme  la  base  de  la  pacüication  de 
l'Allemagne.  Ou  la  reine  de  Hongrie  y  accidera  d'abord)  ou  eile 
ne  tardera  pas  de  le  {aire, 

J'ai  appris  d'ailleurs  avec  douleur  que  le  roi  de  Pologne  a 
quitt^  sa  capitale.  C'est  un  affront  qu'il  fait  h  ma  fa9on  de  penser. 
Je  Tai  toujours  estimä  personnellement^  et  dans  le  plus  grand 
acharnement  de  la  guerre  on  auroit  respect6  son  caractöre  et  sa 
famille.  Vous  pouvez  assurer  ce  prince  de  la  cordialitö  et  de  la 
sincöritö  de  mes  sentiments,  et  qu'il  ne  tiendra  qu'k  lui  que  dösormais 
les  deux  cours  vivent  dans  la  plus  ötroite  amiti^.  Je  vous  prie 
d'§tre  assurö  des  sentiments  d^estime  avec  lesquels  etc. 

Frödöric. 

vm. 

Lettre  de  M.  de  Villiers  ä  Sa  Majestä  le  Roi  de  Prusse. 
De  Prague,  le  9  Döcembre  1745. 

Sire, 
Pour  exöcuter  moins  mal  les  ordres  de  Votre  Majestö,  je  me 
suis  rendu  aupr^s  du  roi  de  Pologne.  C'est  pourquoi  je  n'ai  re9U 
qu'hier  ceux  dont  Votre  Majest^  m'honore  du  5  du  courant.  Je  les 
ai  communiqu^s  sur-le-champ  au  comte  de  Brühl,  et  pour  mieux 
convaincre  Sa  Majeste  Polonoise  des  sentiments  de  Votre  Majestö 
k  son  ägard,  j'ai  meme  pris  la  libertä  de  lui  donner  un  extrait  de 
la  lettre  de  Votre  Majeste,  croyant  que  Ses  expressions  d'amitiö 
auroient  trop  perdu  par  un  rapport  de  ma  part.  Si  en  cela  j'ai 
surpassä  Ses  intentions,  ce  n'est  qu'en  les  voulant  mieux  accomplir. 
II  suffit  que  je  les  sache,  pour  les  observer  religieusement.  Le 
comte  de  Brühl  vient   de  me    donner    pour    röponse    le    memoire 
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ci-joint*).  Votre  Majestö  a  montr^  tant  d'empressement  k  rötablir 
la  tranqoillitä  en  Allemagne,  Elle  entend  si  bien  Ses  int^r^ts  et  Elle 
voit  si  clairement  toutes  les  circonstances  qui  j  ont  rapport;  qu'il 
ne  m'est  pas  permis  d'allöguer  mes  raisons  Ik-dessus.  J'ose  seule- 
ment  röp^ter  que  cette  cour  souhaite  ardemment  le  rötablissement 
de  la  bonne  harmonie  avec  celle  de  Votre  Majest6  et  de  parvenir 
au  but  gönäral  que  Votre  Majest^  Se  propose.  II  est  donc  & 
espörer  qu*6tant  d'accord  sur  les  principes;  on  le  sera  sur  les  moyens 
et  que  le  petit  retardement  dans  Tenvoi  d'un  ministre  n'en  causera 
presque  aucun  dans  rayancement  de  Touvrage,  quoique  le  moindre 
däai  ne  sauroit  qu'affliger  ceux  qui  souhaitent  v^ritablement  le  bien. 
Mon  espörance  est  dans  la  grandeur  d'äme  de  Votre  Majestä. 
Sa  mod^ration  ne  Lui  fera  pas  moins  de  gloire  que  Ses  victoires. 
Je  dis  peut-6tre  trop^  quoique  je  supprime  plus  que  je  ne  dis.  Je 
ne  saurois  exprimer  Timpatience  que  j'ai  de  faire  ma  cour  &  Votre 
Majestö  et  de  m^riter  ce  qu'EUe  a  bien  voulu  dire  sur  mon  sujet. 
J'espire  qu'elle  paroitra  par  mon  z^le  pour  Son  service  et  par  la 
dävotion  avec  laquelle  je  suis^ 
Sire, 

De  Votre  Majestä 

etc.  etc. 

Villiers. 

P.  S.  Je  n'ai  pas  manquö  de  marquer  k  ma  cour  ce  que  Votre 
Majestä  m'a  fait  Phonneur  de  me  dire  toucbant  la  garantie  de  la 
Grande-Bretagne.  Je  suivrai  avec  la  m§me  exactitude  les  ordres 
de  Votre  Majestä  par  rapport  k  M.  de  Bestushew  et  au  ministre  de 
Hollande. 

IX. 

Memoire  de  la  Cour  de  Dresde  dont  il  est  fait  mention 
dans  la  Lettre  pr^cödente^  sign^  k  Prague,  le  9  D6- 
cembre  1745. 

Sur  ce  que  M.  Tenvoyö  d'Angleterre  a  communiquä  de  la 
r^onse  re9ue  de  Sa  Majestö  Prussienne^  et  dont  rapport  a  6ti  fait 
an  roi  de  Pologne^  Sa  Majestä  a  ordonnä  de  faire  connottre  audit 
ministre  britannique  qu'elle  avoit  espdrö,  apr^s  avoir  de  son  cot^ 
apportä  tant  de  facilit^s  pour  le  rötablissement  d'un  accommodement 
et  de  la  bonne  harmonie  avec  Sa  Majest6  Prussienne^  en  se  d^cla- 
rant  pr6te  d'accöder  k  la  Convention  d'Hanovre;    que  ledit  Roi  ne 

*)  Voyez  Tarticle  suivant. 
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refuseroit  pas  d'accepter  les  conditions  ajout^es  k  cette  d^claration 
amiable^  c^cst-J^-dire,  la  cessation  des  hostilitös^  Texaction  des  con- 
tributions  demandäes  et  la  restitution  de  Celles  qui  ont  döjä  iti 
levdes. 

Ce  refus  ne  sauroit  qu'&tre  d'autant  plus  sensible  &  Sa  Majestä 
Polonoise,  puisqu'il  fait  entrevoir  la  ruine  de  son  pays,  vu  surtout 
la  rigueur  avec  laquelle  on  presse  le  payement  des  contributions 
exigöes,  sans  parier  du  monde  qu'on  enlive  par  force,  des  recrues 
qu'on  exige  du  pays  et  des  autres  molestations  sans  nombre  qu'on 
exerce,  malgr6  Tunion  des  Eleoteurs,  des  pactes  de  famille  qui  sub- 
sistent  entre  les  deux  maisons,  et  contre  toutes  les  lois  de  TEmpire. 

Sa  Majest^  Polonoise  ne  demande  pas  mieux  que  de  se  r^con- 
cilier  sinc^rement  avec  Sa  Majestä  Prussienne,  et  eile  souhaiteroit 
que  cela  püt  se  faire  conjointement  avec  Sa  Majestö  Tlmp^ratrice. 
Le  moyen  d'y  parvenir  n'est  pas,  si  Ton  veut  au  prdalable  ruiner 
la  Saxe  d'une  fa9on  que  de  longues  ann^es  eile  ne  pourra  s'en 
relever. 

C'est  pousser  les  choses  tellement  k  bout  que,  ruine  pour  ruine, 
Sa  Majest^  Polonoise  n'a  pas  besoin  d'entrer  dans  un  tel  accommode- 
ment;  devant  en  ce  cas  plutöt  sacrifier  jusqu'au  dernier  honune 
et  attendre  k  s'en  d^dommager  dans  la  suite  par  le  secours  de  ses 
alli^s  et  de  tout  TEmpire. 

D'ailleurS;  si  Sa  Majestö  Prussienne,  qui  connoit  la  source  de 
cette  guerre,  auroit  voulu  ou  voudroit  encore  entrer  dans  les  just  es 
dösirs  de  Sa  Majestä  Polonoise,  Tenvoi  d^un  ministre,  muni  des 
pleins  pouvoirs  nöcessaires  pour  arr^ter  Taccommodement  entre  les 
deux  cours,  n'auroit  pas  souffert  la  moindre  difficultö,  et  le  Roi  est 
tout  prSt  d'en  expedier  un,  aussitöt  que  Sa  Majestd  Prussienne 
voudra  se  döclarer  plus  favorablement  sur  les  points  ci-dessus  men- 
tionnös  et  donner  incessamment  les  ordres  nöcessaires  pour  ra^nager 
le  pays. 

Le  Roi  est,  du  reste,  fort  sensible  aux  sentiments  d'estime  que 
Sa  Majestö  Prussienne  proteste  lui  porter.  II  y  r^pondra  toujours 
parfaitement  et  n'oubliera  surtout  jamais  les  ögards  dus  k  tout 
souverain  et  plus  encore  aux  t^tes  couronnöes. 

Aussi  Sa  Majestä,  qui  juge  des  autres  souverains  par  elle-m€me, 
n'auroit-elle  jamais  quittö  sa  capitale  et  son  pays  pour  se  r^fugier 
ici,  si  eile  n'avoit  pas  craint  qu'on  n' auroit  pas  plus  de  m^nagement 
dans  une  guerre  ouverte  qu'on  en  a  eu  dans  les  Berits  qui  Tont 
pröc^dde. 

D'ailleurs,   eile  röpond  k  la  politesse  de  Sa  Majestä  par  toute 
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la  reconnoissance  possible  et  ne  manquera  pas^  apr^s  la  röitäration 
de  ces  dignes  sentiments  pour  la  süret6  de  sa  capitale,  d'j  retoumer. 
Requ^rant  ainsi  M.  Penvoyä  d'Angleterre  de  faire  pari  du  con- 
tenu  de  ce  memoire  k  Sa  Majestö  Prussienne^  on  pr^parera  i\en- 
tuellement  tout  pour  Texpödition  d'un  ministre,  dans  Tattente  d'une 
röponse  favorable.    Fait  h,  Prague,  ce  9  d^cembre  1745. 

X. 

Röponse  de  SaMajestä  leRoidePrusse  äM.  de  Villi  er  s. 
Du  Quartier  Göndral  de  Bautzen,  le  11  D^cembre 
1745. 

Monsieur, 

Je  ne  puis  assez  me  louer  de  Pempressement  et  de  Pactivitä 
que  Yous  tömoignez  pour  proposer  des  paroles  de  paix  et  d'accom- 
modement  au  roi  de  Pologne.  Autant  que  j'ai  lieu  d'Stre  satisfait, 
Monsieur,  de  votre  conduite,  autant  suis-je  ^tonnö  que  vous  par  vos 
soins  infatigables,  et  moi  avec  tant  de  mod^ration  et  les  avantages 
de  la  fortune,  nous  ne  puissions  fl^chir  Tesprit  irr^conciliable  de 
la  cour  de  Dresde. 

J'avoue  qu'il  dtoit  difficile  de  pr^voir  qu'une  cour  qui  se  croit 
oblig^e  d'abandonner  sa  capitale,  voulüt  prescrire  des  lois  dures, 
dans  le  temps  qu'on  lui  demande  sinc^rement  son  amiti^  et  la  paix. 
n  döpendra  du  roi  de  Pologne  de  la  faire  toutes  fois  et  quand  il 
voudra.  Je  suis  de  mon  c6tö  les  lois  de  la  guerre  et  je  vous  röpite 
ce  que  je  vous  ai  dit  dans  ma  lettre  pr^cädente,  que,  du  jour  de  la 
signature  du  traitä  par  le  roi  de  Pologne,  on  fera  cesser  les  hosti- 
litös  et  les  contributions  ult^rieures. 

Si  la  fortune  avoit  favoris^  les  armes  de  mes  ennemis,  je  ne 
sais  point  si  Ton  se  seroit  content^  de  faire  contribuer  mon  pays  et 
si  Ton  n'y  auroit  pas  tout  mis  ä  feu  et  ä  sang,  en  me  demandant 
le  sacrifice  de  provinces  enti^res.  Apr^s  cela,  vous  avouerez  que 
mon  procödä  est  bien  plus  humain,  et  que,  si  j'ai  eu  le  bonheur  de 
döranger  les  projets  dangereux  que  les  cours  de  Vienne  et  de 
Dresde  avoient  form^s  contre  moi,  je  n'use  en  tout  que  des  droits 
de  la  guerre  et  comme  c'en  est  Tusage  par  toute  TEurope.  S'il  est 
vrai  que  le  roi  de  Pologne  veut  äviter  la  ruine  de  ses  Etats  härö- 
ditaires,  il  me  semble  que  le  moyen  le  plus  sür  pour  la  prövenir, 
est  d*accepter  la  paix  que  j'o£fre  si  cordialement  k  ce  prince.  Car 
Sans  haine  et  sans  animositä  particuli^re,  tout  le  monde  conviendra 
que  80000  hommes  dans  un  pays  comme  la  Saxe  ne  peuvent  pas. 
manqaer  de  le  ruiner  k  la  longue. 


30  ^6'  dresdener  Friede  und  seine  Ausführung. 

Mes  mains  sont  innocentes  de  tout  le  mal  qui  en  arriveray  et 
fen  atteste  le  Ciel  et  les  ycux  de  toute  TEurope  que  si  le  roi  de 
Pologne  persiBte  dans  son  irröconciliationy  personne  ne  pourra  trou- 
ver  k  redire  que  de  mon  cötä  je  me  porte  aux  plus  grandes  extrö- 
mit^s.  Pour  Tamour  de  rhumanitä,  Monsieur,  emplojez  tous  vos 
soins  pour  que  deux  maisons  voisines  ne  se  döchirent  point  Soyez 
l'organe  de  mes  sentiments,  comme  vous  §tes  le  d^positaire  de  mes 
int6rets,  et  sauvez  la  Saxe  de  ses  calamit6s  präsentes  et  du  demier 
des  malheurs  qui  la  menace.    Je  suis  etc. 

P.  S. 

Le  comte  de  Podewils  est  ici  depuis  hier,  il  attendra  encore 
pour  voir  s'il  n'y  aura  pas  moyen  de  porter  le  minist^re  saxon  ä 
des  sentiments  plus  justes  et  plus  öquitables.  Que  le  roi  de  Pologne 
profite  donc  de  mes  dispositions  et  qu'il  ne  me  pousse  point  k  beut 

Je  vous  enverrai  demain  mes  remarques  sur  le  memoire  du 
comte  de  Brühl,  vous  en  ferez  l'usage  que  vous  trouverez  le  plus 
convenable,  et,  en  cas  que  vous  les  croyiez  moins  propres  ä  radoucir 
les  esprits  qu'ä  les  aigrir,  il  d^pendra  de  vous  de  n'en  point  faire 
usage  k  la  cour. 

En  attendant,  je  pars  pour  donner  une  nouvelle  activitä  k  mes 
Operations  et  pourvoir  k  mes  propres  süretös,  soit  en  öcrasant  mes 
ennemis  ou  en  les  obligeant  k  faire  une  paix  raisonnable.  Quoi 
qu'il  puisse  arriver,  j'aurai  toujours  beaucoup  de  reconnoissance 
pour  vos  bons  proc^dds,  et  si  je  puis  vous  6tre  utile  k  votre  cour, 
j'emploierai  chaudement  tout  mon  credit  pour  vous  prouver  que 
vous  n'avez  pas  servi  un  ingrat, 

Fr^d^ric. 

XI. 

Lettre  de  M.  le  Comte  de  Podewils  k  M.  de  Villiers.   De 
Bautzen,  le  12  D^cembre  1745. 

Monsieur, 

J'ai  rhonneur  de  vous  communiquer  par  ordre  du  Roi  mon 
maitre  les  r^flexions  ci-jointes  sur  le  memoire  que  la  cour  de  Saxe 
vous  a  remis  en  date  de  Prague  du  9  de  ce  mois. 

Je  suis  persuadd,  Monsieur,  qu'un  ministre  aussi  ödairä  et  aussi 
bien  intentionnö  que  vous  l'dtes,  en  fera  le  meilleur  usage  du  monde. 

II  me  semble  que  le  prompt  envoi  d'un  ministre,  muni  des 
pleins  pouvoirs  suffisants  de  la  cour  oü  vous  ^tes  pour  la  concluBion 
de  la  paix,  avanceroit  de  beaucoup  un  ouvrage  si  salutaire  et  rap- 
procheroit  peut-6tre  les  esprits. 
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Seroit-il  possible  que  Ton  m^connüt  assez  ses  v^ritables  int^rSts 
en  Saxe,  pour  pousser  le  fioi  k  bout  par  la  demande  extraordinaire 
de  la  cessation  des  hostilitös  et  des  contributions  avant  la  Signatare 
du  traitö  de  la  paix?  S'est-on  jamais  avisä  de  vouloir  donner  de 
cette  fayoD-lk  les  lois  au  vainqueur^  et  ne  doit-on  pas  profiter  en 
Saxe  de  la  moderation  du  Roi  de  vouloir  bien,  malgrd  ses  avan- 
tageSy  s'en  tenir  au  simple  r^tablissement  de  la  paix  qu'on  ofire^  et 
qu'on  tient  en  main  k  la  cour  oü  vous  Stes^  en  faisant  cesser  toutes 
les  calamitös  et  tous  les  inconvönients  de  la  guerre  du  jour  m§me 
de  la  signature  de  la  paix? 

Au  reste,  Monsieur,  il  paroit  qu'on  veut  surprendre  votre 
religion ,  en  vous  faisant  aceroire ,  par  des  imputations  mal  fondöes, 
que  le  Roi  veut  la  ruine  de  la  Saxe,  dont  les  habitants  ne  sauroient 
assez  reconnottre  le  bon  ordre  et  Texaete  discipline  que  Sa  Majestä 
{sit  observer  k  ses  troupes  dans  tout  le  pays  qu'elle  oecupe,  ä  la 
honte  des  allids  de  la  Saxe^  qui  Tont  ravagöe  partout  oü  ils  sont 
venus.  Vous  sentirez  bien  qu'on  s'y  prend  tout  autrement,  quand 
on  veut  ruiner  un  pays.  Mais  les  contributions  et  Tentretien  de 
Tarm^e  fönt  une  partie  trop  essentielle  des  lois  de  la  guerre  qu^on 
nous  a  fore^  de  faire,  pour  y  pouvoir  trouver  k  redire  tant  qu'elle 
subsiste,  surtout  quand  on  est  le  maitre^  comme  on  Pest  en  Saxe^ 
de  les  voir  finir  d'un  jour  k  l'autre. 

£nfin,  redoublons  nos  soins  pour  jeter,  par  la  paix  avec  la 
cour  oü  vous  Stes,  les  fondements  de  la  tranquillitö  de  rAllemagne^ 
et  pour  nous  acquitter  dignement  Tun  et  Tautre  de  la  tache  la  plus 
glorieuse  de  notre  minist&re,  qui  est  de  contribuer,  autant  qu*il 
dopend  de  nous^  au  bonheur  des  nations.  Mon  söjour  en  ce  pays-ci 
ne  sera  pas  long,  je  serois  au  d^sespoir  si  mon  voyage  devenoit 
entiirement  infructueux,  et  si  je  devois  me  voir  privö  de  la  satis- 
faction  de  vous  assurer  de  bouche  qu^on  ne  sauroit  rien  ajouter  aux 
sentiments  de  consid^ration  et  d'estime  avec  lesquels  j'ai  l'honneur 
d'fitre  etc. 

Le  Comte  de  Podewils. 

xn. 

Röflexions  sur  le  Memoire  de  la  Cour  de  Dresde. 

Si  le  Roi  a  continu^  jusqu^ici  de  donner  des  preuves  de  sa 
modäration  et  de  son  d^sir  sinc^re  de  parvenir  au  r^tablissement 
d'one  paix  solide  et  d'une  bonne  union  et  harmonie  avec  la  cour 
de  Dresde,  par  un  traitä  düment  conclu,  signö  et  ratifiö  entre  les 
deuz  puissances  belligörantes,  ainsi  que  Tusage  et  la  n^cessitä,  aussi 
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bien  que  la  süretö  r^ciproque  des  deux  cours  Texigent,  Sa  Majeste 
ne  s'est  point  attendue  qu'au  lieu  d'envoyer  ici  un  ministre^  chargd 
des  pleins  pouvoirs  suffisants  pour  achever  d^autant  plus  prompte- 
ment  un  ouvrage  si  salutaire  et  finir  les  calamit^s  d'une  guerre  que 
la  cour  de  Dresde  s'est  attiröe  par  sa  propre  faute^  on  voudroit  les 
prolonger  par  la  demande  exorbitante  et  inusitäe  des  restitutions  et 
des  redressements  pröalables  de  tous  les  inconv^nients  qui  sont  les 
suitcs  ordinaires  et  insäparables  d'une  guerre  k  laquelle  on  a  forc^ 
le  Roi  par  la  conduite  qu'on  a  tenue  k  Dresde  k  son  ^gard,  ainsi 
qu'il  est  connu  de  toute  TEurope. 

On  devroit  savoir  bon  grä  k  la  fa9on  de  penser  du  Roi  et 
reconnoitre,  comme  la  marque  la  plus  öclatante  de  sa  modöration 
et  de  ses  sentiments  paeifiqueS;  que  Sa  Majestö ,  au  lieu  d'insister 
sur  une  indemnisation  pleine  et  enti^re  de  Tinvasion  et  des  ravages 
faits  par  Tann^e  combin^e  autrichienne  et  saxonne  en  Silösie,  par 
les  contributions  et  les  fourrages  qu'on  y  a  extorquäs  aux  habitants, 
et  par  la  ruine  des  plus  riches  contr^es  de  ee  duchö^  veut  bien 
oublier  tout  le  passö  et  ne  demande  que  la  simple  paix  et  la  süretö 
de  ses  Etats  contre  un  voisin  qui,  non  content  d'avoir  envahi  la 
Sil^siO;  ^toit  sur  le  point.  d'en  faire  autant  avec  les  secours  ötrangers 
qu'il  avoit  appel^s  dans  le  coeur  de  ses  pays,  pour  tomber  sur  les 
anciens  Etats  h^reditaires  de  Sa  Majest^,  le  fer  et  le  feu  k  la  main. 

Si  donc  le  Roi  renonce  g^n^reusement  k  la  juste  demande 
contre  la  Saxe  de  toute  indemnisation  pour  le  passö,  k  plus  forte 
raison  celle-ci  le  doit-elle  faire  dans  le  cas  präsent  oü  eile  ne  sauroit 
ignorer  que  les  lois  de  la  guerre  autorisent  pleinement  les  incon- 
vönients  dont  on  se  piain t. 

Tout  ce  qu'on  peut  exiger  avec  justice  et  raison  d'un  vainqueur 
en  pareille  occasion,  c'est  de  faire  cesser  les  hostilit^s,  les  contri- 
butions et  Tentretien  de  troupes,  du  jour  mSme  de  la  conclusion 
et  de  la  signature  de  la  paix. 

Tel  est  Tusage  une  fois  Stabil  et  constamment  pratiquö  entre 
tous  les  souverains  qui  sont  en  guerre,  et  dans  tous  les  traitös  de 
paix  qu'on  conclut. 

Vouloir  s'en  öcarter  et  insister  opini&trdment  sur  le  contraire, 
c'est  autant  que  de  refuser  tout  accommodement  raisonnable. 

C'est  la  Situation  oü  les  deux  cours  se  trouvent,  et  les  offires 
du  Roi  sur  cet  article  justifient  autant  sa  conduite  que  le  refus  de 
la  cour  de  Dresde  d'y  acquiescer  fait  douter  de  la  sinc^ritä  pour 
un  prompt  acconunodement.  On  a  mauvaise  gräce  k  Dresde  d'en 
vouloir  appeler  k  Tunion  des  Electeurs,  aux  pactes  de  famille  qui 
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subaifitent  entre  las  deux  maisons^  et  aux  lois  de  TEmpire.  Ces 
barri^res  respectables  auroient  du  arrSter  et  empScher  la  cour  de 
Saxe  d'attaquer  la  premi&re  les  Etats  du  Roi  et  de  leur  pr^parer 
la  ruine  totale  dont  eile  les  a  menac^s  assez  publiquement.  Cest 
pour  le  Roiy  comme  partie  Us6e  et  attaquöe,  que  ces  engagements 
et  ces  lois  parlent  contre  ses  ennemis  et  agresseurs;  qui,  apr^s  lui 
avoir  fait  tout  le  mal  possible  et  manquä  celui  qu'ils  lui  avoient 
pr^pard,  doivent  reconnoitre  leur  tort  et  se  trouver  bien  heureux 
qu'on  veut  se  contenter  de  passer  Töponge  sur  tout  le  passö  et 
donner  les  mains  k  une  abolition  röciproque  de  toute  indemnisation. 
Cela  se  peut-il  appeler  pousser  les  choses  k  bout  du  cötä  du  Roi  et 
en  vouloir  h  la  ruine  totale  d'un  pays^  que  Sa  Majestä  souhaite 
avec  tant  d'ardeur  de  prövenir  par  une  prompte  conclusion  de  la 
paix  et  par  la  cessation  totale  de  toute  hostilit^  et  contribution^  du 
jour  m^me  de  la  signature  de  la  paix? 

A  qui  en  sera  la  faute,  si  la  Saxe  continue  de  souffrir  les 
calamit^  d'une  guerre  defensive  de  la  part  du  Roi^  qui  offre  et  qui 
presse  de  les  finir  par  le  simple  r^tablissement  de  la  paix^  sans 
exiger  le  moindre  sacrifice  ou  dödommagement?  Qui  sera  cause 
de  la  Prolongation  des  troubles?  Est-ce  celui  qui  insiste  sur  un 
prompt  raccommodement  pour  les  faire  cesser^  ou  celui  qui  le  fait 
aecrocher  ä  des  conditions  que  Pusage  de  toutes  les  guerres  du 
monde  n'admet  point  et  que  les  avantages  du  Roi  rendent  d'une 
nature  k  ne  devoir  pas  mSme  6tre  proposöes,  si  on  a  sinc^rement 
enyie  de  se  raccommoder  avec  lui? 

Au  restOy  si  Sa  Majestä  le  roi  de  Pologne  souhaite  ^  comme  le 
memoire  l'insinue^  de  se  reconcilier  sinc^rement^  de  concert  avec  la 
cour  de  Vienne,  avec  le  Roi,  Sa  Majestd  n'en  sera  jamais  öloignäe, 
et  on  se  souviendra  qu'on  a  laissö  le  choix  ä  la  cour  de  Dresde  de 
se  raccommoder,  ou  conjointement  ou  s^paröment  de  celle  de  Vienne, 
avec  le  Roi,  qui  de  son  cöt^  a  apportä  tant  de  facilit^s  pour  Fune 
et  pour  Pautre  qu'on  peut  hardiment  d^fier  toute  TEurope  de  pou- 
Toir  faire  le  moindre  reproche  &  la  sinc^ritö  de  Sa  Majestd  et  k  la 
ptaretä  de  ses  sentiments  Ik-dessus. 

Enfin,  il  faut  esp^rer  que  la  cour  de  Dresde,  faisant  röflexion 
Bor  la  Situation  präsente  de  ses  affaires  et  sur  la  dure  n^cessitö  oü 
eile  a  röduit  le  Roi  d'user  de  ses  avantages  pour  se  procurer  toutes 
le«  BÜret^  imaginables,  ne  voudra  plus  difförer  Tenvoi  d'un  ministre 
autoriB^  pour  conclure  promptement  une  paix  si  dösir^e  et  si  n^es- 
saire  au  bien  des  Etats  röciproques,  sans  aecrocher  davantage  une 
{Barre  si  salataire  k  des  demandes  incompatibles  avec  les  lois  de  la 
guerre  et  Fusage  pratiquö  constamment  en   pareille   occasion.    Ce 
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sera  la  pierre  de  touche  de  la  sinc^rit^  de  la  cour  de  Dresde,  et,  si 
eile  Q*y  refuse,  on  n'en  sauroit  infärer  d'autres  cons^quences^  sinon 
qu'elle  veut  amuser  le  Roi,  lui  £Etire  perdre  ses  avantages  pr^sents 
et  gagner  assez  de  temps  pour  ex^uter  les  vastes  projets  qu'on 
avoit  möditös  contre  les  Etats  de  Sa  Majestö  et  que  la  Providence 
divine  et  les  glorieux  suec^  des  armes  du  Roi  ont  jusqu^ici  fait 
öchouer  si  heureusement. 

xm. 

Lettre  de  M.  de  Villiers  k  Sa  Majest^  le  Roi  dePrusse. 
De  Prague,  le  13  Döcembre  1745. 

Sire, 

En  cons^quence  des  ordres  de  Votre  Majest^  du  11  du  courant, 
j'ai  de  nouveau  reprösentö  ici  Ses  sentiments  pour  la  paix  et  pour 
la  personne  du  roi  de  Pologne  et  je  n'ai  pas  manqu^  non  plus  de 
faire  voir  la  rösolution  oü  est  Votre  Majest^  de  continuer  les 
Operations  y  jusqu'ä  ce  -que  raecommodement  soit  assurö,  et  les  mal- 
heurs  qui  en  rösulteront  k  la  Saxe^  quoique  menöe  sans  haine  ou 
animosite  et  par  des  troupes  dont  la  discipline,  aussi  bien  que  la 
bravoure,  fait  Tadmiration  de  toute  TEurope.  J'ai  encore  pris  la 
libertä  de  me  servir  d'un  extrait  de  la  lettre  de  Votre  Majestä,  pour 
rendre  avec  pr^cision  et  Energie  ce  qu'Elle  dösire  pour  le  bien  de 
TAUemagne^  et  le  comte  de  Brühl  vient  de  me  dire  de  faire  savoir 
k  Votre  Majestd  que  le  Roi  son  maitre  a  toujours  l'esprit  sincire- 
ment  portö  ä  se  r^concilier  avec  Votre  Majestö  et  qu'il  enverra  M. 
de  Saul  ce  soir  k  Dresde^  pour  instruire  son  cabinet  sur  les  ins- 
tructions  k  donner  au  ministre  qui  sera  employä  pour  cette  n^o- 
ciation^  et  qu'on  Fexpödiera  sans  perte  de  temps. 

Le  roi  de  Pologne  souhaite  que  j'aille  avec  lui:  mon  ob^issance 
k  ses  ordres  sera  accompagnöe  du  plus  grand  empressement  k  faire 
ma  cour  ä  Votre  Majestä.  Le  comte  de  Brühl  croit  que  ledit 
ministre  pourra  partir  vers  samedi  ou  dimanche.  Ein  attendant,  on 
reconnoit  la  n^cessitö  de  faire  vivre  les  troupes ,  mais  on  se  flatte 
que  Celles  de  Votre  Majestä  n'exigeront  rien  de  plus. 

Conmie  cette  röponse  paroit  un  acheminement  k  l'objet  principal 
de  Votre  Majestö,  je  la  Lui  communique^  sans  attendre  les  remarques 
qu'Elle  a  eu  la  bontö  de  dire  qu'Elle  m'enverroit  sur  le  memoire 
de  cette  cour  du  9  du  courant. 

Ses  expressions  pleines  d'indulgence  m'enhardissent  k  offrir 
k  Sa  consid^ration  si  ce  ne  seroit  pas  le  moyen  de  perfectionner 
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plus  tdt  cet  ouyrage  et  de  le  rendre  plus  solide,  que  d^engager  la 
cour  de  Vienne  k  j  entrer.  Les  discours  que  j^ai  eus  avec  le  comte 
de  Harrach;  depuis  que  je  suis  ici,  me  donnent  lieu  d'espdrer  que 
Ton  trouyeroit  de  la  facilitö  du  cötö  de  sa  maitresse,  prSte  k  vivre 
dans  une  parfaite  amitiä  avec  Votre  Majestd,  pourvu  que  Ton  puisse 
obtenir;  ä  ce  qu'il  dit,  quelque  adoucissement  aux  articles  de  la 
Convention  d'Hanovre.  L'approbation  de  Votre  Majestä  augmente- 
roit,  si  cela  se  pouvoit,  mon  zöle  pour  Son  service;  c'est  une 
rdcompense  bien  au  delk  de  mon  m^rite.  L'^tude  de  mes  jours 
sera  de  la  conserver  et  de  montrer  la  parfaite  dävotion  avec  laquelle 
je  BuiS; 

Sire, 

De  Votre  Majestfi 

Le  plus  soumis  et  le  plus  fidile  serviteur 

Tho.  Villiers. 

XIV. 

R^ponse  de  SaMajestä  le  Roi  dePrusse  äM.  de  Villiers. 
De  Dresde,  le  18  Döcembre  1745. 

Monsieur, 

J^ai  ii6  fort  surpris  de  recevoir  des  propositions  de  paix  le 
jour  d^une  bataille,  et  j'ai  ätö  convaincu  suffisamment  du  peu  de 
sindnii  des  ministres  saxons  par  le  retour  du  prince  Charles  de 
Lorraine  en  Saxe.  La  fortune,  qui  a  secondö  ma  cause,  m'a  mis  en 
6tSLt  de  ressentir  ces  sortes  de  procöd^  bien  viyement;  mais  bien 
loin  de  penser  de  cette  fa9on-l&,  j'offre  encore  pour  la  derniire  fois 
mon  amiti^  au  roi  de  Pologne.  Mes  succis  ne  m^ayeuglent  point, 
et  quoique  j'aurois  raison  d'Stre  enflä  de  ma  Situation,  je  suis  tou- 
jours  dans  les  sentiments  de  pr^förer  la  paix  k  la  guerre  et  j'attends 
qae  M.  de  Bülow  et  M.  de  Rex  aient  leurs  pleins  pouyoirs,  pour 
qae  le  comte  de  Podewils,  qui  arrivera  ce  soir  ou  demain  id,  puisse 
entrer  d^abord  en  confSrence  avec  eux. 

D'ailleurs,  je  ne  puis  pas  vous  cacher  ma  surprise  de  ce  qu'un 
ministre  anglois  puisse  me  conseiller  de  me  d^partir  d'un  traitä 
qae  j'u  fait  avec  le  Roi  son  mattre  et  que  la  Qrande-Bretagne  a 
garanti. 

Vous  me  verrez  plutöt  pdrir,  moi  et  toute  mon  arm^,  que  de 
me  relftcher  sur  la  moindre  minutie  de  ce  traitä.  Si  la  reine  de 
Hongrie  yeut  donc  enfin  faire  une  fois  la  paix,  je  suis  pr6t  de  la 
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signer,  selon  la  Convention  d'Hanoyre^  et  ai  eile  le  refuse  enti&re- 
ment,  je  me  yerrai  en  droit  de  hausser  mes  prötentions  contre  eUe. 
Apportez-moi  donc  les  demi^res  r^solutions  du  roi  de  Pologne^ 
et  que  je  sache  a^il  pröföre  la  mine  totale  de  son  pays  k  sa  conser- 
yation^  les  sentunents  de  la  haine  k  ceux  de  Tamitiö;  et^  en  an  mot^ 
s'il  aime  mieox  attiser  Tembrasement  funeste  de  cette  guerre  que  de 
rätablir  la  paix  avec  ses  voisins  et  paeifier  TAllemagne.  Je  suis 
ayec  toute  l'estime  possible  etc. 

Fridöric. 


Varianten  des  berliner  Drucks  (vgl.  oben  S.  18)  von  der  haager 

Originalausgabe. 

In  Nr.  IV    (S.  22  Z.  13  v.  u.)  pr6t  statt  port6. 

(S.  28  Z.  2  V.  0.)  en  Otre  garant  des  statt  me  garantir  les. 
(S.  22  Z.  2  ▼.  o.)  pr§t  k  accepter  tous  statt  prSt  k  me  prSter  k  tous. 
In  Nr.  Vn  (S.  25  Z.  4,  5  v.  u.)  je  ferai  cesser  les  hostilit^  et  j'^vacuerai  son 

pays  ses  forteresses  etc. 
In  Nr.  X     (8.  30  Z.  2  v.  o.)  en  face  de  toute  l'Europe  statt  et  les  yeux  de 

toute  TEurope. 
In  Nr.  Xn  (S.  82  Z.  9  v.  o.)  fehlt:  k  Dresde. 

(S.  33  Z.  9,  10  V.  u.)  fehlt:  de  Sa  Majest^  et  ä  la  puret^. 


m. 


Promemoria  an  die  Generalstaaten, 
d.  d.  Haag,  29.  August  1746. 


-Am  9.  August  1746  berichtete  der  Resident  von  Ammon  aus  dern 
Haag  über  mehrere  Artikel  der  vlämischen  Zeitung  in  Leiden,  welche 
die  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  gegen  den  unener  Hof  durch 
J^eussen  als  nahe  bevorstehend  erscheinen  lassen  wollten.  Ammon 
fragte  an,  ob  er  bei  den  Oeneralstaaten  eine  Klage  anhängig  machen 
diirfe,  und  der  König  verfügte:  jjGut,  er  soll  sich  über  den  Qasetier 
beschweren^'  *^. 

Darauf  überreichte  Ammon  am  29*  August  im  Haag  das  nach- 
stehend  abgedruckte  Memorial**).  Die  Oeneralstauten  beschlossen  noch 
an  demselben  TagCj  eine  Abschrift  der  Beschwerde  den  Staaten  von 
Holland  mit  der  Aufforderung  m  überweisen^  den  leidener  Couranten- 
Schreiber  nach  Erfordemiss  des  Falles  und  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zu  bestrafen  und  Fürsorge  zu  treffen,  auf  dass 
die  Zeitungen  in  Zukunft  durch  nichts  den  befreundeten  Mächten 
Anstoss  gäben.  Einen  Auszug  aus  dem  SitzungsprotokoU  erhielt  der 
preussische  Resident  mit  der  Betheuerung  des  hohen  Werthes,  den  die 
Generalstaaten  auf  die  Freundschaß  des  Königs  von  Preussen  legten. 

Die  Friedigung  der  Angelegenheit  verschleppte  sich.  Nach  fast 
einem  Morste  äusserte  der  Pensionär  von  Leiden  ^  als  ihm  Ammon 
seine  Beschwerde  in  Erinnerung  brachte^  dass  nach  seiner  Ansicht 
mit  einem  Widerruf  der  Artikel  und  mit  einem  Entschuldigungs- 
schreiben j  das  der  Redacteur  an  Ammon  zu  richten  haben  würde, 

*)  Mündliche  Resolution,  Potsdam  14.  August  1746. 

**)  £jne  Inhaltsangabe  nach  „Bn^fen  aus  dem  Haag'*  bei  Haymann,  Neu- 
eiöffiietes  Kriegs-  und  Friedensarchiv  VI,  445. 
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genug  geihan  sein  werde;  Ammon  erunderte,  dass  die  Edide  der 
Staaten  von  Holland  für  einen  FaU^  toie  den  vorliegenden^  die  Unier- 
drückung  der  Zeitung  vorsahen.  Es  entging  dem  Residenten  nichts 
dass  seine  Beschwerde  den  Magistrat  von  Leiden  und  die  Staaten  von 
Holland  stark  in  Verlegenheit  setzte:  „sie  möchten  Ew.  Majestät 
Genugthuung  leisten^  aber  sie  furchten  eine  Zeitung  zu  discreditiren^ 
an  welcher  mehrere  Regenten  bethetligt  sind,  und  der  Oazetier  Ihat  sie 
wissen  lassen  y  dass  er  zu  Grunde  gerichtet  istj  falls  sein  Blatt  auch 
nur  auf  vierzehn  Tage  verboten  werden  sollte^  *).  Der  Schuldige 
hatte  die  Dreistigkeit^  dem  Kläger  zwei  Stück  Burgunderwein  anzu- 
bieten, wofern  er  die  Sache  auf  sich  beruhen  lassen  werde. 

Erst  im  Dezember  fällten  die  Staaten  von  Holland  ^  Verdict. 
Der  leidener  Zeitungsschreiber  wurde  zu  einer  Zahlung  von  600  GuMen 
an  die  Armenkasse  verurtheilt  und  veranlassty  bei  Ammon  wegen  der 
recriminirten  Artikel  persönlich  um  Verzeihung  zu  bitten;  für  den 
Wiederholungsfall  wurde  ihm  die  Unterdrückung  semes  Blattes  auf 
drei  Monate  angedroht**). 

Ammon  versicherte,  dass  diese  Genugthuung  eine  der  eclatantesten 
seij  die  je  ein  fremder  Minister  in  ähnlichem  Falle  erhalten  habe. 
Er  bat  jetzt,  die  Begnadigung  des  Verurtheüten  bei  den  Staaten 
befürworten  zu  dürfen;  der  König  verfügte  indess:  j^Nein,  wenn  der 
Mensch  nicht  gestrafet  wird,  so  werden  die  andern  Gazetiers  keine 
Furcht  bekommen,  sondern  allerhand  impertinent  Zeug  zu  drucken 
fortfahren''  ***). 

Man  wird  nickt  fehl  gehen^  wenn  man  die  auffallende  WiUfährig- 
keit  der  Republik  gegen  Rreussen  bei  diesem  Anlasse  mit  den  Ver- 
suchen m  Verbindung  bringt,  die  gerade  um  die  nämliche  Zeit  van 
zwei  der  einflussreichsten  Regenten  ausgingen,  um  bei  den  bedrohlichen 
Fortschritten  der  französischen  Waffen  die  Vermittehmg  IVeussens 
für  Holland  zu  gewinnen^). 

Nachstehend  ist  die  am  30.  August  1746  von  Ammon  nach  Berlin 
eingesandte  Abschrift  abgedruckt. 

*)  Ammon's  Bericht,  Haag,  20.  September. 

**)  Extndt  du   registre  des  räsolutions   de   Leors   Haates  Pnissances   les 
Etats-Gänäraux  du  13  ddcembre  1746. 

***)  Mündliche   Resolution,  Potsdam,   14.  Dezember   1746,   auch  Anmion's 
Bericht  vom  9.  Dezember. 

t)  Vgl  Droysen  V,  3,279.   Politische  Correspondenz  V,  254.  255. 
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Hauts  et  puissants  Seigneurs. 

Les  insolences  rät^röes  de  Pauteur  de  la  gazette  hollandoise  de 
Leyde  ont  6ti  port^es  k  an  point  que  le  Roi  n'a  pu  qu'en  ressentir 
la  plns  grande  Indignation. 

Ce  misörable,  malgrö  tant  de  döfenses  et  au  m^pris  du  placard 
imBJii  en  demier  lieu  des  Seigneurs  Etats  de  la  province  de  Hollande; 
a  osä  insärer  dans  ses  feoilles  no.  92  et  93  des  articles  qui  tendent 
k  persuader  au  public  que  Sa  Majestö  est  intentionnöe  de  rompre 
la  bonne  union  qui  subsiste  entr'elle  et  la  cour  de  Vienne;  il  a 
assaisonnä  ces  calomnies  de  tout  le  yenin  dont  elles  ötoient  sus- 
ceptibles,  et  n'a  rien  oubliö  pour  leur  donner  un  air  de  vraisem- 
blance. 

En  toute  autre  chose  Sa  Majestä  auroit,  peut-fitre^  jugö  l'extra- 
vagance  de  ce  gazetier  indigne  de  son  attention;  mais  sensible  k 
des  bruits  qu'elle  regarde  comme  injurieux  k  sa  gloire  et  k  la 
fid^t^  avec  laquelle  eile  observe  ses  engagements ,  eile  yeut  bien 
que  tout  le  monde  soit  pleinement  convaincu  de  leur  faussetä. 

Vous  Ites  trop  justes,  hauts  et  puissants  Seigneurs,  pour  tolörer 
une  licence  aussi  effr^n^e,  et  pour  souffrir  que  dans  le  sein  de  yos 
Etats  on  ose  impunöment  nianquer  de  respect  k  une  tSte  couronnöe 
et  k  un  prince  qui  depuis  le  commencenient  de  son  rigne  s'est  fait 
une  ätude  toute  particuliire  de  vous  donner  des  niarques  de  Taffec- 
tion  qu'il  porte  k  yotre  Böpublique. 

C'est  dans  cette  persuasion  que  le  Roi  m'a  ordonnö  d'en  porter 
plainte  k  Vos  Hautes  Puissances  et  d'insister  sur  un  ch&timent  s^v^ 
du  coupable  et  sur  Tinterdiction  de  sa  gazette  pendant  trois  niois. 
Sa  Majestö  a  d'autant  plus  lieu  de  s'attendre  k  une  satisfaction 
prompte  et  telatante  qu^elle  ne  demande  que  l'exöcution  des  ordon- 
nances  m§me  de  l'Etat 

Un  tel  exemple  fera  perdre  k  d'autres  Penvie  de  döbiter  ces 
Bortes  d'impertinences  et  tiendra  en  bride  tous  ces  nouvellistes  qui, 
pour  rendre  leurs  feuilles  interessantes,  abusent  de  la  crädulitä  du 
public  et  d^bitent  leurs  rSves  politiques  pour  des  räalit^. 

Donn^  k  la  Haye,  le  29  aoüt  1746. 

C.  d'Ammon. 


40  ^^  dresdener  Friede  und  seine  Ausfühmng. 


Excurs  zu  Nr.  in. 

In  den  Utsdm  Monaten  des  Jahres  1746  tauchte  in  geschriebenen 
und  gedruckten  Zeitungen  das  Gerücht  von  einer  bevorstehenden  Schüd- 
erhebung  Preussens  in  verschiedenen  Variationen  von  neuem  auf. 

Im  September  meldeten  holländische  Blätter^  SO— 30000  Mann 
würden  in  Cleve  zusammengezogen  j  und  der  König  habe  in  Wien 
erklären  lassen,  er  tcerde  nicht  dulden,  dass  die  Verbündeten  im  Bis- 
thum  Lüttich  und  am  Niederrhein  ihre  Winterquartiere  nähmen"^). 

„La  Clef  du  cabinet  des  Princes^**)  in  Luxemburg 
hiüpfte  an  die  Erwähnung  der  Freundschaftsbetheuerungen^  in  denen 
der  preussische  Gesandte  in  Wien  sich  ergehe,  die  Bemerkung,  dass 
andererseits  die  preussische  Armee  bis  auf  200000  Mann  gebra>cht  sei; 
doch  sei  der  kaiserliche  Hof  durch  seine  neue  Allianz  mit  Bussland 
gegen  jede  Störung  seiner  Buhe  gesichert***). 

Auf  Englands  Verlangen  hatte  die  Kaiserin  Maria  Theresia  sich 
entschlossen,  ihre  italienische  Armee  statt  zu  detn  ursprünglich  ge- 
planten Angriff  auf  Neapel  zu  einem  Einfall  in  die  Provence  zu  ver- 
wenden f).  In  den  letzten  Novembertagen  überschritt  General  Browne 
den  Var,  und  gleichzeitig  las  man  da  und  dort  von  preussischen 
Erklärungen,  wonach  die  Verlegung  des  Kriegsschauplatzes  auf  fran- 
zösischen Boden  von  Preussen  als  casus  belli  angesehen  werden  würde. 

In  Danzig  pflegte  der  säclisische  Besident  Wast  von  detn  säch- 
sischen Gesandten  im  Haag,  General  von  Bebrose,  allwöchentlich  eine 
geschriebene  Zeitung  zu  erhalten,  die  er  dann  in  der  Stadt  circuliren 
Hess  ff).  Auch  dem  preussischen  Besidenten  von  Wagenfeldt  wurden 
diese  Haager  Bulletins  in  Danzig  zugänglich,  so  Ende  Dezember  174ß 
das  folgende: 

„  Un  ministre  Stranger  a  regu  des  lettres  de  Vienne  qui  marquent 
en  substance  ce  qui  suit 

VEmpereur  ayant  regu,  il  y  a  quelques  jours,  des  ddpSches 
du  marquis  de  Stainville,  son  envoye  ä  Paris,  Sa  Majestd,  apr^s 

♦)  Bericht  Ammon*s,  Haag,  28.  September,  bei  Droysen  V,  8,  184. 
**)  Bd.  LXXXV,  348:  „En  möme  temps  qu'on  croit  devoir  feire  fond  sur 
de  pareilles  d^clarations  du  ministre  prussien ,  on  croit  de  prudence  de  ne  pas 
regarder  de  fort  loin  l'^tat  de  guerre  de  Sa  Majesti^  Prussienne  qui,  tenant  sans 
cesse  complets  tous  ses  r^giments,  est  toujours  en  force  de  prte  de  200  000  hom- 
mes"  etc.    Vgl.  ebend.  S.  407. 

***)  lieber   einen  Artikel    ähnlicher  Tendenz  in   der  leidener  Zeitung  vgl 
Droysen  V,  8,  169. 

t)  Vgl.  Arneth  HI,  284.    Droysen  V,  3,  263,  Anm.  2. 
tt)  Bericht  Wagenfeldt's,  31.  Januar  1748. 
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les  avoir  lues ,  se  rendit  chez  Vlmp^atrtce-Reine ,  gut  ne  put  s'em- 
p^cher  de  marquer  sa  surprise  de  leur  contenu,  en  disant:  J*ai 
pr^vu  le  coup^  je  nCy  suis  pr^ard,  et  n(ms  verrons  ce  qui  en 
arrivera.  Le  comte  cFUlfeld  fut  aussitöt  demandd^  et  demeura  une 
heure  enfermi  avec  Leurs  Majestis.  Sur  le  soir,  on  titU  une  con- 
fSrence  secrhte  chez  le  Comte  j  ä  laqueTle  fut  iwoiti  M.  de  Lant- 
schmskif  mimsire  de  Bussie  ^  qui  depuis  a  dip^cJii  un  courrier  ä 
PÜtrshourg  y  afin  d'en  donner  connoissance  ä  sa  cour.  Le  fait 
dont  il  est  question,  (fest  que  le  roi  de  Pmsse  vient  d'dcrire  une 
lettre  au  Boi  Tr^  Chräien  par  laquelle  il  lui  marque  sa  grande 
surprise  sur  Vexpddition  projetie  contre  la  Provence ,  et  donne  au 
Boi  Tr^  Chräien  les  plus  fortes  assurances  que,  st  Timpiratrice' 
Beine  ne  se  desiste  pas  de  cette  entreprise,  il  employera  toutes  ses 
forces  pour  faire  avorter  un  pareil  dessein,  ou  pour  en  faire  öter- 
nellement  repentir  la  cour  de  Vienne.  Quoique  Vlmpöratrice-Beine 
n'aii  jamais  fait  grand  fond  sur  les  engagements  du  roi  de  Prusse^ 
cette  Princesse  vient  de  donner  de  nouveaux  ordres  pour  redoubler 
les  priparatifs  de  guerre,  afin  de  n'Stre  point  surprise  par  les 
mesures  contraires  au  traitd  de  Dresde,  auquel  on  craint  fort  que 
la  'cour  de  Saxe  ne  diroge^  aprds  le  mariage  de  la  Princesse  avec 
le  Dauphin.^ 

Damit  berührte  sich,  wenn  Ammon  am  25.  November  aus  deni 
Haag  als  Stadtgerücht  meldete  y  der  König  von  Preussen  habe  dem 
holländischen  Qesandtevh  von  Crinkel  in  Berlin  erklärt,  den  Uebergang 
der  Oesierreicher  und  Piemontesen  über  den  Var  nicht  gleichgültig 
ansehen  eu  "können^  wie  GinTcel  dies  selbst  detn  Greffier  Fagel  berichtet 
haben  soUteV.  Aus  Warschau  berichtete  Klinggräffen-  am  26.  No- 
vember,  von  allen  Seiten  frage  man  ihn,  ob  es  gegründet  sei,  dass 
eine  preussische  Armee  im  Begriff  stehe,  aus  Sachsen  nach  Böhmen 
eu  marschiren,  seit  zwei  Posttagen  werde  es  in  Briefen  aus  Dresden 
bestimmt  gemeldet**).  In  Begensburg  wusste  man  zwar  nichts  von 
einem  Brief  an  den  König  von  Frankreich  oder  einer  Erklärung  an 
den  holländischen  Gesandten,  wohl  aber  von  diplomatischen  Schritten, 
die  Preussen  direct  in  Wien  gethan  habere  sollte;  PoUman  berichtet 
darüber  am  5.  Dezember:  j^Man  erzählt  hier  viel  von  den  Vor- 
stellungen, welche  Ew.  Majestät  dem  wiener  Hofe  in  Bezug  auf  die 
Unternehmung  gegen  die  Provence  gemacht  haben  soll,  und  da  die- 
selben nicht  günstig  aufgenommen  seien,  so  befürchtete  man  neue 
Verwickelungen  zwischen  den  beiden  Höfen.^ 

*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  V,  250,  Anm.  2. 
•*)  Droyaen  V,  3,  264. 
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Auch  gedruckte  Zeitungen  brachten  die  Nachricht  von  einer  in 
Wien  abgegebenen  drohenden  Erklärung  Preussens^  so  die  in  Köln 
erscheinenden  ^Ordinaire  Mittwocheniliche  Tost- Zeitungen 
im  Bäumgen  vor  St.  Paulus*^  in  der  Nummer  vom  26.  November- 
Eine  fiscalische  Untersuchung^  die  der  kölner  Magistrat  auf  Verlangen 
des  preussischen  Residenten  von  Biest  anordnete  j  ergah^  dass  der 
Eedacteur  dieses  im  Verlage  der  Jungfrau  Anna  Elisabeth  Kramerin 
erscheinenden  Bläitleins,  Lambert  Bodeke,  seines  Zeichens  Lakai  bei 
der  Frau  Aebtissin  zu  St  Cäcilicnf  die  Sensationsnachricht  aus  der 
geschriebenen  Zeitung  der  St^mmelerschen  Erben  zu  Wien  geschöpft 
hatte  *^. 

Auf  Wien  fuhrt  noch  eine  andere  Spur  zurück^  wenn  nänüich 
der  dortige  russische  Gesandte  von  Lantschinski  in  seinen  Berichten 
nach  Petersburg  einer  Audienz  gedenkt^  in  welcher  der  Vertreter 
Preussens  gegen  die  Absicht  eines  Einfalls  in  die  Provence  drohende 
Vorstellungen  erhoben  habe,  Lantschinski  erklärte^  die  Nachricht 
„nieht  mit  aller  Verlässlichkeit^  geben  zu  können:  mit  Becht  wurde 
er  von  seinem  Hofe  bedeutet^  dass  er  vor  Abstattung  seines  Berichtes 
hätte  Anlass  nehmen  mi^ssen^  sich  bei  den  Conferenzministem  der 
Kaiserin-Königin  über  Grund  oder  Ungrund  des  Gerüchtes  sm  ver- 
geunssem**). 

Ber  König  von  Preussen  Hess  die  einzelnen  Gerüchte  durch  seine 
diplomatischen  Agenten  dementiren***) ;  aber  nach  wenigen  Monaten 
brachte  eine  Zeitung  von  der  Verbreitung  und  Bedeutung  der  Gazette 
de  Cologne  in  der  Nummer  vom  31.  März  174/  unter  Banzig  und 
unter  Berlin  zwei  sich  mit  einander  berührende  Artikel  über  preussische 
Eüstungen.  Ber  Resident  von  Biest  erhielt  den  Befehl'fJ,  auch  in 
diesem  Fall  die  Herkunft  der  tendenziösen  NachricMen  festzustellen: 
„  Wie  Wir  nun  aus  der  Affectation^  womit  man  fortfahret^  dergleichen 
erdichtete  Zeitungen  zu  debitiren,  ohnerachtet  die  Erfahrung  deren 
Ungrund  so  vielfältig  an  den  Tag  gelegt,  nicht  anders  urtheilen  könneny 
als  dass  darunter  geunsse  malicieuse  Absichten  verborgen  sein  müssenj 
Uns  aber  daran  gelegen  ist,  auf  den  Grund  zu  kommen,  so  befehlen 
Wir  Euch  hiemit  in  Gnaden,  diesen  Menschen  [den  Eedacteur  Bode- 
riquef[)J  zu  constituiren,^   Roderique  nannte  als  seine  Quelle  für  den 

*)  Bericht  Dieet's,  Köln  23.  Dezember  1746.  Vgl.  auch  Droysen  V, 
3,  268,  Anm.  1. 

**)  Bericht  des   Freiherm  von  PreÜack  an  den  Hofkanzler  Graf  Ulfeid, 

Petersburg,  17.  Dezember  1746.    (K.  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  zu  Wien.) 

*♦*)  Politische  Correspondenz  V,  250.  256.   Vgl.  auch  die  calmirenden 

Schreibensextracte  aus  Berlin  hnEurop.  Mercurius  1746,  H,  143;  1747,  n,207. 

f)  Ministerialerlass  vom  8.  April  1747. 

ff)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  S.  XL. 
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damiger  Artikel  „eine  geschriebene  Zeitung  von  Posew"  und  versicherte^ 
„CS  hätte  dieser  Articül  sonsten  schon  in  verschiedenen  andern  teuU 
sehen  Beichspostßeitungen  gestanden^.  Die  unier  Berlin  gebrachte 
Nachricht  wollte  Roderique  „at^s  dem  Hause  des  kaiserlichen  Residenten 
von  Bossart^  hahen^  „welchem  dasselbe  von  Paderborn  aus  Wesiphalen 
eugeschrieben  sein  sollte^,  Roderique  erklärte  dem  preussischen  Resi- 
denten weiter,  „wiemaassen  er  ihm  nicht  bergen  könnte,  dass  die 
mehrste  dergleichen  ungegründete  Nachrichten  von  Berlin  theils  durch 
den  Canal  einer  geunssen  geschriebenen  pariser  Zeitung,  theils  von 
denen  Höfen  zu  Düsseldorf  und  Lüttich,  sowohl  hier  als  m  Bonn  und 
anderwärts  gegen  Ew,  Königh  Majestät  allerhöchsten  Intention  aus- 
gebreitet würden^  indem  diese  Höfe  nichts  mehr  wünschten,  als  dass 
Ew.  Königh  Majestät  mit  Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  Königin 
von  Ungarn  von  neuem  in  einen  Krieg  venmckelt  werden  möchten*^  *). 

*)  Bericht  Dieses,  Köln,  18.  April  1747.    Vgl.  Bd.  I,  419. 
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Promemoria  an  den  wiener  Hof,  d.  d.  Wien, 

15.  September  1746. 


ifr.  von  Baumer  erzählt  in  seinctn  nach  englischen  Gesandtschafts- 
berichten  gearbeiteten  Werk  über  „Friedrich  II,  und  seine  Zeit^  *) 
aus  dem  Sommer  1746:  „In  Wien  erschien  ein  Buch,  worin  behauptet 
ward^  der  dresdener  Friede  sei  erzwungen  und  verpflichte  nur  so 
langcj  als  die  verkürzte  Partei  ausser  Stande  bleibe,  ihn  zu  brechen.^ 
Das  von  Baumer  nicht  näher  bezeichnete  Buch  ist  die  „Poli- 
tische Historie  der  Staatsfehler,  welche  die  Europäische 
Machten  in  Betrachtung  der  Hätiser  Bourbon  und  Brandenburg  6e- 
gangen^  **^. 

♦)  Fr.  V.  Raum  er,  Beiträge  zur  neueren  Geschiebte  11,  224. 
**)  Politische  Historie  |  der  |  Staats  -  Fehler ,  |  Welche  die  |  Europäische 
Machten  in  Betrachtung  |  der  |  Häuser  Bourbon  und  Brandenburg  |  begangen.  | 
Oder,  I  Historische  Untersuchung  |  der  |  Staats-Fehler,  |  Als  Ursachen  |  von  dem 
gegenwärtigen  zerrütteten  Zustand  des  |  Europäischen  Staats-Systematis ,  |  Und  | 
Anzeigung  der  Mittel,  |  Wie  es  könne  wieder  eingerichtet,  auch  die  Herstellung 
eines  gleichen  Gewichts  |  der  |  Machten  in  Europa,  |  Und  dadurch  |  die  allgemeine 
Freyheit,  Ruhe  und  Sicherheit  |  erhalten  werden.  |  Anno  1746.  4  Bll.  188  pp.  4^ 
Auf  der  Schlussseite  ein  Druckfehlerverzeichniss.  Ueber  den  Druckort  siehe 
unten  S.  54. 

Nachdruck  auf  4  Bll.  136  pp.  4®,  mit  derselben  Abtheilung  der  Titelzeilen. 
Die  Druckfehler  der  ersten  Ausgabe  sind  verbessert.  Der  Druckort  wahrschein- 
lich Frankfurt:  der  Reichsreferendarius  Mohr  sprach  dem  preussischen  Ge- 
sandten in  Wien  (Bericht  vom  27.  Juli  1746)  von  einem  Nachdrucke  der 
Firma  Esslinger  in  Frankfurt  a.  M.  Der  Resident  v.  Diest  in  Köln  (Bericht  vom 
31.  März  1747)  wollte  wissen,  dass  die  dortige  Firma  Steinhaus  (vgL  Preussische 
Staatsschriften  I,  477)  heimlich  die  Schrift  nachgedruckt  habe. 

1759  erschien:  „Politische  Historie  |  Der  Staats-Fehler,  |  Welche  |  die  Euro- 
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Das  Buch  fuhrt  in  der  Vorrede  sich  ein  als  das  ^Complementum^ 
zu  der  das  Jahr  zuvor^  1745,  erschienenen  ,^Poliiischen  Betrugs- 
historie  von  Frankreich^*),  ,iWeil  diese  beide  Schriften  müssen 
gelesen  werden,  und  erst  ein  ganzes  aiismachen,  wofern  man  auf  poli- 
tische Art  in  einem  richtigen  Zusammenhang,  wie  Europa  in  gegen- 
wärtigen zerrütteten  Zustand,  wo  neue  Reiche  errichtet  und  alte  über 
den  Haufen  geworfen  oder  herunter  gebracht  werden  sollen,  gerathen, 
pragmatisch  und  vollständig  unterrichtet  zu  sein  gedenket^.    In  ihrem 
weiteren   Verlauf  enthält  die  Vorrede  eine  Art  Entschuldigung  dem 
Hause  Brandenburg  gegenüber  —  „dfes  Hauses  Bourbon,  da  es  noch 
feindlich,  ist  nicht  nöthig  zu  gedenken*^,  —  Das  Buch  unll  dem 
Hause  Brandenburg  „nur  zu  besserer  Anfrischung^   dienen,   ,^damit 
dieses  Haus  Theil  an  der  gemeinen  Sache  zu  Wiederherstellung  der 
Ruhe  in  Europa^  nehme;  das  Buch  kann  dem  Hofe  von  Berlin  nicht 
nachtheilig   sein,    „indem    durch    Erwählung    eines   solchen    Weges, 
dadurch  das  zerrüttete  Systema  von  Europa  wieder  eingerichtet  und 
dem  Hause  Oesterreich  der  durch  Schlesien  erlittene  Schaden  durch 
ein  von  Frankreich   beizubringendes  Aequivalent  ersetzet  wird,   das 
Haus  Brandenburg  bei  seinem  grossen  Zuwachs  an  Schlesien  verbleiben 
kann,  Ihro  Majestät  dem  König  aber  die  grosse  Ehre  eines  Paci- 
ficaioris  von  Europa  und  besonders  von  Deutschland  davonzutragen 
Gelegenheit  an  die  Hand  gegeben  unrd^.    Das  Buch  kann  dem  Hofe 
von  Berlin  auch  nicht  beleidigend  sein:  allerdings  ist  das  Suppositum^ 
dass  die  Ursache  des  schlesischen  Krieges  eine  ungerechte  gewesen,  in 
hjfpoihesi  beleidigend,  aber  doch  wieder  nicht  beleidigend,   ,^weil  ein 


päischen  Machten  |  in  Betrachtung  des  Hauses  Brandenburg  |  begangen  |  . . .  || . . . 
Bey  den  jetzigen  Zeitläuften  von  neuen  heraus  gegeben.  |  Franckfurt  und  Leipzig. 
56  pp.  4*.  Wörtliche  Wiederholung  des  zweiten  Theiles  der  Schrift  von  1746 
(▼OD  S.  77  des  Originaldrucks  ab).  In  der  Nachricht  des  Herausgebers  heisst  es: 
„Die  Umstände  haben  sich  zwar  in  Europa  nun  so  geändert,  dass  das,  was  der 
Yexfiuuer  damals  (1746)  von  Frankreich  gesagt,  jetzo  gänzlich  wegfällt,  man  kann 
es  also  für  nicht  geschrieben  halten  ...  Ob  nun  das,  was  unser  Verfasser 
wegen  Brandenburg  schon  1746  gesagt  und  prophezeiet  hat,  in  Erfüllung  kommen 
wird,  dieses  wird  der  Ausgang  des  ELriegs  lehren." 

♦)  ,J^oliti8che  |  Betrugs-Historie  |  von  Franckreich,  |  Oder,  |  Die  wenig-auf- 
lichtige  Aufführung  |  Des  Französischen  Hofes  |  bey  |  Kriegs-  und  Friedens-Ge- 
echftfiten,  |  aus  |  den  Kriegs-  und  Friedens-Handlungen,  |  so  seit  etlichen  hundert 
Jahren  die  Crone  Franckreich  |  mit  den  |  Machten  von  Europa,  |  vornehmlich 
aber  |  Mit  dem  gesanmiten  Teutschen  Reich,  |  Ingleichen  mit  ein  und  andern 
BeiduhStSnden,  und  insonderheit  |  Mit  den  Durchlauchtigsten  Häussem  {  Oester- 
mctk  und  Lothringen  |  gepflogen,  |  Zur  Nachachtung  und  Warnung  bey  den 
jetzigen  |  Conjuncturen  |  Der  Europäischen  Staats- Geschaffte  biss  auf  gegen- 
wärtige I  Zeit  beschrieben,  und  mit  gehörigen  Beweissthümem  ex  actis  publicis  > 
mid  ans  den  bewährtesten  Schxifften  erläutert  |  Anno  1745.  136  pp.  4^. 
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staatskluger  grosser  Herr  nach  der  Lehre  berühmter  Poliiicarum, 
bei  gewissefi  Umständen^  Tcann  eine  solche  UngerechtigTceü  begehen^ 
welche  Natidueus  Coups  d'JEtat  nennt*):  es  nmss  aber  die  Ungerechtig- 
keit hernach  ex  fine  noch  gerecht  werden^,  sodass  der  anfänglich 
geschädigte  Theil  am  Ende  keinen  Schaden  leide.  j^Nach  dieser  Lehre 
haben  Ihro  Königl.  Majestät  von  Preussen  einen  grossen  Staatsstreich 
begangen,  dass  Allerhöchstdieselbe  von  der  Gelegenheit,  Schlesiens 
grössten  und  besten  Theil  bekommen  m  können,  profdiret,  wofern  nur 
nunmehr 0  darauf  Bedacht  genommen  wird,  causam  injustam  durch 
Verschaffung  eines  Aequivalents,  das  rechtmässig  herbeigeschafft  werden 
kannj  und  auch  in  Ihro  Vermögen  stehet,  eu  purifidren  und  durch 
diesen  Weg  mit  so  grosser  Gerechtigkeit  als  Glorie  Schlesien  eu 
behalten.'^ 

Noch  deutlicher  als  diese  Vorrede  lässt  sich  das  Buch  selbst 
aus.  Jeder  Friedensschluss  ist  eine  Species  Facti.  „Jfe  welchen  Fällen 
also  die  Pacta  nicht  binden,  in  denselben  kann  auch  kein  Friede  nicht 
binden.  Es  bindet  aber  ein  Pactum  nicht,  wenn  ein  Baptor  kommt^ 
mir  das  meinige  wegnimmt  und  durch  Gewalt  zwingt,  dass  da^enige, 
was  er  genommen,  ich  ihm  per  pactum  überlassen  solle:  aiso  kann 
auch  ein  Friede  nicht  binden,  ubi  injustus  raptus  praecessit.  Die 
Bapius  werden  heut  eu  Tages  unter  Völkern  mit  dem  ehrlichen 
Namen  der  Conqueten  beleget  .  . .  Weil  sich  ein  jeder  leicht  vorstellen 
kann,  dass  Ihro  Majestät  die  Kaiserin ^  Königin  von  Ungarn  und 
Böhmen,  und  alle  Dero  hohe  Descendenz  den  Preussischen  Krieg  tUle- 
eeit  als  ungerecht  und  den  Frieden,  worin  Schlesien  abgedrungen 
worden,  vi  injusta  eretvungen  halten  und  at^s  diesem  Grund  bei 
Gelegenheit^  um  dies  Land  eu  recuperiren,  die  Waffen  wieder  recht- 
massig  ergreifen  können:  so  ergiebt  sich  duraus,  dass  der  Preussisthe 
Besitz  von  Schlesien  durch  den  letzt  erzwungenen  JEVieden  nicht  ge- 
sichert,  wenn  auch  alle  Status  Europae,  und  besonders  das  Teutsche 
Beich,  garantirten,  weil  die  Garantia  injusta  wäre,  ubi pax  injusta^ 
sondern  ein  novus  titulus  et  consensus  vere  liber  darzukommen  miASse, 
wenn  die  Garantie  gerecht  werden  sollte  .  .  .  Ich  werde  in  dieser 
Abhandlung  zeigen,  dass  diese  Alternativa  für  das  Systema  der  cM- 
gemeinen  Angelegenheiten  nothwendig,  und  dass,  wann  solches  erhalten 
werden  soll,  entweder  dem  Haus  Brandenburg  bei  erster  Gelegenheit 
Schlesien  wieder  genommen  werden  miisse,  oder  Ihro  Majestät  der 
König  von  Preussen,  wann  Sie  sicher  das  congueiirte  Schlesien  behalten 
wollen,  gegen  das  Haus  Oesterreich  und  ganz  Europa  sich  darin 

*)  Gabr.  Naud^,  Consid^rations  sur  les  coups  d'^tat.    Rome  1667. 
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Meriten  machen  müssen,  dass  sie  helfen  die  framösische  Conqueien 
tvieder  abzunehmen^  *)- 

Die  Leetüre  des  historischen  Abrisses  von  dem  Wachsthum  des 
Hauses  Brandenburg,  den  der  Verfasser  giebt,  ist  deshalb  besonders 
lohnend^  weil  bis  auf  unsere  Tage  dieser  Äbriss  typisch  für  eine 
gewisse  Auffassung  der  brandmburgisch-preussischen  Geschichte  ge- 
blieben ist. 

jiWenn  der  alhugrosse  Wachsthum  des  Hauses  Brandenburg 
nach  einander  für  einen  Staatsfehler  zu  halten,  so  haben  den  erstem 
Hauptfehler  in  Betrachtung  des  Anfangs  des  grossen  Wachsthums 
des  Hauses  Brandenburg  die  Hahsburg-Oesterreichische  Kaiser  selbst 
dadurch  begangen,  dass  sie  nicht  gleich  anfangs,  da  die  Grafen  zu 
HohenzoJlem  durch  BtMlolphum  L  Burggrafen  zu  Nürnberg  und  durch 
Sigismundum  Markgrafen  von  Brandenburg  worden,  auf  die  Mark- 
grafen von  Brandenburg  Achtung  gegeben  .  .  .  Das  Haupiwesen 
seiner  Macht  und  Hoheit  hat  das  Haus  Brandenburg  fast  allein  dem 
Haus  Oesterreich  zu  dnnken.^  (S.  78.  79.)  Ein  weiterer  Staats  fehler 
war,  dass  die  Potenzen  und  vorab  Kaiser  Karl  F.  die  Erblichkeit 
des  Herzogthums  R^eussens  bei  dem  Hause  Brandenburg  duldeten, 
„Dieses  hat  auch  der  König  von  Schweden  Gustavus  Adolphus  gar 
wohl  erkannt,  indem  man  von  ihm  bemerket,  dass,  wann  er  nicht  zu 
Glück  der  Brandenburger  gestorben  wäre,  Brandenburg  gewiss  nicht 
R^eussen  im  Olivischen  Frieden  als  Souverain  würde  bekommen  haben, 
weil  er  den  Churfärst  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg  nicht  hat 
gross  werden  lassen  wollen,  und  deswegen  gesagt,  man  müsste  ihn  im 
Zaum  halten,  er  hätte  greuliche  Spiritus,  es  möchte  sonst  ein  neuer 
Rex  BaUicus  entstehen**).  Atis  der  Breussischen  Souverainität  ist 
mm  endlich  auch  mit  Anfang  dieses  Seculi  ein  neuer  Rex  Balticus  in 
Annehmung  der  Königlichen  Würde  von  Breussen  entstanden^  und  die 
allgemeine  Agnition  davon  erfolget,  welche,  wann  sie  kein  Fehler^ 
doch  mehr  Difßcultäten  bei  denen,  die  ein  Interesse  dabei  hätten  haben 
können,  finden  soüen.^    (S.  82.) 

„Ein  grosser  kaiserlicher  Staaisfehler^  war,  dass  Kaiser  Fried' 
rieh  111.  dem  Haus  Brandenburg  zu  der  Anwartschaft  auf  Pommern 
half,  ein  Fehler,  der  den  Orund  legte  eu  der  brandenburgischen  Er- 
Werbung  eines  Theils  von  Pommern  im  westphälischen  Frieden  und 

*)  Historie  der  Staatsfehler  S.  114.  121.  78. 

**)  iSne  Quelle  nennt  der  sonst  mit  Citaten  freigebige  Verfasser  nicht  Im 
Theatrum  Europaeam  VHI,  1265  wird  eine  Aeussenmg  Karls  X.  Gustav 
erwälmt:  ^ Wohin  er  sehe,  stehe  ihm  Brandenburg  im  Wege'',  wie  ein  vor- 
nehmer schwedischer  Kiiegsmann  dem  Churforsten  Friedrich  Wilhelm  erzählt 
habe.    (Droysen  m,  2,  136.  488.) 
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eines  ^allm  reichlichen  Aequivälents^  an  säcularisirten  Bis- 
thümern,  die  bisher  immer  braunschweigische  und  sächsische  Adm^ini- 
siratoren  gehabt  „Nach  der  Zeit  ist  noch  Stettin  dem  Haus  Branden- 
burg beigebracht  worden,  und  ist  nicht  zu  zweifeln^  dasSy  wenn  Krieg 
zwischen  Schweden  und  Preussen  entstehen  sollte^  IVeussen  um  so 
eher  trachten  werde  ^  den  üebcrrest  von  Pommern  denen  Schweden 
abzunehmen,**^  (S,  86,)  Es  haben  ^der  Kaiser^  Spanien,  Frankreich, 
EngcUand  und  die  Generalstaaten ,  sammt  den  katholischen  und  pro- 
testantischen Liffuen  im  Reich ^  gefehlet,  dass  sie  das  Haus  Branden- 
burg zum  Besitz  von  einetn  Tlieil  der  Jülichischen  Succession 
gelangen  lassen.  Diesen  Staatsfehler  hat  schon  damals  Leu.  ab 
Ulm  *)  in  einem  Staats-Bedenken  oder  Discursu  politico  von  dem  Auf- 
nehnen  oder  der  grossen  Macht  des  Churfurstl.  Hauses  Brandenburg 
erkannt  und  klärlich  durch  eine  Specification  der  Kräfte  von  jedem 
brandenburgischen  Lande  vor  Augen  geleget,  dass  der  Wachsthum  des 
Hauses  Brandenburg  und  dessen  grosse  Macht  denen  Nachbarn,  dem 
ganzen  Römischen  Reich,  ja  der  Ruhe  von  ganz  Europa,  und  beson- 
ders dem  Hause  Oesterreich ,  gefährlich.  Da  diese  politische  Prophe- 
zeiung durch  die  Erfahrung  in  unsern  Zeiten  bestätiget  worden  ^  und 
der  Streit  wegen  der  Jülichischen  Suecession  ohnedies  noch  nicht  aus- 
gemachet,  sondern  noch  res  controversa  et  lis  pendens  ist,  so  ist  kein 
anderer  Weg,  dadurch  dieser  alte  Staatsfehler  kann  corrigiret  werden, 
als  dass,  bei  Gelegenheit  bequemer  Conjoncturen,  die  Ausmachung  des 
JiUichischen  Prozesses  wieder  vorgenommen  und  beschleuniget,  deni  Haus 
Sachsen  die  Possession  zugesprochen,  aber  auch  vom  Kaiser  und 
Reichs  wegen  Mittel  vorgekehret  werden,  wie  dem  Hause  Sachsen  zu 
der  Possession  zu  verhelf en."^  (S.  88.  89.)  ,^An  der  preussischen 
Acquisition  von  Neufchatel  und  Valengin  ist  der  französische 
Staatsfehler  schuld^,  an  der  Erwerbung  des  spanischen  Geldern  der 
der  Generalstnaten.  Statt  die  Entscheidung  des  oranischen  Erbstreites 
an  sich  zu  ziehen,  hat  der  Kaiser  „so  gar  noch  wegen  Mors  dem 
König  von  Preussen  die  Belehnung,  nebst  Sitz  und  Stimme  auf  dem 
Reichstag ,  ertheilet*^  **)•  „Kein  deutsches  Fürstenhaus  hai  so  viele 
Vota  im  Fürstenrath,  (S.  92.  93)  deren  Zulassung  ebenso  wohl  mit 
unter  die  kaiserl.  Staatsfehler  gehört,  weil  daraus  ein  Praedominium 
im  Fürstenrath  entstehen  kann,  ais  die  Eriheilung  so  vieler  wichtigen 
Exspectanzen  auf  Reichsfürstenthümer,  Graf-  und  Herrschaften^,  wie 
Ostfriesland,  Anhalt,   Mecklenburg  u.  s.  w.    Einer  brandenburgischen 

*)  Vgl.  Droysen,  Abhandlungen  zur  neueren  Geschichte  S.  389. 

**)  Mors,  1706  durch  Kaiser  Joseph  I.  zum  Fürstenthum  erhoben,  hat  nur 
die  Kreisatandschaft  im  Westphälischen  Kreise,  nicht  die  Beichsstandschaft  gehabt. 
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Fräienstion  wegen  Pommern  auf  PomereUen  und  Banzig  gedenJct 
Ludewig  in  der  Germania  Princeps,  einer  alten  Prätension  Preussens 
auf  Lithauen  Pufendorf.  „  Wenn  die  Preussische  Gedanken  auf  einen 
grösseren  Zusammenhang  an  Ländern  und  auf  ein  Arondissenient 
gehen  sollten,  so  ist  gewiss  dieses  der  erste  Gedanken,  den  ein  König, 
der  von  aller  Gelegenheit  zu  profitiren  und  die  Mittel  auszusinnen 
und  anzuwenden  weiss,  wodurch  wahrscheinlich  zum  Zweck  zu  gelangen^ 
fassen  kann,  nach  erhaltenem  Schlesien  nun  auch  sich  gegen  Polen  zu 
vergrössem*)-^     (S.  98.) 

Der  neueste  grosse  Staatsfehler  war,  dass  die  Nachbaren  und 
das  Teutsche  JReich  „nicht  in  Zeiten  der  Schlesischen  Sache  sich 
angenommen  und  mit  mehrerm  Ernst  zu  Wiederherstellung  der  ge- 
meinen Sache,  und  zur  Wiederhcrbringung  an  das  Königreich  Böhmen, 
die  Hand  angeleget^.  (S.  99.)  Schlesien  steht,  wie  mit  grosser  Ge- 
lehrsamkeit dargelegt  wird  (S-  100 — 108)  Jn  solchem  nexu  imperii^ 
womit  die  Titulatur  eines  Souverainen  Fürsten  oder  die  Souverainität 
nicht  vereinbar  ...  Es  fordert  auch  das  gemeinsame  Interesse,  die 
Führung  des  Titels  als  souverainen  Fürstens  von  Schlesien  nicht  zu 
verstatten,  noch  stillschweigend  zu  erkennen,  viel  welliger  die  Titulatur 
gu  geben  .  .  .  Vielmehr  wäre  Kaiser  und  Reich  befugt,  damit  dieses 
nicht  Gelegenheit  zur  Abreissung  Schlesiens  vom  Reich  gebe,  solche 
eigenmächtig  angenommene  Titulatur  per  Decretum  imperiali  auctoritate 
zu  cassiren  und  zu  annulliren."' 

y,Bei  dieser  Cassation  und  Annullation  müsste  es  aber  sein  Be- 
wenden nicht  haben  ^  weil  Preussen  wenig  danach  fragen  würde  ^  als 
desscfi  ßaupt-Principium  politicum  ist,  nach  dem  nichts  zu  fragen, 
was  die  Reichsverfassung  mit  sich  bringt,  sondern  im  Gegenthcil  alles 
zu  thun^  was  durch  Gewalt  und  Verstellung  ausgeführet  werden  kann, 
und  alles  darunter  und  drüber  gehen  zu  lassen,  um  nur  zum  Zweck 
der  Vergrösserung  seiner  Macht  und  des  Ansehens  zu  gelafigen;  als 
welches  ältere  und  neuere  Exetnpel  bestätigen.^     (S,  108,) 

Baran  schliesst  sich  die  schon  berührte  Argumentation,  welche 
auf  die  Aufforderung  an  Preussen  hinausläuft,  den  Besitz  von  Schlesien 
dadurch  sicher  zu  stellen,  dass  es  durch  seine  Meriten  im  Kriege 
gegen  Frankreich  einen  gerechten  Besitziiiel  auf  Schlesien  erst  noch 
sich  erwerbe,  ,^Geschiehet  dies  nicht,  so  muss  sich  das  Haus  Branden- 
burg gefallen  lassen,  wann  das  Haus  Oesterreich  nach  geendigtem 
französischen  Krieg,  und  wann  es  sonst  keine  Feinde  hat,  die  erste 
Gelegcfiheit  ergreife,  Schlesien  nieder  herbei  zu  bringen.  Darzu  nun 
bedarf  es  gar  keine  novam  causam  belli.     Und  da  dieses  Haus,  wenn 

*)  Vgl  unten  Abtheilung  III. 

Preussuiche  Staatsächriften.    H.  4 
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€8  allein  mit  dem  Hause  Brandenburg  Krieg  eu  fuhren  hat^  gar  leicht 
wieder  Schlesien  wegeuthehmen  im  Stande  isty  so  ist  die  Unsicherheit 
und  Gefahr  y  Schlesien  eu  mainteniren^  wegen  überlegener  Oester' 
reichischen  Macht  desto  grösser.^     (S,  118.) 

Um  wieviel  unsicherer  vollends  wird  der  preussische  Besitß 
Schlesiens  sein^  y^wenn  das  Reich  und  die  nordischen  Potenzen  ihr 
Interesse  noch  erst  erkennen  und  mit  dem  Hause  Oesterreich  ffusammen- 
treten  wollen^.  (S.  122)  Gar  bald  kann  es  dann  „tun  die  Preussische 
grosse  Macht  und  Glück  geschehen  sein*^.  Folgt^  „dieses  einigermaassen 
begreiflich  eu  machen^,  noch  „eine  kuree  Betrachtung  über  die 
Preussische  Macht  und  Glück,  auch  über  das  Interesse  des  Hauses 
Oesterreich  y  der  nordischen  Potenzen  und  übrigen  Nachbarn  respedu 
der  alleusehr  angewachsenen  Preussischen  Macht^, 

„Was  die  Macht  betrifft ,  so  ist  bekannt y  dass  die  Preussische 
[Eriegs-]  Macht  eine  meist  aus  fremden  Ländern  entlehnte  Machte 
woran  der  vorige  König  von  Preussen  Zeit  seiner  ganeen  Regierung 
gesammlet;  welches  eine  Anzeige,  dass  die  Preussische  Länder  an  sich 
nicht  im  Stunde,  allein  so  viel  RecnUen  eu  steUen,  als  eu  Aufstellung 
und  Erhaltung  einer  so  eahlreichen  Macht  gehöret ,  obgleich  alles  in 
den  Brandenburgischen  Ländern  auf  den  Fuss  eines  regni  miUtaris 
eingerichtet.  Mit  diesem  Namen  kann  die  Preussische  Regierungs- 
verfassung beleget  werden^  weil  alle  Kräfte  der  Länder  bloss  auf  den 
Kriegsstaat  angewendet  werden  y  und  anbei  jeder  Edelmann ,  Bürger 
und  Bauer  y  theils  geewungen,  theils  aus  Noth^  wenn  er  anders  sein 
Leben  fortbringen  oder  was  werden  willy  zum  Soldaten  sich  brauchen 
lassen  mt^s. 

y^Dass  die  Preussischen  Armeen  nicht  unüberwindlich ,  cUs  viel- 
mehr ihnen  das  Glück  günstig,  und  von  den  Fehlem  oder  Fatalitäten 
der  Feinde  eu  profitiren  wissen,  solches  legen  die  Vorgänge  aller  bis- 
herigen glücklichen  Actionen  eu  Tage.  Man  muss  Ihro  Majestät  dem 
Könige  selbst  den  hohen  Ruhm  lassen,  dass  Sie  so  standhaft  gefochteny 
als  klug  die  Sachen  eineurichten  und  auseufiihren  wissen;  dem  unge- 
achtet aber  ist  mehr  List  und  Glück,  als  Stärke  der  Waffen  dabei 
geweseny  wenn  man  ins  Detail  hievon  gehen  wollte,  sodass  man  wohl 
sagen  könnte,  dass  die  Preussische  Schwäche  an  Mannschaft  die  Stärke 
der  prompten  Rathschläge  und  die  Methode  Krieg  eu  führen  erseteet 
hohe:  hingegen  die  Oesterreichische  und  Sächsische  Stärke  an  Mann- 
schaft die  Schwäche  der  eertheilten  Rathschläge  und  der  wenigen 
Kriegsmethode  vermindert  habe.  Eine  gute  Kriegs  -  Methode  und 
Theorie  ist  aber  gegen  Preussen  mehr  als  gegen  sonst  einen  andern 
Feind  nöthig.  Ihro  Preussische  Majestät  haben  ein  Genie,  das  fähig 
ist,  alles  eu  unternehmen,  was  Interesse  und  Ambition  anrathet;   Sie 
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kennen  ihr  Interesse  und  agiren  in  allen  Staats-  und  Erieges-Hand- 
lungen  nach  einer  guten  Theorie  und  Regeln^  und  die  Application 
davon  hat  geglOcket.  So  ist  der  ganze  vorige  Pretissische  Krieg  nach 
den  Regeln  des  Turenne  gefuhret  worden  .  .  .  Turenne  gieht  die 
Kriegsregeln:  ein  kluger  General  solle  beständig  seine  Armee  gegen 
den  Feind  misammenhalten  und  deswegen  keine  Flüsse  und  Gebürge 
defendiren^  dadurch  die  Armee  dispersiret  würde  und  ein  Haufen  nach 
dem  andern  davon  übern  Haufen  geworfen  werden  könnte.  Dieses 
haben  Ihro  Prcussische  Majestät  glücklich  angewendet  Als  es  in 
vorletzter  Böhmischen  Campagne  so  übel  für  die  Preussische  Armee 
ginge,  so  besetzte  der  König  nur  mit  wenigen  den  Eibstrom  und  hielte 
die  Armee  zusammen,  und  als  solche  in  Böhmen  nicht  länger  mehr 
bestehen  konnte,  ging  die  Armee  übers  Gebürge  in  Schlesien,  ohne  das 
Gebürge  zu  besetzen;  ja  der  König  hat  nicht  einmal  im  Frühjahr  das 
Gebürge  besetzen  lassen,  als  die  combinirte  Oesterreichische  und  Säch- 
sische Armee  in  Schlesien  eingedrungen. 

„Was  that  aber  der  König  darauf?  Er  bediente  sich  wieder 
einer  Turennischen  Kriegsregel,  .  .  .  nach  welcher  ein  Kriegs^ 
held  sich  allezeit  so  weit  und  dergestalt  nur  von  einem  Feind  stellen 
soH,  dass  er  ein  vortheilhaftig  Lager  habe  und  den  Feind  in  einem 
Marsch  überfallen  könne.  Dieses  hat  der  König  in  Preussen  glücklich 
bei  Striegau  practidret;  Se,  Majestät  haben  die  Armee  vortheilhaftig 
und  in  einer  Distanz  von  der  feindlichen  Oesterreichischen  und  Säch" 
sischen  Armee  gestellet  ^  dass  Höchstselbe  sie  in  einem  Nachtmarsch 
des  Morgens  übereilet,  in  einem  vor  sie  fatalen  Terrain  überfallen 
und  methodice  nach  einer  Turennischen  theoretisch  gelernten  Kriegs- 
regel  schlagen  können. 

„Der  nämliche  Fall  ist  auch  bei  Molowitz  gewesen,  wo  der 
König  seine  Armee  gleichfalls  postirt  gehabt,  dass  er  in  einem  Marsch 
die  Oesterreichische  zerstreuet  gelegene  Armee  überfallen,  dennoch  aber 
so  misslich  ausgesehen,  dass  die  Schlacht  vom  König  selbst  durch  ein 
Sauve  qui  peut  vor  verloren  geachtet  worden,  auch  verloren  gegangen 
sein  würde,  wenn  der  tapfere  General  Römer  in  voller  Verfolgung^ 
seines  Sieges  nicht  das  Leben  verloren  hätte. 

„Es  war  also  diese  Action  ein  blosses  Glück,  dergleichen  auch  bei 
der  Czaslauer  und  Trautenauer  Action  war.  Bei  Czaslau 
war  ja  der  eine  Preussische  Flügel  durch  die  Cavallerie  gar  bald 
über^n  Haufen  geworfen  und  würde  dem  andern  auch  so  ergangen 
sein^  wenn  die  Cavallerie,  anstatt  den  weichenden  Feind  zu  verfolgen, 
nicht  in  die  Bagage  gefallen  und  dadurch  veranlasset  hätte^  dass  alles 
körnten  auf  den  andern  Flügel  gezogen  werden,  welcher  dadurch  zu 
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stark  worden  f   dass  der  Rest  der   Oesierreichischen  Artnee  von  dtr 
Action  nachgelassen  und  sich  zurüchzielien  müsseti. 

Bei  Trauienaii  ist  ja  alles  so  wohl  von  Ihro  Königl.  Hoheit 
detn  Prinzen  Carl  disponirt  worden,  dass  gewiss  die  Preussische 
Armee  würde  rechtschaffen  in  die  Enge  gebracht  worden  sevn,  wenn 
die  Cavallerie  ihre  Schuldigkeit  gethan  und,  was  im  Rücken  comman- 
diret  gewesen,  anstatt  ifis  Lager  zu  gehen  und  sich  dort  mit  Plündern 
aufzuhalten^  gerade  wäre  im  Rücken  eingefallen, 

y^Bie  letzte  Sächsische  Action  würde  auch  haben  einen 
ganz  ayidem  Ausgang  gewinnen  können^  zumal  da  die  Victoric  etliche 
Stundefi  in  Sächsischen  Händen  allein  getvesen,  wenn  nicht  bekannte 
Kriegsfehler  wären  begangen  worden  und  die  Kaiserliche  Armee  wäre 
zur  Action  gekommen;  also  ist  gleichfalls  diese  Victorie  detn  Glück 
zu  dankm, 

^Mit  dieser  kurzen  Erzählung  der  vorgefallenen  und  von  Freusscn 
gewonnenen  Schlachten  will  den  Ruhm  den  Preussischen  Waffeti  nicht 
entziehen,  dass  sie  standhaft  und  ordentlich  gefochten;  ich  unll  aber 
auch  daraus  so  viel  inferiren^  dass  die  Victorien  der  Standhaftigkeit 
und  Ordnung  oder  Bravour  der  Preussen  allein  nicht  zuzuschreiben, 
sondern,  wie  alle  Victorien  ein  Glück,  also  besonders  alle  fünf 
Victorien  mehr  dmi  Glück  oder  den  Fatalitäten,  oder  Versehen  der 
Feinde,  als  der  eigenen  Bravöur  der  Soldaten,  zumal  die  viele  Artillerie 
auch  mehr  er  es  gethan  haben  soll  als  die  Mousquetiere ,  zuzurechnen. 
Hieraus  will  tveiter  so  xnel  inferire^i,  dass,  obgleich  die  Preussischen 
Waffcfi  fünf  Victorien  nach  einander  gewonnen,  sie  dennoch  nicht 
vor  unüberwindlich  zu  halten  und  deswegen  allzu  sehr  zu  fürchten 
sein,  tveily  ivie  ich  schon  gedacht,  ein  feindlicher  Fehler  oder  Fatalität 
allezeit  der  Sache  den  Ausschlag  gegeben,  dass  sich  die  Victorie 
immer  auf  die  Preussische  Seiten  gelenket,  und  zwar  fast  allezeit  mit 
sehr  grossem  Verlust  an  Mannschaft,  welche  Preussen  nach  Fran- 
zösischer Art  nicht  zu  achten  scheinet,  wenn  nur  die  Victorie  erhalten 
werden  kann,  also  niemals  eher  nachlassen  wird,  es  sei  denn,  dass  es 
einmal  ein  totale  Niederlage  erleide,"'  .  .  . 

j^Wenn  Preussen  eine  Action  gewonnen  hätte,  wo  von  beiden 
Seiten  die  Soldaten  nach  ihrer  Schuldigkeit  gefochten,  und  in  ordine 
commandiret  worden,  dass  nichts  daran  auszusetzen,  auch  keine 
Fatalität  darzukommen ,  und  Preussen  hätte  die  Victorie  davon  ge- 
tragen: alsdann  könnte  man  sagen,  dass  die  Preussische  Waffen  wn- 
überwindlich.  Weil  aber  dieses  noch  nicht  geschehen:  so  mag  dieses 
einen  Bewegungsgrund  abgeben,  dass,  weil  nicht  abzusehen,  ob  nicht 
das  Haus  Oesierreich  oder  die  nordische  Potenzen  in  künftigen  Zeiten 
mit  Premsen  in  Krieg  verfallen  könnten,  sie  nicht  allzugrosse  Furcht 
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wegen  des  Glücks  der  Preussischen  Waffen  über  sich  herrschen  und 
sich  dadurch  von  der  Wahrnehmung  ihres  Interesse  abhalten  lassen.*^ 
OS.  126,) 

Unschwer  ist  der  Zusammenhang  zu  ^erkennen  zwischen  diesen 
tröstenden  und  ermuthigenden  Worten  und  der  Apostrophe  an  die 
„Nordischen  Potenzen^  auf  den  Schlussseiten  der  „Geschichte  der 
Staats  fehler^ ,  über  die  Gefährdung  des  Gleichgewichts  im  Norden. 
„  Wenn  man  nach  der  Wahrscheinlichkeit  urtheilen  sollte  und  das  jus 
convenieniiae  zum  Grunde  nehmen  wollte,*  so  wäre  dafür  zu  halten, 
dass  Polen  am  ersten  empfinden  dürfte,  wie  gefährlich  und  beschwer- 
lich die  Nachbarschaft  des  Hauses  Brandenburg  sei;  es  werde  der 
Krieg  directe  mit  Polen  anfangen^  oder  per  indirectum  durch  Ver- 
wirrung in  einem  oder  anderm  benachbarten  Reich  darein  gezogen, 
welches  gar  leicht  geschehen  könnte,  wenn  etwan  ein  Premsisches 
Dessein  auf  Churland  wäre,  um  dem  Prinzen  von  Preussen  darzu  zu 
verhelfen,  worüber  ein  Krieg  mit  Moskau  entstehen  und  Polen  noth- 
wendig  darein  gezogen  oder  Ungelegenheit  davon  hohen  würde.  Viele 
woUen  fast  nicht  mehr  an  Anhebung  eines  neuen  Krieges  in  Norden 
zweifeln,  weil  Moscau  und  Preussen  sich  armirt  und  von  nordischen 
Allianzen  die  Rede  gegangen.^  (S.  131.)  Mit  einer  kühnen  Wendung 
fährt  der  Verfasser  fort:  j^Doch  das  eigne  Interesse,  oder  vielmehr  die 
Sicherheit  der  Conquete  in  Schlesien,  räth  an,  dass,  wenn  Ihro  Ma- 
jestät der  König  Schlesien  sicher  behalten  wollen,  Allerhöchstdiesetbe 
auf  Verschaffung  eines  Aequivalents  für  Schlesien  und  hernach  viel- 
mehr an  Frieden,  als  an  Annehmung  oder^  Fortführung  der  Prin- 
eipiorum  wider  das  Haus  Oesterreich  und  an  weitere  Conquetirungen 
zu  denken  haben.^  Hier,  wie  wiederholt  an  früheren  Stellen,  bleibt 
der  Eindruck  y  dass  die  Mahnungen  an  Preussen  zur  Umkehr  und 
Besserwng^  welche  Thema  und  Refrain  der  „Geschichte  der  Sta^atS' 
fehler^  in  ihrer  gedruckt  vorliegenden  Gestalt  bilden,  erst  nachträglich, 
d,  h.  nach  dem  Äbschluss  des  dresdener  Friedens ,  in  einen  Text 
hineingearbeitet  worden  sind,  welcher  dem  Khnig  von  Preussen  nicht 
Busse,  welcher  vielmehr  das  Kreuz  gegen  diesen  König  predigte,  „der 
dJües  zu  unternehmen  fähig, ^     (S.  131,) 


Der  ersten  Spur  der  „Geschichte  der  Staatsfehler^  begegnen  wir 
im  Mai  1746  in  Wien.  Eine  wiener  Correspondenz  vom  21.  Mai*) 
berichtet,  dass  das  Buch  in  der  vorletzten  Woche  am  Orte  „roulireV^ 
ÄoJe,  auf  die  Klage  des  preussischen  Residenten  von  Oraeve  aber 

*)  Im  Haerlemse  Courant  Nr.  23  vom  4.  Juni  1746. 
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verboten  worden  sei*).  Zu  Anfang  des  nächsten  Monats  hatte  die 
Schrift  den  Weg  nach  Berlin  gefunden:  am  10,  Juni  wurde  sie  auf 
Veranlassung  des  Auswärtigen  Amtes  confiscirt**)^  und  die  Unter" 
suchung  ergab,  dass  den^ berliner  Buchhändlern  die  Exemplare  von 
der  Monatschen  Buchhandlung  in  Nürnberg  augesandt  worden  waren. 
Am  30.  Juni  sandte  Pollman  aus  Regensburg  die  Broschüre  em, 
mit  dem  Bemerken,  dass  ein  gewisser  Fritsch  als  Verfasser  gelte. 
Dagegen  berichtete  am  28.  Juni  der  preussische  Resident  in  Nürnberg^ 
Buirette,  der  inzwischen  den  Auftrag  zu  Nachforsdmngen  erhalten 
hatte:  j^Meinen  ihrer  viele  die  Schreibart,  besondere  Ausdrückungen 
und  Principia  des  ehemaligen  giessenschen  Professoris^  jetzo  wiene- 
rischen Reichshofraths  von  Senckenberg***)  daraus  zu  erkennen;  einige 
andere  hergegen  beargwöhnen  den  berüchtigten  Zeitufhgsschreiber 
Gross^f).  In  seinem  nächsten  Berichte  meldete  Buirette^  der 
Licentiat  Richter  ff)  erwähne  die  Broschüre  in  seinem  WochenbUM 
y^Bemerkte  Fälle  der  Zeit^^  mit  der  bedenklichen  Ausdrückung,  dass 
der  Verfasser  eine  vornehme  Persony  so  viele  geheime  Subsidia  desto 
leichter  haben  konnte.  Buirette  glaubte  ermittelt  zu  haben,  dass  die 
Broschüre  in  Nürnberg  „bei  oder  von  dem  Drucker  Arnold^  gedruckt, 
ndass  solches  Meisterstück  der  Bosheit  in  Wien  von  dem  alten  Reichs^ 
hofrath  Knorrfff)  geschrieben^  sei,  und  dass  jener  Licentiat  Richter 
Correctur  und  Revision  des  Satzes  besorgt  habe.  Die  erste  Angabe 
erwies  sich  als  zutreffend.  In  Folge  einer  Zuschrift  des  Königs  von 
Pteussen  vom  9.  Juli  leitete  der  nürnberger  Magistrat  eine  Unter- 
suchung ein.  Es  wurde  festgestellt,  dnss  der  Buchhändler  Georg  Peter 
Monat,  dessen  Vater  Peter  Conrad  Monat  vor  einigen  Jahren  ryjuih 
Wien  übergesiedelt  war,  das  Manuscript  aus  Wien  von  seinem  Vater 
stückweise  erhalten  und  es  heimlich,  mit  Umgehung  der  Censur^  dem 
Drucker  Arnold  zum  Absetzen  übergeben  hatte.  Der  junge  Monat 
und  Arnold  wanderten  auf  ein  paar  Tage  in  das  Stadtgefängniss*f). 

*)  Graeve*8  Berichte  enthalten  davon  nichts.  Graf  0.  Podewils  berichtet 
nach  seiner  Ankunft  in  Wien,  am  6.  Juli,  Graeve  habe  keine  förmliche  Klage 
eingereicht,  bei  vorgefallener  Gelegenheit  aber  zu  verstehen  gegeben,  wie  diese 
scandaleuse  Schrift  dem  König,  seinem  Herrn,  nicht  anders  als  höchst  missflLllig 
sein  könnte:  „worauf  er  vernommen,  dass  der  Verkauf  verboten  worden." 

**)  Vgl.  Droysen  V,  ?,  172. 
♦*♦)  Preussische  Staatsschriften  I,  519. 
t)  Ebend.  S.  XLII. 

tt)  Vgl.  über  ihn  Zeitschrift  für  Preussische  Geschichte  XIV,  229. 

tH)  Preussische  Staatsschriften  I,  138.  520. 

*t)  Bericht  Buirette's,  Nürnberg,  30.  JulL    Schreiben  des  nürnberger  Magi- 
strats an  den  König  von  Preussen,  27.  Juli  1746. 
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Weniger  wittfährig  geigte  sich  der  regensburger  Magistrat  gegen 
s  Verlangen  PoUmanSy  den  Buchhändler  Bader,  der  am  Sitze  des 
iichstags  die  Broschüre  verkauft  hatte,  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 
Vas  die  hegehrte  Bestrafung  desselben  und  die  Verbrennung  des 
ripti  anbelangetCj  trüge  Magistratus  Bedenken^  in  Sonderheit  wegen 
r  letzteren,  aus  zweierlei  Ursachen,  der  Requisition  vor  der  Hand 
deferiren.  Erstens,  weilen  anno  1735  in  einer  gleichen  Gelegenheit^ 
SS  Churbayem  ein  solches  Scriptum  zu  verbrennen  begehrt^  Magv- 
nlus  es  auch  thun  lassen^  derselbe  deshalb  vom  Kaiserlichen  Hofe 
ir  hart  angegangen  und  bestrafet  worden;  zweitens,  dass  der  Kcnser- 
he  Concommissar ,  Freiherr  von  Palm,  dem  Magistrat  solches  zu 
m  abgerathen^  wenigstens  bis  er  deswegen  von  seinem  Hofe  In- 
ueKon  erhalten^*). 

War  dem  Residenten  Buirette  in  Nürnberg  Knorr  als  Verfasser 
^  j^Cteschichte  der  Staatsfehler^  genannt  worden,  so  meldete  Graf 
to  Podeunls  aus  Wien,  nach  Uebemahme  der  Geschäfte  der  Ge- 
rätschaft, dasselbe,  was  Pollman  in  Regensburg  gehört  hatte:  j^wie 
gemein  versichert  wird,  ist  ein  aus  Sachsen  gebürtiger  Convertit 
'üsch  der  Verfasser^  **). 

Die  Informationen  des  preussischen  Gesandten  trafen  zu.  Der 
^erreiehische  Geschäftsträger  in  Berlin,  Leopold  von  Weingarten, 
fte  dem  preussischen  Geheimen  Rath  Ferber,  zu  dem  er  Be- 
humgen  hatte:  „was  das  Impressum  der  Staatsfehler  betreffe,  so 
tte  solches  zum  Auetore  einen  gewissen  Fritsch,  der  in  Wien  be- 
dUeh  und  ein  Amanuensis  des  Bartenstein  sei^  ***^. 

Podewils  und  Graeve  brachten  in  Wien  über  den  Autor  fol- 
iiZe  nähere  Umstände  „verlässlich*^  in  Erfahrung  f):  „der  Autor 
üseh  hatte  währenden  schlesischen  Kriegs  solche  Schandcharteque 
ch  damaligen  Umständen  verfasset  und  Ihro  Königl  Majestät  von 
igam,  wie  auch  dem  Grossherzog  von  Toskana,  das  Manuscriptum 
äsentiret  Höchstdieselbe  Hessen  Ihnen  seinen  Eifer  gefallen,  übergaben 
{  Pi^  dem  Grafen  Ulfeid  mit  der  Erinnerung^  man  spräche  immer 
»  Mangel  an  geschickten  Leuten,  da  sei  einer,  den  man  beizubehalten 
tte;    er   möchte  das    Werk  zuvor  durchseihen,    denn  Ihro  Königl. 


*)  Bericht  Pollmans,  Regensburg,  8.  August  1746.    Vgl.  schon  Helden- 
schichte  Friedrichs  II.,  HI,  226. 

**)  Bericht,  Wien,   20.  Juli   1746:   „Ce   n'est  pas  le  conseiller  aulique  que 
fcre  Majest^  soup^onne  qui  est  Tauteur  .  .  .  mais,  k  ce  que  tout  le  monde  assure, 
Bomm^  Fritsch,  qui  est  de  Saxe  et  qui  a  chang^  de  religion." 
***)  Aussage  Ferbers  in  seinem  Hochverrathsprocesse  (vgl.   unten  Nr.  XI); 
»Cokoll  des  Verhörs  vom  11.  October  1746. 
t)  Bericht,  Wien,  27.  JuU  1746. 


56  ^^^  dresdener  Friede  und  seine  Ausführung. 

Majestät  und  der  Grossherzog  wären  gesonnen,  solches  auf  Dero 
Kosten  drucken  zu  lassen.  Der  Graf  von  Ulfeid,  welcher  ihm  nicht 
bald  dergleichen  Mühe  gieht,  hat  die  fernere  Commission  deni  damals 
noch  unter  ihm  gestandenen  jetzigen  Reichsreferendario  Mohr  auf- 
getragen ,  und  derselbe  den  Bericht  dahin  erstattet,  das  Scriptum  sei 
einer  ungemein  groben  Schreibart  y  die  sich  gegen  gekrönte  Häupter, 
ob  sie  gleich  Feinde^  nicht  gezieme,  auch  die  darin  geäusserte  Sätze 
nicht  von  bestem  Schrot  und  Korn.  Um  aber  sicher  zu  gehen,  hat 
gedachter  Mohr  seine  Censur  nebst  dem  Scripto  vor  allen  Dingen  dem 
von  Knorr  communiciret,  welcher  als  er  gleicher  Meinung  gewesen,  [ist] 
der  Druck  selbiger  Zeit  unterblieben.  Der  Verfasser  mag  nachgehends 
seine  Missgeburt  einen  und  anderen  Orts  gesäubert  und  fhoch  dem 
dresdener  Friedensschluss  auf  jetzige  Zeit  accommodirt,  fort  wegen 
des  Verlags  sich  mit  Monat  verstanden  haben.  Von  ihm  erfahren 
durch  die  dritte  Hand,  er  hätte  sobald  der  Druck  fertig  getvesen,  dem 
Reichshofrathspräsidenten,  Oberhofkanzler  und  Statthalter  davon  Nach" 
rieht  gegeben  und  auf  gebetene  Erlaubniss  des  Verschleissens  ver- 
sprochen erhalten,  er  hätte,  nichts  zu  furchten,  man  u)ürde  mit  ihm 
in  die  Gelegenheit  sehen.  Vermuthlich  wird  Niemand  aus  ihnen  da" 
mals  die  Pidce  gelesen  haben.  Kaum  wäre  ich,  Graeve,  angekommen, 
hätte  es  geheissen,  behutsam  zu  sein  und  nicht  ohne  Unterscheid  das 
Scriptum  auszugeben.  Endlich,  da  öffentliche  Beschwerde  geßhret 
worden,  hätte  auf  Befehl  des  Ulfeid  sich  der  niederösterreichische 
Regimentsrath  Schmerling  unverhofft  im  monatischen  Lallen  ein- 
gefunden, sagende:  Was  Henker  habt  Ihr  Leute  gemachet,  ich  habe 
Befehl  den  Druck  quaest.  wegzunehmen  und  nach  Hofe  zu  liefern;  so 
auch  zu  seinem,  des  Verlegers,  grossen  Schrecken  und  Schaden  äU- 
sofort  erfolget.^ 

In  einem  späteren  Bericht  *)  fugt  Graf  Podewils  hinzu ,  Fritsch 
stamme  aus  Jena  von  protestantischen  Eltern  und  sei  von  dein  Herzog 
von  Weimar  als  Agent  nach  Wien  gesandt  worden.  Dort  habe  er 
sich  an  den  Grafen  Kinsky  und  an  Bartenstein  angeschlossen;  Kinsky 
übertrug  ihm  die  Erziehung  seiner  Kinder.  „Einige  Zeit  nach  dem 
Tode  Kaiser  Karls  VI.  schwor  er  in  der  Hofkapelle  den  evangelischen 
Glauben  ab,  in  Gegenwart  des  Kaisers  und  der  Kaiserin,  denen  er 
bei  dieser  Gelegenheit  vorgestellt  wurde.^ 


*)  Wien,  5.  April  1747.  Zeitschrift  für  Preussische  Geschichte  XIV,  249. 
Vgl.  Pteussische  Staatsschriften  I,  518.  Nach  Meusel,  Lexikon  der  von  1750 
bis  1800  verstorbenen  teutschen  Schriftsteller  lU,  530  hat  Gottfried  Ernst  Fritsch 
1785  einen  Ruf  als  ordentlicher  Professor  der  Hechte  nach  Jena  erhalten,  den 
er  aber  einer  Unpässlichkeit  wegen  nicht  annehmen  konnte. 
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Als  der  preussische  Gesandte  dem  Hofkanzler  Graf  Ulfeid  wegen 
des  Verhaufes  der  ^Geschichte  der  StaaUfehler^  Vorstellungen  machte^ 
hat  dieser  ihn  zunächst^  die  anstössigen  Stellen  namhaft  macJien  zu 
icollefi:  Graf  Podewils  enciderte,  dass  er  dann  einfach  die  ganze 
zweite  Hälfte  des  Buehes  anzustreichen  haben  würde.  Bei  einer 
zweiten  Conferenz  machte  Ulfeid  die  Mittheilimg,  dass  auf  seine  Ver- 
anlassung hei  dem  Buchhändler  Monat  alle  vorhandenen  Exemplare 
confiscirt  worden  seien;  den  Druckort  vermöge  Monat  nicht  anzu^ 
gehen;  ein  mehrer  es  zu  thun^  das  Buch  durch  ein  Patent  verbieten^ 
würde  nur  eine  erhöhte  Nachfrage  zur  Folge  hahen;  zudem  sei  das 
Einschreiten  des  Reichsfiscals  nicht  durch  ihn^  den  Hofkanzler,  sondern 
durch  die  Reichsminister  des  Kaisers  zu  bewirken,  Podewils  erzählte^ 
was  Ulfeid  ihm  gesagt,  dem  Grafen  Harr  ach;  Harr  ach  antwortete: 
j^Sie  kennen  den  indolenten  Charakter  des  Grafen  Ulfeid  und  wie 
schwer  es  hält,  ihn  in  Bewegung  zu  bringen;  ich  bin  überzeugt,  wenn 
es  sich  um  eine  Satire  gegen  ihn  selbst  handelte,  würde  er  ebenso 
wenig  ihun.^  Er,  Chraf  Harrach,  der  weniger  Phlegma  habe,  würde 
ohne  Zaudern  für  Verbrennung  des  Buches  durch  Henkershand 
stimmen*). 

Graf  Podewils  hatte  gemessenen  Befehly  nachdrücklich,  jedoch  mit 
allem  Glimpf  darauf  zu  dringen,  damit  der  dortige  Hof  sein  Miss- 
fallen  über  die  verwegene  Schrift  und  sein  Ressentiment  gegen  der- 
selben Autorem  der  Welt  auf  eine  eclatante  Art  zu  erkennen  geben 
möge**).  Um  zum  Ziele  zu  kommen,  schlug  der  Gesandte  vor,  den 
Antrag  schriftlich  zu  stellen  und  übergab,  nach  Eingang  der  Ermäch- 
Hgung^  am  15.  September  dem  Hofkanzler  ein  Promemoria***). 

Graf  Ulfeid  hielt  ihn  mit  immer  neuen  Einwänden  hin.  Auf  die 
Frage,  worin  denn  eigentlich  die  verlangte  ^eclatante  Ahndung^  he-- 
stehen  sollte^  antwortete  ihm  Graeve:  „Es  würden  sich  hier  Acten 
finden,  dass  des  ehemaligen  coburgischen  Professoris  Zschackwitz 
Examen  Juris  Publid  nebst  den  dabei  befindlichen  Noten  über  die 
Wahlcapitulation  Caroli  VL  auf  hiesigem  Neumarkt  durch  den  Henker 
verbrannt  %md  der  Schwertstreich  darüber  gefuhr  et  worden.^  Da 
meinte  der  Hofkanzler,  die  Pi^ce  sei  himembriSj  der  erste  Thetl  handle 
van  dem  Hause  Bourhon,  der  zweite  von  dem  König  von  Preussen: 
„oft  denn  beide  zugleich  durch  den  Henker  verbrannt  werden  sollten?^ 
Ein  halbes  Jahr  verging;  Graf  Podewils  hörte,  dass  Fritsch  mit 
dem   Verkauf  seiner  Schrift  heimlich    fortfuhr,    dass    er  vierzig  bis 

♦)  Bericht  vom  20.  Juli  1746. 
**)  &lafi8  vom  16.  Juli  1746. 
***)  Berichte  von  Podewils  und  Graeve,  17.  Sept,  19.  October  1746. 
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fünfzig  Exemplare  hatte  drucken  lassen  und  sich  für  das  Stack  mit  einem 
Dukaten  hezahlt  machte"^).  Der  König  Hess  nunmehr  Repressalien  in 
Aussicht  stellen:  Der  Gesandte  sollte  dem  Graf  Ulfeid  nur  frei 
sagen:  ,^dass,  wo  ferne  man  zu  Wien  den  Verkauf  gedachter  Pidce 
fernerhin  permittiren  und  solche  nicht  desavouiren  und  auf  eine 
eclatante  Art  supprimiren  wollte,  Se.  KönigL  Majestät  Dero  Ortes 
hinwiederum  erlauben  wurden^  dass  aUeSj  was  nur  jemalen  gegen  das 
Haus  Oesterreich  herausgekommen  oder  noch  herauskommen  würde, 
wann  es  auch  sogar  Pasquinaden  oder  dergleichen  wären ,  zu  Berlin 
und  anderer  Orten  Dero  Landes  gleichfalls  gedrucket  und  public  ge- 
machet  werden  dörfte^  **/  Erstaunt  fragte  Ulfeid,  ob  denn  der  König 
von  Preussen  mit  dem,  was  man  gethan  habe,  noch  nicht  zufrieden  sei; 
man  sehe  nicht,  welch  andere  Genugthuung  ausser  der  Confiscatüm 
man  noch  geben  solle.  Bei  der  nächsten  Unterredung  bat  Ulfeid  um 
eine  Abschrift  des  Promemoria  vom  vorigen  Jahre,  da  das  Original 
verlegt  sei***).  Den  Monat  darauf  Hess  Ulfeid  die  Mittheilung  folgen^ 
dass  Fritsch,  inzwischen  vernommen,  die  Autorschaft  entschieden  m 
Abrede  stelle, 

„  Was  das  Einschreiten  des  Reichsfiscals  betrifft,^  berichtet  Pode- 
wiU  am  3,  Mai  J74/j  „so  haben  mir  die  Minister  erklärt^  dc^s  diese 
Sache  nicht  die  Kaiserin  angehe,  sondern  den  Kaiser,  und  als  ich 
mit  dem  Reichsvicekanzler  Chraf  Colloredo  sprach,  sagte  er  mir,  dass 
er  sich  mit  dem  hiesigen  Hofe  in  Einvernehmen  setzen  werde.^ 

Endlich  versprach  Graf  Ulfeid  die  VeröffenÜichung  einer  De- 
claration  gegen  die  Broschüre,  Mehrere  Wochen  darauf  an  sein  Ver^ 
sprechen  erinnert,  erwiderte  er,  dass  er  persönlich  die  Sache  beschlewr 
nige  und  dass  ohne  Zweifel  der  Freiherr  von  Bartenstein  demnächst 
in  der  Staatsconferenz  darOber  Vortrag  halten  werde. 

Oraf  Podewils  hat  dann  nicht  von  Neuem  angefragt.  Schon  in 
einem  Bericht  vom  12,  April  hatte  der  Gesandte  sein  Crutachien  dahin 
abgegeben,  dass  es  aussichtslos  sein  werde,  auf  die  Bestrafung  des 
EVitsch  zu  dringen,  da  er  zu  sehr  protegirt  werde,  Podewils  wollte 
mit  Bestimmtheit  wissen,  dass  dem  Verfasser  für  seine  Arbeit  amt- 
liches  Material  zur  Verfugung  gestanden  hatte,  und  dass  er  seine 
Schrift  der  Kaiserin-Königin  persönlich  iiberreichen  durfte. 


Ort  und   Zeit   der    Veröffentlichung  des   in    Wien    übergebenen 
Memorials  Hessen  sich  nicht  mehr  festsiellenf).     Am    5.  November 

♦)  Berichte  vom  25.  Februar  und  22.  März  1747. 
♦*)  5.  März  1747.    Politische  Correspondenz  V,  335. 
♦♦♦)  Berichte  vom  18.  und  22.  März  1747. 
t)  £in  Abdruck  u.  A.  Heldcngeschichte  III,  226. 
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174ß  toard  dem  Comitialgesandtm  von  Polhnan  eine  Äbschrifl  mitgetheilt; 
bereits  am  12.  November  zeigte  der  holländische  Gesandte  in  Wien^ 
Burmannia^  dem  Grafen  0.  Podewils  eine  Äbschrifl^  die  ihm  ans  dem 
Reiche  eugegangen  sei.  Wir  geben  [das  Promemoria  nach  der  am 
J7.  September  1746  von  Podewils  und  Graeve  eingesandten  Äbschrifl. 

Se.  EönigL  Majestät  in  Preussen  erkennen  mit  gebührendem 
Dank,  dass  auf  vorgängige  Instanz  von  Seiten  hiesigen  Hofes  gut 
befunden  worden,  wegen  des  bekannten  infamen  Impressi  Politische 
Historie  deren  Staatsfehler  etc.  vorerst  die  'Einzieh-  und  Hinweg- 
nehmung  sämmtlicher  in  des  Buchfuhrers  Monat  Gewölbe  befind- 
lichen Exemplarien  zu  verfügen.  Gleichwie  aber  der  Sache  hiermit 
nicht  abgeholfen  worden,  indem  bekanntermaassen  die  Schandschrift 
quaest  nicht  nur  von  dem  ersten  Verleger  P.  C.  Monat  zu  Nürem- 
berg  auf  allgemeinem  Reichstag  zu  Regensburg,  ja  im  ganzen 
Reiche  und  ausser  desselben  ausgestreuet,  sondern  auch  in  Frank- 
furt a.  M.  von  Esslingem  nachgedruckt,  in  selben  aber  der  Sr. 
Königl.  Majestät  in  Preussen  gebührende  Respect  frevelhaft  aus 
den  Augen  gesetzt  und  obwohl  Höchstdieselbe  und  Dero  Actionen, 
als  Dero  in  Gott  ruhenden  glorwürdigsten  Herren  Vorfahren  auf 
das  empfindlichste  angegrififen  und  beleidiget,  hiernächst  die  gott- 
loseste, das  ganze  Reichssystema,  ja  alles  Band  der  menschlichen 
Gesellschaft  und  was  derselben  nur  immer  unverbrüchlich  und  heilig 
sein  kann,  zerrüttende  Principia  etablirt,  sowohl  die  Verbindlichkeit 
des  Westphäl-  und  Dresdenschen  Friedensschlusses  auf  eine  recht 
verwegene  und  freche  Weise  angegrififen,  anbei  über  den  Anwachs 
des  Königlichen  Churhauses  Preussen  und  Brandenburg  wie  auch 
dessen  klareste,  unstreitigste  Gerechtsame  öfters  mit  geflissentlicher 
Verschweigung  der  wahren  oder  auch  geänderten  Umstände  die 
Bcandaleuseste  Reflexiones  geiUllet  worden,  zugleich  im  Reiche  glau- 
bend gemacht  werden  will,  als  ob  die  angeregte  unwürdige  Läster- 
Bchrift  mit  Vorbewusst  und  auf  selbstige  Veranlassung  des  Kaiserl. 
und  Königl.  Hungar.  und  Böheim.  Hofes  abgefasset  und  in  der  Ab- 
ueht  publiciret  wäre,  um  die  Gemüther  im  Reiche  zu  denen  gegen 
Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  genommenen  EntSchliessungen  vor- 
zubereiten oder  doch  zu  erforschen,  wie  selbige  von  denen  Ständen 
desselben  angenommen  werden  möchten,  und  das  Publikum  in  solchem 
ungleichen  Vorurtheil  um  so  viel  mehr  unterhalten  wird,  als  be- 
kanntermaassen Autor  und  Verleger  in  Wien  impune  leben  und  ihr 
Brod  gewinnen:  so  ist  unterschriebener  Königlich  Preussischer  ausser- 
ordentlicher Abgesandter  und  bevollmächtigter  Minister  anderweit 
gemessen  befehliget,  ein  Hohes  Kaiserl.  und  Königl.  Geheimes  Con- 
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ferenzministerium  inständig  anzusuchen ,  damit  Ihre  Eaiserl.  und 
Königl.  Majestät  zu  Hungarn  und  Böheim  gerechtest  geruhen  mögen, 
die  gleichsam  unter  den  Augen  des  hiesigen  Kaiserl.  und  Königl. 
Hofes  von  weltbekannten  Leuten  ohngescheut  vorgenommene  Publi- 
cation  und  Debit  mehrgedachter  Lästerschrift  auf  eine  eclatante 
Art  öffentlich  und  exemplarisch  zu  ressentiren  und  zu  desavouiren, 
anbei  den  Autorem  und  Verleger,  welche  durch  den  Buchführer  Monat 
leicht  ausgeforschet  werden  können,  zu  wohlverdienter  empfindlicher 
Strafe  zu  ziehen. 

Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  zweifeln  um  so  viel  weniger, 
dass  Ihro  Kaiserl.  und  Königl.  Majestät  zu  Hungarn  und  Böheim 
hierunter  Dero  Begehren  Statt  finden  zu  lassen  nicht  den  geringsten 
Anstand  nehmen  und  dadurch  das  Publicum  und  insonderheit  das 
Reich  von  obberegtem  gefassten  Vorurtheil  desabusiren  werden,  als 
Höchstdieselben  von  der  hohen  Gemüthsbilligkeit,  Grossmutb  und 
reinesten  Denkart  Ihro  Kaiserl.  und  Königl.  Majestät  gar  zu  voll- 
kommen überzeuget  sein,  als  Sie  Ihro  nur  von  ferne  sollten  beigehen 
lassen,  dass  mit  Yorwissen  und  Einwilligung  Höchstderoselben  die 
oft  erwähnte  Schrift  herausgekommen,  worin  in  Betracht  derer 
zwischen  beiden  Höfen  getroffenen  bündigsten  Verträge  die  aller- 
gefahrlichst-abscheulichste  und  selbst  der  hohen  Gloire  und  Glauben 
Ihro  Kaiserl.  und  Königl.  Majestät  in  höchstem  Grad  verkleinerlich 
und  nachtheilige  Principia  auf  eine  ganz  verwegene  Art  vermeintlich 
Bouteniret  werden;  hiernächst  diese  von  Seiten  Sr.  Königl.  Majestät 
in  Preussen  begehrte  eclatante  Satisfaction  denen  Reichsgrundgesetzen, 
insonderheit  aber  dem  Westphälischen  Frieden,  Art.  XVIII,  §  3, 
dem  Reichsabschied  von  anno  1541,  §  4,  und  denen  Reichspoliceiord- 
nungen,  wie  nicht  weniger  demjenigen,  was  gekrönte  Häupter  einer 
dem  andern  in  dergleichen  Fällen  schuldig  sind,  gemäss  ist.  Gleichwie 
dann  solches  von  Seiten  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  unfehlbar 
geschehen  würde,  wenn  sich  jemand  erfrechen  sollte,  eine  Schrift 
von  solcher  Art  gegen  den  Kaiserl.  und  Königl.  Hof  zu  publiciren. 

Wien,  den  15.  September  1746. 


Excurs  zu  Nr.  IV. 

Die  j^Politische  Geschichte  der  Siaatsfehler^  beruft  sich  an 
mehreren  Stellen  auf  eine  Flugschrift  gleichfalls  österreichischer  Fro* 
venienZy  welche  hure  vor  dem  Ahschluss  des  dresdener  Friedens  m 
Holland  0um  Druck  gegeben  war;  sie  fuhrt  den  Titel: 
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Lettre  \  IfUn  \  Gentilhomme  de  Boheme,  \  A  \  Un  De  Ses 
Amis  I  En  \  HoU^inde,  \  Traduite  de  VAUemand.  \  Avec  Des 
Pieces  Annexes,  \  A  La  Haye,  \  Chez  Antoine  De  Groot^  | 
M.DCC.XLV. 

11  pp.  4^ 

Das  angebliche  Schreiben  trägt  das  Datum  ^A  Vtenne  le 
15  octobre  1745^  (S,  10).  Ammon  schickte  die  Broschüre  am  28,  De- 
cetnber  aus  dem  Haag  als  soeben  erschienen  ein. 

Die  Flugschrift  ist  ein  Plaidoyer  gegen  den  Vertrag  von  Han- 
nover^ gegen  den  Frieden  mit  Preusseny  den  England  dem  verbündeten 
wiener  Hofe  aufnöthigen  wollte,  Sie  mahnt  statt  dessen  zu  einem 
Winierfeldeuge  gegen  Preussen,  das  niedergeworfen  werden  muss^ 
während  die  Jahreszeit  die  Bheingrenze  gegen  die  Franzosen  sichert. 
Würde  man  die  Convention  von  Hannover  annehmen,  so  tvürde  der 
König  von  Preussen  den  nächsten  Winter  nur  zur  Ergänzung  seiner 
Armee  benutzen,  um  im  nächsten  Frühling  von  neuem  die  Staaten  der 
Kaiserin-Königin  zu  überfallen:  „ww  simple  traite  seroit  assuröment 
une  barridre  trop  foible  pour  le  retenir."^  (S.  7)  Dem  Argument 
der  Engländer,  dass  die  österreichische  Armee  für  die  Vertheidigung 
des  Bhetns,  der  Niederlande,  Italiens  verwendbar  getnacht  werden 
müsse ^  wird  mit  dem  Einwurf  begegnet:  „Permetiez-^noi  de  vous 
demiander  de  quel  air  on  recevroit  ä  la  cour  de  la  Grande- Bretagne 
des  conseils  pour  un  accommodement  avec  les  rebellcs  d'Ecosse  ä  con- 
dition  de  les  laisser  arm^,  mattres  de  Vicosse  et  de  Tun  des  bords 
de  la  Tweede,  et  cela  uniquement  afin  que  Sa  MajestS  le  Boi  de 
la  Grande-Bretagne  put  renvoyer  d'autant  plutöt  sur  les  frontiires 
de  Flandre  les  troupes  quHl  a  rappeUes  des  Pays-Bas*)?^ 

Die  Beilagen  der  Flugschrift,  zwei  Erlasse  an  die  premsischen 
Gesandten  von  Klinggräffen  und  von  Ammon  in  München  und  im 
Haag  vom  25.  September  1745,  von  dem  preussischen  Ministerium 
zur  Vollziehung  durch  rfe»  König  in  das  Hauptquartier  geschickt^ 
waren  während  der  Schlacht  bei  Soor  nebst  andern  Papieren  der 
preussischen  FeldJcafizlei**)  österreichische  Beute  geworden.  Der 
Abdruck  ist  authentisch.  Die  Stellen  in  den  Bescripten,  welche  dem 
wiener  Hofe  die  Veröffentlichung  angezeigt  erscheinen  Hessen,  sind 
die  folgenden: 

Bescript  an  Klinggräffen  (zur  Mittheilung  an  den  fran- 
zösischen Gesandten  Chavigny):  „Supposö  fondd  que  les  affaires 
SAllemagne,  que  la  retraite  du  prince  de  Conty  avoit  en  effet  jetees 

*)  VgL  auch  oben  S.  1. 
♦*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  IV,  410;  Arneth  III,  119. 
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dans  uw  dörangement  furieux,  prissent  une  teile  ioumm'e  qu'il  me 
fit  ahsolument  impossihle  de  soutenir  la  guerre  —  ä  quoi  fesp^e 
toutefois  de  viiire  pas  si  aisSment  riduit^  ä  moins  que  la  Drance 
ne  nCabandonne  —  et  que^  par  consöqueni,  il  füt  de  toute  n6cessit4 
de  me  porter  ä  quelque  accommodement  particulier,  je  me  garderai 
pourtant  bien  dtentrer  dans  une  liaison  offensive  contre  la  France 
gui  füt  coniraire  aux  seniiments  düamitii  et  d*öquit^  que  je  ne 
cesserai  jamais  de  conserver  pour  toujours  avec  cette  couronne.  Je 
connois  m^e  trop  mes  irUirits  pour  me  porter  ä  une  pareitt^ 
diftiarche.^ 

Bescript  an  Ammon  (Ober  das  leichtfertige  Vertrauen 
Frankreichs  auf  Sachsen  y  zur  Mittheüung  an  den  französischen 
Gesandten  AhM  de  La  Ville^  „en  guise  de  vos  projwes  idies^): 
„La  faute  est  d'autant  plus  capitale  qti'elle  dSrange  absolument  les 
projets  de  la  France  et  les  miens,  Sune  manidre  que  je  ne  vois 
presque  plus  de  moyen  de  redresser  nos  affaires^  ä  moins  que  la 
France  ne  se  däermine  de  prendre  d^ormais,  non-setdement  de 
parole,  mais  d'effet,  Celles  d'Ällemagne  pour  le  principal  et  Vunigue 
point  de  son  attention,  d'y  porter  ses  plus  grandes  forceSy  ei  S%f 
pousser  les  Operations  avec  une  vigueur  ä  laqueUe  Texpörience  du 
passd  ne  permet  gu^e  de  m'attendre,^ 


Der  erste  Versuch  des  Grafen  Ulfeid,  dem  preussischen  Antrage 
auf  öffentliche  Brandmarkung  der  j^Staatsfehhr^  und  auf  Bestrafung 
des  Autors  auszuweichen ,  bestand  darin ,  da^s  er  dem  preussischen 
Gesandten  mit  detn  Nachweis  eines  in  Berlin  veröffentlichten  publi- 
zistischen Angriffes  gegen  den  wiener  Hof  das  Paroli  bieten  wollte. 
Er  gab  dem  Grafen  Podewils  eine  Broschüre:  y^Kurtze  und  zuver- 
lässige  Nachricht  von  dem  Zustand  der  Protestantischen  Kirche  in 
dem  Königreich  Ungarn^,  und  bemerkte,  y^dass  schier  nach  dem 
Druck  zu  judiciren,  selbige  in  Berlin  herausgekommen  wöre^  *^. 

Der  Gesandte  umrde  beauftragt,  dem  Hofkanzler  anheimzugeben, 
y^sich  desfalU  zu  Hannover  zu  melden^:  es  sei  eine  notorische  That- 
Sache,  dass  die  Schrift  in  Göttingen  von  dem  dortigen  Professor  der 
Medicin,  Segner**),  publizirt  worden  sei***). 


*)  Bericht^  Wien,  6.  Juli  1746.     Erwähnt  sei  in  diesem  Zusammenhange, 
dass  die  Zeitungen  im  Mai  1746  von  einem  Auftrage  zur  Verwendung  für  die 
ungarischen  Protestanten  berichteten,  den  die  preussische  Gesandtschaft  in  Wien 
erhalten  haben  sollte.    Vgl.  Europische  Mercurius  1746,  I,  278. 
**)  Aus  Pressburg  gebürtig.    Meusel,  Lexikon  XIII,  43. 
*♦*)  Erlass  vom  13.  August  1746. 
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Jn  seinem  Bericht  vom  13.  August  174ß  meldet  Graf  Otto  Pode- 
teils,  der  Hofhanzier  habe  ihm  auf  seine  erneute  Beschwerde  Über  die 
„Geschichte  der  Staatsfehler^  entgegnet,  wenn  man  alle  Schriften^  die 
gegen  diesen  oder  jenen  Hof  erschienen,  verbrennen  wollte,  so  umrde 
das  sfu  weit  fuhren;  so  soUe  die  vorletzte  Schrift^  die  in  der  An- 
gelegenheit der  Reichsneutralität  gegen  den  wiener  Hof  erschienen,  ein 
Machwerk  des  Freiherm  von  Spon*),  von  dem  Könige  von  Preussen 
nicht  bloss  genehmigt,  sondern  revidirt  sein,  wenigstens  nach  der  Ver- 
sicherung des  französischen  Gesandten  beim  Reichstage  de  la  Noue 
und  der  französischen  Minister  allerwärts.  Ein  Erlass  vom  23,  August 
an  den  Gesandten  unes  diese  Unterstellung  als  vollständig  grundlos  zurück. 

Die  Acten  ergeben,  dass  der  König  eine  Zeit  lang  allerdings 
daran  gedacht  hatte,  eine  „Pidce  volante^  fertigen  zu  lassen,  j,um  zu 
zeigen^  wie  der  jetzige  Kaiser  seine  eigene  Affaires  und  die  Affaires 
seiner  Gemahlin,  der  Kaiserin,  mit  denen  Affaires  vom  Reiche  ganz 
augenscheinlich  meliren  und  das  Reich  wider  dessen  Verfassung  und 
wider  dessen  wahres  Interesse  in  alle  österreichische  domestique  Sachen 
einflechten  woXle^  **),  Nach  der  Absicht  des  Königs  sollte  die  Bro- 
schüre ^nicht  in  der  bei  den  Preussischen  Kanzeleien  gewöhnlichen 
Schreibart^  gefertiget  werden,  „sondern  nach  dem  Oesterreichischen 
Stylo  oder  nach  der  im  Reiche  üblichen  Schreibart^,  weshalb  die 
Minister  anheimgaben,  die  Hilfe  des  churpfälzischen  Comitialgesandten 
von  Mensshengen  für  diese  Aufgabe  in  Anspruch  zu  nehmen***). 

Mensshengen  Hess  auch  anfänglich  sich  bereit  ßnden,  hat  aber 
später  seine  Zusage  zurückgezogen,  indem  er  die  Veröffentlichung 
einer  Schrift  wie  der  gewünschten  atAS  allgemeinen  Gründen  als  un- 
opportun  bezeichnetet). 

*)  Droy  sen  V,  8, 173  Anm.  vermuthet,  dass  die  Schrift  „L'Empire  armera-t-ii 
oontre  la  France?^   gemeint  ist.    Dieselbe  erschien  nach  0er tel,  Reichstags- 
diarinm  unter  der  Regierung  Franz  L,  la  („vorerster  Theil'')  S.  35  im  Juni  1746. 
**)  Eichel  an  Podewils,  10.  April  1746. 

***)  Podewils  und  Borcke  an  den  König,  Berlin,  13.  April  1746:  „D  est 
extrtoement  difficile  de  trouver  qnelqn'un  ici  qui  sache  si  bien  imiter  le  style 
ueM  dans  Tflmpire  qn^on  ne  sente  Tafiectation.  II  diff&re  enti^rement  de  celui 
qui  est  introduit  dans  les  chancelleries  de  Votrc  Majestä,  non-seulement  par 
rapport  anx  mots  et  expresdons,  mais  encore  dans  la  construction  des  phrases 
et  mtoe  dans  la  fa^on  de  penser,  et  quand  on  appris  une  fois  Thabitude  de  parier 
clair  et  net,  on  a  bean  contrefaire  an  langage  barbare  et  obscure:  il  6chappe 
tonjouis  des  traits  qui  d^couvrent  la  m6cbe  aux  connoisseurs.^  Vgl.  Poli- 
tische Correspondenz  VIII,  319;  XI,  345.  354.  361.362;  Preussische  Staats- 
Schriften  I,  S.  XV  Aiun.  3. 

t)  Mensshengen  an  Beckers  (pfälz.  Gesandter  in  Berlin):  „Les  piöces 
anonymes  sont  sujettes  k  des  r^pliques  vagues  et  insolentes  et  ne  convainquent 
personne.*'     R^ensburg,  18.  August  1746. 
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Eine  andere  Klage  des  Grafen  Ulfeid  galt  dem  VerJmltefi  des 
in  Wien  vorlnngst  sehlecht  angeschriebenen  hrandenhurgischen  Comi- 
iialgesandtefi  von  Polhnan  *)  in  Rcgensburg.  „Es  hat  sich,^  wird 
demselben  durch  einen  Erlass  vom  6,  August  J746  mitgeiheiU,  „der 
Graf  von  Ulfeid  jüngsihin  gegen  unsere  Minisiros  zu  Wien  auf  das 
heftigste  beschweret^  dass  Ihr  nebst  dem  churp fähischen  Comitial- 
gesandten  nicht  allein  denen  vom  dortigen  Hofe  gescJiehenen  Propo» 
sitioncn  durcJigehends  widersprächet,  sondern  auch  allenthalben  in- 
sinuirtet,  dass  man  sich  allem,  was  nur  von  Wien  her  käme,  oppo- 
niren  milsste.^ 

Ungefähr  gleichzeitig  brachte  die  in  Luxemburg  erscheinende 
Monatsschrift  „La  Clef  du  cabinet  des  Princes^  **)  einen  Ar- 
tikel über  eine  Declaration,  die  Pollman  in  Regenaburg  verlesen  habe; 
als  „Substanz^  der  ErMänmg  uird  angegeben: 

„Sa  Majeste  Prussienne,  comme  eile  a  döjä  declard,  ne  sauroit 
qu'approuvcr  les  wesures  que  jrrcnd  VEmpire  pour  mettre  ses  troupes 
sur  Ic  pi(d  d'une  triple  augmefitation***) ,  afin  de  s'en  servir  ä 
assurer  In  tranquillite  int&ieure.  Touiefois  eile  considdre  connne 
une  demarche  pnhriaturec  le  desscin  de  faire  assetubUr  ses  troupes 
en  Corps.  Elle  prevoit  que  V Empire,  au  Heu  d'atieindre  par  lä  le 
but  qu'il  se  propose,  ne  fera  que  s'eti  eloigner ,  et  quil  donnera 
matiere  ä  la  France  de  concevoir  de  Vombrage  d'une  pareille  d6- 
marche.  En  evitant  de  le  faire,  il  paroit  ä  Sa  MajeMe  Prussienne 
qu*on  Mtcra  en  me^ne  tcmps  de  faire  une  depensc  inutile  et  doni 
VEmpire  se  trouveroit  d'autant  plus  ob6rd  qu'il  seroit  privi  alors 
des  dedommagcments  quil  pmt  encore  se  promettre  de  la  part  de 
la  France,  V Observation  d'une  vxacte  neutraliti  est  donc  le  systetne 
qui  paroit  convenir  le  mieux  ä  son  etat  present  et  ä  ses  veritables 
interets,  Par  ^ä,  le  repos  et  la  tranquillite  seront  mainienus  en 
Alletnagne,  et  ce  sera  le  moyen  le  plus  sür  d^empecher  que  les  armees 
de  France  n'y  remeiteni  le  pied."^ 

Es  sind  hier  wirkliche  Aeusserungen  Pollmans  im  Ganzen  zu- 
treffend wiedergegeben  y  nur  dass  einer  vertraulichen  Eröffnung  d(r 
Charakter  einer  officiclhm  Erklärung  beigelegt  wird.  Zu  einer 
Aeusserung  über  die  Beschwerde  des  Grafen  Ulfeid  aufgefordert^  hat 
Pollman  am  15.  August  eine  ausführliche  Verantwortung  eingesandt. 

*)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  Bd.  I,  S.  XXXV. 
**)  LXXXV,  100  (Augustheft  1746). 

***)  Ueber  die  Frage  der  Rcichsarmatur  vgl.  Droysen  V,  3,  139  ff.; 
Europäische  Staatskanzlei  XCIII,  571;  XCIV,  37ö;  Sammlung  der 
Staatsschriften  unter  Franz  I.,  I,  617;  II,  13.  69.  484.  935. 
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Zwr  Frage  der  Reichsarmatur  erinnert  er  daran^  dass  diese  Angelegen- 
heit seit  seinem  Eintreffen  in  Regenshurg  noch  nicht  zur  Berathung 
gestanden  habe,  dass  er  aber  j^ohnerwartet  des  ersten  Antrags*^  den 
kaiserlichen  Ministem  zu  erkennen  gegeben^  „dass  Ew.  Königl.  Ma- 
jestät der  Reichssicherheit  durch  fernere  Feststellung  einer  illimitirten 
Neutralität  am  besten  gerathen  zu  sein  erachteten  und  dass  zu  deren 
Aufrechterhaltung  die  Bereithaltung  des  aufgestellten  Mannschafls- 
fripli  in  marschfertigem  Stande  vor  der  Hand  hinlänglich^  ohne 
dass  eine  Reichsarmee  zu  formiren  und  in  einem  würklichen  Opera- 
iionsstand  zu  stellen  von  nöthen  wäre^  als  wodurch  dem  Reiche  nicht 
alleine  ohnzeitig  ein  grosses  Beschwer  aufgebOrdet  y  sondern  auch  gar 
neue  Kriegsunruhe  leicht  zugezogen  werden  könnte.*^ 

PoUman  setzt  hinzu,  dass  er  sich  bei  den  kaiserlichen  Ministem 
die  Freiheit  ausgebeten  habe,  ihnen  y^Bw.  Königl,  Majestät  Meinung 
aus  denen  Rescriptis  selbst  praescriptis  verbis  vorzulesen*^  —  „50  sie 
ganz  gerne  geschehen  lassen*^  *). 

Das  Verhalten  Pollmans  umrde  durch  einen  Erlass  vom  26,  Au- 
gust vollständig  gebilligt;  gleichzeitig  erhielt  Oraf  Podewils  in  Wien 
den  Auftrag,  dem  Hofkanzler  eine  Abschrift  der  Rechtfertigung  vor- 
zulegen**). 

Ein  anderes  Mal  sprach  Graf  Ulfeid  dem  preussischen  Ge- 
sandten sein  Bedauern  darüber  auSy  dass  von  Berlin  aus  dem  Chur- 
fürsten  von  der  Pfalz  der  Roth  ertheilt  worden  sei,  den  Directorial- 
convent  der  vorderen  Kreise  zu  Frankfurt  am  Main  zu  sprengen,  auf 
welchem  der  wiener  Hof  die  Erklärung  des  Reichskrieges  gegen 
Frankreich  betrieb  ***J.  Der  Hofkanzler  behauptete,  als  Beleg  die 
Copie  einer  von  den  preussischen  Cabinetsministem  gezeichneten  Er- 
klärung an  den  mannheiiner  Hof  in  den  Händen  zu  haben.  Ein 
Promemoria,  das  der  pfälzische  Gesandte  von  Beckers  am  2.  Januar 
17i/  in  Berlin  mittheiÜe^  hebt  in  dieser  Beziehung  hervor,  es  seien 

*)  Das  ostensible  Instructionsrescript  yom  9.  Juni  1746  (vgl.  Droysen  V, 
3,  162.  163)  wnrde  den  „Confidentioribus"  von  Pollman  „vorgewiesen";  „keiner 
hat  es  aber  von  mir  weiter  begehret,  sondern  es  ist  ans  einer  oder  anderer  ge- 
fitndtschaftlicher  Canzelei  bald  öffentlich  zu  rouliren  gekommen.'^  Gedruckt  ist 
dasselbe  nicht. 

**)  Schon  am  17.  Mai  1746  war  Graeve  bei  ähnlichem  Anlasse  in  Kenntniss 
fi;e8etzt  worden,  dass  solche  gehässige  Insinuationes ,  zu  denen  Pollman  durch 
seine  Discorse  Anlass  gegeben  haben  solle,  demselben  durch  Uebelwollende  an- 
gedichtet seien.    Droysen  V,  3,  168  Anm. 

♦♦♦)  VgL  Droysen  V,  8,  140;  J.  J.  Moser,  Von  der  Teutschen  Crays- 
Terfasrang,  Frankfurt  und  Leipzig  1778,  S.  261  ff. 

t)  Berichte,  Wien,  17.  und  81.  December  1746. 
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„seit  einiger  Zeit  verschiedentlicJie  Schreihensahschriften^  so  etvischen 
Churpfah  und  andern  hohen  Herrn  Churfursten  des  Reichs  vorgeblich 
gewechselt  sein  sollen,  sogar  durch  öffentlichen  Druck  ins  Publicum 
und  zwar  zum  Behuf  des  wienerschen  Hofes  gebracht  worden  ^  deren 
keines  in  der  Churfürstlichen  Canzelei  weder  nach  dem  InJiolt  noch 
deren  üblichen  Stylo,  weder  denen  Datis  nach,  jemalen  expediret 
worden;  mithin  dörflen  solchemnach  die  von  Herrn  Grafen  von  Ulf  cid 
gemeldeten  angeblichen  Communicata  vermuthlich  von  eben  dergleichen 
Schlag  und  Fabrique  sein.^ 

Bald  darauf  (9.  Januar  17i/)  Übersandte  Pollman  aus  Regens- 
bürg  den  Wortlaut  der  auch  dort  circulirenden  „D^laration  faite 
par  le  ministdre  de  Sa  Majesti  Prussienne  ä  M.  de  Beckers,  ministre 
palaiin^  ä  Berlin,  le  14  octobre  17 4ß.^  Bei  der  Vergleichung  mit 
dein  Text  der  authentischen  deutschen  Erklärung  stellte  sich  die 
„D^claraiion"^  als  eine  verstümmelte  und  sinnentstellende  lieber- 
arbeitung  heraus*). 

*)  Erlass  an  Graf  Otto  Podewils,  Berlin  21.  Januar  1747. 


V.— IX. 

Notenweclisel  betreffend  die  Keichs^arantie 

für  den  dresdener  Frieden. 


JJie  Erwirhung  der  Garantien  für  den  durch  die  dresdener  Friedens- 
Urkunde  bestätigten  Besitzstand,  deren  Nachsuchung  der  neunte  Ar- 
Hkd  des  Vertrages  in  Aussicht  nahm^  war  einer  der  vornehmsten 
Gesichtspunkte  der  preussischcn  Politik  in  der  Zeit  nach  dem  Ab- 
schlüsse des  Friedens. 

K(htig  Friedrich  schreibt  am  9.  Juli  1746  an  dm  Grafen  Tode- 
^€ils*):  j^Wir  haben  für  uns  die  Garantien  seitens  des  Reiches j  die 
&iffland  tmd  der  wiener  Hof  uns  versprochen  häben^  und  die  Garan* 
ien,  die  wir  beim  allgemeinen  Frieden  von  allen  kriegführenden  Far- 
eien  erhalten  sollen.  Dies  also  ist  der  wichtigste  Punkt  y  woran  ich 
Tmen  zu  arbeiten  befehle;  nichts  zu  versäumen  ^  um  zur  Zeit  die 
jf-arantie  des  Reichs  zu  erhalten,  und  immer  ganz  sacht  vorzuarbeiten, 
üft  die  der  ärgeren  Mächte  zu  haben  ^  wenn  der  allgemeine  Friede 
eschlossen  werden  wird.  Und  zwar  ist  es  London  und  Wien^  wo 
um  den  ersten  Punkt  betreiben  muss^  und  den  zweiten  im  Haag,  zu 
^ariSj  zu  Madrid,  selbst  beim  König  von  Sardinien,  bei  Dänemark 
nd  Schweden.*^ 

Die  hohe  Bedeutung^  die  der  König  den  einzuleitenden  Verhand- 
smgen  beimisst,  mag  Überraschen,  wenn  man  sich  erinnert,  wie  gering- 
ehaisig  Friedrich  bei  früheren  Gelegenheiten  über  den  praktischen 
Verih  aller  Garantieen  sich  geäussert  hatte.  „Filigranschlösser*^ 
varen  ihm  1744  „rfic  Garantieen  der  modernen  Zeiten*^  gewesen**), 
\nd  1741  hatte  er  geschrieben:  „TFa5  mich  in  Erstaunen  setzt,  ist^ 

*)  Politische  CorreBpondenz  V,  127. 
**)  Politische  Correspondenz  III,  35. 
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dciss  die  Welt  nicht  weiser  wird  und  dass  man,  nachdem  man 
fiamenüich  an  der  Pragmatischen  Sanction  die  Werthlosigkeit  der 
Oarantieen  so  handgreiflich  sieht^  gleichwohl  der  Garantieverträge 
nicht  müde  wird,  noch  von  der  Täuschung  über  sie  zurückkommt: 
alle  Menschen  sind  Narren^  sagt  Salomo,  und  die  Erfahrung  be- 
weist es"  *). 

Im  Grunde  hatte  der  König  seine  Ansicht  seitdem  nicht  geändert; 
als  er  die  Reichsgarantie  für  Schlesien  endlich  erhielt,  nannte  er  sie 
^ein  Stück  Papier*^  **);  aber  er  glaubte  doch  gewisse  moralische  Vor- 
{heile  zu  erkennen  j  die  er  sich  mit  der  Garantie  des  Reiches  nidU 
entgehen  lassen  dürfe.  ^^Obgleich  die  Reichsgarantie  im  Grunde  nichts 
als  eine  Chimäre  ist,^  so  belehrt  er  am  10.  Februar  J74/  seinen  Ge- 
sandten in  Wien***)y  y^und  obgleich  ich  höchst  wohl  weiss,  dass  im 
Fall  eines  Bruches  zwischen  mir  und  dem  Hause  Oesterreich  das 
Reich  trotz  der  Ertheilung  der  Garantie  auch  nicht  zehn  Mann  zu 
meiner  Hülfe  marschiren  lassen  unrd^  so  gewinne  ich  trotz  alledetn 
viel,  wenn  diese  Sache  zu  ihrem  Bestand  kommt,  und  die  ersten  zehn 
Jahre  werden  dann  verstreichen^  ohne  dass  die  Oesterreicher  mich  an- 
zufassen wagen.  Erstens  nämlich  werden  meine  scKlesischen  Erobenmgen 
um  so  gesicherter  sein^  wenn  das  Reich  sie  einmal  garantirt  hat 
Zweitens  mrd  der  wiener  Hof  in  die  Streitigkeiten,  die  er  darob  mit 
mir  wird  anfangen  wollen,  das  Reich  nicht  mehr  verwickeln  können, 
und  wenn  meinerseits  ich  im  gegebenen  Falle  keine  Hülfe  vom  Reich 
zu  erwarten  habe,  so  kann  doch  der  wiener  Hof  ebenso  wenig  etwas 
erhoffen.  Drittens  wird  dieser  Hof  alsdann  immer  sehr  in  Verlegen- 
heit sein,  glaubhafte  Vorwände  zu  einem  Angriff  gegen  mich  zu 
finden,  und  zu  viert  wird  diese  Reichsgarantie,  im  Verein  mit  der  mir 
von  England  erfheüten,  auf  den  wiener  Hof  den  äussersten  Eindruck 
machen,  sodass  er  mehr  als  ein  Mal  es  sich  bedenken  wird,  bevor  er 
mich  anzufassen  wagt.^ 

Als  der  König  seiner  Auffassung  in  diesen  Worten  Ausdruck 
gaby  stand  er  bereits  seit  dreiviertel  Jahren  mit  dem  wiener  Hofe 
wegen  der  Reichsgarantie  in  ergebnissloser  Verhandlung. 

[Preussische  Note  vom  24.  Mai  17 46.]  Am  27.  April  war 
dem  kaiserlichen  Concommissarius  am  Reichstage  in  Regensburg  die 
Urkunde  f)  über  die  Accession  Churbrandenburgs  zu  der  letzten 
Kaiserwahl  überreicht,  womit  der  Bestimmung  des  siebenten  Artikels 

*)  Politische  Correspondez  1,411.    Vgl.  auch  Histoire  de  montemps 
1746,  herausgegeben  von  M.  Posner,  S.  212. 
♦*)  Politische  Correspondenz  VIII,  868. 

*♦*)  Politische  Correspondenz  V,  318.    Vgl.  Droysen,  V,  3,  170. 
t)  D.  d.  Berlin,  25.  März  1746. 
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Genüge  geschaffefi  war.  Bald  darauf,  noch  vor  detn  Eintreffen  des 
designirien  Gesandten,  Grafen  Otto  PodetmlSy  überreichte  der  preussische 
Agent  beim  Reichshofrathe,  Geh.  Legationsrath  von  Chraeve,  als  einst- 
weiliger  Geschäftsträger^  dem  Hofkaneler  der  KaiserinrKönigin  am 
24.  Mai  1746  die  erste  in  der  langen  Reihe  von  Noten  (S.  97)  y  die 
gwischen  den  beiden  Höfen  binnen  vier  Jahren  in  dieser  Angelegenheit 
gewechselt  worden  sind. 

Es  ist  erforderlich^  die  Artikel  8  und  9  des  Friedens  von  Dresden, 
denen  hüben  diese  und  drüben  jene  Auslegung  gegeben  wurde,  für  das 
folgende  stets  gegenwärtig  zu  haben.    Hier  ihr  Wortlaut: 

ArticU  8:  „Sa  Majestd  Tlmp&atrice-  Reine  de  Hongrie  et  de 
Boheme  et  Sa  Majestd  le  Roi  de  IVt4Sse  se  garantiront  mutuelle» 
mentj  de  la  mani^e  la  plus  forte,  leurs  Etats,  savoir  Sa  Majesti 
Tlmpöratrice-Reine  de  Hongrie  et  de  Boheme  tous  les  Etats  de  Sa 
Majesti  IVussienne  sans  exception,  et  Sa  Majesti  le  Roi  de  Prusse 
tous  les  itats  que  Sa  Majesti  la  Reine  de  Hongrie  et  de  Bohifne 
poss^e  en  Allemagne.^ 

ArticU  9:  ,^Sa  Majesti  le  Roi  de  la  Grande-Bretagne,  outre  la 
garantie  particuli^e  dont  eile  veut  bien  se  charger  de  ce  prisent 
traiti  dans  toute  son  itendue,  voudra  bien  encore  prendre  sur  soi 
de  joindre  ses  soins  ä  ceux  des  deux  hautes  parties  contractantes, 
pour  le  faire  non  seulement  garantir  par  la  ripublique  des  Pro- 
vinceS'Unies  des  Pays-Bas,  mais  aussi  par  taut  T Empire,  et  de 
faire  comprendrCj  inclure,  et  garantir,  dans  le  traiti  fiäur  de  paix 
genirale  et  par  toutes  les  puissances  qui  y  prendront  part,  tous  les 
Etats  et  pays  de  Sa  Majesti  le  Roi  de  Prusse,  et  en  particulier  le 
traiti  de  paix  de  Breslau  et  le  traiti  prisent  de  paix,  tout  comme 
les  Etats  et  pays  de  Sa  Majesti  Vlrnpiratrice-Reine  de  Hongrie  et 
de  Bohime."^  *) 


*)  Diese  Fassung  des  neunten  Artikels  stammt  von  dem  österreichischen 
Fiiedensnnterhändler,  Graf  Harrach;  in  dem  ursprünglichen,  von  dem  Grafen 
Podewils  entworfenen  Project  lautete  der  Artikel :  „Sa  Majesti  le  Roi  de  la  Grande- 
foetagne,  outre  la  garantie  dont  eile  a  bien  voulu  se  charger  de  ce  präsent 
traiti  dans  toute  son  ätendue,  s'engage  encore  avec  Sa  M^'estä  Tlmp^ratrice- 
fieiDe  de  Hongrie  et  de  Boheme  de  le  faire  non  seulement  garantir  par  la 
i^pablique  des  Provinces-Unies  des  Pays-Bas,  mais  aussi  par  tout  TEmpire.  De 
m6me»  Leurs  susdites  Majesti  s'engagent  de  faire  comprendre  et  inclure  Sa 
Blajestä  le  Roi  de  Prusse  avec  tous  ses  Etats  et  pays,  et  nomm^ment  le  trait6 
de  paix  de  Breslau  et  le  traiti  pr^ent  de  paix,  comme  aussi  tous  les  Etats  et 
pays  de  Sa  Majesti  Tlmpdratrice-Reine  de  Hongrie  et  de  Bohdme,  dans  le  futur 
traiti  de  paix  g^n^rale,  et  se  donneront  aussi  toutes  les  peines  imaginables  pour 
les  faire  garantir  alors  par  toutes  les  parties  contractantes  de  la  future  pacifi- 
cation  g^drale."  —  Beweggrund,  den  Aenderungsvorschlag  Harrachs  seinem 


70  D^  dresdener  Friede  und  seine  AnsfÜhrong. 

[Oesterreichische  Note  vom  14.  August  1746J  Die 
österreichische  Note,  welche  der  preussischen  Gesandtschaft  in  Wien  auf 
das  Anbringen  vom  24,  Mai  am  14.  August  zugestellt  wurde  (unten 
S,  98) y  entwickelt  die  Auffassung,  dass  der  König  von  Preussen  in 
dein  achten  Artikel  nur  ^^im  Voraus,  d,  h.  bevor  das  hiemach  im 
neunten  erwähnte  bei  gesammten  Reich  ausgewirket  sein  wird^j  sich 
allein  zur  Garantie  der  von  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  in 
Teutschland  besitzenden  Lande  anheischig  gemacht  habe.  Da- 
gegen statuire  der  neunte  Artikel  durch  das  y^tout  comme^  ganz 
deutlich  „die  vollständige  Gleichheit  in  Ansehung  dessen^  was  hin- 
wiederum der  Kaiserin  Majestät  zu  Gute  zu  kommen  hätte^ ,  d.  &., 
entsprechend  der  österreichischen  Garantie  der  gesammten  preussischen 
Lande^  die  Gewährleistung  auch  des  ausserdeutschen  Besitzstandes  der 
Kaiserin-Königin  durch  den  König  von  Preussen.  Diese»n  j^buch- 
stäblichen  klaren  Inhalt^  des  neunten  Artikels  könne  aber  nicht  Ge- 
nüge geschehen  ohne  Erneuerung  der  Garantie  der  I^agmatischen 
Sanction.  „So  heilig  dieser  Articul  zu  erfüllen  ist^  so  heilig  ist  auch 
der  aus  dem  Beichsschluss  vom  11.  Januar  1732*)  entspringenden 
Verbindlichkeiten  Genüge  zu  leisten^.    (S.  99.) 

In  der  Form  schien  der  Verfasser  des  Schriftstückes  eine  ge- 
wisse Zurückhaltung  sich  auferlegt  zu  haben.  Der  englische  Gesandte 
in  Wien  sagte  zu  seinem  preussischen  CoUegen^  alles  was  er  gegen 
die  Note  zu  sagen  habe,  sei^  dass  sie  zu  hößich  wäre;  an  seine 
Freunde  jedenfalls  pflege  der  wiener  Hof  nicht  in  dieser  Ausdrucks- 
weise  zu  schreiben**). 


[Preussische  Note  vom  6.  September  1746.]  Un- 
verzüglich erfolgte  in  einer  schon  am  26.  August  nach  Wien  ab- 
gesandten preussischen  Note  (unten  S.  100)  die  Entgegnung.    Nach 

Gebieter  zur  Annahme  zu  empfehlen,  wurde  für  den  preussischen  Bevollmäch- 
tigten der  Umstand,  dass  der  englische  Gesandte  Villiers  nicht  im  Besitze  der 
in  dem  preussischen  Vertragsentwürfe  vorausgesetzten  Vollmacht  sich  befand 
(vgl.  Fodewils'  Bericht,  Dresden,  24.  December  1745,  Politische  Gorre- 
spondenz  IV,  386).  Aber  noch  eine  weitere  und  in  der  Folge  nicht  bedeu- 
tungslose sachliche  Aenderung  enthielt  das  Amendement  Harrachs,  indem  danach 
die  Mitwirkung  auch  des  Königs  von  Preussen  bei  Nachsuchung  der  in  Aussicht 
genommenen  Garantieen  ausbedungen  wurde. 

*)  Reichsgutachten  betr.  die  Garantie  der  österreichischen  Erbfolge.  £urop. 
Staatskanzlei  LIX,  572. 

**)  „Que  tout  ce  qu*il  y  trouvoit  k  redire,  c*est  qu'il  ötoit  trop  poli,  et  que 
ce  n'^toit  pas  dans  de  pareils  termes  que  cette  cour  ^rivoit  k  ses  amis."  Be- 
richt des  Grafen  0.  Podewils,  Wien  31.  August 
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dFe»»  von  dem  Könige  selbst*)  angegebenen  Gesichtspunkten  von 
Vockerodt  und  Podeunls  ausgearbeitet,  weist  die  preussische  Schrift 
den  österreichischen  Auslegungsversuch  mit  der  Erinnerung  zurück, 
d(iss  hinsichtlich  einer  uneingeschränkten  Garantie  der  gegenseitigen 
Besitzungen  der  neunte  Artikel  nichts  anderes  besage,  als  dass  man 
trachten  werde,  ihr  in  die  Urkunde  des  dereinst  zu  schliessenden  alt- 
gemeinen  Friedens  Aufnahme  m  verschaffen.  Daneben  findet  sich 
im  Vorübergehen  bereits  ein  Hinweis  auf  die  y^Umstände  und  Con- 
ditUmes^  der  vordem  von  JPreussen  für  die  Pragmatische  Sanction 
übernommenen  Garantie,  saune  auf  „die  damals  ausgestellte  kaiserliche 
Declnration^ . 

Nicht  lange  darauf  erschien  die  österreichische  Augustnote  in  den 
Zeitimgen**).  Sofort  erhielt  Pollman  in  Regensburg  unter  dem 
8,  October  die  Weisung,  die  preussische  Antwort  „durch  denselben 
Weg  dem  Publica  bekannt  zu  machen^  y  aber  so,  „dass  es  eben  nicht 
das  Ansehen  habe,  als  ob  sothane  Publikation  von  Uns  expresse  ver- 
anlasst worden^.  Am  18,  October  ergingen  entsprechende  Befehle  an 
die  Residenten  in  Köln,  in  Hamburg  und  im  Haag***). 

[Oesterreichische  Schrift  vom  10,  December  1746.] 
An  der  Replik,  die  man  österreichischerseits  der  preussischen  Schrift 
entgegensetztCy  ist  es  in  Berlin  nicht  unbemerkt  und  ungerügt  geblieben, 
dass  sie  dem  Könige  „fast  zu  gleicher  Zeit  durch  gedruckte  Zeitungs- 
blätter  zu  Gesichte  und  Händen  gekommen^,  als  sie  von  dem  Gesandten 
in    Wien  eingeschickt  und  von   dem    österreichischen   Gesandten   in 

*)  Politische  Correspondenz  V,  165—167;  vgl.  ebend.  155.  156. 

**)  Pollman  berichtet,  Regensborg,  3.  October,  er  habe  in  zuverlässige  Er- 
fiahrung  gebracht,  dass  der  kaiserliche  Concommissarius  von  Palm  das  Pro- 
memoria  in  „die  hieäge  öffentliche  Zeitung^  inseriren  lassen.  Französisch  u.  A. 
in  der  Gazette  deCologne  Nr.  82  vom  11.  October  unter  Ratisbonne,  4  octobre. 

***)  Abdrucke  der  ,, Königlich  preussischen  Beantwortung^  sind  nachwebbar  im 
Altonaer  Reichspostreuter  Nr.  164  ff.  (18. — 25.  Oct),  Hamburger  Corre- 
spondent  Nr.  170  ff.  Ein  Auszug  im  Hamburger  Relations-Courier 
Nr.  170.  Als  Robinson  in  Wien  gegen  Graf  0.  Podewils  seiner  Befremdung 
über  die  Veröffentlichung  der  preussischen  Antwort  Ausdruck  gab,  erfolgte  durch 
Erlasd  an  den  letzteren  vom  12.  November  die  folgende  Feststellung  des  Sach- 
verhaltes: „J'^tois  d'abord  fort  ^oign^  d'instruire  le  public  de  cette  dispute,  et 
hormis  la  cour  britannique,  que  je  ne  pouvois  me  dispenser  de  mettre  au  fait 
du  diffdrendy  je  n'ai  communiqu^  k  personne  ni  le  memoire  ni  la  r^ponse.  Mais 
depnis  que  la  cour  de  Yienne  a  jug^  k  propos  de  donner  au  public  la  premiöre 
de  ces  pi^ces,  eile  ne  sauroit  trouver  mauvais,  il  ^toit  m@me  juste  et  n^cessaire, 
qu'il  eüt  pareillement  connoissance  de  la  seconde.  De  sorte  que,  si  cette  cour 
ne  trouve  pas  son  compte  k  la  publication  de  cette  dispute,  il  faut  qu*elle  s*en 
prenne  k  Tindiscr^tion  de  ses  propres  ministres.** 
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Berlin  überreicht  worden  sei*).  Am  10.  December  1746  in  Berlin 
mitgetheiU,  erschien  die  österreichische  Staatsschrift  schon  am  13.  De- 
cember in  der  Oojsette  de  Cologne.  Der  HofJcaneler  Graf  JJlfdd  hat 
für  diese  Indiscretiony  die  er  nicht  entschuldigen  wolUe^  im  Gespräch 
mit  dem  preussischen  Gesandten  die  Vertreter  des  wiener  Hofes  am 
Reichstag  verantwortlich  gemacht,  wie  denn  die  Herren  Comüia3r 
gesandten  mit  den  Staatsschriften,  die  sie  empfingen,  unter  einander 
Handel  trieben.  Um  seinen  Hof  von  dem  Verdachte,  als  ob  man  die 
Veröffentlichung  veranlasst,  um  so  mehr  m  reinigen,  fugte  Ulfeid 
hinzu,  dass  man  in  Wien  nicht  einmal  einen  guten  französischen 
Ucbersetzer  habe  und  genöthigt  gewesen  sei,  detn  englischen  Gesandten 
eine  deutsche  Abschrift  zuzustellen**). 

Nachdem  seihst  der  Minister  einer  engbefreundeten  Macht,  der 
russische  Gesandte  in  Regensburg,  dem  Verfasser  der  österreichischen 
Augustnote  ,ffallaciam  compositionis^  vorgeworfen  hatte***),  nimmt 
die  neue  Schrift  des  wiener  Hofes  jenen  Versuch  nicht  wieder  auf, 
aus  den  Schlussworten  des  neunten  Artikels  die  Verpflichtung  Preus- 
sens  zu  einer  Garantie  sämmtlicher  Staaten  des  Erzhauses  herzuleiten; 
nur  in  der  folgenden  dunkeln  Wendung  scheint  ein  Anklang  an  die 
frühere  Argumentation  zu  erkennen:  „Man  kann  aber  untereinstem 
anzumerken  nicht  umhin,  dass  die  Reichsgarantie  zufolge  des  neunten 
und  nicht  zufolge  des  achten  Articuls  Königl.  Preussischer  Seits  an^ 
verlanget  werde,  folglich  dc^sjenige,  was  in  dem  nämlichen  neunten 
Articul  einkömmt,  dem  hiesigen  Gegenverlangen  weit  fuglicher,  weit 
gegründeter  applicable  seie,  als  was  in  einem  von  einer  ganz  an- 
dem  Materie  handelnden  vorhergehenden  Articul  enthatten  sein  mag.'^ 
(S.  109) 

*)  Vgl.  unten  S.  112  und  Bd.  I  Einleitung  S.  IX  Anm.  1.  —  Graf  Harrach 
sagte  später  zu  O.  Podewils  (Bericht,  Wien  11.  M&rz  1747):  „QvCk  T^gard  da 
second  memoire,  il  j  avoit  eu  de  la  n^gligence  k  me  le  remettre  si  tard;  qQ*U 
Tavoit  d^j&  vu  quatre  semaines  auparavant,  et  qu'il  avoit  ^t^  eztr6mement  sur- 
pris  de  le  voir  dans  les  gazettes  presque  dans  le  m6me  temps  qu'il  avoit  appria 
qu'on  me  [k  Podewils]  Tavoit  remis." 

*♦)  Bericht  des  Grafen  0.  Podewils,  Wien,  31.  December  1746.    Vgl.  Bd.  I, 

322,  Anm. 

*♦♦)  Pollman  berichtet,  Regensburg,  24.  October  1746,  über  den  durch  die 
russische  Kaiserin  beim  Reichstage  beglaubigten  Grafen  Keyserlingk:  n^pr^ 
Im  avoir  envoy6  une  copie  [de  la  r^ponse  prussienne],  le  m6me  soir  qu'il  Favoit 
lue  il  me  rencontra  chez  le  prince  de  Fürstenberg  et  m'aborda  d'abord,  disant 
qu'il  la  trouvoit  trte  juste  et  qu'il  Tapprouvoit  autant  qu'il  d^pprouvoit  le 
mtooire  [de  la  cour  de  Vienne].  Je  fus  encore  hier  chez  lui,  et,  le  discours 
tombant  sur  le  m^me  sujet,  il  se  servit  des  termes  de  la  dialectique  et  dit  que 
Bartenstein  avoit  commis  fallaciam  compositionis  par  son  memoire,  com- 
binant  des  choses  qu'il  devoit  s^parer.^ 
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Um  so  stärkerer  NacMruck  fallt  auf  „die  sonstigen,  durch  den 
dresdener  Frieden  weder  aufgehobenen,  noch  im  mindesten  entkräfteten 
VerhindlichkeHen^ :  gemeint  ist  die  Reichsgarantie  der  pragmatischen 
Sanctian^  die  dadurch  nicht  ihre  Kraft  verloren  habe,  dass  sie  im 
dresdener  Frieden  nicht  urkundlich  wiederholt  worden  sei.  (S.  HO.) 
Enthalte  die  Urkunde  des  Friedens  mit  Baiem  im  vierten  Artikel 
eine  ausdrückliche  Anerkennung  der  pragmatischen  Sanction,  so  liege 
hier  der  Fall  ganz  anders,  da  1732  bei  der  Uebemahme  der  Garantie 
durch  das  Reich  das  bairische  Votum  disserUirt  habe.  Churbranden- 
bürg  aber  trat  d^m  Reichsschluss  bei,  und  zwar,  damit  wendet  sich 
die  Replik  gegen  das  in  der  preussischen  Schrift  leise  angedeutete, 
^ohne  die  mindeste  Bedingniss"^ :  von  einigen  der  churbrandenburgiatJien 
Beistimmung  angeliefteten  Bedingnissen  oder  Declaration  j^ist  der 
Kaiserin  und  Königin  Majestät  das  mindeste  nicht  beu?usst^.  SolUe 
der  Tractat  von  1728  gemeint  sein^  so  sei  derselbe  jedenfalls  nicht 
ran  österreichischer  Seite  gebrochen  worden:  „Bevor  noch  der  darinnen 
wegen  Jülich  und  Berg  ausgedruckte  Fall  sich  ergeben  haty  ist  im 
Jahr  1/40  nach  beider  hohen  Contrahenten  inzwischen  sich  ereignetem 
frühzeitigen  Absterben  die  Ueberziehung  des  Herzogthums  Schlesien 
erfolget.^  (S.  111.)  Wenigstens  diese  „Ueberziehung^  werde  man 
der  Kaiserin-Königin  nicht  zur  Last  legen  tvollen.  Wie  hier  der 
erste  schlesische  Krieg,  so  erhält  auch  der  zweite  seine  censorische 
Rüge:  der  Satz,  dass  den  Pflichten  gegen  das  Reich  durch  Sonder- 
abkommen nicht  Eintrag  geschehen  könne,  wird  durch  das  Beispiel 
erläutert:  „Ruhet  noch  im  frischen  Andenken,  me  weit  man  un- 
gehindert alles  dessen,  was  die  breslauer  Präliminarien  und  ber- 
liner Tractat  vermöget  hohen,  die  Obliegenheit  gegen  des  Reichs  Ober- 
haupt in  der  vor  dem  zweiten  Einfall  in  Böhmen  zum  öffentlichen 
Druck  beförderten  Schrift*)  erstrecket  habe.""    (S.  105.) 

Als  eine  weitere  Bedingung  für  die  Gewährung  der  Garantie 
für  den  dresdener  Frieden  durch  das  Reich  mrd  in  der  österreichischen 
Note  die  strikte  ErfiÜlung  des  ersten  und  siebenten  Artikels  dieses 
Friedens  bezeichnet.  In  diesem  Zusammenhange  erfolgt  eine  emphatische 
Schilderung  der  Unbilden,  welche  detn  wiener  Hofe  und  dem  Reiche 
seit  1741  von  Frankreich  widerfahren,  von  dieser  Krone,  „die  so^ar 
auch  nach  geschlossenem  dresdener  Frieden  die  Ottomanische  Pforte 
gegen  das  Reichsoberhaupt  sowohl  durch  das  bekannte  von  i^r,'der 
Oron  Frankreich,  zu  widersprechen  sich  nicht  getrautes  Castellanisches 
M^oire,  ah  seithero  in  mehr  andere  Wege  aufzuhetzen  sich  gar 
sehr   bemühet^.    Die  Denkschrift,  welche  der  französische  Gesandte 

*)  „Ezposä  des  motifs.*^    Preussische  Staatsschriften  I,  432. 
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in  Komtantinopel  y  Graf  Castellane,  am  10.  Februar  1746  der  hohen 
Pforte  überreicht  hatte,  war  der  toiener  Hof  bereits  im  Juni  in  der 
Begleitung  von  ^Anmerhungen^  dem  Publicum  vorzulegen  m  der  Lage 
gewesen''^):  sie  enthielt  den  Roth  für  den  GrossstMan^  die  ÄnerTcenmmg 
des  nicht  einhellig  gewählten  Kaisers  zu  verschieben^  sie  drückte  das 
Bedauern  aus,  dass  nicht  türkische  Truppen  nach  dem  Vorschlage 
Frankreichs  an  die  österreichische  Grenze  gesandt  seien;  sie  gedachte 
Pref^sens  und  des  Friedens  von  Dresden  mit  der  Bemerkung:  „Man 
kann  nicht  umhin j  anzuerkennen^  dass  das^  was  den  König  von 
Preussen  veranlasst  hat^  diesen  Entschluss  zu  fassen,  die  Furcht  vor 
dem  Anmarsch  der  Moskowiter  getcesen  ist.^  Wenn  an  einer  anderen 
SteUe  das  Castellanesche  Memorial  prognosticirt  Juitte:  j^dieser  Friede 
ist  vielleicht  nur  ein  erzwungener  Waffenstillstand  und  von  ebenso 
kurzer  Dauer  wie  der  Vertrag  von  1742^,  so  ermisst  man  leicht  die 
schadenfrohe  Genugtkming,  mit  der  man  in  Wien  in  einer  an  IVeussen 
gerichteten  Note  diese  französische  Denkschrift  citirt  haben  wird, 
(S.  108) 

Auch  die  Bemerkung,  dass  Frankreich  „die  im  Krieg  nicht  ver- 
flochtenen  Reichsstände  und  Lande  ätisserst  bedrücket,  allda  alles  zu 
biegen  und  zu  brechen  sich  angemasset"'  (S.  107),  richtete  ihre 
Spitze  nicht  sowohl  gegen  Frankreich,  als  gegen  Preussen,  denn  das 
„Biegen  und  Brechen"'  war  ein  Citat  aus  einer  der  aufgefangenen 
Depeschen  des  preussischen  Feldmarschalls  Schmettau ,  welche  der 
ioiener  Hof  zu  Beginn  des  zweiten  schlesischen  Krieges  seinem  offenen 
Schreiben  an  den  schwäbischen  Kreisconvent  vom  16.  October  1744 
als  Beilagen  angehängt  hatte  **J.  An  die  Aufzählung  aller  Anschläge 
und  Thaihandlungen  der  „Oron  Frankreich""  gegen  das  Reich  und 
dessen  Oberhaupt  knüpft  nun  die  österreichische  Note  die  Forderung, 
dass  Preussen  den  französischen  Absichten  und  gemeinschädlichen  Be- 
ireibungen  keinen    Vorschub   an   deutschen  Höfen  leiste  und  seinen 

"*)  Vgl.  den  Bericht  Pollmans,  Regensburg,  16.  Juni,  bei  Drüysen  V, 
3,  171  Anm.  2;  sowie  Oertel,  Reichstagsdiarium  von  1745 — 1765,  Ja,  35.  Am 
14.  Juni  wurde  das  Memoire  aus  Wien  an  Pretlack  in  Petersburg  übersende  : 
„Wir  haben  uns  nicht  entschütten  können,  über  den  wichtigen  Inhalt  einige  Marginal- 
anmerkungen  entwerfen  zu  lassen. '^  (Wiener  Archiv.)  Vgl.  Adelung  V,  Beilage 
Nr.  11:  Mercure  historique  et  politique  CXXI,  48(jaiUet  1746);  La  Clcf 
du  Cabinet  des  Princes  LXXXV,  91  (aoüt  1746);  Haymann  VI,  217;  Euro- 
päische Staatskanzlei  XCU,  626.  Die  von  den  Zeitgenossen  angezweifelte 
und  von  dem  französischen  Ministeriimi  damals  in  Abrede  gestellte  Authenticität 
des  Castellane'schen  M^moires  ergiebt  sich  aus  Z6vort,  Le  marquis  d^Argenson 
et  le  minist^re  des  afiaires  ^trangöres,  Paris  1880,  S.  186,  Anm.  1;  vgl.  auch 
Droysen  V,  3,  172  Anm.  2. 

')  Vgl.  PreuBsische  Staatsschriften  I,  505. 
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Mmistem^  insonderheit  deni  Comitidlgesandten  von  FoUnhan*),  unter- 
sage,  j^dass  sie  sich  gegen  die  von  gesammten  Reichswegen  veranlasste 
Reichsarmee  unhb  so  weniger  weiters  mehr  setzen  möchten^  als  deren 
Zusammensfiehung  im  Reichsschluss  vom  17.  Decemher  1/45  ver- 
ordnet^. 

Dem  in  Bezug  auf  den  brandenburgischen  Comitidlgesandten 
gestellten  Antrage  geht  gleich  im  Eingange  der  Note  (S.  104)  eine 
^freundschaftliche  Beschwerde^  über  einen  andern  preussischen  Diplo- 
maten voran,  den  Gesandten  in  London.  Indem  Andri6  bei  E^ig- 
landy  f^mit  Beiseitesetzung^  des  kaiserlicJien  Gesandten  von  Wasner, 
eine  einseitige  Garantie  f&r  Schlesien"^*)  betrieben  und  ausgetvirJct 
habe,  sei  man  preussischerseits  von  der  Richtschnur  des  neunten 
Friedensartikels  abgewichen^  in  welchem  man  die  Garantie  Englands 
für  den  ganzen  dresdener  Frieden,  nicht  aber  für  „einen  oder  anderen 
darinne  enthaltenen  PunJct^  in  Aussicht  genommen  habe. 

Endlich  wendet  sich  die  Note  gegen  die  Ansicht,  dass  im  achten 
Friedensartikel  „unter  denen  Worten  Etats  que  Sa  Majestd  Vlmpera- 
trice-Reine  de  Hongrie  et  de  Boh^ne  possdde  en  Allemag ne  die 
Niederlande  nicht  mit  verstanden  sein  sollten^. 


[Preussische  Note  vom  7.  Februar  1747.]  „Man  findet 
hier^^  berichtet  der  preussische  Gesandte  im  Haag  bald  nach  dem 
Erscheinen  dieser  österreichischen  Replik  (23.  December) , .  „dass  die 
Pikee  mit  dller  ersinnlichen  Boshaftigkeit  geschrieben  ist^.  Dem  König 
van  Preussen  war  es  nicht  unlieb,  dass  die  Schrift  von  der  Gegen- 
seite veröffentlicht  wurde;  bevor  die  Zeitungen  mit  dem  Abdruck  in 
Berlin  eintrafen^  hatte  er  seinem  Ministerium  anheim  gegeben  (11.  De- 
cember), „ob  es  nicht  gut  sein  uHlrde^  die  ganze  wienersche  letzte  Ant- 
wort drucken  zu  hissen  ^  um  der  Welt  das  unjtistificirliche  Verfahreti 
des  wienerschen  Hofes  zu  zeigen '^*V'  In  einem  Immediaterlass  an 
den  Gesandten  in  Wien  kennzeichnete  der  König  die  Antwort  als 
einen  y^rossen  pompösen  Galimathias^ ,  hinter  dem  man  immer  auf 
den  Versuch  zurückkomme ,  ihn  zu  Dingen  zu  verpflichten,  zu  denen 
er  sich  nie  herbeilassen  werde;  der  Klage  über  das  einseitige  Vor- 
gehen Preussens  in  London  möchte  der  Gesandte  dreist  heraus  die 

♦)  Vgl.  oben  S.  64. 

♦*)  D.  d.  Kensington,  19.  September  (a.  St.)  1746.  Abgedruckt  u.  A. 
Wenck,  Codex  juris  gentium  recentissimi  II,  203;  Heldengeschichte  UI, 
105;  Adelung  V,  Beilage  Nr.  3.  Vgl.  Politische  Correspondenz  V, 
574;  Droysen  V,  8,  224.  225.  229.  230. 

♦•♦)  Politische  Correspondenz  V,  259. 
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Bemerkung  entgegenhalten,  die  Verhandlung  in  London  sei  die  einzige 
bisher  geglückte,  ganz  allein  deshalb^  weil  sie,  die  österreichischen 
Minister,  nichts  damit  zu  thun  gehabt  hatten*). 

Für  die  officielle  Beantwortung  der  Note  begnügte  sich  der 
König,  sein  Ministerium  auf  das  durchschlagendste  Moment  hin- 
zuweisen: die  Unverbindlichkeit  der  einst  von  Friedrich  Wilhelm  Z 
ftir  die  pragmatisclie  Sanction  übernommenen  Garantie  nach  der 
Nichteinhaltung  der  Gegenverpflichtungen  durch  den  wiener  Hof**). 

Unter  Zugrundelegung  eines  Entwurfes  des  Grafen  Podewils 
^Unvorgreifliche  Gedanken*^  und  der  von  der  Gesandtschaft  in  Lon- 
don eingeforderten  Aeusserungen  über  den  Verlauf  der  Verhandlung 
am  britischen  Hofe,  setzte  Vockerodt  eine  umfangreiche  Arbeit  auf 
die  der  Minister  nach  bedeutenden  Streichungen  dem  Verfasser  zur 
Umarbeitung  zurückgab.  Die  zweite  Redaction  fand  Beifall,  Pode^ 
wils  bezeichnete  sie  als  ^nunmehr  sehr  moderat  und  solide  ge- 
fasset^  (21.  Jan)  und  legte  sie  dem  Könige  zur  Approbation  vor.  Am 
7.  Februar  tvurde  die  Schrift,  von  den  Ministem  Podeunls  und  Barche 
unterzeichnet,  dem  kaiserlichen  Gesandten  Graf  Bemes  zugßsteUt. 

Zur  Abschwächung  des  Eindruckes,  den  die  österreichische  Note 
bei  einem  Theil  des  Puhlicums  hinterlassen  haben  mochte,  tourde  es 
den  diplomatischen  Agenten  im  Haag,  in  Frankfurt,  Hamburg,  Köln, 
Danzig,  Warschau  und  London  freigestellt,  die  Duplik  unter  der 
Hand  in  die  Zeitungen  einzurücken***).  Der  Separatdruck^  der 
demnächst  erschien,  ist  in  Hambtirg  aufgelegt  worden f);  der  voVr 
ständige  Titel  desselben  lautet: 

Sr.  Königl.  Maj.  in  Preussen  etc,  \  Gegen-Antwort,  |  auf  \  die 
von  den  Kayserl.  Königl  Ungaris,  \  und  Böhms.  Hofe  in  \ 

♦), Politische  Correspondenz  V,  263. 
♦*)  Ebend.  V,  259. 

***)  Unter  dem  11.  bez.  14. 19. 28.  Februar.  Ueber  den  Redact€ur  der  Gazette 
de  Cologne  berichtet  Diest,  Köln  3.  März:  „Bodörique  est  tellement  attach^ 
k  la  cour  de  Vienne  qu'il  n*08cra  pas  ins^rer  une  teile  pi^  d'importance.'' 
Darauf  Erlass  vom  10.  März:  „L'attachement  de  cet  homme  ponr  les  intdrto 
de  cette  cour  ne  m'est  pas  inconnu,  et,  s'il  d^pendoit  de  Ini  de  ddrober  au  public 
la  connoissance  de  cctte  pi^e,  je  ne  doute  point  qu'il  ne  le  üi  de  bon  coenr. 
Mais  comme  le  gazetier  d'Amsterdam  a  ddjä  commencd  d'insdrer  ladite  pi^ 
dans  ses  feuilles,  je  prdsume  que  le  sieur  Roddrique,  pour  le  credit  des  siennes, 
ne  manquera  pas  de  suivre  de  son  propre  mouvement  Texemple  de  son  con- 
fr^re" 

t)  Eine  Anzeige  im  Hamb.  Unpartheyischen  Correspondenten 
vom  21.  März,  Nr.  45:  „Es  ist  dieses  diejenige  Schrift,  wovon  in  öffientlichen 
Blättern  vieles  erwähnet  worden.  Sie  enthält  besondere  Staatsmerkwürdigkeiten, 
die  aber  nicht  für  unsere  Zeitung  gehören,  sondern  die  ein  jeder  Liebhaber  der 
Staatsschriften,  die  Autorität  haben,  in  diesen  2V2  Bogen  selbst  lesen  muss.'' 
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tler  bekannten  Reichs-  \  Quarantie- Sache  über  den  Dresden- 

sehen  Friedens-  \  Schluss  vor  hurtzen  dem  KönigL  IVetiSsischen 

Ministro  \  Grafen  von  Podewils  zu   Wien  \  ertheilte   AnU 

wort;  I  sammt  gründlicher  Wiederlegung  und  Betceiss ,  |  dass 

die  zwischen  des  weyl  Römischen  Kaysers  Carl  \  des    VI. 

^Majest,  und  dem  Königl,  Pretissis.  Churhause  im  Jahr  \  1728 

getroffenen  Allianz  über  die  Gmarantie  \  der  Pragmatischen 

Sandionj  vorlängst  \  erloschen  sey  etc.  \  de  dato  Berlin  den 

7.  Febr.  17ir. 
10  BU.  40. 

Die  beiden  bisher  übergebenen  österreichischen  Noten  mit  ein- 
ander vergleichend,  constatirt  die  preussische  Schrift  vom  7.  Februar, 
dass  man  in  der  zweiten  Note  y^von  denen  vorigen  Principiis  auf 
gewisse  Weise  abstrahire,  auch  insonderheit  das  anfänglich  so 
stark  urgirte  tout  comme  gänzlich  fahren  lasse^  (8.  113),  um  statt 
dessen  „neue  Behelfe^  hervorzusuchen.  Die  sachlichen  Ausführungen 
der  Duplik  gruppiren  sich  um  die  vier  Haupteinumrfe  der^Oester- 
reicher. 

Mit  einem  einzigen  Wort  wird  die  ^^  fremde  Interpretation"'  a6- 
gewiesen,  zu  den  im  achten  Artikel  von  Preussen  garantirten  Be- 
sitzungen der  Kaiserin-Königin  Jn  Deutschland*^  auch  die  öster- 
reichisdhen  Niederlande  zählen  zu  wollen.    (S.  118.) 

Der  Beschioerde ,  dass  die  preussische  Diplomatie  einem  Reichs- 
schluss  entgegen  die  Zusammenziehung  der  Reichsarmee  hintertrieben 
habe,  wird  mit  dem  Hinweis  auf  die  Thatsache  begegnet,  dass  das 
Beichsgutcuihten  vom  17.  December  1745  *)  nur  auf  Kriegsbereitschaft, 
auf  Herstellung  der  Armatur  ad  triplum  ging,  während  die  Frage 
der  Verwendung  der  Kontingente  ausdrücklich  zu  fernerer  Verein- 
barung ausgesetzt  geblieben  war.    (S.  121.) 

Hatte  sich  die  österreichische  Note  über  das  einseitige  Vorgehen 
des  preussischen  Gesandten  in  London  beklagt,  so  giebt  die  Er^ 
widerung  *  eine  Art  historisches  Resumi  der  londoner  Vorgänge  und 
beruft  sich  namentlich  auf  die  am  8.  Januar  1746  den  Gesandten  in 
London  und  im  Haag  ertheilten  Weisungen  und  auf  einen  neuerlichen 
Bericht  AncH^s,  wonach  der  österreichische  Gesandte  von  Wasner 
in  London  selbst  jetzt,  nach  einem  Jahre,  noch  nicht  mit  Vollmachten 
zu  gemeinsamem  diplomatischen  Vorgehen  versehen  sei**).    (S.  119.) 

*)  Sammlang  der  Staatsschriften  unter  Franz  I.  1,  617.  Vgl. 
Droysen  V,  3,  144. 

^^)  Die  Weisung  an  Andriä  vom  8.  Januar,  ein  Postscript  zu  dem  oben 
S.  8  abgedruckten  Circularerlass,  lautet:  „Avant  de  proc^er  k  la  communi- 
c&tion  [du  trait^  de  Dresde]  vous  aurez  soin  de  vous  entendre  prdalablement 
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Zwischen  den  Zeilen  muss  man  lesen,  um  die  Bemerkung  eu  ver- 
stehen ^  „dass  dem  K,  K.  Ministerium  die  Ursachen  Jceineswegs  ver- 
horgeii  seien,  derentwegen  der  englische  Hof  nicht  den  ganzen 
dresdener  Tractat  habe  garantiren  uollen^ :  hätte  damit  doch  der 
König  von  England  den  ganzen  Umfang  des  preussischen  Besitz- 
standes von  1745  anerkannt,  einschliesslich  des  J744  erworbenen  Ost- 
friesland,  auf  das  Georg  IL  als  Churfurst  von  Hannover  selbst  An- 
Sprüche  erhob.  So  hatte  er  vorgezogen,  einfach  die  im  Jahre  1742 
ßr  Schlesien  ertheilte  Garantie  zu  erneuern*).  In  Berlin  kannte 
man  die  Bcweggrümle  des  Weifenfürsten  sehr  gut,  und  die  Annahme 
tcar  wohl  in  der  That  nicht  zu  kühn,  dass  auch  in  Wien  dieselben 
nicht  unbekannt  sein  dürften. 

Den  Kernpunkt  der  Argumentation  aber  bilden,  der  Weisttng 
des  Königs  gemäss,  die  Erörterungen  über  Preussens  SteUujßg  zur 
pragmatischen  Sanction,  die  Enthüllungen  über  die  Politik  des  wiener 
Hofes  in  der  jüUch-bergschcn  Frage,  der  historische  Nachweis,  deiss, 

• 

l^-de88ii8  avec  le  baron  de  Wasner  et  de  remettre  k  son  choix  all  jage  convenable 
de  faire  cette  communication  conjointement  avec  vous  et  en  mßme  tempe  ou  qua 
chaque  partie  le  fasse  söpar^ment  .  .  .  Quant  k  Tinvitation  de  Sa  Miyest^ 
Britannique  pour  accMer  au  trait^  mentionn^  et  pour  le  garantir,  eile  doit,  k 
mon  avis,  se  faire  conjointement  par  les  deux  parties  contractantea,  et  vous  ne 
fercz  pas  mal  d'en  parier  dans  ce  sens  au  baron  de  Wasner.''  Die  Weisung 
wurde  am  8.  Februar  wiederholt.  Im  April  stellte  es  sich  heraus,  daae  der 
König  von  England  die  Garantie  des  Friedens  nicht  übernehmen  wollte,  und 
Friedrich  11.  erklärte  sich  mit  der  von  Lord  Harrington  angebotenen  Ganmtie 
für  Schlesien  begnügen  zu  wollen.  (Politische  Correspondenz  Y,  52 — 54.) 
Am  16.''27.  December  berichtet  Andri^:  „Depuis  Tordinaire  demier,  j^ai  vn  le 
sieur  Wasner,  auquel  j*ai  t^moign^  poliment  ma  surprise  de  ce  que  les  ministies 
de  sa  cour  insinuoient  comme  si  je  n'avois  pas  voulu  agir  de  concert  avec  hii 
pour  requ^rir  de  l'Angleterre  la  garantie  du  trait^  de  Dresde ,  et  de  ce  que  je 
m'ctois  secr^t6  de  lui  dans  la  negociation  que  j*ayois  entam^  pour  obtenir  l'acte 
de  garantie  de  la  Sil^ie  et  du  comt^  de  Glatz  que  TAngleterre  avoit  ezp^& 
Ce  miifistre  m'a  paru  un  peu  surpris,  quant  au  premier  point,  d^autant  qu*il 
savoit  bien  qu'il  nc  m'avoit  jamais  dit  autre  chose  sinon  qu'il  etoit  persuad^  que 
sa  cour  lui  donneroit  des  ordres  pr^cis  pour  agir  de  concert  avec  moi  dans  cette 
affaire.  C'est  pourquoi  il  s'est  retranch6  k  me  dire  qu'k  la  v^rit^  il  avoit  toit 
k  Vienne  que  j'avois  demand6  ici  la  garantie  de  TAngleterre  sans  sa  partidpation, 
laquelle  j^avois  obtenue  sans  lui  en  faire  part  dans  les  formes.  £n  un  mot,  il 
m'a  battu  la  campagne  pour  t&cher  de  disculper  le  renvoi  de  sa  cour  et  les 
obstacles  qu'elle  j  auroit  infailliblement  mis,  s'il  avoit  fallu  attendre  son  concert 
Je  n'ai  pas  laiss^  m'apercevoir  ^galement  qu'il  n'avoit  pas  encore  jusqaes  k 
aujourd'hui  aucun  ordre  de  sa  cour  pour  solliciter  ici  la  garantie  du  trait^  de 
Dresde,  car,  lui  ayant  dcclar6  que  j'etois  pr^t  de  me  joindre  k  lui^ans  oette 
affaire,  il  s'est  content^  de  me  t^moigner  qull  en  ^toit  charm^  et  qu'il  ne 
manqueroit  pas  d'en  faire  rapport  k  ea  cour  par  la  poste  d'aujourd'hui." 
•)  Vgl.  Droysen  V,  3,  225-230. 
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ehe  Preussen  für  die  Reichsgarantie  der  österreichischen  Erbfolge  mit- 
tHrktCf  der  Kaiser  in  einem  von  ihm  ausgestellten  und  von  seiflen 
Ministem  gegengezeichneten  Beverse  (S.  116)  anerkannt  hatte,  es  solle 
trots  der  Betheiligung  Freussens  an  der  Beichsgarantie  der  berliner 
Vertrag  von  1728  die  Norm  der  preussischen  Verpflichtungen  gegen  den 
Kaiser  bilden,  während  dann  dieser  Vertrag  von  1728  dtirch  die 
diplomatische  Äction  des  wiener  Hofes  seit  1737*)  und  durch  den 
rersaiUer  Tractat  zwischen  dein  Kaiser  und  Frankreich  von  1739  von 
der  Gegenseite  gebrochen  war**). 


Schon  mehrere  Wochen  vor  Ueberreichung  der  officiellen  Antwort, 
bald  nach  Entgegennahme  der  letzten  österreichischen  Note,  hatte 
Chraf  Heinrich  Podeunls  den  Grafen  Bemes  zu  einer  Conferenz  ein- 
geladen (22.  Becember  17 i6)^  um  ihm  vorläufig  auf  Befehl  des 
Königs  die  Urkunde  des  berliner  Vertrags  von  1728^  das  Original 
der  Declaration  Kaiser  Karls  VI.  von  1731  und  die  Abschrift  der 
rersaiUer  Convention  von  1739  zu  zeigen  und  die  erforderlichen  Er- 
läuterungen zu  diesen  Stücken  zu  geben.  Der  kaiserliche  Gesandte 
entgegnete^  gestehen  zu  müssen,  dass  er  von  diesen  Umständen  nicht 
unterrichtet  sei;  ohne  Zweifel  würde  sein  Hof,  wenn  er  durch  die  zu 
erwartende  preussische  Beplik  grundliche  Kenntniss  davon  erhalten 
werdej  dem  aUe  denkbare  Aufmerksamkeit  schenkyj^  ^Kurg^^  so 
schliesst  PodewUs  seinen  Bericht***)  an  den  König  über  die  Unter- 
redung^ „Bemes  schien  sehr  erschüttert  durch  alles  was  ich  ihm 
sagtCj  und  es  fehlte  wenig  y  so  hätte  er  seinem  Hof  in  dieser  Sache 
Unrecht  gegeben^ 

Nach  Eingang  des  preussischen  M4moires  vom  7.  Februar  17^ 
fear  es  in  Wien  von  den  kaiserlichen  Conferenzministem  zuerst  der 
alte  Feldmarschall  Graf  Königsegg ,  der  sich  gegen  den  Grafen  Otto 
Podewils  darüber  äusserte;  wie  Bemes  wollte  er  von  dem  Vertrage 
von  1/28  keine  Kenntniss  haben  und  berief  sich  darauf  ^  dass  er  da- 
maJs  ah  Botschafter  in  Madrid  geweilt  habe;  das  gab  ihm  Ver- 
anlassung, von  seinen  panischen  Erlebnissen  zu  erzählen  und  dcfn 
Gespräch  eine  andere  Wendung  zu  geben  f). 

^  VgL  Droysen  IV,  8,  271;  Duncker,  Aus  der  Zeit  Friedrichs  des 
Gkoesen  und  Friedrich  Wilhekns  III.,  Leipzig  1876,  S.  20ff.;  Rousset,  Histoire 
de  la  saccession  aux  duchds  de  Cleves,  Berg  et  Juliers,  Amsterdam  1738, 
I,  318  ft. 

•*)  Vgl.  Bd.  I,  50.  51  und  den  Excurs  unten  S.  170. 
••♦)  23.  December   1746.     Politische  Correspondenz  V,   272.     Vgl. 
Drojsen  V,  3,  272. 

t)  Bericht  Podewils',  Wien  1.  März  1747. 
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Einige  Tage  darauf  sprach  der  preussische  GesafuUe  den  Grafen 
Harrach*).  Auch  dieser  erklärte,  dass  er  in  Betreff  der  in  der 
pretissischen  Schrift  angezogenen  Verträge  gestehen  müsse  j  dieselben 
nicht  gesehen  zu  haben.  In  formeller  Hinsicht  spendete  Harrach  der 
Schrift  reiches  Lob ,  er  fand  sie  vollendet  gut  dbgefasst  (parfaitement 
bien  coucMe)  und  erklärte,  ihr  ihren  Ursprung  aus  der  Feder  eines 
geicandien  Mannes  anzusehen;  besonders  habe  er  bewundert,  dass  man 
auf  weniger  als  anderthalb  Seiten  den  ganzen  hthalt  der  voran- 
gegangenen österreichischen  Note  zusammenzufassen  verstanden  habe**). 

Am  12.  April  berichtet  der  Gesandte,  wenn  ihn  nicht  alles 
täusche,  so  arbeite  man  an  einer  neuen  Replik,  j^AUem  Anschein 
nach  würde  der  FreiJierr  von  Bartenstein  y  in  seiner  Gereiztheit  über 
die  ihm  zu  Tlieil  gewordene  gründliche  Widerlegung  und  vlber  die  Er- 
folglosigkeit  seiner  Bemühungen^  das  Publicum  auf  seine  Seite  zu 
ziehen***),  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  verabsäumen,  seine  Galle  sich 
ergiessen  und  unter  dem  Vorwand  der  Vertheidigung  der  Gerec3itsame 
seines  Hofes  seinen  Geist  glänzen  zu  lassen.^  Eine  Aussteht,  welche 
den  König  von  Rreussen  bestimmte,  nicht  ohne  Humor  mit  Repressalien 
zu  drohen:  j^Wenn  der  wiener  Hof  den  unüberwindlichen  Antwort- 
kitzelf) hat,  so  muss  man  ihn  schalten  lassen  und  man  unrd  Stoff 
zur  Entgegnung  finden.    Ich  möchte  nur^  dass  der  wiener  Hof  mich 

♦^Bericht  vfin  11.  März. 
**)  Vgl.  unten  S.  113.  114. 

***)  Ammon  berichtet,  Haag  10.  März  1747,  über  den  Hndmck  der  preus- 
siechen  Note:  „On  trouve  cette  piöce  admirablement  bien  ecrite  et  pleine  de 
raisons  solides,  on  croit  m^me  que  la  cour  de  Vlenne  sera  dans  rimpossibilit^ 
dy  röpondre,  et  on  blftme  hautement  sa  condulte  envers  Votre  Migest^.  Les 
Partisans  autrichiens  les  plus  z^l^  portent  ce  jugement,  et,  poor  justifier  rim- 
p^ratrice,  ils  rejettent  toute  la  faute  sur  Hartenstein.'^  Der  Caidinal-Bischof 
von  Breslau,  Graf  Sinzendorff,  schreibt  an  den  König  über  die  preussische  An^ 
wort  (Breslau,  29.  März  1747):  „Je  Tai  lue  avec  un  extreme  plaisir,  et  j'y  ai 
surtout  admir^  votre  Charit^  envers  le  baron  de  Bartenstein;  car  vous  en  agiases 
k  son  ^gard  comme  un  r^gent  de  coll^e  k  T^gard  d*un  disciple  bien  aim& 
Apr^  lui  avoir  fait  voir  en  g^n^l  que  son  memoire  ^toit  embrouillö  et  trop 
diffus,  vous  mettez  en  dix-huit  lignes  ce  qu'il  a  couchä  en  plusieurs  pages,  et 
cela  avec  une  clartd  et  une  pr^ision  qui  laisse  quasi  le  lecteur  dans  rembairas 
de  la  r^ponse  qu'on  peut  donner  k  ce  qui  a  ^t&  expos^.  Mais  de  Thumeur  que 
je  connois  k  cet  indocile  disciple,  il  ne  se  corrigera  pas  et  trouvera  dans  la 
yanit^  et  dans  son  amour-propre  des  raisons  qui  justifieront  ses  Berits,  sans 
jamais  persuader  le  public. '^  Es  folgt  eine  Anekdote  zur  Charakterisirung  der 
schriftstellerischen  Eitelkeit  Bartensteins.  Vgl.  M.  Lehmann,  Preussen  und  die 
katholische  Kirche  II,  652.  Andere  Urtheile  beiDrojsenV,  3,  295  Anm.  2. 
t)  „D^mangeaison  invincible  de  r^pondre.''  —  „D^mangeaison  d'^crire''  ist 
das  Schlagwort  der  Gegner  in  ihren  literarischen  Angriffen  gegen  Bartenstein; 
vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  520. 
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im  voraus  benachrichtigte,  wann  es  an  der  Zeit  sein  wird^  zu  den  In- 
veciivcn  und  Injurien  überzugehen,  damit  ich  Müsse  habe,  mich  nach 
irgend  einem  rüden  Gelehrten  umzusehen ,  dessen  Stil  auf  Grobheiten 
tugerichtet  ist^  *>. 

Der  Gesandte  glaubte  seine  Vermuthungen  bestätigt  zu  sehen,  als 
ikm  der  HofJcanzler  Ulfeid  eröffnete,  man  werde  kaum  umhin  können 
iu  antworten,  um  dem  Publicum  die  Meinung  zu  nehmen,  als  ob  der 
wiener  Hof  den  Vertrag  von  1728  gebrochen  habe**). 

Gleichzeitig  las  man  in  dem  luxemburger  Organ  des  wiener  Hofes***) 
sine  Ankündigung  des  demnächstigen  Erscheinens  einer  bereits  fertigen 
österreichischen  Beplik,  tcelche  die  Solidität  der  früheren  Argumen- 
tation vollständig  erhärten  und  über  die  in  der  preussischen  Februar- 
\wie  berührten  Verträge  alle  Aufklärung  geben  werde. 

Aber  die  angekündigte  Antwort  Hess  auf  sich  wartefh  Und  als 
mdlich  nach  mehr  als  zwei  Jahren  eine  neue  österreichische  Note  die 
Verhandlungen  wegen  der  Reichsgarantie  wieder  in  Fluss  brachte,  ist 
sie,  ebenso  wie  eine  Nachfolgerin,  die  letzte  in  der  Reihe  der  öster- 
reichischen Staatsschriften  über  diese  Frage,  jeglicher  Erörterung  über 
üe  Verträge  von  1728  und  1739  aus  dem  Wege  gegangen,  obgleich 
msswischen  noch  die  eignen  Freunde  dem  wiener  Hofe  es  nahe  gelegt 
hatten,  auf  den  preussischen  Vorwurf  des  Vertragsbruches  sich  öffentr 
Hch  zu  erklären  f). 


♦)  1.  Mai  1747.    Politische  Correspondenz  V,  378. 

♦♦)  Bericht  vom  6.  Mai  1747. 

••*)  La  Clef  du  Cabinet  des  Princcs  LXXXVI,  328  (mai  1746),  zum 
$chhi8S  des  Abdruckes  der  preussischen  Februaniote,  die,  wie  die  voran- 
^egmDgenen  Schriften,  in  diesem  Journal  (LXXXV,  345.  402;  LXXXVI,  36.  90. 
246),  in  vollständiger  Uebersetzung  mifgetheilt  ist.  In  Regensburg  wurde  er- 
dAüt  (vgl.  Droysen  in  der  Zeitschrift  für  Preussische  Geschichte  XV,  536),  dass 
Ende  M&rz  in  einer  Staatsconferenz  alle  Minister,  bis  auf  Bartenstein,  der  An- 
seht gewesen  seien,  jetzt  durch  ein  Commissionsdecret  die  Garantie  beim  Keichs- 
tige  zu  beantragen;  die  Kaiserin-Königin  habe  für  Bartenstein  entschieden  und 
^  Beantwortung  der  preussischen  Note  befohlen. 

t)  Bericht  des  kaiserlichen  Gesandten  Graf  Chotek  an  die  Kaiserin-Königin, 
^rtin,  12.  November  1748  (Intercept  im  Geh.  Staatsarchiv  zu  Berlin):  ^Ew. 
^^liserL  Majestät  kann  ich  allerunterthäiiigst  nicht  verhalten,  wasmassen  sich  der 
'^S^he  Ministre  [Legge]  gegen  den  [russischen  Gesandten]  Graf  von  Keyser- 
'iQgk  insoweit  eröffnet  habe,  dass  ihm  das  hiesige  Ministerium  vor  wenig  Tagen 
^  verstehen  gegeben  habe,  wasmassen  der  König  .  .  .  zur  Garantie  der 
'**«treichiechen  Pragmatischen  Sanction  nicht  verbunden  werden  könnte,  an- 
S^*ehen  diejenige  Bedingungen,  vermöge  welcher  Sie  die  Leistung  dieser  Garantie 
^^^^mommen  hätten,  nicht  nur  nicht  erfüllet,  sondern  auch  der  König  durch  eine 
^^^clarationsnote   vom  7.  August  1731  von  dieser  Garantie  gänzlich  entiediget 
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[Oesterrcichische  Note  vom  28.  November  1749.] 
Allerdings  befand  sich  der  König  von  Preussen^  wenn  der  u-iencr  Hof 
die  Note  vom  7.  Februar  J747  unbeantwortet  liesSy  msofem  in  im- 
giMistiger  Lage,  als  nur  er  es  war,  der  an  der  Garantie  des  Reiches 
ßr  den  dresdener  Frieden  ein  Interesse  hatte.  Das  Schweigen  des 
wiener  Hofes  ^  welcher  der  begehrende  Theil  nicht  war  und  der  go 
wahrende  nicht  sein  woTltCj  stellte  den  König  vor  das  Düemma^  ent- 
weder auf  die  ErßUung  seiner  Wünsche  zu  verzichten  oder  den  Be- 
dingungen der  Gegenseite  sich  zu  unterwerfen.  Nichts  wäre  weniger 
nach  seinem  Sinne  gewesen^  als  das  letztere.  Ein  Erlass  an  den  Ge- 
sandten in  Wien  vom  21.  Februar  1747*)  zeichnet  die  Taktik  vor, 
ßr  die  Friedrich  sich  enbchied:  „-&I  Sachen  der  BeichsgarafUie  glaube 
ich  wird  es  rathsamer  sein,  dass  Sie  Sich  nicht  zu  sehr  beeifem; 
denn  je  grösseren  Eifer  wir  zeigen  und  je  mehr  Schritte  wir  ihnen 
entgegen  gehen,  um  so  mehr  werden  die  Leute,  mit  dmefi  wir  su, 
thun  haben,  sich  steifen  und  sich  schwierig  anlassen.  Auch  werden 
Sie  sehr  gut  thun,  Herrn  Robinson  den  Gedanken  aus  dem  Kopf  tu 
treiben,  als  ob  ich  jemals  dem  zustimmen  tcürde,  tvas  der  u^'ener  Hof 
in  dieser  Sache  von  mir  verlangt.^ 

Der  König  begnügte  sich,  den  Engländern  es  von  Zeit  zu  Zeit 
in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  die  Kaiseri^n-Königin  einen  wesent- 
lichen Artikel  des  unter  englischer  Vermittelung  abgeschlossenen  Frier 
dens  noch  nicht  erfüllt  habe**). 

worden  sei ,  gleichwie  man  hiesiges  Orts  dem  General  Graf  Bemes  in  der  ihme 
dicscrhalb  zugestellcten  weiÜäuftigen  Schrift  ganz  klar  dargethan  hätte.    Gnf 
Keyserllngk  ist  mit  mir  dahin  übereingekommen,  dem  Legge  eines  Thdls  den 
hierunter  verborgenen  bösen  Willen  des  preussischen  Hofes  anzumerken,  andereo- 
theils  aber  nachdrücklich  zu  Gemüthe  zu  führen,  dass  der  König,  wenn  auch  der 
Tractat  von  1728  gänzlich  entkräftet  worden  wäre,  dehmohngeachtet,  durch  die 
auf  dem  Reichstag  übernommene  Garantie  der  Pragmatischen  Sanetion,   nicht 
dispensiret  wäre,  sie  ebenfalls  zu  leisten,  sondern  vielmehr  darzu  allerdings  ver- 
bunden  wäre.     Von  allem   diesem    soll   der  Legge  ja  selbst  bei  dem  hiesigen 
Ministerio  Gebrauch  macheu;    allem  Ansehen   nach    aber  wird  man  ihm  ant- 
worten, dass  das  Churbrandenburgische  Yotiun  vom  18.  März   1731   durch  die 
hernach    erfolgte    Kaiserliche    Declaration    vom   7.   August    desselben    Jahres 
grösstentheils  seine  Kraft  verloren  habe.*^     Desgleichen  Berlin,   19.   November 
1748:  „Glaubet  der  Legge,  es  dürfte  unmassgeblich  zuträglich  sein,   die  dem 
Graf  Bemes  im  Februario  voriges  Jahres  zugestcUete  Schrift,  wodurch  man  liior 
alle  diesseitige  Obliegenheit  dieser  Garantie  entkräftet  zu  haben  sich  schmeichelt, 
femer  beantworten  zu  lassen.'^    A.  von  Arneth  IV,  304 — 306  behandelt  nur 
das  letzte  Stadium  der  Verhandlungen  über  die  Beichsgarantie  und  läast  den 
Notenwechsel  von  1746  und  1747  ganz  unberücksichtigt 
*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  V,  324. 
♦♦)  Vgl.  ebend.  V,  348;  VI,  56.  187.  191.  214.  227.  238. 
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Am  18,  Ocioher  1748  wurde  der  aachener  Friede  unterzeichnet. 
Im  zweiundsswaneigsten  Artikel  garantirten  alle  contrahirenden  Mächte 
dem  König  von  Preussen  das  Herzogtum  Schlesien  und  die  Graf- 
schafl  Glotz  *):  •  Die  AnerJcemtu/ng  des  preussischen  Besitzes  dieser 
Länder  durch  das  Vertragsinstrumentj  welches  die  neue  Grundlage  des 
europäischen  Rechtszustandes  sein  sollte,  durfte  den  König  von  Preussen 
es  verschmerzen  lassen,  dass  die  reichsrechtliche  Sanction  seiner  neu^en 
Erwerbungen  bisher  nicht  erfolgt  war. 

Von  neuem  verstrich  ein  Jahr,  bis  endlich  der  wiener  Hof  sich 
vercmlasst  sah,  sein  Schweigen  zu  brechen^  weil  er  jetzt  selbst  ein 
Interesse  hatte,  einen  der  Friedensartikel  von  1745  ausgeführt  zu 
sehen. 

Es  handelte  sich  um  die  zu  Dresden  wiederholte  Bestimmung  des 
Driedens  von  Berlin^  nach  welcher  die  Guthaben  der  österreichischen 
Staatsangehörigen  bei  dem  Steueramt,  der  Bank  und  der  Domänen- 
verwaltung von  Schlesien,  ebenso  wie  die  Forderungen  der  nunmehr 
preussisch  gewordenen  Schlesier  und  der  preussischen  Unterthanen 
überhaupt  an  die  Bank  zu  Wien,  nach  einem  noch  zu  vereinbarenden 
B/epartUionsfusse  von  Oesterreich  und  Preussen  gemeinsam  beglichen 
werden  sollten**).»  Durch  die  in  der  Friedenszeit  zwischen  dem 
ersten  und  zweiten  schlesischen  Kriege  eingeleiteten  Unterhandlungen 
war  eine  Verständigung  nicht  erzielt  worden***).  Darauf  hatte  erst 
am  19.  October  1748  der  kaiserliche  Gesandte  in  Berlin,  GrafChotek, 
durch  ein  Promemoria  die  Regelung  des  schlesischen  Schuldenwesens 
wieder  in  Anregung  gebracht.  Seit  detn  Januar  1749  befand  sich  der 
böhmische  Deputatiq/^srath  von  Seyferth  in  Breslau,  um  an  Ort  und 
Stelle  mit  dem  dirigir enden  Minister  von  Schlesien,  Graf  Münchow^ 
die  einschlägigen  Erhebungen  vorzunehmen  und  den  Äbschluss  einer 
Convention  vorzubereiten  f).  Die  Zahl  der  österreichischen  Unter- 
thanen^ welche  Forderungen  an  breslauer  Kassen  hatten,  überstieg  die 
der  preussischen  Gläubiger  der  wiener  Bank  sehr  erheblich;  dass  die 
Verhandehmgen  in  Breslau  das  ganze  Jahr  ^hindurch  nicht  vom  Flecke 
harnen,  traf  deshalb  in  Wien  an  emj)findlicher  Stelle. 

Unter  diesen  Umständeti  Hess  sich  die  Erörterung  der  Reichs- 
garantiefrage  nicht  länger  mehr  umgelien.    Am  13.  December  1749 

*)   „Le   duchd   de   Sil^ie  et    le  comt4  de  Glatz,   teb   que   8a  Majestd 
Pnusienne  les  possMe  anjoni-d^hui,  sont  garantis  k  ce  Prince   par  toutcs  les 
parties  el^  contractantcs  du  präsent  trait^/* 
**)  Vgl.  Politische  Correspondenz  II,  288. 
*•*)  Ebend.  H,  874.  375.  877. 
t)  Schreiben  Chotek's   an  Münchow    Berlin,    22.   Januar  1749,    ab  Be- 
glaabigong  für  Seyferth. 
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überreichte  Graf  Pueblüy  als  Nachfolger  des  Crrafcn  Choteh  auf  dem 
berliner  Gesandtschaftsposien^  dem  pretissischen  Ministerium  neben 
drei  anderen  Noten  auch  ein  neues  Promemoria  über  die  Reichs^ 
garantie,  d.  d.  Wien^  28,  November  1749  (unten  S.  125)^  da,  wie  es 
in  dem  Begleitschreiben  des  Icaiserlichen  Gesandten  heisst,  „man  von 
Seiten  des  K.  K.  Hofes  von  einiger  Zeit  her  wahrgenommen^  dass 
dessen  allhier  befindlicher  Minister  in  den  ihm  committirten  ^  in  die 
gänzliche  Vollstreckung  derer  von  beiden  höchsten  Höfen  tibemommenen 
Verbindlichkeiten  einschlagenden  Geschäften  meistens  von  darumen 
nicht  auszulangen  vermöge,  weilen  zum  öfteren  enigegengesetzet  wirdy 
dass  der  K.  K,  Hof  dem  dresdner  Friedensschluss  bis  anhero  nod 
keine  vollkommene  Genüge  geleistet,  vornehmlich  aber  in  Betreff  des 
Commercienwesens*)  und  der  Reichsgarantie  iü>er  gedachten 
dresdner  Frieden  einige  Verlegenheit  bezeuget  häite.^ 

Die  österreichische  Note  vom  28^  November  1749  kommt  wiede-9^ 
zurück  auf  „die  zum  Grunde  alles  übrigen,  was  in  dem  neuntem^ 
Articul  verordnet  wird^  gelegte  Garantie  Sr.  KönigL  Grrossbritannisch 
Majestät^  und  auf  das  einseitige  Vorgehen  des  preussischen  Gesandt 
in  London  von  1746,  durch  das  Preussen  in  den  Besitz  einer 
schliesslichen  Garantie  für  Schlesien  gelangt  sei,  •(Ä  127.)  Eine  dess 
veränderten  Zeitverhältnissen  angepasste  Modification  enthält  jetz^ 
nach  dem  Abschluss  des  allgemeinen  Friedens,  das  folgende  Argumcn 
„Die  im  achten  Articul  übernommene  Königlich  Preussische  Garant 
ist  zwar  auf  die  von  der  Kaiserin-Königin  Majestät  in  Teutschlan 
besitzende  Länder  eingeschränket;  die  nämliche  Bewandniss  aber  h 
es  nicht  mit  der  im  folgenden  neunten  Artiml  zugesagten,  desr 
Frieden,  wie  die  erster e  den  vorgehabten  Krieg,  supponiren(^ 
Garantie.^  (S.  128.)  Gegen  die  erste  der  österreichischen  Schriflezr" 
(S.  70)  ist  also  hier  zugegeben,  dass  die  Verpflichtung  Rreussens  rr-* 
einer  zweiten^  allgemeinen  Garantie,  neben  der  im  achten  Artikel  fir^ 
die  deutschen  Lande  der  Kaiserin-Königin  übemonmenen,  erst  mit  dei^ 
Abschluss  des  allgemeinen  Friedens  eingetreten  sei,  in  der  Haux^sach^ 

*)  Artikel  8  des  berliner  Friedens:  „On  nommera  incessammcnt  des  coiir~3 
missaires  de  pari  et  d'antre  pour  r^ler  le  commerce  entre  les  Etats  et  sujcl^^ 
r<^iproques,  les  choses  rcstant  sur  le  picd  oü  elles  6toient  avant  la  pr^entf^ 
guerre,  jusqu'ä  ce  qu'on  soit  convenu  autrement."  —  Artikel  6  des  dreijdcne: 
Friedens:  „Sa  Majestd  Tlmpöratricc-Reine  de  Ilongrie  et  de  Bohdme  et 
Majestö  le  Roi  de  Prasse  s^engagent  mutuellemcnt  de  favcoiser  r<^ciproqacmer 
autant  qu'il  est  possible  le  commerce  entre  leurs  Etats  et  sujets  respectife  et 
ne  point  souffrir  qu'on  y  mette  des  entraves  ou  chicanes,  mais  elles  t4cheroi 
plutot  de  Fencourager  et  de  Tavancer  de  part  et  d'autre  fidölement  pour 
plus  grand  bien  de  leurs  £tats  et  sujets  r^ciproqucs." 
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aiber  wird  an  der  alten  Auffassung  festgehalten^  dass  nämlich  Preussen 
nach  dem  neunten  Artikel  einer  allgemeinen  Garantie  sich  nicht  ent- 
ziehen könne.  Ein  gane  neues  Gravamen  ergieht  sodann  dem  unener 
Ho f  der  Ausgang  der  aachener  Friedensverhandlungen:  Die  im  neunten 
Artikel  ausbedungene  Beichsgarantie  kann  zur  Zeit  noch  nickt  ver- 
langt werden,  weil  die  in  demselben  neunten  Artikel  vorgesehene  Hin- 
Schliessung  des  ganzen  dresdener  Friedens  in  den  allgemeinen  Friedens- 
traciatj  die  herbeimführen  die  gemeinsame  Aufgabe  der  beiden 
Contrahenten  des  dresdener  Friedens  und  des  Königs  von  England 
gewesen  wäre,  eu  Aachen  nicht  erfolgt  ist  Die  österreichische  Staats- 
schrifl  beruft  sich  in  dieser  Beziehung  auf  die  ^mehreren  gedruckten 
Zeitungen  einverleibte^  Beclaration  des  Grafen  Kaunitz  vom  23.  Mai 
1748*)'    Der  in  Betracht  kommende  Passus  derselben  lautet: 

j^Betreffend  die  Garantie*^)  des  Antheils  des  Herzogthums 
Schlesien,  welches  im  dresdner  Tradat  an  Ihro  Majestät  den  König 
van  Preussen,  ebensowie  die  Grafschaft  Glatz,  abgetreten  worden^ 
so  haben  Ihro  Majestät  die  Kaiserin  jederzeit  dechriret  und 
decUmren  auf  das  neue,  Ihres  Orts  diesen  Tractat  aufs  heiligste 
erfüllen  zu  wollen.  Ihre  Ministres  haben  sogar  mit  denen  des 
Königs  von  Preussen  um  die  Garantie  der  Seemächte  darüber  in 
eben  der  Form  und  Erstreckung  angesuchet^  als  vormalen  Gross- 
briiannien  sowohl  die  Präliminarien  von  Breslau^  als  den  Definitiv- 
tractat  von  Berlin  gerantiret,  woraus  ein  Recht  entspringt,  welches 
man  Derohalben  ohne  Ungerechtigkeit  und  Gewalt  wider  Ihren  Willen 
nicht  benehmen  kann.  Und  wie  es  allen  göttlichen  und  weltlichen 
Rechten  entgegen  wäre,  einzig  und  allein  eine  Cession  zu  garantiren, 
ohne  zugleich  die  Clausuln  und  Bedingnisse,  durch  welche  dieselbe 
mit  Einstimmung  der  contractirenden  Mächte  errichtet  worden,  als 
kann  die  Meinung  der  Potenzen  y  welche  die  Präliminarien  unter- 
zeichnet, nicht  seiny  dieser  Regel  entgegenzuhandeln.  Dieses  nun  zum 
vorcMS  gesetzet,  ist  Ihro  Majestät  die  Kaiserin-Königin  auf  keine 
Weise  entgegen  y  dass  die  Garantie  des  dresdner  Tractats  nach 
seinem  vollen  Inhalte  eitlen  Theil  der  Padfication  ausmache.^ 


^)  Gedmckt:  Sammlung  der  Staatsschriften  unter  Franz  L,  YIIl, 
^S6.  Adelung  VI,  Beilage  Nr.  8.  Wenck,  Codex  juris  gentium  rccentisdmi  II, 
Ö^  Vgl.  A.  Beer,  Zur  Geschichte  des  Friedens  von  Aachen,  Archiv  für 
^merreichische  Geschichte  XLVII,  42.  43;  Droysen  V,  3,  465.  466.  Der  fran- 
^Wsche  Minister  Puyzieulx  nannte  die  Declaration  „la  plus  captieuse  piöce  qui 
*oit  encore  sortie  de  la  boutique  de  M.  de  Bartenstein''. 

*•)  Artikel  20  der  Präluninarien  vom  30.  April  1748. 
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[Preussische  Note  vom  6,  Januar  1750.]  König  Fried- 
rich befahl  seinen  Ministem^  auf  die  neue  österreichische  Schrift  „int^ 
aller  Soliditd,  aber  auch  inergiquement  und  mit  Dignit^^  zu  a$ü' 
Worten f  um  den  wiener  Hof  ^ad  absurdum  zu  bringen^*).  Am 
31.  December  war  die  Antwort  fertig;  das  Bestreben  der  Verfasser 
war  gewesen,  „den  wiener  Hof  bis  in  seine  letzten  Yerschanzungen 
und  Ausflüchte  zurückzudrängen^  seine  Sophismen  zu  entlarven  und 
ihre  Seichtheit  auf  grmidliche  Art  zu  beweisen,  ohne  allemal  aus  den 
Grenzen  der  Schicklichkeit  herauszutreten^  **). 

Zu  dem  Behuf  wird  vor  alletn  eine  scharfe  Analyse  des  neunten 
Artikels  des  Friedens  von  1745  gegeben.  Seine  drei  Objecte  (Garantie 
der  Seemächte  für  den  dresdener  Frieden,  Garantie  des  Reichs  für 
denselben  und  Garantie  der  gesammten  preussischen  wie  österreichischen 
Besitzungen  durch  den  allgemeinen  Friedenstractat)  j^stehen  zwar  neben 
einander,  aber  nicht  gegen  einander^  sodass  durch  Nichterfüllung  des 
einen  Objecti  die  in  Ansehung  der  übrigen  beiderseits  contrahirte  Ver- 
bindung kraftlos  gemacht  oder  suspendirt  zu  sein  erachtet  werden 
könnte.*^  (S.  131.)  Wegen  des  erneuten  Vorwurfes  einseitigen  Vor" 
gehens  bei  Betreibung  der  englischen  Garantie  wird  lediglich  auf  die 
Darlegung  der  Schrift  vom  7.  Februar  1747  Bezug  genommen  (S,  133), 
In  Betreff  der  Kaunitz* sehen  Beclaration  vom  23.  Mai  1748  wurde 
man  ^Königlich  Preussischer  Seits  herzlich  gerne  gesehen  haben^ 
wenn  es  denen  sänwitlichen  hohen  compaciscirenden  Mächten  gefaUenr 
mögen,  auf  den  Inhalt  in  so  weit  Attention  zu  nehmen,  dass  die 
Garantie  des  ganzen  dresdenschen  Friedensschlusses  in  der  vollen 
Maass,  wie  solche  in  dessen  neuntem  Articul  zu  suchen  verabredet 
ist,  dem  Instrument  des  Generalfriedens  eingerücket  wäre^  (S.  13i), 
aber  Preussen,  das  zu  Aachen  nicht  Sitz  und  Stimme  hatte  (^nüM 
ex  capite  debiti,  sondern  merae  benevolentiae  zu  agiren  vermocht^), 
musste  sich  ,^die  Einrichtung  gefallen  lassen j  welche  die  europäischen 
Mächte  deshalb  zu  machen  beliebet^  (S.  134).  Nicht  Preussen,  sondern 
der  wiener  Hof  habe  bei  der  zu  Aachen  getroffenen  Entscheidung  den 
grösseren  Vortheil  davon  getragen,  denn  dem  letzteren  sei  in  einem 
andern  Artikel  des  Vertrages  (XIX)  die  Totalität  seiner  Staaten 
garantirt,  während  von  den  preussischen  Staaten  nur  Schlesien  und 
Glatz  unter  die  Garantie  der  Mächte  gestellt  seien  (S.  135).    Noch 

*)  Politische  Correspondenz  VII,  198. 

**)  Bericht  der  Cabinetsminister,  Berlin,  31.  December  1749;  Politische 
Correspondenz  VU,  209.  Das  Coucept  der  Antwort  (wie  es  scheint  die  Ab- 
schrift eines  ersten  Entwurfes)  ist  von  einer  Kanzleihand  geschrieben  und  ent- 
hält einige  Correcturen  von  Podewils  und  Vockerodt;  der  letztere  dürfte  auch 
dieses  Mal  der  Verfasser  gewesen  sein. 
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mmol  wird  endlich  mit  schärfster  Betonung  dargelegt,  dciss  der  Ver- 
lieh, aus  dem  neunten  dresdener  Artikel  eine  Verpflichtung  Preussens 
ur  Gewährleistung  sämmtlicher  österreichischen  Lande  herauszulesen^ 
auf  einer  handgreiflichen  Verdrehung  der  Maren  Wort^  des  neunten 
Mikels'^  beruhe  (8,  135);  auch  nach  Herstellung  des  allgemeinen 
Friedens  kann  von  einer  solchen  Verpflichtung  nicht  die  Bede  scin^ 
fefw  Preussen  hat  m  Aachen  nicht  m  den  compaciscirenden  oder 
wedirenden  Mächten  gehört*). 


[0  est  er  reichische  Note  vom  2.  März  1750,]  Bie 
weussische  Note  wurde  am  6.  Januar  1750  dem  kaiserlichen  Ge- 
*muUen  eingehändigt;  Ende  Februar  ging  ihm  eine  neue  Entgegnung 
eines  Hofes  zu^  die  vierte  österreichische  Schrift  über  den  Gegenstand. 
ils  Graf  Chotek  noch  vor  der  Ueberreichung  mittheilte ,  dass  der 
T§nfang  dreissig  Seiten  betrage  ^  liess  Friedrich  II.  seinen  Ministem 
abreiben:  „Die  Correspondartce  mit  dem  wienerschen  Hofe  wird  nie- 
mals aufhören.  Da  dessen  Antwort  wegen  der  Reichsgaraniie  von 
reissig  Pages  ist,  so  stehet  leicht  zu  vermiUhen,  dass  solche  negative 
Ml  wird.  Worüber  dann  das  Departement  sich  weiter  mit  ihnen 
snifceft  und  antworten  muss**).*^ 

Die  Minister  charakterisiren  dem  Könige  die  Schrift  y  nachdem 
Je  dieselbe  gelesen***),  als  einen  langweiligen  Wortschwall,  „voU^ 
\epfropfl  mit  honigsiissen  Freundschaftsbetheuerungen^  Besteuerungen 
i€r  Reinheit  der  Gesinnung,  der  gewissenhaften  Beflissenheit  den  Ver- 

*)  Die  Mittheihingen,  die  A.  Beer  (a.  a.  0.  25.  63.  76.  83)  aus  den  Acten 
^  wiener  Archivs  and  des  Uausarchivs  im  Haag  gemacht  hat,  ergeben,  dass 
^  Aufnahme  einer  Anerkennung  des  preussischen  Besitzes  von  Schlesien  in 
^  Friedensinstnunent  von  vornherein  eine  von  den  holländischen  Diplomaten 
^^^ttentfitzte  Opposition  des  wiener  Hofes  entgegenstand.  Bei  den  Conferenzen 
'^  Abschlofls  der  Präliminarien  wurde  eine  Abänderung  des  20.  Artikels  der- 
i^Iben  in  dem  Sinne,  dass  der  König  von  Preussen  auch  seinerseits  zur  £r- 
^'cihiDg  einer  Garantie  verpflichtet  werden  sollte,  als  zweckdienlich  erkannt^ 
^  die  Ausführung  dieses  Gedankens  scheiterte ,  „da  man  in  keinerlei  Weise 
*Kh  daifiber  klar  war,  in  welcher  Form  diese  Garantie  von  Seiten  Preussens 
^'^^  werden  sollte.  Denn  die  Theilnahme  Friedrichs  U.  an  den  Verhande- 
^^K^  des  Gongresses  wurde  von  Gestenreich  von  vornherein  perhorrescirt,  und 
^  der  holländische  Glesandte  konnte  sich  mit  der  Zulassung  Preussens  durch- 
^  Bidit  befreunden^.  Unter  diesen  Umständen  ist  dann  grade  von  öster- 
^^l^laaeher  Sdte  auf  die  wörtliche  Aufnahme  des  Artikels  20  der  Präliminarien 
^  der  einseitigen  Garantie  fHr  Schlesien  und  Glatz  in  das  Instrument  des 
'^^finitivfidedens  (Artikel  22)  bestanden  worden. 

**)2a  Februar  1750.    Politische  Correspondenz  VH,  272. 

**♦)  23.  MtaB.    Ebend.  VII,  301. 
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pflichtungen  nachzukommen,  Beiheuerungen  an  allen  Ecken  und  Enden 
verschwenderisch  ausgestreut,  aber  untermengt  mit  verschiedenen  Be- 
zichtigungen,  die  man  doch  wieder  betheuert  nicht  vorwurfsvoll  aus- 
zusprechen, sondern  einzig  und  allein  um  das  Uebel  zu  bezeichnen  und 
um  seine  Abstellung  von  der  Gerechtigkeit  ttnd  Billigkeit  Ew.  Mctjestät 
und  Deren  Gewissenhaftigkeit  in  Erfüllung  der  Verträge  zu  erwarten J" 
j^Änstatt  auf  die  gediegenen  Gründe  zu  antworten,  die  wir  in  dem 
letzten  Memoire  den  Ansprüchen  des  wiener  Hofes  entgegengesetzt 
haben,  beschränkt  man  sich  darauf,  vom  Hundertsten  ins  Tausendste 
zu  kommen  (on  ne  fait  que  battre  la  campagne)  und  die  alten,  längst 
erörterten  und  widerlegten  Argumente  in  neuer  Form  vorzubringen 
uvul  durch  neue  Sophismen  zu  stützen,^  Einen  Auszug  aus  der  Schrift 
zu  geben  sei  unmöglich, 

Soll  dies  gleichwohl  versucht  werden,  so  wird,  von  nebensächlichem 
abgesehen,  als  der  Crrundgedanke  der  österreichischen  Dedudion  sich 
erkennen  lassen,  dass  sie  daran  festhält,  die  Garantie  Englands  werde, 
ebenso  wie  die  Garantie  der  Contrahenten  des  allgemeinen  Friedens^ 
der  Reichsgarantie  y^vorherzugehen^  Jiaben  (S.  140  — i47).    Ebenso  ivi^ 
1746  in  Ixmdon,  sei  1748  in  Aachen  trotz  aller  Bemühungen,   erra« 
dem  neunten  Artikel   entsprechende  Garantie  zu   Wege  zu  bringe?^ 
Schlesien  einseitig  dem  Eirken  der  beiden  Contrahenten  von  1745  ^^ 
währleistet   worden.     In    zweiter  Idnie   begegnen   wir   einem    wci^-^^ 
Argument  für  die   Verpflichtung  Preussens  zur   Garantie  der  Bre^^' 
matischen  Sanction:  wenn  der  neunzehnte  Artikel  der  aachener  Pr^^' 
liminarien  von  y^allen  an  den  gegenwärtigen  Artikeln  interessirt^^^ 
Mächten^    die  Erneuerung  ihrer  Garantie   der  Pragmatica  forde^^ 
und  wenn  unmittelbar  darauf  im  zwanzigsten  Artikel  die  Bestimmu^^ 
über  Schlesien  und  Glatz  folgt:   „50  hat  man  sowohl  damals,  als  l^  ^ 
dem  Schluss  des  Difiniiivtractats*)  dar  für  gehalten,  dass  des  Känt^^^ 
von    Preussen    Majestät    unter    denen  puissances   intiressi^^^ 
auxdits  articles  mit  begriffen  wären  .  .  .  zumalen  obangeeogen^^^^ 
neunzehnter  Articul  nicht  auf  c  0  mp  aciscirende  oder  accediren 
Mächten  sich  eingeschränket  befindet,  sondern  auf  gesammte  inte\ 

*)  Artikel  21  des  Definitivfriedens  wiederholt  den  Artikel  19  der  PriUii^^' 
narien  iu  folgender  Form:    „Toutes  les  paissances  int^ress^s  an  prdsent  tra^^ 
qui  ont  garanti  la  Sanction  Pragmatique  du  19  ayril  1718   pour  tont  Th^taa:^^ 
du  feu  Empereur  Charles  VI,  en  faveur  de  sa  fiUe,  Tlmpdratrice-Reine  de  Hong^^*'* 
et  de  BohOme  actuellement  r^gnante,  et  de  ses  descendans  k  peip^tuit^  snJMi^  ^ 
Tordre  6tabli  par  ladite  Sanction  Pragmatique,  la  renouvellent  dans  la  meillei-^^"* 
forme  qu'il  est  possible,  k  Tcxception  ccpendant  des  cessions  d6}k  foites  seit  p=^^ 
ledit  Empereur  soit  par  ladite  Princesse  et  de  Celles  qui  sont  stipul^  par        ^^ 
prdsent  trait^.*^ 


i 
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essirte  Mächten  wohl  bedächiiglich  erstrecket  worden.^  (S,  i47  bis 
148.)*)  Da  die  österreichische  Schrift  diese  Verpflichtung  Premsens 
ah  unbestreiibar  und  ausgemacht  betrachtet,  würden  SchunerigJceiten 
nur  noch  in  dem  ersten  Punkt  zu  sehen  sein]  aber  auch  diese 
Schwierigkeiten  sind  inzwischen  gehoben:  England  hat  sich  teillig  er- 
klärt ^  eine  dem  Artikel  9  des  dresdener  Friedens  gemässe  Garantie 
eu  leisten^  auch  FratJoreich  hat  ^^ine  reciproque  Sicherstellung"'  der 
Kaiserin-Königin  für  billig  erachtet.  Es  bleibt  also  nichts  mehr  zu 
fttm,  ob  dass  Preussen  bei  Frankreich  die  Erklärung  auswirkt^  ^dass 
dortiger  Hof  den  zwanzigsten  Ariicul  des  aachener  Friedens  nach  der 
Kaunitz'schen  Beclaration  verstehe^:  ^so  unrd  andurch  erfüllet,  was 
theils  vor  der  Beichsgarantie  vorher  zu  gehen  hat  und  theils  der 
Kaiserin-Königin  Majestät  untereinstem  mit  Fug  und  Recht  nicht  ver- 
sagt werden  kann.^  (S,  149.)  Zum  Schluss  folgen  eine  Reihe  Er- 
innerungen wegen  sonstiger  Artikel  des  dresdener  Friedens  y^nicht  vor- 
wurfsweis,  sondern  freundschaftlich^.    (S.  150—152.) 


[Preussische  Note  vom  20,  Mai  1750.]  Bern  An- 
siwnenj  im  Interesse  des  wiener  Hofes  diplomatische  Schritte  in  Ver- 
sailles zu  {hun**),  galt  es,  wenn  König  Friedrich  seiften  Ministem 
auf  ihren  Vortrag  über  den  Inhalt  der  österreichischen  Schrift  vom 
2.  März  erklärte:  ^Ich  kann  mich  nicht  von  Pilatus  zu  Herod^s 
weisen  lassen^  ***).  Im  allgemeinen  aber  urtheilte  er  über  die  neue 
Antwort:  ^^Dasseind  captieuse  Dinge,  die  Mich  nur  mit  anderen  com- 
mittiren  und  dem  wienerschen  Schriftsteller^  auf  die  letzte,  Gelegenheit 

♦)  Während  hier  die  Verpflichtung  Preossens  aus  dem  Artikel  19  der  l^ä- 
liminarien,  bez.  Artikel  21  des  Definitivfriedens  gefolgert  wird,  suchte  man  sie 
während  des  Congresses  aus  Artikel  23  des  Definitiv  Friedens  herzuleiten  („Toutes 
les  pnissances  contractantes  et  int^ressöes  au  präsent  trait^  en  garantiront 
iMproqnement  et  rcspectiyement  Tex^cution").  Vgl.  die  Depesche  Bentincks 
vom  6.  October  1748  bei  Beer  a.  a.  O.  121—123:  „Pour  ce  qui  regarde  le  roi 
de  ProKe,  nous  ^ons  tous  d'accord.  £n  mon  particulier  je  suis  persuad^  que 
la  meilleore  et  la  seule  mani^re  de  se  tenir  de  ce  mauvois  pas  oü  Ton  s^est 
engag^  en  lui  garantissant  la  Sil^e  et  Glatz  .  .  .  c'est  de  le  d6clarer  li^  par 
rartiele  28  k  tout  le  contenu  du  trait^.*^  Eine  derartige  Declaration  ist  aber 
▼on  den  Mächten  nicht  ausgesprochen  worden ,  und  ebenso  wenig  ist  Preussen  zu 
der  Acceadon  zu  dem  Vertrage  veranlasst  worden,  zu  der  übrigens  Friedrich  II. 
«ich,  obechon  ungern,  herbeigelassen  haben  würde.  Vgl.  Droysen  V,  3,  581; 
Politische  Correspondenz  VI,  190.  210.  225.  252.  261  Anm.  1;  273. 

**)  Ungefähr  gleichzeitig  kam  der  kaiserliche  Geschäftstniger  Marcschal  in 
Paris  dem  preussischen  G^esandten  Baron  Le  Chambrier  mit  demselben  Ansinnen. 
Vgl.  Politische  Correspondenz  VII,  326.  367. 

♦♦♦)  24.  M&rz  1750.    Ebend.  VII,  301.  302. 
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gebenj  allerhand  verßngliche  und  chicaneuse  Consiquences  daraus  m 
ziehen.  Sie  [die  Minister]  sollen  also  simplement  und  einen  Weg  wie 
den  a/ndem  hei  der  Stipulation  des  dresdenschen  Friedenstractais 
bleiben  und  darauf  lediglich  appuyiren.  .  .  .  Was  sie  [die  Oester- 
reicher]  thun  wollen^  stehet  ihnen  frei.  Wollen  sie  ihre  Engagements 
nicht  erfüllen  j  so  ist  die  mauvaise  Foi  von  ihrer  Seite;  uns  aber 
Jcönnen  sie  alsdann  auch  nicht  verdenken,  dass  wenn  sie  von  ihrer 
Seite  ihre  Engagements  nicht  adimpliren,  wir  unsererseits  auch  gewisse 
ihnen  convenirende  PunJcte  suspendiren,^  Ein  Hinweis  auf  jene  Ver- 
handlungen wegen  Regelung  des  schlesischen  Sciiuldenwesens^  an  der 
dein  wiener  Hofe  so  viel  gelegen  war. 

Wieder  war  es  Vockerodt^  dem  die  Aufgebe  jsufiel^  den  Oester- 
reichem  y  um  des  Königs  Ausdruck  zu  gebrauchen  j  ^mit  gründlddum 
und  soliden  Eaisons**^  zu  antworten  y  ^welche  unser  Procödi  vor  der 
ganzen  Welt  legitimiren,  sie  aber  ihres  Unfugs  Überzeugen^.  Sehr 
zweckmässig  beginnt  die  neue  preussische  Entgegnung^  die  am  20.  Mai 
1750  dem  Grafen  Puebla  eingehändigt  wurde  *)y  mit  einem  hist<mschen 
Rückblick  auf  den  bisherigen  Verlauf  des  Federkrieges  und  die  Taktik 
der  gegnerischen  Kriegführung:  „wobei  man  dann  sowohl  in  seinen 
Ansinnungen  als  in  deren  Begründung  fast  beständig  abgewechselt 
und  selbige  bald  aus  diesetn  bald  aus  jenem  R^ncipio  herzuleiten 
vermeint,^  (S.  153.)  Mit  erklärlichem  Nachdruck  wird  namentlich 
auf  den  vollständigen  Rückzug  hingewiesen^  den  der  Widerpart  mit 
seinem  ^Behelf ^  aus  dem  Tractat  von  1728  angetreten  habe:  „Als 
in  der  zweiten  diesseitigen  Replique  die  UnzulänglicJikeit  dieses  let^i" 
ieren  Behelfes  ebenfalls  unwiedcrtreiblich  und  durch  Producirung  des 
höchstseligen  Kaisers  Caroli  VI.  eigener  Hand  und  Siegels  dargethan 
worden,  hat  man  jenseits  gerathen  gefunden^  davon  zu  abstrahiren 
und  an  dessen  Stelle  das  ehedem  in  dem  tout  comme  gesuchte 
Argument  wieder  aufzufrischen  und  zu  dessen  Unterstützung  ein  neues 
IVincipium  aufs  Tapis  zu  bringen.^  (S.  154.)  Wenn  man  in 
Wien  den  Ton  der  preussischen  Noten  unangemessen  gefunden  hatte^ 
so  gab  dies  nur  von  neuem  QeUgenheity  auf  die  schweigend  hin- 
genommenen Enthüllungen  über  die  Politik  Karls  VI.  in  der  Jülich' 
Bergschen  Frage  anzuspielen:  y^ja  selbst  bei  dem  Vortrag  solcher  un- 
angenehmer Wahrheiten,  welche  man  unmöglich  verschweigen  können^ 
hat  man  die  Vorsichtigkeit  beobachtet,  dass  man  dem  dortigen  Hofe 
zuforderst  davon  einen  Fingerzeig  gegeben  j  und  nicht  ehe  damit  her- 
vorgetreten^ bis  man  dazu  von  demselben  expresse  provociret  worden.*^ 
An  einer  Stelle  (S.  159)  ist  ein  Anflug  von  Spott  unverkennbar^  er  gut 

*)  Vgl.  Politische  Corrcspoödenz  VII,  375. 
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2r  Betheuerung,  düss  der  wiener  Hof  das  Beichsgarantiegeschäft 
eerkthätig^  heßrdert  habe:  es  soll  diese  Betheuerung  nicht  an- 
*jnceifeU  werden,  es  wird  die  Möglichkeit  eugegehen^  „dass  derselbe 
ine  dahin  abgeeielte  Demarchen  secretiret,  um  des  Königs  Majestät 
irch  den  Äusschl<ig  auf  einige  angenehme  Weise  eu  surpreniren^ . 
I  der  Sache  selbst  spitzt  sich  die  unveränderte  Auffassung  des  preus- 
$ehen  Cabinets  in  der  Formel  zu:  Die  im  achten  der  dresdener 
riikcl  von  Preussen  übernommene  Garantie  der  deutschen  Erb- 
nde  der  Kaiserin-Königin  war  nicht  interimisticcj  sondern  definitive 
"dacht,  es  hat  keine  zweite^  allgemeinere  Garantie  an  die  Stelle  dieser 
^grenzten  zu  treten.  Die  österreichische  Auslegung  des  Ausdrucks 
ndssances  iniiressdes"'  in  dem  aachener  Friedenstradat  erhält 
re  Abfertigung  durch  die  Erinnerung  an  die  r^bekannte  Rechtsreguly 
188  ein  Pactum  niemanden  als  Compaciscentem  stringiren  könne^, 
'.  158.)  Das  Ansuchen  um  Preussens  gute  Dienste  bei  detn  fran- 
8i8chen  Hofe,  welches  den  positiven  Kern  der  österreichischen  Note 
Idete^  wird  „ab  den  eigenen  Principiis  des  wiener  sehen  Hofes^  wider- 
rechendj  kurz  und  bestimmt  zurückgewiesen.    (S.  161,) 

Für  die  am  Schluss  der  Antwort  erfolgende  Beantwortung  der 
eschwerden^  welche  sich  an  die  anderen  Artikel  des  dresdener  Fric- 
ns  knüpften,  hatte  sich  das  preussische  Cabinetsministerium  mit  dem 
mister  für  Schlesien  in  Verbindung  gesetzt.  Die  Verhandlung 
yen  der  schlesischen  Schuldenauseinandersetzung  wird  als  das  ein- 
fc  Mittel  bezeichnet  y  j^das  Geschäft  der  Reichsgarantie  in  Gang  zu 
mgen*^y  als  ein  Mittel,  das  man  sich  nicht  durch  ^^deplacirte  Complaisance^ 
s  der  Hand  spielen  lassen  dürfe,  nachdem  wegen  der  Reichsgarantie 
un  schon  in  das  fünfte  Jahr  so  viele  Schmerigkeiten  gemacht  und 
che  bald  an  diese,  bald  an  jene  Condition  accrochirt  werden 
llen''.    (S.  167.) 

[Oesterreichische  Note  vom  20.  Ociober  1750.]  Viel- 
M  dass  ein  weiteres  Lustrum  dahin  gegangen  sein  möchte,  hätte 
M  jetzt  noch  ein  stärkeres  Motiv  zur  Nachgiebigkeit  für  den  wiener 
\f  sich  geltend  gemacht,  als  das  Interesse  an  der  Begleichung  der 
tiesischen  Schuldforderungen.  Ihres  Ortes  werden  die  Vorgänge  bei 
Werbung  des  Erzherzogs  Joseph  um  die  römische  Königskrone  im 
isammevAange  darzulegen  sein*).  In  die  Sommermonate  nach 
eberreichung  der  preussischen  Note  vom  2.  Mai  1750  fällt  die  diplo- 
üüsche  Vorbereitung  der  geplanten  Wahl.  Am  10.  October  mufh- 
assie  der  preussische  Gesandte  in  Wien  in  seinem  Berichte  an  den 

*)  Siehe  Abtheilung  IV  dieses  Bandes. 
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König:  y^Ich  weiss  nichts  oh  nicht  die  Absicht  des  hiesigen  Hofes 
dahin  geht,  Eure  Majestät  dadurch  zu  gewinnen y  dass  er  dem  Frie- 
demartikel  wegen  der  Reichsgarantie  Genüge  leistet^  um  Ew.  Majestät 
eu  bestimmen,  der  Wahl  des  ältesten  Erzherzogs  zum  Bömischen 
Könige  keinen  Widerstand  entgegenzusetzen.^  Der  König  antwortete 
am  20.  October*):  y^lhr  Argwohn  ist  wohlbegründet  und  unrdj  wie 
ich  glaube,  in  allernächster  Zeit  sich  bewahrheiten.^  Noch  an  demselben 
Tage  gab  Graf  Fuebla  im  Namen  seines  Hofes  die  ErMämng  ah 
(S.  168)j  dass  die  KaiserifhKönigin,  nachdem  nunmehr  England  auch 
ihr  den  dresdener  Friedensschluss  gewährleistet  **)f  den  Kaiser,  ihren 
Gemahl,  ersucht  habe,  durch  ein  Commissionsdecret  die  Ertheilung 
der  Garantie  ßr  den  dresdener  Frieden  beim  Reiche  zu  beantragen. 
Friedrich  IL  Hess  dem  kaiserlichen  Gesandten  „m  obligeanten  und 
a/fectueusen  Termes^  seine  besondere  Erkenntlichkeit  darüber  ausdrücken^ 
yfdass  der  Kaiserin- Königin  Majestät  in  so  amiablen  und  guten 
Friedensgedanken  continuirten  und  bereit  wären,  den  Friedenstradai 
in  allen  Stücken  zu  erfüllen^ ;  es  schhss  sich  die  Zusehe  an,  „iru  Be- 
richtigung der  Liquidation  wegen  der  schlesischen  Schulden  alles  zu 
contribuiren^  ***), 

Dass  die  nunmehr  unverzüglich  in  Berlin  angebrachte  Werbung 
um  die  brandenburgische  Kurstimme  ftlr  den  Erzherzog  in  dem  Er- 
gebnisse  den  Hoffnungen  des  kaiserlichen  Hofes  wenig  entsprach^  hielt 
doch  die  Erledigung  der  Garantieangelegenheit  nicht  weiter  auf  Am 
21.  Januar  kam  das  kaiserliche  Commissionsdecret  in  Regensburg  zur 
Dictatur;  da  aus  Versehen  der  Schlusssatz  mit  der  BeßrworUmg 
baldiger  beifälliger  Annahme  des  kaiserlichen  Antrages  bei  der  Dic- 
tatur ausgelassen  warf),  so  mttsste  da.9  Beeret  am  23,  Januar 
y^corrigirt  und  supplirt^  noch  einmal  dictirt  werden  ff). 

*)  Politische  Correspondenz  VIII,  114. 

**)  Die  englische  Garantieacte  ist  Herrenhaosen,  3./14.  Juli  1750,  ausgestellt. 
Europäische  Staatskanzlei  C,  435;  Wenck,  Codex  juris  gentium  recen- 
tissimi  II,  527.  Vgl.  Arn  et h  IV,  288  und  oben  S.  89. 
***)  Politische  Correspondenz  VIII,  117.  118. 
t)  Die  ausgelassenen  Worte  lauten:  „Und  gleichwie  Ihro  Kaiserl.  Majestäl 
zu  mehrerer  Befestigung  der  allgemeinen  Ruhe  diese  Keichsgarantie  des  Dresdner 
Friedens  seines  ganzen  Inhalts,  sowie  sich  dieselbe  in  dem  Articul  Selbsten 
deutiich  ausgedrückt  befindet,  mitdiensam  zu  sein  glauben:  also  empfehlen 
Allerhöchstbesagte  Ihro  Kaiserl.  Majestät  allergnädigst  und  bestens  Churfuisten, 
Fürsten  und  St&iden,  damit  zu  Behuf  beider  contrahirenden  Theile  über  diese 
Carantie-Gcschäft,  um  sothanen  zu  Befestigung  der  allgemeinen  Ruhe  gemdn- 
nützlichen,  Ihro  auch  selbst  vorzüglich  angelegenen  Endzweckes  desto  im- 
versichtiicher  zu  erreichen,  ein  baldiges  beifUlliges  Gutachten  an  Ihro  Kaiserl. 
Majestät  gelangen  zu  lassen." 

tt)  Berichte  PoUman's,  Regensburg,   25.  28.  Januar.    Abdrucke  des  Com« 
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Für  den  10.  Mai  stand  in  allen  drei  Reichscollegien  das  kaiser- 
liche Commissiansdecret  eur  Beraihung  angesagt  Der  König  von 
Preussen  hatte  schon  im  Juli  1746  ein  Rundschreiben  an  die  Reichs- 
stände f  mit  der  Bitte  um  die  Stimmen  für  die  Garantie^  erlassen*), 
und  in  den  Monaten  darauf  durch  Spezialgesandte ,  die  Flügel- 
adjutanten  von  Lepell  und  von  Goltz,  an  den  einzelnen  weltlichen  und 
geistlichen  Höfen  um  die  Mittvirkung  angehalten. 

In  den  Voten  der  einzelnen  Reichsstände  bei  der  Abstimmung 
fehlte  es  nicht  an  Vorbehalten.  Zumal  die  katholischen  Stände  drangen 
auf  die  Erwähnung  und  Behauptung  der  Rechte  des  Reiches  auf 
Schlesien, 

Schon  1746  war  am  Reichstage  ein  Schriftstück  im  Umlauf  ge- 
wesen: ^Reflexiones  über  das  preussische  Rescript  in  puncto  der  an- 
werbenden Garantie  von  wegen  der  breslaucr  und  dresdner  Friedens- 
iractate^ ;  es  hiess  da  **),  „dass  in  den  Friedensschlüssen  von  Breslau 
und  Dresden  die  Souveränität  über  Schlesien  abgetreten  worden  sei^ 
ohne  dass  das  Reich  diese  Independenz  bewilligt  habe,  da  doch  das 
Herzogthum  eine  pars  notabilis  Imperii  bilde;  wer  garantiren  wolle, 
müsse  sich  unterrichten,  was  er  garantire;  da  das,  was  der  breslauer 
Friede  ^*^)  wegen  der  Religion  festgestellt  habe,  unzweifelhaft  sehr 
präjudicirliches  enthalte,  so  sei  zu  fragen,  ob  man  nicht  wenigstens, 
bevor  die  Garantie  gewährt  werde,  fordern  solle,  dass  erst  alles  auf 
den  Wortlaut  des  Friedensschlusses  zurückgeführt  werde.^ 

miflsionsdeerets :  Europäische  Staatskanzlei  C,   438.    Moser,  Teutsches 
Staatsarchiv  1751,  m,  118.    Heldengeschichte  III,  94.    Wenck  II,  529. 

*)  Das  Rundschreiben  an  die  Reichsstände  vom  19.  Juli  1746:  Held  en- 
geschichte m,  92;  Neue  Europäische  FamaCXXXVII,  275;  Adelung 
V,  Beilage  Nr.  5;  das  Schreiben  an  den  Magistrat  von  Regensburg  als  Directorium 
der  Reichsstädte:  Europäische  Staatskanzlei  XCV,  442.  Vgl.  Poli- 
tische Correspondenz  V,  135;  Droysen  V,  3,  177. 

**)  Vgl.  Drojsen  V,  3,   181.     Ein   Abdruck:    Europäische   Staats- 
kanzlei XCIV,  441. 

***)  Artikel  6  der  breslauer  Präliminarien  vom  11.  Juni  1742,  bez.  des  ber- 
liner Definitivfriedens  vom  28.  Juli  1742:  „Sa  M^'est^  le  Roi  de  Prusse  conser- 
Vera  la  religion  catholique  en  Silösie  in  statu  quo,  ainsi  qu'un  chacun  des 
babitans  de  ce  pays-lä  dans  les  possessions,  libert^s  et  privileges  qui  lui 
apfHtftiennent  l^timement,  ainsi  qu'elle  a  d^clar6  k  son  entr^c  dans  la  SiI6sie: 
sans  ddroger  toutefois  k  la  libert^  enti^rc  de  conscience  de  la  religion  protestantc 
[en  SilMe]  et  auz  droits  de  souverain  [de  sortc  pourtant  que  Sa  Majest^  de  Roi 
de  ProsBC  ne  sc  servira  des  droits  du  souverain  au  pr^judice  du  Status  quo  de 
la  religion  catholique  en  Sil^sie]."  Die  eingeklammerten  Worte  Zusätze  des 
Definitlvtractats.  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  70  und  hinsichtlich  der  in 
den  „Reflexiones^  erwähnten  Gravamina  Politische  Correspondenz  V,  169; 
M.  Lehmann,  Preussen  und  die  katholische  fiirche  II,  597.  600  ff. 
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Bei  der  Umfrage  am  10.  Mai  1751  waren  es  im  Churfursteth 
collegium  Köln  und  Bayern,  welche  in  gleichlautenden  Voten  den 
Status  Beligionis  und  die  Jura  Ordinis  Teutonici  —  C3iurßrst 
Clemens  Äugtet  von  Köln  war  Hoch-  und  Deutschmeister  —  vor- 
behielten. 

Beide  Voten  sprachen  ausserdem,  ebenso  wie  die  von  Trier  und 
Mainz,  den  Vorbehalt  der  Bechte  des  Beichs  aus.  Böhmen^  Sachsen, 
Brandenburg  und  Pfalz  machten  diesen  Vorbehalt  nicht  Die  Ent- 
scheidung stand  bei  Churbraunschweig,  welches  nun  durch  die  Clausel 
,,salms  juribus  impcrii"^  sich  der  Abstimmung  der  drei  Erehischöfe 
und  Bayerns  anschloss. 

Mit  Bücksicht  auf  die  Gewährleistung  aller  preussischen  Lande 
im  achten  ArtiJcel  des  Friedens  behielt  sich  Churbraunschweig  seine 
Ansprüche  auf  Ostfriesland  vor;  ebenso  Sachsen  die  seinen  aufJiÜick, 
Cleve  und  Berg  mit  Bücksicht  auf  Artikel  8  und  auf  die  Einschlies- 
sung  des  Churfürsten  von  der  Pfalz  im  zwölften  Artikel*). 

Im  Fürstenrath  deckten  sich  mit  jener  Abstimmung  Churkölns 
und  Churbayems  das  herzogliche  Votum  von  Bayern  ^  die  Voten  der 
im  Besitz  des  kölner  Churfürsten  befindlichen  Stifter  Hildesheim, 
Paderborn,  Münster  und  Osnabrück  und  die  der  Bisthümer  des  Car- 
dinals  von  Bayern,  Regensburg,  Freisingen  und  lAUtidi;  ebenso 
wollten  die  Bischöfe  von  Strassburg  und  Brixen^  der  Abt  von  Stablo, 
der  kölnische  Churßrst  als  Hoch-  und  Deutschmeister  und  der  bayrische 
als  Landgraf  von  Leuchtenberg  den  Status  Beligionis  und  die  Gerecht- 
same des  deutschen  Ordens  vorbehalten  wissen. 

Für  die  Vorbehaltung  der  Gerechtsame  des  Beiches  stimmte 
ausser  den  eben  genannten  Ständen  die  ganze  geistliche  Bank:  der 
Erzbischof  von  Salzburg,  die  Bisehöfe  von  Bamberg,  Würzburgy 
Worms y  Eichstädt,  Speyer,  Constanz,  Augsburg,  PassaUj  Trienty  die 
Aebte  von  Fulda  und  Kempten,  die  Pröbste  von  Ellwangen,  Berchies- 
gadenj  Weissenburg  und  Prüm,  die  schwäbischen  und  die  rheinischen 
Prälaten  und  der  Johanniter meister.  Von  den  weltlichen  Ständen 
wurden  ausser  dem  bayrischen  und  leuchtenbergischen  Votum  nur  die 
sechs  hannoverischen  Stimmen  für  Bremen,  Verden,  Zelle^  Calehberg, 
Grubenhagen  und  Lauenburg,  die  Stimmen  der  drei  badischen  Liniem^ 
dus  fürstenbergische  Votum  und  die  Curiatstimme  der  schwäbische^^ 
Grafen  in  dem  genannten  Sinne  abgegeben. 

*)  ChurfUrstenrathsprotokoll  vom  10.  Mai  1751  im  Geh.  Staatsarckiv. 
Reichsfürsteurathsprotokoll   von  demselben  Tage  ist  gedruckt.    (Europliisc 
Staatskanzlei  CI,   6—49.     Moser,    Teutsches  Staatsarchiv  1751,  VIT, 
bis  80.)  Ein  Protokoll  der  Berathung  der  Städte  liogt  uns  weder  handschrifkli 
noch  gedruckt  vor. 
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Keine  Clausel  wegen  der  Reichsgerechtsame  enthielten  die  Voten 
von  Oesierreich  und  Bwrgund^  die  hrmidcnburgischen  Voten  von  Magde- 
burg^ Halberstadty  Hinterpommem,  Minden^  Kammin  und  Ostfrics- 
land,  die  der  Irandenburgischen  Nebenlinien  zu  Kulmbach  und  Ans- 
bach^ die  pfälzischen  von  Lautem,  Simmemj  Neuburg ,  Zweibrücken 
und  Veldenz,  die  sächsischen  von  Weimar y  Kisenach,  Gotha  und 
AUenburg^  die  hessischen  von  Cassel,  Darmstadt  und  Hers f cid,  die 
mecklenburgischen  von  beiden  Schwerin,  Güstrow  und  Ratzeburg,  das 
von  dem  dresdener  Hofe  geführte  hennebergische  Votum  ^  sowie  die 
Abstimmungen  von  Braunschweig  -  Wolfenbüttel,  Württemberg  mit 
Mömpelgard,  Anhalt,  HohenzoUem,  Lobkowitz^  Salm,  Dictrichstein, 
Auersberg,  Schwär zcnberg,  Liechtenstein^  der  wetterauischen,  fränkischen 
und  westphälischen  Grafen  und  des  Kaisers  als  Markgrafen  von 
Nomeny. 

Ohne  Instruction  waren  bei  der  Umfrage  Chur,  Corvey,  Holstein- 
Glückstadt,  Holstein-Gottorp,  Aremberg  und  beide  Nassau,  ohne  Ver- 
tretung Sachsen- Coburg,  Vorpommern,  Lübeck,  Savoyen  und  Besannen. 

Entsprechend  den  Reservationen  bei  der  Abstimmung  im  Chur- 
coHegium  wurden  im  Reichsßrstenrathe  von  Hannover  und  Wolfen- 
büüel  die  Ansprüche  auf  Ostfriesland,  von  Weimar,  Gotha,  Altenburg 
und  Henneberg  die  Ansprüche  des  Hauses  Wettin  auf  Jülich ,  Cleve 
und  Berg  vorbehalten.  Der  elfte  Artikel  des  Friedens,  mit  der 
Garantie  der  deutschen  Besitzungen  des  Königs  von  England,  gab 
dem  Gesammthause  Anhalt  Veranlassung,  seine  Jura  auf  das  Her- 
ßogfhum  Lauenburg  salva  et  illaesa  zu  reserviren  und  protestando  zu 
verwahren,  worauf  Baden-Baden,  welches  schon  abgestimmt  hatte, 
nachträglich  die  Erklärung  zu  Protokoll  gab:  „Müsste  gleichfalls 
seine  wegen  Verführung  des  Sachsen -Lauenburgischen  Voti  toties 
quoties  gethane  Protestation  anhero  wiederholen.'* 

Von  den  98  Stimmen  des  Fürstenrathes  hatten  sich  42  für  die 
unbedingte  Ertheilufig  der  Garantie,  44  für  die  Einfügung  einer 
Clausel  wegen  der  Rechte  des  Reiches  ausgesprochen;  12  Stimmen 
waren  nicht  abgegeben  worden.  In  der  nächsten  Sitzung,  am  14.  Mai, 
beantragte  Magdeburg,  nach  Verlesung  des  IVojectum  Conclusi  durch 
Oesterreich,  dass  in  der  Clausula  Salvatoria  statt  des  deutschen  Aus- 
drucks „des  Reichs  Gerechte  und  Zuständigkeiten^  lieber  „die  von  ver- 
schiedenen vortrefflichen  Gesandten  gebrauchte  lateinische  Worte: 
salvis  juribus  imperii,  zu  setzen  beliebet  werden  möchte^.  Die 
^ände   „secundirten  per  majora  dieses  Magdeburgische  Monitum^  *). 


*)  Reichsfurstenraths-Protokoll)  FreitagR,  den  14.  Mai  1751.  (Europäische 
Staatskanzlei  CI,  50.    Moser,  Teutsches  Staatsarchiv  1751,  VII,  80—84. 
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Der  Beschluss  tcar  ohne  Bedeutung^  da  bei  der  (Jorrelation  mit 
dem  Churcollcgium  der  ReicJisßrsienraih  das  Conclusum  Electorale 
ohne  jede  Aenderung  als  „Cofichisum  Commune  beeder  höhercti  Reichs- 
coUegiorum^  sich  gefallen  Hess  und  damit  die  deutsche  Clausel 
„mit  Vor-  und  Beibehaltung  derer  Jurium  Impcrii^  wiederhcrsiellte. 

Die  Städte  hatten  am  10.  Mai  die  Ertheilung  der  Garantie  ohne 
jede  Clausel  beschlossen^  traten  nun  aber  am  Id.  Mai  dem  Crut^ichten 
der  beidcfi  oberen  Collcgien  bei. 

Am  17,  Mai  kam  das  so  entstandene  ReicJisgutachten  zur  Die- 
tatur  ^  am  29,  erging  das  kaiserliche  Commissionsratificationsdecret^ 
am  2.  Juni  wurde  dasselbe  durch  die  Dictatur  den  Reichsacten  etn- 
verleibt.  Dem  König  von  Preussen  wurde  eine  beglaubigte  Abschrift 
dieser  Urkunde  zugestellt. 

Mit  dem  Hinweis  auf  den  Reichsschluss  von  1751  ist  später 
J,  J.  Moser  der  Ansicht  mtgvgengctretcny  welcher  der  preu.<isische  An- 
theil  an  Schlesien  „als  ein  von  Teutschland  abgerissenes  Stück"^  galt 
Moser  musste  indess  zuglach  eonstatiren^  dass  der  König  von  Preussen 
nach  wie  vor  jenem  Reichsschlusse  sieh  „souverainer  und  oberster 
U(rzog  in  Schlesien^  geschrieben  hat  und  dass  ihm  sowohl  vom  Kaiser 
wie  von  der  Reichskanzlei  dieser  Titel  gegeben  worden  ist***). 

Als  Ende  1749  dir  Federkrieg  um  die  Reichsgarantie  ton  neuem 
aufgenommen  worden  war^   erklärte  Friedrieh  II.  seinen  Ministem: 

Die  einzelnen  Vota  erhellen  aus  dem  Protokoll  nicht;  der  magdebnrgische  An- 
trag wird  mit  den  42  Stimmen  der  Minorität  vom  10.  Mai  und  den  7  Stimmen, 
die  schon  am  10.  Mai  die  lateinische  Clausel  salvis  imperii  juribus  votirt  hatten 
(Salzburg,  Bremen,  Verden,  Zelle,  Calcnberg,  Grubenhagen,  Lauenburg)  zur 
Annahme  gelangt  sein.  Für  die  lateinische  Clausel  blieb  nach  PoUman's  Auf- 
fassimg  die  Auslegung  möglich:  „Wo  keine  Jura  sind,  können  auch  keine  rcser- 
viret  werden." 

*)  Wenn  die  Clausel  im  churfÜrstlichen  Collegium  die  Majorität  nicht  er- 
halten hätte,  so  würde  auch  der  Reichsfürstenrath  sie  haben  fallen  lassen. 
Der  brandenburgische  Comitialgesandte  von  Pollman  macht  in  seinem  Berichte 
vom  17.  Mai  1751  den  churbraunschweigischen  Gesandten  (ßehr)  für  die  Annahme 
der  Clausel  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Collegium  verantwortlich ;  Pollman 
wollte  wissen,  dass  Behr  dabei  gegen  seine  Instruction  gehandelt  habe,  „welche 
lauten  soll,  dass  er,  wenn  majora  dafür  (für  die  Clausel)  vorhanden,  solche  auch 
gebrauchen  könnte,  nicht  aber,  durch  diesseitige  A'ota,  majora  dafür  machen 
sollte".  Ohne  die  hannoverischen  Vota  war  das  Stimmverhältniss  für  und  gegen 
die  Clausel  bei  den  Churfursten  4  zu  4,  bei  den  Fürsten  38  zu  42. 

**)  Die  Conclusa  der  einzelnen  Collegieu,  das  Conclusum  Trium,  das 
Reichsgutachten  und  das  Ratificationsdecret:  Europäische  Staatskanzlei 
CI,  57—65.    Moser,  Teutsches  Staatsarchiv  1751,  VII,  84—88. 

***)  J  J.  Moser,  Von  Teutschland  und  dessen  Staats- Verfassung  überhaupt, 
Stuttgart  1766,  S.  84—87. 
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j^lch  halte  vor  gtU  und  nöthig  zu  sein,  dass  die  in  der  Sache  zwischen 
Mir  und  dem  wienerschen  Hofe  insgesammt  gewechselte  Piecen,  und 
zwar  die  Meinige  sowohl  als  die  wienersche ,  insgesammt  zusammen 
gedrucket  und  dem  Puhlico  zur  Dijudication  mitgetheilet  werden,  um 
zu  sehen,  wer  Recht  oder  Unrecht  hat,  weil  sonsten  der  wienersche 
[Hof]  die  Sache  ganz  anders  vorstellig  machen  und  seinen  Gift 
darunter  hrouilliren  dörfte^  um  das  Publicum  gegen  Mich  zu  prae- 
occupn'en*).'^ 

Das  Vorhaben  ist  damals  nicht  ausgeführt  worden,  die  Ver- 
öffentlichung der  beiden  preussischen  Noten  von  1750  unterblieb  wie 
die  der  drei  letzten  österreichischen.  An  dieshr  Stelle  ist  es  für  den 
Zusammenhang  erforderlich,  die  ganze  Reihe  der  gewechselten  Streit- 
schriften zu  geben,  gleichviel  ob  die  einzelnen  Stücke  ihrer  Zeit  ge- 
druckt worden  sind  oder  nicht. 

Der  Abdruck  der  preussischen  Noten  erfolgt  nach  den  Concepten 
(vgl.  0.  S.  71.  76.  86.  90),  nur  bei  der  ersten  nach  der  von  Graeve 
aus  Wien  eingesandten  Abschrift;  der  Abdruck  der  ersten  öster- 
reichischen Schrift  erfolgt  nach  der  von  dem  Grafen  Podewils  aus 
Wien  eingesandten  Abschrift^  dem  der  folgenden  liegen  die  in  Berlin 
übergebenen  Ausfertigungen  zu  Grunde. 

Pro  memoria**). 

E^em  Kaiserl.  und  Königl.  Hungarisch-  und  Böheimischen  Höchstpreis- 
liehen Greheimen  Conferenzministerio  ruhet  in  frischem  Andenken,  wie  in  dem 
9.  Articol  des  Dresdner  Friedens  unter  andern  auch  dessen  von  dem  gesambten 
Römischen  Reich  zu  ersuchende  Garantie  verabredet   worden. 

Gleichwie  nun  Ihro  Majestät,  die  regierende  Römische  Kaiserin,  Königin  von 
Hnngam  und  Böheim,  in  Conformität  des  nämlichen  Articuls  die  Herrn  General- 
Btaaten  derer  Vereinigten  Niederlande  um  Ihre  diesfalls  zu  übernehmende 
Gkmmtie  preis  würdigst  allbereits  belangen  lassen,  also  zweiflen  Ihro  Königl. 
Majestät  in  Preussen  ganz  im  geringsten  nicht,  ersuchen  auch  Ihro  Migestät  die 
regierende  Römische  Kaiserin  pp.  in  diesem  friedens-  und  freundschaftsschluss- 
nüKasigen  festen  Vertrauen,  es  werden  und  wollen  Dieselbe  geruhen,  bei  Ihro 
Majestät  dem  Kaiser,  Dero  Allerdurchlauchtigsten  Herrn  Gemahl,  es  nunmehro 
aadi  dahin  zu  veranlassen,  und  respective  Selbst  Allerhöchst  zu  belieben,  damit 
wegen  Uebemehmung  solcher  zu  Befestigung  des  teutschen  werthen  Vater- 
landes innerlichen  Ruhe  streckenden  Garantie  das  nöthige  durch  ein  zu  er- 
lassendes Kaiserl.  Commissionsdecret  an  die  Allgemeine  Reichsversammlung 
gebracht,  weniger  nicht  die  Kaiserliche  und  Churböheim-,  auch  Erzherzoglich 
Oesterreichische  höchstansehnliche  und  fürtrefiliche  Comitialgesandtscbaften  be- 
hafig  instmiret  werden  mögen. 

Wien,  den  24.  Mai  1746. 


*)  a  Januar  1750.    Politische  Correspondenz  VII,  209. 
♦*)  Vgl  oben  S.  68. 
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[Oesterreichische  Note  vom  14.  August  1746*).] 

Ihro  Majestät  die  Kaiserin  und  Königin  erinnern  Sich  ganz  wohl,  was  der 
neunte  Articul  des  den  25.  Decembris  letztrerflossenen  Jahres  zu  Dresden  ge- 
schlossenen Friedenstractats  wegen  der  bei  dem  gesambtem  Reich  gemeinschaft- 
lich anzusuchenden  Grarantie  vermag. 

Gleichwie  überhaupt  Allerhöchstdieselbe  an  getreuester  und  beflissenster 
Erfüllung  Ihrer  Zusagen  das  mindeste  erwinden  zu  lassen  nie  gemeinet  noch  ge- 
wohnet sein,  also  ist  noch  überdas  und  insbesondere  Dero  vorzügliche  aufmerk- 
samste Beciferung  dahin  jederzeit  gerichtet  gewesen  und  annoch  gerichtet,  des 
werthen  teutschen  Vaterlandes  innerlichen  und  äusserlichen  Ruhestand  und  Sicher- 
heit nicht  dem  blossen  eiteln  Schein  nach,  sondern  auf  einen  dergestalten  aoliden 
Grund  zu  befestigen,  dass  dasselbe  so  wenig  einheimische  Spaltungen  als  aus- 
wärtige Beeinträchtigungen,  zumalen  von  einer  solchen  Cron  zu  befahren  haben 
möge,  welche  seit  mehreren  Jahrhunderten  dem  Reich  ein  Land  nach  dem 
andern  entrissen,  verschiedene  dessen  Stände  sich  unterwürfig  gemacht  und  un- 
sägliche (fcldsummen  daraus  gezogen  hat. 

Wie  ungemein  selur  dieses  so  erwünschlich  grosse  Objectum  der  Kaiserin 
und  Königin  Majestät  zu  Gemüth  gehe,  haben  Allerhöchstdieselbe  durch  häufige 
unwidersprechlichc  wcrkthätige  Proben  mehrmalen  an  den  Tag  gelegt;  und  was  Sie 
demselben  von  Zeit  zu  Zeit  aufgeopfert,  ist  zugleich  weltkundig  und  von  &ner 
solchen  Beschaftenheit ,  dass  ein  mehrers  davon  zu  erwähnen,  ein  Ueberfluss 
sein  würde.  Zufolge  dieser  so  reinen  und  gemein  erspriesslichen  Gesinnung  nun 
haben  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  bis  zu  Uebergebung  der  vom  Königlich 
Preussischen  Legationsrath  und  accreditirten  residirenden  Ministro  Herrn  von  Graeve 
imtem  24.  Mai  jüngsthin  eingereichten  Schrift  nicht  zugewartet,  sondern  vielmehr 
lange  vorhin  Ihres  Orts  Sich  äusserst  bearbeitet,  damit  der  Verordnung  Eingangs 
erwähnten  neunten  Articuls  ein  Genügen  beschehen,  mithin  zu  dem  darin  aus- 
gedruckten, beeden  contrahirenden  Theilen  in  gleicher  Mass  zu  gute  kommenden 
heilsamen  Ende  das  behörige  bei  gesambtem  Reiche  dngeleitet  und  sodann  je 
ehender  je  besser  von  demselben  festgesetzet  werden  möge. 

Nicht  nur  werden  durch  besagten  Articul  seine,  des  Reichs,  vorhinnige 
Verbindlichkeiten  nicht  entkräftet,  weniger  aufgehoben,  sondern  vielmehr  neuer 
Dingen  bekräftiget. 

Bekannt  ist,  wie  eifrig,  rühmlich  und  nachdrucksam  in  vollkommener  Er- 
kanntnuss  gesambter  in  dem  Reichsgutachten  vom  11.  Januarii  1782  angeföhrter 
höchst  triftiger  Betrachtungen  von  dem  hohen  Churhause  Brandenburg  mittelst 
derer  demselben  zukommender  Votorum  die  Garantie  der  hiesigen  pragmatischen 
Sanction  bei  der  allgemeinen  Reichsversammluug  ehedessen  imterstützet  wordeik. 

Des  Reichs  Wohlfahrt,  Ansehen  und  Würde  haben  die  Natur  seithero  nicVaX 
geändert.  Obwohlen  also  bei  denen  sich  ergebenden  Umständen  auf  der  geleistet<^Bfl^ 
Garantie  alsobaldige  Erfüllung  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  aus  Mässign^r^S 
und  Grossmuth  anfangs  so  stark  nicht  gedrungen,  so  haben  jedoch  Alkiliriili  ^' 
dieselbe  Dero  daher  entspringende  Befugnuss  auf  das  feierlichste  Sich  jeders> 
vorbehalten.  Insbesondere  aber  haben  Allerhöchstdieselbe  von  der  Zeit  an, 
mittelst  derer  zu  Füssen  geschlossenen  Präliminarien  die  vollständige  AussöhniK-^ 
mit  dem  Hohen  Churhause  Bayern  erfolget  ist,  bemeldte  Erfüllung  bei  jec^^^ 
Gelegenheit  schrift-  und  mündlich  reclamirt,  wie  dann  aus  eben  dieser  Urs^^^ 

*)  Vgl.  oben  S.  70. 
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in  sothaner  Pr&liminarien  Yiertem  Articol  wegen  derselben  sowohl  bei  beeden 
Seemächten  als  gesambtem  Reich  anzusuchender  Erneuerung  ungefähr  das  näm- 
liche wie  in  dem  neunten  Articul  des  Dresdner  Friedens  ausbedungen  worden. 
Und  eben  dahin  zielet  vornehmlich  mit  ab  alles,  was  reichskündiger  Massen  so- 
vrobl  auf  den  Reichs-  imd  Kreistagen  als  an  denen  mehristen  teutschen  Höfen 
ans  Veranlassung  des  in  materia  securitatis  publicae  an  das  Reich  ergangenen 
höchst  Tenerirlichen  zweiten  Kaiserlichen  Conmiissionsdecreti  in  Namen  der 
Kaiserin  und  Königin  Majestät  zu  erkennen  gegeben  und  betrieben  worden. 

Eün  diesseitigem,  so,  wie  oberwähnt,  gegründeten  höchst  billigen  Verlangen 
gemässer  Entschluss  nun  würde  den  wahren  Grund  dessen,  was  nach  Anleitung 
des  neunten  Dresdner  Articuls  zu  beschehen  hätte,  abgegeben  haben.  So 
heilig  dieser  Articul  zu  erfüllen,  so  heilig  ist  auch  der  aus  dem  Reichsschluss  vom 
11.  Januar  1782  entspringenden  Verbindlichkeiten  ein  Grenügen  zu  leisten.  Und 
niemand  wird  oder  kann  der  Kaiserin  Majestät  verdenken,  wenn  Sie  nicht 
weniger  den  4.  Articul  der  Füssener  Präliminarien  als  den  9.  des  Dresdner 
Friedens  zum  Vollzug  zu  bringen  Sich  beeiferen,  und  dieses  zwar  umb  so  mehr, 
alB  ohne  gedachte  Emeurung  der  [Garantie  der]"^)  pragmatischen  Sanction,  folg- 
lich auch  deren  getreuen  Erfüllung,  dem  buchstäblichen  klaren  Inhalt  ob- 
erwähnten 9.  Articuls  kein  Genügen  beschehen  kann.  Dann  obgleich  in  dem 
unmittelbar  vorhergehenden  8.  Articul  des  Königs  in  Preussen  Migestät  Sich  im 
voraus,  das  ist,  bevor  das  hernach  im  neunten  erwähnte  bei  gesambtem  Reich  aus- 
^ewürket  sein  wird,  Sich  allein  zur  Garantie  der  von  der  Elaiserin  und  Königin 
BItgestät  in  Teutschland  besitzender  Länder  anheischig  gemacht  haben,  so  ist 
jedoch  nicht  nur  keine  derlei  Einschränkimg  in  dem,  was  Articulo  9  ausbedungen, 
xa  finden,  sondern  wie  einerseits  nicht  von  Schlesien  allein,  sondern  von  allen  des 
Königes  in  Preussen  Majestät  zugehörigen  Landen  Erwähnung  beschiehet,  also 
wird  nicht  minder  andererseits  durch  die  deutliche  und  keinem  Zweifel  oder 
Missdeutung  unterworfen  sein  könnende  Wörter  „tout  comme"  die  vollstän- 
dige Gleichheit  in  Ansehung  dessen ,  was  hinwiederum  der  Kaiserin  Majestät  zu 
gatem  zu  kommen  hätte,  festgesetzct.  Eines  lässt  sich  also  von  dem  andern 
nicht  theilen,  und  ist  die  Regul  des  natürlichen  und  Völkerrechts  ohne  das 
bekannt,  dass  die  Vollziehung  der  Tractaten  von  beeden  Theilen  zu  gleicher 
Zeit  und  zu  gleichen  Schritten  zu  beschehen  habe.  Deme  allen  zufolge  der  Kaiserin 
und  Königin  Majestät  nicht  nur  ungemein  weit  entfernet  sein,  der  vollständigen 
getreuen  Erfüllung  vielbesagten  9.  Articuls  des  zu  Dresden  glücklich  ge- 
schlossenen Friedens,  nach  dessen  klarem  und  wahrem  Verstand,  die  mindeste 
HIndemuss  oder  Aufischub  in  Weg  zu  legen,  sondern  vielmehr,  wie  hiermit 
beschiehet,  des  Königs  in  Preussen  Majestät  ganz  angelegentUch  ersuchet  haben 
wollen,  nebst  Ihre  Sich  bei  gesambtem  Reich  zu  Auswürkimg  alles  obigen  nach 
Dero  grossen  Vermögenheit  mit  anzuwenden.  Wie  Sich  dann  Allerhöchstdieselbe 
dessen  umb  so  mehr  gesichert  halten,  da  ohne  das  Articulo  1  nicht  nur  dass  denen 
Feinden  kein  Vorschub  gegeben  werden  möge,  sondern  noch  über  das  die  ge- 
naueste Einverständnuss  zwischen  beeden  contrahirenden  Theilen  und  aufrichtige 
Beförderung  des  mutuellen  Interesse  sich  so  bündig  als  möglich  ausbedungen 
befindet,  und  wie  bis  anhero  also  auch  furohin  der  Kaiserin-Königin  Majestät 
Ihres  Orts  hierzu  ganz  willig  und  bereit  sein. 

Wien,  den  14.  Augusti  1746. 


*)  Fehlt  in  der  von  dem  Grafen  Podewils  eingesandten  Abschrift,  ergänzt 
nach  aea  gleichzeitigen  Drucken. 
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100  Der  dresdener  Friede  und  seine  AnsfÜhning. 

[P.reussische  Note  vom  6.  September  1746*).] 

Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  ist  umständlich  allemnterthänigst  hinter- 
bracht  worden,  was  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät 
von  Dero  Gesinnungen  in  Ansehung  der  vermöge  des  9.  Articuls  des  Dresden- 
schcn  Friedenstractats  von  dem  Reich  zu  begehrender  Garantie  dieses  Friedens- 
schlusses dem  Königlich  Preussischeu  am  Kaiserlichen  Hoflager  subsistirenden 
Würklich  Geheimen  Etats-  und  Krieges-,  auch  bevollmächtigten  Ministro  mittelst 
eines  demselben  sub  dato  des  14.  letztverwichenen  Monats  August  zugestellten 
Pro  Memoria  zu  erkennen  geben  zu  lassen  gut  gefunden. 

8o  vergnüglich  nun  Höchstgedachter  Sr.  KönigL  Majestät  gewesen,  die  an- 
genehmsten Versichenmgen  von  Ihrer  Kaiserl.  und  Königl.  Majestät  aufrichtigen 
hochgeschätzten  Freimdschaft  und  unwandelbaren  Vorsatz,  nicht  allein  das  durch 
den  jüngsten  Dresdenschen  Friedensschluss  glücklich  wieder  hergestellte  gute 
Vernehmen  sorgfaltig  zu  imterhalten,  sondern  auch  denen  durch  solchen  Friedens- 
schluss übernommenen  Verbindlichkeiten  und  in  specie  demjenigen,  was  darinne 
wegen  der  Reichsgarantie  stipuliret  worden,  die  vollkommene  Würklichkeit  zu 
geben,  in  dem  Eingang  vorerwähnten  Pro  Memoria  zu  finden,  so  sehr  sind 
Dieselbe  hingegen  disconsoliret  worden,  da  Sie  aus  dessen  Fortgang  und 
Schluss  wahrnehmen  müssen,  dass  man  von  Seiten  Sr.  KaiserL  und  KönigL 
Majestät,  anstatt  die  Materie  der  Reichsgarantie  über  oftberegten  Friedensschluss 
ehedem  versprochener  Massen  sofort  in  Bewegung  zu  bringen  und  mittelst  eines 
Kaiserlichen  Commissionsdecrets  an  die  Reichsversammlung  gelangen  zu  lassen, 
anjetzo  selbige  an  ein  ganz  fremdes  und  weit  aussehendes  Werk,  n&mlich  an 
die  Erneuerung  und  würkliche  Leistung  der  von  dem  Reich  anno  1732  ver- 
sprocheucn  Garantie  der  pragmatischen  Sanction  zu  accrochiren  gedenke  und 
behaupten  wolle,  dass  beide  Garantien  zu  gleicher  Zeit  und  mit  gleichen 
Schritten  vollzogen  werden  müssten,  ohnerachtet  dieselbe  mit  einander  nicht  die 
geringste  Verwandtschaft  haben  und  der  letzt^rn  so  wenig  in  dem  Dresdenschen 
Friedensschluss  als  in  denen  darinne  einig  und  allein  pro  basi  und  fundamento 
angenommenen  Breslauischen  und  Berlinischen  Tractaten  und  der  Hannoverschen 
Convention  nicht  mit  einer  Syllabe  Erwähnimg  geschehen ,  sondern  vielmehr  an 
il^e  Stelle  in  Ansehung  beider  Höfe  ganz  andere  und  differente  Grarantien  ver- 
abredet und  festgesetzet  worden. 

Dass  dem  also  sei,  bedarf  keines  weiteren  Beweises  als  der  simplen  Ein- 
sicht mehrgedachten  Dresdenschen  Friedenstractats. 

In  dessen  8.  Articul  übernehmen  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und 
Böhmen  Majestät  die  Garantie  »de  tous  les  Etats  de  Sa  M^jest^  Prusnenne  sans 
exceptionc  und  stipuliren  hingegen  von  Seiten  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen 
bloss  und  allein  die  Garantie  >de  tous  les  Etats  que  Sa  Majest^  rimp6ratrice-Reine 
de  Hongrie  poss^de  en  Allemagne<r,  durch  welche  Restriction  eo  ipso  diejenige  Ver- 
bindungen, worin  das  Königliche  Churhaus  Preussen  und  Brandenburg  ehedem  in 
Ansehung  der  Garantie  der  pragmatischen  Sanction  getreten,  und  wovon  ohne- 
dem dem  Kaiserl.  und  Königl.  Ungarischen  und  Böhmischen  Ministerio  die  Um- 
stände und  Conditiones,  wie  auch  die  damals  darüber  ausgestellete  Kaiserliche 
Declaration  nicht  unbekannt  sein  können,  aufgehoben  und  Se.  Königl.  Majestät 
in  Preussen  zu  keiner  weiteren  Garantie  als  der  Kaiserlichen  und  Königlichen 
Erblande  in  Teutschland  verbunden  worden. 

*)  Vgl.  oben  S.  70. 
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In  dem  9.  Articul  hingegen  wird  von  zweierlei  fremden  und  mit  einander 
ganz  nichts  gemeines  habenden  Garantien  gesprochen.  Erstlich  ist  verabredet, 
daas  Se.  KönigL  Majestät  von  Grossbritannien  ausser  der  Garantie,  so  Sie  be- 
sonders über  den  gegenwärtigen  Tractat  ertheilet,  Sich  nebst  denen  hohen  con- 
trahirenden  Theilen  dahin  bearbeiten  wollen,  dass  nicht  nur  die  R^publique  der 
▼ereinigten  Niederlande,  sondern  auch  das  Reich  diesen  Tractat  garantiren  möge. 

Nachdem  dieses  festgesetzt  worden,  wird  femer  in  eben  diesem  Articul 
einer  ganz  anderem  und  von  der  vorigen  in  totum  unterschiedenen  Grarantie 
Meldung  gethan,  dass  nämlich  obbemeldete  Puissancen  sich  auf  vorberegte 
l^Iasse  femer  bewerben  wollten,  *de  faire  comprendre,  inclure  et  garantir  NB. 
dans  le  futur  trait^  de  paix  g^n^rale,  par  toutes  les  puissances  qui  y  prendront 
part,  toos  les  £tats  et  pajs  de  Sa  Majestd  le  Roi  de  Prusse,  et  en  particulier 
le  trait^  de  paix  de  Breslau  et  le  trait^  pr^ent  de  paix,  tout  comme  les  £tats 
et  pays  de  Sa  Majest^  Tlmp^ratrice  Reine  de  Hongrie  et  de  Boheme,«  welche 
letztere  Worte,  worauf  man  in  obangezogenem  Pro  Memoria,  wo  nicht  das 
ganze,  doch  das  Uauptfundameut  seiner  Adsertion  zu  setzen  scheinet,  wohl  im- 
möglich, ohne  dem  buchstäblichen  Verstand  eine  ungewöhnliche  Gewalt  anzu- 
thnn,  von  ihrem  nächstvorstehenden  Objecto,  der  in  dem  künftigen  General- 
friedensschluss  von  allen  contrahirenden  Theilen  zu  übemehmenden  Garantie, 
separiret  und  mit  dessen  Uebergehung,  dem  klaren  litterlichen  Inhalt  zuwider, 
auf  die  Reichsgarantie  des  Dresdenschen  Friedensschlusses  zurückgezogen,  noch 
viel  weniger  aber  in  Faveur  der  aujetzo  begehreten  Erneuerung  und  Leistimg 
der  Reichsgarantie  über  die  pragmatische  Sanction  allegiret  werden  können;  in 
mehrerem  Betracht,  dass  nach  solchen  Principiis  hiedurch  die  Grewährung  aller 
und  jeder  österreichischer  Lande,  worüber  nicht  durch  öffentliche  Tractaten 
anderweit  disponi^t  ist,  in  und  ausserhalb  des  Reichs  gefordert  wird,  der 
Dresdeosche  Friedensschluss  hingegen  selbige  allein  in  Ansehung  Sr.  KönigL 
Majeit&t  auf  die  teutschen  Lande  des  Hauses  Oesterreich  eingeschränket,  durch 
den  künftigen  Friedensschluss  aber  von  denen  contrahirenden  Mächten,  worunter 
daa  Reich,  da  es  bis  dato  am  Kriege  keinen  Theil  genommen,  allem  Ansehen 
nach  nicht  mitzurechnen  sein  wird,  natürlicher  Weise  dem  Hause  Oesterreich 
keine  andere  Lande  garantiret  werden  können,  als  welche  demselben  dm'ch 
solchen  Generalfriedenstractat  entweder  cediret  oder  vorbehalten  und  versichert 
werden  dürfen.  Wie  sich  dann  solches  bei  den,  dem  Vernehmen  nach  zu  Breda 
mit  nähestem  anzulegenden  Friedensconferenzien  näher  ausweisen  wird. 

In  was  Absicht  in  mehr  angeführtem  Pro  Memoria  der  Füssenschen  Trac- 
tate  erwähnet  worden,,  solches  kann  man  zwar  Königlich  Preussischerseits  nicht 
errathen,  nachdemmalen  Se.  Königl.  Majestät  daran  nicht  den  geringsten  An- 
theil  nehmen,  noch  dasjenige,  was  darin  verabredet  ist,  Dieselbe  auf  einige 
Weise  stringiren  kann;  hätte  es  aber  bei  der  Dresdenschen  Friedensnegociation 
die  Meinong  gehabt,  dass  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  Sich  der  Garantie 
der  ganzen  pragmatischen  Sanction  anheischig  machen  sollten,  so  hätte  solches 
dem  dangen  Friedenstractat  mit  eben  so  klaren  und  ausdrücklichen  Worten  als 
in  dem  Füssenschen  inseriret  werden  müssen.  Da  aber  darinne  keine  Spur  von 
solcher  Verbindung  zu  finden  und  vielmehr  die  übernommene  Garantie  der 
österreichischen  Erblande  allein  auf  die  in  Teutschland  belegene  restringiret 
wird,  so  kann  das  Exempel  des  Füssenschen  Tractats  ehender  zu  Entkräftung 
desjenigen  Fundaments,  wodurch  man  Sr.  Königl.  Majestät  die  unbeschränkte 
Garantie  der  pragmatischen  Sanction  aufzubürden  suchet,  als  zu  desselben 
Unterst&tznng  allegiret  werden. 
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Wann  endlich  in  oftbemeldetem  Pro  Memoria  des  1.  ArticaLs  des  Dresden- 
schen  Friedensschlusses  Erwähnung  geschiehet  und  in  dessen  Dispositionen  dn 
neues  Argument  zu  Behauptung  desjenigen,  was  wegen  Praestirung  der  Garantie 
der  pragmatischen  Sanction  begehret  wird,  gesuchet  werden  will,  so  erinnern 
Sich  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  ganz  wohl,  dass  darinne  wegen  der  zu 
Unterhaltung  des  beiderseitigen  guten  Vernehmens  anzuwendenden  Aufinerksam- 
keit  und  Mittel  verabredet  worden.  Sie  glauben  auch  Ihren  Verbindungen  in 
diesem  Stück  bisher  ein  vollkommenes  Genügen  geleistet  au  haben  und  sind 
noch  fernerhin  willig  und  bereit,  zu  Beförderung  der  Vortheile  der  Kaiserin 
und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  alles,  was  von  Deroselben  mit 
einigem  Fug  und  Raison  und  ohne  Nachtheil  Ihres  eigenen  Interesse  verlanget 
werden  kann,  gerne  beizutragen.  Es  verstehet  sich  aber  dabei  von  selbsten,  dass 
sothane  Willfährigkeit  nicht  zu  weit  getrieben  werden,  noch  auf  solche  Objecta 
sich  extendiren  müsse,  so  Se.  Königl.  Majestät  in  einen  neuen  Krieg  einflechten 
und  zugleich  den  so  sehnlich  intendirten  Endzweck,  die  Ruhe  in  Teutschland 
zu  erhalten,  unterbrechen  möchte. 

Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  lassen  dahingestellet  sein,  wie  weit  Dero 
hohe  Herrn  Reichsmitstände,  nachdem  die  Umstände  der  Sachen  sich  seit  dem 
Jahre  1732  so  merklich  geändert,  währenden  gegenwärtigen  Krieges  zu  Prästirang 
der  Garantie  der  sämmtlichen  Erblande  des  Hauses  Gestenreich,  so  wdt  darüber 
nicht  anders  durch  öffentliche  Friedensschlüsse  disponiret  ist,  zu  verstehen  und 
an  dem  jetzigen  Kriege  Theil  zu  nehmen  ihrem  und  des  Reichs  Interesse  ge- 
rathen  finden  möchten.  Ihres  höchsten  Grts,  wie  begierig  Sie  auch  sind,  Sich 
denen  Desiderüs  des  Kaiserlichen  Hofes  geföllig  zu  erzeigen,  so  erlauben  Ihnen 
dennoch  die  Pflichten,  womit  Sie  dem  Reich  verwandt  sind  und  welche  Sie  ver- 
binden, den  Ruhestand  des  Reichs  eher  befördern,  als  solchen  einem  Kriege 
exponiren  zu  helfen,  keinesweges,  hierunter  Ihre  eigene  Neigung  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen  und  ein  Werk  zu  secundiren,  woraus  Sie  bei  den  jetzigen 
Coiyuncturen  für  das  teutsche  Vaterland  höchst  nachtheilige  und  schädliche  Fol- 
gerungen besorgen  müssen.  Sie  haben  auch  solche  Ihre  Gkdenkensart  nie  ver- 
hohlen, sondern  vor,  bei  und  nach  denen  Dresdenschen  Friedensnegociationen 
vielfältig  und  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  dass  die  Wiederherstellung  der 
Ruhe  in  Teutschland  der  einzige  Endzweck  Ihrer  Handlungen  sei,  dem  Sie  alle 
Ihre  damalige  Avantagen  sacrificirten ,  auch  daher  in  nichts  eingehen  würden, 
so  Teutschland  in  einen  neuen  Krieg  verwickeln  könnte. 

Da  mm  diese  Erklärungen  von  Seiten  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn 
und  Böhmen  Majestät  angenommen  und  nach  solchen  der  J>resdensche  Friedens- 
schluss  eingerichtet,  auch  darinne  die  Königlich  Preussische  Garantie  mit  voll- 
kommener Zufriedenheit  Ihrer  Kaiserl.  und  Königl.  Majestät  auf  die  in  Teutsch- 
land begriffene  Erblande  des  Hauses  Gestenreich  restringiret  worden,  so  finden 
Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  keine  Ursach,  von  denen  mit  Ihre  einmal  fest- 
gesetzten Principiis  abzugehen  imd  Sich  sowohl  als  das  Reich  in  weit  aus- 
sehende offensive  Mesures  einzuflechten,  von  welchen  Se.  E^aiserl.  Majestät  nach 
Dero  reichsväterlichen  Sorgfalt  Selbst  bishero  weit  entfernet  geschienen,  da 
alles  daerjenige,  was  dieserhalb  von  Höchstderoselben  bishero  an  das  Reich  ge- 
bracht worden,  zu  niemands  Beleidigung  gereichen  zu  sollen  ezpresse  dedaiiret 
worden.  Dahero  und  gleichwie  Se.  Königl.  Majestät  unveränderlich  entschlossen 
sind,  die  wegen  Beschützung  der  teutschen  österreichischen  Erblande  Über- 
nommene Engagements,  falls  selbige  attaquiret  werden  sollten,  heilig  und 
nachdrücklich  zu  erfüllen,   so  werden  Sie  auch  nimmer  resolviren,  dererselben 
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Natur  zu  verändem  und  hierunter  weiter,  als  wozu  Sie  engagiret  und  verbimden 
sind,  zu  gehen. 

Sie  halten  Sich  auch  von  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und 
Böhmen  Majestät  hohen  Gemtithsbilligkeit  allzu  voUkonunen  versichert,  als  dass 
Sie  Sich  vorstellen  könnten,  dass  Höchstdieselbe  solche  reine  und  patriotische 
Gresinnungen  improbiren,  viel  weniger  die  ErfaUung  der  mit  Ihro  genommenen 
Verbindungen  an  solche  Conditiones^accrochiren  möchten,  welche  nicht  einmal 
in  Sr.  Königl.  Majestät  Gewalt  stehen.  Und  gleichwie  Höchstdieselbe  es  bisher 
an  nichts  erwinden  lassen,  was  Ihrerseits  zur  völligen  Consolidation  des  durch 
den  Dresdenschen  Friedensschluss  glücklich  erneuerten  Ruhestandes  und  guten 
Vernehmens  zwischen  (den  mächtigsten  teutachen  Häusern  mit  einiger  Raison 
deaideriret  werden  mögen,  so  versprechen  Sie  Sich  ganz  ungezweifelt,  dass  der 
Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  Ihr  hierunter  in  gleicher 
fiiasse  begegnen  und  keinen  fernem  Anstand  nehmen  werden,  demjenigen,  was 
d^r  9.  Articul  des  Dresdenschen  Friedensschlusses  wegen  der  Reichsgarantie 
über  diesen  Tractat  mit  klaren  und  deutlichen  Worten  im  Munde  filhret, 
die  Würklichkeit  zu  geben,  und  zu  veranlassen  geruhen,  damit  das  hierzu  erfor- 
derliehe Kaiserliche  Commissionsdecret  ungesäumt  an  die  Reichsversammlung 
gebracht  und  zum  gedeihlichen  Reichsgutachten  nachdrücklich  reconmiandiret 
werden  möge,  ohne  dieses  G^eschäfte  mit  einem  solchen  Antrag  zu  verknüpfen, 
der  bei  denen  um  die  Conservation  des  Ruhestandes  im  Reich  bekümmerten 
Standen,  welche  sonsten  die  Reichsgarantie  über  den  Dresdenschen  Friedens- 
schloss  als  ein  ganz  unverfängliches  und  zu  Beförderung  ihres  Endzwecks  dien- 
samee  Werk  ansehen,  auch  sich  zum  Theil  deshalb  schon  zum  Voraus  in  sehr 
gewierigen  Terminis  vernehmen  lassen,  natürlicher  Weise  besorgliche  Gedanken 
erwecken  und  folglich  dem  glücklichen  Ausschlag  der  Sache  mehr  hinderlich  als 
beförderlich  sein  müsste. 

Wien,  [6.]  September  1746. 


Antwort  auf  die  in  puncto  der  Reichsgarantie  von  Herrn  Grafen 
von  Podewils  den  6.  Septembris  1746  übergebene  Schrift*). 

Je  mehr  die  von  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  aufrichtigen  Freund- 
schaft und  unwandelbaren  Vorsatz,  nicht  allein  das  durch  den  jüngsten  Dresdener 
Friedensschluss  wieder  hergestellte  gute  Vernehmen  sorgfältig  zu  unterhalten, 
sondern  auch  denen  durch  solchen  Friedensschluss  übernommenen  Verbindlich- 
keiten and  insbesondere  demjenigen,  was  darinnen  wegen  der  Reichsgarantie 
anabednngen  worden,  die  vollständige  Würklichkeit  zu  geben,  ertheilte  Ver- 
sicheningen  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  angenehm  gewesen,  je  mehr  werden 
Allerhöchfltdieselbe  eben  andurch  angefrischet,  besagte  Versicherungen,  wie  hie- 
mit  beechiehet,  auf  das  bündigste  zu  wiederholen.  Von  Ihrer  Gedenkensart  ist 
ungemein  weit  entfernet,  denen  Ihro  im  Dresdener  Frieden  beschehenen  Zusagen 
dnrch  gektinstelte  Auslegungen  eine  mehrere  Würkung,  als  nicht  das  gute 
Tranen  und  Glauben  erheischet,  beizulegen,  unbefugte  Verlangen  auf  die  Bahn 
zu  bringen,  weniger  durch  selbe  andere  billige  Verlangen  aufzuhalten.  Sie 
haben  bis  anhero  auf  ein  mehreres  nicht  als  ein  durchaus  gleiches  Reciprocum 

•)  Vgl.  oben  S.  71. 
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angetragen  und  werden  auch  furohin  auf  ein  mehreres  [nicht]  antragen,  das  ist, 
Ihre  Begehren  in  deme  beschränken,  dass  Ihro  aufrichtige  Freundschaft,  unwandel- 
barer Vorsatz  für  unwandelbaren  Vorsatz,  erwiedriget  und  an  die  nämlichen  Beglen 
in  Auslegung  deren  so  ein-  als  andererseits  im  Dresdener  Friedensschluss  go- 
thaner Zusagen  sich  gehalten  werde.  Welchem  zum  Ghrund  des  TÖlligen  Ueber- 
rests  gelegten  Satz  im  mindesten  widersprechen  oder  anfichten  zu  wollen,  Sr. 
Königl.  Majestät  in  Preussen  hohe  Gemüthsbilligkeit  nicht  gestattet  Nicht  die 
Worte  allein,  sondern  untereinstem  auch  die  Werke  bekräftigen  obige  der  Kaiserin 
und  Königin  Majestät  reine  und  unverfälschte  Gedenkensart.  Sogleich  nach  ge- 
schlossenem Dresdener  Frieden  sind  Dero  Ministri  in  Engelland  und  Holland  ge- 
messen angewiesen  worden,  wegen  Gewährung  des  ganzen  Dresdener  Friedens, 
nicht  aber  ein  oder  anderen  darinnen  enthaltenen  Punkts  allein,  in  genaueste 
Einverständnuss  mit  dortigen  Königlich  Preussischen  Ministris  die  Gewährung  der 
beeden  Seemächten  anzusuchen,  zum  überzeugenden  Beweis,  dass  die  Kaiserin  und 
Königin  nichts  aufiichtiger,  nichts  sehnlicher  wünschen,  als  demselben  in  allen 
Stücken  imd  Clausulen,  nicht  minder  zu  des  ein  als  andern  Theils  Behof^  ohne 
für  Sich  msbesondere  einseitig  etwas  auszudingen,  auf  ewig  gehandhabet  und 
ohne  Ausnahm  erfüllet  zu  sehen.  Ohnmöglich  lässt  sich  diesem  Wunsch, 
dieser  Absicht  das  mindeste  ausstellen;  wie  dann  auch  darnach  das  zwiachen 
denen  Kaiserlichen  und  Königlichen  Ministris,  dann  dem  Königlich  P^uasischen 
Residenten  im  Haag  mit  gemeinsamer  Zuhiedenheit  verabgeredete  und  allda 
übergebene  M^oire  ausgemessen  worden  ist.  In  Engelland  aber  ist  der  Königlich 
Preussische  Minister  von  dieser  in  der  Sache  wesentlichen  Natur  in  der  selbst- 
redenden offenbaresten  Billigkeit  bestgegründeten  Richtschnur  gänzlichen  ab- 
gegangen. Herr  von  Andri^  hat  mit  Beiseitsetzung  des  Herrn  von  Wasner  anders 
zu  Werk  zu  gehen  und  eine  sowohl  von  obiger  als  von  der  ehedessen  zur  Be- 
festigung derer  Breslauer  Präliminarien  und  des  Berliner  Tractats  geleisteten 
ganz  unterschiedenen  Garantie  zu  betreiben  und  auszuwürken  für  gut  befunden. 
Ein  Ueberfluss  würde  sein,  die  dahin  einschlagende  in  der  Natur  und  Eigen- 
schaft jeder  Garantie,  in  denen  Regien  des  natürlichen  und  Völkerrechts  gegrün- 
dete Betrachtungen  hier  Orts  anzuführen,  wenigstens  wird  und  kann  Ihro 
Kaiserl.  und  Königl.  Majestät  kein  Mensch  verdenken,  wenn  Sie  auf  der  Be- 
festigung des  ganzen  Tractats  und  nicht  eines  Theils  desselben,  auf  der  durchaus 
gleichmässigen  Gewährung  dessen,  was  Ihro,  wie  dessen,  was  dem  andern  hohen 
contrahirenden  Theil  zu  gute  zu  kommen  hat,  bestehen  und  Sich  über  die  so 
unwidersprechlichen  Regien  durchaus  zuwider  laufende  einseitige  Zuwerkgehung 
des  Herrn  von  Andri^  bei  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen,  wie  hiemit  be- 
schiehet,  freundschaftlich  beschweren. 

Umb  aber  dem  vorausgesetztem  noch  mehrers  Licht  zu  geben,  dann  der 
Kaiserin  und  Königin  eigentliche  Meinung  nicht  minder  vollkommen  zu  erläutero 
als  unablehnlich  zu  begründen,  so  wird  sich  begnüget,  in  möglichster  Kttne 
darzuthun,  dass  die  zu  gleicher  Zeit,  als  sich  auf  das  willfährigste  dem  ande^ 
seitigen  Ansuchen  zu  fügen  erkläret  worden,  hinwiederumb  zu  erkennen  gegebene 
hiesige  Verlangen  kein  fremdes,  weit  aussehendes  und  mit  dem  Dresdener  Frieden 
nicht  die  geringste  Verwandtschaft  habendes  Werk,  sondern  theils  in  sothanem 
Frieden  und  theils  in  sonstigen,  durch  denselben  weder  aufgehobenen,  noch  im 
mindesten  entkräfteten  Verbindlichkeiten  bestens  und  unlaugbar  gegründet  seien. 
Eine  bereits  geleistete,  mehrmalen  anerkannte,  bei  Gelegenheit  der  Friedens- 
präliminarien vom  3.  Octobris  1788  erneuerte,  ohne  Zerrüttung  des  guten 
Trauens  und  Glaubens  dem  Theil,  welchem  sie  geleistet  worden,  wo  er  nch 
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derselben  nicht  hieben,  ohnmöglich  entzogen  werden  mögende  und  von  diesem 
sich  beständig  auf  das  feierlichste  vorbehaltene  Garantie  kann  nicht  wohl  für 
ein  mehr  aussehendes  Werk  als  eine  erst  zu  betreibende,   zu  bewirkende  und 
zu  leistende  Ghurantie  gehalten  werden.    So  unlaugbar  einerseits  ist,  dass  wor- 
über man  zuletzt  einig  worden,  sobald  es  das  Widerspiel  derer  vorhinnigen 
Yerbindlichkeiten  in  sich  enthaltet,  diesen  vorzudringen  habe,  mithin  der  Kaiserin 
und  Königin  Majestät  so  wenig  befugt  sein  können,  als  wenig  Sie   gemeinet 
seind,  die  vom  Keich  geleistete  Garantie  zum  Abbruch  derer  nachhero  geschlos- 
senen Friedens-  oder  sonstigen  Tractaten  geltend  zu  machen,  ebenso  unlaugbar 
ist  auch  andererseits,  dass  von  darumben  allein,  dass  derlei  anderw artige  Ver- 
bindlichkeiten in  einem   Tractat  sich   nicht  ausdrucklich  wiederholet  befinden, 
di^elbe  ihre  Kraft  nicht  verlieren.     Weder  des  Westphälischen  noch  anderer 
Beichsfriedensschlüssen ,    noch    derer    Beichssatzimgen,    noch   des    geheiligten 
doppelten   Bandes,   so    dessen   Stände   theils   unter  sich  und  theils   mit   dem 
höchsten  Oberhaupt  verknüpfet,    wird   in  dem  Dresdener  Tractat  ausdrucklich 
gedacht.  Des  Königs  von  Preussen  Majestät  werden  aber  umb  deswillen  dannoch 
8ich  nimmer  und  nimmermehr  beigehen  lassen,  all  solches  für  aufgehoben  anzu- 
sehen,  und    ruhet  annoch  in  frischem  Andenken,    wie  weit  man  ungehindert 
alles  dessen,   was  die  Breslauer  Präliminarien  und  Berliner  Tractat  vermöget 
haben,  die  Obli^enheit  gegen  des  Reichs  Oberhaupt  in  der  vor  dem  zweiten 
Einfall  in  Böhmen  zum  öffentlichen  Druck  beförderten  Schrift  erstrecket  habe. 
Sobald  nun  nebst  der  Verwandtschaft  oder  vielmehr  engesten  und  unzer- 
trennlichen Verknüpfung,  so  gesammte  Articlen  eines  Tractats  unter  sich  haben, 
beede  vorausgesetzte  Lehrsätze  eingestanden  werden,  wie  nicht  änderst  zu  ver- 
mnthen  ist,  so  wird  und  kann  darzuthun  gar  nicht  schwer  fallen,  dass,  wie 
einerseitB  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  Sich  willfährigst  zu  allem,    was 
Tielbesagter   Dresdener   Tractat    vermag,   anerbieten,    also    Sie   nicht  minder 
nntereinstem  und  andererseits  an  des  Königs  in  Preussen  Mtgestät  nicht  das 
allermindeste  gesinnen,  was  nicht  oberwähnte  Verknüpfung,  oberwähnte  Lehr- 
sätze zum  Grund  hätte,  folglich  dasjenige,  was  nach  Anleitung  derer  Beglen 
des  natürlichen  und  Völkerrechtens   von  der  zu  gleicher  Zeit  und  zu  gleichen 
Schritten   zu  beschehen  habender    Vollziehung  in    der  ehedessen  dem  Herrn 
Gxmfen  von  Podewils  hier  behändigten  Antwort  gemeldet  worden,   allerdings 
wohl  bestehe.    Man  widerspricht   dies   Orts  keineswegs,    dass   der   im   ersten 
Articul  des  Dresdener  Friedens  gethane  Zusag  dahin  sich  nicht  erstrecken  lasse, 
^iaas  von  wegen  derselben  des  Königs  in  Preussen  Majestät  der  Kaiserin  imd 
Königin  Hfil£svplker  abzugeben,  Ihre  gesammte  Länder  vertheidigen  zu  helfen 
vnd  Ihre  ungerechte  Feinde  gleichfalls  als  Feinde  anzusehen  hätten.   Ein  solcher 
Ventand  ist  gedachtem  Articul  nie  beigeleget  worden,  und  gedenket  man  ihn 
toeh  fuzohin  demselben  nicht  beizulegen.     Vielmehr  wird  der  Unterschied,  so 
<^alls  zwischen  der  im  1.  und  8.  Artikel  enthaltenen  Zusage  unterwaltet,  in 
^Uer  Mass  erkannt    Die  Meinung  ist  also  ganz  und  gar  nicht,  die  Königlich 
^^^GQaasche  Will^rigkeit  zu  weit  zu  treiben,  und  am  allerwenigsten,  auf  etwas 
^l^^utiagen,  so  den  bei  Schliessung  des  Friedens  zum  Besten,  Aufnahm  und 
^Heriieit  des  Rdchs,  auch  Befestigung  dessen  Ruhe,  vor  Augen  gehabten  £nd- 
'^'^ck  deren  Pflichten,  wormit  höchstgedachten  Königs  Majestät  dem  Reich  ver- 
^^ndt  seind,   im   mindesten  zuwider   liefe.    Auf  nichts,    als    was  mit  bestem 
^^  und  Raison  anverlanget  werden  kann,  werden  der  Kaiserin  und  Königin 
^Sostat  jemalen  verfallen;  gleichwie  Sie  Sich  hinwiederum  von   des  Königs 
^  Vreoisen  M^jest&t  hohen  Gremüthsbilligkeit  vollkonmien  gesichert  halten,  dass 
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Sie,  was  an  dem  eigenen  Interesse  in  der  Schrift  vom  6.  Septembris  jüngsthin 
noch  weiters  beigefüget  wird,  dahin  nicht  verstehen,  umb  der  Articalo  1  gethanen 
Zusage  gar  alle  Kraft  und  Würkung  zu  benehmen.  Umb  aber  noch  überzeugender 
an  Tag  zu  legen,  dass  Sie,  die  Kaiserin  und  Königin,  vennöge  dieses  Articub 
an  Dero  hohen  Herren  Mitcontrahenten  nichts  gesinnen,  als  was  der  Sachen 
wesentliche  Natur,  die  offenbareste  Billigkeit  erheischen,  so  erklären  Sie  hiennit 
auf  das  feierlichste,  mit  genauer  Beobachtung  dessen  Sich  gänzlichen  begnügen 
zu  lassen,  wessen  Ausserachtlassung,  wo  sich  dieselbe  dies  Ort  äusserte,  anderer- 
seits als  eine  Verletzung  vielbesagten  ersten  Articuls  des  Dresdener  Tractats  an- 
gesehen werden  würde;  dann  wenigstens  nicht  wird  in  Zweifel  gezogen  werden, 
dass  sothaner  Articul  gleich  bündig  in  Ansehung  des  ein  und  des  andern  con- 
trahirenden  Theils  seie.  Umb  dieser  Anmerkung  das  Tollkonmiene  Licht  za 
geben,  so  wird  der  eigenen  hocherleuchteten  Königlich  Preussischen  Erwägung 
anheim  gestellet,  ob  in  dem  Fall,  da  Dero  hohe  Königliche  Würde  angefochten, 
Dero  Länder,  und  namentlich  auch  jene,  so  einen  Theil  des  Teutschen  Reichs 
unlaugbar  ausmachen,  feindlich  überzogen,  ja  sogar  die  Ottomanische  Pforte  so- 
wohl wider  gedachte  Würde  als  Länder  angefrischet  würde,  dies  Orts  aber  unter 
was  Vorwand  es  immer  wäre,  die  genaueste  Einverständnuss  mit  derlei  sein,  des 
Königs  in  Preussen  Majestät  ungerechten  und  unversöhnlichen  Feinden  gepflogen, 
ihren  Absichten  und  Handlungen  an  auswärtigen  Höfen  möglichster  Yorschub 
gegeben,  andere  von  dem  guten  Vernehmen  mit  dortigem  Hof,  von  der  an 
die  bedrängte  Länder  zu  leistender  Hülfe  abgehalten  und  das  vorhin  schon  be- 
schlossene zu  vereitlen  gesuchet  werden  wollte,  anmit  ob  Seiten  der  Kaiserin 
und  Königin  dem  im  ersten  Fricdensardcul  ausbedungenen  ein  Genügen  zu  be- 
schehen  dafür  gehalten  oder  geglaubet  werden  dörfte,  dass  die  Pflichten,  womit 
der  Elaiserin  und  Königin  Majestät  dem  Reich  gleichfalls  verwandt  seind,  dessen 
Ruhestand  Sie  abzuhalten  hätten,  sogar  auch  unschuldige,  zu  niemands  ofiEensiven 
Beleidigung  angesehene  Mittel  zur  Rettung  und  Befreiung  derer  also  bedrängten 
Königlich  Preussischen  Reichslanden  anzuwenden?  Nun  verlangen  zu  Folge  oft  an- 
gezogenen Articuls  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  an  des  Königs  von  Preussen 
Majestät  ein  mehreres  nicht,  als  was  nach  eben  angedeuteten  Massregien,  wo  der 
Fall  inverso  ordine  sich  ereignete,  an  Allerhöchstdieselbe  als  eine  aus  dem  Dresdener 
Tractat  entspringende  unwidersprechliche  Obliegenheit  sonder  allem  Zweifel 
würde  anverlanget  werden.  Und  wie  zumalen  zu  Ihr,  der  Kaiserin  und  Königin 
ausnehmenden  dankbarem  Vergnügen  in  der  übergebenen  Schrift  untereinstem 
bezeuget  wird,  dass  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen,  insoweit  es  die  Pflichten, 
womit  Sie  dem  Reiche  verwandt  seind,  gestatten,  Dero  eigener  Neigung  zum 
Nutzen  und  Vortheil  Ihr,  der  Kaiserin  und  Königin,  den  Lauf  zu  lassen,  ganz 
willig  und  bereit  wären,  so  wird  und  kann  nach  einer  solchen  Bezeugung  gar 
nicht  schwer  fallen,  Sie,  die  Eodserin  und  Königin,  über  allem,  was  yorans- 
stehet,  auf  das  annehmlichste  zu  beruhigen.  Das  Teutsche  Reich  bestehet  nach 
seiner  Grundyerfassung  aus  Haupt  und  Gliedern;  jenes  kann  nicht  von  diesen, 
und  diese  nicht  unter  sich  getrennet  werden.  Und  von  sothaner  Unzertrennlichkeit 
hanget  des  Reichs  innerlicher  Ruhestand  ab,  ohne  dessen  Befestigung  der 
äusserliche  nie  soliden  Grund  fassen  wird,  noch  kann.  Von  darumen  jedoch 
hanget  weder  von  des  Hauptes,  noch  derer  wenigeren  Gliedern  WiUkur  ab,  das 
liebe  Vaterland  in  unnöthige,  folglich  schädliche  Kriege  zu  verwicklen.  Die 
heilsame  Reichssatzungen  halten  gegen  den  ein  wie  gegen  den  andern  Erfolg 
gleich  gedeihliche  und  zulängliche  Vorsehungen  in  sich,  ohne  aber,  dass  sothane 
lediglich  gegen  den  Missbrauch  gerichtete  Vorsehungen  oberwähntes  doppeltes 
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geheiligtes  Band  selbsten  zu  entkräften  hätten.  Und  eben  diese  beilsame  Beichs- 
aatzQDgen  geben  noch  über  das  wegen  derer  gegen  dasselbe  obhabender 
Pflichten  klares  Ziel  und  Mass.  Fängt  das  Oberhaupt  einen  unnützen  Krieg  an, 
00  wird  von  demselben  gegen  die  beschwome  Wahlcapitulation  gehandlet.  Und 
gleichwie  die  innerliche  Thathandlungen  durch  den  Landfrieden  und  mehr  an- 
dere Grundgesetze  gesammten  Gliedern  höchlich  verboten  seind,  also  ist  kein  Mit- 
Btand  in  den  von  einem  seiner  Mitständen  offensive  unternommenen  oder  unter- 
nehmenden Krieg  sich  zu  mischen  nicht  verbunden.  Allein  von  allem,  was  yoraus- 
stehet,  ist  nunmehro  die  Frage  ganz  und  gar  nicht;  der  Kaiserin  und  Königin 
Hi^jestät  seind  vermög  des  letztem  von  der  Cron  Frankreich  mit  weiland 
KaiserL  Majestät  und  gesammtem  Reich  zugleich  und  unzertrennlich  geschlossenen 
und  so  theuer  erkauften  Friedensschlusses  fUr  die  alleinige  ohnmittelbare  väteiv 
liehe  Erbin  von  sothaner  Cron  anerkannt,  ja  Ihro  der  Besitz  sammentlicher 
▼ftlerlichen  Erbkönigreichen  imd  Landen  auf  das  feierlichste  garantiret  worden. 
Wie  wenig  man  gegen  vielerwähnte  Cron  an  einiger  obschon  unschuldiger 
Anfinerksamkeit  es  erwinden  lassen,  dessen  überzeugende  Prob  ist  die  ander- 
wärts, obschon  ohne  Grund  darüber  geschöpfte  Unruhe.  Allein  gedachter  Aufmerk- 
samkeit ungehindert  seind  die  kurz  vorhin  feierlichst  garantirte  Erbländer  feindlich 
aberzogen  und  auf  weniger  nicht  als  die  vollständige  Zugrundrichtung  des  durch- 
lenehtigsten  Erzhauses  angetragen  worden,  und  dieses  zwar  unter  dem  nichtigen 
Vorwand  der  Grerechtsame  eines  Dritten;  wodurch  in  dem  Fall,  da  ein  solcher 
Vorwand  für  gültig  angesehen  würde,  alle  Zusagen,  alle  Verbindlichkeiten  zu 
xemichten  eine  leichte  Sache  wäre.  Wenigstens  aber  hätte  man  nach  dieser 
eigenen,  obschon  uneingestandenen  und  grundverderblichen,  von  ihr,  der  Cron 
Frankreich,  hervoigesuchten  Beschönigung  hoffen  sollen,  dass,  nachdem  sich  just 
amb  den  innerlichen  Beichsruhestand  zu  befördern,  mit  denen,  welcher  Ansprüche 
aam  Vorwand  des  Friedens  gedienet,  vollständig  ausgesöhnet  worden,  sie,  die 
Cion  Frankreich,  es  bei  ihrer  anfänglichen  Erklärung  bewenden  lassen  und 
derselben  zu  folgen  für  sich  mit  Abbruch  des  Teutschen  Reichs  Grenzen  keine 
Erweiterung  suchen,  sondern  den  so  heilig  kurz  vor  dem  höchstseligsten  Hin- 
•eheiden  weiland  Ihro  Majestät  Kaiser  Carl  VI.  mit  dem  Reich  und  dessen  Ober- 
banpt  untereinstem  und  unzertrennlich  geschlossenen  Frieden  zu  erneuern  keinen 
Anstand  haben  würde^  absonderlich  da  solchenfalls  der  Kaiserin  und  Königin 
Ifijestät  als  der  unstreitig  angegriffene  und  beleidigte  Theil  auf  Ihre  Schadlos- 
baltong  durchaus  Verzicht  zu  thun  mehrmalen  Sich  anerboten,  folglich  nicht 
mor  Ihre  Versöhnlichkeit,  sondern  auch  Ihre  Versöhnungsbegierde  im  Werk 
Selbsten  mehr  dann  überflüssig  an  Tag  gelegt  haben;  allein  gewisse  Unter- 
bammgen nebst  der  ungemässigten  Vergrösserungs-  imd  Herrschungsbegierde 
baben  den  vor  Augen  gehabten  heilsamen  Endzweck  gänzlichen  zernichtet,  zu- 
g^eb  als  man  bei  so  friedfertigem  Anerbieten  der  Kaiserin  und  Königin 
Ifiyest&t  eines  von  Ihrer  Gedenkensart  ungemein  weit  entfernten  Hasses  zu  be- 
schuldigen, sich  nicht  gescheuet  hat  Der  Krieg  wurde  sowohl  Allerhöchstdero- 
seiben  als  des  Königs  von  Grossbritannien  Majestät,  theils  qua  König  und  theils  qua 
ChnrfÜrsten,  angeküüdet,  die  im  Krieg  nicht  verflochtene  Reichsstände  und  Länder 
Mmsei'Bt  bedrücket,  allda  alles  zu  biegen  oder  zu  brechen  sich  angemasset,  mit 
der  vorgeschützten  Neutralität  ein  Gespött  getrieben,  der  freie  Zutritt  zur  Kaiser- 
liehen Wahlstatt  gesperret,  zur  offenbaren  Verunglimpf-  und  Verkleinerung  des 
hoben  churfürstlichen  Collegii  die  bedrohlichste  Erklärungen  gegen  den  Wahl- 
ftussehlag  an  allen  auswärtigen  Höfen  gethan,  sothanem  nach  Massgab  der 
Goldenen  Bull   erfolgten  Ausschlag   widersprochen   und  sogar  auch  nach  ge- 
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schlossenem  Dresdener  Frieden  die  Ottomanische  Pforte  g^en  des  Reichs  Ober- 
haupt sowohl  durch  das  bekannte,  von  ihr,  der  Cron  Frankreich,  schriftlich  zu 
widersprechen  sich  nicht  getrautes  Castellanische  M^oire,  als  seithero  in  mehr 
andere  Wege  aufzuhetzen  sich  gar  sehr  bemühet,  auch  in  dieser  letztem  Be- 
mühung annoch  gar  eifrig  fortgefahren;  und  obwohlen  hiemächBt,  als  ihre  Kriegs- 
macht dortiger  Enden  von  dem  Eeichsboden  nach  unzählig  demselben  zu- 
gefügten Schäden  endlichen  vertrieben  worden,  sie  die  Sprach  und  Massnehmungen 
nicht  aus  gutem  Willen,  sondern  einzig  und  allein  der  eigenen  Anständigkeit 
halber  und  umb  den  Weg  zu  desto  leichterer  und  gesicherter  Ausführung  ihrer 
künftigen  Absichten  zu  bahnen,  abgeändert,  so  wurde  doch  mit'Verwahmog  und 
Yertheidigung  derer  eigenen  Grenzen  sich  nicht  begnüget,  sondern  nebst  denen 
vom  Teutschen  Keich  gleichfalls  abhängenden  italiänischen  Staaten  sogar  auch 
die  einen  partem  integrantem  und  besondem  ansehnlichen  Kreis  desselben  ans- 
machende  Niederlande  mit  verdoppelter  feindlicher  Macht  überzogen  und  anmit 
«owohl  beedcn  Seemächten  als  denen  an  der  Mosel,  dem  mittleren  und  unter» 
Rhein  gelegenen  Reichsständen  ihre  Vormauer  gewaltthätig  benommen;  dessen 
nicht  zu  gedenken,  dass  auf  dem  Widerspruch  der  erfolgten  Kaiserwahl  noch 
beharret  und  zu  gleicher  Zeit,  als  man  hin  und  wider  an  teutschen  Höfen  die 
ehestens  zu  Breda  zu  erfolgen  habende  Anerkanntnuss  versichert,  der  Kaiserliche 
und  Königliche  Ministre,  Herr  Graf  von  Harrach,  zu  dortiger  Conferenz  nicht 
zugelassen  werden  will,  ungehindert  man  im  voraus  nicht  wissen  kann,  ob  er 
nicht  vielmehr  zur  Beförderung  des  allgemeinen  Ruhestandes  Leichtigkeiten  bei- 
tragen, als  dargegen  Hindemüssen  einstreuen  werde,  auch  was  ganz  unerhörtes 
ist,  den  Ministrum  partis  priucipalis  belligerantis  von  der  Friedenshandlung 
gänzlich  auszuschliessen.  Ob  nun  bei  so  bewandten  reichs-  und  weltkündigen 
unlaugbaren  Umbetänden  derjenige  Theil,  welcher  über  der  Aussöhnung  sich  ta 
besprechen  suchet,  oder  der,  so  den  Weg  dazu  verschliesset,  für  sothane  Aus- 
söhnung, mithin  für  die  allgemeine  und  damit  verknüpfte  Reichsruhe  aufrichtiger 
geneigt  seie,  redet  die  Sach  von  selbsten;  untereinstem  als  für  ganz  ohnnöAig 
gehalten  wird,  mit  mehrem  hier  anzuführen,  was  nach  selbst  des  Reichs  Wohl* 
fahrt,  Ruhe,  Würde,  Satzungen,  Grundverfassungen,  mit  einem  Wort,  die  gegen 
demselben  obhabende  Pflichten  erheischen. 

Das  Vertrauen,  so  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  in  Sr.  KönigL 
Majestät  in  Preussen  hohe  Gemüthsbilligkeit  setzen,  bestärket  solchemnach  Deto 
Hoffnung,  dass  nach  so  überzeugender  der  Sachen  Erläuterung  nicht  nur  denen 
französischen  Absichten  und  dieser  Cron  Ministrorum  gemeinschädlichen  Be- 
treibungen an  teutschen  Höfen  kein  Vorschub  werde  gegeben,  sondern  vielmehr 
Ihre  nach  obigen  Grundsätzen  lediglich  ausgemessene  Verlangen,  nach  Anleitung 
des  1.  und  7.  Articuls  des  Dresdener  Tractats  aller  Orten  kräftigst  unteisttttset, 
absonderlich  aber  dem  Herrn  von  PoUman  und  andern  Dero  Ministris  unte^ 
saget  werde,  dass  sie  sich  gegen  die  von  gesammten  Reichs  wegen  zur  un- 
schädlichen eigenen  Sicherheit  veranlasste  Reichsarmee  umb  so  weniger  weiten 
mehr  setzen  möchten,  als  deren  Zusammenziehung  im  Reichsschluse  vom  17.  De- 
cember  1745  geordnet,  dieser  Reichsschluss  von  Kaiserlicher  Majestät  be- 
angenehmet,  folglich  zu  einem  bündigen  Reichsgesetz  worden,  dn  Reichsgeseti 
aber  durch  den  Dresdener  Frieden  ausdrücklich  bestätiget  zu  werden  nicht 
nöthig  haben  kann.  Wie  man  dann  glaubte,  Sr.  König!.  Majestät  in  Preussen 
für  des  Reichs  Wohlfahrt  bezeigendem  Eifer  grosses  Unrecht  zu  thun,  wofeme 
beargwöhnet  würde,  Dero  Meinung  nicht  entgegen  zu  sein,  dergleichen  etwas 
zu  behaupten. 
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Nach  allem,    was  bis   nun  zu  bei  dem   1.,   dann  gelegentlich   bei   dem 

7.  Articul  des  Dresdener  Tractats  angemerket  worden,  hat  man  umb  so  weniger 

bei   denen   übrigen  in  der   Schrift   vom   6.   September  jüngsthin   angezogeneu 

Äzticuln  sich  aufzuhalten  nöthig.    Dass  die  Articulo  8  von  Sr.  Königl.  Majestät 

m   Preussen  insbesondere  zugesagte  Garantie    auf  der  Kaiserin    und  Königin 

italiänische  Erblande  sich  nicht  erstrecke,  wird  ohne  allen  Anstand  eingestanden; 

duB  aber  unter  denen  Worten:     „Etats  que  Sa  Majest^  Timperatrice-reine  de 

Hoogrie    poss^de  en  Allemagne^,  die  Niederlande   nicht    mit    verstanden  sein 

sollten,  kann  man  so  schlechter  Dingen  nicht  eingestehen.    Sothane  Niederlande 

™^^>»<wr>^  wie  obgemeldet,  einen  ansehnlichen  Kreis,  partem  integrantem  des  NB 

Tentschen  Reichs  oder  Teutschlands  mit  aus  und  seind  ungehindert  der  allda 

übUchen  Sprache  auf  gleiche  Weise  wie  die  Bisthümer  Lüttich,  Basel,  Trient, 

die  geförstete  Grafschaft  Mömpelgard  und  so  fort  an  mit  darunter  begriffen. 

Testibns   actis  publlds  ist  dieser  Satz   von  Sr.  Königl.   Majestät  in   Preussen 

dorchieiichtigsten  Vorfahren  mehrmalen  ruhmwürdigst  behauptet  und  sich  anmit 

mnb  beede  Seemächten  ungemein  verdienstlich  gemacht  worden.  Sie,  beede  See- 

nlchten,  haben  ihn  als  eine  Fundamentalmaxime  vorgesehen,  worauf  ihre  natür- 

Hebe  Verknüpfung    mit   dem   Teutschen  Reich,   die  mehrere  Sicherheit   dieser 

ilirer  ao  importanten  Vormauer,   sich  gründete.    Seit  beinahe  hundert  Jahren  ist 

nm  allda  darauf  bestanden,  imd  würde  nicht  leicht  sich  jemand  getrauet  haben, 

das  Widerspiel  zum  Behuf  der  Cron  Frankreich  gelten  zu  lassen,  und  ruhet, 

^•8  sich  diesfalls  bei  Gelegenheit  des  über  die  spanische  Erbfolge  entstandenen 

HriegB  ergeben  hat,  annoch  in  frischem  Andenken. 

Da  non  bei  Schliessung  des  Dresdener  Friedens  sich  nach  dem  Model  der 
HaanoTerischen  Convention  gerichtet  worden,  so  haben  Sich  der  Kaiserin  und 
Köii^;in  Majestät  nicht  beigehen  lassen  können  und  können  annoch  Sich  nicht 
t^cigehen  lassen,  dass  nach  Meinung  des  englischen  Ministerii  die  zur  Zeit  des 
E^t^esdener  Friedens  innen  gehabte,  partem  integrantem  des  Teutschen  Reichs 
>>Mrittig  aasmachende  österreichische  Niederlanden   von  dem  Ihro  allda  zuge- 
hörigen Staaten  ausgeschlossen  sein  sollten.    Ingleichen  wird  dies  Orts  in  voller 
^^Mm  erkannt,  dass  der  8.  von  dem  9.  Articul,  gleichwie  die  in  ersterem  erwähnte 
^%Tantie  von  derjenigen, 'welcher  in  letzterem  gedacht   wird  luid  sich  auf  alle 
Staaten  Ihro  Migestät  der  Kaiserin-Königin  von  Ungarn  und  Böhmen  erstrecket, 
^»teachieden   seie;  man  kann  aber  untereinstem  anzumerken  nicht  umhin,  dass 
&  Beichsgarantie   zufolge  des  9.,  und  nicht  zufolge  des  8.  Articuls  Königlich 
^Wanscher  Seits  anverlanget  werde,  folglich  dasjenige,  was  in  dem  nämlichen 
9.  Articul   einkömmt,   dem   hiesigen  Gegenverlangen    weit  fuglicher,   weit  ge- 
SiVDdeter  applicable  seie,  als  was  in  einem  von  einer  ganz  andern  Materie  han- 
debden  yorhergehenden  Articul  enthalten  sein  mag.    Gesetzt  aber  gleich,  dass 
BIO  sowohl  diesen  als  alle  übrige  aus  dem  Dresdener  Frieden  hergeleitete  Be- 
^^  gänzlichen  bei  Seite  setzen  wollte,  so  würde  doch  von  danimben ,  dass  die 
*ifolge  dei  Reichsschlusses  vom  11.  Januar  1732  geleistete  Garantie  in  sothanem 
Frieden  nicht  erneuert  worden,  dieselbe  nicht  minder  bündig  und  gültig  sein. 

Sonder  allem  Zweifel  haben  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  durch  so- 
^^isea  ReichflBchluss  ein  Jus  quaesitum  erlanget ,  so  Ihro ,  ohne  Sich  dessen  be- 
g^ben  za  haben,  wider  Willen  nicht  entzogen  werden  mag.  Nun  haben  Sie 
™^  »bcr  desselben  so  wenig  begeben,  dass  Sie  es  vielmehr  in  häufigen  vor  und 
'^  dem  Dresdener  Frieden  in  Dero  Namen  feierlichst  und  schriftlich  gethanen, 
*^  mm  Theil  zum  öffentlichen  Druck  beforderten  Erklärungen  ausdrücklich 
^^  vorbehalten    und   mehrmalen   zu   erkennen   gegeben    haben,    dass    haupt- 


\- 
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sächlich  von  darumben  dem  innerlichen  Reichsrahestand  so  viel  Ton  Ihnen  auf- 
geopfert wurde,  um  alle  Hindemuss  aus  dem  Weg  zu  räumen,  welche  der  ge- 
treuen Erfüllung  dieser  Ihrer  Befugnuss  nur  immer  im  Wege  stehen  könnte.  So 
wenig  des  Königs  in  Preussen  Majestät  aller  anderer  vorhin  gehabter  Befiig- 
nussen  aus  der  sdleinigen  Ursach,  dass  ihrer  im  Dresdner  Tractat  nicht  gedacht 
worden,  Sich  begeben  zu  haben  erachtet  werden  können,  ebenso  wenig  kann 
eine  solche  Begebung  aus  der  blosswärtigen  darinnen  nicht  ausgedrückten 
Nichtemeuerung  Dero  Garantie  der  pragmatischen  Sanction  gegen  Allerhöchst- 
dieselbe erzwungen  werden,  beyorab,  da  diese  Ihre  Befugniss  auf  einen  Reichs- 
schluss  oder  Reichsgesetz  sich  gründet,  dessen  Kraft  von  einem  zwischen  zweien 
hohen  Reichsmitständen  errichteten  oder  zu  errichtenden  Tractat  und  der  darin 
einkommendeu  oder  nicht  einkommenden  Bestätigung  abzuhängen  bis  nun  za 
niemand  behauptet  hat  und  zu  behaupten  der  Königlich  Preussischen  Willens- 
meinung sonder  allem  Zweifel  ganz  und  gar  zuwider  ist. 

Dass   in   denen   Füssener  Friedenspräliminarien   von  obgedachter  Garantie 
ausdriickliche  Erwähnung  geschehen,  war  ganz  natürlich.    Churbayem  hatte  der- 
selben nicht   nur  nicht  beigestimmet,  sondern  Churbrandenburg  hingegen  hat 
dieselbe,  wie  aus  der  Anlag*)  zu  ersehen  ist,  hauptsächlich  mit  befördern  helfen, 
und  zwar  ohne  ihr  die  mindeste  Bedingnuss,    wie  in   der   anderseitigen  Schrift 
vom  6.  Septembris  jüngsthin  supi)oniret  zu  werden  scheinet,  beizufügen.  Sothane 
Beistimmung  und  Einwilligung  wurde  bei  Gelegenheit  der  rom  Reich  ratifidrten 
Friedenspräliminarien   vom   3.   Octobris    1735   wiederholet,  ja  sogar  nach  ans- 
gebrochenen  ersteren  Unruhen  im  Namen  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  an 
dem  Reichstage  und  sonsten  vielfältig  erkläret,  dass  Dero  Ansprüche  auf  einige 
schlesische   Fürstenthümer  mit  der  Garantie   der  pragmatischen  Sanction  keine 
Verknüpfung  hätten,  umb  Willen  der  Kaiserlichen  und  Königlichen  Erbtochter 
nicht  jure  haereditario,   sondern  diverso  et  singulari  titulo  ein  Stück  der  vSter- 
liehen  Erbschaft  angesprochen  würde.     Wohingegen  reichs-  und  weltkündiger 
Massen  es  mit  denen  churbayerischen  Ansprüchen  ganz  eine  andere  Bewandtnn» 
hatte,  und  mithin  dasjenige,  was  das  alleinige  objectum  belli  war,  in  der  mit  dem 
hohen  Churhause  Bayern  glücklich  erfolgten  Aussöhnung  mit  Stillschweigen  nicht 
übergangen  werden  konnte.    Ebenso  wenig  wird  der  obhabenden  Verbindlichkeit 
dadurch  was  benommen,  dass  Articulo  8  eine  unterschiedene  Garantie  sich  ins- 
besondere ausbedungen  befindet,  dann  diese  von  Sr.  Königl.  M^estät  in  Preasaen 
allein  imd  insbesondere  ausbedungene  Garantie  schlechterdingen  nicht  hindert, 
dass  Sie  nicht  als  hoher  Reichsmitstand  zu  allem,   was  die  Reichsschlüsse,  mit- 
liin   die  Reichsgesetze   vermögen,   ohne   das  verbunden  wären;    eine   Graiantie 
stehet  der  andern  ganz  und  gar  nicht  im  Wege,  vielmehr  ist  eine  mit  der  an- 
dern dergestalten  vereinbaret,  dass  beede  zugleich,  obschon  wegen  Unterschied 
des  Objecti  in  zweien  unterschiedenen  Articlen,  sowohl  in  dem  mit  der  Gron 
England  den  16.  Martii  1731  geschlossenen  Bündnusstractat  als  im  AccessionsMt 
derer  Generalstaaten  vom  20.  Februarii  1732  einkonunen,  nachdeme  vorhin  schon 
in  dem  Anno   1728  mit  weiland  Sr.  Königl.  Majestät  in   Preussen   errichteten 
Tractat    das   nämliche    beobachtet    worden    wäre.    Ja    es   wird   sogar   in  dem 
9.  Articul  einer  weiters,  als  worzu  die  vorhin  im  8.  ausbedungene   verbindet, 
sich  erstreckenden  Garantie  gedacht.     Und  wie  schon  oben  gemeldet,  gründet 
sich  das  anderseitige  Gesuch  nicht  auf  den  8.,  sondern  9.  ArticuL 

Von  einigen  der   churbrandenburgischen    zweimaligen   ausdrücklichen   Bei- 
stimmung   angehefteten   Bedingnussen    oder   Declaration   ist  der  Kaiserin  und 

*)  Extract  des  Churfurstenrathsprotocolls  vom  18.. März  1731. 
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Königin  Majestät  das  mindeste  nicht  bewusst,  ausser  man  wollte  anmit  dasjenige 
▼erstehen  nnd  andeuten,  was  der  oben  angezogene  Tractat  vom  Jahr  1728 
▼ermag.  Mithin  beschiehet  Ihr,  der  Kaiserin  und  Königin,  ein  Gefallen,  wo 
diese  Stelle  der  übergegebenen  Schrift  mehrers  erläutert  würde,  massen  Sie  ab- 
solute nichts  als  was  offenbar,  gerecht,  billig  und  denen  Regeln  des  guten 
Tranens  und  Glaubens  gemäss  ist,  anverlangen. 

Dass  besagter  Tractat  vom  Jahre  1728  dies  Orts  unterbrochen  worden 
Min  sollte,  kann  umb  so  weniger  gesagt  werden,  je  bekannter  ist,  wie  weit 
sich  die  engeste  Verknüpfung  beeder  dermaliger  hoher  Contrahenten  erstrecket 
hmbe,  so  gar,  dass  sie  anderwärts,  obschon  ohne  Grund,  Unruhe  zu  erwecken 
geschienen  hat 

Bevor  noch  der  darinnen  wegen  Jülich  und  Berg  ausgedruckte  Fall  sich 
ergeben  hat,  ist  im  Jahr  1740  nach  beeder  hohen  Contrahenten  inzwischen  sich 
ereignetem  frühzeitigen  Absterben  die  Ueberziehung  des  Herzogthumbs  Schlesien 
erfolget.  Wenigstens  kann  also  diese  Ueberziehung  der  Kaiserin  und  Königin 
Migestät  nicht  zu  Last  geleget,  noch  dass  anmit  Ihrerseits  sothaner  Tractat 
unterbrochen  worden,  behauptet  werden.  Man  darf  dahero  nur  die  Sache  nach 
ihrer  bis  anhero  sattsam  erläuterten  Eigenschaft  ansehen,  um  überzeugt  zu  sein, 
dass  sich  bei  diesseitigem  Gesuch  einiger  Anstand  nicht  äussern  könne. 

Der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  seind  von  Sr.  Königl.  Majestät  in 
Plreoflsen  freundschaftlich  angegangen  worden,  dass  Sie  die  Reichsgarantie  des 
Dresdener  Friedens  befördern  helfen  möchten.  Allerhöchstdieselbe  haben  Sich 
darzu  ganz  willig  und  bereit  erkläret  und  erklären  Sich  darzu  annoch  ganz 
willig  und  bereit,  haben  aber  untereinstem  und  hinwiederum  Se.  König].  Majestät 
in  Preussen  freundschaftlich  ersuchet,  wie  es  hiermit  nochmalen  beschiehet, 
nach  nonmehro  durch  die  Füssener  Präliminarien  völlig  erhobenem  alleinigen 
Anstand  die  Erneuerung  einer  vorhin  schon  sothanen  Anstands  ungehindert  mit 
aweimaliger  churbrandenburgischer  Beistimmung  geleisteter  Garantie  gleich- 
mJBffig  befördern  zu  helfen;  wird  also  Anwendung  für  Anwendung,  Beförderung 
für  Beförderung  angesuchet,  und  zwar  mit  dem  anmerkwürdigen  Unterschiede,  dass 
es  einerseits  nur  umb  die  Anemeuerung  einer  vorhin  schon  subsistirenden ,  an- 
dererseits aber  umb  Ertheilung  einer  neuen,  noch  nie  geleisteten  Garantie  zu  thun 
ist.  Wenn  sich  hierunter  Königlich  Preussischcr  Seits  gleich  aufrichtig,  gleich 
eifrig,  als  man  es  reciproce  dies  Orts  zu  thun  erbietig  ist,  angewendet  wird, 
80  ist  von  wegen  sothanen  Emeuerungsgesuch  absolute  nicht  der  allermindeste 
Verzag  bei  Auswürkung  der  Garantie  des  Dresdener  Friedens  zu  befahren,  mithin 
kann  die  Meinung,  einigen  Verzug  einzustreuen,  umb  so  weniger  hierunter  für- 
walten, als  lediglich  von  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  abhanget,  denselben 
angenblicklich  dadurch  zu  heben,  dass  Dero  gesammte  Ministri  angewiesen 
werden,  so  nachdrucksam  sich  zum  Behuf  des  hiesigen  Gesuchs  anzuwenden, 
als  nachdrucksam  sie  bis  anhero  andere  Reichsstände  davon  abzuhalten  sich 
bearbeitet  haben. 

Sr.  KönigL  Majestät  in  Preussen  hohe  Gemüthsbilligkeit  und  die  in  dem 
fibergebenen  Promemoria  so  vergnüglich  erwähnten  selbst  eigene  Neigung 
lässt  hieran  umb  so  weniger  zweifeln,  als  die  bloaswärtige  Anführung  des 
hiesigen  Ansinnens  allschon  zureichend  ist,  umb  dessen  Billigkeit  ganz  klar  in 
die  Augen  fallen  zu  machen. 

Der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  wiederholen  nochmalen  die  freundschaft- 
lichste und  theuerste  Versicherungen,  Ihres  Orts  den  Dresdener  Frieden  auf  das 
^etreneste  und  vollständigste  erfüllen  zu  wollen.  Sie  werden  darvon  zum  ersten 
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nimmer  und  nimmermehr  abgehen,  viehnehr,  so  viel  an  Ihnen  ist,  Sich  bestreben^ 
das  beste  Vernehmen  zu  verewigen.  Was  nur  immer  unterschieden  bögebracht 
worden  sein  oder  noch  beigebracht  werden  möchte,  ist  von  der  Kaiserin  und 
Königin  Majestät  Gedenkensart  durchaus  entfernt  Auf  diese  Gredenkensart 
können  Sich  des  Königs  in  Preussen  Majestät  nicht  minder  als  auf  Dero  eigene 
grosse  Macht  verlassen,  es  mögen  sich  gleich  die  übrige  grosse  Weltgeschäfle 
anlassen,  wie  sie  immer  wollen,  dann  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  Sich 
jederzeit  eine  Glorie  gemacht  und  beständig  machen  werden,  eine  Sclavin  Dero 
geheiligten  Worts  zu  sein. 

Wie  Sie  nun  andurch  alles,  was  an  Sie  nur  immer  gesonnen  werden  mag, 
zu  verschöpfen  glauben,  also  getrösten  Sie  Sich  hierinnen  hinwiedemmb  ganz  zu- 
verlässig, dass  Ihro  die  nämliche  Billigkeit  nicht  werde  versaget  werden,  worza 
Sie  Sich  in  voraus  auf  das  allerbereitwilligste  hinwiederumb  anerbieten. 

Berlin,  den  10.  Üecembris  1746. 

(gez.)  J.  Graf  Bemes. 


[Preussische  Note  vom  7.  Februar  1747*).] 

Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  ist  die  Antwort  eines  Hochpreislichen 
Kaiserlich-Königlichen  Ungarischen  und  Böhmbchen  Ministerii  auf  die  in  puncto 
der  Reichsgarantie  über  den  Dresdnischen  Friedensschluss  von  Dero  Ministro  zu 
Wien,  dem  Grafen  von  Podewils,  den  6.  September  1746  übergebene  Schrift  fest 
zu  gleicher  Zeit  durch  gedruckte  Zeitungsblätter  zu  Gesichte  und  Händel  g^ 
kommen,  als  selbige  von  gedachtem  Ministro  an  Dero  Uoflager  eingesandt  we^ 
den  können  und  dem  Königlichen  Ministerio  zu  Berlin  durch  den  Herrn  Grafen 
von  Bemes  zugestellet  worden. 

Ehe  solches  geschehen,  hatten  Se.  Königl.  Majestät  aus  verschiedenen 
Datis  eine  sehr  scheinbare  HofiEhung  geschöpfet,  dass  diese  Antwort  vergnüglich 
ausfallen  würde.  Die  UnStatthaftigkeit  der  Behelfe,  wodurch  man  Kaiserlich 
imd  Königlich  Ungarisch-  und  Böhmischer  Seits  eine  Befiigniss  eifolgem 
wollen,  die  in  dem  Dresdnischen  Friedensschluss  versprochene  Bewirkung  der 
Reichsgarantie  an  Sr.  Majestät  Concurrenz  zur  Erneuerung  der  Reichsgaiantie 
über  die  österreichische  Sanctionem  Pragmadcam  zu  binden  und  in  bdden 
Geschäften  nicht  anders,  als  mit  gleichen  Schritten  zu  verfahren,  war  in  ob- 
angezogener  von  dem  Grafen  von  Podewils  übergebenen  Schrift  mit  so  viel 
Deutlichkeit  und  Solidität  gezeiget  und  die  Sache  in  ein  so  helles  Licht  gesettet 
worden,  dass  man  nicht  abzusehen  vermochte,  wie  solche  Behelfe  mit  dnigem 
Bestand  gerettet  und  gegen  die  diesseitige  unwidertreibliche  Gründe  aufrecht 
erhalten  werden  könnten.  Der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen 
Majestät  eigene  Freunde  und  Alliirte  konnten  sich  nicht  entlegen,  solches  alles  iß 
voller  Mass  anzuerkennen,  und  Sr.  Königl.  Majestät  wurde  von  ein  und  andern  Oi^ 
zu  vernehmen  gegeben ,  dass  das  jenseitige  Ansinnen  eine  blosse  Tentative  se^ 
und  endlich  dem  Ministerio  zu  Wien  nicht  zu  verdenken  stünde,  dass  es  von 
Dero  in  der  Sache  bezeigtem  Empressement  zu  profitiren  trachtete  und  sich 
der  Königlich  I^eussischen  Befc)rderung  eines  ihm  ebenmässig  hochangelegenök 
Werks  zu  versichern.  Wenn  aber  gleich  diese  Tentative  fehlschlüge,  so  würde 
der    Kaiserin   und  Königin   in  Ungarn   und    Böhmen    Majestät    Sich   dennoc*^ 

*)  Vgl.  oben  S.  75. 
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cht  abhalten  lassen,  demjenigen,  was  in  dem  Dresdenschen  Friedens- 
wegen der  Reichsgarantie  verabredet  worden,  Ihres  Orts  ohne  weitere 
Ig  ein  völliges  Gentigen  zu  leisten.  Hiermit  schienen  auch  die 
pen  des  Ministerii  zu  Wien  ziemlich  zu  harmoniren,  und  der  allda  be- 
j&ugliche  Minister  wurde  verschiedentlich  auf  die  ihm  mit  nächstem 
dde  Antwort  vertröstet  und  versichert,  dass  dadurch  alle  Schwierig- 
dem  Wege  geräumt  werden  und  Se.  Königl.  Msgestät  Ursach  finden 
iTon  vollkommen  zufrieden  zu  sein. 

lyersichtlicher  nun  diese  Erwartung  geschienen,  um  so  schmerzlicher 
lilicher  Weise  Sr.  Königl.  Majestät  zu  Gemüthe  dringen  müssen,  als 
»beregter  Antwort  wahrgenommen,  dass  man  zwar  an  Seiten  des 
id  Königl.  Ungar,  und  Böhm.  Hofes  von  denen  übrigen  Principüs  auf 
eise  abstrahiren  und  selbige  an  die  Seite  setzen  wolle,  auch  insonder- 
if&nglich  so  stark  urgirte  Tout  comme  gänzlich  fahrenlasse,  nichts 
ger  aber  bei  der  intendirten  Verknüpfung  beider  Garantiegeschäfte  un- 
beharre  und  zur  Rechtfertigung  solches  Vorhabens  unter  Einmischung 
iderer  so  ungegründeter  als  wenig  verdienter  Vorwürfe  neue  Behelfe 
chen  und  gelten  zu  machen  bemühet  sei. 

mehrerer  Deutlichkeit  und  Ordnung  willen  findet  man  Königlich 
sr  Seits  vor  nöthig,  solche  aus  denen  weitiäufdgen  Raisonnements, 
B  in  der  gegenseitigen  Schrift  verstreuet  liegen,  zusammenzusuchen, 
ihk  und  in  ihrem  natürlichen  Zusammenhange  darzustellen. 
Ghrunde  des  ganzen  Gebäudes  wird  vor  fest  gestellet,  dass  die  neuem 
[Igen,  wenn  sie  nicht  das  Widerspiel  der  vorherigen  enthalten,  nur 
regen,  weil  die  letztem  darinnen  nicht  wiederholet  sind,  denenselben 
tndlichkeit  keinesweges  entziehen,  sondern  auf  die  Erfüllung  der 
rohl  als  der  neueren  mit  Recht  gedrungen  werden  könne.  Nun  hätten 
.  Majestät  in  Preussen  durch  Dero  bei  der  Reichsversammlung  führende 
in  der  mittelst  formlicher  Reichsschlüsse  festgesetzten  Garantie  des 
sr  die  Oesterreichische  Erbfolge  ohne  einige  Bedingnisse  mit  Theil 

und  Sich  in  die  Verbindlichkeit  gesetzet,  sothane  Garantie  mit  zu 
Hierdurch  hätten  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen 
tin  ins  quaesitum  erlanget,  dessen  Sie  Sich  weder  im  Dresdenschen 
ictat,  worinnen  ohnedem  ein  Reichsschluss  nicht  aufgehoben  werden 
och  wiederholet  zu  werden  bedurft  hätte ,  noch  auch  sonsten  jemals 
md  welches  Ihro  wider  Ihren  Willen  nicht  entzogen  werden  könnte, 
^ären  Höchstdieselbe  ohngehindert  dessen,  was  der  Dresdensche  Friede 

Garantie  disponirte,  vollkommen  befugt,  die  Königlich  Preussische 
;  der  Reichsgarantie  über  die  Oesterreichische  Erbfolge  zu  fordem, 
t)en  dem  Recht,  nach  welchem  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  die 
lg  der  Reichsgarantie  über  den  Dresdenschen  Friedenstractat  von 
rin  und  Königin  Majestät  verlangeten,  könnten  Ihro  Kaiserl.  und 
LEJestät  hinwiederam  die  Königlich  Preussische  Concurrenz  zu  Er- 
ler in  Ihren  Faveur  bereits  accordirten  Reichsgarantie  begehren,  imd 
tehen,  dass  beide  Geschäfte  zu  gleicher  Zeit  in  Bewegung  gebracht 
leichen  Schritten  tractiret  und  zum  Stande  gebracht  werden  müssten. 
.afig  wird  hierbei  eingestreuet,  dass  sothane  Intention  sich  auch  ganz  fag- 
n  Inhalt  des  9.  Articuls  des  Dresdenschen  Friedenstractats  Amdiren  Hesse, 
rinne  ausser  der  Reichsgarantie  über  besagten  Tractat  noch  einer  andern, 
td  auf  alle  Staaten  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen 
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Majestät  sich  erstreckenden  Garantie  gedacht  würde;  dass  auch  femer  die  im 
8.  Articul  verabredete  Restriction  der  Königlich  PreoBSSchen  Garantie  aof 
die  Staaten,  que  Tlmp^ratrice  -  Reine  possMe  en  Allemagne,  die  Garantie  der 
Niederlande  nicht  ausschliesse.  Endlich  wird  insinuiret,  dass  Se.  KönigL  Majestät 
sowohl  durch  die  aus  dem  geheiligtem  Bande  zwischen  Hanpt  und  Gliedern 
fliessende  und  in  öffentlichen  Schriften  selbst  erkannte  Obliegenheit,  als  auch 
kraft  des  7.  Articuls  des  Dresdenschen  Friedenstractats  verbanden  wären, 
Sich  des  jetzt  glorwürdigst  regierenden  Kaisers  Majestät  zu  Behauptung  Dero 
Kaiserlichen  Dignität,  welche  von  der  Cron  Frankreich  durch  deren  beharrliche 
Nichterkennung  gekränket  werde,  kräftigst  anzunehmen,  dass  auch  Höchst* 
dieselbe  femer  durch  einseitige  Negocürung  der  Königlichen  Groasbrituinischen 
Garantie  von  dem  Tramite  des  Dresdenschen  Friedens  abgewichen  und  denen 
Reichsschlüssen  nicht  weniger  als  der  in  dem  1.  Articul  gedachten  Friedens 
gethanen  Zusage  zuwider  handelten,  da  Sie  des  französischen  Hofes  Abdchten 
und  seiner  Ministrorum  gemeinschädlichen  Betreibungen  an  teutschen  Höfen 
Vorschub  leisteten,  insonderheit  aber  der  Zusanmienziehung  einer  Reichsarmee 
Sich  widersetzten,  da  doch  selbige  durch  den  Reichsschluss  vom  17.  December 
1745  verordnet  sei. 

Man  flattiret  sich  Königlich  Preussischer  Seits,  in  diesem  kurzen  Begrift 
alles  das  Essentielle,  so  in  der  vorliegenden  Schrift  weitläuftig  vorgetragen  Ist 
und  den  Namen  eines  Aignments  einigermassen  fuhren  kann,  zusammengefiBLSset 
und  seiner  Stärke  nicht  das  geringste  entzogen  zu  haben. 

Der  obangezogene  Hauptgrundsatz,  dass  das  blosse  Stillschweigen  der 
neuem  Verbindungen  die  altem  aufhebe,  ist  zwar  ganz  richtig,  aber  in  Abdcht 
auf  die  vorliegende  Frage  mangelhaft  vorgestellet.  Nicht  allein  der  gänzliche 
Widerspruch  der  neueren  Verabredungen  entkräftet  die  vorherigen,  sondern  diese 
verlieren  ebenmässig  ihre  Verbindlichkeit,  wenn  die  darinnen  enthaltene  Zu- 
sagen in  denen  nachherigen  Conventionen  limitiret  und  restringiret  werden.  In 
solchen  Fällen  behält  die  ältere  nicht  mehr  Verbindungskraft,  als  ihr  in  der 
neueren  reserviret  ist.  Diese  ist  der  Massstab,  womach  jene  abgemessen  und 
bei  entstehendem  Zweifel  interpretiret  werden  muss. 

Nach  diesen  Principüs,  deren  Bestand  hoffentlich  von  niemand  angestritten 
werden  wird  noch  kann,  werden  Se.  KönigL  Majestät  in  Preussen  die  gegen- 
wärtige Differenz  ganz  gerne  beurtheilen  und  entscheiden  lassen.  Die  Frage 
ist:  wie  weit  beide  Compaciscenten  des  Dresdenschen  Friedensschluasee  zu 
reciproquer  Garantie  ihrer  Staaten  verbunden  sind?  Wäre  diese  Materie  in  ge- 
dachtem Friedensschluss  mit  Stillschweigen  übergangen  worden,  so  könnten  der 
Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  allerdings  die  ehemaligen 
zwischen  beiden  Höfen  deshalben  genommene  Verabredungen  reclamiren  und 
begehren,  dass  denenselben  Königlich  Preussischer  Seits  die  Eiflillung  gegeben 
werden  möchte.  Da  aber  der  Garantiepunkt  in  dem  Dresdenschen  Friedens- 
tractat  mit  so  viel  Sorgfalt,  Deutlichkeit  und  Präcision,  wie  der  Augenschein 
zeiget,  reguliret,  und  wie  weit  sich  die  Gewährleistung  des  einen  Theils  gegen 
das  andere  erstrecken  solle,  festgesetzet  ist^  so  muss  dessen  Disposition  hierunter 
lediglich  zur  Richtschnur  dienen  und  kann  zu  deren  Präjudiz  oder  Ausdehnung 
kein  Engagement,  so  von  dem  Königlich  Preussischen  Hofe  ehedem  deshalben 
übernommen  sein  möchte,  allegiret  werden,  wenn  gleich  selbiges  ohneingestan- 
dener  Massen  zu  Zeit  des  Dresdenschen  Friedens  in  seiner  vollen  Kraft  und 
Vigore  gewesen  wäre. 

Es  fehlet  aber  sehr  viel,  dass  es  mit  jetztgedachtem  Königlich  Preussischen 
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ehedem  genommenen  Engagement  dergleichen  Bewandtniss  haben  sollte.  Dasselbe 
ist  keines weges  ohne  einige  Bedingniss,  wie  jenseits  vorgegeben  werden  will, 
übernommen  worden,  sondern  gründet  sich  auf  einen  solennen,  zwischen 
beiden  Höfen  Anno  1728  errichteten  AUianztractat  und  hat  durch  dessen  jen- 
seitige Infiraction  seine  Verbindungskraft  bereits  vor  acht  Jahren  verloren. 

Man  hat  Königlich  Preussischer  Seits  nicht  vermuthet,  dass  man  solches  weit- 
iänftig  zu  deduciren  vonnöthen  haben  werde,  indem  man  nicht  anders  supponiren 
können,  ab  dass  dem  Kaiserlich  Königlich  Ungar,  und  Böhm.  Ministerio 
die  Bedingungen  unter  welchen  das  Königliche  Churhaus  Preussen  und  Branden- 
burg die  Garantie  der  Oesterreichischen  Erbfolge  übernommen,  und  die  unwider- 
treiblichen  Gründe,  woraus  dasselbe  solcher  Verbindlichkeiten  entlediget  zu  sein 
schon  vor  geraumer  Zeit  behauptet,  überflüssig  bekannt  sein  müssten.  Allen- 
fidls  hat  man  davor  gehalten,  dass  die  in  dem  von  dem  Grafen  von  Podewils 
übergebenen  Promemoria  deshalben  eingeschlossene  l^öre  Andeutung  zu- 
reichend sein  würde,  das  etwa  verloschene  Andenken  der  ehemaligen  Hand- 
lungen wieder  aufizuirischen.  Da  man  aber  aus  der  darauf  erfolgten  Antwort 
wahrnimmt,  dass  wohlgedachtes  Ministerium  hiervon  durchaus  nichts  wissen  will 
und  eine  Begierde  bezeiget,  diesen  Punkt  näher  erläutert  zu  sehen,  so  kann 
man  diesseits,  wie  sehr  man  auch  wünschte,  mit  Entdeckung  dieser  Umstände 
verschonet  zu  sein,  sich  nicht  entlegen,  demselben  hierunter  zu  Willen  zu  leben 
und  die  geheimen  Handlungen,  worauf  sich  sowohl  die  von  dem  Königlichen 
Churhause  Preussen  und  Brandenburg  übernommene  Garantie  der  Pragmatischen 
Sanction  des  Durchlauchtigsten  Erzhauses  Oesterreich,  als  auch  dessen  Concurrenz 
cur  Beichsgarantie  gegründet,  kürzlich  anzuführen. 

Als  nämlich  1728  des  Höchstseligen  Kaisers  Carls  VI.  Majestät  bekannter 
Massen  Sich  in  höchst  misslich-  und  critiquen  Umständen  befanden  und  die 
mSchtigsten  Puissancen  von  Europa  sich  gegen  Dieselbe  verbunden  hatten, 
fajsaeten  des  in  Gott  ruhenden  Königs  in  Preussen  Friedrich  Wilhelms  Majestät 
mit  Hintansetzung  aller  Ihro  von  dem  Gegentheil  offerirten  ansehnlichen  Vor- 
theile  und  der  damit  verknüpften  selbsteigenen  Gefahr  den  grossmüthigen 
Entschlufls,  Sich  zu  der  Partei  des  Durchlauchtigsten  Erzhauses  Oesterreich  zu 
wenden  und  dessen  Interesse  zu  unterstützen,  bewerkstelligten  solches  auch  mit 
so  vielem  Nachdruck  und  auf  eine  so  eclatante  Weise,  dass  man  es  dazumal 
xa  Wien  nicht  genugsam  rühmen  und  erkennen  zu  können  bezeugete;  wovon 
man  sattsame  und  unverwerfliche  Zeugnisse  aufzuweisen  jederzeit  im  Stande 
ist.  Solchem  nach  traten  sie  zu  Ende  desselbigen  Jahres  mit  Höchstgedachten 
Kaisers  Majestät  auf  Dero  ohnablässiges  Anhalten  in  einen  geheimen  Allianz- 
txactat,  welcher  zu  Berlin  geschlossen  und  darinne  hauptsächlich  folgende  zwei 
Verabredungen  festgestellet  wurden,  dass  nämlich  Se.  Königliche  Majestät  in 
pienssen  die  Garantie  der  bekannten  Pragmatischen  Sanction  der  Oesterreichischen 
Erbfolge  übernehmen,  des  Kaisers  Majestät  aber  binwiederumb  Sr.  Königl. 
Bf^estät  den  Besitz  des  Herzogthums  Bergen  nach  tödüichem  Hintritt  des 
letztverstorbenen  Churfürsten  von  der  Pfalz  verschafi'en  und  kräftigst  garan- 
tixen wollten.  Ein  paar  Jahre  hernach  beschlossen  mehr  Höchstbemeldten  Kabers 
Aü^jestät,  Sich  umb  die  Grarantie  des  gesammten  Reichs  über  vorgedachte 
Sanetion  zu  bewerben,  und  ersuchten  Se.  Königl.  Majestät,  dieses  Geschäfte, 
xnfolge  des  geheimen  Allianztractats,  durch  Ihre  bei  der  Reichsversammlung 
fnhrende  Stimmen  zu  unterstützen.  Auch  hiezu  boten  Se.  Königl.  Majestät  die 
Hände  mit  gleicher  Willföhrigkeit,  jedoch  unter  der  expressen  Verwahrung,  dass 
sotfaane  Concurrenz  lediglich  auf  den  Fuss  der  geheimen  Allianz   verstanden 
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und  Sie  deshalb  ein  weiteres,  als  worzu  Sie  durch  diese  Allianz  Sich  verbmiden, 
zu  prästiren  nicht  gehalten  sein  sollten.  Sothane  Reservation  wurde  auch  von 
Sr.  damals  regierenden  Kaiserl.  Majestät  vollkommen  genehmiget  und  zu  dessen 
Versicherung  eine  förmliche  Declaration  unter  dem  7.  August  1731  ausgestellet, 
wovon  das  Original  dem  Herrn  Grafen  von  Bemes  allhier  vorgeleget  worden, 
auch  eine  Abschrift  zu  geschwinderer  Einsicht  hierbei  gehet 

Ob  nun  wohl  des  in  Gott  ruhenden  Königs  in  Preussen  Majestät  bei  dem 
kiurz  hernach  zwischen  dem  Durchlauchtigsten  Erzhause  Oesterreich  und  der 
Cron  Frankreich  ausgebrochenen  Kriege  alles  dasjenige ,  was  Ihro  auf  solchen 
Fall  vermöge  des  geheimen  Allianztractats  obgelegen,  heilig  und  in  aller  Maas 
erfüllet  und  Sich  dannenhero  umb  so  mehr  des  Reciproci  in  der  Jülich-  und 
Bergischen  Successionsangelegenheit  von  Seiten  des  damaligen  Kaiserlichen 
Hofes  zu  versprechen  gehabt,  so  mussten  Höchstdiesel be  dennoch  zu  Ihrer 
äussersten  Befremdung  erfahren,  dass  hierüber  zu  Wien  ganz  diflferente  und 
denen  in  vorerwähntem  geheimen  Allianztractat  übernommenen  Verbindlichkeiten 
schnurstracks  zuwiderlaufende  Principia  geheget  würden,  indem  schon  Anno 
1787  der  Kaiserliche  Minister  im  Haag  conjunctim  mit  dem  Königlich  Franzö- 
sischen dem  Staat  durch  eine  unterm  16.  Octobris  desselben  Jahres  übergebene 
Schrift  öffentlich  declarirte,  wasmassen  es  an  beiden  Höfen  die  Meinung  habe, 
des  Herrn  Pfalzgrafen  von  Sulzbach  und  anjetzo  regierenden  Churfürsten  von 
der  Pfalz  Durchlaucht  nach  Absterben  des  damaligen  Churfürsten  nicht  alleine 
in  den  provisioneilen  Besitz  der  Jülich-  und  Bergischen  Lande  zu  setzen,  son- 
dern auch  mit  denen  Waffen  dabei  zu  mainteniren.  Wozu  noch  kommt,  dass 
dieses  Concert  durch  eine  förmliche,  den  18.  Januar  1789  zu  Versailles  geschlos- 
sene und  von  beiderseitigen  Ministris,  als  dem  Kaiserlichen  Gesandten,  Fürsten 
von  Liechtenstein  und  dem  damaligen  Französischen  Secr^taire  d'Etat,  Amelot, 
gezeichnete  Convention  festgesetzet  worden. 

Bei  diesen  unleugbaren  und  thcils  in  offenbarer  Notorietät  beruhenden 
Umständen  wird  wohl  kein  unparteiischer  Richter  in  Abrede  stellen  können, 
dass  der  damalige  Kaiserliche  Hof,  durch  solchen  offenbaren  Rücktritt  von  denen 
Verabredungen  des  oftangezogenen  geheimen  Allianztractats  und  deren  gänz- 
lichen Vemichtigung,  kraft  seiner  eigenen  Declaration  das  Königliche  Churhans 
Preussen  und  Brandenburg  von  allen  denen  Obliegenheiten,  welche  von  dem- 
selben sowohl  aus  dem  Tractat  selbsten  als  auch  vermöge  seiner  darauf  gegrün- 
deten Concurrenz  zu  dem  Reichsschluss  über  die  Garantie  der  Oesterreicfaischen 
Erbfolge,  ja  vermöge  des  Reichsschlusses  selbst,  auf  einige  Weise  und  unter 
einigem  Prätext  gefordert  werden  mögen,  gänzlich  entbunden  und  losgezählet. 
Der,  zu  dessen  Vortheil  eine  Garantie  ertheilct  wird,  es  geschehe  solches  durch 
einen  Reichsschluss  oder  andere  Acta,  es  concurriren  dabei  viele  oder  wenige, 
ist  ohn streitig  im  Stande,  einen  oder  mehrere  seiner  Garants  davon  rechtskräftig 
zu  entheben;  finden  sich  die  Mitgarants  dadurch  graviret,  so  hat  er  es  mit 
denenselben  auszumachen;  der  einmal  dispensirte  Garant  bleibet  ein-  vor  allemal 
dispensiret. 

Dass  nun  das  Königliche  Churhans  Preussen  und  Brandenburg  von  des 
Höchstseligen  Kaisers  Carls  VI.  Majestät  dergleichen  Dispensation  wirklich 
erhalten,  erhellet  aus  obangezogener  Declaration  unwidertreiblich.  Se.  Kaiser!. 
Majestät  doclarircn  darinnen  mit  klaren  dürren  Worten:  dass  Se.  König]. 
Majestät  in  Preussen  durch  die  zu  ertheilendeReichsgarantie  der 
Oesterreichischen  Erbfolge  dennoch  zu  einem  mehrem  nicht,  NB.  wie  es 
Namen  haben  mag,   obligiret  und  verbunden  sein  sollen  und  wollen,   als  bloss 
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und  allein  za  demjenigen,  wozu  Sie   in  dem  geheimen  Allianztractat,  in  An- 
sehung besagter  Gkirantirung,  Sich  allschon  verbindlich  gemacht. 

Da  nun  die  Verbindlichkeit  des  letzterwähnten  Tractats  von  Sr.  damals 
regierenden  Kaiserl.  Majestät  gelbsten,  vornehmlich  durch  vorangezogene  im 
Haag  geschehene  öffentliche  Dedaration,  und  hiemächst  durch  die  Yersaillische 
Convention  offenbar  annuUiret  worden,  so  [muss  die  darauf  fundirte  und  damit 
unzertrennlich  verknüpfte  Obligation  des  Reichsschlusses  in  Ansehung  Sr. 
KönigL  Majestät  nothwendig  von  selbst  hinwegfallen  und  verschwinden. 

Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  hatten  demnach  bei  Antritt  der  Dresden- 
sehen  Friedensnegociation  ratione  der  Garantie  der  Oesterreichischen  Erbfolge 
ganz  freie  und  ungebundene  Hände,  Sie  fanden  Sich  gewissermassen  dieserhalb 
in  gleicher  Situation  wie  das  Churhaus  Bayern  vor  dem  Schluss  des  Füssen- 
Bchen  Tractats.  Dieses  hatte  dem  Reichsschluss  über  obbesagte  Garantie  wider- 
sprochen, und  da  solcher  dennoch  durch  Mehrheit  der  Stimmen  durchgesetzet 
-worden,  selbigem  niemals  beitreten  wollen;  das  Königliche  Churhaus  Preussen 
und  Brandenburg,  ob  es  schon  darzu  concurriret,  war  dennoch  von  dessen 
Obligation  durch  des  Höchstseligen  Kaisers  eigenen  Ausspruch  völlig  frei- 
gesprochen worden.  Der  Kaiserlich  und  Königlich  Ungarische  und  Böhmische 
Hof  konnte  nicht  ignoriren,  dass  man  Königlich  Preussischer  Seits  wenigstens 
dergleichen  Principia  hegte  und  darauf  bestünde.  Des  in  Gott  ruhenden  Königs 
Majestät,  sobald  Sie  von  mehrerwähnter  Declaration  im  Haag  und  andern  von 
der  Zeit  an  geschehenen,  theils  öffentlichen  Demarchen  des  damaligen  Kaiser- 
lichen Hofes,  ingleichen  hiemächst  von  der  Versaillischen  Convention  benach- 
richtiget worden,  hatten  es  demselben  durch  Dero  damals  zu  Wien  befindliche 
Ministros  unverhohlen  zu  erkennen  gegeben,  und  wenn  auch  des  jetztregierenden 
Königs  Majestät  Sich  gelegentlich  vernehmen  lassen,  dass  Sie  die  Oesterreichische 
Erbfolge  nicht  anzufechten  gedächten,  haben  Sie  dennoch  niemalen  geäussert, 
dass  Sie  selbige  zu  garantiren  willens  oder  verbunden  wären ;  dahero  denn  auch 
in  den  Breslauischen  und  Berlinischen  Tractaten  derselbigen  nicht  mit  einem 
Wort  Erwähnung  geschehen.  Hätte  man  also  Kaiserlich  und  Königlich  Un- 
gaiiflcher  Seits  bei  der  Dresdenschen  Friedensnegociation  die  Intention  gehabt, 
Se.  KönigL  Majestät  zu  einer  reichsschlussmässigen  Garantie  zu  verbinden  und 
daraus  eine  conditionem  sine  qua  non  zu  machen,  so  hätte  man  solches  aus 
eben  denen  Conaderationen,  weswegen  man  es,  der  jenseitigen  Anzeige  nach, 
bei  SchHessung  des  FUssenschen  Friedens  vor  nothwendig  erachtet,  und  mit 
eben  der  Prädsion,  in  dem  Dresdenschen  Tractat  stipuliren  müssen.  Da  nun 
solches  nicht  alleine  nicht  geschehen,  sondern  vielmehr  Se.  Königl.  Majestät,  umb 
allem  Ifiasverstand  vorzubeugen,  jetzt  besagtem  Tractat  mit  dürren  Worten  in- 
seriren  lassen:  dass,  ob  Ihnen  wohl  die  Garantie  aller  Ihrer  Staaten  ohne  Aus- 
nabme  von  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  versprochen  worden,  Sie  Dero- 
selben  dennoch  nur  allein  zur  Gewährleistung  Ihrer  in  Teutschland  besitzenden 
Staaten  gehalten  sein  wollten;  da  dieser  Articul  dergestalt  mit  beiderseitiger 
GUmehmigmig  gefasset,  geschlossen  und  ratificiret  worden,  so  muss  es  auch  da- 
bei sein  unwiderrufliches  Bewenden  haben,  und  kann  Se.  Königl.  Majestät  eine 
weitere  Garantie,  .als  wozu  Sie  Sich  darinne  anheischig  gemachet,  auf  keine 
Weise  angemuthet,  viel  weniger  an  dergleichen  Ansinnen  die  Erfüllung  des- 
jenigen, was  in  gedachtem  Tractat  klar  und  deutlich  verabredet  ist,  accrochiret 
werden. 

Der  Behelf,  den  man  zur  Rechtfertigung  dieses  Ansinnens  aus  dem 
9.  Articul  des  Dresdenschen  Friedens  herzuleiten  vermeinet,   weil  doch  gleich- 
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wohl  darinne  einer  weitem  Garantie  gedacht  worden,  bedarf  keiner  fernem 
Widerlegung  als  der  simplen  Einsicht  des  angezogenen  Articuls;  der  Augen- 
schein zeiget,  dass  diese  weitere  Garantie  nicht  vom  Reiche,  sondern  von  denen 
am  künftigen  Generalfrieden  Theil  nehmenden  Mächten,  und  zwar  erst  bei 
und  durch  den  Friedensschluss,  gesuchet  werden  solle,  auch,  weil  sie  bis 
dahin  kein  determinirtes  Object  hat,  natürlicher  Weise  nicht  ehender  bewürket 
werden  kann.  Nach  welchen  Auslegungsreguln  nun  ein  solchergestalt  quali- 
fidrtes  Geschäfte  auf  ein  bei  dem  Reich  anjetzo  anzustellendes  Gresuch  ge- 
deutet oder  appliciret  werden  möge,  da  gestehet  man  Königlich  Prensascher 
Seits  gerne,  dass  man  nicht  genug  Einsicht  besitze,  um  sich  davon  einen  ver- 
nunftmässigen  Begriff  zu  machen. 

Die  seltsame  Deutung  des  8.  Articuls,  durch  dessen  Bdhülfe  die  König- 
lich Preussischer  Seits  übernommene  Garantie  auf  die  Niederlande  extendiret 
werden  will,  traget  man  fast  Scheu  sörieusement  zu  widerlegen,  kann  auch  kaum 
glauben,  dass  es  jenseits  damit  ernstlich  gemeinet  sein  werde,  umb  so  mehr,  bIb 
schon  ein  Jahr  nach  dem  Dresdenschen  Friedensschluss  verstrichen  und  bis  bie- 
her  dergleichen  fremde  Interpretation  noch  nie  geäussert  worden,  ob  gleich  der 
Casus  der  darnach  modellirten  Garantie  währender  Zeit  beständig  ezistiret 

Man  erachtet  also  vor  unnöthig,  sich  dieserhalben  weitläufitag  einzulassen^ 
sondern  submittiret  die  Sache,  wie  sie  lieget,  der  Decision  des  unpartdiscben 
Publici. 

Die  Obliegenheit,  wohin  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  als  Reichsmitstand 
gegen  das  gegenwärtig  glorwürdigst  regierende  Reichsoberhaupt  sowohl  Termöge 
des   geheiligten   Bandes   zwischen   Haupt   und    Gliedern   als    auch   kraft    des 

7.  Dresdenschen  Articuls  verbunden  sind,  werden  Dieselbe  nie  aus  den  Augen 
setzen,  noch  ermangeln,  selbiger,  so  oft  es  die  Nothdurft  erfordert,  mit  eben 
dem  Eifer  und  gleicher  Geflissenheit,  wie  Sie  es  gegen  dessen  in  Gott  ruhendeo 
Herren  Vorfahren  bezeiget,  ein  vollkommenes  Genügen  zu  leisten.  Es  haben 
aber  bekannter  Massen  Se.  Kaiserl.  Majestät  vor  Sich  selbst  an  dem  gegen- 
wärtigen Kriege  gegen  die  Gron  Frankreich  nicht  den  geringsten  Antheii,  sogar 
dass  Sie  mit  derselben  durch  Ihren  zu  Paris  subsistirenden  Ministrum  eine  be- 
ständige Correspondenz  unterhalten.  Ob  auch  wohl  besagte  Crone  die  An- 
erkennung Ihrer  Elaiserlichen  Würde  bisher  verweigert  und  bis  zum  vorstehenden 
Frieden  verschieben  will,  so  kann  doch  solches  nicht  anders  als  eine  unter 
souverainen  Mächten  ganz  gewöhnliche  Folge  der  vor  der  jüngsten  Kiüserwahl 
entstandenen  und  seithero  continuirten  Unruhen  angesehen  werden,  und  Ist  de» 
Höchstseligen  Kaisers  Carls  VI.  Majestät  vor  dem  Rastadtisch-  und  Badenschen 
Friedensschlüsse  von  Seiten  der  Cron  Frankreich,  wie  auch  des  jüngst  ver- 
blichenen.  Kaisers  Carls  VIL  Msgestät  von  der  jetzigen  Kaiserin  und  Königin 
in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  ebenmässig  begegnet,  ohne  dass  damalen  das 
Reich  und  dessen  Stände  dergleichen  Nichterkennung  an  der  verweigerenden 
Pnissance  zu  ressentiren  und  an  dem  Ejriege  gegen  dieselbe  Theil  zu  nehmen 
sich  verbunden  erachtet. 

Dass  Se.  Königl.  Majestät  durch  einseitige  Negocürung  der  durch  gemeiii» 
same  Bemühungen  zu  bewürkenden  Garantien  von  der  Vorschrift  des  Dresden* 
sehen  Friedensschlusses  abgewichen  sein  sollten,  dessen  sind  Sie  Sich  im  ge- 
ringsten nicht  bewusst,  vielmehr  haben  Sie  ihren  Ministris  in  EngeUand  und 
Holland  gleich  nach  geschlossenem  Dresdenschen  Frieden  und  schon  unter  dem 

8.  Januarii  1746  bei  Ertheilung  des  Befehls,  dass  sie  den  Tractat  denen  See- 
mächten communiciren  und  selbige  zu  dessen  Accession  und  Garantie  invitiren 


Notenwechsel  betreffend  die  Beichsgarantie  für  den  dresdener  Frieden.  119 

sollten,  Zugleich  nnd  auBdrücklich  mit  aufgegeben,  hierunter  mit  denen  Kaiserlich 
und  Königlich  Ungarischen  und  Böhmischen  Ministris  in  allen  Stücken  de  con- 
cert  zn  gehen  und  ohne  dieselben  nicht  die  geringste  Demarche  zu  thun. 
Se.  KönigL  MigeBtät  hätten  wünschen  mögen,  dass  man  jenseits  seine  Ministros 
mit  gleichmftssigen  Instructionen  versehen  hätte,  so  würden  beide  Ton  Ihro  so 
sehnlich  verlangte  Garantiegesch&fte  allem  Vermuthen  nach  bereits  vor  ge- 
lamner  Zeit  zn  Stande  gebracht  worden  sein;  die  Königlichen  Ministri  aber 
funden  jene  bei  ihrem  ersten  Antrag  in  liondon  sowohl  als  im  Haag,  wenigstens 
ihrem  Yoigeben  nach,  gänzlich  ohninstruiret. 

In  Holland  zwar  wurde  es  nach  einiger  Verzögerung  endlich  so  weit  ge- 
bracht, dass  beiderseitige  Ministri  ein  Memoire  in  dieser  Sache  concertirten,  und, 
jedoch  jeder  besonders,  dem  Staat  überreichten.  Hiebei  aber  haben  es  auch  die 
jenseitigen  lediglich  bewenden  und  sich  die  fernere  Betreibung  dieses  Gleschäfts  in 
keine  W^ge  angelegen  sein  lassen,  auch  bis  dato  deshalben  nicht  die  aller- 
geringste Demarche  gethan.  Ja,  als  auf  die  jüngsthin  von  dem  Kaiserlich  und 
Königlich  Ungarischen  und  Böhmischen  Ministerio  empfangene  Versicherungen, 
dass  ihren  Mnistris  bei  beiden  Seemächten  deshalben  neue  pressantere  Ordres 
zagefertiget  worden,  dem  Königlichen  Ministro  im  Haag  Befehl  ertheilet  wurde, 
den  Henm  Baron  von  Reischach  darüber  zu  sondiren  und  ihm  seinen  Beitritt 
anaEutragen,  empfing  selbiger  darauf  eine  solche  Antwort,  daraus  man  nichts  an- 
ders schliessen  konnte,  als  dass  die  versprochene  Ordres  entweder  gar  nicht  ein- 
gelaufen,  oder  doch  gar  laulicht  gelautet  haben  müssten. 

Li  Engelland  hingegen  ist  es  auch  so  weit  nicht  einmal  zu  bringen  ge- 
wesen, sondern  wie  der  von  Wasner  sich  bei  dem  ersten  Antrag  des  Königlichen 
Ifinistri  mit  dem  Abgang  der  Instructionen  entschuldiget  hatte,  so  hat  er  sich 
andi  nachheio  hierunter  geschlossen  gehalten  und  nicht  das  geringste  Verlangen 
geSnssert,  die  Qarantie  des  Dresdenschen  Friedens  zu  Stande  gebracht  zu  sehen, 
viel  weniger  darinne  mitzuarbeiten,  sogar  dass,  als  ihm  der  von  Andri6  noch  zu 
Ende  des  Decembris  nächstverwichenen  Jahres  dedariret,  wie  er  befehliget  sei, 
aieb  mit  ihm  über  dieses  Geschäfte  zu  concertiren  und  deshalb  conjunctim  zu 
Weik  zn  gehen,  er  darauf  die  kühle  Antwort  ertheilet:  qu'il  en  ^toit  charmö  et 
qa*il  en  feroit  rapport  ä  sa  cour. 

Li  solcher  Situation  befindet  sich  das  Geschäfte  der  Garantie  des  Dresden- 
schen Friedens  bei  beiden  Seemächten  bis  auf  den  heutigen  Tag,  und  wie 
Se.  KönigL  Mi^t&t  nie  gemeinet  gewesen,  hierunter  etwas  zum  Pri^udiz  des 
Ksdseriidi  und  Königlich  Ungar,  und  Böhm.  Hofes  oder  anders  als  mit  dessen 
Concnnenz  vorzunehmen,  so  seind  Sie  auch  nunmehro  entschlossen,  in  Ge- 
laoMiiheit  abzuwarten,  bis  es  demselben  gefaUen  werde,  seinen  Ministris  im 
Haag  imd  London  eben  dergleichen  pressante  Befehle  zu  ertheilen,  als  die 
Königliche  allda  befindliche  Ministri  bereits  vor  geraumer  Zeit  empfangen  haben. 

Wie  sidi  aber  aus  der  bisherigen  Erfahrung  nicht  anders  urtheilen  lasset, 
aLb  dass  solches  sich  vielleicht  etwas  in  die  Länge  ziehen  dürfte,  so  wird 
Sr.  KüOnigL  M%jesUit  hoffentlich  nicht  verarget  werden ,  wann  Sie  immittelst  zur 
Sicherheit  Ihres  Staats  anderweitig  unschuldige  und  zu  niemands  Beleidigung 
sbzieleiide  Massregeln  nehmen  und  diejenige  Garantieen,  so  Ihnen  ausser  dem 
IXieBdensehen  Friedensinstrument  vermöge  anderer  Verabredungen  versprochen 
oder  dazn  Hoffiinng  gemacht  worden,  zum  Stande  zu  bringen  Sich  angelegen 
Min  lassen,  nmb  so  mehr,  als  Höchstdieselbe  Sich  solcher  Befugniss  weder  in 
dem  Dresdenschen  Frieden  noch  sonsten  jemals  begeben  haben. 

Von  solcher  Art  ist  nun  die  Königliche  Grossbritannische  Gkurantie,  deren 
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einseitige  Negociirung  in  der  vorliegenden  Antwort  8r.  KönigL  Miyestät  repro- 
chiret  wird,  ohnerachtet  dieselbe  augenscheinlich  nicht  eine  Suite  des  Dresden- 
schen  Tractats,  ob  sich  gleich  selbige  auf  solchen  und  den  Breslauischen  Frieden 
beziehet,  sondern  eine  Erfüllung  der  Hannoverschen  Convention  ist;  welcher  der 
Kaiserlich  und  Königlich  Ungarische  und  Böhmische  Hof  nie  als  Compadscens 
beigetreten,  dahero  es  dann  auch  nicht  nöthig  noch  natürlich  gewesen,  daas  diese 
Negociation  conjunctim  mit  dessen  Ministro  geführet  werden  sollen,  ob  man 
gleich  demselben  nie  davon  Myst^re  gemacht,  ihn  auch,  wann  er  es  begehret, 
gerne  dazu  mit  admittiret  haben  würde. 

Es  ist  übrigens  dem  KaiserUch  und  Königlich  Ungarischen  und  Böhmischen 
Ministerio  vollkommen  bekannt,  dass  es  Sr.  KönigL  Migest&t  in  Fr^uaen  weit 
angenehmer  gewesen  sein  würde,  von  dem  Englischen  Hofe  eine  Grarantie  über 
den  ganzen  Dresdner  Frieden  als  über  einige  Articul  desselben  zu  erhalten, 
wie  ihm  denn  auch  die  Ursachen ,  weswegen  gedachter  Hof  sich  zu  dem  eisten 
nicht  verstehen  wollen,  keineswegs  verborgen  sind;  daher  es  Sr.  KönigL  Majestät 
nicht  anders  als  zum  äussersten  befremden  können,  Sich  einem  solchen  Vorwiuf 
exponiret  zu  sehen,  von  dem  man  jenseits  überzeuget  ist,  dass  Sie  selbigen  in 
keine  Wege  verdienet 

Ebenso  unverdient  sind  auch  die  Vorwürfe,  so  Sr.  KönigL  Migestät  wegen 
angegebener  Favorisirung  und  Vorschubs  derer  französischen  Absichten  wider  der 
Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  gemacht  werden.  Was 
der  Cron  Frankreich  bei  dieser  Gelegenheit  weitläufüg  zur  Last  geleget  werden 
will,  solches  alles  stellen  Se.  KÖnigl.  Majestät  zu  besagter  Cron  eigener  Beant- 
wortung. Es  sind  mehrentheils  natürliche  Suiten  der  vor  dem  Dresdenschen 
Frieden  entstandenen  und  nachher  unter  allerhand  Grestalten  fortgesetzten  Un- 
ruhen, an  welchen,  so  lange  Sie  ausser  den  Grenzen  Teutschlands  verbleiben 
und  die  Oesterreichischen  Teutsche  Staaten  nicht  attaquiren  werden,  Höchst- 
dieselbe  einigen  Antheil  zu  nehmen  weder  verbunden  noch  gemeinet  sind. 

Dass  übrigens  Se.  KönigL  Majestät  mit  der  Cron  Frankreich  so  wie  mit 
allen  Dero  Nachbaren  in  Freundschaft  und  gutem  Vernehmen  stehen  und  solches 
sorgfältig  zu  cultiviren  bemühet  sind,  solches  stellen  Sie  gar  nicht  in  Abrede, 
glauben  auch  hierunter  nichts  anders  zu  thun,  als  worzu  Sie  als  eine  neutrale 
Puissance  und  ein  vornehmer  Reichsstand  ohne  Abbruch  der  Dresdenschen 
Friedensverabredungen  wohl  befugt  und  sogar  durch  das  Ezempel  anderer  mit 
der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  in  den  engesten 
und  vertrautesten  Verbindungen  stehenden  Königlich-  und  ChnrfUrstlichen 
Höfen  autorisiret  sind.  Von  einigem  Vorschub  aber,  so  Sie  nach  dem  Dresden- 
schen Frieden  besagter  Cron  wider  der  Kaiserin  und  Königin  Migestät  geleistet 
haben  sollen,  wie  in  der  vorliegenden  Schriffc  in  generalen  Terminis  vorgegeben 
werden  will,  ist  Sr.  KönigL  Miyestät  nicht  bewusst,  Sie  können  einen  so  vagnen 
Vorwurf  vor  der  Hand  nicht  anders  als  durch  einen  generalen  Widerspmoh  ab- 
lehnen; wollte  man  sich  aber  gefallen  lassen,  deshalb  Specialia  anzoseigen, 
so  wird  man  Königlich  Preussischer  Seits  jedesmal  im  Stande  sein,  darüber 
solche  Erläuterungen  zu  geben,  dass  die  ganze  unparteiische  Welt  von  der  Un- 
schuld Sr.  KönigL  Msgestät  Verfahrens,  und  dass  von  Deroselben  nicht  ein 
Schritt  geschehen,  der  denen  mit  der  reichsständischen  Obliegenheit  und  Dero 
eigenem  Interesse  abgewogenen  Pflichten  der  in  dem  Dresdenschen  Fiiedeas- 
tractat  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät  versprochenen  Freundschaft  und 
guten  Willen  zuwider  wäre,  in  voller  Uebermass  überzeuget  werden  wird. 

Am  allerwenigsten  kann  man  Königlich   PreussiBcher  Seits  sich   in   die 
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Beflchaldigungen  finden,  dass  Se.  Rönigl.  Majestät  dadurch  sowohl  dem  1.  Artikel 
des  Dresdenschen  Friedens  als  auch  denen  Reichsschlüssen  zuwider  handelten, 
indem  Sie  das  Systema  der  Neutralität  zu  appuyiren  suchten  und  Sich  der  Zu- 
sammenziehung der  Reichsarmee  widersetzten,  welche  Zusammenziehung  doch 
im  Reichsschluss  vom  17.  Dec.  1745  verordnet  sei. 

Sr.  KönigL  Majestät  ist  kein  Reichsschluss  bekannt,  wodurch  das  Systema 
der  Neutralität  verworfen  und  an  dem  gegenwärtagen  Kriege  von  Reichs  wegen 
Theil  zu  nehmen  resolviret  wäre. 

Zu  dem  vor  dem  Dresdenschen  Frieden  den  17.  Dec  1745  gefassten  Reichs- 
Bchlnfw  haben  zwar  Dieselbe  nicht  concurriret,  es  hat  sich  auch  seitdem  die 
Situation  der  Sachen  in  Teutschland  merklich  geändert,  und  die  daziimal  nicht 
ohne  Wahrscheinlichkeit  voigeluldete  Gefahr,  dass  das  zu  der  Zeit  annoch 
brennende  Kriegsfeuer  im  Reich  sich  weiter  extendiren  möchte,  ist  nunmehro, 
dem  Höchsten  sei  Dankt  gänzlich  verschwunden,  folglich  haben  die  Motiven, 
welche  ehedem  jetzterwähnten  Reichsschluss  veranlasset  haben  mögen,  grössten- 
theils  ihre  Kraft  verloren.  Nichts  desto  weniger  sind  Se.  Königl.  Migestät  ent- 
fernet, denselben  anzufechten  oder  untüchtig  machen  zu  wollen.  Vielmehr  er- 
kennen Sie  die  darinne  verordnete  Veranstaltungen  vor  nützlich  und  der 
Kaiserlichen  reichsväterlichen  Vorsorge  aUerdings  würdig  und  gemäss.  Selbige 
aber  gehen  nur  allein  dahin :  dass  zu  Behauptung  gemeiner  Sicherheit, 
nnd  NB.  ohne  zu  jemands  Beleidigung  den  mindesten  Anlass  zu 
geben,  die  Armatur  zu  Bedeckung  derer  der  Gefahr  unterwor- 
fenen Beichslande  wenigstens  ad  triplum,  wo  solche  nicht  be- 
reits vorhanden,  ohngesäumt  her-  und  in  marschfertigen  Stand 
%n  stellen  und  mit  allen  erforderlichen  Requisitis  zu  versehen 
seL  Von  wirklicher  Zusammenziehung  dieser  Armatur  hingegen  wird  nicht  ein 
Wort  gedacht,  sondern  die  Frage:  wie  diese  Völker  zum  Besten  des 
Vaterlandes,  und  NB.  zu  Erhaltung  gemeiner  Ruhe  einzutheilen 
nnd   anzuwenden?    wird    ausdrücklich   zu   fernerer    Vereinstftndigung   aus- 


Wann  nun  sothane  Vereinständigung  und  wUrkliche  Zusammenziehung  der 
in  Bereitschaft  gesetzten  Armatur  urgiret  wird,  so  sind  Se.  Königl.  Majestät,  so 
viel  Dero  Concnrrenz  dazu  anbetrifft,  als  einer  der  vornehmsten  ChurfQrsten  des 
Reichs  aUerdings  befugt,  und  selbst  verpflichtet,  genau  zu  untersuchen,  ob  eine 
Oefiüir  voriianden,  zu  deren  Abkehrung  dergleichen  bedenkliche  Entschliessung 
vonnöthea  wäre. 

Wann  nun  hierbd  sich  ergiebet,  dass  keine  solche  Gefahr  abzusehen,  dass 
das  Reich  von  innen  eines  vollkommenen  Ruhestandes  geniesset,  dass  kein 
Nachbar  von  Teutschland  etwas  prätendiret,  noch  selbiges  zu  attaquiren  ge- 
H^mltAi^  dass  der  mächtigste  unter  denenselben  nichts  weiter  verlanget,  als  dass 
es  och  mhig  und  neutral  halten  nnd  in  den  ausserhalb  Teutschland  ai\jetzo 
geßüutetk  Krieg  nicht  meliren  möge,  ja  zu  dem  Ende  die  bündigste  Versicherung 
giebet,  dass  er  auch  nicht  einmal  semes  Gegentheils  in  Teutschland  gelegene 
Staaten  angreifen  wolle;  wann  femer  Se.  Königl.  Majestät  Ihren  Einsichten 
nach  nicht  anders  nrtheilen  können,  als  dass  bei  so  bewandten  Umständen  die 
^ninnm<'"«'4»^*!*»g  einer  Reichsarmee  ganz  unnöthig  und  sowohl  denen  Ständen, 
welche  dasn  die  Völker  stellen,  als  auch  dene^jenigen,  in  deren  Gebiet  sich 
fdbige  formiren  sollen,  kostbar,  überlästig  und  ruineuz  sein  werde  und  ehe  dazu 
dienen  könne,  eine  nicht  ezistirende  Gtefahr  erwachsen  zu  machen  als  das  Reich 
dagegen  in  föcherfaeit  zu  stellen  —  so  ermangelten  Sie  an  Ihrer  Pflicht,  wfmn 
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Sie  ein-  oder  anderm  Reichsstand  zu  liebe  Sich  enthalten  wollten,  denen 
übrigen,  wann  mit  ihnen  darüber  commimiciret  wird,  Ihre  dabei  findende  Be- 
denklichkeit offenherzig  und  ohngescheuet  zu  erkennen  zu  geben,  und  würde  es 
wider  die  reichsständische,  so  Üieuer  erworbene  Freiheit  laufen,  wenn  man 
Ihro  und  andern  solche  Freimüthigkeit  verargen  oder  darunter  Biaas  und  Ziel 
vorschrdben  wollte. 

Se  Königl.  Migestät  in  Preussen  sind  sowohl  aus  genauer  Abwägung  der 
gegenwärtigen  Verfassung  und  Umstände  des  Reichs  und  dessen  Yerhältniss 
gegen  seine  Nachbarn,  als  auch  durch  die  Betrachtung  der  Begebenheiten 
voriger  Zeiten  vollkommen  überzeuget,  dass  denenselben  alle  offensive  Kriege, 
sie  laufen  auch  so  glücklich  als  sie  wollen,  nicht  anders  als  schädlich  und  ver- 
derblich sein  können,  und  dass  dessen  wahres  Wohl  erfordere,  sich,  so  lange  es 
immer  möglich,  in  Ruhe  zu  halten  und  seine  in  vorigen  Unruhen  nicht  wenig 
erschöpfte  Kräfte  wiederum  zu  erholen,  lun  einen  unvermutheten  Angriff  desto 
tapferer  und  leichter  abkehren  zu  können:  und  nach  solchem  Principio  setzen 
Sie  auch  die  unverrückte  Erhaltung  des  in-  und  äusserlichen  Ruhestandes  in 
dem  werthen  Vaterlande  zum  vornehmsten  und  unwandelbaren  Augenmeik 
Ihrer  Sorgen  und  EntSchliessungen.  Sie  haben  auch  diese  reine  patriotische 
Gedenkensart  bei  dem  ganzen  Lauf  der  letztem  Friedensnegociation  denen 
Höfen  von  Wien  und  London  keineswegs  verhohlen  und  denenselben  weder 
vor,  noch  bei,  noch  nach  dem  Dresdenschen  Friedensschluss  jemals  die  aUer- 
geringste,  auch  nur  weit  entfernte  Hoffiiung  gegeben,  dass  Sie  Selbst  an  dem 
gegenwärtigen  Kriege  gegen  die  Cron  Frankreich  Theil  nehmen  oder  auch  die 
Einflechtung  des  Reichs  in  solchen  Krieg  befördern  würden. 

Hiemach  sind  die  Verabredungen  des  Dresdenschen  Friedenstractats  auf 
das  genaueste  abgemessen,  die  von  Sr.  Königl.  Majestät  dem  Durchlauchtigsten 
Hause  Oesterreich  versprochene  Grarantie  mit  dürren  klaren  Worten  auf  dessen 
in  Teutschland  besitzende  Staaten  restringiret,  und  mit  aller  menschmögliohea 
Vorsichtigkeit  vermieden  worden,  dass  darinnen  nicht  das  mindeste  einfliessoi 
möchte,  woraus  Deroselben  eine  weitere  Verbindung,  als  der  Schutz  und  die 
Sicherheit  des  Reichs  und  die  Erhaltung  seiner  Ruhe  erfordert,  aufjgeburdet 
werden  könnte.  Se.  KönigL  Majestät  haben  um  so  nöthiger  erachtet,  bei  der 
Negodation  dieses  Tractats  ausserordentliche  Praecautiones  zu  nehmen,  als  sel- 
biger bei  den  compaciscirenden  hohen  Theilen  zur  Richtschnur  und  Massregiü 
ihrer  gegen  einander  habenden  G^erechtsamen  und  künftigen  Betragens  dienen 
soll  und  die  reciproque  führende  Desiderata  entscheiden  muss. 

Nachdem  nun  sothaner  Tractat  auf  solchen  Fuss  geschlossen,  genehmiget, 
ratifidret  und  beiden  Theilen  zum  G^etz  worden,  so  scheinet  es  gewiss  etwas 
seltsam,  wenn  man  anjetzo  Sr.  König!.  Majestät  anmuthen  wül,  von  deasen  Dis- 
position zurückzutreten  oder  die  Erfüllung  desjenigen,  was  Ihro  darinnen  so 
heilig  und  so  deutlich  versprochen  ist,  durch  solche  Dtoarchen  zu  erkanfen, 
gegen  deren  Ansinnnng  Sie  in  eben  dem  Tractat  Sich  mit  so  grosser  Boigfidt 
und  mit  so  marquirter  Aufinerksamkeit  verwahret 

Die  in  dessen  1.  Articul  stipulirte  willfährige  Beförderung  beideneitiger 
Interessenten  Vortheilen  und  Sicherheiten  sind  Se.  Königl.  M^jest&t  in  Preoasen 
der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungam  und  Böhmen  Majestät  jederzeit  zu  leisten 
willig  und  erbötig,  insoweit  solches  mit  dem  allgemeinen  Wohl  des  VaterlaadeSi 
welchem  Se.  Königl.  Majestät  sowie  Dero  eigene,  als  auch  fremde  Vorthdle 
nachzusetzen  Sich  verpflichtet  erachten,  und  sodann  auch  mit  Ihrem  eigenen 
Interesse,  das  ist  (weil  doch  über  dieses  Wort  eine  Explication  verianget 
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weiden  scheinet)  mit  der  Sicherheit  Ihres  Staats  und  denen  Gerechtsamen  Ihres 
KOnigL  Chorhauses  bestehen  kann. 

Dergleichen  Willfährigkeit  haben  Sie  zwar  bisher  nicht  anders  als  in  Vor- 
fidlen  von  geringerer  Importanz,  als  bei  dem  Einquartierangsgeschäfte  in  dem 
Niederrheinischen-Westphälischen  Kreise,  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn 
und  Böhmen  Migestät  zu  bezeigen  Gelegenheit  gefunden;  es  wird  aber  gewiss 
an  Sr.  KönigL  Majestät  nicht  haften,  dass  nicht  Höchstdieselben  auch  in  wich- 
tigem Angelegenheiten  werkthätige  Proben  Ihrer  wahren  und  aufrichtigen 
Freondschaft  empfiangen  sollten.  Se.  KönigL  Majestät  haben  auch  in  solcher 
Absicht  Sich  bereits  erkläret  und  erklären  Sich  noch  femer,  dass,  dafeme  nach 
erfolgtem  Gteneralfrieden  an  Dero  Herren  Beichsmitstände  gebracht  werden 
wollte,  die  Beichsgarantie  über  die  Oesterreichische  Erbfolge  zu  erneuern  und 
anf  alle  dazu  gehörige,  auch  ausserhalb  Teutschland  gelegene  Provincien,  in 
deren  Besitz  das  Durchlauchtigste  Erzhaus  Oesterreich  durch  den  Friedensschluss 
befestiget  werden  wird  oder  die  demselben  etwa  vom  neuen  cediret  werden 
möchten,  zu  erstrecken,  es  an  Ihro  nicht  liegen  solle,  dass  solches  Gesuch  ge- 
nehmiget werde,  und  Sie  selbigem  nicht  das  geringste  in  den  Weg  zu  legen 
gedenken,  wenn  nur  von  Deroselben  deshalben  ein  mehreres  nicht  erfordert 
wird,  als  woizu  Sie  Sich  durch  den  Dresdenschen  Friedenstractat  anheischig  ge- 
machet, dessen  Grenzen  hierunter  zu  erweitem  Sie  aus  verschiedenen  höchst 
wichtigen  Considerationen  Sich  keinesweges  entschliessen  können. 

Willfährigkeiten  aber  und  Schuldigkeiten  sind  Dinge  von  ganz  unter- 
schiedener Natur  und  Eigenschaft;  beide  stehen  in  Weltgeschäften  ui  gewisser 
MiMO  in  eben  der  Verhältniss,  als  im  gemeinen  Leben  liquide  und  illiquide 
Schulden;  sowie  zwischen  diesen,  bekannten  Bechten  nach,  keine  Compensation 
Statt  hat,  so  kann  auch  bei  denen  Handlungen  souverainer  Compaciscenten 
die  ErfuUmig  dessen,  was  der  eine  Theil  ex  pacto  fordert,  an  die  Bewerk- 
■telligang  einer  Sache,  die  der  andere  nicht  anders  als  ex  benevolentia  zu  ver- 
langen befugt  ist,  keinesweges  gebunden,  noch  darauf  bestanden  werden,  dass 
beides  mit  gldchen  Schritten,  Anwendung  vor  Anwendung,  Beförderung  vor 
Beförderung  geleistet  werden  müsse. 

£•  ist  demnach  nicht  schlechterdings  ein  freundschaftliches  G^esnch,  wie 
man  es  in  der  vorliegenden  Schrift  zu  nennen  beliebet,  wenn  der  Eodserin  und 
Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  von  Sr.  König!.  Majestät  in  Preussen 
angegangen  werden,  um  die  Beichsgarantie  des  Dresdenschen  Friedens  beför- 
dern zu  helfen,  sondern  Se.  Königl.  Majestät  fordem  solches  als  eine  Erfüllung 
der  vemöge  eines  solennen  Tractats  eingegangenen  Verbindlichkeit,  und  kann 
dergleichen  Gesuch  ohne  Verletzung  solchen  Tractats  nicht  verweigert  werden. 

Die  jenseits  begehrte  Königlich  Preussische  Concurrenz  zu  Emeuerung  der 
Beichsgarantie  der  Oesterreichischen  Erbfolge  kann  hingegen  aus  keinem  andern 
Grunde  als  ex  mera  benevolentia  prätendiret  werden,  und  dependiret  demnach 
ans  i^leich  an£uigs  angeführten  unwidersprechlichen  Gründen  lediglich  von  Sr. 
KdnigL  Hiyestät,  ob  Sie  anjetzo  solchem  Gesuch  zu  willfahren  oder  es  zu  ver- 
liieten  Ihrem  wahren  Interesse  convenable  zu  sein  erachten,  und  kann  letzteren 
FaUa  'Deroselben  keine  Abweichung  oder  Emiangelung  an  Ihrer  obhabenden 
ScfanUigkeit  im  geringsten  zur  Last  geleget  werden. 

£•  gereichet  mdessen  Sr.  Königl.  Majestät  zu  ganz  besonderem  Vergnügen 
mid  Consdation,  dass  der  Kaiserin  und  Königin  Migestät  in  der  vorliegenden 
Sdiiift  auBdrflcklich  dedariren  lassen,  wasmaassen  Sie  absolute  nichts  ver- 
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langen,   als  was  offenbar  gerecht,  billig  und  denen  Reguln  des 
guten  Trauens  und  Glaubens  gemäss  ist 

Und  gleichwie  Sie  Ihres  hohen  Orts  eben  dieselbe  Principia  hegen  und 
von  Höchstgedacht  Ihro  Ejuserl.  und  K5nigl.  Majestät  nichts  anders  begehren, 
als  wozu  Sie  der  klare  Buchstab  eines  mit  Ihro  geschlossenen  solennen  Trac- 
tats  verbindet  und  was  ohnedem  Deroselben  in  keine  Wege  beschwerlich,  noch 
Ihrem  Interesse  nachtheilig  sein  kann,  so  schmeicheln  Sie  Sich  auch  ndt  der 
angenehmen  Hoffnung,  dass,  da  nunmehro  alle  bei  diesem  Garantiegeschfifte 
obmovirte  Zweifel  gründlich  erörtert  und  die  zu  erläutern  verlangte  Punkte  in 
ein  helles  Licht  gesetzet  worden,  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und 
Böhmen  Majestät  keinen  fernem  Anstand  nehmen  werden,  nach  dem  wohl- 
gemeinten Rath  Ihrer  eigenen  Freunde  und  Bundesgenossen  die  Hand  mit  Ernst 
an  das  Werk  zu  legen  und  es  dahin  einzuleiten,  dass  dieses  so  lange  verzögeite 
Geschäfte  mittelst  eines  willfährigen  Kaiserlichen  Commissionsdecrets  ohne 
weitem  Aufenthalt  an  die  Reichsversammlung  gebracht,  auch  daselbst  mit  be- 
hörigem Nachdmck  unterstützet  und  zum  gewierigen  Ausschlag  befördert,  mit- 
hin dem  Dresdenschen  Friedensschluss  seine  vollkommene  Erfüllung  gegeben, 
die  dadurch  wiederhergestellte  Ruhe  im  Reich  auf  einen  soliden  und  unwandel- 
baren Fuss  befestiget  und  alles  dasjenige  aus  dem  Grunde  gehoben  und  hinw^ 
geräumet  werden  möge,  was  zwischen  beiden  Höfen  einiges  Misstrauen,  bei 
andern  aber  vieles  Nachdenken  veranlassen  oder  sonst  der  engen  und  ver- 
trauten Freundschaft  und  genauen  Einverständniss  im  Wege  stehen  könnte, 
welche  mit  Ihro  KuserL  und  Königl.  Majestät  sorgfältig  zu  unterhalten  und 
mehr  und  mehr  zu  bestärken  und  enge  zu  verknüpfen  Se.  KönigL  Majestät  Sich 
mit  eben  der  Aufmerksamkeit,  wie  solches  von  Dero  in  Grott  ruhenden  Herren 
Vorfahren  geschehen,  Sich  jederzeit  angelegen  lassen  sdn  werden. 

Berlin,  den  7.  Februar  1747. 

C  0  p  i  a. 

Demnach  auf  Ihro  Römisch  -  Kuserl.  und  Catholischen  Majestät  Verlangen 
und  Ersuchen  des  Königs  in  Preussen  Migestät  wegen  der  von  dem  gesammten 
Teutschen  Reich  zu  übernehmenden  Gkrantirung  der  von  Ihro  Römisch-KaiserL 
und  Catholischen  Majestät  in  Dero  Durchlauchtigstem  Erzhause  vor  das  künftige 
festgesetzten  Succession  und  Erbfolge  eine  Declaration  sub  dato  Berlin,  den 
26.  Juni!  1731  ausgestellet,  welche  von  Wort  zu  Wort  lautet  wie  folget  : 

Nachdem  Ihro  Römisch-KaiserL  und  Gatholische  M%jeetilt  durch  Dero  hier 
anwesenden  Wirklichen  Geheimen  Rath  und  G^eralfeldzeugmeister  Heim 
Grafen  von  Seckendor£f  zu  erkennen  geben  lassen,  wasmassen  Allerhöchstdieselbe 
entschlossen,  die  Garantie  des  gesammten  Teutschen  Rdchs  über  die  von  Duo 
in  Ansehung  der  sämmtlichen  dem  Durchlauchtigsten  Erzhause  Oesteneich  sa- 
gehörende Königreiche,  Provinzen  und  Lande  festgesetzte  Succession  und  Erb- 
folge zu  suchen,  Sie  auch  dabei  Sich  ungezweifelt  promittireten,  dass  Se.  KönigL 
Migestät  in  Preussen  dieses  Werk  bei  der  Reichsversammlung  zu  Regensboig 
zu  secundiren  geneigt  sein  würden,  und  dann  Höchstgedachte  Se.  KönigL 
Majestät  von  Preussen  Ihro  Römisch-KaiserL  und  Gatholische  Majestät  damnter 
zu  will&hren  umb  so  mehr  billig  und  bereit  sind,  als  Ihro  und  dem  gesammten 
Reich  zum  höchsten  daran  gelegen,  dass  obbemeldte  Succession  und  Erbfolge 
jedeneit  unverletzt  und  unverrückt  erhalten  und  niemaien  einige  Dismembration 
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oder  Theilung  besagter  Königreiche,  Provinzen  und  Lande  verstattet,   sondern 
dieselbe  dem  Durchlauchtigsten  Erzhause  Oesterreich  jetzt  und  künftig  unzer- 
txennt  conserviret  und  die  zu  solchem  Ende  eingeführte  Erbfolge  unverbrüchlich 
tmd  beUig  beobachtet  und  davon  unter  ^keinerlei  Prätext  abgegangen  oder  des- 
halb einige  Hinderung,  es  sei  von  wem  es  wolle,  gemachet  werden  möge: 

AIb  declariren  und  versprechen  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  hierdurch 
und  kraft  dieses,  nicht  allein  mit  Dero  Yotis  bei  der  Reichsversammlung  zu 
Regeneburg  es  dahin  zu  befördern  zu  helfen,  damit  oberwähnte  Garantie  von 
des  gesammten  Reichs  wegen  übernommen  werde ,  sondern  dass  Sie  auch  alle 
dieDsame  gute  Officia  bei  Dero  Reichsmitständen,  mit  welchen  Sie  in  gutem 
Vernehmen  stehen,  dahin  anwenden  wollen,  dass  selbige  zu  gleichmässigen  Sen- 
timaten  bewogen  werden  mögen. 

Urkundlich  Sr.  Königl.  Majestät  eigenhändigen  Unterschrift  und  vor- 
gedrockten  Königlichen  Insiegels,  Berlin,  den  26.  Junii  1731. 

Als  declariren  hingegen  Ihro  Römisch-Kaiserl.  und  Catholische  Majestät 
hieidnich  und  in  Kraft  dieses,  dass  wenn  gleich,  wie  zu  hoffen,  oberwähnte 
Garantie  der  Oesterreichischen  Erbfolge  von  dem  gesammten  Teutschen  Reich 
übernommen  wird,  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  auch  Dero  Einwilligung 
mittelst  Ihrer  Chur-  und  Fürstlichen  deshalb  ablegender  beifälliger  Yotorum 
dazQ  ertheilen ,  Sie  dennoch  dadurch  zu  einem  mehrem  nicht ,  es  sei  an  Yolks- 
hülfe  oder  Geldprästationen,  oder  der  Länder,  woselbst  sie  gebrauchet  werden, 
Qiu]  wie  es  sonsten  Namen  haben  mag,  obligiret  und  verbunden  sein  sollen  und 
wollen,  als  bloss  allein  zu  demjenigen,  wozu  Sie  in  Dero  mit  Ihro  Römisch- 
K&iserl  und  Catholischen  Majestät  habenden  geheimen  Allianztractat  in  Ansehung 
i&ehrbesagter  Oesterreichischen  Erbfolge-Garantirung  Sich  allschon  verbindlich 
gemachet 

Urkundlich  Ihro  Römisch-Kaiserl.  und  Catholischen  Majestät  eigenhändigen 
Unterschrift  und  vorgedruckten  Kaiserlichen  Insiegels,  Wien,  den  7.  Augusti  1731. 
Carl  mpp. 

(L.  S.) 

Ph.  Ludw.  Graf  v.  Sinzendorff. 
Joh.  Christoph  Bartenstein. 


Antwort  auf  das  Königlich  Preussische  Promemoria  vom 

10.  November   1749*). 

p^  Der  Kaiserin-Königin  Majestät  haben  unter  andern  aus  der  vom  Königlich 
^^^^Hßoachen  Cabinetsministerio  dem  Herrn  Grafen  de  La  Puebla  ertheilten  Ant- 
^^>t  vom  10.  November  a.  c.  ersehen,  dass  Allerhöchstdieselbe  beargwöhnet  zu 
.  ^tden  scheinen,  als  ob  Ihrerseits  theils  in  dem  Punkt  des  Commercii  und  theiis 
!^  dem  Punkt  der  Reichsgarantie  des  Dresdner  Friedensschlusses  jetztgedachter 
-^^edensschluss  nicht  genau  erfüllet  worden  wäre.  Gleichwie  nun  Ihro  Kaiserlich 
^^uigUche  Majestät  beständig  beeifert  waren,  annoch  beeifert  seind  und  unver- 
^^^erlich  auch  fürohin  beeifert  sein  werden,  denen  gegen  des  Königs  von 
V^^^osaen  Majestät  obhabenden  Verbindlichkeiten  ein  vollständiges  getreues 
^'Ungen  zu  leisten,  also  haben  Allerhöchstdieselben  nicht  anstehen  wollen,  diese 

•  Vgl.  oben  S.  82. 
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Gelegenheit  zu  ergreifen,  am  abermalen  Ihre  reineste  GMenkenart  80,  wie  es 
nur  immer  anverlanget  werden  kann,  hinwiederum  zu  erkennen  zu  geben. 

Und  80  viel  zwar  den  Punkt  des  Commercii  anbelangt,  ist  ach  in  einem 
allschon  im  Jahre  1747  dem  an  Ihrem  Hoflager  befindlichen  Königlich  Preussi- 
sehen  bevollmächtigten  Herrn  Ministro  zugestellten  und  seithero  einer  späteren 
Schrift  vom  15.  Novembris  reuerdingen  beigelegten  Promemoria  zu  genauester 
Beobachtung  dessen,  was  der  achte  Articul  des  Berliner  und  der  sechste  des 
Dresdner  Tractats  vermögen,  sobald  das  vollkommene  Reciprocum  Königlich 
Preussischer  Seits  eingeführet  und  die  deme  widerstrebenden  Neuenmgen  abge- 
stellet  sein  werden,  auf  das  btlndigste  verboten  worden. 

Es  ist  aber  bis  nun  zu  keine  Rückantwort  darauf  erfolget,  sondern  man  hat 
nur  von  denen  mehreren  dies  Orts  angeführten  Beschwerden  eine  einzige,  näm- 
lich die,  so  die  hungarische  Weine  anbetrifft,  insbesondere  berühret,  doch  auch 
hierüber  nicht  in  Gleichförmigkeit  obiger  beeder  Articlen  sich  gefinssert:  wie 
die  femerweitere  obgedachtem  bevollmächtigtem  Herrn  Ministro  beschehene 
Vorstellungen  ein  solches  ohnumstösslich  beweisen.  Gleichwie  nun  bei  so  be- 
wandten Umständen  der  Wienerische  Hof  so  wenig  den  mindesten  Verzog  als 
Unerfülluug  in  puncto  commercii  sich  zu  Schulden  kommen  lassen,  also  kann 
eben  so  wenig  schwer  fallen,  das  nämliche  auch  in  Ansehung  der  Beichs- 
garantie  ganz  überzeugend  darzuthun. 

Ohnnöthig  würde  sein,  in  jene  Untersuchungen  hinein  zu  gehen,  welche  sich 
mehrers  für  die  fürgeweste  Kriegs-  als  nunmehrige  glücklichere  Friedenszeiten 
geschicket  haben,  folglich  bei  denen  aus  dem  ersterem  und  achtem  Articul  des 
Dresdner  Friedens  entspringenden  Verbindlichkeiten  oder  dem  durch  so  häufige 
mit  churbrandenburgischer  Beistimmung  errichtete  Reichsschlüsse  versichertem 
EinbegrifP  derer  österreichischen  Niederlanden  unter  denen  zum  Reich  gehörigen 
Landen  sich  aufeuhalten.  Gänzlichen  wird  ein  solches  anjetzo  bei  Seiten  ge- 
setzet, ohne  jedoch  der  habenden  Befugniss  das  mindeste  andurch  zu  vergeben, 
folglich  wird  sich  begnüget,  lediglich  auf  den  neunten  Articul  des  nämlichen 
Tractats  sich  zu  beziehen  und  zu  steifen,  als  welcher  sowohl  der  einzige  als 
eigene  ist,  worinnen  von  der  Reichsgarantie  Erwähnung  beschiehet,  mithin  wo- 
rauf das  anderseitige  Verlangen  sich  gründet.    Derselbe  lautet  nun,  wie  folgt: 

Sa  Majest6  le  Roi  de  la  Grande- Bretagne,  outre  la  garantie  partlcnli^  dont 
eile  veut  bien  se  charger  de  ce  pr^nt  trait^,  NB.  dans  toute  son  ^tendue, 
voudra  bien  encore  prendre  siu-  soi  de  joindre  ses  soins  k  ceux  des  deux  hautes 
parties  contractantes,  pour  le  faire  non  seulement  garantir  par  la  »^publique  des 
Provinces-Unies  des  Pays-Bas,  mais  aussi  par  tout  TEmpire,  et  de  iälre  com- 
prendre,  inclure  et  garantir  dans  le  fiitur  trait^  de  paix  g^n^rale,  et  par  toutes 
les  puissances  qui  y  prendront  part,  tous  les  Zitats  et  pays  de  Sa  Majest^  le  Boi 
de  Prusse  et  en  particulier  NB.  le  trait^  de  paix  de  Breslau  et  le  prä- 
sent trait^  de  paix,  tout  comme  les  Etats  et  pays  de  Sa  Majest^  Tlmp^ratrioe- 
Reine  de  Hongrie  et  de  Boheme. 

Unendlich  weit  entfernet  seind  der  Kaiserin  -  Königin  Majestät  zu  einigem 
nicht  vollkommen  und  ohne  Ausnahm  gegründetem  Behelf  jemalcn  Ihre  Zu- 
flucht zu  nehmen,  mithin  ist  Ihre  Meinung  ganz  und  gar  nicht,  Ihre  Verbind- 
lichkeit dadurch  zu  entkräften,  dass  der  ganze  Articul  so  gefasset  ist,  um  nur  die 
von  Sr.  Königl.  Grossbritannischen  Majestät,  als  durch  Dero  Vermittelung  be- 
sagter Frieden  kundbarermassen  geschlossen  worden,  übernommene  Obliegenheit 
auszudrucken.    Sie  erkennen  vielmehr,  dass  Sie  Sich  andurch  zu  jenem,  was  der 
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Articiü  vennag  und  so  wie  er  es  vermag,  untereinstem  mit  anheischig  gemacht 
haben. 

Herentgegen  halten  Sich  zugleich  Allerhöchstdieselbe  von  des  Königs  von 
Preossen  Majestät  hohen  Gemüthsbilligkeit  hinwiedenunb  gänzlichen  gesichert, 
daas  Dero  Verlangen  sich  dahin  nicht  erstrecken  werde,  noch  könne,  der  Kai- 
serin und  Königin  Majestät  ganz  einseitig  zu  jenem,  was  die  in  der  Mitten  des 
Articals  stehende  Wörter:  de  joindre  ses  soins  k  ceux  des  deux  hautes 
parties  contractantes,  bloss  der  billigen  Folge  nach  und  nicht  mit  gleicher 
Deutlichkeit,  als  alles,  was  vorhergehet  und  darauf  folget,  vermögen,  alsdann 
und  in  so  lang  gebunden  zu  halten,  als  Ihro  in  deme,  was  vorhergehet  und 
waa  darauf  folget,  nicht  nur  entstanden,  sondern  sogar  auch  dessen  Erfüllung 
bis  nun  zu  durchaus  geweigert  und  versaget  werden  will.  Allzu  offenbar  würde 
eine  solche  Ausdeutung  gegen  die  erstere  unleugbareste  R^eln  des  natürlichen 
und  Yölkerrechtens ,  gegen  das  geheiligte  Band  der  menschlichen  Gremeinschaft 
laufen^  um  derenthalben  des  Königs  von  Preussen  Majestät  auch  nur  im  minde- 
sten beargwöhnen  zu  wollen  oder  zu  können.  Hat  nun  dieser  Grundsatz  seine 
Richtigkeit,  so  ergiebet  sich  der  Ueberrest  von  selbsten,  wenn  dargegen,  was 
aeit  dem  Schluss  des  Dresdner  Friedens  in  Sachen  erfolget  ist,  gehalten  wird. 

Der  Kiüseiin-Königin  Majestät  waren  sogleich  bemühet,  die  nicht  erst  aus- 
snwürkende,  sondern  im  Dresdner  Friedensschluss  selbsten  allschon .  zugesagte, 
einen  Theil  desselben  ausmachende  und  zmn  Grund  alles  übrigen,  was  in  ob- 
angezogenem  neunten  Articul  verordnet  wird,  gelegte  Gkurantie  Sr.  Königl.  Gross- 
britannischen Majestät  vielgedachten  Friedensschlusses  dans  toute  son  6tendue 
m  erhalten^  und  zwar  auf  ganz  gleiche  Welse,  als  Ihro  sowohl  als  des  Königs 
Ton  Preussen  Blajestät  ohne  allem  wissentlichen  Unterschied  die  Garantien  sowohl 
d&et  Breslaner  Praeliminarien  als  Berliner  Tractats  von  der  Cron  Engelland 
g^dstet  worden  wären. 

Dero  Minister  am  englischen  Hof  Herr  von  Wasner  wurde  ausdrucklich  und 
gemessen  angewiesen,  mit  dem  Königlich  Preussischen  daselbstigen  Herrn  Ministro 
hierunter  ganz  einstimmig  und  zu  gleichen  Schritten  zu  Werk  zu  gehen. 

Nach  des  nämlichen  Articuls  klärer  Anleitung  wurden  eben  diese  Befehle 
an  den  Herrn  Baron  von  Reischach  ebenmässig  sogleich  erlassen  und  in  deren 
Folge  ein  zwischen  ihme  und  Herrn  von  Ammon  freundschaftlich  verabredetes 
g^chf5rmiges  Promemoria  übergeben. 

Anstatt  aber,   dass  diesem  Ansuchen  ein  Gnügen  beschehen  wäre,   musste 

man  nach   der  Hand  vernehmen,   dass  eine  von  der   im  neunten  Articul  des 

Dresdner  Friedens,  so  wie  obstehet,  ansbedungenen  Königlich  Gros&britannischen 

Qtnmtie  ganz  unterschiedene  Grarantie  sowohl  ausgewürket  als  durch  eine  be- 

tondere  Acceptationsurkund  zu  befestigen  sich  beflissen  worden. 

Sobald  nun  der  Kaiserin-Königin  Majestät  ein  solches  vernommen,  so  haben 
Allerhöchstdieselbe  das  in  der  Sachen  wesentlichen  Natur  gegründetes  Ansuchen 
geUian,  dass  gleichwie  mittelst  der  unter  dem  19.  Septembris  1746  eben  erwähn- 
^  Maassen  ertheilten  Garantie  allein  derjenige  Theil  des  Dresdner  Friedens, 
Welcher  des  Königs  von  Preussen  Majestät  zu  guten  kommt,  oder  die  darinnen 
^rthaltene  Abgaben  gewehret  worden,  also  nicht  minder  auch  Ihro  das,  was 
^^dnög  des  nämlichen  Friedens  zu  Ihrem  Behuf  ausbedungen  und  zugesagt 
forden,  auf  ganz  gleiche  Weise  gewähret  werden  möchte:  dergestalten  dass 
^  Gldchheit  zwischen  ein  und  anderen  Garantie  nicht  den  Gegenstand  oder 
^  Ohjeetom  der  Gewährung,  als  welches  bei  einer  jedem  Theil  insbesondere 
losteixler  Garantie  ohnmöglich  einerlei  oder  gleich  sein  kann,  sondern  die  Ge- 
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währungsart  zu  betreffen  hätte.  In  welchem  Fall  Sie  Sich  zur  Ausstellung  einer 
der  Königlich  Preussischen  ganz  gleichförmigen  Acceptationsnrkund  hinwiederumb 
auf  das  willfährigste  anerboten  haben. 

Je  weniger  nun  die  Unzertrennlichkeit  derer  gegen  einander  beschehender 
Zusagen  in  den  geringsten  Zweifel  gezogen  werden  kann,  je  weniger  wurde 
derenthalben  einiger  Anatand  vermuthet. 

Allein  ist  aus  nicht  bekannten  Ursachen  aller  eifrigst  angewandter  Be- 
mühung ungeachtet  dieses  Kaiserlich  Königliches  Verlangen  bis  nun  zu  uner- 
füllet  geblieben.  Es  hat  zwar,  nur  um  das  Werk  zu  erleichtem,  mithin  an  sich 
nichts  erwinden  zu  lassen,  darmit  der  neunte  Articul  des  Dresdner  Friedens  in 
allen  seinen  Theilen  je  ehender  je  besser  zur  vollständigen  Erfüllung  gebracht 
werde,  der  Wienerische  Hof  noch  über  das  sich  angetragen,  allenfalls  auch  mit 
deme  sich  begnügen  zu  wollen,  wann  von  der  Krön  Engelland  der  ganze 
Dresdner  Frieden  just  so  garandret  würde,  wie  der  ganze  Breslauer  Ptaelimi- 
narien-  und  der  ganze  Berliner  Tractat  der  Kaiserin-Königin  Majestät  allschon 
garantiret  worden :  be vorab  da  die  aus  diesen  beeden,  annoch  bei  ihrer  völligen 
Kraft,  ausser  in  denen  durch  den  späteren  Dresdner  Frieden  abgeänderten 
Punkten  verbleibenden  Garantien  entspringende  Verbindlichkeit  beständig  füi^ 
dauert  und  man  sich  darvon  dies  Orts  nimmermehr  verdringen  lassen  wird,  noch 
kann.  Aber  auch  dieser  Antrag  ist  nicht  beliebet  und  damit  zugleich  die 
Garantie  derer  Herren  General-Staaten,  so  wie  dieselbe  nach  oft  angezogenem 
neunten  Articul  unstrittig  beschaffen  sein  sollte,  verhindert  worden. 

Hierbei  ist  es  nicht  einmal  verblieben,  sondern  der  Kaiserin-Königin  Majestät 
hat  in  Ansehung  dessen,  was  zu  Ende  des  Articuls  von  der  damals  noch  be- 
vorgestandenen Friedenshandlung  auf  das  deutlichste  verordnet  wird,  und  woza 
sonder  allem  Zweifel  theils  Se.  Königl.  Grossbritannische  und  theils  Se.  KönigL 
Preussische  Majestät  Ihro,  wie  Sie  Ihnen,  in  ganz  gleicher  Maass  verbunden  seind, 
das  eigene  Schicksal  wie  in  Ansehung  der  in  Eingang  des  Articuls  versprochenen 
Königlich  Grossbritannischen  Garantie  betroffen. 

Die  im  achten  Articul  des  nämlichen  Friedens  übernommene  Königlich 
Preussische  Garantie  ist  zwar  auf  die  von  der  Kaiserin -Königin  Majestät  in 
Teutschland  besitzende  Länder  eingeschränkt.  Die  nämliche  Bewandnuss  aber 
hat  es  nicht  mit  der  im  darauf  folgenden  neunten  Articul  zugesagten  den  Frieden, 
wie  die  erstere  den  fürgewesten  Krieg  supponirenden  Garantie.  In  jenem  Ar- 
ticul werden  denen  Worten:  tous  les  Etats  de  Sa  Majest6  Prnssienne 
Sans  exception,  die  Wörter:  tous  les  Etats  que  Sa  Majest^  PImpä- 
ratrice-Reine  de  Hongrie  poss^de  en  Allemagne,  enigegengesetzet;  in 
diesem  hingegen  wird  aller  Unterschied,  alle  Einschränktmg  durch  die  so  deut- 
lich ausgedrückte  Gleichhaltung  in  verbis:  tout  comme,  aufgehoben,  deige- 
stalten  dass  gleichwie  der  Kaiserin -Königin  Majestät  staute  reciproco  Sich  ver- 
bunden machten,  gesammte  Königlich  Preussische  Länder  zu  garantiren,  also 
hinwiederum  auch  des  Königs  von  Preussen  Majestät  Sich  nicht  entschtttten 
können,  Ihro  die  nämliche  Garantie  gesammt  Dero  Erbkönigreichen  und  Landen 
zu  leisten. 

Ueber  das  wird  sich  von  gesammten  in  eben  diesem  neunten  Articul,  so 
bereits  erinnerter  Massen  der  einzige  ist,  der  von  der  Reichsgarantie  handelt, 
erwähnten  dreien  Mächten,  nämlichen  beeden  contrahirenden  Theilen  und  dem 
Vermittler,  der  Kaiserin-Königin,  dem  König  von  Preussen  und  dem  König  von 
Grossbritannien,  anheischig  gemacht,  gesammter  Hand  Sorge  zu  tragen  und 
sammentliche  an  dem  damals    noch   bevorgestandenen  Frieden  Theil  nehmex^ 
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wollende  Mftchten  dahin  zu  bewegen,  dass  sie  nicht  einen  Theil  sowohl  des 
Breslaner  und  des  Dresdner  Friedens,  sondern  den  Breslaner  und  den  Dresdner 
Frieden,  ohne  darvon  etwas  auszunehmen,  nicht  einen  Theil  der  Kaiserin- Königin 
Eiblanden,  sondern  diese  Ihre  Erblande  auf  ganz  gleiche  Weis  wie  gesammte 
Königlich  Preussische  Lande  gewähren  möchten,  in  verbis:  de  joindre  leurs 
Boins,  pour  faire  comprendre,  inclure  et  garantir  dans  le  futur 
trait^  de  paix  gdn^rale  et  par  toutes  les  puissances  qui  7  pren- 
dront  part,  tous  les  Etats  et  pays  de  Sa  Majest^  le  Roi  de  Prusse 
et  en  particulier  le  trait^  de  paix  de  Breslau  et  le  präsent  traitä 
de  paix,  tout  comme  les^tats  etpays  de  SaMajestä  Tlmp^ratrice- 
Reine  de  Hongrie  et  de  Boheme. 

Ohnmöglich  hätten  sich  beede  hohe  contrahirende  Theile  nebst  dem  hohen 
Yennittler  deutlicher  erklären,  fester  gegen  einander  anheischig  machen  können. 
In  so  lang  nuui  und,  was  wohl  zu  merken  ist,  andererseits  an  dieser  Richtschnur 
geblieben  und  an  dieselbe  sich  gehalten,  haben  der  Kaiserin  und  Königin  Majestät 
anf  das  getreneste  Sich  angelegen  sein  lassen,  yielbesagtem  neunten  Articul  in 
allen  Stücken  ein  vollständiges  Genügen  zu  thun. 

DasB  Sie  Sich  aber  zu  keiner  wider  die  Unzertrennlichkeit  derer  zu  gleicher 
Zeit  gegen  einander  beschehender  Zusagen  strittenden,  allein  dem  einen  contra- 
hiienden  Theil  zu  gutem  konunenden  Garantie  einverstehen  können,  noch  wollen. 
Sieh  dagegen  gesetzet  und  darwider  Vorstellungen  gethan,  davon  haben  Sie 
nie  ein  Geheimnuss  gemacht  und  machen  darvon  annoch  um  so  weniger  eines, 
als  Sie  das  Licht  zu  scheuen  ganz  und  gar  nicht  Ursach  haben,  nachdeme  Sie 
Sieh  an  den  klaren  Buchstaben  und  Verstand  des  eigenen  Articuls  halten,  wo- 
rauf sich  das  anderseitige  Verlangen  einzig  und  allein  gründet  und  gründen 
kann.  Was  bei  der  fürgewesten  Aachner  Friedenshandlung  vorbeigegangen, 
dient  zu  dessen  ganz  überzeugendem  Beweis. 

Als  ohne  Ihrem  Zutbun  die  dortigen  Friedenspräliminarien  bekanntermassen 
ao^gefidlen,  haben  Allerhöchstdieselbe  eben  hierüber  Ihre  unveränderliche  6e- 
mfithsmeinnng  durch  die  in  Ihrem  Namen  von  Herrn  Grafen  von  Kaunitz- 
Bittbeig  ausgehändigte  Declaration  vom  23.  Mig'i  1748  sammentlichen  zu  Aachen 
anwesenden  bevollmächtigten  Herren  Ministris  so  klar  als  möglich  zu  erkennen 
gegeben.  Jetztgedachte  Declaration  befindet  sich  mehreren  gedruckten  Zeitungen 
einyerieibet,  also  dass  nicht  leicht  von  jemanden  deren  Unwissenheit  vorge- 
Bchfitaet  werden  mag. 

AUezfaöchstdieselbe  beharren  annoch   darbei.    Sie  seind  annoch  uhrbietig, 

nach  Mass  und  just  so,  wie  es  der  in  extenso  oben  angefahrte  neunte  Articul 

vermag,  demselben  ein  vollständiges  Gnügeu,  namentlich  auch  in  Ansehung  der 

Rdehegarantie,  alsdann  zu  thun,  wann  vorhergehet,  was  vorherzugehen  hat,  und 

mitereinstem  dann  ein  Gnügen  beschiehet,  was  Ihro  hinwiederum  versprochen 

worden.    Des  Königs  von  Preussen  Majestät  können  Sich  unter  eben  gemeldter 

^«ndtiger  Verwahruug  und  Bedingnuss  vollständig  darauf  verlassen,  mithin  be- 

nbet  nur  bei  Ihro,  diejenige  Hindemussen  theils  Ihrerseits  zu  heben ,  theils  bei 

^B^aen  helfen  aus  dem  Weg  zu  räumen,  welche   nach  der  klaren  Vorschrift 

^  ogeaen  Dresdner  Friedens,  von  dessen  Gewährung  die  Frag  ist,  vorhero 

g^ben  und  ans  dem  Weg  geriiumet  werden  müssen. 

Wieu,  den  28.  Novembris  1749. 
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[Proussische  Note  vom  6.  Januar  1750*).] 

Sr.  Königl.  Majestät,  unserm  allergnädigsten  Herrn  ist  umständlich  allere 
unterthänigst  vorgetragen  worden,  was  der  allhier  subsistirende  Kaiserliche  und 
Königliche  Ungarische  und  Böhmische  bevollmächtigte  Ministre  Herr  Graf 
von  Puebla  mittelst  eines  unter  dem  13.  des  nächst  abgewichenen  Monats  De- 
ccmbris  uns  zugestellten  Promemoria  und  dessen  Beilagen  von  denen  Sentiments 
seines  Hofes  sowohl  wegen  friedensschlussmässiger  Einrichtung  des  Commeicii 
zwischen  beiderseitigen  Landen  und  redproquen  Aufhebung  des  Abechosses,  als 
auch  in  Ansehung  der  Reichsgarantie  über  den  Dresdenschen  Friedenstractat  za 
erkennen  gegeben. 

8e.  Königl.  Majestät  haben  Sich  auch  die  wegen  der  beiden  erstem  Punkte 
darin  an  Hand  gegebenen  Vorschläge  voUkonunen  gefallen  lassen,  und  da  diese 
Materien  ihrer  Natur  nach  nirgends  fuglicher  als  zu  Wien  tractiret  werden 
können,  so  wird  der  daselbst  befindliche  Königliche  Ministre,  Herr  Graf  von  Pode- 
wils,  mit  dem  fordersamsten  mit  so  ausführlichen  Instructionen  versehen  werden, 
dass  man  sich  von  denen  deshalb  anzulegenden  Handlungen  einen  baldigen  ge- 
deihlichen Ausschlag  zuversichtlich  zu  versprechen  hat. 

So  viel  hingegen  die  Reichsgarantiesache  anbetrifft,  hat  zwar  höchstgedachte 
Se.  Königl.  Majestät  nicht  anders  als  sehr  erfreulich  sein  können,  gleich  zu 
Anfang  der  obangezogcnen  dahin  einschlagenden  Beilage  eine  dreimal 
wiederholte  Versicherung  von  der  unwandelbaren  Beeiferung  der  Kaiserin  und 
Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  umb  die  getreue  Erfüllung  Ihrer  ob- 
habcndcn  Verbindlichkeiten  zu  finden.  Es  würde  aber  Dero  Vergnügen  einen 
weit  hohem  Grad  erreichet  haben,  wenn  es  möglich  gewesen  wäre,  in  dem  Ver- 
folg dieser  Schrift  einige  Spuren  von  der  Realität  sothaner  guten  Gresinnungen 
zu  entdecken,  und  man  nicht  vielmehr  daraus  das  gerade  Widerspiel  nur  allzu 
deutlich  wahrnehmen  müssen. 

Denn  obwohl  darinne  die  höchstgedachter  Ihre  Kaiserl.  und  Königl.  Majest&t 
obliegende  Verbindung  zu  Beförderung  der  Reichsgarantie  das  Ihrige  bdzutragen, 
mit  klaren  Worten  anerkannt,  auch  daneben  declariret  wird,  dass  man  die  in 
der  jüngsten  diesseitigen  Schrift  unwidertreiblich  widerlegten  Behelfe»   woran 
man  ehedem  jenseits  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  zu  accrochiren  gesachet, 
an  die  Seite  setzen  wolle,  so  geschiehet  doch  solches  nicht  nur  mit  einer  seiir 
nachdenklichen  Reservation,  wodurch  man  sich  den  Recurs  zu  denenselben  ofiFisD 
behalten  zu  wollen  scheinet,  sondern  es  wird  auch  an  dessen  SteUe  das  jenseits 
in  der  ersten  Schrift  über  diese  Materie  angezogene,  in  der  diesseitigen  Antwort 
durch  unumstössliche  Gründe  zurückgetriebene,  auch  in  der  jenseitigen  R^lique 
abandonnirte  Argument  wiederumb  hervorgesuchet,  erweitert  und  in  einer  etwa« 
veränderten  Gestalt  aufgeführet. 

Das  Gebäude  dieses  aufgefrischten  Behel&  will  auf  nachstehende  Sätze  ge- 
gründet und  folgendergestalt  zusammengefüget  werden. 

Zum  Grundsatz  wird  geleget:  alle  zwischen  zweien  contrahirenden  TheUeD 
gegen   einander  geschehene  Zusagen  involviren  eine  rcciproque  Obligation,  na? 
sei  der  eine  Theil  keineswegs  gehalten,  seinem  Versprechen  ein  Genügen 
leisten,  so  lange  der  andere  tergiversire,  das  seinige  zu  erfüllen.   Nun  seien  in 
neunten  Articul  des  Dresdenschen  Friedensschlusses,  als  dem  einzigen,  worin  v 
der  Reichsgarantie  gehandelt  werde,  nicht  nur  über  dieses,  sondern  auch  n 

*)  Vgl.  oben  S.  86. 
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fiber  andere  Objecta,  als  nämlich  über  die  von  Sr.  Grossbritannischen  Majestät 
za  übernehmende  und  durch  Dero  Mitwirkung  bei  denen  Generalstaaten  der 
Vereinigten  mederlande  und  bei  denen  künftigen  Generalfriedenstractaten  zu 
sodiende  Grarantien,  einige  von  einander  unzertrennliche  Verabredungen  genom- 
men worden:  welche  Unzertrennlichkeit  man  auf  die  in  der  Mitte  jetzt  berührten 
Articuls  stehende  Worte:  de  joindre  ses  soins  k  ceux  des  deux  hautes  parties 
conteactantes,  zu  gründen  vermeinet 

Da  aber  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  in 
■olchen  Verabredungen  nicht  nur  entstanden,  sondern  auch  deren  Erfüllung  bis 
nim  zu  durchaus  yerweigert  und  versaget  werden  wollen,  so  ergebe  sich  von 
seibeten,  dass  Deroselben  nicht  angesonnen  werden  könne,  ehcnder,  bis  Sie 
dieeerhalb,  und  zwar  in  der  Ordnung,  wie  es  dem  quaest.  Articul  vorgeschrieben 
18t,  satisfiiciret  worden,  demjenigen,  was  Sie  wegen  der  Beichsgarantie  vcr- 
Bprochen,  ein  Grenugen  zu  leisten.  Man  wird  hoffentlich  jenseits  nicht  in  Abrede 
stellen  können,  dass  in  diesen  Sätzen  das  ganze  neue  angeführte  Argument  in 
semer  vollen  Stärke  aufrichtig  voi^tragen  und  selbigem  nicht  der  geringste 
Grad  der  Wahrscheinlichkeit  entzogen  worden. 

Man  ist  auch  Königlich  Preussischer  Seits  so  weit  entfernet,  die  Richtigkeit 
des  obangezogenen  Grundsatzes  in  einige  Weise  anzufechten,  als  selbiger  viel- 
mehr eb^i  dasjenige  Principium  enthält,  worauf  man  die  der  Antwort,  so  dem 
Heim  Ghrafen  von  Puebla  unter  dem  10.  Novembris  a.  pr.  allhie  ertheilet  wor- 
den, beim  Schluss  annectirte  Declaration  gründet;  jedoch  ist  dabei  nicht  aus  der 
Acht  za  lassen)  dass  die  Suspension  einer  gegenseitigen  Verbindlichkeit  nur  allein 
in  dem  Fall  statthaben  kann,  wann  der  andere  Theil  daran  Schuld  ist,  dass 
die  zwischen  beiden  genommene  Verabredung  ohnerfüllet  geblieben,  keinesweges 
aber,  wenn  der  dabei  abgezielte  Endzweck  durch  eines  Fremden  Widerstand 
oder  Verweigerung  verhindert  worden,  als  welchenfalls  die  von  beiderseits 
P^iciscenten  gegen  einander  übernommene  Obligation  einen  Weg  wie  den  an- 
dern in  ihrer  völligen  Vigueur  und  Kraft  verbleibet 

Wenn  man  nun  diese  in  der  Natur  der  Sache  und  dem  allgemeinen  Recht 
anwidersprechlich  gegründete  Frincipia  auf  den  gegenwärtig  vorliegenden  Casum 
^ypüciren  will,  so  leget  sich  augenblicklich  zu  Tage,  dass  dadurch  die  jenseitige 
Intention  so  wenig  unterstützet  werde,  dass  sie  vielmehr  derselben  gerade  ent- 
gegenstehen und  mit  selbiger  ohnmöglich  combiniret  werden  können. 

Die  Objecta,  zu  deren  Erhaltung  beide  contrahirende  Theiie  ihre  Sorgfalt 
und  Bemühungen  zu  vereinigen  sich  in  mehrangezogenem  9.  Articul  verbunden, 
beechlieBsen  sich  in  folgenden: 

1.  Die  Garantie   der  R^publique  der  Vereinigten  Niederlande   über   den 
Drasdenschen  Friedensschluss. 

2.  Die    Garantie   des    gesammten   Reichs   über    ebendenselben   Friedens- 
Khhiss. 

3.  DasB  in  dem  künftigen  GeneraUiieden  die  sämmtlichen  Staaten  und  Län- 

^  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  und  insonderheit  der  Breslauische  und  der 

^^resdensche  Friedensschluss  mit  eingeschlossen  und  von  allen  daran  theilnebmen- 

^^'^  Mächten  und   zwar  auf  eben  die  Art,  tout  comme,  garantiret  werden 

'QÖQliteii,  wie  solches  in  Ansehung  der  Staaten  und  Länder  der  Kaiserin-Königin 

^   IJngam  und  Böhmen  Mfgestät  geschehen  würde. 

Es  geschiehet  hiebei    nicht  die  allergeringste  Erwähnung,  in  was  vor  Ord- 

^^^C  vorangezeigte  Objecta  vor  die  Hand  genommen  werden  müsstcn.    Sie 

*^^en  zwar  neben  einander,  aber  keinesweges  gegen  einander,  sodass 

9* 


132  ^^^  dresdener  Friede  und  seine  Ausführung. 

durch  Nichterfüllung  des  einen  Objecti  die  in  Ansehung  der  übrigen  beiderseits 
contrahirte  Verbindung  kraftlos  gemacht  oder  suspendiret  zu  sein  erachtet  wer- 
den könnte;  und  die  Worte,  welche  zu  Behauptung  ihrer  Unzertrennlichkeit 
obangezogenermassen  aus  diesem  Articul  angefuhret  werden  wollen,  rapportiren 
sich  augenscheinlich  nicht  auf  beide  contrahirende  Theile,  sondern  auf  des  Königs 
von  Grossbritannien  Majestät  als  Vermitteler  der  ganzen  Friedenshandlung.  Daas 
auch  Se.  Grossbritannische  Majestät  von  beiden  contrahirenden  Theilen  um  Dero 
MitwUrkung  zu  Erhaltung  obrubricirter  Objectorum  und  um  Uebemehmung  der 
Garantie  des  vorseienden  Tractats  conjunctim  requiriret  werden  sollten,  solches 
ist  nicht  einmal  in  mehrerwähntem  Articul  namentlich  bedungen  worden,  son- 
dern man  hat  darinne  supponiret,  dass  Dieselbe  zu  beiden  und  insonderheit  dem 
Dresdenschen  Tractat  in  seinem  ganzen  Umfang  in  der  Garantie  einznschlieBsen 
von  selbst  willig  und  geneigt  sein  würden.  Man  hatte  auch  damals  beiderseitB 
um  so  weniger  Ursach,  daran  zu  zweifeln,  als  nicht  nur  der  Grossbritannische 
Hof,  aus  dessen  Händen  das  zu  Wien  das  Königlich  Preussischer  Seite  ent- 
worfene Project  des  Friedenstractats  empfangen  hatte,  bei  dem  quaest.  Articni 
nicht  die  allergeringste  Erinnerung  gemacht,  sondern  auch  dessen  liHnifftre  zu 
Dresden,  Herr  Yilliers,  welcher  bei  der  ganzen  Friedenshandlung  auf  gewisse 
Weise  als  Mediator  interveniret,  selbst  persuadiret  gewesen,  dass  solches  seiDes 
Hofes  Intention  vollkommen  gemäss  sei. 

Wenn  sich  nun  nachgehends  geäussert,  dass  man  sich  beiderseits  in  dieser 
auf  so  wahrscheinlichen  Gründen  beruhenden  Vermuthung  gdrret  und  Se.  Gross- 
britannische Majestät  aus  gewissen  zu  Wien  vielleicht  nicht  ganz  unbekannten 
Considerationen  nicht  gut  gefunden,  Dero  Garantie  die  Extension  zu  geben, 
welche  man  Königlich  F^ussischer  Seits  ebensowohl  als  zu  Wien  gewünschet  und 
verlanget,  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  auch  dannenhero  Sich  gemüssiget 
gesehen,  die  Königlich  Grossbritannische  Garantieacte  in  der  Mass  und  Form, 
wie  Ihro  dieselbe  zu  erhalten  möglich  gewesen,  anzunehmen,  so  wird  doch 
daraus  nimmermehr  mit  einigem  Schein  der  Vernunft  gefolgert  werden  können, 
dass  dadurch  die  in  Ansehung  der  übrigen  im  9.  AiHcul  des  Dresdenschen 
Friedens  enthaltenen  Objectorum  zwischen  beiden  höchsten  Compadscenten  ver- 
abredete und  von  jener  Garantie  ganz  independente  Verbindungen  entkriftet 
und  der  jenseitige  Hof  autorisiret  sein  sollte,  die  ErfÜUung  seiner  deshalb  ge- 
thanen  Zusagen,  wo  nicht  gänzlich  zu  verweigem,  wenigstens  so  lange  sa  ver- 
schieben, bis  man  ihme  eine  Garantie,  wovor  er  ehedem  so  wenig  Empresaement 
bezeiget,  dass  er  ein  ganzes  Jahr  verstreichen  lassen,  ehe  und  bevor  er  dammb 
den  allergeringsten  Schritt  gcthan,  und  zwar  in  der  Mass  und  in  dem  Umfiuog, 
wie  er  selbige  anjetzo  verlanget,  verschaffet  haben  würde. 

Man  kann  bei  dieser  Gelegenheit  sich  nicht  entbrechen,  zu  erkennen  zu 
geben,  wie  man  Königlich  Preussischer  Seits  nicht  wenig  surpreniret,  und,  weil 
man  sich  nicht  entschliessen  kann,  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und 
Böhmen  Majestät  solche  Absichten,  welche  Ihren  so  vielfältig  wiederholten  Ver- 
fflcherungen  zuwider  laufen,  beizumessen,  äusserst  verlegen  sei,  die  eigentliche 
Ursache  zu  ergründen,  welche  Dieselbe  bewegen  können,  auf  die  Herbeisohaflfbng 
mehrerwähnter  Garantie  anjetzo  mit  solcher  Heftigkeit  zu  dringen  und  daimns 
gleichsam  eine  conditionem  sine  qua  non  Ihrer  übrigen,  selbst  anerkannten 
Verbindlichkeiten  gegen  Se.  Königl.  Majestät  zu  machen.  Denn  aUes  daqenige, 
was  der  Dresdensche  Friedensschluss  zu  Ihrem  Vortheil  disponiret,  ist  in  denen 
Breslauer  und  Berliner  Friedenstractaten  der  Länge  nach  enthalten,  welche 
Tractaten  der  Grossbritannische  Hof  bereits  in  solcher  Mass  und  in  dem  Begriff 
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garantiret,  als  man  es  jenseits  in  Ansehung  des  Dresdenschen  Friedensschlusses 
▼erlangt  zu  haben  in  der  von  dem  Herrn  Grafen  von  Kaunitz-Rittberg  zu  Aachen 
übergebenen  Declaration  selbst  ganz  deutlich  zu  erkennen  gegeben;  daher  man 
dann  hiengen  Orts  ganz  und  gar  nicht  begreifen  kann,  wie  der  Kaiserin  und 
Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  so  sehr  viel  an  einer  neuen  und  ander- 
wdten  Grrossbritannischen  Garantie  eines  Friedensschlusses  gelegen  sein  könne, 
dessen  Abweichungen  von  denen  bereits  garantirten  Tractaten,  wie  der  Augen- 
schein ausweiset,  nur  allein  solche  Puncta  betreffen,  welche  entweder  schon  ad- 
impliret  sind  oder  keiner  Garantie  bedürfen  und  deren  Garantie  Höchstderoselben 
nicht  den  geringsten  Avantage  geben  kann. 

Ebensoviel  Befremdung  hat  es  natürlicher  Weise  bei  8r.  Rönigl.  Majestät 
in  Preussen  yerursachen  müssen,  dass  ohnerachtet  alles  dasjenige,  was  Ihro  in 
der  zweiten  jenseitigen  Antwort  wegen  Ihres  Betragens  in  Ansehung  der  von 
Sr.  Groesbritannischen  Majestät  ausgestellten  Garantieacte  zur  Last  geleget  wer- 
den woUen,  in  der  darauf  erfolgten  B^plique  hinlänglich  widerleget  und  Ihr 
dabei  gehaltenes  Verfahren  überzeugend  gerechtfertiget  worden,  es  dem  jensei- 
tigen Hofe  dennoch  gefallen,  die  alten  Reprochen  in  der  yorliegenden  Schrift 
sn  wiederholen,  ohne  auf  die  zu  deren  Ablehnung  diesseits  beigebrachte  wichtige 
Momente  die  allergeringste  Reflexion  zu  nehmen;  nicht  anders,  als  ob  ihm  selbige 
gfinzlich  unbekannt  wären.  Wie  aber  zu  Beschönigung  solcher  Reprochen  gar 
nichts  neues  angefÜhret  wird,  so  begnüget  man  sich  diesseits,  sich  auf  obbemeldte 
B^Iiqne  zu  beziehen,  und  hält  vor  überflüssig,  die  dahin  einschlagende  Passus 
allhier  zu  wiederholen. 

Dass  übrigens,  wie  femer  behauptet  werden  will,  dadurch,  dass  die  Gross- 
britannische  Gkurantie  über  den  Dresdner  Friedensschluss  nicht  in  der  Mass,  wie 
man  es  zu  Wien  und  allhie  gewünschet,  bewürket  werden  können,  die  Gkurantie  der 
Herrn  Generalstaaten  verhindert  worden,  davon  kann  man  sich  diesseits  gar  keinen 
Begriff  machen  und  muss  dannenhero  sothanes  Assertum  an  seinen  Ort  gestellet 
aein,  daneben  aber  Sr.  Grossbritannischen  Majestät  die  Justiz  widerfahren  lassen, 
daas  Sie  durch  Ihren  damaligen  Ministrum  im  Haag  dieses  Geschäfte  eifrigst 
nrgiret  und  Ihre  gute  Offlcia  rühmlichst  angewandt,  umb  die  Herren  General- 
Staaten  zu  Uebemehmung  sothaner  Garantie  zu  bewegen.  Allenfalls  haben  Se. 
KonigL  Majestät  in  Preussen  Sich  darunter  nicht  das  geringste  zu  reprochiren. 
Ihre  Obliegenhdt  hat  nach  Massgebung  des  Dresdner  Friedensschlusses  darin 
bestanden,  dass  Sie  Sich  conjunctim  mit  dem  Wienerischen  und  Grossbritannischen 
Hofe  bemühen  sollen,  die  R^ublique  der  Vereinigten  Niederlande  zu  solcher 
Ghuantie  zu  persnadiren.  Dieses  hat  man  auch  diesseits  redlich  geleistet  und 
deshalb  nicht  allein  de  concert  mit  dem  Herrn  Baron  von  Reischach  ein  gleich- 
förmiges Memorial  im  Haag  übergeben,  sondern  auch  nachher  durch  den  König- 
lichen Ministmm  daselbst  auf  eine  gewierige  Resolution,  so  viel  möglich,  andringen 
lisnrn  Ob  von  Seiten  des  jenseitigen  Hofes  darunter  ein  mehreres  oder  auch 
nnr  so  yiel  geschehen,  wird  demselben  am  besten  bekannt  sein.  Wenigstens 
hat  der  Herr  Baron  von  Reischach  nach  einmal  übergebenem  Memorial  von 
semeo  femerweit  dieserwegen  angewandten  Bemühungen  dem  diesseitigen  Mi- 
nistnim  nicht  die  geringste  Eröfihung  gethan,  vielmehr  den  letztem,  so  oft  er  ihm 
davon  gesprochen,  mit  leeren  und  handgreiflichen  D^aiten  abzuweisen  ge- 
sochet  und  sich  mit  ihm  darüber  niemals  in  einiges  genaueres  Concert  emlassen 
wollen. 

So  viel  ferner  die  Aachensche  Friedenshandlung  betrifit,  so  wäre  zu  wün- 
schen, daiB  man  in  der  vorliegenden  Schrift  etwas  deutlicher  anzuzeigen  beliebet 
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hätte,  was  denn  dabei  Königlich  Preussischer  Scits  geschehen,  wodurch  des  jen- 
seitigen Hofes  Gerechtsamen  oder  Interesse  das  allergeringste  Pr&judiz  erwachsen 
oder  derselbe  sonst  in  die  Befugniss  gesetzet  worden,  sich  seiner  in  dem  9.  Ar- 
ticul  des  Dresdner  Friedensschlusses  gegen  Se.  KönigL  Majestät  übernommenen 
Verbindlichkeiten  zu  entschütten  oder  deren  Erfüllung  zu  suspendiren.  Se.  KönigL 
Majestät  haben  gewiss  die  darinne  versprochene  Bemühungen  sowohl  bei  der 
Cron  Frankreich  als  denen  beiden  Seepuissancen  redüch  angewandt,  umb  es  dahin 
zu  bringen,  dass  die  Garantie  sowohl  des  Dresdenschen  Friedens  in  seinem  vollen 
Umfang,  als  auch  beiderseitiger  Staaten  in  der  Mass,  wie  es  in  jetzt  ange- 
zogenem Articul  enthalten  ist,  in  dem  Gcneralfiriedenstractat  stipuliret  werden 
möchte,  würden  auch  solchen  Endzweck  allem  menschlichen  Ansehen  nach  ohn- 
fehlbar  erreichet  haben,  dafeme  Sie  darunter  von  dem  jenseitigen  Hofe  etwas 
ehendcr,  als  es  zu  der  Aachenschen  Friedenshandlung  gekommen,  und  in  spede  bei 
denen  zu  Breda  vorgewesenen  Friedensconferenzien,  unterstützet  worden  wären,  und 
derselbe  nicht  vielmehr  einen  nur  allzudeutlich  marquirten  Widerwillen  gegen 
die  Erfüllung  seines  wegen  der  Keichsgarantie  gethanen  Versprechens  bei  ver- 
schiedenen ihm  nicht  unbekannten  Gelegenheiten  an  den  Tag  geleget  hätte. 
Bei  diesem  bedauernswürdigem  Umstände  aber,  welcher  freilich  denen  übrigen 
bei  dem  Friedensgeschäfte  interessirten  Mächten,  sowie  bei  allen  übrigen  euro- 
päischen Höfen,  natürlicher  Weise  vieles  Nachdenken  verursachen  müssen,  und 
da  überdem  Se.  Königl  Mi^estät  bei  denenselben  nicht  ex  capite  debiti,  son- 
dern merae  benevolentiae  zu  agiren  vermocht,  haben  Sie  Sich  allerdings  nicht 
entbrechen  können,  Sich  die  Einrichtung  gefallen  zu  lassen,  welche  gedachte 
Mächte  deshalb  zu  machen  beliebet,  und  mit  Dank  annehmen  müssen,  dass  Ihro 
wenigstens  der  Besitz  der  durch  den  Dresdenschen  Frieden  Übertragenen  Lande 
garanüret  worden. 

Ob  und  wie  weit  die  hiemächst  angezogene  von  dem  Herrn  Grafen  von 
Kaunitz-Rittberg  den  23.  Mai  1748  zu  Aachen  ausgestellete  Declaration  der  In- 
tention des  Wienerischen  Hofes  zu  Statten  kommen  könne,  solches  .'lässt  man 
Königlich  Preussischer  Seits  an  seinen  Ort  gestellet  sein,  und  das  Urtheil  der- 
jenigen, welche  behaupten,  dass  die  darin  geäusserte  Reservationen,  da  selbige 
von  denen  compaciscirenden  Mächten  schlechterdings  verworfen  worden  und  der 
Kaiserin  -  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  dessen  ohngeachtet  denen 
Friedenspräliminarien  und  nachherigem  Definitivtractat  weltkündlgermaaeen  pure 
et  simpliciter  accediret,  eben  dadurch  ihre  etwanige  Kraft  und  Würkung  gänzlich 
verloren,  auf  seinen  Werth  und  Unwerth  beruhen,  anerwogen  dergleichen  ein- 
seitige Erklärungen  der  Verbindlichkeit  desjenigen,  was  durch  einen  solennen 
Tractat  verabredet  worden,  nicht  das  allergeringste  hinzusetzen  noch  entziehen 
können.  Man  würde  indessen  Königlich  Preussischer  Seits  herzlich  gerne  gesehen 
haben,  wenn  es  denen  sämmtlichen  hohen  compaciscirenden  Mächten  gefallen 
mögen,  auf  den  Inhalt  jetzt  erwähnter  Declaration  insoweit  Attention  zu  neh- 
men, dass  die  Garantie  des  ganzen  Dresdenschen  Friedensschlusses  in  der  vollen 
Mass,  wie  solche  in  dessen  9.  Articul  zu  suchen  verabredet  ist,  dem  Instrument 
des  Generalfriedens  eingerücket  worden  wäre. 

Man  wird  auch  in  die  Aufrichtigkeit  dieser  diesseitigen  Gesinnung-  umb 
weniger  Zweifel  setzen  können,  wann  man  in  Erwägung  ziehet,  dass  der 
letzterwähnter  Art  der  Garantie  Sr.  Königl.  Majestät  erwachsende  Vortheil 
beträchtlicher  gewesen  wäre,  als  derjenige,  welchen  sich  der  jenseitige  Hof  darani^ 
versprechen  können.     Denn   demselben   ist   ohnedem   in   andern  Articuln 
GeneralMedenainstruments  die  Totalität  seiner  Staaten  von  allen  oompadsciren- 
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den  Mi&cfaten  gvantiret,  folglich  hätte  deren  Sicherheit  durch  die  namentliche 
Gaiantie  des  Diesdenschen  Friedensschlnsses  weder  vermehret  noch  vermindert 
werden  können,  dahingegen  es  Sr.  Königl.  Majestät  von  unendlichem  Wcrth 
gewesen  sein  würde,  eine  so  respectable  Garantie  nicht  nur  über  Schlesien  und 
die  GmfiBchaft  Glatz  allein,  sondern  anch  nach  Maasgebung  des  8.  Articuls  über 
Dero  sfimmtliche  Lande  ohne  Ausnahme  zu  erwerben,  und  zwar  ohne  dass  Sie 
Sich  hinwiederum  mit  einiger  onereusen  oder  andern  Verbindlichkeit,  als  wo- 
rinnen  Sie  bereits  stehen  und  welche  erforderlichen  Falls  zu  erfüllen  Sie  Sich 
jedeneit  willig  und  bereit  finden  lassen  werden,  belästigen  dürfen. 

Denn  was  in  der  vorliegenden  Schrift  behauptet  werden  will,  dass,  obwohl 
die  Königlich  Freussische  Garantie  in  dem  8.  Articul  des  Dresdner  Friedens  auf 
die  deterreichischc  Erblande  in  Deutschland  eingeschränket  sei,  dennoch  durch 
die  in  dem  9.  Articul  ratione  des  Generalfriedensschlusses  enthaltene  Verab- 
redong  reciproce  eine  ohneingeschränkte  Garantie  sämmtlicher  beiderseitiger 
Staaten  zogesaget  worden,  solches  involviret  einen  offenbaren  Widerspruch  und 
kt  an  rieh  unerfindlich.  Ja,  wenn  auch  dergleichen  Contradiction  in  das  Dres- 
denaebe  Friedensinstmment  eingeschlichen  w&re,  welches  doch  so  wenig  geschehen, 
als  vielmehr  die  beiderseitige  Gkurantie  in  dem  Articulo  8  mit  so  distincten  und 
klauen  Worten  ansgedrucket  werden,  dass,  wenn  man  solche  nicht  ganz  über 
Haufen  stossen  und  auslöschen  will,  wohl  nicht  der  allergeringste  Scrupel 
die  Natur  und  Extension  solcher  beiderseitigen  Garantien  übrig  bleiben 
so  wurde  dennoch  allen  vernünftigen  Erklärungsreguln  nach  das  ohnein- 
g*^  achrftnkte  nach  dem  eingeschränkten,  und  nicht  dieses  nach  jenem 
d^j^ididret  und  interpretiret  werden  müssen. 

Das  ganze  Baisonnement,  so  zur  Unterstützung  eines  so  seltsamen  Satzes 
wird,  bestehet  aus  einer  Reihe  Übel  zusammenhangender  Folgerungen 
gründet  sich  auf  eine  handgreifliche  Verdrehung  der  klaren  Worte  des 
^*     ^Tticnls.    Darinne  heisst  es  keinesweges,  wie  in  der  vorliegenden  Schrift  an- 
wird, dass  die  österreichische  gesammte  Erblande,  ohne  Ausnahme,  auf 
die  Weise  wie  die  Königl.  Freussische  sänmitliche  Lande  in  dem  General- 
fr^^bden  garantiret  werden  sollten,  sondern  umgekehrt,  man  wolle  sich  conjunctim 
•^•ÄtiUhen,  damit  alle  Länder  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  und  insbesondere 
™^  firealaii-  und  Dresdensche  Friedenstractaten  von  allen  am  Generalfirieden  theil- 
len  Mächten  auf  eben  dem  Fuss  garantiret  werden  möchten,  wie  die  Lande 
Kaiserin-Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  garantiret  werden  würden, 
iit  also  allhier  gar  nicht  die  Rede  von  einiger  Reciprocität  der  gegen  einander 
leistenden  Gtaiantien,  sondern  nächst  denen  Friedenstractaten  sind  Sr.  Königl. 
[estät  sämmtUche  Lande  das  einzige  Objectum  der  darinne  stipulirten  Garantie, 
damit   über   den  Modum  und  Umfang    derselben   kein  Zweifel    entstehen 
,  hat  man  dabd  verabredet,  dass  selbige  derjenigen,  so  dem  Wienerschen 
'^oie  bei  dem  Gkneralfirieden  über  die  ihm  darinne  conservirte  Lande  ertheilet 
würde,  vollkommen  gleich  sein  solle,  allermassen  man  genugsam  voraus- 
konnte, der  Ausschlag  des  Krieges  mochte  ausfallen  wie  er  wollte,  dass, 
es  dennaleinst  zum  Frieden  käme,  diejenige  Provincien,  welche  der  Kaiserin 
^^'^  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  darinne  zugesprochen  werden  würden, 
^^^chitderoaelben   auch   von   allen  Gompadscenten  gewähret  werden  müssten. 
dieses  nnd  kein  anderer  der  wahre  und  eigentliche  Verstand  der  angeführ- 
Piissage  sei,  solches  zeiget  nicht  allein  die  Particul  tout  comme,  welche 
^""^  ^^snsöeiBchen,  wie  allen  Sprachkundigen  bekannt,  nie  eine  Reciprocität,  son- 
^^*n  taa  eine  Modalität  oder  Gleichförmigkeit  neben  einander  stehender  Objec- 
^^^"^  inferiret)  sondern  es  erhellet  solches  auch  daraus,  dass  das  Beiwort  tous, 
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welches  von  denen  zu  garantirenden  Königl.  l^ussischen  Landen  ausdrücklich 
prädiciret  wird,  bei  denen  österreichischen  gänzlich  ausgelassen  ist  und  von 
diesen  ganz  unbestimmt  gesetzt  wird:  les  Etats  de  Sa  Majest^  Tlmp^ra- 
trice-fieine  de  Hongrie  et  de  Boheme,  folglich  hierdurch  der  Einschrän- 
kung, welche  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  bei  der  von  Deroselben  über  die 
österreichischen  Erblande  zu  leistenden  Garantie  im  vorheigehenden  Articul  8 
ausdrücklich  bedungen,  in  keine  Wege  derogiret  werden  kann. 

Wenn  man  aber  auch  KönigUch  Preussischer  Seits  die  Gefälligkeit  haben 
und  zugestehen  wollte,  dass  in  denen  quästionirten  Worten  eine  BeciprocitSt 
der  Garantien  über  beiderseitige,  und  zwar  sämmtliche  Lande,  stipuliret  worden, 
so  würde  dennoch  dadurch  der  jenseitigen  Intention,  Sr.  RönigL  Majestät  in 
Preussen   die  Garantie  Über  die  Totalität  der  österreichischen  Erblande  aufso- 
bürden,  nicht  im  allergeringsten  unterstützet  noch  gerechtfertiget  werden.  Alles, 
was  unter  solcher  Supposition  mit  einigem  Schein  des  Bechts  von  Sr.  RönigL 
Majestät  gefordert  werden  könnte,  ist,  dass  Sie  Sich  bemühen  sollten,  der  Kaiserin- 
Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  dergleichen  Gkurantie  zu  verschaffen.  Ton 
wem  aber?   Nicht  von  Sich  Selbst,  sondern  wie  es  in  dem  angezogenen  Articul  mit 
dürren  Worten  exprimiret  ist,  von  denen  an  dem  Gteneralfriedensschlusse  theÜ-  - 
nehmenden,  das  ist  compaciscirenden  oder  accedirenden  Mächten,  unter  deren^ 
Anzahl  Se.  Königl.  Majestät    wohl   schwerlich  mit  gerechnet  werden    können^ 
mithin   hiebei,  in  der  Qualität   euies  Garants,   gänzlich  ausser  dem  Spiel  ge — 
blieben. 

Man  mag  also  die  Sache  wenden  und  kehren,  wie  man  will,  so  wird  maxm=J 
dennoch  nie  einen,  auch  nur  scheinbaren  Grund  hervorzubringen  im  Stande» 
sein,  woraus  man  Sr.  Königl.  Majestät  die  Garantie  der  rämmtUchen  österreichi-'J 
sehen  Erblande  als  eine  Schuldigkeit  ansinnen,  viel  weniger  Höchstderoselbeic:* 
reprochiren  könnte,  dass  Sie  es  an  denen  im  9.  Articul  des  Dresdenschen  Friedena^. 
übernommenen  Verbindlichkeiten  in  einem  einzigen  Stück  ermangeln  lassen,  un^^ 
entweder  Passus,  so  damit  incombinable  wären,  vorgenonunen ,  oder  etwas,  sc^ 
Ihre  vermöge  erwähnten  Articuls  obgelegen,  versäumet  und  dadurch  dem  jen—^ 
seitigem  Hofe  Anlass  und  Ursach  gegeben  hätten,  sich  seines  wegen  der  Rdchs-<^ 
garantie  gethanen  Versprechens  zu  entsagen  oder  dessen  ErfUUung  zu  snspen—^ 
diren.  Bei  so  bewandten,  mit  einer  irresistiblen  Evidenz  in  die  Augen  leuchtendeis^ 
Umständen  hat  es  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  nothwendig  ungemdb 
fremden  müssen  und  wissen  Sie  nicht,  wie  Sie  es  verstehen  sollen,  wenn 
dem  Schluss  der  vorliegenden  Schrift  die  bisherige  Verzögerung  des  Reichs-^ 
garantiegeschäfts  Ihro  Selbst  zur  Last  gelegt  und  vorgegeben  werden  woUen.-^ 
dass  es  bei  Deroselben  beruhe,  die  dabei  obwaltende  Hinderniss^P" 
theils  Selbst  zu  heben,  theils  aus  dem  Weg  räumen  zu  helfen. 

Dass  von  Sr.  Königl.  Majestät  Selbst  bei  diesem  G^eschäfte  dnige  Verhin — 
derungen  eingestreuet  worden,  ist  eine  ganz  unerfindliche  Beschuldigung,  welche* 
nimmermehr  und  in  Ewigkeit  mit  Bestand,  ja  auch  nicht  einmal  mit  der  aller-'^ 
geringsten  Wahrscheinlichkeit  verificiret  werden  kann;  folglich  bleibt  auf 
Deroselben  hierunter  nichts  zu  heben  übrig. 

Wenn  aber  andere  Puissancen  aller  diesseits  eifrigst  angewandten,  wiewoh' 
jenseits  schlecht  secundirten  Bemühungen  ohngeachtet  sich  zu  Prästirung 
jenigen,  worumb  man  sich  bei  ihnen  gemeinschaftlich  zu  bewerben  in  den^^ 
9.  Articul  des  Dresdenschen  Friedens  verabredet,  nicht  zu  bewegen  gewesen,  so  is  " 
darunter  Sr.  Königl.  Majestät  ganz  keine  Schuld  und  ohnstreitig  weit  weniges:^ 
als  dem  jenseitigen  Hofe  beizumessen:   und  diese  Schwierigkeiten  zu  hebend 
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stehet  weder  in  Sr.  KönigL  Majestät  noch  eines  Menschen  Vermögen,  insonder- 
heit nmimehro,  nachdem  der  Aachensche  Friedenscongress  bereits  seit  länger 
als  einem  Jahre  g&nzlich  dissolviret  ist. 

Wenn  jemand  die  ErfÜllnng  einer  selbst  anerkannten  liquiden  Schuldigkeit 
entweder  an  illiquiden  Prätensionen  oder  unmöglichen  Conditionen  accrochiret,  so 
ist  solches  in  den  Augen  der  ganzen  unparteiischen  Welt  ebenso  viel,  als  wenn 
er  Sans  d^tour  declarirte,  dass  er  seine  Obliegenheit  nicht  erfüllen  wolle.  Der 
jenseitige  Hof  selbst  wurde  gewiss,  wenn  »ch  dergleichen  Casus  bei  einem  an- 
dern ereignete,  eben  dasselbe  Urtheil  fallen. 

Ißchts  desto  weniger  hegen  Se.  Königl.  Majestät  vor  der  Kaiserin  und 
Kdnigin  in  Ungarn  und  Böhmen  Migestät  hohen  Begabnisse  und  in  andern 
Fäulen  yielföltig  bezeigten  Grossmuth  und  Gemüthsbilligkeit  eine  allzu  grosse 
Idee,  als  dass  Sie  über  das  Herz  bringen  könnten,  Deroselben  dergleichen  Ab- 
ttchten  beizumessen,  umb  so  mehr,  da  Se.  Königl.  Majestät  Sich  annoch  mit  Ver- 
gnügen erinnern,  dass  gleich  nach  dem  Dresdenschen  Friedensschluss  der  jen- 
Bdtige  Hof  sich  w^en  seiner  Goncurrenz  zum  Reichsgarantiegeschäfte  so 
wOlfiUixig  erkläret,  als  man  es  diesseits  wünschen  mögen,  und  selbige  vor  eine 
väUig  verglichene  Sache  anerkannt,  bei  der  sich  nicht  der  geringste  Anstand 
finden  würde,  bei  welcher  Sprache  auch  die  Oesterreichische  Ministri,  sowohl  zu 
Begensburg  als  zu  Wien,  über  sechs  Monat  lang  kurz  nach  geschlossenem  Dres- 
dener Frieden  beständig  verblieben. 

Wie  also  die  bei  diesem  Werke  vorgekommene  Schwierigkeiten,  welche 
selbst  bei  denen  vertrautesten  Freunden  des  jenseitigen  Hofs  schlechte  Appro- 
btUion  gefunden  und  nur  dadurch  einigermassen  entschuldiget  werden  wollen, 
demselben  nicht  zu  verdenken  stünde,  wenn  er  einen  Versuch  thäte,  bei 
vor  dem  Königlich  Preussischen  Hof  sehr  interessanten  Gelegenheit  sich 
selbigem  gleichfalls  einige  ihm  nicht  wenig  am  Herzen  liegende  Avantagen 
bedingen,  erst  nach  obiger  Zeit  auf  die  Bahn  gebracht  worden,  so  haben 
Be;.  KSnigL  Majestät  von  An£uig  her  incliniret,  solche  aus  ganz  andern  Quellen 
^^  der  Kaiserin-Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  eigenen  Gesinnungen 
'^^sseoleiten,  schmeichein  Sich  auch  noch  beständig  mit  der  angenehmen  Hoff- 
'^^Uig,  Duo  KaiserL  und  KönigL  Majestät  werden  nunmehro,  nachdem  Ihro  die 
"^^■tntthsftiglrfiit  aller  dieser  Behelfe  so  deutlich  vor  die  Augen  geleget  worden, 
^^ü  denenselben  aus  eigener  Bewegung  desistiren  und,  nach  denen  ehedem  ge- 
^^^vten  Frincipis,  zu  Berichtigung  dieses  die  Ruhe  und  die  Wohlfahrt  des  ge- 
*^<Kunten  Teutschen  Vaterlandes  so  stark  afficirenden  Garantiegeschäfts  ohne 
^^^Oieren  Anstand  werkthätig  die  Hände  bieten. 

Die  über  diese  ausser  aller  Gontestation  stehende  Materie  von  dem  Kaiserl. 

^'^^  Königl.    Ungarisch-   und   Böhmischen   Hofe  erwartende  EntSchliessungen 

Verden  indessen  Sr.  Königl.  Majestät  bei  Berichtigung  der  übrigen  aus  denen 

'^^iodenssehlüsBen  herfliessenden  annoch  unerörterten  Punkte  zu  unveränderlicher 

RkJitichnur  Ihres  Verfiethrens  dienen,  und  werden  Sich  Höchstdieselbe  jedesmal 

^Ülig  and  bereit  finden  lassen,  der  jenseits   verhofPten  Willfahrigkeit  in  dem 

^ftiaatiegeschäfte,   auch  in  andern  zu  gänzlicher  Erfüllung  der  beiderseitigen 

Verahted^ngen  abzielenden  Stücken,  mit  gleichen  Schritten  und  bei  würklich 

^^npQrendem  Ernst  weit  über  die  Hälfte  des  Weges  entgegen  zu  gehen.   Berlin, 

fei  6.  Jan.  1750. 
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Antwort  auf  die  Königlich  Preussische  Schrift  vom  6^«»  Jannarii 

1750,  die  fieichsgarantie  betreffend*). 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  seind  anfuags  angestanden,  auf  die  yom 
Herrn  Marchese  Puebla  den  IQ^^  letztverflossenen  Monats  eingeschickte  König- 
lich Preussische  Antwort  vom  6^^  ejusdem  etwas  zu  erwidrigen,  thdls  walen 
die  darinnen  gebrauchte  Schreibai t  mit  derjenigen  nicht  übereinkommt,  welche 
sonsten   zwischen   zweien   in   Freundschaft   nnd   gutem  Vernehmen   stehenden 
Höfen  üblich  ist,  und  theils  weilen  mittierweil,  als  sothane  Antwort  sa  Bolin 
verfasset  worden,  die  Anliegenheit  der  Reichsgarantie  durch  nonmehio  angehofit 
werden  mögende  Hebung  des  derselben  im  Weg  gelegenen  hauptafichiichstea 
Steines  des  Anstosses  eine  ganz  andere  G^talt  gewonnen,  als  sie  vorhin  nicht 
gehabt  hätte.    Allein  haben  hiemächst  Allerhöchstdieselbe  erwogen,   daas  Ihr 
Stillschweigen,  ob  es  gleich  Glimpf  und  Mässigung,  wie  vormals,  lediglich  zmik. 
Grund  hätte,   dennoch  an  wiederum  für  eme  Unvermögenheit,   den  Inhalt 
anderseitigen  Antwort  abzulehnen,  ausgedeutet  werden  döifte. 

Noch  mehr  aber  haben  Sie  erwogen,  dass  eben  durch  die  erat  seit 
anscheinende  Hofihung,  den  Hauptstein  des  Anstosses  ehebaldigst  aus  dem 
geräumet  zu  sehen,  Ihro  die  erwünschte  G^egenheit  an  Hand  gegeben  werdft^ 
mittelst  einer  darnach  ausgemessenen  Erklärung  von  Dero  jederzeit  in 
gleicher  Mass  fürgedaurten,  auch  furohin  sich  nie  änderen  werdenden 
Gedenkensart,  folglich  von  dem  Ungrund  alles  dessen,  was  laut  oberwähnte^c 
Antwort  beaigwohnet  werden  wollen,  des  Königs  von  Preussen  Majestät  voll — 
konunen  und  auf  das  freundschaftlichste  zu  überzeugen.  Solchemnach  haben  de^c 
Kaiserin-Königin  Majestät  bis  zur  würklichen  Erfüllung  Ihrer  nunmehriger  Hoff^— 
nung  nicht  zu  warten,  sondern  die  nämliche  Bereitwilligkeit,  die  Sie  sogleicb^ 
nach  dem  Schluss  des-  Dresdner  Friedens  selbstgeständigermassen  werkthäti^S 
erwiesen,  neuerdingen  an  Tag  legen  wollen:  in  der  zuversichtlichen  Hoffiiun^- 
dass  hinwiederum  auch  des  Königs  von  Preussen  Migestät  nach  Dero  grossec^ 
und  erleuchten  Einsicht  Sich  nicht  werden  entschütten  können,  dem  Kaiseil — 
Königl.  Hof  mehrere  Gerechtigkeit  zu  leisten  und  in  voller  Mass  zu  erkennen,  -s 
wie  wenigen  Glauben  für  das  künftige  jene  verdienen^  welche  zu  Dero  eigeneocrv 
Undienst  so  unstatthafte  Dinge,  als  in  obgedachter  Antwort  einkommen,  einzo.  — 
berichten  sich  nicht  gescheuet  haben,  anstatt  dass  sie  sich  liGsstrauen  und  Aqgr" 
wohn  zu  benehmen  und  die  beste  Einverständnuss  zu  befestigen  hätten  befleisse^^ 
sollen. 

Die  eigene  Worte  der  anderseitigen  Schrift  bestärken  diese  von  der  KaiseriD^^ 
Königin  Majestät  geschöpfte  Hofihung,  dann  es  darinnen  heisset,  dass  Sich  S^9 
Königl.  Majestät  von  Preussen  annoch  mit  Vergnügen  erinnertet^ 
dass     gleich     nach     dem    Dresdnerischen     Friedensschluss    de?    - 
Wieherische   Hof  sich   wegen    seiner   Goncurrenz    zum   Beicht 
garantiegeschäfte  so   willfährig  erkläret,  als  man    es  Ihrersei^  ^ 
wünschen  mögen,  und  selbige  für  eine  völlig  verglichene  Saclift^  * 
anerkannt,    bei   der    sich    nicht   der   geringste   Anstand   find^  ^ 
würde;  bei   welcher  Sprach  auch  die  Oesterreichische   Minist  "fl^^ 
sowohl  zu  Regensburg  als  zu  Wien  über  sechs  Monat  langkn^' 
nach    geschlossenem    Dresdnerischen    Frieden    beständig    vft  '^' 
blieben  wären. 

*)  Vgl.  oben  S.  87. 
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Der  Kaiserin-Königin  Majestät  bedörfen  keines  andern  Zeugnosses  als  dieser 
eigenen  Eingeständnoss,  um  das  Uebermass  Ihres  besten  Trauens  und  Glaubens 
auf  eine  ganz  unwidersprechliche  Art  des  Königs  von  Preussen  Majestät  klar 
vor  Augen  zu  legen. 

Ueber  sechs  Monate  nach  dem  Schluss  des  Dresdner  Friedens,  dass  ist, 

in  so  lang  Hoffnung  wäre,  die  englische  Gkmmtie  sothanen  Friedens  in  seinem 

ganzen  UmfEuige  auszuwirken,  ist  von  Ailerhöchstderoselben  nichts  unterlassen 

worden,  was  von  Ihre  nur  immer  abgehangen,  um  diesen  nämlichen  Tractat 

f^eich£ftUs  seines  ganzen  Inhalts  vom  gesammten  Reich  gewähren  zu  machen. 

Nimmer  und  nimmermehr  würden  Sie  diese  Ihre  Meinung  geändert  haben, 
Wofern  dasjenige,  worauf  nach  klarer  und  ein  für  allemal  ganz  unwidersprech- 
Üeher  Massgab  dessen  neunten  Articuls  Ihro  Obliegenheit  in  dem  Reichsgarantie- 
gesehMft  sich  gründet,   hätte  erfallet  werden  wollen.     Ja  so   lang  als   hierzu 
Hbffiiung  angeschienen,  ist   man  nach  eigener  anderseitigen  Geständnuss  dies 
Orts  ganz  willfährig  und  zu  des  Königs  von  Preussen  Majestät  eigenem  Ver- 
gnügen in  Sachen  zu  Werk  gegangen.    Ueber  sechs  Monat  lang  ist  man  bei 
dieaer  Neigung  und  werkthätiger  Betreibung  verblieben,  folglich  hat  man  sich 
•allMigestImdigermassen  ehender  nicht  davon  entfernet,  als  bis  man  dies  Orts  in 
verläisliche  Erfahrung  gebracht,    dass  an  einer  anderen   als  der   im    neunten 
Axticnl  des  Dresdner  Friedens  ausbedungenen  Garantie  in  Engelland  gearbeitet 
w^lzde:  welche  Garantie  auch  allschon  im  Monat  Septembris  1746  wtirklich,  wie 
äüiezseitB  ertheilet,  also  andererseits  angenommen,  untereinstem  aber  der  Kaiserin- 
K^xiigin  Majestät  die  im  Friedenstractat  zugesagte  und  zum  Grund  des  völligen 
^elierrests  gelegte  Garantie  versaget  worden. 

Sobald  man  dieses  erfahren,  hat  man  allerdings  die  Sprache  geändert,  und 
^^*^  solches  dem  zu  Wien  subsbtirenden  Herrn  Grafen  von  Podewils  so  wenig 
▼ervchwiegen,  dass  man  ihme  vielmehr  bei  jeder  Gelegenheit  zu  erkennen  ge- 
8^l>en,  woran  die  hiesige  Concurrenz  zu  jenem,  was  er  nachhero  betrieben 
l»Ät»  hafte. 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  tragen  das  allermindeste  Bedenken  nicht, 
^  Hochmalen,  wie  vorhin,  sogar  auch  schriftlich  zu  erklären.  Ihre  G^innung 
^  80  feine,  so  aufirichtig  und  so  friedfertig,  dass  Sie  das  Licht  im  allermindesten 
'^  aeheuen  ganz  und  gar  nicht  nöthig  haben. 

Sie  ist  aber  zugleich  auch  so  grossmüthig,  dass  Allerhöchstdieselbe  von 
^^^KU  kein.  Geheimnuss  machen,  worauf  Sie  nach  denen  unlaugbaren,  in  der 
*^^€raeitigen  Schrift  selbsten  anerkannten  Regien  des  natürlichen  und  Yölker- 
'^^^tens  unveränderlich  bestehen  zu  können  glauben. 

Und  just,  um  hiervon  des  Königs  von  Preussen  Majestät  vollständig  zu 
'^^^^vzeugen,  wird  g^enwärtige  Gelegenheit  mit  Vergnügen  ergriffen,  um  Ihro 
^'^  eine  keinem  Zweifel  unterworfen  sein  mögende  Art  einsehen  zu  machen, 
^^8b  ein  für  allemal  der  Kaiserin-Königin  Majestät  wahre  Gredenkensart  ganz 
*>idQi8t  beschaffen  ist,  als  sie  nicht  durch  ungleiche  Berichte  dargestellet 
*o»den. 

Um  aber  hieven  Se.  Königl.  Preussische]  Majestät  noch  mehreres  zu  über- 
^^iaen,  so  will,  ungehindert  die  Sach  selbsten  suppoßitis  supponendis  nunmehro 
uigeäuui  za  sein' scheinet,  nicht  undiensam  sein,  die  anderseitige  Antwort 
^Qnkt  flb  Punkt  zu  durchgehen;  welche  Mühe  jedoch  nicht,  um  jemanden  im 
^undeBten  zu  schaden,  sondern  einzig  und  allein  zu  dem  Endo  sich  gegeben 
^^,  damit  des  Königs  von  Preussen  Majestät  der  allermindeste  Scrupel  dies- 
WU  ni4jiit  übrig  verbleiben  möge. 
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Man  gehet  mit  Stillschweigen  Ober,  was  darinnen  von  dner  anderen 
Materie,  n&mlichen  von  Commercialanliegenheiten ,  gemeldet  wird,  mn  wiUen 
man  der  yoigeschlagenen  Handlang  die  H&nde  za  Heten  dies  Orts  ganz  willig 
ist  und  die  eigene  erst  seit  knnem  erfolgte  andendtige  ErkUrnng  beweiset, 
dass,  was  in  dem  den  13t«n  Decembris  vorigen  Jahres  flbeigebne  Rromemoria 
Yon  denen  schon  im  Jahr  1747  geführten  diesseitigen  Beschwerden  gemddet 
worden,  nicht  habe  in  Abrede  gestellet  werden  können. 

Imgleichen  gehet  man  mit  Stillschweigen  über,  wie  das  sogenannte 
Gebäude  des  in  eben  erwähntem  Promemoria  aufgefrischten  Be- 
helfes auf  gewisse  Sätze  gegründet  und  sodann  zusammen- 
gefüget  werden  will.  Dann  da  sothanes  Promemoria  nicht  so  wätlftuft^ 
ist,  um  eines  gekünstelten  Auszugs  oder  ZusammenfÜgung  zu  bedürfen,  so 
würde,  sich  dabei  aufzuhalten,  ein  vergeblicher  Zeitverlust,  hingegen  j< 
das  sicherste  sein,  sich  theils  an  den  neunten  Articul  des  Dresdner 
Selbsten  zu  halten  und  theils  darmit  die  natürliche  Auslegung,  so  demselben  in 
dem  KaiserL  Königl.  Promemoria  gegeben  worden,  zu  vereinbaren.  Allerdingi 
vergnüglich  wäre  der  Kaiserin-Königin  Miyestät  zu  vemdunen,  dass  man 
Königlich  Preussischer  Seits  sehr  weit  entfernet  seie,  die  Rich- 
tigkeit des  hiesigen  Grundsatzes  in  einige  Weise  anzufechten. 
Nicht  minder  ist  man  verstanden,  dass  sothaner  Grundsatz  just  in  deme  bestehe, 
wie  er  in  der  anderseitgen  Schrift  angeführet  wird,  nämlichen  dass  alle 
zwischen  zweien  contrahirenden  Theilen  gegen  einander  be- 
schehende  Zusagen  eine  reciproque  Obligation  involviren  und 
der  eine  Theil  keinesweges  gehalten  seie,  seinem  Versprechen 
ein  Genügen  zu  leisten,  so  lange  der  andere  Theil  tergiversire« 
das  seinige  zu  erfüllen. 

Seit  dem  Schluss  derer  Breslauer  Pr&liminarien,  des  Berliner  Tractats  mm^ 
des  Dresdner  Friedens  haben  Sich  der  Kaiserin-Königin  Majestät  unverftnderiie^ 
an  diesen  Grundsatz  gehalten  und  werden  Sich  daran  auch  fürohin  ganz  unv^^ 
änderlich  halten. 

Nicht  nur  haben  Allerhöchstdieselbe  das  mindeste  nicht  in  Wege  geieg^^ 
dass  die  zuerst  erwähnte  Präliminarien  und  der  bald  darauf  erfolgte  Definiti*^^ 
tractat  des  Königs  von  Preussen  Majestät  in  gleicher  Mass  als  Ihro  gewähp^^' 
würde,  sondern  Sie  haben  vielmehr  Ihre  Sorgfalt  aufrichtigst  dahin  mit  (reE^" 
wendet,  und,  als  hiemächst  die  ganz  gleichförmige  Gewährung  an  beede  TheL^f 
erfolget  ist,  Ihre  danknehmige  Zufriedenheit  darüber  bezeuget  Just  so 
änderst  nicht  seind  Sie,  auch  nach  dem  Dresdner  Frieden,  bis  zur  Zeit,  da 
die  zugesagte  Garantie  versaget  und  eine  von  der  im  neunten  Articul 
bedungenen  ganz  imterschiedene  Gkurantie  zu  Ihrem  offenbarem  Nachtheil 
einem  contrahirenden  Theil  einsdtig  geleistet  worden,  zu  Werk  gegangen, 
eigene  oben  angezogene  anderseitige  Gkständnuss  ist  dessen  der  sicherste 
Nach  solchem  Vorgang  hingegen  hat  man  vor  allem  auf  die  Abstellung 
sowohl  dem  dmckenem  Buchstaben  des  Tractats  als  der  Mdnung  derer  Co^ 
trahenten  zuwider  laufenden  Ungleichheit  mit  Fug  dringen  zu  können  geglaubt  ^*^ 
und  deme  zufolge  von  solcher  Zeit  an  eben  diese  Abstellung  unansgesetit 
auf  das  eifrigste  zu  betreiben  nie  ermanglet  Hätte  man  daran  etwas  erwindi 
lassen,  so  könnte  sodann  vielleicht  einiger  Argwohn  stattfinden,  ob  wäre  es 
der  Absicht,  der  Beichsgarantie  auszuwdchen,  beschehen.  Nachdem  aber, 
jenes  auszuwürken,  was  vor  der  Reichsgarantie  vorherzugehen  hatte,  fblgU^^ 
selbe  im  Entstehungsfall  aufhalten  musste,  ohne  Unterlass  sich  diee  Orts 
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Halle  in  Engelland  gegeben  und  ein  solches  gegen  die  Königlich  Preussische 

Hennen  Ministros  schrift-  und  mündlich  zu  mehrmalen  geäussert  worden,  so  fällt 

ein  für  allemal  der  mindeste  Schatten  einigen  Argwohns  gänzlichen  hinweg, 

Daas  man  aber  jetztgedachte  Mühe  sich  gegeben,  wird  einestheils  kein  Bedenken 

j^etiBgen,  sich  auf  das  eigene  Zeugnuss  des  englischen  Ho£s  zu  beziehen,  und 

andemtheÜs  ist  man  uhrbietig,  in  dem  Fall,  da  es  nöthig  erachtet  werden  sollte, 

hlUifige  Proben  dessen  anzuführen,   wie  man  sich  vor  der  einseitig  ertheilten 

Grarantie   beflissen,  dieselbe  dans  toute  son  ^tendne  fUr  beede  contrahirende 

Theile  in  gleicher  Mass  auszuwürken;   also  hat  man  sich  nicht  minder  seit  dem 

Ifonat  Sq[ytembris  1746,  wo   Yon  dem  9^i^  Articul  des  Dresdner  Friedens  so, 

wie  oberwähnet,  abgegangen  worden,  angelegen  sein  lassen,   wegen  Abstellung 

dieser  Ungleichheit  Befehl  über  Befehl  an  Herrn  Yon  Wasner  zu  erlassen.   Und 

ouui  hat  beständig  ein  mehreres  nicht  angesuchet,  als  dass  entweder  der  Dresdner 

Frieden  seines  ganzen  Inhalts  der  Kaiserin-Königin  Majestät  gewähret  oder  die 

Ihro  darinnen  beschehenen  Zusagen   auf  gleiche  Weis  insbesondere  garantiret 

werden  möchten,  als  des  Königs  von  Preussen  Majestät  all  jenes  insbesondere 

garantiret  worden,  was  sich  darinnen  zu  Dero  Behuf  ausbedungen  befindet. 

^a«h  des  Herrn  von  Wasner  Abreise  werden  die  nämliche  Befehle  an  den  in 

Bn^eiland  zurück  yerbliebenen  Legationssecretarium  erlassen.    Und  einer  derer 

Saup^unkten  der  dem  Herrn  Grafen  von  Kichecourt  mitgegebenen  Instruction 

bestmide  just  in  diesem  nämlichen  Auftrag.  Womebst  mit  Wahrheitsgrund  vcr- 

lioliert  werden  kann,  dass  seithero  kein  Courier  an  ihn  abgegangen,  ohneihme 

<Üecer  Garantie  Aoswtirkung  neuerdingen  einzubinden. 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  wissen  Sich  solchemnach  schlechterdingen 
^*^  Jenes  nicht  zu  finden,  was  theils  von  denen  zu  Wien  nicht  ganz  un- 
*^^  kannten  Considerationen,  wodurch  des  Königs  von  Grossbritannien 
'^^jestät  von  der  in  der  in  Ihrem  Namen  zugesagten  Garantie  abgehalten 
^'Oiden  sein  sollten,  und  theils  von  dieser  Garantie  Extension  in  der 
*^^^eneitigen  Antwort  gemeldet  werden  will. 

Sie  haben  den  geringsten  Vorzug  in  der  Garantieleistung  vor  des  Königs 
Preussen  Majestät  nimmer  und  ninmiermehr  in  Engelland  angesuchet.  Die 
der  anverlangten  Urkund  seind  in  dortigen  Hofe  Händen  und  der 
rin-Königin  Majestät  gar  wohl  zufrieden,  dass  dieselbe,  und  was  sonsten 
dieser  Anliegenhdt  verhandlet  worden,  denen  Königlich  Preussischen  Herrn 
eröffiiet  werde.  Sowohl  gegen  dem  Herrn  Chevalier  Robinson  als  gegen 
^^rm  Keith  hat  man  je  und  allezeit  ganz  gleichförmig,  so  wie  obstehet,  sich 
^^^^imehmen  lassen,  mithin  lediglich  dem  anderen  contrahirenden  Theil  gleich 
B^liatten  zu  werden  verlanget:  worauf  man  nach  deutiicher  Massgab  des  neunten 
'^^^cals  des  Dresdner  Friedens  mit  allem  Recht  bestehen  zu  können  jederzeit 
Dafürhaltens  gewesen  und  annoch  ist,  ohne  zu  befahren,  dass  jemand  leicht 
anderseitigen  Aussprach  Beifall  geben  werde,  als  ob  ein  solches  mit 
inlgem    Schein    der   Vernunft   daraus   nicht   gefolgert   werden 

Noch  unbegreiflicher  aber  ist  die  ohnmittelbar  darauf  folgende  Beschul- 
^^^^Qiig,  dass  nämlichen  der  Kaiserlich  Königliche  Hof  wegen  Er- 
^^Itung  der  ihme  zugesagten  Garantie  vor  Auswürkung  der  an 
^«s  Königs  von  Preussen  Majestät  ertheilten  und  von  Ihro  an- 
genommenen Garantie  so  wenig  Empressement  bezeuget,  dass 
'  ein  ganzes  Jahr  verstreichen  lassen,  ehe  er  darumen  den 
^^^ergeringsten  Schritt  gethan. 
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Ohnmöglich  lässt  sich  diese  Beschuldigung,  worauf  sich  doch  so  sehr 
der  anderseitigen  Antwort  gesteifet  wird  und  woraus  zum  Last  des  Wienerisch« 
Hofis  so  viele  widrige  Folgerungen  gezogen  werden  wollen,  mit  der  ohen  a 
geführten  in  der  nämlichen  Antwort  einkommenden  Geständnuss  yereinhaie 
nämlichen  dass  üher  sechsMonat  lang  die  Kaiserlich  Königlicl 
Ministri  sich  in  dem  Garantiegeschäft  zu  des  Königs  von  Prenssc 
Majestät  eigenem  Vergnügen  ganz  willfährig  erfinden  lasse 
Der  Dresdner  Frieden  ist  bekannter  Massen  zu  Ende  des  Jahrs  1745  geschloasi 
worden  und  von  der  Zeit  dessen  Batification  his  zur  geheimen  Auswürkung  d< 
jenigen  einseitigen  Garantie,  welche  man  andererseits  von  wegen  des  zu  Wi* 
vorgeblich  ein  ganzes  Jahr  bezeugten  wenigen  Empressemei 
weder  verweigeren  noch  verschieben  zu  sollen  geglanbet  hat,  seil 
kaum  sieben  Monate  verstrichen,  mithin  ergiebet  sich,  wie  wenig  dieser  Vc 
wurf  meoschmöglicher  Dingen  gegründet  sein  könne,  der  Schluss  von  seibete 
Doch  ist  der  Kaiserin-Königin  Majestät  von  dämmen  nicht  leid,  dass  er  l 
schehen,  weilen  Sie  verhoffen,  dass  dessen  so  überzeugend  in  die  Angi 
fallender  Ungrund  dienen  werde,  Irrthum  und  Argwohn,  deren  Ursprung  I 
nicht  gänzlichen  verborgen  ist,  far  das  künftige  zu  massigen. 

Allerdings  haben  nach  diesem  Vorgang  der  Kaiserin-Königin  Majestät  se 
weniges,  ja  gar  kein  Empressement  bezeuget,  einer  solchen  Garantie,  wiec 
im  Monat  Septembris  1746  beschaffen  wäre,  im  Reich  Vorschub  zu  geben. 

Sie  glauben  aber,  dass  Sie  nicht  nur  dessen  niemand  verdenken,  sonde 
vielmehr  jedermänniglich  billigen  werde,  dass  Sie  Sich  vorsichtig  dai^egen  : 
verwahren  beflissen. 

Würde  man  Königlich  Preussischer  Seits  weniger  gethan  haben,  wofe 
man  sich  in  gleichen  Umständen  befunden  hätte?  Untereinstem  aber,  als  i 
eine  solche  Garantieaus würkung  gar  kein  Empressement  bezeuget  worden,  fa 
man  ein  sehr  grosses  und  sehr  eifriges  unausgesetzt  und  werkthätig  beseng' 
die  Garantie  nach  der  Vorschrift  des  Dresdner  Friedens   einrichten  zu  machi 

Nicht  nur  ist  dahin  bei  Engelland,  sondern  auch  bd  Frankreich  zu  gleich 
Zeit,  als  die  Aussöhnung  erfolget,  angetragen  worden.  Die  Declaration  vc 
23.  Maji  1748  beschränket  der  Kaiserin -Königin  Majestät  Verlangen  inner  di 
nämlichen  Grundsatz,  den  man  im  allergeringsten  nicht  anfechten  zu  wolli 
Königlich  Preussischer  Seits  so  kräftig  versichert  Man  darf  ja  nur  den  Inhi 
sothaner  Declaration  gegen  den  Grundsatz  selbsten,  so  wie  er  in  der  andi 
seitigen  Schrift  wörtlichen  angeführet  wird,  halten,  um  daran  nicht  zweiflen 
können.  Dahero  der  Kaiserin-Königin  Majestät  nicht  minder  unb^reiflich  vc 
kommen  muss,  dass  man  viel  besagte  Declaration  so  verdächtig  und  gehäse 
darzustellen,  auch  deren  Bestand  in  Zweifel  zu  ziehen  zu  gleicher  Zeit  sich  l 
mühe,  als  man  deren  wesentlichem  Inhalt  beizupflichten  sich  erkläret 

Es  ist  aber  ganz  ohnnöthig,  dermalen  hierbei  sich  aufzuhalten,  um  will 
in  dem  Kaiserlich  Königlichen  Promemoria  vom  13.  Decembris  vorigen  Jäl 
sothaner  Declaration  allein  zu  dem  Ende  gedacht  worden,  darmit  desto  üb 
zeugender  dargethan  würde,  dass  der  Wienerische  Hof  bei  allen  mit  d< 
Garantiegeschäft  eine  Verknüpftmg  gehabten  VorfaUenheiten  allein  auf  d< 
nunmehro  selbst  anerkannten  Grundsatz  bestanden  ist. 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  Schuld  ist  gewisslich  nicht,  dass  demselb 
bei  der  Aachner  Batificationshandlung  nicht  so  deutlich,  als  zu  wünschen  gewes 
wäre,  Statt  gegeben  worden.     Sic  haben  sowohl  damals  als  auch  seithero 
Sich  nichts  erwinden  lassen,   um  selben  durch  die  kräftige  Concorrenz  dei 
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luptoontrahenten  des  Aachner  Friedens  befestigen  zu  machen.  Nicht  nur  wird 
ich  diegfalls  auf  des  Englischen,  sondern  sogar  auch  auf  des  Französischen  Hofs 
iepgniss  berufen.  Und  seind  der  Kaiserin-Königin  Majestät  von  der  ehr-  und 
rmhrheitUebenden  G^esinnung  des  Herrn  Marquis  de  Puyzieulz  viel  zu  ein- 
enommen,  um  im  mindesten  zu  besorgen,  dass  er  widersprechen  möge,  dass  in 
irem  allerhöchstem  Namen  ihme  das  nämliche  von  Herrn  von  Mareschal  vor- 
stmgen,  oder  vielmehr  aus  einem  von  der  Kaiserin-Königin  Majestät  eigen- 
Uidig  unterschriebenen  Rescript  vorgelesen  worden.  Nach  dieser  voraus- 
■etsten  Erläuterung  wird  bei  dem  Ueberrest  der  jenseitigen  Antwort  sich  viel 
ifimhalten  eben  nicht  nöthig  sein. 

In  gewisser  Mass  hat  seinen  guten  Grund,  was  darinnen  gemeldet  wird, 
BB  nämlichen  der  so  oft  erwähnte  obangezogene  Hauptgrundsatz  sich  auf  den 
Jl  nicht  erstrecke,  wenn  lediglich  von  wegen  eines  fremden  Wider- 
ands  oder  Verweigerung  die  reciproque  Obligation  nicht  erfüllet  worden. 

Da  man  dies  Orts  auf  Argwohn  oder  Muthmassungen  sich  zu  steifen  nicht 
wolmet  ist,  so  gedenket  man  ganz  und  gar  nicht  zu  erheben,  dass  für  ein  be- 
nderes  Schicksal  gehalten  werden  könnte,  dass  die  im  neunten  Articul  des 
«fldner  Friedens  ausbedungene  vereinbarte  Sorgfalt  beeder  contrahirendcr 
leilen  die  Garantie  just  so,  wie  allda  die  Vorsehung  beschehen  ist,  aus- 
wilrken  in  so  langer  2jeit  nicht  nur  zu  London,  sondern  auch  zu  Aachen  von 
gedeihlichen,  sondern  vielmehr  von  der  widrigen  WUrkung  gewesen,  dass 
beeder  Contrahenten  Willen,  Meinung  und  Bemühung  eine  einseitige 
ursntie  zum  Behuf  des  einen  und  mit  Ausschliessung  des  anderen  dämmen 
itftndigst  und  angelegentlichst  anhaltenden  Theils  geleistet  worden. 

£6  möge  damit  für  eine  Beschaffenheit  haben,  wie  es  immer  wolle,  und  die 
dererseits  so  hoch  erhobene  Ausnahme  von  dem  eingestandenen  Grundsatz 
cli  so  gegründet  sein,  so  ist  jedoch  jetztgedachte  Ansnahme  auf  den  Fall 
»bt  applicabel,  wann  die  Erfüllung  einer  fremden  Verbindlichkeit  zum  Grund 
r  swiBchen  beeden  contrahirenden  Theilen  ausbedungenen  geleget  wird. 

Man  scheinet  diese  das  Hauptstichblatt  der  jenseitigen  Antwort  gänzlichen 
tkri&fteDde  Anmerkung  nicht  misskannt  zu  haben.  Dahero  bei  Wiederholung 
Mim^  was  der  neunte  Articul  des  Dresdner  Friedens  vermag,  dessen  Eingang 
juslichen  mit  StUlschweigen  übergangen  und  nur  was  darauf  folget,  in  gewisse 
mkten  abgetheilet  und  zur  Befestigung  des  aufgeführten  Gebäudes  zusammen- 
£figet  wird.  Allein  ist  und  bleibet  je  und  allezeit  richtig,  dass  in  vielbesagtem 
rtienl,  noch  ehender  als  beede  Contrahenten  sich  zu  etwas  verbinden,  als  eine 
uiiem  Anstand  unterworfene  Gewissheit  supponiret  wird,  dass  Se.  Königl. 
KOflsbritannische  Majestät  nicht  nur  die  Garantie  des  ganzen  Dresdner  Friedens 
I  beede  contrahirende  Theile  leisten,  sondern  auch  darob  sein  würden,  dass 
Mi  allen  an  der  Friedenshandlung  Theil  nehmenden  Mächten  sie  auf  gleiche 
jct  geleistet  werde.  Nun  ist  aber  ein  solches  kundbarer  Massen  nicht,  sondern 
aa  gerade  Widerspiel  erfolget,  ungehindert  der  Kaiserin -Königin  Majestät 
anunen  das  mehrmalige  schriftliche  Ansuchen  gethan  haben,  kein  solches  An- 
adien  aber,  ausser  gleich  allen  Anfangs,  wo  diesseitige  Concurrenz  selbsten  ein- 
estanden  wird.  Königlich  Preussischer  Seits  bis  nun  zu  zum  Vorschein  ge-< 
Lommen  ist. 

Die  so  eben  erwähnte  Supposition,  so  natürlicher  Weis  derer  contrahiren- 
Um  Mächten  Meinung,  just  so  wie  der  druckene  Buchstaben  des  Articuls  sie 
oadeotet,  noch  mehrers  bekräftiget,  wird  in  der  Königlich  Preussischen  Antwort 
Jag  anerkannt,  anerwogen  darinnen  eingestanden  wird,  dass  man  wenig- 
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stens  bei   dem  Schluss  des  Dresdner  Friedens  und  in  demselb 
supponiret,    dass    Se.    Königl.    Grossbritannische   Majestät   f 
thanen  Tractat  in  seinem  ganzen  Umfang  in  Dero  Garantie  ei 
zuschliessen  von  Selbsten  willig  und  geneigt  sein  würden;  n 
hätte    man   damals   NB:    beederseits    daran    zu   zweiflen   um 
weniger   Ursach  gehabt,    als   nicht   nur    der   Orossbritannisc 
Hof,    aus   dessen    Händen   man   zu  Wien   das   Königlich    Prei 
Bischer  Seits  entworfenes  Project  des  Friedenstractats  empfang 
hätte,   bei   dem   quästionirten  Articul   nicht  die    allergeringi 
Erinnerung  gemacht,  sondern  auch  dessen  Minister  zu  Dresd< 
Herr  von  Villiers,  welcher  bei  der  ganzen  Friedenshandlung  i 
gewisse   Weis    als  Mediator   interyeniret,  selbsten  persuadii 
gewesen,  dass  solches    seines   Hofs  Intention    vollkommen   ( 
mäss  seie.    Gesetzt  nun  gleich,  dass  der  Articul  selbsten  ein  mehreres  ni< 
als  was  in  der  Königlich  Preussischen  Antwort  eingestanden  wird,  beaagete, 
würde  jedoch  ein  solches  zu  Begründung  des  im  diesseitigen  Promemoria  i 
13.   Decembris  Yorigen  Jahrs   aufgeführten   sogenannten  Gebäudes  \ 
aufgefrischten  Behelfes  allschon  zureichend  sein,  um  willen  vollkomi 
andurch  beeder  Con  traben ten  Intention,  und  dass  sich  auf  dieses  Sup] 
situm  ihre  nachherige  Zusagen  gegründet  haben,  dargethan  wird.    £b  we 
aber  des  Articuls  buchstäblicher  Inhalt  noch  weit  ein  mehreres  aus:   nämlid 
dass  man  nicht  nur  eine  blosse  Bereitwilligkeit,   die  Garantie  zu  übemehn 
sondern  sogar  die  bereits  erfolgte  Uebemehmung  supponiret;  dass  beede  Con 
beuten  den  Ueberrest  darauf  gegründet;  dass  Ihre  Intention  damals  ganz  eine 
wäre;   dass  sich  bei  der  nachherigen  Friedenshandlung  darnach  hätte  gerid 
werden  sollen,  und  so  fort  an.    Ob  nun  hiervon  ohne  des  anderen  Theiki  I 
willignng  habe  abgegangen  werden  mögen  und  dieser  dannoch  zu  dem  Uc 
rest  auch  alsdann  verbunden  sein  könne,  wann  gSnzlichen  ermanglet,  wt 
seinem  Behuf  nicht  nur  in  dem  nämlichen  Tractat,  sondern  sogar  in  dem 
liehen  Articul  ausbedungen  worden,  redet  die  Bach  von  selbsten,  und  hat 
diesfalls  der  Wienerische  Hof  der  unparteiischen  Welt  Beurtheilung  zu  b6! 
gar  nicht  nöthig:  wofern  gleich  derselbe  anerkennen  sollte,  was  untere! 
beigefüget  wird,  nämlichen,  dass  beede  Con  traben  ten  nicht  nao 
lieh   sich  verbunden,    die   Garantie    ausbedungenermassen    zu   beti 
massen   der  Kaiserin-Königin   Majestät  schon    genug    ist,  dass  Ihre  M 
dahin  gegangen,    dass  Sie  Sich  darzu,    es  seie  namentlich  oder  in 
Wege,  verbunden,  und  dass  sogar  das  Tractatsproject,  worinnen  all  obi( 
halten  ist,  selbstgeständiger  Massen  nicht  zu  Wien,  sondern  Königlich 
Bischer    Seits   entworfen   worden.     Was   man   nun    dies   Orts   mit   ei 
Schein  der  Vernunft,  wie  die  Worte  der  Antwort  lauten,  folgern 
scheinet  man  andererseits  in  der  Antwort   selbsten  nicht  allerdings 
kennen,  um  willen  man  sich  genöthiget  findet,  darinnen  die  Zuflucht  i 
seitigem   ein  ganzes  Jahr  fürgedaurt  haben  sollenden  w 
Empressement  zu  nehmen.    Wormit  aber,  was  es  für  eine  Bes 
habe,  schon  oben  zur  Genügen  angemerket  worden. 

Ganz  gerne  will  man  die  Königlich  Preussische  Herrn  Ministros 
überheben,  denen  Ursachen  weiters  nachzusinnen,  warumen  der  Kaiser 
Majestät  auf  der  Erfüllung  der  Ihre  im  neunten  Articul  des  Dresdnc 
beschehenen  Zusag  bis  nun  zu  bestanden.    Gkmz  gerne  will  man  Tb 
bezeugte  Surprise  minderen.    Und  ebenso  gerne  will  man  Sie  an 
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in  der  Antwort  bezeugten  grossen  Verlegenheit  setzen,  die  Ursachen  so- 
thanem  Bestand  mit  Ihren  übrigen  Versicherungen  zu  yereinbaren.  Nichts  ist 
leichter,  als  Sie  dcrenthalben  zu  befriedigen,  wofern  auch  gleich  Allerhöchst- 
dieselbe gehalten  wären,  wie  Sie  es  doch  nicht  sein,  an  jemanden  Rechenschaft 
zu  geben,  warumen  Sie  auf  der  Erfüllung  der  Ihro  beschehenen  Zusag  be- 
stehen; anstatt  dass  bis  anhero  nach  denen  Regien  der  menschlichen  Gemein- 
schaft allein  darvon  die  Frag  sein  zu  können  geglaubet  worden,  ob  die  Zusag 
würklichen  beschehen  seie  oder  nicht 

Dann  gleichwie  der  Kaiserin-Königin  Majestät  Sich  ohne  Umschweif  klar 
jca  äusseren  ohne  das  gewohnet  seind  und  es  bereits  oben  zur  Genügen  zu  er- 
kennen  g^eben  haben,  also  tragen  Allerhöchstdieselbe  das  allermiudeste  Be- 
denken   nicht,    die   Ursachen   Ihres    für   so    surprenant    angesehen   werden 
w^oUenden  Betrags  der  ganzen  Welt  vor  Augen  zu  legen. 

Zweimal  hat  sie  das  Schicksal  betroffen,  dass  Ihr  Ansuchen  wegen  einer 
d^SMn  neunten  Articul  des  Dresdner  Friedens  gemässen  Grarantie  von  der  widrigen 
^^^^Grkung  gewesen,  eine  darvon  gänzlichen  unterschiedene  Garantie  zum  Vor- 
8id:B.ein  kommen  zu  machen,  folglich  ist  von  Ihro  nicht  für  gut  befunden  worden, 
S£<2li  zum  dritten  Mal  der  Gefahr  des  nämlichen  Schicksals  auszusetzen. 

Wahr  ist  zwar   allerdings,  dass  alles   dasjenige,   was  der  Dresdnerische 
^^■^^ensBchluss  zum  Behuf  der  Kaiserin-Königin  Majestät  in  sich  enthaltet,  in 
en  Breslauer  Präliminarien  und  Berliner  Tractat  allschon  begriffen. 

Wahr  ist  imgleichen ,  dass  jene  Präliminarien  und  dieser  Tractat  von  der 

n  Engelland  auf  das  feierlichste  vorlängst  gewähret  worden. 

Und   wahr  ist  endlichen,   dass   solchemnach    die  Garantie  des   Dresdner 

'^^^ens  in  seinem  ganzem  Umfang  Ihro   kein  neues  noch  mehreres  Recht 

**^«gen  können.    Aber  wahr  ist  entgegen  untereinstem ,  dass  Allerhöchstdero- 

^l>3en  dieses  nämliche  Recht  zu  zweien  Malen,   theils  zu  London  und  theils  zu 

en,  strittig  gemacht  werden  wollen. 

Sie  haben  also  an  beeden  diesen  Orten  just  die  nämliche  Ursachen,  welche 
wie  eben  erwähnet,  in  der  KönigL  Preussischen  Antwort  angeführet  werden, 
gelten  zu  machen  gewiss  nicht  ermanglet.     Nachdem  aber  deren  An- 
^^«mtnuas  anfangs  so  grossen  Anstand  vorgefunden ,  so  wäre  just  dieser  Um- 
bd  Ihro  eine  neue  und  sehr  dringende  Ursach,  von  Ihrem  Vorsatz  nicht 
Sich  an  dem  Buchstaben  des  Tractats,   an  die  andererseits  selbst 
^'^'^^«Btaiidene  Meinung  beeder  contrahirenden  Theilen  unveränderlich  zu  halten. 
Ob  nun  bei  so  bewandten  Umständen  des  Königs  von  Preussen  Majestät 
^*^li  zu  befremden  Ursach  haben,  dass  was  in  der  ersteren  hiesigen  Schrift 
^^:»von  allschon  einkame,  ungehindert  der  anderscitigen  R<5plique  in  der  zweiten 
^**^x  dem  Promemoria  vom  13.  Decembris  vorigen  Jahrs  neuerdingen  wiederholet 
^^^^*den,  will  man  gar  gerne  jeglicher  unparteiischer  Beurtheilung  anheimgestellet 
'^^^  hierbei  nur  so  viel  angemerket  haben,  dass  nach  jenem,  was  sich  seit  so- 
_^^^«icr  R^lique  zu  Aachen  just  so  wie  vorhin  im  Monat  Septembris  1746  zu- 
hatte,  der   Kaiserin -Königin   Majestät   umb  so    mehr   unentbehrlich 
,  auf  Ihrer  vorhin  schon  schriftlich  gethaner  Erklärung  zu  beharren. 
Was  hiemächst  von  der  Garantie  derer  Herren  Generalstaaten   und  der 
*^*    KönigL  Grossbritannischen  Majestät  leistender  Gerechtigkeit,  dass  Sie  näm- 
r^^en  besagte   Grarantie   aufrichtigst  und   eifrigst  auszuwürken   zu   helfen  be- 
J^^^cn   gewesen,   gemeldet   wird,   thut   um   so   weniger    das  allermindeste  zur 
T^^h,  als  man  ja  in    diesseitigem    Promemoria    Se.    Königl.   Grossbritannische 
^jertät  des  Widerspiels  nicht  beschuldiget  hat  und   noch  viel  weniger  in  die 
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Bewegursachen   eingegangen  ist,   warumen   die   mit   Einwilligung   Sr.    Königl 
Preussischen  Majestät  im  neunten  Articul  des  Dresdner  Friedens  versprochene 
und  zum  Grund  gelegte  Garantie,  die  man  beedersdts  für  ganz  richtig  siippo- 
nirt,  gleichwohlen  so  vielen  Anstand  und  Schwierigkeiten  vorgefunden   habe. 
Dies  Orts  ist  man,  wie  schon  obgemeldet,  ungemein  weit  entfernet,  auf  Verdacht 
zu  verfallen,  weniger  auf  blosse  Muthmassungen  mch  zu  gründen.    Genug  ist, 
dass  die  vor  der  Reichsgarantie  vorherzugehen  habende  Gkurantie  bis  nun  za 
nicht  geleistet  worden.    Genug  ist,  dass  an  der  Kaiserin-Königin  Majestät  ge- 
sonnen worden.  Sich  mit  einer  darvon  ganz  unterschiedenen  zu  begnügen.   Und 
genug  ist  endlichen,  dass  Ihre  unausgesetzte  Gegenvorstellungen  mehrere  Jahre 
ohne  Würkung  verblieben.    Wann  also  von  Ihro  in  die  Ursachen  dessen  weder 
für   das  vergangene   tiefer   eingegangen   worden,   noch   fUr  das  künftige  ein- 
gegangen werden  will,  so  kann  Ihro  wenigstens  diese  Ihre  ganz  ausnehmende 
Aufmerksamkeit  nicht  zu  Last  gelcget  werden,  wofern  man  auch  gleich  sich  hitt« 
beigehen  lassen  sollen,  wie  man  doch  von  des  Königs  in  Preussen  eigener  hohexi 
Gemüthsbilligkeit  sich  ohnmöglich  vorstellen  kann,  dass  bei  solcher  BewandniaiBB 
und  der  im  Kaiserl.  Königl.  Promemoria  vom  13.  Decembris  vorigen  Jahrs  g^L 
brauchten  Schreibart  eine  mit  unanständigen  Ausdruckungen  angefüllte  Antwoar^ 
hätte  erfolgen  mögen. 

Alles,  was  von  der  Aachnerischen  Friedenshandlung  erwähnet  wird,  fin<S.^ 
sich  durch  den  klaren  Inhalt  der  Kaunitzischen  Declaration  zur  Genügen  wid« 
leget  Und  kann  man  dies  Orts  keck  sogar  auf  das  Zeugnuss  derer  allda 
gegen  gewester  ehemaliger  feindlicher  Ministrorum  sich  beziehen,  um  zu 
dass  man  in  Gleichförmigkeit  sothaner  Declaration,  in  Gleichförmigkeit  d^ 
neunten  Articuls  des  Dresdner  Friedens  und  in  Gleichförmigkeit  des  Könm^^ 
Preussischer  Seits  selbst  eingestandenen  Hauptgrundsatzes  alles  angewett«S.^ 
habe,  um  die  Garantie  ausbedungener  Massen  einrichten  zu  machen. 

Die  derenthalben  gewechslete  Schriften  seind  darvon  die  beste  und  g^Jc^L 
sichere  Proben.    Womebst  sogar  auch  in  dem  Fall,  da  alles,  was  von  der  vo^ 
hin  schon  im  Jahr  1746  ausgewürkten  Garantie  oben  gemeldet  worden,  beiseit;^>^ 
gesetzet  würde,  je  und  allezeit  ganz  unbegreiflich  wäre,  wie,  um  nur  die 
zahl    dem   Wienerischen  Hof  beschehender   gehässiger  Aufbürdungen  zu 
wahren,  demselben  zu  Last  geleget  werden  könne,  dass  er  theils  bei  der  Hazi^' 
lung  zu  Breda  und  theils  bei  dem  zu  Aachen  geschlossenen  Frieden  das  KönigU^^ 
Preussische   Interesse   zu   wenig  unterstützet  und  befördert,   anmit  aber    de0 
Königs  von  Preussen  Majestät  gleichsam  genöthiget  worden  wären.   Sich   di<^ 
von  dem  Inhalt  des  neunten  Articuls  des  Dresdner  Friedens  abgehende,  vo0 
Frankreich  und  beeden  Seemächten  beliebte  Massregien  und  sogenannte  &^^ 
richtungen  gefallen  zu  lassen;    wo  doch  weltkündig  ist,  sowohl  dass  bei  ^^^ 
Handlung  zu  Breda  der  Kaiserl.  Königl.  Herr  Minister  über  dem  eigenem  ob^' 
mittelbarem  hiesigem  Interesse  sehr  weniges  Gehör  gefunden,  als  auch  dass  ^^^ 
den    Frieden    festsetzende    Aachner   Präliminarien    ohne    der   Kaiserin-Köni^*" 
Majestät  mindestem  Vorwissen  geschlossen,  sodann   aber  von  Ihrentwegen  0>^ 
die  äusserste  Mühe  gegeben  worden,  um  das  dahin  einschlagende  nach  MasBg*'' 
vielbesagten  neunten  Articuls  des  Dresdner  Friedens  einrichten  zu  machen. 

Warumen  übrigens  der  Kaunitzischen  Declaration  vom  28.  Maji  1748  ^ 
diesseitigen  Promemoria  vom  18.  Decembris  vorigen  Jahrs  gedacht  worden  0^ 
wie  wenig  sich  vereinbaren  lasse,  einerseits  deren  Bestand  in  Zweifel  ziehen  ^ 
wollen,  und  andererseits  den  Grundsatz,  inner  welchem  sich  derselben  we0^^^ 
lieber  Inhalt  beschränket,  einzugestehen,  ist  zur  Genügen  oben  bereits  angemefl^ 
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worden,  bei  jenem  aber,  was  den  KaiserL  Königl.  Beitritt  zum  Aachner  Frieden 
betziffi,  mn  so  weniger  sich  au&ahalten  nöthig,  als  dermalen  darvon  die  Frag 
ganz  und  gar  nicht  ist 

Ingleichem  ist  sich  ganz  und  gar  nicht  zu  verwimderen,  dass  der  Kaiserin- 
Königin  Majestät  in  dem  Aachner  Friedensschluss  die  darinnen  ausbedungene 
aUerdings  respectabie  Gkurantie  der  Totalität  Ihrer  Länder  angediehen,  umwillen 
es  diesfalls  nicht  um  Uebemehmung  einer  neuen  Verbindlichkeit,  sondern  um 
die  Erneuerung  derjenigen  zu  thun  wäre,  welche  durch  feierliche  und  bündige  vor 
Anfiing  des  Kriegs  bereits  subdstirende  Tractaten  von  denen  vornehmsten  im 
Krieg  verfangenen  Mächten  allschon  übernommen  worden,  derlei  l'ractaten 
und  Verbindlichkeiten  aber  bei  einem  erfolgenden  Friedensschluss  zu  erneueren 
eine  ganz  gewöhnliche  Sache  ist;  dergestalten  dass  man  nicht  weiss,  was  aus 
diesem  Umstand  für  eine  Folge  zu  ziehen,  in  der  anderseitigen  Schrift  an- 
getragen werde. 

Herentgegen  wird  darinnen    der   wahre  Verstand  des   Promemoria   vom 

13.  Decembris  vorigen  Jahrs  in  jenem,  was  wegen  der  Particul  tout  comme 

wdtschüchtig,  aber  um  so  weniger  zur  Sachen  diensam  angeftihret  wird, 

sehr  verdrehet;  in  der  ganz  kenntlichen  Absicht,   thcils  einen  eingebildeten 

iderspruch   und   theils    eine    supponirte    Reihe    übel    an    einander 

b.  «engender  Folgerungen  daraus  zu  erzwingen. 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  Meinung  ist  nie  gewesen,  des  Königs  von 
Majestät  ein  mehreres,  als  die  Tractaten  vermögen,  zuzumuthen,  folg- 
eine deren  Inhalt  übersteigende  Gefälligkeit  aufzudringen. 

Allschon  oben  ist  erinnert  worden,  wie  wenigen  Antheil  Sie,  die  Kaiserin- 

»nigin,  an  der  Handlung  zu  Bieda,  dann  an  denen  Aachner  Präliminarien 

^^>¥  ihrem  Schluss  gehabt  Wohingegen  die  hiervon  handlende  Stelle  der  ander- 

B^^atigen  Schrift  zu  erkennen  giebt,  dass  vorhero  schon  von  der  Cron  Frankreich 

^'^^^  beeder  Seemächten  Massregien  und  Einrichtungen  des  Königs  von  Preussen 

"^^jestät  gute  Wissenschaft  gehabt  haben.    Nun  heisset  es  aber  im  neunzehen- 

^^H  AitiGul   sothaner  Präliminarien:    que   toutes   les    puissances    int^- 

''^«s^es  anz  pr^sents  articles  prdliminaires  renouvelleront  dans 

^^   meillenre  forme  qu'il  serapossible,  la  Sanction  Pragmatique  p. 

U^Hi  da  gleich   darauf  der  die  Garantie  von  Schlesien  und  Glatz  in  sich  ent- 

^^^tender  zwanzigster  Articul  folget,  so  hat  man  sowohl  damals  als  bei  dem 

^liloss  des  Definitivtiactats  darfür  gehalten,   dass   des  Königs  von  Preussen 

"^^estät  unter   denen   puissances   intdress^es    auxdits   articles  mit- 

*^^8rifien  wären. 

Woran  man  auch  um  so  weniger  gezweiflet,   als  darmit  die  Verordnung 

^^B  neunten  Articuls  des  Dresdner  Friedens  übereinkäme.    Dann  man  möge 

K^eich  der  Particul  tout  comme  diesen  oder  jenen  Verstand  beilegen,  so  wird 

^''^  kann  doch  nicht  wohl  in  Abrede  gestellet  werden,  dass  sie  wenigstens  eine 

Gleichheit  in  deme,  was  den  ein-  und  anderen  Theil  betrifft,  andeute,  mithin 

^  die  Zeit,   als  diese  Gleichheit  ausbedungen  worden,  allen  vorhin  etwan 

"^^^habten  Unterschied  aufhebe. 

Nach  dieser  Reihe  gut  oder  übel  an  einander  hangender  Folgerungen  hat 
^"^ndtfain  dies  Orts,  ohne  in  einige  grammatische  Critique  wegen  Auslegung 
^  Paiücnl  tout  comme  einzugehen,  bona  fidc  geglaubet,  dass  nach  ge- 
'^^^'^MBe&em  Frieden  des  Königs  von  Preussen  Majestät  verbunden  seien,  auf 
S^  gleiche  Wds  der  Kaiserin-Königin  Majestät  die  Totaütät  Ihrer  Länder, 

10* 


148  ^^  dresdener  Friede  und  sone  Atufühning. 

als  wie  Sie,  die  Kaiserin-Königin,  des  Königs  von  Preussen  Majestät  die  TotaUtät^ 
seiner  Länder,  zu  gewähren. 

Und  dieses  zwar  um   so  mehr,   als  Sie,   die  Kiuserin-Königin,    an   d 
Aachner    Friedenspräliminarien  vor    dem  Schlnss  weltkdndiger  Massen  kein 
Theil  gehabt,  der  König  von  Preussen   hingegen  darvon  verständiget  wäre  on« 
Sich  dieselbe  vermög  eigener  Gcständnuss  gefallen  lassen.    Da  nun  dessen  all 
ungehindert  Se.  Königl.  Majestät  nach  der  Hand  Sich  zu  sothaner  Gewä 
nicht  verbunden  erkennen  wollen,  so  hat  man  so  gut  in  dem  Ende  als 
des  so  oft  erwähnten  neunten  Articuls  sich  gründen  zu  können  vermeinet, 


malen  obangezogcner  neunzehende  Articul  nicht  auf  compaciscirende  odcK-. 
accedirende  Mächten  sich  cingeschränket  befindet,  sondern  aof 
intercssirte  Mächten  wohlbedächtlich  erstrecket  worden,  von  deren 
Sich  glaublich  Se.,  des  Königs  von  Preussen,  Majestät  nicht  dörften 
lassen  wollen. 

Der  Kaiserin  -  Königin  Majestät  thnt  ungemein  leid.  Sich  zu  so  weitschücl 
tigen  Erläuterungen  veranlasset  zu  sehen.    Allein,  da  die  anderseitige  AntwoK:  ^^mri 
nur   allzu  klar  an  Tag  leget,  wie  wenig  Ihre  reineste  und  aufrichtigste 
denkensart  bis  nun  zu  anerkennet  worden,  so  hat  Sie  Sich  hierzu  durch 
eigene  Verlangen,   den  von  anderen  erweckten  unstatthaften  Argwohn  aus  de        m 
Grund    zu    benehmen,    bemüssiget   gesehen.    Womebst    der   ungemein 
Unterschied,  so  zwischen  der  andererseits  und  der  diesorts  gebrauchten  Schrei' 
art  unterwaltet,  von  sothanem  Verlangen  die  Königl.  Preussische  Herren 
stros  sonder  Zweifel  selbsten  überzeugen  wird. 

Anstatt  also  dass  die  zu  Ende  des  Promemoria  vom  13.  Decembris  vorig- < 
Jahrs  einkommende  Erklärung  des  Königs  von  Preussen  Majestät  ungeme 
zu  befremden  hätte,  wird  vielmehr  ganz  zuversichtlich  angehoffet,  dass 
im  Gegentheil,  wenigstens  nunmehro,  dienen  werde,   allen  etwan  noch  flbri^^*^^^' 
Schatten  einigen  Misstraucns  vollends  verschwinden  zu  machen. 

Es   haben  nämlichen  Se.  Königl.  Grossbritannische  Migestät  zu  £rtheila^c*# 
der  Garantie  auf  den  Fuss,  wie  sie  in  violerwähntem  neuntem  Articul  ausi 
düngen  worden.  Sich  mittlerweil  willig  und  geneigt  bezeuget,  mithin  wird 
Leistung  als  eine  richtige  Sache  nunmehro  angesehen. 

Imgleichen  hat  der  Herr  Marquis  de  Puyzieulz  dasjenige,  was  ihme  ans 
Kaiserin  -  Königin  D^p^he  vom  8.  Octobris  vorigen  Jahrs  vorgelesen  word< 
nicht  widersprochen,  vielmehr  nicht  unbillig  zu  sein  anerkannt,  daas  der 
Königin  Majestät  nicht   minder  als  des  Königs  von  Preussen  M^jest&t  in 
sehung  derer  im  Dresdner  Frieden  reciproce  enthaltener  Verbindlichkeiten  sie! 
gestellet  werde. 

Die  grosse  Bemühung,  so  wegen  Auswürkung  der  Königl.  Grossbritannisci^^ 
Garantie  sich  diesorts  gegeben  worden;  dann  das  bei  Frankreich  gethane  .^- 
suchen,  jenem,  was  der  neunte  Artictd  des  Dresdner  Friedens  in  seinem  gans^ 
Zusammenhang  vermag,  die  Hände  gleichfalls  zu  bieten,  seind  zwei  ganz  unl&'C 
bare  Kennzeichen,   wie  eifrig  der  Kaiserin -Königin  Majestät  all  dasjenige  S^i 
angelegen  sein  lassen,  was  nur  immer  zur  Befestigung  eines  daurhaften  Bxb.! 
Stands  gereichen  kann. 

Wäre  Ihre  innerste  G^denkensart  anders  beschaffen,  so  würde  Sie  vielm^ 
um  Zweifel  und  Ungewissheit  fürdauren  zu  machen,   stillgesessen  sein,  ala 
grosse  Sorge  getragen   haben,  die  Ungewissheit   zu  heben,    mithin   diensa* 
Orten  zur  Erleuchterung  des  Keichsgarantiegeschäfts  die  Sachen  einzuleiten. 

Da  nun  an  der  Königl.  Grossbritannischen  Garantie  nicht  wohl  mehr  ai 
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«tehen  ist  und  des  Königs  von  Preussen  Majestät  mehr  nicht  als  ein  blosses 
Anmchen  kosten  wird,  mn  bd  Frankreich  die  Erklärung  auszuwürken,  dass 
öortiger  Hof  den  zwanzigsten  Artictd  des  Aachner  Friedens  nach  der  Kaunitzi- 
sehen  Declaration,  oder,  was  auf  eines  hinausläuft,  nach  dem  in  der  eigenen 
KönigL  Preossisehen  Schrift  in  voller  Mass  eingestandenem  Grundsatz  verstehe, 
00  mrird  andurch  erfüllet,  was  theils  vor  der  Keichsgarantie  vorherzugehen  hat 
und  theils  der  Kaiserin -Königin  Majestät  untereinstem  mit  Fug  nicht  versagt 
^«rerdcn  kann.  Aller  Anstand  wird  andurch  auf  einmal  gehoben  und  Allerhöchst- 
43ieselbe  wiederholen  Ihre  kräftigste  Versicherung,  dass  Sie  Ihres  Orts  gewiss 
siichtB  erwinden  lassen  werden,  um  das  Reichsgarantiegeschäft  auf  den  nämlichen 
das  ist,  nach  der  Vorschrift  des  neunten  Artictds  ehemöglichst  zum  Stande 
Ivriiigen. 

Sie  machen  Sich  eine  wahre  Freude ,  in  dieser,  wie  in  jeder  anderen  Vor- 

fUlenheit  Ihre unverfölschte  Friedfertigkeit  durch  ganz  unbetrügliche  Proben 

der  Welt  mit  der  in  der  anderseitigen  Schrift  in  einem  ganz  widrigen  Verstand 

^jogeatogenen   irresistiblen   Evidenz    in   die  Augen   leuchten  zu  machen. 

Sie  aber  mit  dieser  Ihrer  unverfälschter  friedfertigster  Neigung 

auch  die   Vorsichtigkeit  vereinbaren,   dessen  wird  und  kann  Sie 

.^v'obl  niemand,    und  am  allerwenigsten  des  Königs  von  Preussen  Majestät  nach 

bekannten  hohen  Gtemüthsbilligkeit,  verdenken. 

Sollte  bis  nun  zu  diese  Angelegenheit  irgendswo  änderst  angesehen  worden 

so  wäre  es  sicherlich  aus  einer  darvon  sich  gemachten  irrigen  Idee  ent- 

apxongen.    Des  Königs  von  Preussen  Majestät  scheinen  Selbsten  darvon  annoch 

eui)2;enommen.    Die  in  Dero  Namen  verfasste  Schrift  lässt  daran  den  geringsten 

Z-weifel  nicht  übrig,   und   der  Kaiserin  -  Königin  Majestät  seind   die  Umstände 

keineBwegs  verborgen,  die  den  Irrthum  veranlasset  haben.    Je  schädlicher  nun 

d«x8elbe  ist,  je  mehr  bt  sich  in  gegenwärtiger  Schrift  bestrebet  worden,  ihn  aus 

^^»1  Ghnnd  xa  heben. 

Nebst  deren  Inhalt  werden  die  Werke,  dass  es  wahrer  Ernst  seie,  voll- 
^OQuoen  daizathun  gewiss  nicht  ermanglen. 

Sie,  der  Kaiserin-Königin  Majestät,  halten  Sich  also  mit  vollkommener  Zu- 
^edenheit  an  den  Schluss  der  ansonsten  mit  so  vielen  irrigen  und  unfreund- 
^^^^^^  Snppositis  angefüllter  Schrift,  nämlichen  dass  des  Königs  von  Preussen 
"^^jestät  bei  diesseitiger  wahrhafter  Willfährigkeit  und  bei  würk- 
^>eh  verspürendem  Ernst  zur  gänzlichen  Erfüllung  derer  becder- 
^^Itigen  Verabredungen,  auch  in  anderen  dahin  abzielenden 
Rucken,  mit  gleichen  Schritten,  ja  weit  über  die  Hälfte  des 
^Qges  Ihr,  der  Kaiserin  -  Königin  Majestät,  entgegengehen 
^«^den. 

Allerhöehstdieselbe  verlangen  so  viel  nicht;  Sie  begnügen  Sich  mit  deme, 
^"^  die  ansbednngene  Verbindlichkeiten  so  ein-  als  andererseits  gleich  auf- 
'^tig,  gldch  getreulich,  gleich  heilig  erfüllet  werden.  Sie  seind,  wie  für  das 
^^tgangene,  also  auch  für  das  künftige  darzu  willigst  und  bereit  und  werden 
^^  swar  nie  unstatthafte  Dinge,  ohne  'dass  man  derenthalben  an  Sie  kommt, 
^  erläuteren  einige  Mühe  geben,  herentgegen  Sich  je  und  allezeit  ganz  will- 
wig  erfinden  lassen,  jeden  irrigen  Wahn,  so  oft  er  Ihnen  NB.  aufrichtig, 
freundschaftlich  und  auf  eine  unter  gekrönten  Häuptern  üblich- 
^^d  anständige  Art  zu  erkennen  gegeben  wird,  zu  benehmen.  Sic  gesinnen 
*ol€beDuiach  an  den  anderen  den  Dresdner  Frieden  contrahirenden  Thcil  nicht 
^  Qdndeste  mehrers,  als  worzu  Sie  Sich  in   voraus  anerbieten,  tragen   aber 
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untereinstcm  kein  Bedenken ,  ohne  Umschweif  zn  erkennen  zu  geben ,  dass  Su 
von  dieser  in  denen  ersteren  Regien  des  naturlichen  und  Völkerrechts,  in 
andererseits   selbst    eingestandenem  Grundsatz    unwidersprechlich    g^randeteK=L 
Keciprocität  nimmer-  und  ninmiermehr  abgehen  werden. 

Ueber  das  können  auch  Allerhöchstdieselbe  anzumerken  nicht  umhin. 


zwischen  denen  Punkten,  worvon  in  dem  Dresdner  Frieden  und  in  dem  daiinni 
mit  einer  wenigen  Ausnahm  bestätigtem  Berliner  Tractat  Erwähnung  besebiehet^K-t, 
ein  sehr  namhafter  Unterschied  unterwalte,  indeme  einige  dererselben  allscho^E^-^n 
entschieden  seind,  andere  aber  einer  weiteren  gütigen  Abrede  und 
nuss  ausgcstellet  worden. 

So  viel  nun  die  erstere  anbelangt,   erheischet,   wie  schon  obgemeldet, 
gute  Trauen  und  Glauben,   der  andererseits  selbst  eingestandene  Gnmdaatz, 
die  kundbare  Regien  des  natürlichen  und  Völkerrechtens,  sowohl  daas  ohne 
nahm  ihnen  für  das  künftige  ein  Genügen  beschehe,  als  auch  daas  für  das 
gangene  deme  abgeholfen  werde,   was  dargegen  verhängt  worden  sein  döi 
Ohnmöglich  lässt  sich  dieser  Satz  in  einigen  Zweifel  ziehen,  ohne  das  Band  ^      ^^t 
menschlichen  Gemeinschaft  zu   zerreisscn,    und    der  Kaiserin -Königin 
unterwerfen  Sich  demselben  Ihres  Orts  ganz  willigst 

So  viel  aber  die  Punkten   der  zweiten  Class  anbelangt,  wird  von  Ihr 
ein  mehrercs  nicht  angetragen,  als  dass  alles  zu  gleichen  Schritten  nach 
der  Billigkeit,  und  zwar  je  ehender  je  besser,  erörtert  werde. 

Um  nun  eben  erwähnte,  hoffentlich  in  einigen  Anstand  nicht  gezogen  ^r^^r- 
den  mögende  Principia  denen  zwischen  beeden  Höfen   furwaltcnden  Anli^g^^eo* 
heiten  behörig  zu  appliciren,  so  kann  man  nicht  umhin,  diesseitige  Beschwe^^flie, 
keineswegs  vorwurfsweis,  sondern  auf  das  freundschaftlichste  und  lediglich,    "^un 
selben  abhelf liehe  Mass  zu  verschaffen,  mit  wenigem  anzuzeigen;  nicht  um     ^lie 
Materie  in  gegenwärtiger  Schrift  zu  erschöpfen,  sondern  nur,  um  sich  dieefäi^is 
alle  Befugnuss  vorzubehiilten,  untereinstcm  aber  den  Fingerzeug  zu  geben,  "^^^^ 
um  obigen  heilsamen  Endzweck  zu  erreichen,  furdersamst  abznthun  hanptsftchJ-^cb 
erforderlich  sein  wolle. 

Die  Amnestie  findet  sich  im  zweitem  Tractatsarticul  solcheigestalten  F^' 
gesetzet,  dass  von  wegen  dessen,  was  währendem  Krieg  sich  zugetragen  1^ 
niemand  von  deren  Genuss  ausgeschlossen  werden  mag.  Der  Kaiserin  -  Könllgi^ 
Biigestät  haben  sie  genau  beobachtet  und  werden  sie  auch  fürohin  genau  beo^ 
achten,  mithin  leben  Sie  der  Hofinung,  dass,  was  dargegen  beschehen,  um.  ^ 
mehr  Königl.  Preussischer  Seits  werde  abgethan  werden,  als  Ihr  Verlangen  ^^ 
weiters  nicht  erstrecket,  als  worzu  in  dem  Fall  einer  ohne  aller  Ausnahm  ^^^ 
bedungenen  Amnestie  sowohl  Sie  Sich  Selbsten,  als  auch  andere  Ifödm'^^ 
Frankreich,  Spanien  und  so  fort  an,  nach  erfolgtem  Frieden  Sich  jedeamal  '^^' 
bunden  erkannt  haben. 

Wegen  des  dritten  Articuls  des  Berliner  Tractats  wird  räch  zufoideiBt  ^ 
das  wegen  des  Herrn  Grafen  Lichnowsky  dem  Königl.  Preuscnschen  bevolln»^^ 
tigten  Ministro  Herrn  Grafen  Podewils  allschon  den  13.  Decembiis  Tori^ 
Jahrs  behändigte,  auch  seithero  von  Herrn  Marchese  Puebla  übeigebenes  J^ 
memoria  bezogen,  hiemächst  aber  angemerket,  dass  es  hierin&llB  nicht  um  ^ 
dachten  Herrn  Grafen  Liehnowsky  Privatanliegen^eit,  sondern  um  der  Kais^^' 
Königin  Majestät  eigene  Sach  zu  thun  seie;  dass  er,  Herr  Graf  Lichnow^^* 
und  all  jene,  welche  in  gleichen  Umständen  wie  er  sich  befinden,  nicht  mU>^^ 
Ihre  als  Königl.  Prcussischc  Vasallen  seind;  dass  deme  zufolge  Sie  ihme  ^^ 
schnurstracks  gegen  den  klaren  Inhalt  besagten  dritten  Articuls  andictiite  S^^^^ 


^ 
^ 

^ 
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erlegen  verboten;  dass  noch  über  das  jene  Schlesier,  welche  unter  beeder 
i^len  Botmässigkeit  Güter  besitzen,  um  willen  die  im  Völkerrecht  gegründete 
«enruiz  sie  zur  Genügen  schützet,  nicht  einmal  besagten  Articuls  Verordnung 
thig  gehabt  hätten,  sondern  sothane  Verordnung  allein  wegen  derer  übriger 
hlesier  nöthig  wäre:  wie  dann  sowohl  in  Ansehung  derer  Niederländer  als 
lilinder  niemanden  bis  nun  zu  eingefallen  ist,  einen  solchen  unter  zweierlei 
»tmiiflfligkeit  Güter  beätzenden  Vasallen  zu  bestrafen,  der' sich  in  Friedens- 
iten  von  einem  Ort  zum  anderen  begeben  oder  auch  diese  oder  jene  Dienste, 
mn  er  nicht  vorhero  dem  einen  Theil  insbesondere  verpflichtet  wäre,  ange- 
mmen  hat  Und  wie  zumalen  der  ehedessen  zai  Beschönigung  der  erpressten 
rmf  yoigeschützte,  obschon  ganz  unstatthafte  Vorwand  vermög  obiger  Kaiserl. 
Snigl.  Erklärung  in  dem  Beichsgarantiegeschäft  nunmehro  gänzlichen  hinweg- 
Ity  als  wird  weder  an  der  billigen  Schadloshaltung  für  das  vergangene,  noch 
der  künftigen  Sicherheit  aller  derer,  so  theils  obige  Behelfe,  theils  aber  die 
ixe  Verordnung  erwähnten  dritten  Articuls  vor  sich  haben,  im  geringsten  ge- 
roflet.  Womebst  sich  auch  nicht  minder  zuversichtlich  versprochen  wird, 
AB  der  w^;en  des  gegen  den  ersten  Theil  vielerwähnten  Articuls  abgeforderten 
ais  detractuB  angebrachten  Beschwerde  abhelfliche  Mass  werde  verschaffet 
onlen. 

Der  vierte  Articul  ist  gleichfalls  grossentheils  unerfüllt  geblieben,  wesfalls 
•h  auf  die  allschon  im  Jahre  1742  von  Herrn  Grafen  von  Bichecourt  über- 
bene  Verzeichnussen  beworfen  wird. 

Ungehindert  derer  im  fünften  Articul  entschiedener  Gränizen  beschehen 
sbraialen  gewaltthätige  Einfälle  in  diesseitiges  Territorium :  worüber  mehrmalen 
It  npedaleT  Anzeige  aUer  Umständen  geklaget  worden,  bis  nun  zu  aber  noch 
B  einige  Genugthuung  erfolget  ist.  Dahero  verhoffet  wird,  dass  das  vergangene 
side  bestrafet  werden  und  für  das  künftige  zureichender  Inhalt  beschehen. 

Die  nämliche  Hoffiiung  waltet  auch  in  Ansehung  derer  dem  sechsten  Articul 
widerlanfender  Beligionsbeschwerden  ob. 

Wegen  derer  aber,  so  das  Conunercium  betreffen,  ist  schon  oben  die  behörige 
innernng  beschehen. 

Was  den  nennten  Articul,  dann  den  ersten  Theil  des  Separatarticuls,  wie 
leh  die  auf  des  ein-  oder  anderen  Theils  Lande  specifice  hypothecirte  Schulden 
ibelangt,  bedarf  es  weiter  keiner  anderen  Erörterung,  indeme  diese  Anliegen- 
dt  theils  durch  der  Sachen  Natur  und  theils  durch  besagter  Articlen  klare 
Biordnmig  im  voraus  entschieden  ist  Welchemnach  der  Gegenstand  der  im 
rätem  Theil  des  Separatarticuls  beliebter  weiteren  gütigen  Abrede  und  Ein- 
osftändnuss  allein  die  übrige  Schtdden  betreffen  kann.  Worbei  der  Eaiserin- 
Omigin  Migestät  kein  Dero  Aerarium  ohnmittelbar  angehendes  Interesse  haben, 
ndem  vornehmlich  das  Interesse  derer  unschuldiger  Crcditorum  beherzigen, 
ir  Gtewissen  aber  unschwer  durch  Abführung  des  Sie  nach  des  Landes  Ab- 
leiliuig  betreffenden  Antheils  beruhigen  können,  mithin  allein  ihnen,  Creditoren, 
I  gutem  auf  der  Sachen  Ausmachung  bis  anhero  so  sehr  gedrungen  haben  und 
rtlim  dringen  werden. 

Was  bis  nun  zu  angefuhret  worden,  zielet  lediglich  dahin  ab,  alle  An- 
iSnigkeiten  und  Beschwerden,  sie  mögen  sich  ergeben,  von  welcher  Seiten  sie 
Qmer  wollen,  je  ehender  je  besser  und  auf  das  freundschaftlichste  aus  dem  Weg 
a  raiunen. 

Und  wiederholen  der  Kaiserin -Königin  Majestät  nochmalen  die  kräftigste 
Tenicberung,  dass  Sie  jedesmal  zu  gleichen  Schritten  zu  Werk  zu  gehen  uhr- 
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bietig  seind ;  dass  Sie  Sich  an  die  klare  Massgab  derer  Tractaten  onveriinderüi 
halten  und  des  Königs  von  Preussen  Majestät  ein  mehreres  nicht  zumiitb 
werden;  dass  Sie  Sich  der  nämlichen  Richtschnur  willigst  unterwerfen  und  da 
endlichen  der  ganze  Inhalt  der  gegenwärtigen  Schrift  zu  nichts  anderem  abiie 
als  cincstheils  irrigen  Verdacht  und  Misstrauen  zu  benehmen,  anderenthdls  at 
durch  ehcbaldigste  gütige  und  billige  Abthuung  sowohl  derer  bereits  yorhandeii 
als  derer  künftighin  sich  ergeben  mögender  Beschwerden  das  beste  Vemehm 
zwischen  beeden  Höfen  zu  befestigen  und  zu  verewigen. 

Berlin,  den  2.  Martii  1750.  (gez.)    A.  Graf  y.  Puebla. 


[Preussische  Note  vom  20.  Mai  1750*)]. 

Des  Königs  in  Preussen  Majestät  haben  aus  der  von  dem  allhie  anwesc 
den  Kaiserl.  und  Königl.  Ungarisch-  und  Böhmischen  bevollmächtigten  Minist 
Herrn  Grafen  von  Puebla  unter  dem  2ten  letztverflossenen  Martii  in  dem  Beid 
garantiegeschäfte  übergebenen  Schrift  zu  Ihrer  äussersten  Disconsolation  wal 
nehmen  müssen,  wasmasscn  die  darinne  häufig  enthaltene  hochschätzbare  w 
übrigens  zu  Sr.  Königl.  Majestät  besonderen  Verbindlichkeit  gereichende  A 
testationcs  von  der  Kaiserin  und  Königin  in  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  ai 
richtigen  Freundschaft,  Friedfertigkeit,  reiner  Gredenkungsart  und  eifrigen  V< 
satz,  Ihre  Zusagen  auf  das  heiligste  zu  erfüllen,  mit  der  unangenehmen  Vc 
rückung  begleitet  worden,  dass  die  letztere  in  gedachter  Materie  diesseits  g 
gebene  Antwort  mit  unanständigen  Ausdrückungen,  gehässig« 
Aufbürdungen  und  unfreundlichen,  irrigen  Suppositis  angefflll 
sei,  die  darinne  gebrauchte  Schreibart  nicht  allein  von  der  do 
tigen  ungemein  weit  unterschieden,  sondern  auch  mit  de 
jenigen,  welche  sonst  zwischen  zweien  in  Freundschaft  ni 
guten  Vernehmen  stehenden  Höfen  üblich  ist,  nicht  überei 
komme,  und  dannenher  der  Kaiserin  -  Königin  Majestät  Si< 
kaum  entschliessen  können,  etwas  darauf  zu  erwidrigen. 

Diese  Vorrückungen  sind  gewiss  ganz  neu  und  des  Königs  Majestät  1 
hieher  noch  niemals  von  einigem  Hofe  gemacht  worden,  vielmehr  haben  Sie  c 
Consolation,  dass  die  ganze  Welt  und  selbst  die  mit  dem  Durchlauchtigst 
Erzhause  Ocsterrcich  in  denen  engesten  Verbindungen  stehende  Höfe  Ihro  hi« 
unter  Gerechtigkeit  wider&hren  lassen  und  zugestehen  müssen,  dass  in  Ihi 
mit  dem  Wienerischen  Hofe  gewechselten  Schriften  sowohl  der  zwischen  ( 
krönten  Häuptern  hergebrachte  Wohlstand,  als  auch  die  Reguln  des  Glim] 
und  der  Mässigung  auf  das  genaueste  beobachtet  worden  und  in  dieser  Ku« 
sieht  daran  nicht  das  geringste  auszusetzen  sei:  wie  dann  auch  nichts  ist,  n 
des  Königs  Majestät  deren  Verfassern  angelegentlicher  anbefohlen  und  zu  s 
chem  Ende  die  in  denen  vorigen  gegenseitigen  Schriften  hin  und  wieder  dn( 
flossene  unglimpfliche  Ausdrückimgen  lieber  mit  Stillschweigen  übergeben  \ 
ohne  dringende  Noth  releviren  lassen.  Zum  Ueberfluss  haben  Se.  KönigL  M 
jestät  die  quästionirtc  Antwort  nochmals  Selbst  übersehen  und  deren  ganz 
Inhalt  genau  und  reiflich  erwogen,  aber  darinne  nicht  das  allergeringste 
finden  vermocht,  was  die  miglimpf liehen  Qualificationes ,  so  man  derselben  j€ 
seits  beizulegen  beliebet,  auf  einige  Weise  verdiencte. 

*)  Vgl.  oben  S.  89. 
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Daas  indessen,  wie  in  der  vorliegenden  Schrift  gesaget  wird,  zwischen 
cl  er  beiderseitigen  Schreibart  ein  ungemein  grosser  Unterschied 
MM  xiter walte,  stellet  man  diesseits  gar  nicht  in  Abrede.  Solches  ist  auch  ganz 
ci^türlich  und  fliesset  nothwendig  aus  der  Differenz  beiderseitiger  Forderungen 
ixKid  Absichten. 

Diesseits  begehret  man  nichts  mehr  als  die  Erfüllung  eines  durch  feierliche 
Friedenstraetaten  ohne  einige  angefügte  Gegenbedingung  übernommenen  Ver- 
sprechens,  nämlich  die  Concurrenz   des  jenseitigen  Uofes  zu  Beförderung  der 
Keichsgarantie  über  den  Dresdenschen  Friedensschluss.    Zu  Unterstützung  dieser 
Forderung   bedarf  man  keines  andern  Arguments   als  der   klaren  und  dürren 
Worte  des  Friedenstractats.    Hieran  hält  man  sich  lediglich  und  bleibet  im  ver- 
änderlich bei  einerlei  Sprache.    Wird  solche  Anforderung  nicht  mit  so  häufigen 
Versicherungen  von  Freundschaft,  Friedfertigkeit  und  reiner  Gedenkungsart,  als 
man  in  denen  jenseitigen  Schriften  wahrnimmt,  ausgeschmücket,  so  rühret  solches 
^Äher,  weil  man  in  einer  Sache,  wo  es  nicht  auf  Complimente,  sondern  auf  Er- 
örterung der  beiderseitigen  gegen  einander  tragenden  Obliegenheit  ankommt,  dcr- 
gl^chen  Sincerationes  vor   überflüssig  ansiehet  und   dafürhält,   dass   die  werk- 
tliätige  Bemühungen,  so  man  diesseits  unermüdet  angewandt,  umb  ein  Geschäfte 
*^    seiner  Berichtigung   zu  befördern,   welches   das  gute  Vernehmen  zwischen 
^den  Höfen  sowohl  als  den  Ruhestand  im  Reich  zu   bestärken  und  gleiclisam 
'^  benegeln  hauptsächlich  abgezielet  ist,  der  diesseitigen  Aufrichtigkeit,  Fried- 
fertigkeit und  reiner  Gedenkungsart   weit  kräftiger  das  Wort  reden  und  selbige 
^^l  überzeugender  beweisen,  als  durch  die  bündigsten  wörtlichen  Versicherungen 
'^^iii^ermehr  geschehen  kann.    Jenseits  hingegen  stellet  man  zwar  seine  deshalb 
^■^babende  Verbindung  keineswegs  in  Abrede;  man  verspricht  auch  derselben  ein 
^^viügen  zu  leisten,  hat  aber  zu  dessen  Bewerkstelligung  bisher  wenig  Neigung  und 
'^Ibet  eingestandener  Massen  gar  kein  Empressement  spüren  lassen,  sondern  sel- 
^S«  vielmehr  an  allerlei  Bedingungen  und  Gegenprästationen  accrochireu  wollen, 
^^^l)ei  man  dann  sowohl  in  seinen  Ansinnungen  als  in   deren  Begründung  fast 
^^^ändig  abgewechselt  und  selbige  bald  aus  diesem,  bald  aus  jenem  Principio  her- 
'^^^^ten  vermeinet 

Also  wurde  in  der  ersten  jenseitigen  Schrift  vom  14.  Augusti  1746  nur  allein 
^^svlanget,  dass  des  Königs  Majestät  hinwiederumb  zu  Bewürkung  der  damals  vor- 
■^*enden  Erneuerung  der  Reichsgarantie  über  die  Oesterreichische  Sanctionem 
j^v^ftgmaticam  nachdrucksam  cooperircn  möchten,  und  solches  zwar  vermöge  des 
^^■to  ArticuLs  des  Dresdner  Friedenstractats  und  des  bekannten  tout  comme 
dessen  neunten  Articul.  Von  der  Grossbritannischen  Garantie  hingegen  und 
selbige  der  Reichsgarantie  vorgehen  müsse,  geschähe  zu  der  Zeit  nicht 
^^  geringste  Erwähnung,  ohnerachtet  man  dazumal  zu  Wien  gar  nicht  ignoriret 
***8B  solche  diesseits  in  EngeUand  negotüret  werde,  und  auf  was  vor  einen  Fuss 
^-  Oroasbritannische  Majestät  Sich  dazu  verstehen  wollten;  und  obwohl  in  der 
*^€iten  Schrift  vom  lOten  Decembris  desselben  Jahres  doliret  wurde,  dass  er- 
^^ter  Grarantie  eine  andere  Modalität  gegeben  worden,  als  der  Dresdner 
^edensBchluss  mit  sich  brächte,  so  geschähe  doch  solches  nur  beiläufig  und 
^^werungsweise,  ohne  daran  die  Betreibung  des  Reichsgarantiegeschäftes  zu 
jjf^^^'c^chiren,  sondern  man  insistiite  nur  allein  darauf,  dass  des  Königs  Majestät 
'^  za  der  Garantie  der  sämmtlichen  Oesterreichischen  Erblande  zu  verstehen 
^  darunter  mit  gleichen  Schritten  als  der  Kaiserin  -  Königin  Majestät  in  An- 
«ttiig  ^gy  Reichsgarantie  über  den  Dresdenschen  Frieden  zu  Werke  zu  gehen 
o*"Älten  wären.    Weilen  auch  die  UnStatthaftigkeit  der  zu  dem  Ende  anfänglich 
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angeführten  Gründe  in  der  ersten  diesseitigen  Antwort  klärlich  dargethan  wo^ 
den,  so  setzte  man  selbige  an  die  Seite  und  suchte  sie  durch  einen  neuen  Behelf 
zu  rcmplaciren ,  welchen  man  in  einem  Yormaligen  mit  dem  Königliehen  Chur- 
hause  geschlossenen  Tractat  und  dessen  darinne  verabredeten   Concorrenz  zur 
Garantie  der  Oest^rreichischen   pragmatischen   Sanction    zu   finden   veimeinete. 
Als  aber  in  der  zweiten  diesseitigen  R6plique  die  Unzulfinglichkdt  dieses  letzteren 
Behelfis  ebenfalls  unwidertreibUch  und  durch  Produdrung  des  Höcbstseligen  ELaisen 
Caroli  VI.  eigener  hoher  Hand  und  Siegels  dargethan  worden,  hat  man  jenseitB 
gcrathen  gefunden,  davon  zu  abstralüren  und  an  dessen  Stelle  das  ehedem  in 
dem  tout    comme   gesuchte  Argument  wieder    aufiEufrischen   und    zu  dessen 
Unterstützimg  ein,  neues  Principiimfi  au&  Tapis  zu  bringen,   dass  nämlich  die  in 
dem  neunten  Artictd    des  Dresdenschen  Friedensschlusses  enthaltene   Zusagen 
reeiproque  und  unzertrennlich  wären  und  in  der  Ordnung,  wie  sie  nacheinander 
stehen ,  erfüllet  werden ,  folglich  die  Grossbritannische  Gkurantie  in  der  jenseits 
verlangten  Form  allen  andern  vorgehen  mttsste. 

Bei  dieser  notorischen  und  durch  blosse  Einsicht  beiderseitiger  Schriften 
augenblicklich  zu  verificirenden  Bewandniss  der  Sachen,  und  da  man  diesseits 
gemüssiget  gewesen,  denen  jenseitigen  Abweichungen  und  Abänderungen  Schritt 
vor  Schritt  nachzugehen,  hat  man  sich  nun  wohl  unmögUch  entbrechen  können, 
die  Sr.  Königl.  Majestät  aus  den  klaren  Worten  der  Tractaten  competarende 
Befiigniss  gegen  die  jenseitige  Missdeutungen  solcher  Worte  nachdrüdLlich  n 
retten  und  sowohl  den  Ungrund  sothaner  violeniten  Interpretationen  als  auch 
die  Mängel  der  darauf  fundirten  Behelfe  deutlich  und  unverhohlen  an  den  Tag 
zu  legen.  Hiebei  ist  es  nun  wohl  freilich  eine  wahre  Unmöglichkeit  gewesen, 
die  Feder  dergestalt  zu  führen,  dass  es  dem  Gtegentheil  hätte  anständig  vor- 
kommen müssen. 

Den  Wohlstand  aber  oder  die  zwischen  freundschafüichen  Höfen  gegen 
einander  erforderte  Egards  zu  verletzen ,  hat  man  sich  jederzeit  sorgfältig  g^ 
hütet  und  es  überhaupt,  so  viel  nur  ohne  Nachtheil  der  Sache  geschehen  können, 
an  keinen  Managements  und  Adoucissements  ermangeln  lassen,  deren  sich  freund- 
schaftliche Höfe  sonsten  in  dergleichen  Fällen  zu  bedienen  gewohnt  sind.  D® 
Gregeutheil  mit  gehässigen  Aufbürdungen  belästigen  zu  wollen,  ist  man  so  weit 
entfernt  gewesen ,  dass  man  vielmehr  sich  aller  zu  seiner  Verunglimpfung  g^ 
reichenden  Reflexionen ,  wie  natürlich  selbige  auch  aus  dem  Zusammenhang  der 
Umstände  herzufliessen  geschienen,  gänzlich  enthalten,  ja  selbst  bei  dem  Vortrtg 
solcher  unangenehmen  Wahrheiten,  welche  man  unmöglich  verschwdgen  können, 
hat  man  die  Vorsichtigkeit  beobachtet,  dass  man  dem  dortigen  Hofe  zuvorderst 
davon  einen  Fingerzeig  gegeben  und  nicht  ehe  damit  hervorgetreten,  ^ 
man  dazu  von  demselben  expresse  provociret  worden. 

Wann  übrigens  jenseits  auf  das  Urtheil  der  unparteiischen  Welt  über  ^ 
beiderseitige  Schreibart  provociret  wird,  so  ist  man  diesseits  ganz  willig,  sich 
demselben  gleichfalls  zu  submittiren,  und  möchte  wohl  wünschen,  eines  gedeih- 
lichen  Ausschlags  des   Reichsgarantiegeschäftes  so  vollkommen   versichert  sn 
sein,  als  man  es  ist,  vor  diesem  Tribunal  so  wenig  in  Ansehung  der  Solidil&t 
der  Gründe   und  des  Vortrags  als  der   dabei   gebrauchten  Moderation  seinen 
Frocess  nicht  zu  verlieren.    Nimmermehr,  ztmi  Exempel,   wird  man  im  Stande 
sein ,  aus  denen  sämmtlichen   diesseitigen  Schriften  einen  einzigen  Paaaom  n 
produciren,  den  man  Glimpfs  halber  mit  derjenigen  Expression  en  parall^e  setsen 
könnte,  deren  sich  der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift  bedienet,  wenn  er 
spricht^  dass  man  diesseits  nur  die  Anzahl  dem  Wienerischen  Hofe 
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esehehender  gehässiger  Aufbürdnngen  zu  vermehren,  demselben 
IT  Lftst  1^^  zu  wollen,  dass  er  theils  bei  der  Handlung  zu  Breda  und  theils 
ä  dem  za  Aachen  geschlossenen  Frieden  das  Königlich  Preussische  Interesse 
i  wenig  unterstützet  und  befördert.  Eine  Beschuldigung,  welche  einen  ohn- 
irteüachen  Beurtheiler  dieser  Schriften  umb  so  mehr  frappiren  muss,  wenn  er 
ä  genauerer  Einsicht  des  allogirten  Passus  der  diesseitigen  Schrift  wahrnimmt, 
MB  selbiger  dazu  nicht  den  allergeringsten  scheinbaren  Grund  gebe  und  darinne 
Mvfaaupt  des  Königlich  Preussischen  Interesse  nicht  mit  einem  einzigen  Worte 
)d«eht ,  sondern  nur  dieses  zu  erkennen  gegeben  werde,  dass  Se.  König  1. 
ajestät  in  Ihren  zu  Erhaltung  der  Garantie  des  Dresdenschen 
riedensschlusses  in  der  Mass,  wie  es  der  dortige  Hof  verlanget 
lithin  nach  seinen  eigenen  Principüs  mehr  zur  Beförderung  des  dortigen  als 
m  hiedgen  Interesse)  bei  denen  Seemächten  und  der  Cron  Frank- 
lieh  angewandten  Bemühungen  allem  menschlichen  Ansehen 
Lcb  ihren  Endzweck  ohnfehlbar  erreichet  haben  würden,  wenn 
e  darunter  von  dem  jenseitigen  Hofe  etwas  ehender,  als  es  zu 
ir  Aachenschen  Friedenshandlung  gekommen,  und  in  specie 
ti  denen  zu  Breda  vorgewesenen  Friedensconferenzien  unter- 
itzet  worden  wären,  und  derselbe  nicht  vielmehr  einen  nur 
lan  deutlich  markirten  Widerwillen  gegen  die  Erfüllung  seines 
igen  der  Reichsgarantie  gethanen  Versprechens  bei  verschie- 
nen  ihm  nicht  unbekannten  Gelegenheiten  an  den  Tag  ge- 
ltet. 

Bei  welchem  letzteren  Umstand,  wovon  man  allenfalls  Specialia  anführen 
iinte,  man  sich  umb  so  weniger  einen  Widerspruch  vermuthen  können,  da  man 
aeitB  freiwillig  zugestehet,  nach  Verfliessung  der  ersten  sieben  Monate  nach 
n  Dresdenschen  Friedensschlnss  wegen  dessen  Beichsgarantie  ganz  kein 
npressement  mehr  bezeuget  zu  haben. 

Fast  eben  dieselbe  Bewandniss  hat  es  mit  einer  andern  in  der  vorliegenden 
biilt  eingeflossenen  Beschuldigung,  dass  man  diesseits  den  wahren  Ycr- 
End  des  jenseitigen  Promemoria  in  Ansehung  des  aus  dem  fameusen 
at  comme  hergeleiteten  Arguments  gar  sehr  verdrehet  habe,  in  der 
,nz  kenntlichen  Absicht,  wie  die  jenseitige  Worte  lauten,  theils 
Den  eingebildeten  Widerspruch  und  theils  eine  supponirte 
)ihe  Übel  an  einander  hangender  Folgerungen  daraus  zu  er- 
ringen. Es  wäre  zu  wünschen,  dass  es  dem  Verfasser  dieser  Schrift  gefullen 
tte,  diese  unglimpfliche  und  doch  nur  in  ganz  vaguen  Terminis  vorgetragene 
iputation  etwas  zu  particnlarisiren  und  die  Punkte  nachzuweisen,  worin  er 
igleicben  Verdrehung  gefunden  zu  haben  vermeinet.  In  dessen  Entstehung 
fd  man  den  Ausspruch  über  den  Werth  dieser  harten  Beschuldigung  dem 
tfheil  eines  jeden  ohnparteiischen  Lesers,  der  nur  beide  angezogene  Schriften 
^gen  einander  halten  und  seinen  eigenen  Augen  trauen  will,  gerne  unterwerfen 
id  ist  genugsam  versichert,  dass  derselbe  ohne  grosse  Mühe  finden  werde,  auf 
elehem  Theile  der  Vorwurf  der  Verdrehung  haften  bleibe. 

Des  Königs  in  Preussen  Majestät  besitzen  indessen  allzuviel  G^imüthsbUlig- 
jt  mid  Moderation,  als  dass  Sie  diese  offenbar  ungegründete  Reprochen  retor- 
dren  nnd  dem  Kaiserl.  und .  KönigL  Ungarisch-  und  Böhmischen  Hofe  der- 
eichen Absichten,  als  Ihre  von  demselben  imputiret  worden,  beimessen,  noch 
r  Kaiserin -Königin  Majestät  Gerecht-  und  Billigkeit  liebenden  Gemüthe  hier- 
iter  das  allergeringste  zur  Last  legen  wollten.    Sie  halten  vielmehr  sothane 
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handgreiflich  detoomirte  Interpretationes  Ihrer  unschnldigsten  Aeosseningen  vor 
einen  blossen  Verstoss  und  Inadvertenz  des  Verfassers  der  gegenseitigen  Schrift 
and  schmeicheln  Sich  mit  der  Hoffiiang,  dass  es  damit  nicht  so  übel  gemeinet 
sei,  als  die  Worte  anzuzeigen  scheinen. 

Aus  eben  der  Quelle  deriviren  Se.  Königl.  Majestät  alle  übrige  Blissdeo- 
tungcn,  welche  sich  in  der  vorliegenden  Schrift  ij^  ziemlicher  Anzahl  finden 
lassen,  da  nämlich  diejenigen  Aeusserongen,  so  in  der  diesseitigen  ganz  deatUcii 
auf  ein  gewisses  Objectum  rapportiret  worden,  auf  ein  ganz  fremdes  tranaferiret, 
die  Worte  ausser  ihrem  Zusammenhang  angeführet  and  theils  darch  Verschweigaiig 
der  cssentiellesten  Clausuln,  theils  durch  Einschaltang  firemder  und  in  der  dies- 
seitigen Schrift  unerfindlicher  Wörter  dergestalt  eingerichtet  werden,  dass  mau 
daraus  ein  zu   seiner  Absicht  dienliches  Geständniss  zu  erzwingen  veimeinet 

Umb  hievon  nur  ein   paar  Proben  anzuführen,   so  war  in  der  diesseitigen 
letzteren  Antwort   insinuiret  worden,  wasmassen   das  Betragen  .'des  jenseitigGn 
Hofes  in  dem   Keichsgarantiegeschäffce   und  dessen  Bestrebung,  die  Erfüllung 
seiner   deshalb  obhabenden  Verbindlichkeit  an  strittige  Ansinnungen  oder  an- 
mögliche Conditiones  zu  accrochiren,  bei  der  ganzen  unparteiischen  Welt  natür- 
licher Weise  den  Argwohn    erwecken  müsse,    dass  selbiger  seine  Obliegenheit 
nicht  erfüllen  wolle;   welcher  an  sich  sehr  soliden,   auch  in  der  gegenseitigen 
Ii<^pliquc  ganz  unberühret  gelassenen  Reflexion  Glimpfe   halber  das  Adoaciss«- 
ment  beigefüget  worden,  dass  des  Königs  Majestät  aus  Hochachtang 
vor  der  Kaiserin-Königin  Majestät  nicht  über  das  Herz  bringen 
könnten.  Derselben  dergleichen  Absichten  beizumessen,  amb   sc 
mehr,  da  Sic  Sich  mit  Vergnügen    erinnerten,   dass  gleich  niLol 
dem  Dresdenschen  Frieden  der  jenseitige  Hof  sich  wegen  sein.  0 ' 
Concurrenz  zum  Reichsgarantiegeschäfte  so  willfährig  NB.  0  p 
kläret,   als  man   es   diesseits  wünschen  mögen,  und   selbige  v  o 
eine  völlig  verglichene   Sache  anerkannt,  bei  der  sich  nicht  d^- 
geringste  Anstand  finden  würde,   auch  die  Oesterreichische  B^  ^ 
nistri  sowohl  zu  Regensburg  als  zu  Wien  bei  solcher  NB.  Sprach*  * 
über  6  Monat   kurz   nach   geschlossenem   Dresdenschen  Friede* 
beständig  verblieben. 

Wie  nun  diese  Worte,  so  wie  sie  liegen,  dem  Verfasser  der  vorhabend^* 
Schrift  unmöglich  einige  Prise  geben  können,  so  hat  er  gut  gefunden,  selbi^^ 
ausser  ihrem  Zusammenhang  mit  Verschweigung  des  Eingangs  und  eigenmäetm 
tigcr  Einschaltung  des  Wörtchens  werkthätig  als  ein  diesseitiges  eigeo^' 
Geständniss  aufzufuhren,  dass  man  dortigen  Orts  ganz  willfährig  ax>^ 
zu  des  Königes  in  Preussen  Majestät  eigenem  Vergnügen  (nid^^ 
nur,  wie  diesseits  gesaget  worden,  sich  erkläret,  sondern)  NB.  in  Sach^' 
zu  Werke  gegangen  und  über  sechs  Monat  lang  dieser  Neiga<^^ 
und  NB.  werkthätigcr  Betreibung  verblieben.  Ja  diese  vorgebUd^^ 
diesseitige  eigene  Geständniss  der  jenseitigen  werkthätigen  Betr^*^ 
bung  wird  in  dem  Verfolg  des  Raisonnements,  und  zwar  mit  dem  Zasats,  d^^^ 
selbige  der  sicherste  Beweis  sei,  verschiedentlich  wiederholet,  obglei^^ 
davon  in  den  angezogenen  Worten  nicht  die  allergeringste  Spur  vorhan^^^ 
und  vielmehr  eben  dieses  der  Punkt  ist,  worüber  in  denen  diesseitigen  Schril^^ 
am  meisten  doliret  worden ,  dass  es  nämlich  der  gegenseitige  Hof  bloss 
guten  Worten  und  willfahrigen  Erklärung  bewenden  und  hingegen  an  we^ 
thätiger  Betreibung  es  ermangeln  lassen. 

Mit  einem  andern  Passu  der  jüngsten  diesseitigen  Antwort  wird    in 
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vorliegenden  Schrift  beinahe   auf  ebendieselbe  Weise   verfahren.     Man  hatte 
nMmlich    gerne    sogestanden,    dass   ieille    von    zweien    contrahirenden 
Tbeilen   gegen   einander   geschehene   Zusagen    eine   reciproque 
Obligation  involviren  und  der  eine  Theil  keinesweges  gehalten 
sei,  seinem  Versprechen  ein  Genügen  zu  leisten,  so  lange  der  an- 
dere  tergiversire,   das  seinige   zu   erfüllen.     Diese  Concession  aber 
batte  man  wohlbedächtlich  durch   zwei  wichtige  Anmerkungen  eingeschränket, 
dne,  dass  diese  Regul  sich  auf  den  Fall  nicht  erstrecke,   wann 
wegen    eines    fremden    Widerstands    oder    Verweigerung    die 
reciproque   Obligation    nicht    erfüllet    werden   können,   und   die 
iweite,   dass  dieselbe  nur  alsdann  statt  haben  könne,   wann   die  Zusagen 
gegen  einander  geschehen,  folglich  auf  den  neunten  Articul  des  Dresden- 
flchen  Friedensschlusses  und  die  darinne  enthaltene  Verbindungen  ganz  und  gar 
nicht  applicable  sei,  als  welche  zwar  neben,  aber  NB.  keinesweges  gegen  ein- 
ander stünden,   und   dass   von  derselben  vorgebildeter  Unzertrennlichkeit  oder 
e&xkcr  Ordnung,   wie    deren   Objecta   eines  nach   dem   andern  erfüllet  werden 
iiiilssten,  weder  in  gedachtem  Articul  die  allergeringste  Erwähnung  geschehen, 
noch  anch  sonst  in  dem  Tractat  einige  Spur  zu  finden  sei. 

Diese  beide  Anmerkungen   nun    setzet   der   Verfasser    der    vorliegenden 
jScbrift  anfönglich  ganz  an  die  Seite  und  prävaliret  sich  der  zuerst  angezogenen 
Aeoseerong  als  eines  ohne   einige  Restriction  eingestandenen  Grundsatzes,  um 
mittelst  eines  weitschichtigen  Raisonnements  zu  erweisen,  dass  der  dortige  Hof 
t>elagt  sei,   die  Erfüllung  seines  wegen  der  Reichsgarantie  geschehenen   Ver- 
■prechens  so   lange  zu  suspendiren,   bis  ihm  die  Garantie  sowohl  des  Gross- 
Imtannischen  Hofes  als  des  G^ncralfriedensschlusses  in  der  von  ihm  begehrten 
Form  verschaffet  worden.    Nach  der  Hand  und  nachdem   er  einige  Seiten  hin- 
durch auf  den  Fuss  einer  unbedungenen  Gestandniss  argumentiret,  thut  er  zwar 
^^  ersten  Anmerkung  eine  kaltsinnige  Erwähnung,  erkennet  auch  selbige  ge- 
^^Bsermassen  vor  gegründet,  bemühet  sich  aber,   derselben  Effect  in  dem 
S^genwärtigen  Casu  durch  ein  neuerlich  auf  die  Bahn  gebrachtes  Asscrtum  zu 
^''Cfviren,  bei  dessen  Widerlegung  man  sich  aufzuhalten   von   deswegen  vor 
^'ittiothig   hält,    weil   solches    durch   die    nunmehr   von   Sr.   Grossbritannischen 
^j^tät   erhaltene   willfahrige  Erklärung  von  selbst  hinwegfällt.     Die   zweite 
^luiierkiuig  hingegen,  welche  die  essentielleste  ist,  und  die  Quästion  decidiren 
"^^^^  übergehet  er  gänzlich  mit  einem  vorsichtigen  Stillschweigen  und  führet 
*^e  Schlüsse  auf  solchen  Fuss  fort,  als  ob  die  vorangezeigter  Massen  ersonnene 
^lUertrennlichkeit   und   Ordnung   der   Objectorum   des  neunten   Dresdenschcn 
'^^^^cqIb  ganz  incontestable  und   völlig   eingestandene   Puncta    wären,   gegen 
^^ehe  nie  einiger  Einwurf  erhoben  worden. 

Schlüsse  von  solcher  Art  und  Beschaffenheit  müssen  nothwendig,    wenn 

''^  lUiders  einigen  Eindruck  nlachen  sollen,  in  weitläuftige  Raisonnements  ein- 

^^eidet  und  mit  allen  dem  Schmuck,   den  die  Beredsamkeit  geben  kann,  aus- 

^l^^ieret  werden,  umb  ihre  Mängel  und  Gebrechen  dem  ersten  Anblick  zu  ent- 

^'^en.     Das    Ldcht   einer    vernünftigen   Analyse    können    selbige    unmöglich 

^^tagen|,   und  sobald  man  diese  Klarheit  hinzubringet,   erscheinen  sie  in  ihrer 

^^lichea  Blosse  und  sind  mehr  als  halb  widerleget.    Man  begreifet  dannen- 

^  ganz  wohl,  dass  die  diesseits 'bisher  vorgekommenen  Zergliederungen  der 

J^'^gen  jenseitigen  Schriften  dortigen  Orts  nicht  allzu  angenehm  gewesen.    Nur 

l^^ea  erwecket  einige  Verwunderung,  dass,  da  man  nicht  rathsam  und  vielleicht 

^<^bt  möglich  gefunden,  die  Richtigkeit  dieser  Zergliederungen  im  allergeringsten 
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anzufechten,  man  dennoch  sein  darüber  geschöpfteB  Müsveignügen  so  deutl 
zu  erkennen  gegeben  und  diese  Operation  durch  Beilegimg  des  Namens  ei 
gekünstelten  zu  decriiren  gesuchet,  ohnerachtet  bekanntermasBen  diese 
den  Endzweck  und  die  Wtlrkung  hat,  das  gekünstelte  yon  dem  natfirlid 
das  specicuse  von  dem  soliden  abzusondern  und  eine  jede  Sache  und  de 
Gründe  in  ihrer  wahren  Gestalt  vorzustellen. 

Man  hält  sich  dannenher  vollkommen  berechtiget,  bei  der  vorli^e» 
ohnedem  etwas  weitläuftigen  Schrift  die  vorige  Methode  zu  beobachten  i 
deren  wesentlichen  Inhalt  durch  eine  exacte  Zergliederung  in  ein  klares  Li 
zu  setzen.  Jcdennoch  erachtet  man  für  unnöthig,  sich  bei  dene^jenigen  Din| 
welche  aus  denen  vorigen  jenseitigen  Schriften  wiederholet  werden,  wdtliu 
aufzuhalten,  nachdemmalen  selbige  in  denen  diesseitigen  Antworten  berdti 
überzeugend  widerleget  und  diese  Materien  dergestalt  epuisiret  sind,  daas  i 
den  darüber  entstandenen  Streit  in  dem  Stande,  worin  er  durch  beidenei 
Schriften  bereits  gesetzet  worden,  dem  Urtheil  des  unparteüschen  Pablid 
unterwerfen  ganz  kein  Bedenken  trägt 

Insonderheit  siebet  man  es  vor  überflüssig  an,  in  die  Merita  des  nnnn 
allem  Ansehen  nach  gänzlich  abandonnirten  tout  comme  weiter  zu  entrii 
und  was  zu  dessen  Beschönigung  angefÜhrct  werden  will,  dass  nämlich  d 
Particul,  was  vor  einen  Verstand  man  derselben  beilegen  wolle,  wenigstens  i 
Gleichheit  in  dem,   was  den  einen  und  andern  Theil  betrifft,   andeute,   mit 
vor  die  Zeit,  als  diese  Gleichheit  ausbedungen  worden,  allen  vorhin  etwa  st 
gehabten  Unterschied   aufhebe,    solches  ist  bereits  in  der  letzten  diesseitig 
Antwort  vollkommen  erlediget  und  deutlich  und  unwidertrdblich  gezeiget  woic 
was  es  mit  dieser  Gleichheit  vor  eine  Bewandniss  habe  und  dass  selbige  bJ 
und  lediglich  den  Modum  der  bei  dem  Generalfrieden  zu  bewürkenden  Qewi 
leistungen  concemire,  keinesweges  aber  die  Objecta  der  von  beiden  contrahi 
den  Theilen   einander  reciproque  versprochenen  Garantien,  als  deren  Qtei 
durch   den  achten  Articul  des  Dresdenschen  Friedensschlusses  mit  klaren 
dürren  Worten   nicht  interimistice,    wie  jenseits  vorgegeben  werden 
sondern  definitive  determiniret  und  festgesetzet  sind. 

Aus  eben  derselben  Consideration  kann  man  sich  auch  ganz  füglie 
pensiren,  die  in  der  vorliegenden  Schrift  eingeflossene  Passage  weitlftuf 
erörtern,  worinne  man  aus  dem  in  den  Aachenschen  Friedenspräliminari 
brauchten  Termine:   les  puissances  intöressto,  einen  neuen  Behelf  em* 
will,  umb  des  Königes  in  Preussen  Majestät  wider  die  klare  Disposition  q 
buchstäblichen  Inhalt  des   achten  Articuls  des  Dresdenschen  Friedenssf 
die  Garantie  der  sämmtlichen  Oesterreichischen  Erblande  aufzubürden, 
es  nicht  so  bekannt  und  unstreitig  wäre,  als  es  wirklich  ist,  dass  untei 
Termine,  und  wann  nicht  das  Contrarium  deutlich  exprimiret  wird,  re 
nur  allein  die  compaciscirende  oder  accedirende  Theile  verstanden  we 
ist  die  bekannte  Kechtsregul,  dass  ein  Pactum  niemanden  als  die  Compa 
stringiren  könne,  allein  hinlänglich,  umb  den  ganzen  Behelf  zu  entki^ 

Diese  wenige  Anmerkungen  vorausgesetzt,  lasset  sich  alles  das  w( 
was  in  der  vorliegenden  Schrift  von  neuem  vorgebracht  wird,  auf  folge 
reduciren. 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  hätten  über  sechs  Monat  lang  nach  d 
des  Dresdenschen  Friedens,  so  lange  Sie  Hoflnung  gehabt,  die  Eof 
rantie  sothanen  Friedens  in  seinem  ganzen  Umfang  auszuwürken,  ni 
lassen,  was  von  Ihre  nur  immer  abgehangen,  umb  diesen  nämlicl 
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gleichfaUfl  seines  ganzen  Inhalts  vom  ganzen  Reich  gewähren  zu  machen,  und 
hätten  diese  Angelegenheit  diesseits  eingestandener  Massen  werkthätig  be- 
trieben« 

Nachdem  aber  die  Englische  Garantie  auf  einen  ganz  andern  als  den  im 
Dresdner  Frieden  verabredeten  Fuss  erfolget,  hätten  Ihre  Kaiserl.  und  Königl. 
Majestät  von  Sprache  und  Betragen  geändert  und  kein  Empresscment  bezeuget, 
dner  solchen  Garantie,  wie  die  Englische  beschaffen  gewesen,  im  Reiche  Vor- 
aehab  za  geben,  hingegen  ein  so  viel  grösseres  angewandt,  umb  eine  Garantie 
inf  den  begehrten  Fuss  bei  der  Cron  Engelland  zu  erhalten ,  Sich  auch  hier- 
nachst  alle  Mühe  gegeben,  umb  eine  gleiche  Garantie  bei  dem  Generalfricden 
ta  bewirken,  bei  welchen  Bemühungen  man  aber  Königlich  Preussischer  Seits 
stiUe  gesessen  und  dazu  weiter  nicht  als  nur  im  Anfang  coucurriret 

Es  sei  gar  nicht  ohne,  dass  alles,  was  der  Dresdensche  Fricdensschluss 
xam  Behuf  der  Kaiserin-Königin  Majestät  enthält,  in  denen  ßreslaucr  Prälimi- 
naiien  und  dem  Berliner  Tractat  allschon  begriffen,  beide  Tractaten  auch  von 
der  Cron  Engelland  auf  das  feierlichste  vorlängst  gewähret  worden,  folglich  die 
Ckuantie  des  Dresdner  Friedens  in  seinem  ganzen  Umfang  Ihro  kein  neues, 
noch  mehreres  Recht  zulegen  könne.  Nichts  desto  weniger  sei  Deroselben  diesos 
o^unliche  Recht  zu  zweien  Malen,  theils  zu  London  und  theils  zu  Aachen, 
strittig  gemacht  worden. 

Jedoch  hätten  Sich  nunmehr  Se.  Grossbritannische  Majestät  zu  Ertheilung 
^^  Garantie  auf  den  Fuss  des  neunten  Dresdner  Articuls  willig  erkläret,  und 
'^^chdon  solchergestalt  der  bisherige  Hauptstein  des  Anstosses  gehoben  worden, 
lehlete  es  an  nichts  mehr,  um  das  Reichi^arantiegeschäfte  im  Gang  zu  bringen, 
W8  dass  die  Garantie  des  Generalfriedensschlusses  auf  gleiche  Weise  extendirct 
''erde. 

Die  Sache  sei  jenseits  bereits  in  Frankreich  präpariret.  Der  Marquis  de 
^yxieulx  hätte  dieses  Desideratum  billig  gefunden,  und  kostete  es  demnach  des 
^lügs  in  Preussen  Majestät  mehr  nichts  als  ein  blosses  Ansuchen,  um  bei  der 
^^''oii  Frankreich  die  Erklärung  auszuwürken,  dass  dortiger  Hof  den  20.  Arücul 
^^  Aachner  Friedens  nach  der  Kaimitzischen  Declaration  verstehe. 

Wann  solchergestalt  erfüllet  worden,  was  theils  vor  der  Reichsgarantie 
^^Hierzogehen  hätte,  theils  der  Kaiserin-Königin  Majestät  mit  Fug  nicht  versaget 
^^en  könnte,  so  sei  aller  Anstand  gehoben  und  würden  Dieselbe  nichts  er- 
^iikden  lassen,  umb  das  Reichsgarantiegeschäfte  auf  dem  nämlichen  Fuss  bald- 
^^lichst  zu  Stande  zu  bringen:  mittlerweile  des  Königs  Majestät  Sich  gefallen 
^^Ben  möchten,  die  Ihrerseits  gegen  den  Dresdenschen  Fricdensschluss  gesche- 
^^Q  Gontraventiones  ebenmässig  zu  redressiren. 

Dass  nun  der  gegenseitige  Hof  jemals  sich  die  Beförderung  des  Reichs- 
S^'^tiegeschäftes  NB.  werkthätig  angelegen  sein  lassen,  welcher  Satz  allhie 
'^  Grande  des  ganzen  Raisonnements  geleget  wird,  davon  hat  man  hiesiges 
^^  nie  weder  von  ihm  selbst  Nachricht  erhalten,  noch  durch  andere  Canäle 
^^^  in  Erfahrung  bringen,  noch  auch  bis  dato  die  allergeringste  Spur  ent- 
^^en  können.  Weil  es  indessen  nicht  unmöglich  ist,  dass  derselbe  seine  dahin 
gezielte  Demarchen  secretiret,  um  des  Königs  Majestät  durch  den  Ausschlag 
^  einige  angenehme  Weise  zu  surpreniren,  so  gedenket  man  zwar  nicht  die 
^^*^^  selbst  SU  verneinen  oder  zweifelhaft  zu  machen,  glaubet  aber,  dass  man 
S^'^  wohl  befugt  sei,  sein  Urtheil  darüber  so  lange  zu  suspendiren,  bis  man 
^on  der  Würklichkeit  solcher  Demarchen  durch  nähere  und  sp^ifique  Anzeigen 
*''>er«euget  sein  wird. 
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Dann  was  es  mit  der  so  vielfältig  allegirten  selbstcigenen  die 
seitigen  Gestündniss  einer  werkthätigcn  Betreibung  vor  eine  1 
wandniss  habe,  und  dass  dergleichen  aus  denen  angezogenen  Aeuasening 
uimmcrmehr  errungen  werden  könne,  so  lange  man  zwischen  sprechen  u 
thun,  Worten  und  Werken  einen  wesentlichen  Unterscheid  anerkem 
muss,  solches  ist  bereits  in  dem  vorhergehenden  so  klärlich  und  unwidertreibl 
dargctban  worden,  dass  man  sich  nicht  vermuthet,  dass  auf  diesen  angeblid 
Beweis  jenseits  femerweit  werde  appuyiret  werden. 

In  was  Absicht  hiemächst  angefuhret  werde,  dass  der  Kaiserin-Könij 
Majestät  einer  solchen  Garantie,  als  die  Englische  beschaffen  g 
wescn,  im  Reich  Vorschub  zu  geben  Bedenken  getragen,  dai 
kann  mau  sich  diesseits  ganz  keinen  Begriff  machen,  allermassen  des  Kön 
Majestät  nie  den  geringsten  Schritt  gethan,  woraus  einige  Vermuthong  | 
zogen  werden  können,  als  ob  es  Deroselben  allein  darum  zu  thun  sei,  dass  B 
der  Besitz  von  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz  vom  Reich  gewähret  werd 
möge,  sondern  Ihre  Intention  und  deshalb  gethane  Aeusserungen  je  und  a 
Wege  daliin  gegangen,  dass  der  Drcsdensche  Fricdensschluss  als  ein  zu  Det 
minirung  der  beiden  mächtigsten  Teutschen  Häuser  künftig  gegen  einander 
beobachtender  Situation  und  folglich  zu  Befestigung  des  innerlichen  Ra 
Standes  abgczieltes  Werk  in  seinem  ganzen  Umfang  von  dem  gesammten  Re 
garantiret  und  dadurch  so  wie  der  Westphälische  zum  lege  Imperii  weni 
möchte. 

Von  dem  in  Engelland  angeblich  angewandten  grossen  Empressement,  u 
von  dieser  Cron  eine  Garantie  des  Dresdenschen  Friedensschlusses  in  b&m 
ganzen  Umfang  zu  erhalten,  hatte  man  diesseits  bis  hieher  ebenmässig  lu 
das  geringste  vernommen,  auch  sich  dessen  um  so  weniger  vermuthen  könx 
als  das  kaltsinnige  Betragen  des  Freihcrm  von  Wasner  in  diesem  Negotio  ^ 
die  kühle  Antwort,  welche  derselbe  auf  des  diesseitigen  Ministri  Antrag  ^ 
Anerbieten  von  sich  hören  lassen,  dergleichen  Empressement  eben  nicht  zu  ^ 
sprechen  schien:  wovon  die  specifiqucn  Umstände  bereits  in  dem  hiesigen  J 
memoria  vom  7**'"  Febniarii  1747  angefUhret,  auch  in  der  Antwort  "^ 
ßt^^n  Januarii  a.  c.  rcferendo  erinnert,  in  der  vorliegenden  Schrift  aber  ^ 
luiberührct  gelassen  worden,  ohnerachtet  darinne  gesaget  wird,  dass  man  Ic 
angezogene  Antwort  von  Punkt  zu  Punkt  durchgehen  und  0 
Scrupel  heben  wolle. 

Es  sei  indessen  damit  beschaffen,  wie  es   wolle,  so  dispensiret  man 
diesseits  sehr  gerne,  in  die  Erörterung  der  deshalb  angezogenen  Umstände 
daraus  hergeleiteten  Reflexionen   einzugehen,  nachdemmalen,  wie  in   der    " 
liegenden  Schrift  angezeiget  wird,  Se.  Grossbritannische  Majestät  Sichmittl 
weile    zu    Ertheilung    der   Garantie    auf    den    desiderirten    IT 
willig   und    geneigt  bezeuget  und   derselben  Leistung  nunm  ^ 
als  eine  richtige  Sache  angesehen  wird,  folglich  alles  dasjenige, 
hierüber  hinc  inde  gesaget  worden  oder  gesaget  werden  mag,   in   die   Hm^ 
quästion  keine  Influenz  mehr  haben  kann. 

Was  hiemächst  von  denen  jenseitigen  Bemühungen  um  Bewürkung  eä 
gleichmässigcn  Garantie  bei  dem  Generalfrieden  angefuhret  wird,  muas  ^ 
ebenfalls  als  diesseits  ganz  unbekannte  Dinge  an  ihren  Ort  gestellet  sein  la0i 
Nur  scheinet  es  etwas  fremde,  dass  man  bei  dieser  Gelegenheit  des  K&s 
Majestät  gewissermassen  zu  Last  legen  wollen,  dass  Sie  die  angegeb' 
Bemühungen  Ihres  Orts  nicht  secundiret   Um  dieser  indirecten  Reproche  eini 
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istlich  zu  geben,  wfire  nnurngfinglich  nöthig  gewesen,  dass  der  jenseitige  Hof 
n  seinem  Vorhaben  dem  diesseitigen  wenigstens  en  gros  einige  confidente 
t^ffirang  gethan  h&tte.  Dann  wovon  man  nichts  weiss,  dazu  kann  man  natär- 
ler  Weise  weder  concmriren ,  noch  solches  secnndiren.  Woran  es  übrigens 
laftet,  dass  die  wegen  der  Grarantie  der  Generalstaaten  angefangene  Nego- 
tkm  liegen  bleiben  müssen,  solches  ist  bereits  in  dem  diesseitigen  Promemoria 
n  7.  Febroarü  1747  gezeiget  und  jenseits  nie  widersprochen  worden. 

Dass  der  Kaiserin-Königin  Majestät  das  durch  die  von  der  Cron  Engelland 
o  über  die  Breslaner  und  Berliner  Tractaten  ertheilete  Garantien  erworbene 
cht,  welches  selbst  eingestandener  Massen  alles  dasjenige  epuisiret,  so  man 
xth  die  Garantie  des  Dresdenschen  Friedensschlnss  erhalten  kann,  jemals,  es 
En  London  oder  zu  Aachen,  strittig  gemacht  worden,  davon  ist  des  Königes 
jest&t  nie  etwas  zu  Ohren  gekommen.  Dann  eine  Garantie  decliniren,  wie  an 
den  Orten  geschehen,  und  demjenigen,  der  sie  suchet,  sein  durch  eine  vorher^ 
j^mngene  anderweite  Garantie  erworbenes  Recht  streitig  machen,  sind  zwei 
sentlich  unterschiedene  Dinge,  wovon  man  diesseits  gerne  gestehet,  dass 
ji  deren  Zusammenhang  und  wie  von  dem  einen  auf  das  andere  gefolgert 
■den  könne,  nicht  einzusehen  vermögend  sei. 

Gesetzt  aber  auch,  dass  der  Kaiserin-Königin  Majestät  jemals  gegen  die 
Ihigkeit  der  bereits  erhaltenen  Englischen  Garantie  und  der  Ihro  dadurch  ver- 
iherten  Gerechtsame  einige  Zwdfel  obmoviret  worden  wären,  so  fallen  doch 
ibige  von  selbsten  hinweg,  seitdem  8e.  Grossbritannische  Majestät  Sich  an- 
■eigter  Massen  zu  deren  Erneuerung  und  Leistung  einer  Garantie  über  den 
radenschen  Frieden  in  seinem  ganzen  Umfang  willfahrig  erkläret. 

Nach  sothaner  Erklärung,  und  nachdem  hiedurch  der  von  dem  jenseitigen 
C3fe  selbst  angegebene  Hauptstein  des  Anstosses,  welcher  dessen  son- 
^;er  Beeiferung  umb  Erfüllung  des  Dresdenschen  Friedensschlusses  bisher  im 
''^  gestanden  haben  soll,  hinweggeräumt  worden,  haben  des  Königs  Majestät 
^  zuversichtlich  zu  versprechen  allerdings  Ursach  gehabt,  dass  derselbe  keinen 
KTseien  Anstand  nehmen  werde,  seinen  bisherigen  willfährigen  Vertröstungen 
B  Erfüllung  zu  geben  und  das  nunmehr  bereits  in  das  fünfte  Jahr  verzögerte 
^iebagarantiegeschäfte  endlich  einmal  mit  Ernst  vorzunehmen  und  durch  werk- 
Ütige  in  seiner  Hand  stehende  Mittel  zu  einem  gedeihlichen  Ausschlag  zu  be- 

Nimmermehr  haben  Sich  dannenher  Se.  Königl.  Majestät  vorstellen  können, 
u«  man  jenseits  das  Werk  an  eine  neue  Condition  accrochiren  und  Deroselben 
^snoöien  würde,  dass  Sie  zuforderst  und  ehe  in  dem  Reichsgarantiegeschäfte 
^iter  fortgegangen  werden  könnte,  von  der  Cron  Frankreich  eine  Erklärung 
lawQiken  müsse,  dass  selbige  den  20>t«n  Articul  des  Aachenschen 
^iedens  nach  der  Kaunitzischen  Declaration  verstehe.  Je  mehr 
^n  diesem  Ansinnen  nachdenket  und  selbiges  nach  seiner  Natur  und  Tendenz 
"^tilget,  je  mehr  findet  man  Mühe,  sich  zu  bereden,  dass  es  dem  gegenseitigen 
^^  ein  wahrer  Ernst  seie,  eine  Demarche  agreiren  zu  machen,  welche  seinen 
'S'aien  sowohl  bei  dem  Reichsgarantiegeschäfte  als  in  anderen  Stücken  führen- 
^1^  Principiis  schnurstracks  zuwiderläuft  und  mit  selbigen  unmöglich  combiniret 
v^iden  kann. 

Denn  einestheils,  wenn  es  an  dem  ist,  wie  jenseits,  obwohl  ohne  hinläng- 
^^^  Grund,  behauptet  werden  will,  dass  bei  Erfüllung  der  im  O^n  Articul 
^  Dresdenschen  Friedens  enthaltener  Stipulationen  eben  dieselbe  Ordnung,  in 
^tlfiher  sie  darinne  rangiret  sind ,  beobachtet  werden  müsse ,  und  die  Leistung 
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der  nachstehenden  nicht  gefordert  werden  könne,  ehe  und  bevor  demjenigei 
was  vorhergehet,  ein  Genügen  geschehen,  so  folget  aus  diesem  Pxindpio  m 
widersprechlich,  dass,  nachdem  das  erste  Membram  erwfthnten  Articals  und  d 
darin  yerabredete  Grossbritannische  Gkurantie  in  Richtigkeit  geeetiet  woide 
nunmehro  das  immediate  darauf  folgende,  nämlich  das  Beichsgaiantiegeschiifl 
sofort  vor  die  Hand  genommen  und  eben£dls  berichtiget  und  dieses  WeA  a 
die  im  letzten  Membro  erwähnten  Garantie  des  Generalfidedens  keineswegs 
accrochiret  noch  dadurch  angehalten  werden  müsse. 

An  der  andern  Seite  hingegen,  und  wann  sich  auch  die  Cron  Frankreii 
bewegen  lassen  wollte,  eine  Dedaration  des  verlangten  Inhalts  auasustelleii,  i 
würde  man  zwar  dadurch  eine  Art  von  Specialgarantie  von  besagter  Gron,  keine 
weges  aber  den  jenseits  angeblich  intendirten  Endzweck,  nfimlich  die  l«Srt«w«f 
einer  in  dem  Aachenschen  Friedenstractat  verabredeten  Gkurantie  auf  den  Die 
denschen  Friedensschluss  in  seinem  ganzen  Umfisrng,  erhalten,  als  wozu  die  Ooi 
currenz  der  s&nmtlichen  compadscirenden  und  accedirten  Höfe  unumgfin^ 
erfordert  wird,  es  wftre  dann,  dass  man  supponiren  wollte,  dass  die  Oro 
Frankreich  befugt  sei,  die  Dispositiones  des  Generalfriedens  autoritative  un 
ohne  Beistimmung  derer  Übrigen  Compaciscenten  nach  Gkitfinden  zu  intei 
pretiren  und  zu  eztendiren,  welche  Ptaerogativ  jedennoch  dieser  Gron  einzs 
räumen  des  jenseitigen  Hofes  Intention  wohl  schwerlich  sein  dürfte. 

So  viel  übrigens  die  bekannte  Kaunitzische  Declaration  betrifft,  da  habe 
des  Königes  Majestät  bereits  in  der  jüngsten  Antwort  zu  vernehmen  gegebe 
und  dedariren  hiemit  nochmals,  dass  Sie  selbige  auf  ihren  Werth  oder  Unwert 
lediglich  beruhen  lassen  und  daran  nie  dnigen  AntheU  genommen,  noch  künfl^ 
hin  zu  nehmen  gedenken.  Hätte  es  indessen  dem  jenseitigen  Hofe  gefiülei 
erwähnte  Dedaration  bloss  und  allein  auf  dem  Dresdenschen  Friedenssdüni 
und  dessen  Garantie  einzuschränken  und  darüber  mit  dem  diessdtigen,  wie  c 
die  Ordnung  erfordert,  vertrauliche  Communication  zu  pflegen,  würden  8« 
Königl.  Migestät  gar  kein  Bedenken  getragen  haben,  sdbige  nach  äuaserstei 
Vermögen  zu  secundiren.  Sie  zweifeln  auch  keinesweges,  dass  auf  solche  Weis 
der  dabd  vorgesteckte  Endzweck  ohne  besondere  Schwierigkdt  zu  erhalte 
gewesen  sdn  würde,  allermassen  wdtkündig  ist,  dass  mehrgedachte  DedaraAlo 
gar  nicht  umb  dessentwillen,  was  sdbige  in  Ansehung  des  Dresdenschen  Friedei 
im  Munde  führet,  sondern  wegen  einer  ganz  andern  damit  verknüpften  Besä 
vation  denen  gesammten  compadscirenden  Mächten,  und  des  jensdtigen  Hofe 
eigenen  Alliirten  fast  mehr  als  dem  Gtegentheil,  anstössig,  und  diensamer  gc 
schienen,  das  Kriegesfeuer  unter  der  Asche  zu  unterhalten  und  zu  einer  neue 
Aufloderung  zu  präpariren,  als  den  mit  so  vider  Mühe  wieder  hergestdlte 
Buhestand  zu  consolidiren,  auch  dannenher  von  demsdben  «Sngtimmig  verworfe 
worden.  Nachdem  aber  solchergestalt  eines  durch  das  andere  verderbet  an 
die  Sache  durch  des  dortigen  Hofes  eigenes  Factum  so  wdt  vulneriret  werdet 
so  ist  des  Königes  Majestät  keinesweges  anzusinnen,  vid  weniger  anzoratlMi 
dass  Sie  Sich  zum  Werkzeug,  umb  das  geschehene  zu  redressiren  gebrauche 
lassen  und  ohne  einige  obhabende  Verbindlichkdt,  ja  ohne  das  geringste  vei 
nünfdge  Motif,  Sich  mit  der  Cron  Frankrdch  über  einen  Antrag  impegnire 
sollten,  wovon  Sie  voraussehen,  dass  Sie  nicht  nur  einen  unfehlbaren  Refos  i 
gewarten  haben,  sondern  auch  bei  dieser  Cron  vielerld  Nachdenken  und  Der 
Interesse  nachtheilige  Impressiones  veranlassen  dürften. 

Findet  inmittelst  der  jensdtige  Hof  gerathen,  bd  dem  Konisch  Fru 
zösischen  dieserwegen  einen  Anwurf  zu  thun,  so  wird  man  ihm  diesseits  hia 
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ifter  gewin  nicht  das  alleigeringste  in  den  Weg  legen,  sondern  vielmehr  die 
m  der  Cron  IVankzeich  su  bewfirkende  Declaration  als  eine  dem  diesseitigen 
tenme  in  alle  W^ge  vortheilhafte  und  erwünschte  Sache  mit  verbmidenstem 
ink  annehmen  und  erkennen.  Dieses  ist  aber  auch  alles,  wozu  Sc.  Königl. 
IJCitit  Sich  hierunter  erklären  können.  Em  mehreres  mag  Deroselben  mit 
inem  Schein  des  Bechts  angesonnen  werden. 

Uebezhanpt  ist  das  fieichsgarantiegeschSfte  bloss  und  lediglich  ein  dome- 
qpies  und  sn  vollkommener  Consolidirung  des  Buhestandes  in  dem  Teutschen 
tedande  hanptsftchlich  abgezieltes  Werk,  welches  innerhalb  des  Bdchs 
bcfnet  und  berichtiget  werden  muss  und  wobei  die  Concurrenz  fremder 
Kefatey  ausser  Sr.  Glossbritannischen  Majestät  in  Ihrer  ChurfÜrstlichen  Qualität, 
ildie  Sich  aach  bereits  dazu  willig  und  bereit  erkläret,  so  wenig  nöthig  als 
licklieh  ist  Se.  Königl.  Majestät  haben  daran,  soweit  der  jenseitige  Hof 
ooncurriren  verbunden  ist,  ein  jus  quaesitum  aus  dem  durch  einen 
Friedensschluss  Ihro  deshalb   sonder   einige  Condition  geschehenen 


Üiven  YeiBprechen  und  erachten  so  wenig  von  Ihrer  Convenienz  als  von 
T&t  Sdmldigkeit  zu  sein,  Sich  von  solchem  Becht  verdrängen  zu  lassen  und 
n^ben,  dass  dessen  Bealisirung  an  Entschliessungen  auswärtiger  Höfe  oder 
tare  Condition  oder  G^enprSstation,  wie  sie  Namen  haben  mag,  gebunden 
1  davon  dependent  gpemacht  werde.  Sie  finden  auch  so  viel  nothwendiger, 
L  dioaen  Sentiments  unbeweglich  zu  beharren,  als  Sie,  wann  man  anders  aus 
r  ▼oibeigehenden  Erfiahrung  auf  das  zukünftige  schliessen  darf,  keine  Sicher- 
it  haben,  dass,  wann  Sie  auch  gleich  hierunter  Sich  zu  einiger  Complaisance 
wollten,  hiedurch  allen  Schwierigkeiten  abgeholfen  und  der  Anfor- 

einmal  ein  Ende  sein  werde.  So  wenig  Sie  auch  geneigt  sind,  dem 
tgwohn  bei  Sich  Platz  zu  lassen,  so  können  Sie  doch  nicht  läugnen,  dass  Sie 
Bhfi  haben.  Sich  der  hofientiich  ungegründeten,  jedoch  gewiss  nicht  unwahr- 
heiolichen  Muthmassungen  zu  entschlagen,  dass  die  unter  dem  Namen  eines 
ingerseigs  in  der  vorliegenden  Schrift  angeführte  unverdiente  Beschul- 
gmgen  einiger  diesseits  gegen  dem  Friedensschluss  angeblich  vorgenonunener 
Mtraventionen  von  dem  gegenseitigen  Schriftsteller  vielleicht  in  der  Absicht 
if  die  Bahn  gebracht  worden,  damit  man  darinne,  wann  ja  die  bisher  zu  Ver- 
igsfimg  der  Beichsgarantie  vorgeschobene  Prätexte  auf  eine  oder  andere  Art 
■Mmiet  sein  würden ,  neue  Materie  finden  möge,  um  dieses  Gleschäfte  aufzu- 
Jlen:  allermassen  es  fast  nicht  möglich  ist,  eine  andere  als  diese  oder  des- 
■idien  Gonsideration  zu  ersinnen,  welche  den  dortigen  Schriftsteller  bewogen 
thm  könnte,  unter  Beilegung  eines  glimpflichen  Namens  mit  solchen  Auf- 
Mmgen,  welche  ohnedem  zu  diesem  Geschäfte  gar  nicht  gehören,   hervor- 

wovon  die  mehresten  nicht  allein  keinen  Grund,  sondern  auch  nicht 
einigen  Schein  haben. 
Die  erste  Beschwerde,  dass  des  Königes  Migestät  Ihrer  in  dem  zweiten 
KÜeul  des  Berliner  Tractats  wegen  der  Amnestie  Übernommenen  Verbindung 
sin  vjflliges  Gtenügen  geleistet,  gründet  sich  augenscheinlich  auf  ein  unrichtiges 
Ml  ventfimmeltes  Allegatum.  Dann  dass  wegen  dessen,  so  währenden  Kriegs 
^  zugetragen,  niemand  von  dem  Genuss  der  Amnestie  ausgeschlossen  werden 
'Sgs^  solches  findet  sich  zwar  seinem  weitesten  Umfang  nach  in  dem  Füssen- 
i^wa  ibnedenstractat  festgesetzet,  keines weges  aber  in  dem  Berlinischen,  allwo 

die   Amnestie   mit  dürren  Worten    auf  die  währenden  Kriegs  vor- 
Hostilitäten    und    diejenigen    Vasallen,    welche    ohnerachtet    der 
Midrten  Avocatorien  dem  einen  oder  andern  Theile  gegen  ihren  Lehnsherren 
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gedienet,  restringiret  wird.  Dass  nun  des  Königs  Majest&t  jemanden  von  Ihra 
Schlesischen  oder  andern  Vasallen,  der  währender  Unrahen  die  Waffen  gegen 
Sie  geführet,  von  dem  Genoss  der  Amnestie  ansg^eschlossen ,  davon  wird  mai 
wohl  nimmermehr  ein  einziges  Exempd  allegiren  können.  Dass  Sie  aber  diese 
Beneficium  aach  auf  offenbare  Venüther,  welche  durch  Urthei  und  Recht  EShic 
Leben  und  Güter  verlustig  erkläret  worden,  eztendiren  und  zugeben  sollten 
dass  dergleichen  Personen  sich  mit  aufgehobenem  Haupte  im  Lande  zeiget 
dürften,  solches  haben  Sie  so  wenig  Ihrer  Obliegenheit  als  Ihrer  Conveniem 
zu  sein  erachtet  und  Sich  dessen  desto  dcherer  entschlagen  zu  können  vet 
meinet,  ab  Ihro  hierunter,  anderer  Exempel  zu  geschweigen,  der  Kaiserin« 
Königin  Majestät  mit  Ihrem  dgenen  Beispiel  vorgegangen.  Kurz,  es  bedaii 
nichts  mehr,  um  die  UnStatthaftigkeit  oberwähnter  Beschwerde  flberzengeDd 
darzulegen,  als  dass  man  nach  Massgebung  dessen,  was  wegen  der  Anmestic 
in  dem  Füssenschen  und  Berliner  Tractat  verabredet  worden,  die  bei  der  Exe- 
cution  dieses  Punkts  an  beiden  Seiten  geäusserte  Principia  und  beobachtetet 
Verfahren  gegen  einander  halte  und  abwäge:  welcher  kleiner  Fingerzeig 
hoffentlich  von  der  Würkung  sein  wird,  dass  man  von  Seiten  des  dortigen  Hofia 
mit  aller  ferneren  VorrUckung  dieserhalb  femerweit  verschonet  bleiben  möchta 

Mit  ebenso  wenig  Grunde  wird  hiemächst  dasjenige,  was  mit  dem  Gbafei 
von  Lichnowsky  vorgegangen,  welcher  ohnedem  durch  sein  in  verschiedenei 
Gelegenheiten  gegen  des  Königs  Majestät  gehaltenes  irrespectneuses  und  seina 
Lehnspflicht  widerlaufendes  Betragen,  wann  man  solches  nach  der  Bignen 
ressentiren  wollen,  eine  weit  stärkere  Ahndung,  als  gegen  ihn  ergang^,  ver 
dienet  hätte,  als  eine  Contravention  des  dritten  Articuls  des  Berliner  Tractati 
angegeben:  dieser  Articul  disponiret  seinem  wörtlichen  Inhalt  nach  einmehxera 
nicht,  als  dass  diejenigen,  so  bdderseitige  Unterthanen  sind  oder  unter  der  Bot 
mässigkdt  der  beiden  hohen  contrahirenden  Theilen,  nämlich,  wie  aasdrucklicl 
hinzugefuget  wird,  des  einen  oder  des  andern,  Güter  besitzen,  freistehen  solle 
nach  ihrem  Gutfinden  in  des  einen  oder  des  andern  Dienst  zu  bleiben  oder  si 
treten.  Diese  Freiheit  nun  haben  des  Königes  Majestät  nicht  nur  denen,  welcb 
unter  beider  Höfe  Botmässigkeit  zugleich  possessioniret  sind,  sondern  and 
andern  Vasallen,  welche  unter  der  jenseitigen  ganz  und  gar  nicht  angesesMi 
gewesen,  ob  man  wohl  zu  Wien  sich  hierunter  zu  dem  Beciproco  keineswegei 
verstehen  wollen,  niemals  verweigert,  sondern  so  oft  Sie  darum  begrOflse 
worden,  gar  gerne  zugestanden,  wie  davon  dem  jenseitigen  Hofe  die  Ezempe 
zur  Gnüge  bekannt  sind.  Wie  Dieselbe  nun  hiedurch  alles  erschöpfet,  won 
Sie  nach  dem  Friedenstractat  in  dergleichen  Vorfällen  verbunden  sind,  so  in 
nicht  abzusehen,  wie  Ihro  zur  Contravention  gerechnet  werden  könne,  warn 
Ihrerseits  von  dergleichen  Vasallen  verlanget  und  denenselben  nachdrfickliel 
anbefohlen  worden,  ehe  sie  in  gegenseitige  Dienste  treten,  solches  Sr.  Könif^ 
Majestät  zuforderst  behörig  anzuzeigen  und  Dero  Genehmigung,  welche  8m 
ihnen  niemalen  zu  versagen  gemeinet  sind,  dazu  zu  erbitten,  anerwogen  hier 
unter  nichts  erfordert  wird,  was  nicht  das  Debitum  reverentiale  eines  Lehn 
mannes  von  selbsten  mit  sich  bringet,  der  jenseitige  Hof  auch  selbst  nicht  ii 
Abrede  gestellet,  dass  die  quaestionirte  Clausul  keinesweges  zum  Praqjudiz  dere 
übrigen  Vasallenpflichten  eztendiret  werden  müsse. 

Noch  weit  ungegründeter  ist  die  wegen  des  Juris  detractus  angefügte  Be 
schwerde.  Was  des  Königs  Majest&t  über  diesen  Punkt  in  dem  FriedenstiactK 
versprochen,  solches  haben  Dieselbe  heilig  erfüllet,  und  sind  in  dem  yerabredeta 
Quinqnennio  mehr  als  (eine  Million  aus  Schlesien  in  das  Oesterreichische  timns 
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feiiret  worden,  ohne  dass  der  Königliche  Fiscus  daran  ex  capite  detractus 
jemals  einigen  Ansprach  gemacht  Wann  aber  einige  Schlesische  Corpora  und 
Dominia  von  ihren  emigrirenden  Untersassen  aas  dem  bei  ihnen  hergebrachten 
Joie  herifi  Abzugsgelder  geforderti  hat  solches  dem  Friedensschluss  ohnabbrüchig 
gani  foglich  geschehen  and  appayiret  werden  können,  massen  darinne  nur  Über 
die  landesherrliche  Jura  transigiret,  denen  Corporibus  and  Privatis  hiegegen 
ihie  woblhergebrachte  Gerechtsame  unverletzt  reserviret  worden.  Hiesiges  Orts 
ireiflB  man  jedennoeh  nur  von  zwei  dergleichen  Casibus.  Der  eine  ist  durch  das 
Dttüriichste  und  billigste  Ezpediens,  nämlich  durch  Ausstellung  gewisser  Rever- 
talinm  de  redproco,  sofort  aplaniret  worden,  und  eben  dazu  hat  man  sich  auch 
bei  dem  andern  diesseits  ganz  willfährig  erkläret,  und  ist  folglich  der  jenseitige 
Hof  allein  in  mora,  dass  der  Interessent  hierunter  noch  nicht  consoliret  worden. 
Mit  was  Qrunde,  ja,  mit  was  Schein  vorgegeben  werden  könne,  dass  der 
4^  Artical  des  Berlinischen  Friedenstractats  grossentheils  unerfUllet  geblieben, 
diTon  kann  man  sich  diesseits  ganz  keinen  Begriff  machen.  Man  erinnert  sich 
swar,  dass  der  Graf  von  Bichecourt  anno  1742  ein  und  andere  aus  obigem 
Articol  helgeleitete  Anforderungen  allhie  angebracht  Nachdem  aber  alle  der- 
glichen  I'rätensiones,  wie  sie  Namen  haben  mögen,  nachher  durch  den  2t«n 
ArticQl  des  Dresdenschen  Friedens  gänzlich  und  mit  klaren  ,Worten  nieder- 
S^Khlagen  worden,  so  muss  man  sich  billig  wundem,  wie  es  dem  jenseitigen 
S^iirifltBteller  beigehen  können,  solche  abgethane  Bachen  wiederum  au&uwärmen, 
^  wfirde  gar  nicht  zu  verdenken  sein,  wenn  man  hierauf  die  in  der  vor- 
Ngenden  Schrift  bei  einer  andern  Gelegenheit,  wiewohl  mit  weit  wenigerem 
Anschein  dnigen  Grandes  geäusserte  Reflexion  applicirte,  dass  es  in  der 
Kenntlichen  Absicht  geschehe,  um  die  Zahl  der  dem  hiesigen 
^ofe  geschehenden  gehässigen  Aufbürdungen  zu  vermehren. 

Dass  seit  erfolgtem  Frieden  diesseits  zu  mehrem  Malen  gewaltsame  £in- 

^^  in  das  dortige  Territorium  geschehen  sein  sollten,  wodurch  denen  dasigen 

vnteHhanen  Violenz   widerfahren,  davon  hat  man  allhie  nicht  die  geringste 

^^''iidsehaft.    Diejenigen  Beschwerden,  so  man  bisher  jenseits  über  Territorial- 

^^ones  angebracht,  beschränken  sich  mehrentheils  darinne,  wann  etwa  ein 

T^'^'UnaDdo  bei  Verfolgung  der  Deserteurs  oder  anderer  dergleichen  Gelegenheit 

^  Qrenzen  unvorsichtiger  Weise  überschritten,  welches  bei  den  dortigen  Landes- 

^"'■tibiden,  da  die  Grenzen  zwar  zwischen  beiden  Theilen  völlig  berichtiget  und 

''''Ber  Gontestation  gesetzet  sind,  aber  wegen  ihrer  Krümmen  und  Winkel  nicht 

^   deatlich  bezeichnet   werden  können,  dass  sie  ein  jeder  aller  Orten  sofort 

^  ^ifloemiren   im  Stande  wäre,   fost  unyermddlich  ist  und  wovon  man  auch 

J^BaoitB  nicht  so  gar  frei  geblieben ,  dass   nicht  verschiedene   Exempel  deshalb 

^''^Kizet  werden  könnten.    Nichts  desto   weniger  hat  man  gegen  dergleichen 

^^^«tooB  dieeseitB  nicht  nur  alle  menschmögliche  Praecautiones  genommen,  son- 

^^^  anch,  so  oft  darüber  einige  Beschwerde  geführet  worden,  die  Sache  genau 

Wenachen  und  die  Beschuldigten,  wann  selbigen  darunter  das  geringste  zu 

^^*t  gel^get  werden  können,  nachdrücklich  bestrafet,  so  dass  man  schwerlich 

">^  Stande  sein  wird,  einen  Casum  anzuführen,    der  nicht  auf  eine  oder  andere 

Alt  aöne  Erledigung  erhalten  hätte. 

Was  der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift  mit  denen  dem  6t«n  Articul 
des  Bediner  Tractats  zuwiderlaufenden  Relig^onsbesch werden  sagen  wolle,  ist 
^^  ^esBots  ganz  unbegreifliche  Sache.  Erwähnter  Articul  verbindet  des 
^^'■ugB  Majestät  in  Ansehung  der  Religion  weiter  zu  nichts,  als  die  Römisch- 
Katiioliiehe  in  denen  cedirten  Landen  mit  Vorbehaltung  einer  unbeschränkten 
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GkwiflBenBfreiheit  yor  die  Proteetantiflohe  in  statu  qao  in  eriudten.  Dieees  baben 
Se.  KönigL  Majestät  mit  einer  so  genauen  und  soigfiUtigen  Anfinerkaamkeit  be- 
obachtet, dasB  Sie  Sich  ohngescheat  auf  des  Bömiseh- Katholischen  den  in 
Schlesien  eigenes  Zeugniss  berufen  können,  ob  demselben  in  einem  Stuck,  so  mit 
Fug  zu  dem  statu  quo  religionis  gerechnet  werden  mag,  der  geringste  JSniiag 
geschehen,  und  ob  ihm  nicht  die  Ausöbong  derselben  in  der  YoUen  Mass,  wie 
selbige  hergebracht  ist,  ohne  einige  Einschrftnkung  oder  Verfaindemiig  unverrfickt 
gestattet  worden.  Es  sind  auch  darüber  des  Königes  Mi^tät  niemals  einige 
Beschwerden  weder  yon  Wien  ans,  noch  sonst  einem  andern  Ort  xu  Ohren  ge* 
kommen;  ja  sogar  der  Römische  Hof,  der  von  allem  dem,  was  in  Sehlesien  tot- 
gehet,  durch  Freunde  und  Feinde  vollkommen  informiret  ist,  hat  bei  Tersehie» 
denen  Gelegenheiten  seine  besondere  danknehmige  Zufidedenheit  über  die  m 
des  Königs  Majestät  seinen  Glaubensgenossen  in  Schlesien  gegönnete  Pkotection 
in  den  obligeantesten  Ausdrttckungen  zu  erkennen  gegeben:  und  da  domseBwa 
doch  wohl  die  Qualität  eines  ludicis  competentis  über  die  Frage,  was  dm 
statum  religionis  afficire  oder  nicht,  wenigstens  zu  Wien  nicht  disputiret  werdm 
wird,  so  glaubt  man  diesseits,  dass  man  sich  bei  dessen  Ausi^raeh  beruhig« 
und  von  weiterer  Erörterung  einer  so  unglimpflichen  als  ungegrCotdeten  Anf 
bürdung  gar  wohl  dispensiren  könne. 

So  viel  ferner  den  Conmiercialpunkt  betrifft,  hat  man  diesseits  nie  in  Ab» 
rede  gestellet,  dass  in  Schlesien  darinne  währenden  Krieges  ein  und  andere  Ya^ 
änderungen  vorgenommen  worden.  Sobald  aber  die  Unruhen  gestiUet  wcxdm, 
hat  man  sich  oft  und  vielfältig  anerboten,  diese  Veränderungen,  insoweit  selbjgi 
dem  Oesterreichischen  Commerdo  mit  Schlesien  pri^udicirlich  zu  sein  beAmdflD 
werden  möchten,  abzustellen  und  hierunter  alles  wiederum  auf  den  Fumäti 
Jahres  1739  zu  setzen,  wenn  man  nur  jenseits  das  reciprocum  beobaehten  vaä 
die  theQs  währenden  Krieges,  theils  nachher  zum  Nachtheil  des  SchlesiflebeB 
Commercii  angeführte  Neuerungen  ebenmässig  aufheben  wollte.  Ja  man  wfli^ 
diesseits  gar  keinen  Anstand  genommen  haben,  damit  den  Vorgang  n  machen, 
wenn  man  nur  einige  werkthätige  Disposition  au  Wiederherstellung  des  vongtt 
Status  commercialis  an  der  andern  Seite  verspüret  hätte,  und  nkht  visiBiilff  • 
deutlieh  wahrnehmen  müssen,  dass  aller  deshalb  gegebenen  willfthrJgen  Y9' 
tröstungen  ungeachtet  mit  denen  jenseitigen  Neuerungen  einen  Weg  wio  ^ 
andern  fortgefahren,  ja  selbige  so  weit  getrieben  worden,  dass  es  fiurt  dai  As* 
sehen  gewinnet,  als  ob  man  zum  vornehmsten  Augenmerk  hätte,  daa  GooiBiff' 
dum  des  diessdtigen  Schlesdens  zu  beschweren  und  lahm  zu  legen,  wie  hiefoo 
die  von  dem  Herrn  Grafen  von  Podewils  zu  Wien  gans  neuerlich  gesohehflM 
Beschwerden  ein  offenbares  Merkmal  an  Hand  geben. 

Nun  verspricht  man  sich  zwar  diesseits  dersdben  Remedur  voa  der 
Kaiserin-Königin  Majestät  hohen  Gemüthsbilligkdt  ganz  zuversichtlich,  kuA 
aber  indessen  nicht  umhin,  des  dortigen  Hofes  eigener  Beurtheünng  anheim  n 
geben,  wie  unglimpflich  gegen  Se.  Königl.  Majestät  gehandelt  werde,  wenn  mia 
Dero  Empressement,  das  währendem  Kriege  vorgegangene  finedenasehluHoiiMlg 
zu  redressiren,  zu  einem  eigenen  Geständniss  der  gegen  den  FriedensseUnn 
Ihrerseits  geschehenen  Contravention  miesdeuten  wilL 

Was  endlich  die  im  9^**^  Articul  des  Berliner  Friedens  enthaltene  Dis- 
position wegen  gewisser  Schlesischen  Schulden  betrifft,  kann  des  Königes  Ma- 
jestät nimmermehr  beschuldiget  werden,  dass  Sie  es  hierunter  an  Erfüllung  Ihrer 
Obliegenhdt  auf  einige  Weise  ermangeln  lassen.  Zu  Tilgung  der  FlngliscboB 
von  Derosdben  simplidter  übernommenen  Schulden  haben  Sie  berdts  considemble 
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Sommen  in  EngeUand  auszahlen  lassen,  auch  Ihre  Einrichtungen  dergestalt  ge- 
msdit,  dmas  auch  der  Ueberrest  in  wenig  Jahren  unfehlbar  abgeflihret  werden 
wnd:  and  was  die  HolUadischen  angehet,  zu  deren  Befriedigung  Se.  KönigL 
Mnjwfit  Sich  nicht  anders  als  vmter  einer  gewissen  Bedingung  anheischig  ge- 
anielit^  dependiiet  es  lediglich  von  der  R^ubliqne  der  Vereinigten  Niederlande, 
ob  aelbige  sothane  Bedingung  annehmen  wolle:  welchenfalls  Se.  Königl.  M^jest&t 
alle  Augenblick  willig  und  erbötig  sind,  mit  derselben  die  bedungene  Liquidation 
■Morgen,  auch  an  Sich  nichts  ermangehi  lassen  werden,  um  selbige  zu  beider- 
aaitigci  Satiafkction  je  eher  je  lieber  in  Richtigkeit  zu  setzen. 

Ueberhanpt  sind  dieses,  insofeme  es  dem  jenseitigen  Hofe  concemiret,  ab- 
githane  Poncta,  deren  völlige  Berichtigung  nicht  mit  demselben,  sondern  mit 
BBg<dland  und  Holland  geschehen  muss  und  welche  ihm  folglich  zu  einigem 
GfATaminiren  gegen  den  diessdtigen  keinen  Grund  geben  können. 

Was  des  Königes  M^jest&t  über  das  tichlesische  Schuldenwesen  mit  dem 
feoMitigen  Hofe  zu  r^guliren  haben,  beschränket  sich  lediglich  in  denen  durch 
dflD  Aitiealum  separatum  des  Berlinischen  Definitivstractats  auf  eine  zwischen 
beiden  Theilen  zu  verabredende  convenable  Zeit  zu  fernerem  Vernehmen  aus- 
O^ectis.  Wie  bereitwillig  Se.  Königl.  Majestät  auch  hiezu  Sich  finden 
solches  ^haben  IMeselbe  bereits  werkthätig  und  wenigstens  weit  werk- 
ftitiger,  als  der  gegenseitige  Hof  zu  Bewurkung  der  so  positive  verabredeten 
Beichagaiantie  concurriret  zu  haben  sich  jemals  rühmen  kann,  zu  erkennen  ge- 
|i0ben.  Sie  beharren  auch  unverfinderlich  in  eben  denselben  Gesinnungen  und 
irvden  es  an  nichts  erwindcn  lassen,  was  zu  schleuniger  Berichtigung  ob- 
lageflttirter  Obrjectorum  Ihres  Orts  mit  Raison  verlangt  und  erwartet  werden 
knm,  jedoch  nicht  anders  als  nach  Inhalt  Ihrer  vorigen  Dedaration,  nämlich  in 
4Mn  der  Mass,  wie  man  jenseits  zu  Bewurkung  der  Reichsgarantie  pro- 
Mdlffii  wird. 

Des  Königes  Mij^^^  bedauren  von  Herzen,  dass  Sie  Sich  in  diesem  Stück 
debt  willflQunger  nach  dem  Sinne  des  jenseitigen  Hofes  zu  erklären  vermögen, 
nüerwerfen  aber  gerne  dem  Urtheil  der  ganzen  unparteiischen  Welt,  ob  es  Ihro 
irdhl  verdacht  werden  könne,  wann  im  gegenwärtigen  Fall,  da  Ihnen  über  Er- 
IttDang  eines  positiven  und  ohne  einige  G^enbedingniss  geschehenen  Ver- 
jl^veehens  nun  schon  in  das  fünfte  Jahr  so  viel  Schwierigkeiten  gemacht  und 
lolebe  bald  an  diese  bald  an  jene  Condition  accrochiret  werden  wollen,  Sie  Sich 
odt  Ihrer  Goncnrrenz  zu  einem  Werke,  wozu  Sie  Sich  lange  nicht  in  so  posi- 
llven  und  unbeschränkten  Terminis  verbindlich  gemacht,  ebenmäasig  nicht 
Sbereilen,  sondern  bei  derselben  Beschleunigung  oder  Verzögerung  das  Verßihren 
dea  gegenseitigen  Hofes  in  jener  Angelegenheit  Sich  zum  Muster  setzen:  ja,  ob 
fta  nieht  vielmehr  bei  der  ganzen  Posterität  die  unfehlbare  Reproche  einer 
«oerlaabten  Lnpiudenz  zuziehen  würden,  wann  Sie  unter  so  deutlichen  Merk- 
der  jenseitigen  Abneigung  gegen  ein  Ihro  so  angelegenes  Geschäfte  das 
Mittel,  so  Sie  vor  Sich  sehen  und  zu  gebrauchen  gedenken,  umb  selbiges 
im  Gang  zu  bringen,  durch  eine  deplacirte  Complaisance  Sich  aus  der  Hand 
spielen  lassen  sollten. 

Se.  KönigL  Miyest&t,  welche  der  Kaiserin-Königin  Majestät  alle  bisherige 
YenÖgemng  keinesweges  zuschreiben  wollen,  tragen  zu  Höchstderoselben  in  so 
vicUkhigen  Verfallenheiten  geäusserten  hoben  Begabnisse  und  Gtemüthsbilligkeit 
OBoeh  beharriich  das  zuversichtliche  Zutrauen,  Sie  werden  bei  näherer  Er- 
irigong  der  hiebei  concurrirenden  Umstände  Selbst  in  die  diesseitige  Sentiments 
gjDgehen  und  weder  die  hierunter  beobachtete  Reserve,  noch  auch  die  Offen- 
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hendgkeit,  womit  man  sich  deshmlb  ezplidrei»  fniMihilligcp,  Mmdem  Sidb  vieliDebr 
eben  dadurch  aufimmtem  laasen,  Ihrer  wegen  der  Beich^garantie  geschehenen 
Zusage  ohne  ferneren  Anstand  die  EiflUlang  an  gd>en  and  dadnrch  die  einxige 
HindemiBs,  so  der  Consolidiiang  des  genaoen  nnd  Tertraolichen  Yemehmena 
zwischen  beiden  sonst   durch  yielfUtige  gemeinsame  Interessen  natSriich  ver- 
bondenen  Höfen  annoch  im  Wege  stehet,  hinwegziniimien. 

In  dessen  Erwartung  werden  des  Königs  Majestit  auch  Ihres  Orts  bei  ali< 
sonst   ToriLommenden   (^el^^enheiten    nichts    TerabeSumen,   was  der   Kaiserin 
Königin  Migestät  die  su  Ihrer  Verunglimpfung  bdgebrachte  Vomrtheile  au 
nehmen  und  Ihnen  Dero  vollkommenes  freundschaftliches  2«utrauen 
anzuwenden  dienlich  sein  mag,  als  dessen  sorgfaltige  Cultivirnng  eine  Defo 
gel^ensten  und  angenehmsten  Beschäftigungen  ohnau^gesetaet  sein  wird, 
den  20t«n  Maji  1750. 


Declaration  in  Betreff  der  Reichsgarantie*). 

Der  Kaiserin-Königin  Majestät  waren  anfiuigs  entschlossen,  die  anderBeiti^b,-J|ge 
in  der  Beichsgarantieanliegenheit  verfasste  uud  den  2Qß^  Bfaji  jüngsthin  datfa 
Schrift  Punkt  für  Punkt  zu  beantworten:  nicht  dass  Ihro  die  Fortsetzung 
so  weitschicbtigen  Schriftwechsels  angenehm  wäre,  sondern  einzig  und 
um  zur  Befestigung  des  so  erwunschlichen  guten  Vernehmens  zwischen  beed-. 
Höfen  des  Königs  von  Preussen  Majestät  den   Ungrund  der  Ihre  zu   d4 
Minderung   beigebrachter    widriger   Aufbürdungen    desto    klärer 
machen.  Nachdeme  aber  mittlerweil  die  Englische  Gkurantie  des  ganzen 
Friedens  auf  diesseitiges  unermüdetes  Betreiben  erfolget  ist,   so  haben  All« 
höchstdieselbe  nach  anmit  gehobenem  Stein  des  Anstosses  rathsamer  zu 
ermessen,  durch  ihre  alsobaldige  bereitwillige  Erklärung  werkthätäg  zu  bestärk« 
was  in  Ihrem  Namen  von  der  Zeit  an,  als  eine  von  der  ansbedungenen 
lieh  unterschiedene  Garantie  stattgefunden,  unveränderlich  angezogen  word« 
umwillen  nämlichen  solchergestalten  nicht  minder   von   der   Uebermass 
guten   Trauens   und   Glaubens   als    von   obgedachtem  Ungrund  sammentlida^i' 
widriger  Beschuldigungen  die  ganze  unparteiische  Welt  und  sonderheitlich  d^0 
Königs  von  Preussen  Majestöt  vollkommen  überzeuget  werden.     AllerhöckB^^' 
dieselbe  seind  solchenmach   nunmehro  bereit,   der  Beichsgarantie  des   gans^** 
Dresdner  Friedens  auf  den  eigenen  Fuss,  wie  dieselbe  in  dessen  neunten  AitM<sol 
ausbedungen  worden,  allen  von  Ihro  abhängenden  Vorschub  zu  geben,  und  haft^^*^ 
des  Kaisers  Majestät  bereits  ersuchet,  derenthalben  ein  Kaiserliches  Comnüssioia^ 
decret  an  die  Allgemeine  Reichaversammlung  abgehen  zu  lassen.  Sie  seind  n.o^^*' 
über  das  ganz  willig  und  bereit,  Dero  Ministros  auf  dem  Reichstag  und     ^^ 
sammentlichen  Teutschen  Höfen  dahin  anzuweisen,  dass  sie  sich  mit  denen  je^^** 
Orts  anwesenden  Königlich  Preussischen  Ministris  genau  vernehmen  und     ^^^ 
sammter  Hand  vielbesagte  Garantie   betreiben:   in  der  gänzlichen  Zuversiol*^ 
dass  zu  einem  gleicbmässigem  Vernehmen  und  gemeinsamer  Betreibung   lu>^' 
wiederum  auch  die  Königl.  Preussische  Ministri  werden  angewiesen  werden. 

Ihro  Kaiserl.  Königl.  Majestät  versehen  Sich  aber  untereinstem,  dass  iio^' 
mehro,  nachdeme  die  einzige  dem  Werk  in  W^  gestandene  ffindemuss  glü^^' 
lieh  gehoben  ist,  Ihro  Königl.  Preussische  Majestät  nicht  ermanglen  werd^"* 

♦)  Vgl  oben  S.  91. 
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e  za  Ende  der  Schrift  vom  6t«n  Jenner  dieses  Jahres  enthaltenen  so  vergnüg- 
ihen  Venicherang  ebenmäasig  werkth&tig  zu  erfüllen:  nämlichen,  dass  Ihro 
e  hiesige  willfährige  Entschliessungen  bei  Berichtigung  derer 
»riger  ans  denen  Friedensschlüssen  herfliessender  annoch  un- 
örterter  Punkten  zur  unveränderlicher  Richtschnur  Ihres  Ver- 
hrens  dienen  und  Sich  Höchstdieselbe  jedesmal  willig  und 
ireit  erfinden  lassen  würden,  der  von  jenseits  verhofften  Will- 
hrigkeit  in  dem  Garantiegeschäfte,  auch  in  anderen  zu  gänz- 
sher  Erfttllung  der  beederseitigen  Verabredungen  abzielenden 
llcken  mit  gleichen  Schritten  und  bei  würklich  verspürendem 
^nst  weit  über  die  Hälfte  des  Weges  entgegen  zu  gehen. 

Der  KaiBerin-Königin  Majestät  verlassen  Sich  hierauf  um  so  mehr,  als 
ch  über  das  zugleich  auf  das  vergnüglichste  bezeuget  worden,  dass  man 
Sniglich  Preussischer  Seits  sehr  weit  entfernet  seie,  die  Rich- 
j^keit  des  hiesigen  Grundsatzes  in  einige  Weis  anzufechten, 
.88  nämlichen  alle  zwischen  zweien  contrahirenden  Theilen 
Igen  einander  beschehene  Zusagen  eine  reciproque  Obligation 
iTolviren  und  der  eine  Theil  keineswegs  gehalten  seie,  seinem 
ersprechen  ein  Genügen  zu  leisten,  so  lang  der  andere  Theil 
ergiversire,  das  seinige  zu  erfüllen. 

Gleichwie  nun,  da  an^jetzo  der  wegen  der  Reichsgarantie  sich  ergebene 
Mtud  hinwegf&llt,  überhaupt  der  heilsamen  Würkung  obiger  Versicherungen 
M  Vergnügen  entgegen  gesehen  wird,  also  lassen  Sich  insbesondere  der 
Jaiierin-Königin  Miyestät  die  einsmalige  Berichtigung  des  Schlesischen  Schulden- 
^ttens  sehr  angelegen  sein:  nicht  dass  Allerhöchstdieselbe  für  Sich  Selbsten 
nfgen  Nutzen  dahero  zu  erwarten  hätten,  sondern  weilen  davon  die  Rettung 
»  vieler  nothleidender  treuherziger  Glaubiger  abhanget.  Dahero  Ihro  KaiserL 
AdgL  M^festi&t  anstatt  des  Sr.  Königl.  Preussischen  Majestät  nicht  angenehm 
^werten  von  Seyferth  einen  anderen  Commissarium  nach  Breslau  sogleich  ab- 
Bden  werden,  als  die  veignügliche  Versicherung  Ihro  zukommen  wird,  dass 
SU  mmmehro  mit  Ernst  Hand  an  das  Werk  zu  legen  und  dasselbe  sobald 
i2%lieh  zum  Ende  zu  bringen  gedenke.    Berlin,  den  20.  Octobris  1750. 

(gez.)  A.  Graf  von  Puebla. 
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V<m  dem  versaiOer  Vertrag  vom  13.  Januar  1739*)  M  ma.  i» 
Berlin  bereits  im  MärB  desselben  Jahres  die  erste  Kunde  erMüm. 
Marquis  Finelonj  der  framösische  Botschafter  im  Haag^  der  damdl$ 
mit  dem  Vertreter  IVeussens,  iMiscius,  wegen  eines  giUUchen  Vef' 
gleiche  Über  die  jiMch-bergsche  Erbschaft  verhandeltet  machte  diesem 
am  10.  Märe  auf  einen  Tags  mwor  aus  Versailles  eingeiroffenen  Be^ 
fehl  mit  einer  gewissen  Hast  die  Eröffnung^  dass  sein  Hof,  dem 
Drängen  des  Kaisers  nachgebend,  mit  demselben  wegen  eines  Bnh 
visoriums  für  die  Erbfolge  in  den  beiden  Hergogthümem  Überein- 
gekommen seif  in  Ausführung  früherer  Versprechungen**)- 

Der  Franzose  hatte  aMen  Chrund,  diese  MOfheilung  0U  beeHei^ 
denn  an  demselben  10,  Mär»  erhielt  bereits  der  preussische  Gesandte 
in  Petersburgy  Freiherr  von  Mardefeld***),  aus  dritter  JBand^  durA 
den  Herzog  von  Kurland^  die  gleiche  Nachricht:  wäre  die  Meldimg 
aus  Petersburg  vor  der  aus  dem  Haag  th  Berlin  eingetroffen,  so  hätte 
die  fransösiseJie  Politik  die  InterpeUcUion  darüber  sich  gefallen  lassen 
müssen^  in  welchem  Verstand  sie  über  denselben  Gegenstand  in  ent- 
gegengesetztem Sinne  mit  Rreussen  absMiessen  wolle  und  mit  dem 
Kaiser  abgeschlossen  habe.  So  aber  war  Frankreich  noch  recht- 
zeitig einer  peinlichen  Anfrage  durch  die  spontane  Erklärung  mtvor- 
gekommen^  dass  es  bei  der  nahen  Aussicht  auf  eine  Verständigung 
mit  Rreussen  an  das  Abkommen  mit  dem  Kaiser  sich  nicM  weiter  m$ 
halten  denke  fh 

*)  Vgl.  oben  8.  79. 

**)  Bericht  Luisciiis*,  Haag  11.  Mftn  1789. 

♦••)  Bericht  vom  10.  Mftrz.    Vgl.  Droyaen  IV,  3,  882. 

f)  Der  Ratification  dee  Vertrages  ging  man  in  der  Folge  demgem&n  von 

firanzösiflcher  Seite  ans  dem  Wege.  Chambrier  berichtete,  Paris  24.  Angost  1789: 

„Le  sienr  Amelot  me  fit  connoitre  demiörement  que  la  cour  de  Vienne,  qm  avoit 

gard^  nn  profond  silence  sor  la  ratification  d*un  certain  trait^  .  . .  8*^it  rÖTeill^ 
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Der  prwssisd^  Gesandte  in  Wien  erhielt  unter  dem  28.  Mdrz 
39  den  Befehl^  sich  insgeheim  um  eine  Abschrift  des  Vertrages  eu 
MAAen.  ^JS»  ist  solches^^  schrie  ihm  Friedrich  Wühelm  L,  y^eine 
ermäUge  Probe  wm  des  Kaiserlichen  Hofes  gegen  Uns  und  Unser 
teresse  fuhrenden  bösen  Intention^  und  dass  er  keineswegs  gewiUet 
If  demjenigen^  so  er  in  der  geheimen  AUdansf  de  1728  der  Jülich- 
d  Bergsdken  Suecession  halber  auf  das  verbindUehste  versprochen 
t,  emeh  nut  in  einem  einstigen  I\mkt  nacheuU^en.^  Am  8.  Mai 
39  konnten  die  Minister  den  Wortlaut  des  Vertrages  *)  dem  Könige 
rlegen:  „Wird  die  Copeij  so  wir  jeteo  in  Bänden  haben,  dam 
men^  dass  man  den  Kaiserlichen  Bof  $u  seiner  Zeit  von  der  gegen 
p.  Königliche  Majestät  gebrauchten  DupUcität  und  gehaltenem 
\km0widrigen  Betragen  desto  mehr  überfuhren  könne.^ 

Was  F4ndon  tiber  die  Motive  des  Kaisers  ßum  AbschJuss  der 
rmnOer  Convention  angab^  deckte  sich  mit  dem,  was  Mardefeld  in 
msland  darüber  erfuhr.  Fanden  besfeichnete  als  Objecte  des  Ver- 
^t$es  nickt  bloss  das  Concert  der  beiden  Höfe  wegen  Jülich  und 
'erfff  sondern  eine  Indemmtäts-  oder  Qarantieacte  Frankreichs  eu 
mmten  des  andern  Theils**)  für  aUe  Eventualitäten,  deren  der 
mer  Hof  anlässlich  dieses  Vertrages  von  Preussen  sich  gewärtigen 
mUe:  ^die  Furcht  vor  Eurer  Rache,^  sagte  Finelon^  y^und  vor 
neu  Kriegsvorbereitungen  haben  den  wiener  Hof  so  beunruhigt^ 
tm  wir  ihm  diese  Genugthuung  nicht  haben  versagen  können***).*^ 


dem  moiB  pour  presaer  la  France  ponr  que  ledit  traitö  fÜt  inceasamment 
S6,  que  le  sieiir  Grevenbroich  et  le  prince  de  Grimberghen  [ministres  palatin 
^  Baviöre  k  Paris]  se  joignoient  ä  ces  instances,  mais  que  le  Cardinal  les 
St  &JidAeB  jiiBqa*^  präsent  .  .  .  Nons  ne  youlons  pas,  ajouta  le  sieor  Amelot, 
Qer  ee  trait^  en  aucnne  fielen,  comme  yous  le  pouyez  bien  croire,  mais  M.  le 
i^nal  Bonhaite  de  8*en  diapeaser  sons  raisons  plausibles. '^  Ebenso  4.  Dezember 
d:  ^Amelot  m'a  dit  trös  positiyement  que  la  Convention  n'avoit  pas  M  et  ne 
^Jamals  ratifi^e  par  le  roi  de  France. '^  Dass  man  sich  in  Wien  gleichwohl 
q3i  den  Vertrag  fOr  gebunden  hielt,  erhellt  aus  den  Aeusserungen  des  Gross- 
^BOga  Franz  gegen  die  preussischen  Gresandten  Borcke  und  Gotter  1740 
ftmsische  Staatsschriften  I,  59;  Droysen  Y,  1,  178;  Grünhagen,  Gesch. 
eisten  schlesischen  Kriegs  I,  87). 

*)  Borcke  sendet  die  Abschrift  am  29.  April  aus  Wien  mit  dem  Bemerken, 
^  er  sie  „mit  grosser  Mühe^  erhalten;  ein  Subaltembeamter  hatte  den  Yer- 
b.«r  gemacht  „Aus  dem  Stylo  erhellet,  dass  diese  Convention  von  dem 
^xm  von  Bartenstein  selber  condpiret  und  von  hier  aus  zur  Vollziehung  nach 
^ttidlles  abgelassen  sein." 

^*)  VgL  Artikel  5  des  Vertrages,  unten  S.  175. 

***)  „La  crainte  de  votre  ressentiment  et  de  vos  pröparatifis  pour  faire 

vidier  des  troupes,  Font  teUement  alarmöe  que  nous  n'avons  pu  lui  [k  la  cour 

"^^lome]  refnser  cette   satisfaction.*     Aus   dem  angeführten   Berichte  von 
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Und  MardefeU  berichtet  am  16.  Mai  1739  an  König  Friedrich  Wil- 
helm 1.  geradezu^  dass  ihm  im  Vertrauen  gesagt  sei,  der  Kaiser  habe 
sich  in  dem  Vertrag  Schute  und  Schadenersatz  van  Frankreich  des- 
halb zusagen  lassen^  r^f/oeü  Se.  Römische  Kaiserliche  Majestät  ver- 
meinen  Ursach  zu  hohen  zu  soupganniren,  dass  wenn  die  JHUch-  und 
Bergsche  Successionssache  wegen  der  von  Höchstderoselben  und  der 
Kran  Frankreich  in  dem  Wege  gelegten  Hindemiss  nickt  nach  Ew. 
Königlichen  Majesiät  Wunsch  ausfallen  mögte,  AUerhöchstdieselbe 
Dero  Regress  an  Schlesien  nehmen  und  sothanes  Für- 
stenthum  feindlich  angreifen  dörften.^ 

Man  wird  eben  in  Wien  damals  sich  daran  erinnert  hahenj  dass 
in  dem  preussischen  Prqject  ßr  den  berliner  Vertrag  ein  Artikel  ge- 
standen  hatte  ^  nach  welchem  der  Kaiser  unter  Umständen  für  Berg 
ein  Äequivalent  aus  seinen  Erblanden  hätte  geben  müssen  j  und  dass 
von  dem  kaiserlichen  Bevollmächtigten  diese  Forderung  Ihreussens 
17ä8  im  IVincip  durchaus  als  beredktigt  anerkannt  worden  uHxr*). 

„  TTenn  ic&  jetzt  m  Schlesien  einrücke^  kann  das  mein  Aequivdlenl 
seinj**  schrieb  Friedrich  Wilhelms  L  Nachfolger  im  December  1740**). 
Auch  in  seinem  eigenhändigen  Äbriss  der  Motive  der  Untemehmmg 
auf  Schlesien***)  vergass  er  die  versaiUer  Convention  nickt^  aber 
PodewilSj  dessen  behutsamer  Natur  Enthüllungen  über  diplomatisdie 
Vorgänge  der  jüngsten  Vergangenheit  entgegen  sein  mochten^  hatte 
damals  sich  eigenmächtig  erlaubt,  bei  der  Sehlussrevision  der  Denk- 
schrift des  Königs  eine  dbscfiwächende  und  verwischende  Äendenmg 
vorzunehmen  und  nur  ganz  im  Allgemeinen  em  dem  Vertrage  mit 
J^eussen  widersprechendes  Abkommen  des  Kaisers  zu  erwähnen,  ohne 
zu  sagen,  mit  wem  und  wann  dasselbe  getroffen.  Ueberdies  war  der 
kleine  Aufsatz,  der  diese  Andeutung  enthielt^  bei  seinem  Erscheinen 
neben  den  grossen  staatsrechtlichen  Deductionen  wenig  beachtet  worden, 
die  gelehrten  Verfasser  der  letzteren  aher  hatten  den  politischen  Zu- 
sammenhang des  schlesischcn  Krieges  mit  der  jülichrbergschen  Fragt 
von  ihrem  formeU-juristischen  Standpunkte  aus  ganz  unberücksichtigt 
gelassen.  Umjo  grösser  war  das  Aufsehen,  das  17 if  die  preussisdie 
Note  vom  7.  Februar  mit  ihren  EnfhüUimgen  machte. 

Lniflcins.   Dass  daneben  auch  confessionelle  Momente  in  Erwfigung  kamen  und 
dass  die  römische  Curie  ihren  Einflnss  fOr  die  Ausschliesifung  Pk^usaens  von  der 
bergischen  Erbschaft  geltend  machte,  ergeben  die  Mittheilungen  aus  dem  Ge- 
sandtschaftsarchiy  des  kaiserlichen  Vertreters  in  Born,  Joh.  Ernst  Graf  Hanach, 
beiRottmanner,  Der  Cardinal  von  Bayern,  München  1877,  S.  15.  74—76. 
•       *)  Vgl  Preussische  Staatsschriften  I,  52.  53. 
**)  Ebend.  S.  58  Anm.  2. 
***)  Preussische  Staatsschriften  I,  78. 
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Trotß  der  Beachtung  und   Verbreitung,   welche  diese  Note  bei 
ihrem  Erscheinen   fand,   fear   doch  ihr   Inhalt  schon   der  nächsten 
Generation  vollständig  aus  dem  Gedächtniss  geschwunden.     In  einer 
Flugschrifl  Ober  die  Gründung  des  deutschen  Fürsienbundes  von  1785 
umrd  unter  einer  Reihe  anderer  Anklagen  gegen  die  preussische  Politik 
der  Vorwurf  erhoben,  dass  IVeussen  Schlesien  y^mit  gewaffneter  Hand 
VON  einer  Erbschaft  aibgerissen,  deren  Rechtmässigkeit  es  vorher  anerkannt 
«•«d  selbsi  garantirt  hatte^  *).    Der  bekannte  Publizist  Christian  WH- 
Mm  Dohm,  damals  Beamter  des  preussischen  Ministeriums  der  Aus- 
^fforUgen  Angelegenheiten^    trat  dieser  Angabe  entgegen  durch  Mit- 
Oieihmgen  über  den  InhaÜ  der  Verträge  von  1726,  1728  und  1739: 
nlch  weiss  nichts  ob  die  angeführten  Tractate  schon  irgendwo  gedruckt 
9iiid,  ich  habe  aber  die  beiden  ersten  in  den  im  KönigL  Archiv  be- 
findlichen OriginaUen  und  den  letzten  in  einer  zuverlässigen  Abschrift 
wr  mit.    Im  Wiener  Archiv  werden  die  Originale  von  allen  drei  sich 
finden^  und  man  kann  also  dort  die  genaue  Richtigkeit  des  hier  An- 
geführten beuriheilen''  **).  Aus  Dohm's  Schrift  schöpften  Martens***) 
^^  SchöUf)  ihre  Kenniniss  von  dem   Vorhandensein  der  Verträge 
wn  1/28  und  1739.    Friedrich  Förster  hat  dann  1835  den  Vertrag 
•ön  Wusterhausen  von  1726  und  den  berliner  Vertrag  von  1728  nadh 
'^oei  nickt  vöUig  genauen  Abschriften  aus  dem  Nachlasse  des  Grafen 
^^^kendorff  veröffentlicht  ff)  ^  der  österreichisch -französische  Vertrag 
^^^>*^  1/39  bUeb  bis  jetzt  unbekannt. 

Um  sicher  zu  gehen,  hatte  sich  König  Friedrich  II.  vor  der 
^^erreichung  der  Februamote  von  174ff  in  Versailles  eine  aufhen- 
^ehe  Abschrift  des  Vertrages  vom  13.  Januar  erbitten  lassen  fff),  die 

• 

^)  „Ueber  die  König!.  Preusaische  ABSOciation  zu  Erhaltung  des  Reichs- 
^y^Btems.  Von  Otto  von  Gemmingen,  Reichsfreiherm.  Gedruckt  zuTeutsch- 
'^^^f  1785.*^  Beproducirt  bei  Dohm,  Ueber  den  Deutschen  Fttrstenbund,  Berlin 
^■B5,  S.  45  ff.  und  in  dem  Abdruck  der  Dohmschen  Schrift  bei  Reuss,  Teutscbe 
St^atBkanzley  XHI  (Ubn  1786)  S.  243  ff. 

**)  Ueber  den  deutschen  FOrstenbund  S.  76. 
*^*)  Martens,  Cours  diplomatique  (1801),  11,  1069. 

t)  Scholl,  Histoire  abr^^  des  trait^s  de  paix,  Paris  1817,  II,  292.  293. 

tt)Fr.  Förster,  Urkundenbach  zu  der  Lebensgeschicbte  Friedrich  Wil- 

l^elxDg  I,  n,  159.  215.     Ueber  den  frtther  verbreiteten  apokryphen  Text  des 

Y^^^tats  von  Wusterhausen  mit  dem  falschem  Datum  12.  October  1727  veigl. 

^e  literarischen  Nachweise  bei  Förster,  Friedrich  Wilhelm  L,  II,  60;  eine  zu- 

^■^^ffende  Analyse  des  Inhalts  und  das  richtige  Datum  1726  schon  bei  Theresius 

▼on  Seckendorff  in  dem  anonym  erschienenen  „Versuch  einer  Lebensbeschreibung 

^  Grafen  F.  G.  von  Seckendorff*  (1792—1794)  lU,  15. 

ttt)  Erlass  an  Chambrier  in  Paris,  Berlin  31.  December  1746  (im  Ministerium 
condpirt;  vergl.  Politische  Correspondenz  V,  307  Anm.  2):  „II  y  a  d^k 
P*^  de  sept  ans  que  feu  le  Roi  mon  p^re  a  6t4  informä  tant  par  ses  ministres 
^  ^oient  alors  k  Vienne,  que  par  celui  qu'il  avoit  dans  ce  temps-lä  k  la  Haye, 
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das  französische  Mmisternun  beweitwiBig  mütheiUe,  Na(k  dieser  Ah- 
Schrift  erfolgt  hier  die  Veröffentlichimg  des  Vertrages. 


Cum  quae  Bomssiae  Rex  et  Princeps  Solsbaoensb  in  partem  ditionnm 
futuram  £lectoris  Palatini  saccesmonem  constitaentiun  praetendunt  jora  belli 
motoB  torbasque  in  publicae  secoritatis  detrimentom  excitare  ftciie  poaMnt,  Säen 
Caesarea  Majestas  et  Sacra  Begia  Christianissima  Mi^estas,  pro  stndio  quo  in 
eandem  conseryandam  fiBrnntor,  de  üs  praevertendis  faemnt  soUieitae;  haod 
minore  ardore  pro  scopo  tarn  salntari  aaseqnendo  ooncorrere  se  velle  S.  R 
liagnae  Britanniae  Majestas  Celsique  et  Potentes  Status  Generales  Foedenti 
Belgii  testati  sont  Unde  fiuitam  est,  ut  eodem,  qno  Bonusiae  Begem  atqiie 
Electorem  Palatinun  ad  ministros  Hagam  Gomitom  pro  tentanda  amiea  com- 
positione  abl^gandos  invitaront  tempore,  praefati  qoatäor  principes  tmanimi  con- 
sensu  necessarinm  omnino  judicarint  ante  onmia  vias  f^gA  praecavere,  aasefendo 
Sulzbacensi  Principi,  per  modnm  simplicis  proyisionis,  ditionom,  de  qmbofl 
quaestio,  possessionem,  ea  tamen  ratione  et  non  aliter,  ut  haec  ipsa  poosessio  ne 
minimnm  quidem  pracgudicinm  seu  Bonusiae  Begi  seu  cuicumque  alä  non  solmn 
in  petitorio  sed  ne  quidem  in  possessorio  infenre  queat»  prouti  latius  in  sei^^ 
ezpositum  reperitur,  quae  tum  Borussiae  Begi  tum  Electori  Palatino  nomine 
supra  memoratorum  quatuor  Frincipum  fhenmt  ezhibita.  Spes  proinde  band 
vana  suberat  medium  simplex  adeo  justumque  omnium  quatuor  quomm  intererat 
consensu  corroboratum  irl  Secus  tamen  acddit,  Borusnae  quippe  Bege  eidem 
Stare  recusante.  Unde  dein  occasionem  sumserunt  Magnae  Britanniae  Bex 
Statusque  Foederati  Belgii  eidem  band  amplius  insistendi,  utut  edita  20.  Augusti 
anni  1737  *)  resolutione  disertim  prius  declararint  omne  aliud  medium  publicam 
tranquillitatem  sine  mora  asserendi  multis  difficultatibus  subjaoere.  Quae  cum 
ita  sint,  Sacra  Caesarea  Majestas  et  Sacra  Begia  Christianiswma  Bia^estas  anarnm 
partium  esse  duxemnt  tanto  enixiore  studio  tuendae  publicae  tranqcullitati  inemn- 
bere  quo  mig'ori  illa  pericnlo  praesentibus  rerum  drcumstantÜB  expodta  videtnr, 
ac  proinde  consilia  juxta  illam  ipsam  normam  sociare  quae  antebac  inter  sqiit 
memoratos  quatuor  Principes  communi  consensu  fuerat  stabilita.  Quem  in  fio^m 
Sacra  Caesarea  M%jestas  et  Sacra  Begia  Christianiasima  Majestas  sequentem  m 
modum  inter  se  conyenerunt: 

Primo  quod  per  biennium,  a  die  permutationis  ratificationum  praesentis 
conyentionis  computandum,  altefiatae  Majestates  Suae  omnes  yias  facti  contra 
ditiones,  de  quibus  quaestio  est,  executioni  forsan  dandas  sint  impediturae^ 
yidssim  vero  per  id  ipsum  tempus  communi  studio  et  opera  et*)  quam  effi- 
cacissime  fieri  potest  eo  allaboraturae,  quo  partes  amice  int^  se  conveniant 

k  qui  feu  le  marquis  de  Fanden  l'a  ayou6,  qu'il  7  a  eu  une  Convention  secito 
entre  le  feu  empereur  Charles  VI  et  Sa  MigestS  Tr^  Chr^Üenne,  condue  et 
sign6e  le  10  (sie)  de  janyier  1789  .  .  .  Cependant  ajant  fait  entreyoir  k  la  coor 
de  Vienne  dans  le  memoire  que  le  comte  de  Podewils  lui  a  remis  au  sujet  de 
la  garantie  de  TEmpire  (oben  S.  100),  que  j^avois  connoissanoe  dudit  trait^,  j*ai 
^  extrgmement  surpris  de  voir  par  sa  r^ponse  (oben  S.  111)  qu*elle  nie  abso- 
lument  d'ayoir  contractu  de  semblables  engagements  et  qu'elle  me  d^fie,  potur^ 
ainn  dire  d'^laircir  ce  point^  etc. 

♦)  Varianten  der  durch  Borcke  1739  aus  Wien  dngesandten  Abschrift' 
1)  1738  (das  richtige  Datum).  —  2)  ac. 


Excun.  X75 

Secondo  qnod  praedictas  tenninus  dnomm  annonim  rursus')  censendtus  sit 
ioithmi  capere  a  cUe  mortiB  praesentis  Electoris  Palatim,  si  eundem,  quod  Dens 
aveitat,  anteqaam  partes  inter  se  conyeniaiit  sapremom  diem  obire  coutmgeret 
Tertio  qnod  ereniente  modo  dicto  mortis  casu  possessio  Juliacensis  et 
Beigensis  docatiram  provisoiio  modo  dorante  sapra  memorato  biennio  in  persona 
Pkindpis  Snlzbacensis  continuari  debeat  hac  simul  adjecta  condiüone  nihil  ab 
^  in  administratione  politica,  civili  et  militari  ante  memoratomm  ducatamn 
immotatnm  iri,  et  abeqoe  eo  quod  ejusmodi  possessio  yel  minininm  praejudidmn 
wa  in  petitorio  sea  in  possessorio  uUi,  quiscomque  demmn  iUe  sit,  inferre  qneat 
Qoarto  qnod  altefatae  liajestates  Suae  modo  dietam  possessionem  uti 
▼ocant  pioyisoriam  jnzta  a^jectas  clausolas  et  restrictiones  in  nullius  prae- 
jndidain,  sed  unice  in  publicae  quietis^)  firmius  tutamen  tendentem  perbiennium 
Qti  sopra  dictum  est  eyincendam,  omnibus  viribus  tuendam  contra  quemcumque 
qm  iUam  turbare  praesumserit  in  se^)  suscipiant  atque  ad  id  mutuo  sese  ob- 
itringint;  neque  minus 

Quinto  sibimet  invicem  promittant  quod  quotiescunque  ob  Concors  Studium 

qnod  in  causa  Juliacensis  et  Bergensis  successionis  Sacra  Caesarea  Majestas  et 

Sacra  Begia  Christianissima  Majestas  tum  huc  usque  manifestarunt,  tum  porro 

nanifiestabunt»  aut  ob  praesenton  conventionem  mediumque  quod  juxta  eandem 

per  modum  proyisionis  pro  ayertendis  belli  motibus  tuendum  susceperunt,  una 

ex  fllis  bello  fuerit  impetita  aut  hostillter  lacessita,  altera  sine  mora  tanquam 

pro  conmiuni  causa  tuenda  ad  primam  requisitionem  arma  arripere  neque  ea 

prioa  deponere  yelit  ac  debeat,  quam  pars  ista  lacessita  aut  hostiliter  impetita 

^  pristinum  statum  fuerit  restituta  eidemque  de  perpessis  danmis  satisfactum; 

ie  denique 

Sexto,  quod  communi  pariter  studio  eo  sint  allaboraturae  quo  in  partem 
te  aalutaris  operis  plures  alii  principes  yenire  yelint,  ad  quos  dein  mutua  quam 
>iU  spondent  contra  hostiles  impetitiones  aut  lacessitiones  evictio,  yulgo  guarantia, 
P^ter  eiit  extendenda;  disertim  declarando,  se  praesente  conventione  ne 
l'iiniina  quidem  in  re  seu  supremo  judicis  officio,  quo  Sacra  Caesarea  Majestas 
^  ünperio  defungitnr,  seu  dispositioni  paragraphi  quinquagesimi  septimi  articuli 
^iftrti  instrumenti  pacis  Westphalicae  quicquam  detractum  velle. 

In  quorum  fidem  nos  ministri  plenipotentiarii  Sacrae  Caesareae  Migestatis 
et  Sacrae  Begiae  Christianissimae  Majestatis  yigore  plenipotentiarum  nobis  hunc 
la  finem*)  concessarum  praesentem  conyentionem  subscripsimus  sigillisque  nostris 
iinaxii?imus  atque  una  fidem  invicem  dedimus  ratificationum  tabulas  intra  spatium 
sex  fieptimanärum  aut  dtius  si  fieri  potest  Versaliis  permntatum  invicem  iri''). 
Actum  Yersalüs  die  dedma  tertia  mensis  Januarii  anno  1789. 

Josephus  Princeps  Lichtenstein.    Amelot 

^  Borsns  fehlt  in  der  Abschrift  aus  Wien.    Vgl  Politische  Correspondenz 
'»   165.  —  4)  TranquiUitatis.  —  5)  Inde.  —  6)  Nobis  in  finem.  —  7)  Permu- 
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Aufgabe  der  preussischen  Politik  war  seit  1745  dadurch  er- 
trt^  das8  J8U  dem  dtten  Gegensate  gegen  Oesterreich  der  neue^ 
\  minder  schar fe,  gegen  Russland  getreten  tcar*). 
Wenn  Friedrich  der  Grosse  in  seinen  Memoiren  von  1746**)  den 
ifolgem  an  der  Krone  Rreussen  die  Freundschaft  mit  Russland 
iehU,  weil  dieses  Reich  durch  seine  Macht  und  seine  Lage  der 
krUdiste  aUer  Nachbaren  sei^  so  sieht  doch  der  Verfasser  die 
Ire  der  russischen  Machibedeutung  damals  noch  ais  eine  giemlich 

an:  „Der  wirTdiche  Einffms  Russlands  erstreckt  sich  nur  auf 
Schweden  und  Polen ^  seine  nächsten  Nachbaren.^  Gang  diesem 
\eä  entsprechend^  gab  Friedrich  unmittelbar  nach  dem  dresdener 
den^  auf  Grund  seiner  bisherigen  Erfahrungen^  der  Ansicht  Aus- 
hf  man  sähe^  jfdass  Russland  niemal  viel  m  die  teutsche  Affaires 
Ten  wikrde  und  dass  also  das  beste  seij  den  Bären  in  seinem 
sr  lu  lassen  und  ihm  nicht  selbst  weiss  jm  machen^  als  ob  man 
T  nötkig  habe  oder  ihn  fürchte^  ***). 

Eussland  galt  dem  Könige  von  IVeussen  damals  nur  als  eine 
isehine'^  der  englischen  Politik.  y^England  malt  die  Russen  an 
Wandf  je  nachdem  es  ihm  darauf  ankommt^  durch  das  Trug- 

eines  HiUfsheeres  den  Contment  0u  berücken,  oder  den  Norden 
JM  Willen  0u  halten  oder  dem  Kaiser  gegen  die  Ungläubigen  leib- 
te JBOlfsvölker  eu  schaffen.^ 

Die  Truppen^  mit  deren  Einmarsch  in  preussisches  Gebiet  der 
isihe  Hof  Ende  1745  gedroht  hatte  f),  wurden  nach  der  schnellen 

*)  VgL  R  Koser,  Preossen  txnd  Ruasland  ein  Jahrzehnt  vor  dem  rieben- 
gen  Kriege;  PreouiBche  Jahrbücher  XLVII. 

**)  Poblicationen  aus  den  PreuasiBchen  Staatsarchiven  IV,  209.  802.  Man 
ihte  das  yeränderte  Urtheil  in  der  Redaction  der  Histoire  de  mon  temps 

1775,  (Envres  II,  47. 
^*)  Politische  Correspondenz  V,  11. 

1)  YgL  Prenasische  Staatsschriften  I,  708. 

12* 


180  Zar  Nordischen  Politik  Prenflseiis  1746—1751. 

Beendigung  des  deutschen  Krieges  nicht  aus  Kurland  und  Livland 
mrückgejzogen,  vielmehr  durch  Nachschübe  verstärkt;  England  aber  war 
es,  welches  seit  1747  die  Kosten  ßr  diese  verlängerte  Kriegsbereit-^ 
Schaft  übernahm. 

Der  Zweck,  den  Russland  und  seine  Verbündeten,  die  Höfe  von 
London  und  Wien,  dabei  im  Auge  haiten,  war  ein  dreifacher:  die 
Einschüchterung  Preussens,  eur  Verhinderung  einer  erneuten  preussi- 
sehen  Diversion  für  Frankreich*);  die  Bedrohung  Frankreichs  selbst, 
durch  die  Perspective  einer  Betheüigung  Russlands  an  der  CoaUtion 
gegen  Ludung  XV.;  die  Ausübung  eines  Druckes  auf  Schweden,  als 
Gegengewicht  gegen  den  Einfluss,  den  die  Höfe  von  Versailles  und 
Berlin  in  Stockholm  gewonnen  hatten. 

Zunächst,  bis  eum  Herbst  1746,  galten  die  russischen  Demonr 
sirationen  fast  ausschliesslich  Rreussen.  Der  Austausch  convenÜoneUer 
IVeundschaftsversicherungen  bei  offideUen  Gelegenheiten  verhuUte  die 
zwischen  den  beiden  Reichen  eingetretene  Spannung  selbst  den  tm- 
eingeweihten  Kreisen  schon  nicht  mehr;  ^viele  wolUen  fast  nicht  mehr 
an  der  Anhebung  eines  neuen  Krieges  im  Norden  zweifeln,  weil  Mos- 
kau  und  Rreussen  sich  armirt^**),  Baid  trat  auch  im  officieüen 
Verkehre  die  Gereiztheit  Russlands  zu  Tage,  Auf  eine  preussische 
Note  mit  dem  Ansuchen  um  eine  neue  Garantie  der  russischen  Kaiserin 
für  Schlesien  (Nr.  X)  erfolgte  eine  ablehnende  Antwort,  und  in- 
dem das  Publicum  von  dieser  Verhandlung  Kenntniss  erhielt,  sah  es 
seine  Vermuthungen  über  den  Eintritt  eines  Zenvürfiiisses  mmmdir 
bestätigt.  Die  zu  Berlin  erfolgende  Verhaftung  eines  russischen  Spions 
und  die  Beschlagnahme  der  Papiere  desselben  im  October  1746  ge- 
währte einen  Einblick  in  die  Taktik,  die  am  russischen  Hofe  zur 
Schärfung  des  politischen  Gegensatzes  wie  zur  persönlichen  Verdädi' 
iigung  des  Königs  von  Preussen  damals  in  Anwendung  kam  (Nr.  XI). 

Die  Vorbereitung  der  Theilnahme  russischer  Truppen  an  dem 
Kriege  gegen  Frankreich  bildete  seit  dem  Rücktritte  des  Lord  Har* 
rington  im  November  1746  und  seiner  Ersetzung  durch  Lord  Ckester- 
field  den  Gegenstand  diplomatischer  Verhandlungen  zwischen  Russland 
und  England.  Am  12.123.  Juni  des  folgenden  Jahres  wurde  die  Suih 
sidienconvention  zunschen  beiden  Mächten  unterzeichnet***)^  aber  erst 
im  Winter  von  1747  auf  1748  begann  das  versprochene  Hülfseorps 
von  30,000  Mann  den  Vormarsch  nach  dem  Rhein  ^  weichem  der 
plötzliche  Abschluss  der  aachener  Friedensprälimmarien  ein  sdmeUes 
Ziel  setzte. 

♦)  Vgl.  Droyeen  V,  3,  185  Anm.  1. 
••)  Vgl.  oben  S.  53. 
***)  Wenck,  Codex  juris  gentium  ü,  244. 
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Lora  Q^esterfield  war  es  auch,  der  im  Februar  1747  ah  britischer 
Staatsseeretär  eine  Intervention  in  Schweden  am  rassischen  Hofe  an- 
regte, eur  Beseitigung  des   Uebergetoichtes  der  fransösisch  gesinnten 
Partei  der  ^EsSAe^  *^.     Bald  darauf  schloss  Schweden  ein  Defensiv- 
bOndniss  mit  Preussen  (29.  Mai)**)  und  erneuerte  seinen  Subsidiefi- 
vertrag  mit  Frankreich***).    Jene  30,000  Russen  standen  noch  in 
Deutschland^  eUs  1748  Graf  Bestushew  den  Höfen  von  Wien,  London 
und  Kopenhcyen  einen  Actionsplan  vorlegte,  der  nach  detn  Ausdruck 
des  Grafen  Kaunitz  darauf  hinauslief  y^Schweden  ohne  vieles  Warnen 
in  der  GeschwindigJceit  mit  Krieg  zu  überziehen^  f).    Es  gaU^   den 
schwedischen  Kronprinzen  Adolf  Friedrich,  den  Schwager  des  Königs 
von  Rreussen,  von  der  Thronfolge  auszuschliessen  und  eine  Neuwahl 
0U  Chmsten  des  Prinzen  Friedrich  von  Hessen  ^  des  Schwiegersohnes 
Oeargs  U.  von  England  und  Schwagers  Friedrichs  V.  von  Dänemark^ 
dmrchzusetzen.     Die  Verhandlungen  zogen  sich  in   die  Länge.     Der 
wiener  Hof  antwortete  ausweichend;   man  verkannte  nicht,   dass  ein 
Angriff  gegen  Schweden  eine  Herausforderung  Frankreichs  sei^  welche 
IVanhreich  y^gleichsam  zwinge^,  von  neuem  die  Bundesgenossenschaft 
Preussens  zu  suchen.    Nun  war  aber  die  Trennung  Frankreichs  von 
^enssen  das  vornehmste  Ziel  der  österreichischen  Politik,  dem  sie 
u^ährend  des  aachener  Friedenscongresses  schon  ganz  nahe  sich  ge- 
gtaubt  hatte.    Man  sagte  sich  in  Wien  weiter^  dass  auf  eine  directe 
^^^fheüigung  Englands  an  dem   Unternehmen  nicht  zu  rechnen  sei: 
%JE3nglamd  reizt  Russland  sehr  zum  Kriege^  denkt  aber  nicht  daran^ 
zu  hdheiUgenff)^.    Auch  Dänemark^  dem  Bestushew  die  Bolle 
jfEisbrechers'^  zugedacht  hatte,  zeigte  sich  unschlüssig. 
In  dieser  Krisis  war  es,  dass  Friedrich  II.  zum  ersten  Male  seit 
dresdener  Frieden  aus  seiner  Zurückhaltung  heraustrat  und  eine 
energische    diplomatische   Oegenaction   eröffnete.     Nicht   un- 
schien  es  dem  Könige  dabei,  auf  das,  was  im  Dunkeln 
^^^^Sesponnen  war,  für  Jedermann  ein  Paar  Streiflichter  fallen  zu 
^^^•^^^m.    Ein  Zeitungsartikel  (Nr.  XU),  dessen  preussischer  Ursprung 

*)  Ghesterfield  an  Hjndford,  13.  Februar  1747,  bei  Malmström,  Sveriges 
F^Utiaka  bistoria  ID,  285. 

**)  Wenck,  Codex  juris  gentium  n,  285.    Politiscbe  Correspondenz 
^»    -406.    Droysen  V,  3,  310.  311. 

"***)  G.   F.  Martens,   Supplements  au  recueii  des  trait^  I,  299.    Malm- 
•t«-«m  m,  225. 

t)  Bei  A.  Beer,  Aufiseichnungen  des   Grafen  Bentinck   über    den    Hof 
^**»^  Tbereaa's,  Wien  1871,  S.  XLVUI.    Vgl.  dazu  R.  Kos  er,  Friedrieb  der 
^^^^^BBe  im  Jabrzebnt  vor  dem  siebei^'äbrigen  Kriege;  Historisches  Taschenbucb, 
*^  Folge,  her.  von  W.  Maurenbrecher,  ü,  210  flF. 
tt)  Kaunitz  bei  Beer  a.  a.  0.  S.  XL  VI. 
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bei  dem  Erscheinen  kaum  bemerkt  sein  mag^  beabsichtigte  nur  m 
Allgemeinen,  die  ÄufmerksamkeU  auf  die  Ibikslungen  der  Gegner  eu 
lenken^  und  schloss  mit  einem  AppeU  an  das  wahre  Interesse  und  an 
die  Mässigung  Russlands;  denn  noch  erblickte  Friedrich  IL  in  Ver- 
kennung  des  wahren  Sachverhaltes  in  Russland  vielmehr  den  gescho- 
benen als  den  schiebenden  Theü.  Eine  Kundgebung  oflurieUen  Cha^ 
r akters  (Nr.  XTIJ)  stellte  den  defensiven  Zweck  der  Sriegsvorbereitungen 
fest,  welche  Anfang  Märe  1749  in  Berlm  angeordnet  wurden,  und  die 
Veröffentlichung  eines  Schreibens  an  den  König  von  England  (Nr.  XIV) 
erfolgte,  um  denselben  j^an  die  Wand  jm  drücken*^  *),  vor  ganz  Europa 
ssu  einer  Aeusserung  Über  seine  Politik  gu  veranlassen. 

Die  Frucht  der  diplomatischen  Campagne  Friedrichs  II.  von 
1749  war  die  Herstellung  des  Einvernehmens  wünschen  Preussen  und 
Frankreich,  die  Bildung  einer  festgeschlossenen  Opposition  gegen  das 
System  der  Kaiserhöfe  und  des  Königs  von  England,  Dänemark^ 
das  m  einem  Hauptwerhseug  der  Pläne  des  russischen  Grosskanelers 
bestimmt  gewesen  war,  folgte  der  Fuhrung  Frankreichs.  Der  König 
von  Rreussen  verglich  die  diplomatische  Defensivaufstellung j  welche  er 
und  die  befreundeten  Mächte  genommen  hatten^  mit  einem  gutstehenden 
Schachspiel,  Unsere  Partei,  sagte  er  im  September  1749,  ist  während 
dieses  Sommers  die  stärkere  geworden**)- 

Von  der  so  geunmnenen  starken  Stellung  aus  durfte  König  JFiriedriA 
im  folgenden  Jahre  eine  Note  an  Bussland  richten  (Nr.  XV) ,  die 
geradem  eine  Drohung  enthielt:  den  warnenden  Hinweis  auf  den 
preussisch-schwedischen  AUianevertrag  von  1747  ßr  den  FdU  eines 
russischen  Angriffs  auf  Schweden,  Auf  das  unerwartete  Erseheinen 
eines  tartarischen  Gesandten  in  Berlin  versäumte  man  nichts  einen 
ostentcdiven  Nachdruck  jm  legen  (Nr.  XVI). 

Noch  dasselbe  Jahr  1750  brachte  den  Abbruch  der  diplomatischm 
Beziehungen  zwischen  Preussen  und  Bussland  (Nr.  XVII);  erst  nach 
zwölf  Jahren  sollten  sie  wieder  aufgenommen  werden. 

♦)  Vgl.  unten  8.  218. 
**)  Politische  Correspondenz  VII,  80. 


X. 

TJotenwechsel  mit  dem  Bnssischen  Hof  1746. 


€r  Eniwwrf  0u  dem  Promemaria^  mittelst  dessen  der  Freiherr  von 
'B^€Mriefeld  die  Garantie  der  Kaiserin  von  Russland  ßr  den  mit 
O^sterreich  gesMossenen  Frieden  ansuchen  solUe,  wurde  dem  Oe- 
sm9§dten  am  3.  Mai  1746  eugeschickt.  Einen  Erfolg  hat  man  sich  in 
B^rUn  van  vornherein  nicht  versprochen*).  Mardefeld  überreichte 
^^*s  Promemoria  unmittelbar  nach  dem  Empfange  ^  am  20.  Mai 
1^46**). 

Wiederholt  hatte  das  englische  Ministerium  die  Bethätigung  des 
^^d  Hyndford  in  Petersburg  für  die  Äusunrkung  der  russischen 
^^"W^cmlie  ßugesagt***)f  und  Hyndford  selbst  hatte  dem  preussischen 
^^andten  versprochen j  alles  was  in  seinen  Kräften  stehe,  für  das 
Öeltwyen  der  Verhandlung  beizutragen  f).  Die  Berichte  aber^  die  der 
^^lisdhe  Gesandte  hinter  dem  Rücken  der  Staatssecretäre  in  London 
^^  die  hannoverischen  Minister  seines  Königs  schickte,  lassen  ersehen^ 

*)  BfinisterialerlaaB  an  Mardefeld,  Berlin,  8.  Mai:  „Bien  que  je  ne  me  flatte 
P^  ^e  Tobtenir  [la  garantie]  tant  que  le  comte  Bestoshew  sera  au  timon  des 
*^^ü^  il  conyient  nöanmoins  de  la  demander.*'    Vgl.  Droysen  Y,  8,  128. 

^*)  Das  Promemoria  steht  in  französischer  Uebersetzung  bereits  im  Juliheft 
y^  Mercnre  historique  et  politique  (CXXI,  68).  Auch  die  Sammlung 
Z^  Staatsschriften  unter  Franz  I.,  II,  968  bringt  nur  die  Uebersetzung. 
Z^  <leatsche  Text  bei  Haymann  Y,  761,  Heldengeschichte  HI,  41  ist 
*"^«  Rückübersetzung. 

)  Ygl.  Politische  Correspondenz  Y,  7.  86. 

Q       t)  Bericht  Mardefelds,  Petersbuig,  19.  April  1746.  Ygl.  schon  Politische 
^'''espondenz  Y,  50. 
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dass  Hyndford  alles  gethan  hat^  die  Bemäkungen  Mardefelds  sm  vir- 
eiteln  *), 

Hätte  man  auf  preussischer  Seite  das  falsche  Spiel  dwrchschanä^ 
so  wurde  man  es  schwerlich  der  Mühe  werih  ertuihtet  haben  ^  mit 
Rücksicht  auf  England  den  am  20.  Mai  in  Petersburg  gestellten  An- 
trag nachträglich  zu  modificiren.  Als  König  Oeorg  II.  sich  nicht 
bereit  finden  wollte,  für  den  dresdener  Frieden  in  seinem  gangen  Um- 
fange Gewähr  zu  leisten,  weil  die  Garantie  eine  Anerkenmmg  des 
preussischen  Besitzes  von  Ostfriesland  in  sich  geschlossen  haben 
würde  **)i  so  ergab  sich,  dass  eine  Mitwirkung  Englands  für  die  ur- 
sprünglich in  Aussicht  genommene  russische  Garantie  ebensowenig 
mehr  erwartet  werden  konnte.  Somit  erhielt  Mardefeld  am  16.  JuU 
1746  den  Befehl ^  nicht  mehr  auf  den  Beitritt  Russlands  zum  dres- 
dener Frieden,  sondern  lediglich  auf  die  Erneuerung  der  1743  für  den 
Frieden  von  Breslau  ertheilten  Garantie***)  hinzuarbeiten. 

Mardefeld  war  nicht  mehr  in  der  Lage,  die  erforderlichen  Schritte 
persönlich  zu  thun.  Seine  Tage  in  Petersburg  waren  gezählt.  Schon 
im  November  1745  hatte  die  Zarin  die  Abberufung  des  ihrem  Gross- 
kanzler  unbequemen  Mannes  geforderty  dem  auf  seinem  diplomaiischeB 
Posten  die  genaueste  Ortskenntniss,  eine  mehr  als  zwanzigjährige  Er- 
fahrung  zu  Gebote  stand.  Der  BeciprociUU  halber  wurde  in  Berlin 
die  Ablösung  des  Grafen  Tschemyschew  gefordert.  Beiderseits  wurde 
die  Abberufung  zugesagt.  Obgleich  der  russische  Gesandte  noch  bis 
zum  14.  August  in  Berlin  blieb,  wurde  dem  Freiherm  von  Mardefeld 
bereits  am  11.  Juli  offiziell  durch  eine  Note  eröffnet^  dass  die  Kaiserin 
sich  bemüssigt  sehe,  ihren  Ministem  zu  verbieten^  „hinfiiro  weder 
schriftlich  noch  mündlich  etwas  von  dem  Baron  Mardefeld  anzur 
nehmen^  f). 

Unter  diesen  Umständen  konnte  die  Aufforderung  zur  Erneuerung 
der  Gewährleistung  des  breslauer  Friedens  dem  russischen  Ministerium 
erst  am  9.  September  übergeben  werden,  nach  Eingang  der  Beglau- 
bigung des  preussischen  Legationssecretärs  Warendorff  als  Geschäfts^ 
träger  ff). 

*)  Vgl.   E.   Borkowsky,  Die  englische  Friedensvermittelimg  im  Jahre 
1745,  Berlin  1884,  S.  88.  84. 
♦*)  Vgl.  oben  S.  78. 

***)  Martens,  Recneil  des  trait^  conclus  par  la  Rnssie  I,  182;  Y,  35SL 
Vgl.  Droysen  Y,  2,  155;  Politische  Correspondenz  II,  526;  IQ,  8. 

t)  Politische  Correspondenz  lY,  859;  Y,  582.  Droysen  Y,  2,  612;  ^ 
Y,  8,  201.  Schreiben  Hyndfords  an  Steinberg,  Petersburg,  80.  Juni  a.  St,  bei  J 
Borkowsky  8.  108. 

tt)  Vgl.  den  Immediaterlass  an  Mardefeld  vom  26.  August  1746;  Poli- 
tische Correspondenz  Y,  167. 
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Da  England  gerade  jetzt  eine  neue  Garantie  für  Schlesien  er- 

iheilte  *),  so  fürchtete  der  russische  Grosskanzler,  dass  der  Vicekanzler 

Woromow  und  seine  andern  Gegner  mit  Hinueis  auf  den  Vorgang 

Englands  die  Kaiserin  den  Wünschen  Preussens  zugänglich  machen 

tonnten.    Wieder  war  es  der  englische  Gesandte,  der  sich  bereit  fand, 

durch  eine  dem  Crrosskanzler  zur  Verfugung  gestellte  Note  den  Ein- 

druck  der  englischen  Garantie  abzuschwächen;  gegen  den  Chef  der 

deutschen  Kanzlei  Georgs  II.  riihmte  sich  Lord  Hyndford,  dass  sein 

S(hriU  dazu  beitreten  werde,  eine  ^^wenig  freundschaftliche^  Antwort 

ouf  das  preussische  Ansuchen  zu  beschleunigen.    Am  31.  Dezember 

erhielt  er  die  Mittheilung,  dass  eine  j^starke  Negative^  unmittelbar  be- 

-varst^;  noch  um  Mittemacht  setzte  er  sich  nieder,  um  die  frohe 

JBotsehaft  den  hannoverschen  Vertrauten  seines  Königs  zu  melden  **^. 

Am  3.  Januar  (23.  December  a.  St)  wurde  die  ablehnende  Antwort 

defn  preussischen  Geschäftsträger  behändigt. 

Am  23.  Februar  1747  erschien  in  den  regensburger  Zeitttngen 
«m«  kurze  Analyse***)  der  Ablehmmg,  welche,  wie  der  branden- 
^^^^T'ffische  Comitialgesandte  schreibt  f),  ^vermuthlich  von  denen  kaiser- 
^icHen  Ministris  herfliesset^.  Eine  andere  Analyse,  in  welcher  die 
-Ablehnung  schärfer  hervortritt^  brachte  das  Märzheft  der  luxemburger 
^€n%atsschrift  La  Clef  du  Cabinet  des  Frincesff). 

Känig  Friedrich  verfugte  wacA  Empfang  der  russischen  Notefff)^ 
dieselbe  unbeantwortet  zu  bleiben  hahe.  Wenn  aber  darin  be- 
*^*Hl>fe^  wurde,  dass  während  der  Verhandlung  des  dresdener  Friedens 
^^erreichischerseits  die  Aufnahme   eines   besonderen  Artikels   behufs 

*)  Vgl  oben  S.  75  Amn.  2. 

•♦)  Berichte  Hyndfords,  8.  November,  20.  December  (a.  St)  1746,  bei  Bor- 
*^^ßk7  8.  109.  112. 

***)  „Die  Russische  Kaiserin  hat  den  7.  des  vorigen  Monats  (sie)  dem  Preussi- 
*^*^en  Legationssecretario  die  Erklärung  getban:  es  seie  Ihro  Kaiser!.  Majestät 
^^Qr  Beusaen  allezeit  angenehm,  wenn  Sie  Gelegenheit  finden  könne,  Ihro 
^^UigL  Preoflsiiehen  Majestät  zu  zeigen,  wie  geneigt  Sic  seie,  Sich  selbige  ver- 
^^Hilieh  zu  machen.  Was  aber  die  Gewährleistung  des  Herzogthums  Schlesien 
^^^%iige,  so  glaube  Sie,  es  wäre  dasselbe  durch  die  zwischen  beiden  Höfen  er- 
^^tete  Verbindungen  genugsam  versichert,  und  man  werde  Sie  jederzeit  bereit 
^^eo,  denselben  nachzukommen."  Dieselbe  Analyse  bei  Ha y mann  VI,  419; 
^^^op.  Btaatssecretarius  CXXV,  883;  etwas  verändert:  Helden- 
^^ Schichte  IE,  42;  Adelung  V,  401. 

t)  Bericht  PoUman's,  Regensburg  28.  Februar  1747. 

tt)  La  Clef  du  Gabinet  des  Princes  LXXXVI,  222:  „Qu'il  paroissoit 
^^^^tile  d'accnmuler  les  engagements  qui  snbsistent  entre  les  deux  cours,  puisqu'il 
?^^it  k  cramdre  que  ce  ne  füt  une  occasion  de  faire  naltre  des  difficult^  et 
^   la  conforion.''    VergL  auch  Droysen  V,  3,  802  Anm.  2. 

Üt)  26.  Januar  1747.    Politische  Gorrespondenz  V,  298. 
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Herbeiführung  der  russischen  Garantie  beantragt  werden  sei  und  dass 
^Ihre  Majestät  der  König  in  Rreussen  darauf  gar  nicht  eniriren 
woUen^,  so  wurden  zunächst  dem  Oesd^ftsträger  Warendarff  Exem- 
plare jener  eu  Beginn  des  Vorjahrs  veröffentlichten  SammJung  der 
dem  IVieden  vorausgegangenen  diplomatischen  Correspondenzen  eur 
geschickt:  ging  doch  aus  jenen  Schreiben  an  VüUers  hinreichend  her- 
vor,  dass  bei  den  Verhandlungen  die  Mitwirkung  der  Gesandten  Bus»' 
lands  und  Hollands  von  preussischer  Seite  .ausdrücklich  verlangt 
worden  war*).  Und  weiter  wurde  der  Gesandte  m  Wien  heauftragi 
(28.  Januar;  11.  Äpril)^  von  Sarrachj  der  als  österreichischer  BevoVr 
mächtigter  die  Verhandlungen  in  Dresden  gef^ikrt  hattCj  ein  Zeugmss 
darüber  m  erbitten,  ob  die  Behauptung  der  russischen  Note  smtreffeni 
sei:  Graf  Harrach  nahm  keinen  Anstand,  eu  erklären  ^  dass  bei  der 
ganzen  Verhandlung  niemals  weder  von  der  Accession  noch  von  der 
Garantie  Russlands  die  Bede  gewesen  sei**). 

Das  preussische  Promemoria  vom  20.  Mai  erscheint  hier  nach 
dem  Concept  von  der  Hemd  VockerodtSy  das  vom  9.  September  naek' 
der  von  Warendarff  eingesandten  Abschrift,  die  russische  Antwort 
nach  dem  Original. 


Promemoria 
an    Ihrer    Russisch  Eaiserl.  Majestät  hochpreislich^     < 

Etatsministerium. 


Ihrer  KaiserL  Majestät  von  allen  Reussen  hochpreislichem  Etatsministc 
ist  vorhin  zur  Gnüge  bekannt,  wasmassen  die  vor  einiger  Zeit  zwischen  S^^ 
Königl.  Migestät  in  Preossen  und  dem  Wienerischen  Hofe  entstandene  Immgc^i^ 
und  Misshelligkeiten  durch  den  nnter  Yermittelung  der  Crone  Grossbritanme^^^ 
am  25.  Decembris  des  letztverwichenen  1746.  Jahres  za  Dresden  geschlossen^^ 
und  hiem&chst  beiderseits  förmlich  ratificirten  Friedens-  und  Freundachaftstract^^ 
gründlich  aplaniret  und  beigeleget,  auch  mittelst  sothaner  Aussöhnung  di 
beiden    mächtigsten    Teutschen    Häuser   denen   innerlichen   Verwirrungen 

*)  Mmisterialerlass  vom  11.  M&rz  1747.    Vgl  oben  S.  26. 
**)  Bericht  des  Grafen  0.  Podewils,   Wien,  26.  April  1747:    „Je  dis 
comte  de  Harrach  que  Yotre  Majest^,  connoissant  sa  probitö  et  sa  candrar,  8*60 
remettoit  sans  h^siter  4  son  t^moignage  sur  cette  aflGsdre.    Ce  ministre  me  dii 
qu*il  ^it  pr§t  4  le  rendre,  lorsqu*on  lui  demanderoit;  que  dans  toate  la  nigo* 
ciation  il  n^ayoit  jamais  ^t^   question  de  Taccession  ni  de  la  garantie  de  U 
Russie.*'  Der  Bericht  wurde  am  6.  Mai  an  Warendorff  geschickt,  zur  MitUieihing 
an  den  Grafen  Woronzow.     Bei  dem  wiener  Hof  war  durch  ön  PromemoDi 
▼om  24.  Mai  1746  ein  gemeinsames  Vorgehen  in  Petersbuig  in  der  Garant»- 
angelegenheit  beantragt  worden,  doch  ertheilte  er  am  26.  August  eme  wm 
weichende  Antwort. 
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BöiiiiKheD  Beiehs  abhelfUche  Maas  gegeben  und  dessen  Rahestand  aof  einen 
soliden  Fnss  wieder  hergestellet  worden. 

Wie  mm  hdchstgedachte  Se.  Königl.  M^'estät  sowohl  als  8e.  Königl. 
MajeBt&t  von  Ghrossbritannien  die  Unterhaltuig  mid  Bestfirkong  dieses  heilsamen 
und  gemeinnötsigen  Werks  Sich  billig  äusserst  angelegen  sein  lassen  und  alle 
meuchmOgliclie  Bemflhangen  anzuwenden  entschlossen  sind,  umb  selbiges  gegen 
ille  nur  eninnliche  Besorgnisse  in  Sicherheit  zu  setzen,  anbei  in  Erwägung  ge- 
logen, daas  die  Concorrenz  des  Russisch  Kaiserl.  Hofes  in  Ansehung  seines  in 
iDe  Eoropftisehe  Afiairen  habenden  grossen  Einflusses  sothane  Absichten  nicht 
wenig  befördern  und  denenselben  ein  sehr  betrftchtliches  Qewicht  beilegen 
kSime:  als  haben  beiderseits  Majestäten  Sich  unter  einander  vereiniget,  und  bin 
ieh  dinnenher  von  meines  alleignädigsten  Königs  und  Herrn  Majestät  erpresse 
befehliget,  in  Dero  Namen  Ihre  Kaiserl.  Majestät  von  allen  Reussen,  wie  solches 
tnch  Ton  Seiten  Sr.  Grossbritannischen  Majestät  geschehen  wird,  auf  das  in- 
stindigste  zu  ersuchen,  obbemeldtem  Dresdenschen  mit  der  Kaiserin-Königin  von 
(Jngara  und  Böhmen  geschlossenen  Friedenstractat  beizutreten  und  dessen 
Oanntie  zu  ttbemehmen. 

Se.  Königl.  Majest&t  mein  allergnädigster  Herr  versehen  Sich  dieser  Will- 

fthrigkeit  von  Ihrer  KaiserL  Majestät  von  allen  Reussen  höchst  '.schätzbarer 

fVeondschaft  umb  so  zuversichtlicher,  als  Sie  hierunter  nichts  verlangen,  was 

dem  Interesse  des  Russischen  Reichs  auf  einige  Weise  nachtheilig  sein  könnte, 

kf  was  nicht  vielmehr  denen  von  Seiten  des  Russisch  Kaiserl.  Hofes  in  Ansehung 

der   nnnmehro  glücklich  geendigten  Unruhen  vielfältig   geäusserten  Prindpüs, 

Absichten  und  Wünschen  vollkonunen  gemäss  und  übereinstimmend  wäre:  daher 

^f^nn  auch  höchstbemeldte  Se.  Königl.  Majestät  ausser  allen  Zweifel  stellen,  ein 

lioclipreisliches  Russisch  Kaiserl.    Ministerium  werde  keinen  Anstand  nehmen, 

•otHjmes  Gesuch  bei  seiner  AUerdurchlauchtigsten  Kaiserin  bestens  zu  unter- 

'^^aeen  und  zu  einer  gewierigen  Antwort  und  fintschliessung  zu  befördern. 

[Petersburg,  9./20.  Biai  1746.] 


a 


Promemoria 
Ihrer   Russisch  Kaiserl.   Majestät   hochpreisliches 

Ministerium. 


dt 


Ihrer  Kaiserl.  Majestät  von  allen  Reussen  hochpreislichem  Ministerio  habe 
Ehre  gehorsamst    zu    hinterbringen,    wasmassen  Se.  Königl.    Majestät   in 
mein  allergnädigster  Herr  sowohl  als  Se.  Königl.  Majestät  in  Gross- 
'^^^tumien  die  Unterhaltung  und  Bestärkung  der  zwischen  der  Kaiserin-Königin 
^^^  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  glücklich  subeistirenden  Freundschaft  als  ein 
^^^^neinnfltziges  Werk  Sich  billig  äusserst  angelegen  sein  lassen  und  alle  mensch- 
gliehe  Bemühungen  anzuwenden  entschlossen  sind,  umb  selbiges  g^gen  alle 
eninnliche  Besorgnisse  in  Sicherheit  zu  setzen,   anbei  in  Krwägung  ge- 
^en,   dass  die  Concurrenz  des  Russisch  Kuserl.  Hofes  in  Ansehung  seines 
alle  Europäische  Affiuren  habenden  grossen  Einflusses  sothane  Absichten  nicht 
beförderen  und  denenselben  ein  sehr   beträchtliches   Gewicht  beilegen 
e;  als  haben  beiderseits  Maj.  Bli^'.  Sich  unter  einander  vereiniget,  und  bin 
dtnnenhero  von  meines  allergnädigsten  Königs  und  Herrn  Majestät  ezpresse 
iehliget,  in  Dero  Namen  Ihre  Kaiserl.  Majestät  von  allen  Reussen,  wie  solches 
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auch  von  Seiten  Sr.  GroBB-Britannischen  Majestät  geschehen  wird,  auf  das  in- 
ständigste zu  ersuchen,  dem  Breslauischen  Tractat  aofs  neue  beizutreten,  aoch 
dessen  Garantie,  und  namentlich  des  Herzogthums  Schlesien  nehet  der  Graf- 
schaft Glatz,  zu  übernehmen. 

Se.  Königl.  Mtgestät  mein  alleignädigster  Herr  versehen  Sich  dieser  Will- 
fährigkeit von  Ihrer  KaiserL  Majestät  von  allen  Beossen  höchstscbätsbareQ 
Freundschaft  umb  so  zuversichtlicher,  als  Sie  hierunter  nichts  verlangen,  was 
dem  Interesse  des  Bussischen  Beichs  auf  einige  Weise  nachthdlig  aem  könnte^ 
ja  was  nicht  vielmehr  denen  von  Seiten  des  Bussisch  KaiserL  Hofee  vielfältig 
geäusserten  Principüs,  -  Absichten  und  Wünschen  vollenkommen  g^emäss  und 
übereinstimmend  wäre:  Daher  dann  auch  höchstbemeldte  Se.  Königl.  Mi^estät 
ausser  allem  Zweifel  stellen,  ein  hochpreisUches  Bussisch  KaiserL  Ministerium 
werde  keinen  Anstand  nehmen,  sothanes  G^esuch  bei  seiner  allerdurchlaoch- 
tigsten  Kaiserin  bestens  zu  unterstützen  und  zu  einer  gewierigen  Antwort  und 
£ntschlie88ung  zu  befördern.  St  Petersburg,  den  9.  Septembris  |  29.  Augusti  1746. 


Promemoria. 

Ihro  Kaiser!.  Majestät  ist  dasjenige  Promemoria,    so  der  Herr  Legati< 
secr^taire  Warendorff  unterm  29.  verwichenen  Augusti  überreichet,   alleruntoaiH 
thänigst  vorgetragen  worden. 

Allerhöchstdieselbe  haben  in  selbigem  hauptsächlich  bemerket,  dass 
Königl.  Majestät  in  Preussen  voa  dem  durch  Dero  damaligen  gevollm&chti( 
Ministre  Herrn  Baron  von  Mardefeld  mittelst  dessen  Promemoria  vom  9. 
geschehenen  Antrag,  betreffend  die  Garantie  und  Accession  zu  dem  zwisch« 
Ihro  KönigL  Migestät  in  Preussen  und  Ihro  Bömisch  EotiserL  Migestät,  Köni^  3 
zu  Ungarn  und  Böhmen,  zu  Dresden  geschlossenen  Frieden,  von  Sich  Seil 
abgehen  und  Sich  nur  um  Jhro  KaiserL  Majestät  neuen  Beitritt  zu  dem  Breslai 
Tractat  zu  bewerben  geruhen.  Gleichwie  nun  solchemnach  nicht  auf  das  di 
den  Herrn  Baron  von  Mardefeld,  sondern  nur  auf  anfangs  erwähntes,  durch 
Herrn  Legationsse  cr^taire  Warendorff  überreichtes  Promemoria  eine  Antwc^*^ 
zu  ertheilen  übrig  bleibet,  als  haben  Ihro  Kaiser!.  Majestät  alleignädigst 
befolilen,  darauf  folgender massen  sich  zu  erldären,  und  zwar:  da  Ihro  Könii^ 
Majestät  in  Preussen  den  Breslauer  Tractat,  ohne  auf  Ihro  KaiserL  Migest;^^ 
Beitritt  zu  demselben  zu  reflectiren,  in  seiner  Kraft  zu  erhalten  nicht  beliel^^^ 
und  dadurch  lliro  Kaiser!.  Majestät  Accession  freiwillig  zu  zernichten  für  g^^ 
gefunden,  wozu  noch  kömmt,  dass,  wie  Ihro  Miyestät  die  Bömische  Kakm^^ 
Königin  zu  Ungarn  und  Böhmen,  zu  der  Zeit,  als  der  Dreednische  FrieduP^'" 
tractat  negotiiret  wurde,  um  demselben  einen  besondem  Articnl,  mittelst  welchc^^ 
der  hiesige  Beitritt  und  Garantie  gemeinschaftlich  anverlanget  werden  aoUPi^^ 
anzuliängen  ausdrüddich  vorstellen  lassen,  Jhro  Migestöt  der  König  in  Pteoss^^ 
darauf  gar  nicht  entriren  wollen,  folglich  dadurch  Selbst  zu  verstehen  gegeb^^ 
dass  er  eine  sothane  Accession  und  Garantie  sowolil  auf  den  Dresdner  als 
auf  den  erneuerten  und  im  selbigen  wieder  festgesetzten  Bredaner  Tractat 
überflüssig  hielte:  so  können  Ihro  Kaiser!.  Majestät  solches  um  so  weniger  m^ 
Sich  nehmen,  als  man  sich  auch  schon  ohnedem  mit  dem  KönigL  Preusi 
wie  auch  Bömisch  Kaiser!.  KönigL  Hungarisch-Böhmischen  Höfen  im  genais-^ 
Bunde  befindet  und  solchemgemäss  nach  Anleitung  deijenigen  Antwort,  so 
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KönigL  PreoaeiBche  Migestftt  zu  der  Zeit,  als  Sie  am  3.  Maii  1742  durch  denen 
damals  zn  Berlin  befindlich  gewesenen  Russisch  Kaiserl.  und  Grossbritannischen 
Mmistres,  den  Grafen  Tschemyschew  und  Lord  Hyndford,  zu  dem  zwischen 
Ihro  KaiserL  Majestät  und  dem  Könige  von  Grossbritannien  auch  in  selbigem 
Jahre  zu  Moscan  geschlossenen  Tractat  eingeladen  wurden,  gemacht,  nicht  die 
mindeste  Nothwendigkeit  vorausgesehen  wird,  die  gegenwärtig  vorwaltende 
Engagements  zu  vermehren. 

Indessen  aber  nehmen  Ihro  Kaiserl.  Migestät  dieses  von  Ihro  Migestät  in 
PreoBsen  in  diesem  Fall  Ihro  bezeigtes  abermaliges  Merkmal  Dero  werthesten 
Freimdschaft  mit  der  ausnehmendsten  Verbindlichkeit  an  und  werden  reciproce 
angewandt  sein,  auch  Dero  hohen  Seits  Ihro  Migestät  in  Preussen  davon  je 
mehr  und  mehr  Proben  zu  geben,  wie  auch  insbesondere  allem  dem,  was  die 
Unterhaltung  und  Unterstützung  des  zwischen  Ihro  Majestät  und  der  Kaiserin, 
Königin  zu  Ungarn  und  Böhmen  vorwaltenden  Freundschaft  als  eine  wirkliche 
gemeinsame  nützliche  Sache  befördern  kann,  sorgfaltigst  beiträglich  zu  sein. 
Gegeben  den  28.  Decembris  1746. 
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Johann  Cansiantin  Ferher^  der  Sprössling  einer  alten  damii 
Pcttrisfierfamtlie,  bewarb  sich  im  Jahre  1737  um  die  erledigte  pre 
sische  Residentenstelle  in  Dangig  ^  einen  diplomatischen  Posten  x 
höchst  untergeordneter  politischer  Bedeutung,  dessen  Inhaber  im  West 
liehen  nur  die  Privatinteressen  preussischer  Staatsangehöriger  m  2) 
zig  und  Pomerellen  eu  vertreten  hatte.  Zur  Seite  stand  dem  Bewer 
die  Fikrsprache  des  Oberpräsidenten  der  pommerschen  Kammer^  1 
lipp  Otto  von  Orumbhaw,  Das  Gesuch  erlitt  Anstand,  da  der  Vi 
des  Bewerbers,  der  dorniger  Bctthsverwandte  Johann  Sigismund  Feri 
in  einer  Eingabe  an  König  Friedrich  Wilhelm  Z  (Daneig  7.  . 
cember  1737)  den  ^ungerathenen  Sohn^  schlechter  Aufiflihrung, 
Desertion  aus  dänischen  Kriegsdiensten  und  der  Missehe  mit  einm 
ganz  Hamburg  iibel  beläumdeten  ehemaligen  Comödiantin  bezidii 
und  sich  für  den  Fall  der  Ablehnung  der  Bewerbung  zur  Zahi 
der  Chargengelder  erbot,  die  für  die  Ausstellung  eines  Besiden 
patentes  an  die  RecruienJcasse  abzuftihren  waren.  Der  junge  Fe 
sandte  eine  Bechtfertigungsschrifl  an  seinen  Gönner  OrunMcow^ 
welcher  er  die  Anklagen  seines  Vaters  aus  dessen  Bestreben^  ihm 
mütterliches  Erbtheil  vorzuhalten,  herleitet.  Auf  Cfrumbkows  l 
richten  und  Fürsprache  erfolgte  am  39.  März  1738  die  AusferHg 
der  Bestallung  als  Resident  und  Geheimer  Rath  *) ;  am  2.  Aprü  \ 


*)  Der  Bericht  der  Cabinetsminister  an  den  König  vom  24.  Min 
besagt,  dasB  die  Bedchtignng  der  Deeertion  ^nicht  den  geringsten  Grand  1 
womit  die  Hanptursache  cessire. 
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ier  am  ermmnte  Resident  vor  den  Cabineisministem  den  Dienst- 
eid ab*). 

Sofort  nach  dem  Thronwechsel  von  1740  wurde  Ferber  seiner 
SesidentensteUe  enthoben,  behielt  jedoch  mit  der  Aussicht  auf  weitere 
Anstellung  im  preussischen  Staatsdienste  den  Titel  als  preussischer 
Q-d^eimrath.     Nach  vorübergehendem  Besuche  in  Hamburg  hielt  er 
sieh  seit  1741  mit  geringen  Unterbrechungen  in  Berlin  auf    Die  ihm 
cmgebotene  OberbOrgermeistersteUe  eu  Königsberg  in  Preussen  sMug 
er  aus,  weil  die  gestellten  Bedingungen  ihm  nicht  eusagten.  Auf  seine 
Bewerbung   um   die   Residentenstelle    in    Warschau    erhielt   er   am 
^.  Jcmuar  1746  durch  eine  Cabinetsordre  einen  abschlägigen  Bescheid. 
Auf  verschiedene  Denunciationen  hin  wurde  seit  dem  September 
1746  Ferbers  Correspondens  durch  das  Hofpostamt  controlirt**).   In 
der  Nacht  vom  3.  auf  den  4.  October  gwischen  12  und  1  Uhr  wurde 
er  m  seinem  Oartenhause  vor  dem  Spandauer  Thor  verhaftet  und  so- 
fort  auf  die  Festung  Spandau  abgeführt  Nach  einem  vorläufigen  Ver- 
hör durch  den  Generalauditeur  von  Pawlowsky  und  den  Cdbinetsrath 
Eichel  am  4.  October  wurde ,  vor  einem  ausserordentlichen  Oerichts- 
hof^  den  der  König  durch  Cabinetsordre  vom  8.  October  aus  dem 
Eiaisminisier  von  Cocc^i,  dem  Director  des  frangösischen  Obergerichts 
von  Jariges,  dem  Geheimen  Justier ath  Ulrich  vom  Kammergericht  und 
dem  Generalauditeur  von  Pawlowsky   eusammensetztCf    der  Proeess 
^^egen  HochverreUh  gegen  Ferber  eröffnet.    Als  Kläger  fungirte  der 
Gfenerälfiseal   Uhden^  als   OffidalverÜmdiger  wurde  der  IW&tmab- 
Mnd  KammergerichtS'Advohat  von  Lentzken  bestellt. 

Die  „Designation  der  verfänglichen  und  nachdenklichen  Schriften^ 
•o  unter  des  Ferber  Briefschaften  gefunden  wurden*^,  weist  u.  Ä.  auf 
^9riefe  russischer  Diplomaten  und  Emissäre,  vor  allen  Briefe  eines 
^hersÜieutenants  Witting,  der  unter  dem  Namen  Carolas  aus  Kopen- 
^ct^en,  Hamburg^  Kiel  und  Petersburg  mit  Ferber  correspondirt  hatte. 
^4«»  holsteinschen  Diensten  m  russische  übergetreten,  war  Wittmg 
^Mier  der  geheimen  Agenten  des  Orosskanjslers  und  leidenschafUicher 
^^^ihänger  des  politischen  Systems  der  Familie  Bestushew*"^"^).  Seinem 

*)  Mit  dem  Passus,  „dass,  was  ich  von  8r.  Königl.  Majest&t  und  Dero 
Rtataangel^genheiteii  in  Erfahrang  bringe,  bis  in  mein  Qrab  verschwiegen  halten 
^^^  wie  es  einem  getreuen,  fleissigen  und  gewissenhaften  Königlichen  Diener 
•ägaet  und  gebührt« 

♦♦)  Vgl.  Droysen  V,  3,  282.  238. 

***)  Kopenhagen,  4.  Juli  1744:  „Ich  glaube  ganz  gewiss,  dass  alle  diese 
9|^Kenw&rtige  ganz  abscheuliche  Kriegsveranstaltungen  dortiger  Gegend  in  lauter 
^ind  ausschlagen  werden.  Russland  ist  gewiss  alle  Augenblicke  parat,  alles  zu 
^K^egnm,  wann  man  einen  Appetit  haben  sollte,  etwas   ungebührendes  anzu- 
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Carrespondenten  Ferber  dankt  er  wiederholt  /&r  die  ihm  ssugesandien 
„schönen  Sachen^:  y^ich  merke  itztmdy  dciss  Berlin  anfängt,  ein  Ort 
eu  sein^  dass  man  die  allemeueste  Fagons  von  allerhand  RarüäUn 
künftighin  allemal  haben  kann.  Ich  ersuche  also  auf  das  aUer- 
inständigste,  damit  eu  continuiren  und  am  wenigstens  alle  Wochen 
einmal  mit  Dero  angenehme  Nachrichten  eu  beehren*^  *)-  Welcher  Art 
j^Raritäten^  gemeint  sein  mochten^  Hessen  militärische  Tabellen  und 
Stärkeberechnungen  muthmassen,  welche  gleichfalls  in  Ferbers  Wohnung 
mit  Beschlag  belegt  wurden ,  darunter  eine  GeneraMiste  der  preussi- 
sehen  Armee  von  1743  und  die  neueste  vom  October  1746;  auch  ein 
Etat  der  CHvilverwaliung  fand  sich  vor.  Im  Verhör  hat  der  Inquisit 
zu  contpromitiirenden  Stellen  der  Correspondenz  die  Erläuterung  ge- 
geben, dass  er  auch  Ober  die  Einziehung  von  Beurlaubten  j  die  An- 
fertigung von  Artilleriewagen,  den  Ouss  von  neuen  Kanonen  Berichte 
abgestattet  habe. 

Fünf  verschiedene  Chiffem^  die  bei  den  Papieren  lagen  ^  gaben 
auch  für  die  Geheimschrift  des  y^Corolus^  das  Verständnisse 

Eine  auf  der  Post  geöffnete  Antwort  Ferbers  an  Witting,  vom 
20.  September  1746 j  enthielt  u.  A.  die  Aufforderung:  j^AlsOj  mm 
eher  amij  setzen  Sie  Ihrem  Freunde  diese  Fliege  ins  Ohr,  damit  dtk  ^ 
die  französische  Propositiones  wegen  des  Waffenstillstandes  kein  « 
Gehör  finden  mögen,  und  wenn  diese  wegfallen,  so  muss  der  Könige 
von  Preussen  sich  mit  einmal  alle  Lust  vergehen  lassen  ^  an  etwasam 
neues  zu  gedenken,  und  kann  also  auch  ex  hoc  principio  desto 
genöihigt  werden,  die  vorgeschlagenen  IVopositiones  anzuhören 
anzunehmen.^ 


fangen."    —   Kopenhagen,    18.    Juli    1746,    „wegen    des   verdammten  Blutigol 
Chetardie  Yerfahung  aus  BoBsland*  (vgl.  Bd.  I,  704):   „worüber  allerorten  bei 
allen  ehrlich,  redlich  und  aufrichtig  geednneten  G^emüthem  eine  unbeachreiblicke 
Herzensfreude  entstanden  .  .  .    Ich  wollte  nur  wünschen,  dass  andere  gewiaie 
mehr  in  Russland  impliciret  werden  mögten,  so  dürfte  bald  unsere  Sache  gut 
und  vergnügt  von  Statten  gehn,  und  alles  erfolgen,  was  unserer  Herzen  Wunsch 
und  Verlangen.    Sapienti  sat."  —  Kopenhagen,  20.  Februar  1745:  „Können  BZi 
mon  eher  ami,  ganz  gewiss  glauben,  dass  die  Sachen  an  aller  Orten  bereitB  80 
aplaniret  sind,  dass  der  König  von  P.  werde  das  Gelach  bezahlen  müssen,  neM 
dem  König    von   Frankreich  mit,   weil  alle  ihre  zuckersüsse  Propositiones  tB 
keinem  Ort  werden  einigen  Gehör  im  allergeringsten  finden,  nachdeme  nunmehio 
gewisse  Alliancen  mit  Russland  und  die  beide  Seemächten,  dito  mit  BosslnA 
der   Königin   von  Ungarn  und  Sachsen,  so  gut  als  wirklich  geschlossen  sind* 
Sapienti  sat."  —  3.  April   1745:    „Die  Sachen  sehen  itzund  vor  Preussen  ver- 
teufelt schlecht  und  verkehrt  aus,  nachdeme  alle  rüsten  sich  zur  Bache  vaA 
Wiedereroberung.  ** 

♦)  D.  d.  6./17.  Februar  1746. 
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Des  weiteren  enthält  die  Designation  der  Ferher sehen  Papiere: 
\  seandaleuses  JEpigramma  gegen  Se.  Königl.  Majestät^^  ^das 
icmium  Lehninense  nebst  einer  Ueherseteung  in  deutschen  Versen^ j 

swei  hei  den  Untersuchungsacten  noch  vorliegende  Manuscripte 
lißisiischen  Charakters.  Das  ältere,  ein  schon  1744  verfasstes 
*kreiben  eines  Freundes  an  einen  Bussischen  Bieder- 

m 

nn",  stellt  sich  die  Aufgabe^  den  plötzlichen  Anwachs  der  bran- 
Imrgischen  Macht  y^stüekweise  zu  untersuchen  und  zu  zergliedern*^ j 
mit  Ihr,  gründlich  überzeuget,  Eure  Massreguln  mit  Euren  Mit- 
gem  darnach  vernünftig  und  bei  Zeiten  treffen  Tcönnt^,  Der  neu 
tmnene  Krieg  zielt  auf  neue  Vergrösserung  ab,  auf  die  Eroberung 
kmens;   das  einzige  Wort   ^Eigennutz^   erklärt  alles.     „Nachdetn 

Jhrivateigennutz  der  grösste  Bewegungsgrund  des  itzigen  Krieges 

80  begleiten  ihn  noch  folgende  wichtige  Umstände*  Eines  Theils 
•  Frankreich  zusammen  den  Meister  in  ganz  Teutschland  zu  spielen, 
\  und  Frankreich  zum  Oberhaupt  des  Gleichgewichts  von  allen 
^en  und  benachbarten  Staaten  aufzuwerfen,^  Als  Beweise  werden 
lefiihrt  die  aufgefangenen  Schreiben  des  Grafen  Schmettnu*). 
mmaver  soU  das  erste  und  wichtigste  Opfer  sein  .  .  .,  dieses  gute 
l  treue  Land  soll  mit  45fi00  Feinden  des  teutschen  Namens  heim- 
yuikel  werden."^  Weiter  aber  führe  das  Haus  Brandenburg  im 
ilde  „sich  von  den  Grundgesetzen  des  Römischen  Reichs  gänzlich 
weissen^:  „ti«d  darumb  mischet  sich  der  König  von  Preussen  in 

Kaisers  Streitigkeiten^  die  ihn  über  dies  alles  noch  Gelegenheit 
m,  das  ohnedem  entkräftete  Oberhaupt  gänzlich  zu  schwächen  und 

80  niedrig  zu  setzen,  dass  das  Haus  Brandenburg  alsdann  im 
d^  nach  Belieben  zu  schalten  und  zu  walten  keinen  Anstand 
r  nehmen  darf.^ 

Es  folgt  eine  Darlegung  des  preussischen  Finanzwesens;  ohnehin 
»1  sind  die  Einkünfte  Preussens  durch  die  neuen  Erwerbungen 
Imen  utul  Ostfriesland  noch  vermehrt  worden.  Das  preussische 
muncesen  ist  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  ^auf  Veranlassung 
neiehelhafter  Blutigels"'  begründet  worden.  y^Wissct,  dass,  une 
edrich  starb,  fnan  noch  nicht  von  einem  Kö^iiglichcn  Schatz^  viel- 
kr  aber  von  hinterlassenen  Königlichen  Schulden  gehöret  hatte."^ 
kirieh  Wilhelm  I.  bestellte  das  General- Obcr-Finanz-Krieges-  und 
^»uimen-Ober-Directorium  (sie)  und  benannte  die  Krieges-  und 
^f^Hmen-Kammem,  „die  kurz  gesagt  darauf  bedacht  waren,  dem 
W  den  Bettelstab  in  die  Hände  zu  geben  und  den  Bauer  auf 
Wr  und  Brod  zu  bringen.^     So  brachte  der  König  seine  Ein- 

•)  Vgl.  PreMBißche  Staatsschriften  I,  495  ff. ;  insbesondere  S.  509. 

'^••«ii^  BtutHehriflcn.    II.  13 
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hünfle  auf  9  Millionefi  Thaler  und  konnte  jährlich  3  Millionen  in  den 
Schatz  legen.  „Friedrich  Wilhelms  Begierung  hat  27  Jahr  gewähret^ 
folglich  werdet  Ihr,  mein  Herr,  gar  leicht  die  Rechnung  machen 
können,  was  man  mit  Grrund  der  Wahrheit  davon  sprechen  Jcann^ 
Für  Schlesien  hat  man  nach  der  Besitzergreifung  j,diejenige  Schaimmg 
beli^bety  die  von  detn  Lande  heim  Türkenhrieg  in  der  höchsten  Nofh 
einmal  ist  erpresset  worden;  damit  wird  jährlich  fortgefahren,^ 

Die  Armee,  die  beim  Tode  Friedrich  Wilhelms  1  ^etliche  dOfiOO'^ 
Mann  zählte ,  ist  seitdem  auf  131fi00  Mann  gebracht  worden.  Der 
Civilstand  „ist  in  des  Königs  Ländern  der  Sclave  vom  Soldatenstande, 
dieser  hingegen  ein  Leibeigener  vom  Könige^.  Der  König  hat  ordent- 
licher Weise  mit  seinetn  Civilhofbedientcn  keinen  Umgang  und  ver- 
gnüget sich  beständig  in  Gesellschaft  seiner  Soldaten.  Bittet  aber  der 
Soldat  um  seine  Entlassung,  so  ist  entweder  der  Arrest  auf  der  Haupt- 
wache,  wenn  es  noch  gnädig  heisst,  oder  gar  Spandau  die  Gewährung 
seines  Gesuchs. 

Die  Missachtung  des  Königs  gegen  die  fremden  Mächte  geigt  sich 
in  demy  was  deren  Gesandte  in  Berlin  auszustehen  haben,  und  afl 
den  ausgestreuten  verläumderischen  Schriften,  j,die  man  unter  de» 
Vorwand,  dass  sie  in  London  oder  Hannover  gedrucket y  ohne  8d^ 
öffentlich  ausgiebet*)j  wodurch  man  die  EngeUänder  von  ihrer  Pflidt 
gegen  ihren  König  und  ihre  jederzeit  rühmlichst  beäugte  Bündnisse 
abzuziehen  und,  wenn  es  glücket,  eine  allgemeine  Empörung  oder  eint 
Veränderung  der  redlich  gesinneten  Hofleute  im  britischen  Beiehe  tu 
verursachen  ernstlich  gesonnen  ist^  .  .  ^ünd  damit  er  sich  eds^nen 
schreckenvollen  Alexander  allerwegen  zeige,  hat  er  der  grosS' 
mächtigsten  Kaiserin  von  Bussland,  als  Eurer  gnädigsten 
Gebieterin,  durch  den  von  Wallenrodt,  seinen  Gesandten  auf  (to 
Beichstage  von  Grodno**),  beiläufig  zu  verstehen  geben  lassen,  (toJ 
er  wenig  ihre  Freundschaft  achte,^ 

Der  Verfasser  schmeichelt  sich,  damit  einen  deutlichen  Begrii 
von  der  Verfassung  des  Hauses  Brandenburg  und  eine  waHtre  ft* 
Schreibung  von  der  Neigung  und  den  Gemüthseigensehaften  des  t/i^ 
Königs  gegeben  zu  haben,  „der  ehedem  den  Staatserfahrenen  unergrüni' 
lieh  schien^.  „J&  ist  noch  übrig  einige  Anmerkungen  diesen  öB* 
beizusetzen,  zur  Beäugung  nöthiger  Massreguln,  die  Euch  und  Snf^ 

*)  Die    „Natural   Reflexions"    Preussische   Staatsscbriften  I,  581  ^ 
Ferber  sagte  im  Verhör,  „es  habe  ihm  der  [russische  Legationasecretftr]  OSfi^ 
eine  in  englischer  Sprache  aufgesetzte  Schrift  selbst  gewiesen  und  dabd  g^^N^ 
man  soup^nnire  den  Bielfeld  hieselbst  den  Verfosser  daron,  wdl  der  O^f^ 
der  englischen  Sprache  nicht  recht  darin  ezprimiret  sei.''    Vgl.  Bd.  I,  596. 
**)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  663  flf.;  673  ff. 
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Mifbürgem,  bei  solcher  bedenklichen  Beschaffenheit  Eures  mächtigen 
Nachbars,  gefährlichen  Freundes  und  nichtsachtenden  Älliirteny   die 
Muge  Vorsicht  unumgänglich  anrathet^     Bussland  wird  bald  an  die 
Beihe  kommen^  es  hat  von  dem  König  von  Preussen  nur  das  bene- 
fidum  ordinis  eu  erwarten:  y^denn  da  er  in  üeberrumpelungen  seiner 
Bundesgenossen  einen  Geschmack  gefunden,  da  er  durch  seines  Nach- 
baren  Land  ohne  Anfrage  gehet,  wenn  es  ihm  beliebet,  da  er  mächtig 
an  Geld  und  Volk,  umb  sein  Vorhaben  auszuführen,  so  lieget  es  bloss 
nur  an  seinem  WoUen,  Euch  einmal  in  schwedischer  Gesellschaft  mit 
lOOfiOO  Mann  anzugreifen  und  Euch  von  dem  teutschen  Boden  gänzlich 
gn  vertreiben.^     Zu  dem  letzten  schwedischen  Kriege  gegen  Bussland 
hat  Jhreussen  das  meiste   beigetragen.    In  die  sträfliche  Aufführung 
des  ehrvergessenen  Chitardie  ist  Pret^ssen  heimlich  mit  verwickelt  ge- 
wesen.   Eure  Sicherheit  bewirkt   Ihr   nur,    ^wenn    Ihr  durch  Eure 
Macht  die  Königin  von  Ungarn,  die  eine  Vormauer  gegen  die  Türken 
und  eine  Beschützerin  der  Teutschen  Freiheit  gegen  deren  geschworenen 
Feind  isty  kräftigst  unterstützet,  die  von  dem  Breslauer  Bund  über- 
nommene  Bürgschaft   schleunigst    bewürket,  das   wallende   unruhige 
freussische  Blut  durch  ein  starkes  Aderlass  bei  Zeiten  abzapfet.^  .  .  . 
JEme  Hülfe  von  100,000  russische  Völker^  die  das  Königreich  Preussen 
bis  zum  Frieden  in  Besitz  nehmen,  k^nen  aniizo  der  Sache  gleich 
einen  solchen  Ausschlag  geben,  dass  Ihr  nicht  allein  Eurem  Nachbar^ 
der  schon  eu  stark  flieget,   die  Federn  möglichst  beschneidet,  sondern 
auch  absonderlich  Eure  Ehre,   Ansehen   und  Hochachtung   bei   der 
WeU  verdoppelt^   .  .   „Ergreifet  Euren  zum  Siege  schon  gewöhnten 
Degen,  wo  ferne  Eure  Vorstellungen  vorgängig  nichts  verfangen  möchten.^ 
Die  zweite  Schrift,  nach  dem  Friedensschluss  von  Dresden 
verfasst,  stimmt  m  der  Grundtendenz ,  Bussland  gegen  Preussen  zum 
Kriege  aufzuheizen,  mit  der  ersten  überein.     Für  die  Einkleidung  ist 
fleieh falls  die  Briefform  gewählt.    Der  Verfasser  geht  atis  von  einer 
GegentibersteUung  des  alten  und  des  neuen  brandenburgischen  Systems. 
^Des  verstorbenen  Königs  von  I^eussen  Bestrebungen  gingen  dahin,  seinem 
Ekrm  Sohn  zur  Oemahlin  die  iiztregierende  Kaiserin  und  Königin  zu 
gdpen,  denselben  nachgehends  mit  Beihülfe  des  Kaisers  zum  Bömischen 
Kämge  eu  machen,  und  durch  die  Vereinigung  dieser  beidefi  mäch- 
%ai  Häuser  einen  Weg  zur  grossen  Monarchie  zuzubereiten  und  zu- 
fcW  Drankreid^  in  beständiger  Furcht  für  der  vereinbarten  Macht  zu 
Wte»  .  .  .    Bei  Veränderungen  neuer  Begenten  verändern  sich  auch 
V^^migUch  die  Beguln  der  Staatskunst,  und  dieses  bewies  der  itzige 
ÄWg  von  Rreussen.^    Es  gelang  Frankreich ,  einen  der  mächtigsten 
^W/öf-rten  des  Beichs  dergestalt  zu  fesseln,   j^dass  er  niemals  mehr 
^  9elbiges  abweichen  kann,  wofeme  er  nicht  Gefahr  laufen  will,  die 
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neu  acguirirte  Läfider  wieder  zu  verlieren  ^  eu  die  Frankreich  ihm 
durch  den  gegen  der  Kaiserin-Königin  angeregten  Krieg  hekSdflick 
gewesen ,  den  König  von  Frankreich  zum  Feinde  zu  haben  und  sich 
einer  allgemeinen  Bache  dargestellt  zu  sehen,^ 

Als  Endzweck  der  Projecte,  die  der  König  von  J^eussen   y^noch 
auszufuhren  genmnei^,  wird  bezeichnet:  ^Russland  von  dem  Teutschen 
Boden  zu  entfernen^  selbiges  in  seine  alten  Schranken  und  Grenzen  zu 
setzen,  umb  dessen  besorglicher  Nachbarschafl  überhoben  zu  sem,  weü 
es  allein  im  Stand,  ihm  Einhalt  zu  thun,  so  oft  er  zu  weit  gehen 
wiU.^     Dazu   dienen  ihm  als  Mittel:  Die  Bildung  einer  Liga  im 
Reich  ^worzu  er  Sachsen,  Bayern  und  Pfalz  ersehen*^  *^;  die  Trennung 
Sachsens  von  Oesterrdch  und  Russland  und  die  Sicherung  der  sä^Jisischen 
Thronfolge   in   Polen:    y^dargegen   er  dns  Polnische  IVet4Ssen  ver- 
langet**), wor durch  er  Polen  in  Handel  und  Wandel  Gesetze  ver- 
schreibet"' ;  ein  Schutz-  und  TrutzbürUiniss,  um  ^mit  hinterlistigen  ver- 
güldeten  Bestechungen  von  Frankreich  sowohl  als  von  IVet4Ssen  die 
verzinseie  Stände  des  Schwedischen  Reichs  um  gemeinen  Beifaü  eu 
überreden,   Russland  von   nettem   den   Krieg   anzuMndigen^  welches 
Preussen   ein  gleiches  zu   thun  angelobet  ^   Frankreich  her  gegen  sich 
bemühen  soll,  den  Türken  gegen  Euch  aufzureizen.^ 

Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  preussischen  Rrojecte  „«»• 
der  Erheblichkeit,  Russland  zu  einem  Offensivkrieg  gegen  IVeussen  n« 
nöthigen^,  werden  zunächst  eine  Reihe  Stellen  aus  Cicero,  Gajus, 
Augustinus,  Grotius  und  dem  ^zu  unsem  Tagen  berühmten  PoUiicus^ 
Antimacchiavell  citirt:  y^Untersuchet  nun  also,  mein  Herr,  ob  Ihr  sO' 
wohl  nach  dem  Recht  der  Natur,  als  nach  den  politischen  Reguln  i^ 
rechtiget  seid,  einen  Krieg  gegen  Preussen  anzufangen.^  Ist  aber  ixf 
Krieg  nöthig,  so  ^müsset  Ihr  keine  Zeit  vorbeistreichen  lassen,  is^ 
König  von  Preussen  anzugreifen^,  und  zwar  weil  seine  Projede  no^ 
nicht  zu  Stande  gekommen,  weil  seine  Cavallerie  noch  nicht  wieitf 
mit  Pferden  versehen,  weil  sein  Schatz  ziemlich  erschöpft.  Die  Ko^ 
des  letzten  Krieges  werden  dabei,  wieder  in  sehr  übertriebener  Weisei 
auf  40  Millionen  Thaler  berechnet,  Ist  der  Krieg  erklärt,  so  gut  (^ 
den  König  von  Preussen  in  seinen  eignen  Landen  anzugreifen,  Ü^ 
preussiscJien  Soldaten  „mit  beständiges  Harceliren  von  denen  irrtg^ 
lairen  Truppen  zu  ermüden^  und  ,^überhaupt  sich  m  kerne  HanKf^ 
Schlacht  einzulassen^.  y^Eure  Sache  ist  gerecht,  Ihr  könnet  mit  3f^ 
das  Schwert  umb  Eure  Lenden  gürten.  Doch  wenn  Ihr  selbiges  zuM 
so  gebrau^et  einen  vernünftigen  Heldenmuth,  der  von  der  VorsickÜf' 
keit  jederzeit  begleitet  sei,^ 

*)  Vgl.  dazu  Politische  Correspondenz  Y,  1.  130. 
**)  Vgl.  oben  S.  49.  53. 
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Die  beiden  vorgefundenen  Manuscripte  waren  von  Ferbers  Hand. 
088  Ferber  auch  der  Verfasser  war^  bewiesen  seine  Verbesserungen 
)ä  Badirungen,  vornehmlich  aber  das  Vorhandensein  eines  Bruch- 
3dke9  von  Ferbers  Concept  zu  der  Schrift  von  1744,  Im  Verhöre 
gte  der  Angeklagte  aus^  dass  1744  der  russische  Legationssecretär 
Ugew  bei  seiner  Versetzung  von  Kopenhagen  nach  Berlin  sich  mit 
•er  Empfehlung  von  Witting  bei  ihm  eingeführt  habe:  j^der  Oligew 
ibe  ihn  zu  diesem  abominäblen  Aufsatz  durch  unablässiges  Bitten  ver- 
5gei9  als  welcher  sich  dadurch  dem  russischen  Hofe  gross  und  bei 
r  Bestushewschen  Familie  beliebet  machen  wollen,^  Oligew  habe 
n  Aufsatz  dann  selbst  für  sich  abgeschrieben.  In  einem  späteren 
erhör  nannte  der  Angeklagte  überhaupt  „die  von  auswärtigen  Höfen 
I  Berlin  subsistirenden  Legationssecretarii"'  als  diejenigen  ^  welche 
m  die  Materialien  foumiret  und  suppeditiret  hätten*).  Ueber  die 
hMehung  der  zweiten  Schrift  gab  Ferber  an:  y^der  Witting  habe 
0»  ihm  verlanget  und  öfters  geschrieben,  dass  er  etwas  aufsetzen 
iöBte,  wodurch  dem  preussisch^n  Hofe  Abbruch  und  Tort  geschehen 
^Humte^  worauf  er  ihm  geantwortet  ^  dass  er  seine  Anherokunft  nach 
Berlin  abwarten  wollte^  und  alsdenn  das  benöthigte  zusammensetzen 
PWe**.  Witting  kam  im  Juni  1746.  y^Hierauf  mm  habe  er  aus 
!»•«•  Contentis,  so  der  Witting  alle  schon  gehabt  j  die  Schrift  ab- 
fasset,  und  wolle  er  nicht  leugtien,  dass  er  ein  oder  anderes  spitziges 
V^rt  aus  seinem  Gehirn  zugesetzet.  Diese  Arbeit  habe  er  auf  des 
Vittings  Stf4be  verrichtet  und  drei  Tage  darüber  zugebracht,^  Auf 
Ife  Frage,  ^^warum  Inquisit  alle  nur  ersinnliche  Bewegungsgründe 
^f^S^fiJiret ,  damit  Bussland  ohne  den  geringsten  Zeitverlust  mit 
^«i«»m  brechen  möge?^  —  gab  Ferber  zur  Antwort:  „£!s  sei  in 
fe*  bösen  Intention  geschehen,  um  Preussen  von  der  französischen 
^tofur  abzuziehen.^  Man  stellte  ihm  die  weitere  Frage:  ^Ob  er 
^^  gestehen  müsse^  dass  er  auf  eine  recht  landesverräiherische  Art 
&  aBergefährlichsten  feindseligen  Anschläge  wider  Se.  Königliche 
^ettät,  Dero  Lande  und  Unterihanen  geschmiedet?^  Ferber  ant- 
••rtcfe:  ^Mein  Oott  und  Herr,  ich  habe  immer  geglaubet,  dass  der 
1W^  von  IVeussen  sich  auf  die  Vorstellungen^  so  ihm  noch  erst  ge- 
^f^dien  sollen^  der  französischen  Allianz  begeben  würde,  und  dadurch 
•*t  alles  Unglück  vermieden  worden.^ 

Die  Defensionsschrift  des  Officialvertheidigers**)  führt  aus,  In- 
Nift  habe  zugestanden^  ^mit  verschiedenen  sich  allhier  aufhaltenden 

*)  Ueber  die  Conventikel  der  Legationssecretäre ,  an  denen  Ferber  Theil 
^  sehe  das  Nähere  bei  Droysen  Y,  3,  234.  235. 

^)  D.  d.  Berlin,  13.  October  1746. 
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Mtnistres  und  deren  Legationssecretariis  Umgang  gq^flogen,  mit  denen- 
selben  öftere  Zusammenkünfte  und  Unterredutigen  gehabt  ^  was  er  von 
denenselben  und  sonst  neues  erfahren^  dem  ObrisÜieutenant  van  Wätmg 
von  Zeit  zu  Zeit  bericlUet  und  insbesondere  mit  demselben  und  dem 
russischen   Legaiionssecretario   Oligew  zwei   ganz  gefährliche  Plans 
unier  seiner  eignen  Hand  angefertiget  zu  hiiben.'^     Dass  Inquisii  sich 
des  crimen  laesae  majesiatis  et  perdueUionis  schuldig  gemacht^  darüber 
schien  der  Vertheidigung  gar  kein  Duinum  übrig  zu  sein,  da  er  ^auf 
eine  sehr  irrespeciueuse  Art^  von  der  Person  der  Majestät  und  Dero 
weisen  Desseins  und  Ausführungen  geschrieben^    ^^den    Zustand  de^ 
dvil-y  Militär'  und  Finanzetais  auf  das  Genaueste  den  widrig  6?^— 
sinneten  zu  decouvriren  und  zu  detaiüiren  sieh  bemühet,  insbesondere^ 
die  Kaiserin  von  Bussland  gegen  Ällerhöchstdieselbe  und  dem  LanX^ 
aufzuheizen  und  Deroselben  gewisse  Consilia   und  Massreguln 
zuschreiben  gesuchet^     Die   Veriheidigungsschrift    fährt   dann   for 
^Allein  den  Rechten  nach  ist  bekannt,    dass  das  crimen  laesae  maj 
siatis  nicht  anders  als  von  einem  wirklichen  Sübdito  begangen  werd^^ 
kötme.^     In  dieser  Bezielmng  unrd  nun  zu  Chmsten  des  AngeMagi^^ 
geltend  gemacht,  dass  er  ein  gebomer  Danziger  sei,  dass  er  mit  seiner 
Entlassung  aus  seiner  Besidenienstelle  1740  seines  Diensteides  em^- 
bunden  zu  sein  geglaubt  habe  und  dass  ihm   ^über  den  Charoikt^^ 
eines  preussischen  Oeheimraihs  kein  besonderes  Patent  ausgefertigt^ 
sondern  solcher  mit  der  Resideniur  in  Danzig  combiniret  wordem^^ 
Als  mildernde  Umstände  führte  die  Vertheidigung  an,   dass  dem  tf^ 
guisiten  die  Besidentensielle  in  Danzig  4000  Thaler  Gebühren  an  ci^^ 
Recrutenkasse  und  im  ganzen,  eingerechnet  verschiedene  Praesente^  €Z^ 
lOfiOO   Thaler  gekostet  ^   dass  er  nach  Niederlegung  des  Besidenle^^ 
Postens  vielfältigen  AnhaUens  und  Sollicitirens  ohnerachtet  ein 
Etnploi  nicht  bekommen  y  und  dass  er  die  ihm  besonders  zur 
gelegten  Piecen  nur   aus    den  ihm   suppeditirten  Materialien 
piliret  habe. 

Das  UriJieil  des  Gerichtshofes  lautete  auf  Hinrichtung  durch 
Schwert  und  Confiscation  des  Vermögens.  Die  Ratumes  decidendi 
kennen  die  von  dem  Veriheidiger  vorgebrachten  mildernden  Umstän^^ 
an  und  erklären  y  dass  in  Anbetracht  derselben  das  UrOieil  von  S^^ 
Anwendung  y^der  Strenge  der  peinlichen  Halsgerichtsardnung^  (Eß^^ 
richiung  durch  Viertheilung)  abgesehen  habe. 

Der  König  hob  bei  Bestätigung  des  Urlheils  (16.  October) 
Confiscation  des  Vermögens  auf. 

Einem  Gnadengesuch  um  Verwandelung  der  Todesstrafe  m 
Gefängniss  fugte  der   Veruriheilte  das  Anerbieten  zur  Zählung 
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20fi00  Thaleni  an  die  Armen  bei*)-    Der  König  verfügte  an  Cocceji 
(Potsdam  21.  Octoher): 

j^Die  gesuchte  Begnadigung  kann  Ich  Ttinne  Statt  finden  lassen, 
Ihr  ufissety  dass  es  sonsten  Meine  Neigung  gar  nicht  ist,  harte 
Executiones  mit  Delinquenten  geschehen  zu  lassen,  und  wann  die 
Ahroeiti  des  Ferberischen  Oriminis  vergönnen  wollte,  dass  Ich  die 
demselben  guerkamUe  Todesstrafe  in  ein  ewiges  Gefängniss  ver- 
wandeln könnte,  so  würde  Ich  gewiss  auf  die  von  ihm  offerirte  Geld- 
9umme  gar  nicht  reflectiren,  sondern  demselben  die  Milderung  seines 
Uriheils  ohne  solche  angedeihen  lassen.  Es  seind  aber  die  jetzige 
besondere  Umstände,  welche  schUchterdings  bei  dem  affreusen  Ver- 
hrechefi,  als  dieser  unglückliche  Mensch  begangen  hat,  ein  Exempel 
vor  Andere  erfordern,  um  diejenige,  welche  vielleicht  schon  auf  ver- 
rätherischen  Wegen  seind,  dadurch  abzuschrecken  und  dahin  zu 
bringen,  dass  solche  in  sich  schlagen  und  resipisdren;  mithin  muss 
es  wegen  des  Ferbers  bei  der  über  ihn  erkannten  Sentenz  ver- 
bleiben^*''). 

Am  22,  October  früh  um  9  Uhr  tourde  Ferber  in  Spandau  ent- 
\auptet  ♦♦*;. 

Ferber  hat  vor  seinen  Bichtem   beharrlich   daran   festgehalten, 

ä^Mss  er  für  seine  Spionendienste  von  Niemandem  eine  Belohnung  oder 

«»*€n  Sold  erhalten  hohe.    Er  wollte  in  Berlin  von  einer  Jahresre^ite 

w>»»  2000  Thalem  gelebt  haben,   die  ihm  von  seinem  Vater  ausgesetzt 

g^^mesen  sei.     Wenigstens  der  erste  Theil  dieser  Aussage  wird  durch 

^^   unanfechtbares  Zeugniss  Lügen  gestraft.     Auf  die  erste  Kunde, 

Ä»€   von   der  Verhaftung  nach  Petersburg   kam,   schrieb    der   dortige 

^^^tisrreichische  Botschafter,  Freiherr  von  Preilack,  am  22.   October, 

*^®»»i  Tctge  der  Hinrichtung,  an  den  Hofkanzler  Grafen  Ulfeid  nach 

^^-ien:   Ferber   „ist  schon  seit  vielen  Jahren  für  das  russische  Inter- 

**«€  stark  portiret  gewesen  und  hat  von  dem  hiesigen  Hofe  eine  jähr- 

"'^Äe  Pension  von  2000  Bubels  genossen.   Mir  ist  verlässlich  bekannt, 

^^^98  er  anhero  correspondiret  habe.    Da  nun  der  König  zweifelsohne 

*)  Cocceji  an  den  König,  19.  October  1746. 

**)  Einen  Aaszog  ans  einem  Schreiben  des  Königs  an  Ferbers  Vater  siehe 
^^«088,  Friedrich  der  Grosse,  I,  223.  Des  Königs  Fürsorge  für  die  Tochter 
^^  Wittwe  Ferbers  bezeugt  Zimmermann,  Fragmente  über  Friedrich  den 
^^■X^aseo,  Frankfurt  und  Leipzig  1790,  ü,  173.  174.  Was  sich  die  folgende 
^^neration  von  einem  im  Verhör  von  Ferber  zugestandenen  Plan  zur  Ver- 
^^y^ang  des  ganzen  Königlichen  Hauses  erzählte,  wird  durch  die  Processacten 
"^It  bestätigt. 

^      **^)  Bericht  des  Commandanten  von  Spandau,    Oberstlieutenant  von  Kleist, 
Spandan  22.  October  1746. 
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sich  sogleich  seiner  Briefsckaflm  venichert  hohen  ^  miOiin  auf  d 
Grund  seiner  mit  Rtissland  gepflogenen  verbranUen  Correspandentf  g 
kommen  sein  wird,  so  dürfte  diese  VorfdUenheit  die  ßwischen  heed 
Höfen  ohne  das  schon  vorseiende  Brauülerie  annoch  merklich  tu 
mehren.*^  Indem  PreÜack  in  einem  späteren  Berichte*)  derselbi 
Hoffnung  Ausdruck  gieht^  fugt  er  hinm^  dass  er  die  Angaben  üb 
Ferber  aus  dem  Munde  des  Grosskanelers  Bestushew  habe. 


Nach    Bestätigung    des    Todesurtheils    erliess    der   König    a 
18,  Octoher  die  folgende  Cabinetsordre  an  Coccgi: 

ffDamit  das  Publicum  doch  in  einige  Masse  von  des  Ferbe 
Verbrechen   informiret   sei,    und  anderergestaU   nicht  Gelegenhi 
nehme,  allerhand  unwahres  und  unbesonnenes  Zeug  zu  fingiren^  i 
will  Ich,  dass  ein  ganz  kurzes  Informai  von  dessen  Verbrechen  au 
gesetzet^  solches  aber  nur  ganz  in  generalen  Terminis  gefasset  tm 
sobald  die  ExecuUon  mit  dem  Ferber  geschehen  sein  wird,  alsda» 
gedruckt,   auch  durch  die  Zeitungen  public  gemachet  werden  sa 
Es  muss  aber  in  solchem  Informat  ganz  sorgfältig  das  Ditaü  A 
Sache  evitiret,  auch  kein  auswärtiger  Hof  nocÄ  einer  derer  Ministr 
oder  Bediente   darin   benennet^  sondern  alles  so  gefassei  werde 
dass  niemand  dergleichen  weder  directement  noch  indirectement  i 
wähnet^  noch  sich  dadurch  choquiret  haben  könne;  so  muss  auch^  t 
schon  gedacht,  kein  Däail  berühret  noch  von  dem  van  dem  Fer 
gefertigten  beiden  infamen  Pidcen  erwähnet,  und  sonsten  alles  f 
mieden    werdest,   was   denen  Besitzern    der  Originalien  von   i 
gedachten  Pidcen  auch  nur  einen  Gedanken  machen  könnte  ^  al 
etwas   von    denen    in   solchen  Chartequen  angefahrten   Umstä 
wahr  oder  gegründet  wäre,  zu  welchem  Ende  nicht  sowohl  au 
Ausdrücke  von  verrätherisch,  als  vielmehr  darauf  appuyiret  u^ 
muss,  dass  er  pjßicht-  und  ehrvergessener  Weise  aus  gottlose» 
sichten  allerhand  Zeitungen  malicieuser   Weise   fingiret  und 
trouviret,  um  Misstrauen  und  Feindschaft  zu  erregen.    Ihr 
Euch  über  den  Entwurf  dieses  Informats  oder  Fromemoria  m 
Etatsminister  Grafen  von  Podewils  wohl  concertiren  und  a 
fassen,  damit  Meine  Intention  darunter  völlig  erreichet  werc 

Cocceji  und  Podewils  redigirten  in  diesem  Sinne  den  f( 
Artikel,  der  deutsch  und  französisch  auf  je  einem  Quartblatte 
und  am  25.  Octoher  auch  durch  die  berliner  Zeitungen  verö 

*)  Petersburg  26.  November  1746 ;  wie  der  Bericht  vom  22.  Oct 
Haua-,  Hof-  und  Staatsarchiv  in  Wien. 
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fvurde*);  an  demselben  Tage  gingen  an  die  preussischen  Gesandt- 
schafUn  eine  Anzahl  Druckexemplare  mittelst  Circularerlasses, 


Berlin,  23  octobre  1746. 

Le  ci-devant  conseiller  privd  Ferber^  ayant  Üi  condamnö;  par 
arr^t  juridique,  k  §tre  däcapitä,  sa  töte  plant^e  sur  un  pieu  et  ses 
biens  confiflqads,  aprfes  avoir  i\&  d^gradä  de  tous  ses  honnears  et 
dignit^,  rezöcution  s'est  faite  hier  en  cons^quence  k  Spandau;  mais 
le  Roi,  toucbö  de  compassion  pour  sa  femme;  qui  s'est  trouv^e 
innocente  des  crimes  de  son  mari,  lui  a  remis  gracieusement  la 
confiscation  de  ses  biens. 

Ce  malheureux,  qui  avoit  perdu  tout  sentiment  d'honneur  et  de 
röputation,  a  non-seulement  avouö;  mais  encore  a  &ii  convaincu,  par 
8Jt  propre  main,  d'avoir  inventä  et  döbitä  impunöment  dans  le  monde 
tontes  sortes  de  choses  et  de  nouvelles  les  plus  dangereuses  et  les 
fttnsset^  les  plus  Enormes,  par  des  vues  criminelles  et  tr^  punissables, 
pour  exciter  des  m^intelligences  et  des  inimiti^S;  ayant  mSme  c  h  e  r  c  h  ^ 
k  conspirer  contre  le  Roi  et  contre  TEtat;  de  sorte  qu'il 
il'a  fait  que  recevoir  le  juste  salaire  qu'il  möritoit  depuis  longtemps. 

*)  Das  Novemberheft  des  Mercure  historique  et  politique  CXXI, 

^1  (und  danach  La  Clef  du  cabinet  des  Princes  LXXX,  411)  enthält  über 

^  Feiberache  Angelegenheit  noch  folgende  Details:  „Par  malheor,  il  se  trouve 

quil   [Ferber]  n'est  pas  le  seul   qui  ait  encouru  la  juste  Indignation  du  Roi, 

d  autres  personnes  se  trouvent  dans  le  m§me  cas  et  ont  ^\A  conduites  k  Spandau. 

^  ce  nombre  est  le  r^dent  d'une  cour  d'Allemagne.'^    Es  war   der  braun- 

KbweigiBche  Besident  Hofiinann,  der  wegen  der  ihm  nachgewiesenen  Yerbin- 

^^uigen  mit  Ferber  von  dem  Herzog  von  Braunschweig  seines  diplomatischen 

^^^luacsteis  entkleidet  wurde. 


XII. 


Extrait  d'une  Lettre  de  Stockholm. 


-Uie  ersten  bestimmteren  Nachrichten  von  den  Plänen  gegen  /SfcÄire- 
den,  mit  denen  Russland  seit  dem  Sammer  1748  sich  trug^  erhielt  der 
König  van  Freussen  erst  im  Beginn  des  folgenden  Jahres.  Aus  Wien 
hatte  der  schwedische  Gesandte  Graf  Barch  seinem  Hofe  die  Nach- 
richt von  einer  Verabredung  zwischen  Russland  und  dessen  Verhüte- 
deten  gesandt,  wonach  die  gottorpschen  IVingen  Adolf  Friedrich  und 
Peter,  der  schwedische  und  der  russische  Thronfolger^  von  der  Succession 
in  den  beiden  nordischen  Reichen  ausgeschlossen  werden  sollten.  Diese 
Nachricht  wurde  dem  preussischen  Gesandten  in  Stockholm  ofifusieU 
zur  Kenniniss  gegeben.  Friedrich  II.  liess  es  dahingestellt,  u?i€weii 
Graf  Barch  seine  Entdeckung  nur  seinen  Conjeduren  verdanke ,  er 
verkannte  indess  nichts  dass  y^wenn  viele  Personen  einerlei  Conjeduren 
hätten,  solches  einen  geunssen,  sehr  wahrscheinlichen  Grad  von  IVo- 
babilitS  erhielte.^  Das  war  am  27.  Januar  1749*).  In  den  nächsten 
Wochen  liefen  Nachrichten  ein,  welche  die  ersten  nur  bestätigten. 

In  London  brachte  der  preussische  Gesandte  von  Klinggräffen  in 
Erfahrung^  dass  der  Prinz  Friedrich  von  Hessen  zur  Nachfolge  w 
Schweden  in  Aussicht  genommen  sei**). 

Aus  Wien  erstattete  Graf  Otto  Podewüs  am  22.  Februar  einer 
Bericht,  der  den  Argwohn  des  Königs  noch  erhöhte.  Der  Gesandtm 
versicherte  mit  Bestimmtheit,  dass  am  29.  Januar  zwei  Circulare  an 
die  Regimenter  erlassen  seien,  das  eine  mit  dem  Verbot^  die  altem 
Schulden  zu  begleichen,  das  andere  mit  der  Verfi^ng,  die  Trupper 
sofort  zur  Beziehung  von  Lagern  in  Bereitschaß  zu  setzen;  allerdings 

*)  Politische  Correspondeuz  VI,  354. 
*•)  Ebend.  VI,  369.    Vgl.  oben  S.  181. 
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Ute  Chraf  Podeunh  zugleich  gehört  ^  dass  die  Lager  erst  nach  der 
mdie  zusammengeeogen  werden  sollten  und  dass  die  Kaiserin-Königin 
igt  alljährlich  ihre  Truppen  in  Uebungslagem  vereinigen  wolle.  Ob 
e  vom  Kriegsschauplatz  heimgekehrten  Offiziere  ihre  Feldausrüstung 
hielten  oder  verkauften,  wusste  Podewils  mit  Bestimmtheit  nicht  an- 
geben. Die  Generale  Pretlack  und  Tomaco  waren  in  das  Reich 
gereist,  es  hiess,  sie  tcürden  wegen  Ueberlassung  von  Truppen  ver- 
mdeln;  Bartenstein  sollte  vor  zwei  Tagen  gesagt  hohen,  diese  beiden 
merede  dürften  ein  gutes  Werk  schaffen.  Ein  Courier,  der  am 
.  Februar  aus  Moskau  eingetroffen  war,  sollte  erzählt  haben ^  dass 
ri  bei  seinem  Abgange  die  Nachricht  von  der  Eröffnung  der  Feind- 
ligkeüen  durch  die  Schweden  eingelaufen  sei.  „Es  ist  mehr  als 
ihrscheinlich,^  bemerkte  Podewils,  „dass  man  ihn  absichtlich  so  hat 
rechen  lassen,  um  das  Publicum  in  der  Vorstellung  zu  bestärken, 
SS  dem  russischen  Reich  ein  Angriff  bevorsteht    Die  verschiedenen 

diesem  Zwecke  bereits  verbreiteten  Gerüchte  haben  die  Wirkung  nicht 
^ fehlt:  vor  ein  paar  Tagen  fragte  der  päpstliche  Nuntius  einen 
nttenj  ob  er  unsse,  dass  die  Schweden  bereits  die  Standarte  erhoben 
iten;  er  erhielt  die  Antwort  nein;  es  scheine  sogar  sehr  zweifelhaft, 

Schweden  den  Angriff  beabsichtige.  Wie  können  Sie  zweifeln,  rief 
r  Nuntius,  wissen  Sie  denn  nicht,  dass  man  unter  den  Papieren  des 
rafen  Lestocq  den  ganzen  Anschlag  entdeckt  hat?  Auch  andere,^  so 
hrt  Podewils  fort,  y^scheinen  davon  überzeugt,  und  da  es  nur  darauf 
\kammt,  der  Menge  und  voreingenommenen  Leuten  etwas  glaubeti  zu 
%ehen^  so  erßUt  der  Kunstgriff  seinen  Zweck,  so  plumb  er  ist.^ 

Anlässlich  dieses  Berichtes  Hess  der  König  noch  am  Tage  des  Ein- 
xngs  (2.  März)  dem  Ministerium  durch  Eichel  die  Weisung  zugehen, 
lass  es  von  einigem  Nutzen  sein  dürfte,  wenn  in  ein  oder  der  andern 
Miquen  Zeitung  ein  Artikel  inserirt  würde,  ohne  dass  man  weiss 
ler  erfahren  könne,  aus  was  vor  Canal  solches  käme,  wie  nämlich 
der  Welt  jetzo  fast  überall  von  einem  bevorstehenden  Kriege 
frisdien  Russland  und  Schweden  gesprochen  werde:  wenn  solches  ge- 
kehen  sollte,  so  wäre  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  auf  Instigation 
is  wienersehen  Hofes  geschähe,  da  derselbe  nicht  nur  ohnerachtet 
ts  letztgeschlossenen  Friedens,  wodurch  der  Ruhestand  in  Europa 
wgesteJU  worden,  dennoch  die  stärksten  Kriegespräparationen  machte, 
mdem  auch  auf  alle  Weise  Geld  zusammenbraue,  in  der  Absicht, 
m  Russen  Subsides  zugeben,  um  dergleichen  Krieg  zu  entamiren. 
edoch  habe  man  Mühe  zu  glauben,  dass  eine  Puissance,  welche  bis- 
er soviele  Moderation  gebrauchet,  wie  Russland,  damit  einstimmen 
ferde.* 
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Der  Cahineissecrctär  fügte  hinzu,  dass  der  Artikel  „sehr  wohl 
gefasset^  werden  müsse  und  „weder  etwas  choquantes  noch  injuriöses^ 
enthalten  dürfe:  ^ob  man  schon  von  der  ausserordentlichen  Ambition 
des  mener sehen  Hofes  etwas  mit  einlaufen  lassen  könnte.*^ 

Detngemäss  entwarf  der  Geheime  Raih  Vockerodt  den  nach- 
stehenden „Extrait  d'une  lettre  de  Stockholm^.  Zum  Schluss  floss 
eine  Anspielung  ein  auf  jene  Palastintrigue  von  1743,  mit  welcher  der 
Name  des  Marquis  Botta  in  Verbindung  stand*).  Auch  die  von  der 
russischen  Kaiserin  wiederholt  ausgesprochene  Abneigung  gegen  die 
Verdingung  russischer  Truppeti  für  Subsidien"^*)  wird  in  die  publi- 
zistische Discussion  hineingezogen. 

Am  4.  März  wurde  der  Artikel  den  Vertretern  im  Haag  und  m 
London,  von  Amman  und  von  Klinggräffen,  mittelst  des  folgenden  Er- 
lasses zugesandt: 

„Ayant  reniarqui  que   la   cour  de  Vienne,  pour  familiariser 
les  esprits  avec  Vidie  d'une  rupture  prochaine  et  inövitable  dans  le 
Nord,  et  que  les  Suidois  seroient  les  agresseurs,  Va  fait  glissie  dans 
toutes  les  gazettes  dont  les  auteurs  sont  dans  ses  intSr^s,  il  m'est"^ 
venu  dans  la  pensie  sHl  ne  seroit  pas  convenable  de  präsenter 
public,  par   la  mime  voie,   une   contrepoison,      Une   lettre   d 
Stockholm,   6crite  ä  peu  pres  dans  ce  goüt-läj  m'ätant  tombiesE 
entre  les  mains,  fai  jugi  ä  propos  de  vous  en  envoyer  V  extrai^ 
ci-clos,   afin  qu'au  cas  que  vous  trouviez  un  canal  sür  pour 
faire  passer  ä  quelque  gazetier  du  pays  qui  voulüt  Vinserer  dans  s 
feuille,  vous  soyez  d'abord  e9%  itat  d'en  profiter;  supposi  m^e 
la  pidce  füt  jugie  trop  prolixe,  je  vous  permets  de  Vaibrdger  ei  d* 
retrancher  ce  qu'on  y  trouvera  de  super  flu,  et  mSme  de  la  refondri 
tout-ä-fait,  pourvu  que  la  substance  en  reste  et  qu'il  riy  entre 
(Tinjurieux  pour  la  cour  de  Vienne.     Mais  le  point  que  je 
recommande  le  plus,  dest  de  prendre  toutes  les  pricautions 
ginäbles,  pour  rester  derrihre  le  rideau,  et  que  personne  ne  puisSi 
däcouvrir  que  (fest  vous  qui  avez  donn4  cours  ä  la  pidce:  en  gm^^ 
je  me  repose  enti^ement  sur  votre  prudence  et  savoir-faire.*^ 

Amman  liess  den  Artikel  durch  die  dritte  Hand  dem  RedadeuB^ 
der  Gazette  d! Utrecht  zugehen,  dessen  Blatt  mit  den  andern  hoUän  — 

*)  Vgl.  PreuBsische  Staatsschriften  I,  883  ff. 

**)  Graf  FinckensteiD  sagt  in  seiner  „Relation  g^n^rale  de  la  cour  de  Rone  '^'^ 
(1.  October  1748):  „Elle  [rimp^ratrice]  avoit  en  horreur  le  titre  de  poiasano^ 
mercenaire,  et  il  [Bestushew]  n*en  a  pas  moins  r^ussi  k  lui  faire  accepter  les 
sides  de  l'Angleterre  et  de  la  Hollande. ^ 
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äischen  Zeitungen  deren  unbedingte  Ergehenheit  gegen  den  wiener  Hof*) 

nicht  theilte.     Allerdings  hatte  Amnion  zuvor  von  der  ihm  eriheilten 

Ermäd^tigung  Gebrauch  gemacht  und  die  Stellen,  welche  ihm  y^trop 

forts^    erschienen^  gestrichen;  der  JRedacteur  brachte  dann  seinerseits 

noch  einige  ^Adoucissements^  an,  bevor  er  dem  Artikel  seine  Spalten 

'öffnete.    Leider  hat  Ammon  den  gedruckten  Text  seinem  Hofe  nicht 

eingesandt  Die  Abänderungen  sind  doch  nicht  so  durchgreifend  gewesen, 

dass  der  ursprüngliche  Entwurf  nicht  mehr  zu  erkennen  gewesen  wäre. 

Wenigstens  berichtete  Klinggräffen  am  21.  März  aus  London,  dass 

er  den  ihm  zugesandten  Artikel  ungefähr  (^ä  peu  prhs^)  dem  Inhalt 

nach  übereinstimmend  in  der  letzten  Utrechter  Zeitung  gelesen  habe; 

äer  Gesandte  trug  Bedenken,   den  Abdruck  noch  in  einer  englischen 

Leitung  zu  veranlassen,   nachdem   die  nordische  Frage  mittlerweile 

'f^nschen  ihm  und  dem  britischen  Cabinet  der  Gegenstand  ministerieller 

-Auseinandersetzungen  geworden  war. 


Eztrait  d'une  lettre  de  Stockholm. 

Le  Nord  commence  k  entrer  dans  une  Situation  des  plus  sin- 
^^^feres.  Toutes  les  nouvelles  du  dehors  nous  menacent  d'un  orage 
P*^t  it  crever,  dont  les  premiers  coups  doivent  tomber  sur  nous, 
**^B  que  nous  voyions  personne  qu'on  puisse  raisonnablement  soup- 
9^iiner  de  vouloir  les  frapper.  Nous  sommes  en  paix  et  amiti^  et 
^^nie  en  alliance  avec  tous  nos  voisins.  Nos  anciennes  diffiärences 
^xit  finalement  terminöes  par  des  trait^s  solennels,  il  ne  nous  reste 
P^^is  aucon  sujet  de  querelle  avec  eux,  pas  m8me  de  d^fiance,  si  ce 
'^  ^«t  qu'on  afFecte  de  nous  soupfonner  du  dessein  de  changer  le 
^*^e  de  notre  gouvernement,  soup9on  k  la  vörit^  injurieux  k  notre 
J^tion  trop  jalouse  de  sa  libertä  pour  souffrir  Tidde  de  rentrer  dans 
^^  fers  qu'elle  a  eu  le  bonheur  de  secouer,  mais  par  \k  m^me 
^^«tituÄ  de  toute  ombre  de  probabilit^.  II  est  vrai  que  deux  de  nos 
^^iains  arment  sur  nos  frontiires.  Mais  ils  protestent  en  m@me  temps 
9^«  ce  n'est  que  pour  leur  propre  süretö,  et  ils  nous  prodiguent  les 
^•Urances  les  plus   fortes  de  n'avoir  aucun  dessein  offensif  contre 

Mais,  disent  certains  spöculatifs  entre  nous,  il  y  a  une  certaine 
Stande  cour  d'AUemagne  qui  nous  en  veut  et  qui,  quoiqu'^loignöe, 
^^  son  influence  partout.   C'est  eile  qui  seme  dans  toute  TEurope 

•)  Vgl.  Bd.  I,  S.  XXXIX. 
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Tappröbension  des  nouvelles  brouilleries  dans  le  Nord  et  qui  nous 

pr^e  le  dessein  d'attaquer  la  Rassie.    Son  empressement  k  r^pandre 

ces  sortes  de  bruits  marque  clairement  son  enyie  k  les  voir  r&disäs. 

On  a  beau  leur  reprösenter  le  peu  de  vraisemblance  de  cette  idöe, 

puisqae   la  meme  cour  n'a  aucun  sujet  de  mdeontentement  contre 

nouS;  ni  ne  saurait  rien  gagner  sur  nous.   Cela  est  vrai,  r^pondent-      — j. 

ils;    aussi  n'est  ce  nuUement  par  haine  contre  nous  qu'elle  cherche     ^^e 

k  nous   mettre  aux  prises  avec   nos  voisins.     Elle  m^dite  d'autres   .^  ^s 

desseinSy  qu^elle  ne  sauroit  ex^uter  qu'k  la  faveur  d'une  guerre.  .  s^. 

Ne  voyant  point  de  jour  k  la  rallumer  si  t6t  dans  le  Sud,  eile  tÄche  ^^  je 

d'en   exciter   dans   le   Nord.     Pourvu  que  le  fagot  brüle,  peu  lui 

Importe   par   quel    endroit  il   prenne  feu.     Sftre  que  Tincendie  n 

tardera  pas  de  se  röpandre  dans  le  reste  de  TEuropO;  eile  se  flatt 

d'y  tenir  bient6t  son  coin  et  d'y  rencontrer,  pour  Pexöculion  de  s 

vues,  des  opportunitös  qu'une  tranquillitö  gönärale  lui  refuse.     Ces^ 

Ik;  ajoutent-ils ,  le  grand  motif  des  armements   prodigieux  qu'on  lu 

voit  faire  apr&s  la  paix  et  qui  surpassent  de  beaucoup  ceux  qu'ell^  ^e 

a   faits    dans  le  plus  fort  de  la  guerre:    De  Ik  cet  empres8emen.tf=sit 

extraordinaire  k  remplir  ses  cofires,  mgme  par  des  voies  ruineusefc».  ijO; 

au  fond,  que  des  souverains  n'emploient  jamais  que  dans  les  besoin^MZiais 

les  plus  pressants,  et  dont  cette  cour  se  garderoit  bien  de  £ure  usag^^»^  z^ 

s'il  ne  falloit  pas   de  grandes   sommes  comptantes  pour  mettre  nod^MS 

voisins  en  besogne  contre  nous. 

Malgrä    la  vraisemblance   de   ces  conjectures,   elles    fönt    pi       «a 
d'impression  sur  Tesprit  de  nos  compatriotes.     De  tous  nos  voisin.^K=:3fl; 
il  n'y  a  que  la  Russie  qui  puisse  nous  faire  beaucoup  du  mal..  M 
eile   n'a  absolument  point  de  raison  pour  nous  en  vouloir.     On 
sauroit  pousser  plus  loin  que  nous  le  faisons,  les  attentions  k  cnltiv 
son  amitiä.    Nul  sujet  de  querelle  entre  nous.    LMtablissement 
Prince-Successeur  ätant  Touvrage  de  Timp^ratrice  de  Russie,  le  mo; 
de   s'imaginer    qu'elle   songeät   k  le  renverser?    Nous   oonnoissor::?^ 
d'ailleurs  par  exp^rience  sa  modöration  et  son  exactitude  k  remplxT 
ses  engagements.   Apr^s  les  preuves  qu'elle  nous  en  a  donntesy  now 
aurions  tort  la  soupfonner  de  vouloir  les  rompre  pour  Tamour  des 
gens   qui   la   haissent  au   fond   de  Päme  et  qui  ont  jouö  ci-devant 
toutes   sortes  d'intrigues   pour    l'61oigner   du   trdne    qa'elle  oocupe 
si  dignement.     Est-il   concevable    qu'elle  oubli&t    assez    sa    gloire 
pour  se  mettre   aux  gages  d'une  cour  mercenaire   de  tont  temps, 
eile,  qui  a  marqu^  tant  de   röpugnance  k  accepter  les  subsides  des 
puissances  qui   depuis  un  siicle  sont  en  possession  d'en  donner  aux 
cours  les  plus  hupp^es? 


'j 


XIII. 


Knndinaclning  vom  15.  März  1749. 


-ixüt  4.  und  5.  März  1749  erhielt  König  Friedrich  neue  Nachrichten, 
mach  welchen  der  Krieg  ihm  unvermeidlich  schien"^).  Aus  London 
%ourde  ihm  gemeldet,  dass  ein  russischer  Courier  den  Entschluss  Russ- 
iands  0ur  Eröffnung  der  Feindseligheiten  angehündet  habe  und  dass 
^Uxrauf  von  England  die  Entsendung  einer  Flotte  in  die  Ostsee  zu- 
gesagt sei.  Ankäufe  von  Kriegsvorrath  in  Dänemark  zum  Transport 
mach  Norwegen  Hessen  muthmassen^  dass  gleichzeitig  mit  der  Schild- 
erhebung  Russlands  ein  dänischer  Angriff  gegen  Schweden  erfolgen 
^cerde.  Der  Gesandte  in  Wien  berichtete  von  bevorstehenden  Truppen- 
eancentrcUionen  an  der  preussiscJien  Grrenze. 

„Mem  muss  sich  auf  den  Krieg  gefasst  machen  und  ihn  ßr  dieses 
Jahr  als  unvermeidlich  betrachten,^  schrieb  der  König  am  10.  März 
an  seine  Schwester,  die  Kronprinzessin  von  Schweden**);  „allem  An- 
scheine nach  werde  ich  zu  derselben  Zeit  angegriffen  werden^  wie 
Schweden;  das  ist  klar  durch  die  Vorbereitungen  der  Russen  und 
Oesterreicher  .^ 

Die  preussischen  Regimenter  erhielten  den  Befehl,  ihre  Beurlaubten 
einzuziehen  und  sich  marschfertig  zu  halten;  die  Feldmarschälle,  der 
FStrst  von  Anhalt  und  Graf  Schwerin,  wurden  nach  Potsdam  entboten, 
der  dirigirende  Minister  ßr  Schlesien,  Graf  Münchow,  musste  Maga- 
zine anlegen,  und  der  General  von  Lehwäldt  wurde  mit  einer  geheimen 
Instruction  versehen,  die  ihn  anwies,  beim  Erscheinen  einer  russischen 
Armee  das  Königreich  Preussen  zu  räumen  und  sich  mit  sämmtlichen 
dortigen  Regimentern  nach  Pommern  zu  ziehen. 

*)  Vgl.  PolitiBche  Correspondenz  VI,  404  fF. 
♦*)  Ebend.  VI,  425. 
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Die  Befehle^  welche  den  Regimentern  zugingen^  blieben  nicht  ge- 
heim, der  Besuch  der  Feldmarschälle  in  Potsdam^  eine  gleichseitige 
Reise  des  zum  Cabinetsminister  designirten  Grafen  Finckensiein  nach 
Frankreich  *),  die  Ankündigung  der  Rückkehr  des  Marquis  Valory  auf 
den  seit  detn  Sommer  des  Vorjahres  unbesetzten  französischen  Gesandt- 
Schaftsposten  in  Berlin  waren  Ereignisse^  die  allseitig  als  Symptome 
beunruhigendster  Art  betrachtet  wurden. 

Der  König  hielt  es  fiir  geboten,  durch  eine  öffenÜiehe  Betonung 
des  rein  defensiven  Charakters  der  angeordneten  Rüstungen  sowohl 
die  übertriebenen  Besorgnisse  zu  zerstreuen^  denen  ängstliche  GemHiher 
sich  hingaben,  als  den  tendenziösen  Deutungen  entgegenzutreten,  welche 
an  die  Massregeln  sich  knüpfen  Hessen. 

Die  Formulirung  des  zu  diesem  Behuf  in  die  Zeitungen  eifizur 
rückenden  Artikels  blieb  dem  Ministerium  überlassen,  mit  der  Mass- 
gäbe,  „dass  solcher  Artikel  zwar  kurz  und  inergiquement  gefasset^ 
jedoch  auch  nichts  in  solchen  einfliessen  möchte,  so  einiger  Puissanc 
choquant  sein  könnte.*^ 

Indem  der  Cabinctssecretär  diese  Weisung  dem  Ministerium  über- 
mittelte**), fügte  er  als  seine  Vermuthung  hinzu,  dass  der  Entschluss^^^ 
des  Königs  u.  A.  durch  die  Artikel  der  Gazette  d^ Utrecht 
der  Gazette  d' Amsterdam  veranlasst  sein  dürfte.  DievonEiche 
in    den    beiden   noch    erhaltenen    Zeitungsexemplaren    angestridienen 
Stellen  lauten: 

Gazette   d' Utrecht  No.   19,   7  mars  1749:    j^ll  a  pasSi 
depuis  peu  ä  Berlin  un  courrier  expidiö  de  Londres  pour  se  rendr 
ä  Moscou.    B  y  parte  la  röponse  du  roi  de  la  Grande-Bretagn 
aux  depiches  importantes  que  Sa  MajestS  Britannique  avait  refues^ 
peu  de  temps  auparavant,  du  lord  Hyndford,  son  ambassadeur 
la  m^e    cour.     Sa  MajestS  Britannique  Charge  ce  ministre  S^ 
d^clarer  qu'eüe  ne  peut  que  louer  Vattention  de   VimpircUrice  de^ 
Russie  ä  mettre  ses  forces  en  6tat  de  dätoumer  les  obstacles  qu^ 
pourroient  s'opposer  au  maintien  de  la  paix  dans  le  Nord;  q^i^eU^ 
esphre  que  les  craintes  que  Ton  pourroit  concevoir  ä  cette  occasion^ 
demeureront  sans  effet:  qu^elle  sera  charmie  cTy  contribuer  par  se^ 
efforts;  mais  que,  si  des  dvhiements  riservis  ä  la  direction  de  U^ 
Providence   amenaient  les  choses  au  point  de  requ&ir  rex^cutiam 
des  engagements  entre  les  deux  cours,   S.  M.  Britannique  se  feroiC^ 
un  devoir  de   montrer   en  cette  occasion,   comme  en  taute  autre^ 

*)  Vgl.  Historisches  Taschenbuch,  VI.  Folge,  II,  218. 
♦♦)  12.  März  1749.    Politische  Correspondenz  VI,  431. 
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cambien  eile  ohserve  religieusement  les  traitis  dan$  lesquels  eile 
imgage.^ 

Gazeite  d' Amsterdam  No,  19^  7  mors  1749:  ^Les  pri- 
parcUifs  de  guerre  gue  Ton  continue  de  faire  dans  ces  qnartiers, 
vlcnl  paur  objet  que  de  mettre  les  frontidres  de  cet  Empire  tant  en 
Livonie  qfien  J^inlande  en  bon  6tai  et  Sure  pr6ter  ä  tout  ^^nement. 
H  est  certain  qiAe  TLnpirairiee  a  faif  assurer  diverses  cours  gu^eUe 
ria  aucun  dessein  de  troubler  la  iranquiUiti  publique,  ni  d^attaquer 
Ja  premih'e  quelque  prince  ou  Etat  que  ce  puisse  6tre;  ei  comme 
Tan  se  flaue  gue  les  puissanees  voisines  en  agiront  de  mSme^  on  a 
tout  lieu  d^esp&er  que  la  paix  se  maintiendra^  nonobstant  tout  ce 
qu'on  publie  ä  ce  sujet  dans  les  pays  Strangers. 

Les  magasins  qu'on  a  dressis  en  Finlande,  n'äant  pas  aussi 
considSrables  qu'on  Ta  dänti,  le  ColUge  Impörial  de  R4gence  vient 
iexpidier  des  ordres  pour  y  envoyer  au  plus  tot  50,000  mesures 
iavoine  et  un  miUion  de  quintaux  de  foin.  Ces  provisions  doivent 
jl  itre  transport^es  pc^  terre,  et  Ton  assemble  pour  cet  effet  25fi00 
ehevaux  avec  les  voitures  nicessaires.  Les  principaux  magasins 
^on  dresse  en  Finlande^  sont  ä  Wybourg,  Kexholm,  Nyslot^ 
Jfysterbeek,  Muhl^  Siretenshoy  etc."' 

Graf  Podewils   beauftragte    auch  diesmal  den  Geheimen  Rath 

^ckerodt  mit  der  Rediiction  des  von  dein  Könige  verlangten  Artikels. 

dem  französischen  Texte^  den  Vockerodt  vorlegte,  traf  der  Minister 

ige  Aenderungen,  die  in  unserm  Abdrucke  ersichtlich  werden. 

Der  Artikel  erschien  in  den  berliner  Zeitungen  vom  15,  März  in 

gleichfalls  von  Vockerodt  angefertigten  deutschen  TJebersetssung, 

wurde  noch  an  demselben  Tage  französisch  und  deutsch  den  Ver- 

im  Haag,  in  Köln,  Frankfurt,  Regensburg,  Danzig  und  NUfm- 

zugesandt,  mit  dem  Befehle,  y^ohne  Affectation^  den  Abdruck  in 

am  Orte  befindlichen  öffentlichen  Blättern  zu  veranlassen. 

Hatte  efer  König  gewmischt  j   die  Kundgebung  in   den   berliner 

'^^Mtungen   ,fUnter  der  Hand^   erfolgen  zu  sehen,  so  ging  dies  nicht 

^^^M  an,  da  bei  der  Jedermann  bekannten  Ueberwachung  der  berliner 

'"^ümgen  durch  die  Censur  des  Auswärtigen  Departements  eine  Mit- 

^^ihmg  an  dieser  Stelle  sofort  den  Charakter  einer  offiziellen  Er- 

^^^btmjp  annahm*).    In  der  That  trug  die  Veröffentlichung  nur  dazu 

'^^  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  noch  in  erhelltem  Grade  auf  die 

t^^itssische  Mobilmachung  zu  lenketi;  man  war  geneigt,  geradezu  etwas 

^C9H(mstratives  in  dem  Artikel  zu  erblicken. 

•)Der  Mercure  historique  et  politique  CXXVI  420  (avril   1749) 
''^t  den  Artikel  „note  ou  notification''. 
^^•«ariMbe  StutaMlirifteii.    U.  14 
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Eine  hoUändiscJie  Uebersetßung  des  Artikels  bringt  der  Euro- 
pische  Mercurius  (1749,  I,  148)  als  „Äfsonderlejke  NoUficaUe'^ . 


Berlin,  ce  15  de  mars**). 

Les  mouvementfl  extraordinaires  qu'on  observe  maintenant  en 
plusieurs  endroits  de  notre  voisinage,  et  les  granda  armements  qui 
s'j  pröparenty  donnant  de  jastes  sajets  d'appröhender  qu'il  n'arriye 
au  printemps  prochain,  des  öv^nements ')  qui  pourroient  interrompr 
la  tranquillitä  du  Nord,  le  Roi,  qui  depuis  Theureuse  concluaion  d 
la  paix  s'est  donnö  toutes  les  peines  imaginables  pour  la  conserver'). 
n'a  pu  se  dispenser  de  prendre  pareillement  les  arrangements  n^ces— 
saires  et  des  mesures  convenables,  pour^)  que,  dans  le  cas  oü 


Tenchainement  des  conjonctures  ses  Etats  deyroient  se  trouver  ex — =:— 
posäs   k  quelque'^)    danger,   ses   armöes*)   fussent   k  mdme  de   s'         ^ 
opposer  et  en  6tat    de    le   d^tourner.     Sa  Majestä  ne  se  propow       ä  ^ 
ndanmoins  dans  tous  ces  arrangements  d*autre  objet  que  sa  propi 
süret^  et  celle  de  ses  Etats.    Et  bien  loin  de  vouloir  donner 
moindre   inqui^tude  k  qui  que  ce  soit,  eile  persiate  dans  la  fem: 


rteolution  d'entretenir   trte  soigneusement  'Pamitiö  et  la  bonne  ii 
telligence  oü  eile  a  la  satisfaction  de  vivre  avec  tous  ses  voisins, 
de  s'appliquer  avec  une  attention  toute  particulibre,   ainsi  qu'elle 
fiEut  par  le  pass6,  k  contribuer,  en  tout  ce  qu'il  dopend  d'elle,  pour 
conserver  la  tranquillit^  du  Nord. 


Excurs  zu  Nr.  XIH. 

In  der  auf  Schritt  und  Tritt  uns  begegnenden  apokryphen  J^iS^ 
Bistik  laufen  neben  derjenigen  Fälschungen  ^  die  sich  als  Ausgebur^^^ 
der  Politik  und  Intrigue  kennzeichnen,   andere ^  harmlosere 
cationen  her,   welche  jourtmlistischer  Eitelkeit  ihren   Ursprung 
danken,  der  Sucht  eines  Redacteurs,  seine  Zeitung  möglichst  mteressc*^^ 
ssu  machen. 


*)  Correctoren  und  Zusätze  des  Grafen  Podewils  in  dem  von  dem 
Rath  Vockerodt  entworfenen  Concepte:  1)  Datum  Zusatz.  —  2)  Conectur 
qu'au  printemps  prochain  il  n'arrive.  —  3)  qui  depuis  .  .  .  conserrer  Zusatz.  — " 
4)  de  prendre  .  .  .  pour,  Correctur  für:  de  s'arranger  pareillement  de  la  sorte-  — 
6)  devraient  .  .  .  quelque,  Correctur  für  courusseut  quelque.  —  6)  Corrector  ^^ 
troupes.  —  7)  contribuer  .  .  .  pour  Zusatz. 
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Die  Oaeette  d' Utrecht  vom  25,  Märe  1749  brachte  unter 

Berlin  18.  Märe  neben  der  in  Berlin  veröffentlichten  Erklärung  ein 

j^Exposi  des  motifs  qui  ont  däermini  le  Roi  ä  donner  ordre  que  am 

armSe  fiU  prHe  ä  mar  eher'*  ^  d,  h.  ein  förmliches  Manifest,  folgenden 

WorOauts*): 

Le  Boi  coDsid^rant  la  paix  et  Funion  entre  les  Princes  de  TEurope 
oomme  le  plus  grand  bonheur  auquel  chacun  d'eux  poisse  aspirer,  Sa  Ma- 
jest^  a  vu,  aree  beaucoup  de  joie,  les  fondements  qui  en  ont  ^t^  pos^  k 
Aix-1&-Gliapelle  par  les  poissances  contraetantes  du  demier  tndt^  de  paiz. 

n  ne  manquoit  rien  k  ce  bonheur,  pour  le  rendre  universel,  que  de  voir 
diflsip^  certains  nuages  qui  paroissoient  se  former  dans  le  Nord.  Le  Roi 
a  employ^  ses  soins  aussi  efficacement  qu'il  lui  a  6t^  possible,  pour  en 
pr^yenir  les  effets. 

Ges  nuages  subsistent  n^anmoins  et  fönt  crundre  avec  raison  qu'il  n'en 
vtedte  au  printemps  prochain  quelque  ^vönement  capable  d'interrompre  la 
tianquillitö  du  Nord,  k  moins  que  la  Divine  Providence,  par  la  sagesse  de 
aa  direction,  ne  d^toume  ce  malheur  de  dessus  TEurope. 

Les  mouTements  eztraordinaires  dont  on  est  occup6  dans  les  ]^tats  de 

quelques  puissances  yoisines,  les  armements  et  les  pr^paratifis  auzquels  on  y 

-fniTaille,  fönt  assez  connoitre  que  ces  puissances  sont  remplies  des  mSmes 

mppi^hensions  que  le  Roi,  sur  ce  qui  pourroit  causer  de  Tinterruption  au 

zepoB  gön^ral. 

n  est  de  la  prudence  des  souverains,  lorsqu'ils  pr^voient  des  ^vönements 
csapables  d'influer  sur  la  tranquillit^  de  leurs  £tatB  et  sur  celle  de  leurs 
^eaples,  de  prendre  k  temps  les  prdcautions  n^cessaires,  pour  n*dtre  pas 
aorpris  par  T^yönement 

Tel  est  donc  le  motif  qui  a  fait  juger  au  Boi  qu*il  6tait  n^cessaire  que 
28a  Majest^  fit,  de  son  c6t^,  des  dispositions  pour  mettre  son  arm^e  en  ^tat 
<l'agir,  afin  d'öcarter  de  ses  l^tats  tous  les  dangers  impr^vus  qui  pourroient 
"troubler  le  repos  de  ses  fidöles  sujets. 

Des  intenüons  aussi  pures  doivent  convaincre  un  chacun  que  la 
"tranquillitä  de  ses  voisins  ne  lui  est  pas  moins  ch^re  que  la  sienne  propre. 
XL«  Roi  ne  se  propose  point  d'objet  plus  satisfiBLisant  que  de  cultiver  in- 
'Variablement  Tamiti^  et  la  bonne  intelligence  qui  subdstent  avec  euz.  Et 
«fin  que  ses  v^tables  sentiments  ne  soient  ignor^s  de  personne,  eile  en  a 
fiut  donner  part  k  tous  ses  ministres  dans  les  cours  ^trangöres,  avec  ordre 
d'en  informer  les  puissances  pr^  desquelles  ils  r^ident. 

Wie  sich  ermesseh  lässt^  rief  dieses  Exposä  de  motifs  mit  seinem 
-^fiklang  an  den  Titel  der  bei  Beginn  des  eweiten  schlesischen  Krieges 
^^^^ffenfUehten  Staatsschrift  **J  nicht  geringe  Sensation  hervor.  In 
^^ün  wandten  sich  die  fremden  Gesandten,  überrascht  eine  Kund- 
f^^ung  von  solcher  Bedeutung  zuerst  im  Auslände,  in  einer  hoUän- 

*)  £äne  deutsche  Uebersetzung:  Neue  Europ.  Fama  CLXV,  636;  Neuer 
^^^op.  Staatssecretarius  I,  144;  Heldengeschichte  III,  334. 

'^^  PlreosBische  Staatsschriften  I,  432. 
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dischm  Zeitung,  veröffenüieht  mu  seken^  um  AMshunfl  an  dm  Orafen 
Pödewüs.     Der  Minister  glaubte  im  ersten  ÄugekbUekj   dass  das 
Eocposi  aus  dem   Königlichen   Cabinet   mxr   BekamUmachung  nach 
Holland  geschickt  sein  möchte;  aiber  der  Cabinetssecretär  versicherte 
ihm^  jfdass  des  Königs  Mqjestät  weder  -dem  van  Amman  nach  sansten 
Jemanden  anders  nickt  das  geringste  deshalb  aufgegeben^  *).    Sa  er- 
hielt Amman  die  Weisung  (1.  ApriQ^  den  Vorgang  aufsnMären.    Ein 
Schreiben  des  Redacteurs  der  Oasette  SUtrecht^  lAmiers,  an  Amman 
vom   8.   April   1749   löste   das  RaÜisel  auf  die  einfachste   Weise, 
lÄmiers  hatte  die  berliner  Zeitung  vom  15.  MOr$  tu  spät  van  der 
Post  bekommen^  um  die  darin  enthaltene  Kundgebung  nach  in  seine 
Zeitung  vom  21.  aufnehmen  eu  können:  die  nächste  Nummer  war 
am  25.  fällig j  inewischen  aber  verlor  die  grosse  Kunde  den  BeiM 
Neuheit^  die  eunschen  dem  21.  und  25,  Mars  erscheinenden 
der  Utrechter  Zeitung  hatten  ßr  Holland  die  Riarität  der  Nachricht^ 
Die  andern  eu  übertrumpfen^  camponuie  Limiers  schnell  entschlossen 
jfExposä  de  motiß^  **).    Die  Freude  des  Triumphes  Hiber  die 
nalistischen  Mitbrii^er  soTUe  eine  kursse  sein;  die  preussisehe 
Schaft  im  Haag  besteht  aufkaiegarischen  Widerrufe  Limiers  erklärt^ 
fciTZ  lieber  seine  Zeitung  gang  eingehen  lassen^  als  dieser  ewigen  Schandnim  ^ 
sich   unterziehen***).     Amman   stellt   ihm   in   seinem  Bericht  m 
Berlin   (11.    April)    das    Zeugniss   aus^    dass   er    stets   eifrig 
das  Interesse  Preussens  eingetreten  sei^   Limiers  erklärt  sich  bereit/^ 
allzeit  den  von  dem  berliner  Hofe  fOr  die  OeffenUichkeit  besOmmtei^e' 
Artikeln  und  Schriftstücken  seine  Spalten  zur  Verßgung  zu  stellen^f* 
nur  möge  man  ihm^  was  er  abdrucken  soU^  wie  im  letzten 
direct  aus  dem  Cabinet   zuschicken^    damit   er   nicht  wieder  in 
Lage  kommty  hinter  seinen  Kollegen  nachzuhinken.     In  einem  zweites 
Briefe,  vom  13.  April,  macht  er  dem  preussischen  Gesandten  von 
Auswege  Mittheilung,  den  er  in  dem  Dilemma  glikklich  gefunden 
das  Zeitungsblatt,  das  Limiers  beilegt,  enthält  „das  oMergeeignets^ 

«)  Eichel  an  Podewils,  Potsdam  81.  Biärz  1749. 

**)  Limiers  an  Ammon,  Utrecht  8.  April:    „J*eas  le  d^plaisir  de  me  ycz 
devancer  par  les  gazettes  qui  paroissent  depnis  le  21  josqn'aa  24.     Dans  (s 
circonstances,  a3rant  re^a  les  manuscrits  de  Hambonrg,  qoi  faisoient  mention  « 
cette  note  comme   d'une  d^claration  formelle,  je  yous  avonerai  sans  d^c 
Monsieur,  et  dans  la  plos  grande  simplicit^  de  mon  coeor,  qne,  pour  ne  p 
paroitre  copier  mes  confr^res,  je  composai  sur  les  nouyelles  de  Hambonrg 
siur  la  gazette  de  Berlin  Tarticle  qui  se  trouve  dans  la  mienne  du  25  man.* 
***)  Ebend.:    „S'il  faut  que  je  me  r^traque,    ce  sera  pour  moi  une  ho? 
^temelle.     J'aime  presque  autant  laisser  \k  la  gazette.    Aussi  bien  est-ce  t 
profession  dont  bien  des  fois  je  me  suis  r^but^,  un  mutier  d'esclave  qui  ne  j 
eure  aucun  agr^ment,  et  oü  je  consume  ma  jeunesse  dans  la  peine  et  Fennui 
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iros  ich  aussfudenken  vermocht  habe^  um  das  Expose  zu  widerrufen 
und  gleicheeüig  meine  Ehre  eu  retten'^  '^).  In  der  That  macht  die 
Wendung^  welche  der  Verfasser  mit  der  Miene  eines  völlig  Unbethei- 
ligten  einer  doch  nur  auf  seine  eigene  Rechnung  fallenden  Sache  zu 
geben  weisSy  seiner  journalistischen  Findigheit  alle  Ehre.  Das  ver- 
kappte  Selbstdementi  in  der  Gazette  d' Utrecht  vom  11.  April 
lautet  m  Form  einer  berliner  Correspondenz  vom  8.  Aprü  wörtlich: 

„Ofi  remarque  ici,  ä  Voccasion  des  ordres   dotmis  paur  que 

les  troupes  du  Boi  fussent  en  itat  de  marcher  larsque  le  besoin 

Vexigeroit,  deux  püces  diffirentes  qui  ont  äi  insiries  dans  quelques 

gcusettes  itrang^es;    Tune  revitue  de  la  qualification  d!exposiy  et 

Tautre  saus  le  titre  de  notification  ou  de  note  adressie  aux  ministres 

de  Sa  MajestS  dans  les  cours  ärangbres.    B  est  bon  que  le  public 

sott  averU  qu'ü  n^y  a  que  la  seconde  de  ces  deux  pidces  qui  doive 

äre  tenue  pour  auihentique.    Lautre^  qui  est  congue  dans  un  style 

approchant  de  celui  d^s  manifestes  y  bien   hin  d'^e  avouie  par 

la  cour,  ne  doit  itre  regardie  que  comme  un  raisonnement  amplifü 

ou  supposi  par  quelques  nouvellistes  ou  autres  personnes,  qui  auroient 

du  consid&er  qu'ü  ne  leur  convient  jamais  dCaltirer  les  termes  que 

des    cours  respectables  jugent   ä   propos   c^employer,    lorsqu'elles 

eagpligueni  leurs  intentions.*^ 

*)  „Tout  ce  que  j'ai  pu  conceToir  de  plus  propre  de  r^voquer  TExposd  et  k 
w^st  mon  honneur.*' 


I 


XIV. 

Schreiben  an  den  König  von  England 

Berlin  18.  März  174»9. 


Mb  Hieb  in  Berlin  nicht  unbemerkt^  dass  die  Büstungen  der  heid^^^"^ 
Kaiserhöfe  einen  Commentar  in  der  englischen  Breese  fanden^  d^^^ 
diese  militärischen  Vorkehrungen  lediglich  als  SchuUnnassregeln  gege^^'^ 
die  offensiven  Pläne  Preussens  erst^nen  Hess.  Ueber  die  Oegtn  ^  ^" 
stände,  auf  welche  die  preussische  VergrösserungspoUtik  sich  ridiite^^'^ 
soUte,  gingen  die  londoner  Blätter  in  ihren  sensationellen  HUhälhmge'^^  *^ 
auseinander. 

Eine  Correspondem  aus  dem  Haag  vom  31.  Januar  a.  SL^  wdcl^^^^ 
die  offizielle  Qazette  vom  2.113.  Februar  brachte ,  setzte  die  folgenä^^^^ 
Version  in  Umlauf: 


„Gewisse  Politiker  hierselbst  behaupten,  dass  Absichten  und 
würfe  zur  Störung  der  Ruhe  im  Norden  auf  dem  Tapis 
welche  immerhin  möglicherweise  nur  in  der  Enibildung  bi 
Allerdings  erscheint  es  nicht  unmöglich^  dass  der  König  van 
der  unbestreitbar  ein  geheimer  Feind  Busslands  und  ein  enger  Vt 
bündeter  seines  Schwagers  ^  des  schwedischen  Thronfolgers ,  u 
mit  Vergnügen  die  politische  SituaUon  ausniSAzen  sollte  ^  um  sT  ^ 
Convenienzen  zu  verschaffen.  Denn  man  weiss  hiniängUch,  dass  ^^ 
unter  der  Ounst  der  gegenwärtigen  Conßunctur  nur  zu  gern  sich  zm^^ 
Herrn  des  Bestes  von  Pommern  machen  würdcj  um  so  mekr^  a^^ 
der  Besitz  der  Odermündung  und  der  Insel  Bügen  ihm  von  gross^^'^ 
Nutzen  sein  müsste^  um  seine  Handelsprcjecte  zu  fördern,  und  cM^ 
diese  Erwerbungen  in  Verbindung  mit  seinen  Häfen  in  Preues^^ 
ihm  die  Stellung  einer  vierten  nordischen  Seemacht  versckaff^^*^ 
wHirden.    In  dieser  Absicht  ist  es,  sagen  seine  Advoeaten,  dass 


Schreiben  an  den  König  von  England,  18.  März  1749.  215 

em  seiner  würdiges  JProjeci  entworfen  hat,  dem  sich  zugleich  ein 
Anstrich  von  RecMmässigkeit  geben  lässt,  obgleich  derselbe  vielleicht 
gang  ebenso  oberflächlich  sein  mag,  wie  der^  welchen  die  meisten 
Unternehmungen  dieses  ehrgeizigen  Fürsten  sich  gegeben  haben.** 

Von  einem  preussischen  Anschlage  auf  ein  anderes  Ostseeland 
\8Ste  die  London  Evening  Post  vom  18.  Februar  1 1.  März  m 
ler  berliner  Correspondenz  vom  11J22.  Februar  zu  berichten.  In 
isem  Fälle  soJUe  die  Beschlagnahme  der  Papiere  des  Grafen  Lestocq^ 
f  in  Ungnade  gefaUenen  Leibarztes  der  russischen  Kaiserin  ^  das 
tweismaterial  geliefert  haben: 

^Die  Entdeckungen,  die  man  in  den  Schriften  des  Grafen 
Lestocq  gemacht  hat,  haben  die  Entwürfe  des  hiesigen  (Berliner) 
Hofes  stark  verrückt;  und  trotz  der  Gelassenheit^  mit  der  man  hier 
dies  Ereigniss  hinnimmt,  indem  man  gute  Miene  zum  bösen  Spiele 
macht j  lässt  sich  unschwer  erkennen,  dass  der  Vorfall  grosse  Ver- 
legenheit verursacht  und  dass  man  im  Cäbinet  unablässig  daran 
arbeitet,  die  Massregeln ,  von  denen  man  sich  nicht  mehr  einen 
glücklichen  Ausgang  versprechen  kann,  durch  andere  zu  ersetzen. 
Nichtsdestoweniger  steht  ganz  fest,  dass  man  den  Plan,  die  russische 
Macht  zu  verringern,  nicht  fallen  gelassen  hat.  Aber  die  Kaiserin 
seheint  sich  um  das,  was  iJire  Feinde  gegen  sie  unternehmen  können, 
wicht  zu  beunruhigen.  Man  sagt  sich  ins  Ohr,  dass  der  Plan  dahin 
geht,  einen  Bruder  des  Königs  zum  Herzog  von  Kurland  erwählen 
zu  lassen  u$$d  dies  Herzogfhum  in  diesem  neuen  Zweige  des  Hauses 
Brandenburg  erblich  zu  machen  wie  vordem  im  Hause  Kettler. 
Da  das  Herzogihum  an  das  Königreich  Preussen  angrenzt,  so  wird 
es  sich  demselben  mit  der  Zeit  einverleiben  lassen^  um  so  mehr,  als 
der  deutsche  Orden  Ansprüche  darauf  erhebt^  welche  der  König 
van  Preussen  seiner  Zeit  wird  geltend  machen  können.  Was  dieses 
G^erücht^  welches  sich  behauptet^  stützt,  das  ist  dass  der  hiesige  Hof 
im  Begriff  ist,  30  oder  40,000  Mann  nach  Kurland  zu  entsenden,  be- 
stimmt die  Herzogswahl  aufrecht  zu  halten,  das  ist  weiter^  dass  er 
der  Mehrheit  der  Stimmen  des  kurischen  Adels  sicher  ist,  der  sich 
der  Herrschaft  jedes  andern  Fürsten  viel  lieber  unterwerfen  wird 
als  der  russischen  Herrschaft.  Da  indess  zwischen  Polen  und 
Hussland  eine  Allianz  besteht^  so  hol  die  Kaiserin  Sr.  Polnischen 
Uafestät  alles  mitgefheilt,  was  ma/n  in  dieser  Beziehung  entdeckt 
hat,  und  gemeinsame  Massnahfnen  zum  Schutze  Kurlands  vor- 
geschlagen, welches  die  Staaten  Sr.  IVeussischen  Majestät  von  dem 
'vssisehen  Livhnd  trennt.  In  Folge  dessen  hat  nach  den  neuesten 
^ekreiben  aus  Warschau  und  Danzig  der  dresdner  Hof  beschlossen. 
Hm  der  Kronamiee  ein  Corps  von  8  bis  10,000  Mann  nach  den  an 
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Sainogiti^n  grenzenden  Pdlatmaten  Wilna  und  Track  aheuhefeJdei 
wo  sie  in  der  Lage  sind,  sich  mit  den  SOfiOO  aus  Böhmen  snmicl 
kehrenden  Russen  zu  vereinigen  ....  Der  König  von  Preusse 
ist  willens,  dem  Definitivfrieden  von  Aachen  beiztäreten,  und  S 
Majestät  hat  alle  ihre  Minister  an  den  fremden  Höfen  beauftrag 
ihre  Absichten  deswegen  erkennen  zu  geben.  Indess  ist  ma 
allgemein  der  Meinung,  dass  die  Pacificationsmaschine  nickt  s 
gründlich  und  kräftig  construirt  istj  um  nicht  durch  irgend  eme 
Streich,  den  der  berliner  Hof  zu  planen  scJieintj  zerstört  zu  werdei 
Es  spinnt  sich  an  demselben  augenblicklich  etwas  an,  was  Europ 
oder  wenigstens  seine  nördlichen  TheiU  in  Gährung  zu  bringen  bi 
zweckt.  Man  versichert,  dass  ein  hessisches  Truppencorps  in  Sol 
und  Dienst  Sr.  JPreussischen  Majestät  zu  treten  im  Begriff  ist.^ 

Der  Ursprung  der  tendenziösen  Gerüchte  lässt  sich  wenigstens  i 
dem  ersten  Falle  genau  verfolgen.  In  einem  Schreiben  vom  10.  Janua 
1749 j  welches  in  Berlin  auf  der  Post  geöffnet  wurde ^  machte  de 
österreichische  Gesandte  in  Stockholm  ^  Antivarif  seinem  College 
am  preussischen  Hofe ,  dem  Grafen  Choteckj  „tn  engister  Geheime 
die  Mittheilung  j  dass  „zwischen  dem  König  von  Rreussen  und  dei 
hiesigen  Thronfolger  und  Thronfolgerin  eine  geheime  Handlun 
wegen  Verpfändung  des  Restes  vom  schwedischen  Pommern  gege 
einen  preussischen  Vorschuss  an  Gelde  obhanden  sei  und  doi 
dieser  Vorschuss  zu  der  Verbesserung  derer  schwedischen  Festunge 
und  Reinigung  derer  Häfen  in  Pommern  verwendet  werden  soUe* 
Allein  dieses  scheinet  nur  der  Vorwand  zu  sein^  in  der  Thai  äbi 
der  wahre  Zweck  der  Härtung  dahin  zu  gehen  ^  nicht  allein  sii 
gegen  Verpfändung  von  Pommern  eine  mehrere  preussische  Hülfe  a 
in  der  letzteren^  zwischen  Schweden  und  Preussen  geschlossem 
AUiance**)  benannt  worden,  sondern  auch  noch  eme  ansehnlid 
Geldsumme  zu  Einrichtung  einer  hiesigen  starken  Kriegesvermehrtm 
wider  Russland  und  Dänemark  in  dem  nöthigen  Fäll  zu  versichere 

*)  Am  15.  Februar  meldete  Graf  Choteck  an  die  Kaiserin-Königin  (Inte 
cept)  aus  einem  von  Panin  in  Stockholm  an  Keyserlingk  in  Berlin  gerichtet« 
Schreiben:  „Soll  zwar  der  preussische  Minister  pn  Stockholm]  mittelst  eini 
Promemoria  den  Antrag  gemacht  haben,  dass  der  König,  sein  Herr,  d 
pommersche  Häfen  auf  eigene  Kosten  repariren  lassen  wolle,  darauf  aber  no< 
keine  Antwort  erfolget  sein  solle.*'  Panin's  Nachricht  giebt  der  Antivari^s  i 
Grundlosigkeit  nichts  nach.  Das  Gerücht  von  einer  beabsichtigten  Abtretm 
Schwedisch-Pommems  an  Preussen  erwähnt  schon  ein  Bericht  Hyndfords  yoi 
17.  November  1747,  beiBorkowsky,  Die  englische  Friedensvermittelung  8.  12 
Der  Vorschlag  war  firüher  von  Bestushew  selbst  ausgegangen:  Politisch 
Gorrespondenz  II,  361. 
*•)  Vgl.  oben  8.  181. 
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^  des  Thronfolgers  Bearbeitung  wegen  der  hiesigen  Souveränität 
imgen  .  .  .  zu  machen.  Die  Sachen  sollen  zwischen  deni  Könige 
I  Ihro  Königl.  Hoheiten  durch  einige  der  Vertrautesten  abgehan- 
4  werden,  damit  nicht  dus  mindeste  davon  zu  erforschen  sein  möge, 
i  dieser  Umstand  sowohl,  als  die  Wichtigkeit  der  Sache  selbst j 
fkiget  michj  Ew.  Excellenz  solches  hiermit  in  engister  Geheime  ge- 
rsamst zu  eröffnen  und  Dero  hocherleuchtetem  Ermessen  sowohl  die 
Here  Nachforschung  und  dessen  beliebige  Mittheilung  an  mich,  als 
9  Machung  gemeinnutzbaren  Gebrauchs  zu  unterwerfen,  wie  ich  denn 
9  Hmtertreibung  dieser  Sache  durch  ihre  Verhassttnachung  schon 
tgefangen  habe,^ 

Offenbar  ist  auch  in  dem  demnächstigen  Auftauchen  der  Fabel 
der  englischen  Presse  diese  y^Machung  gemeinnutzbaren  Gebrauches^ 
'  erkennen f  die  Hintertreibung  einer  Sache,  die  nur  im  Reiche  der 
kanlasie  existirte,  „durch  Verhasstmachung^ . 

NidU  so  greifbar  liegt  der  Ursprung  des  zweiten  Gerüchtes  zu 
Mge.  Nur  so  viel  kann  festgestellt  werden,  dass  die  Nachricht  von 
m  Marsche  eines  preussischen  Truppencorps  nach  Kurland  schon 
i  Herbst  1748  ungefähr  gleichzeitig  im  Haag,  in  Wien  und  in 
Hersburg  verbreitet  tmirde*);  in  Wien  wollte  man  sogar  von  60,000 
imn  wissen.  Als  dann  im  Januar  eine  Anzahl  polnischer  Magnaten 
n  der  Oppositionspartei  in  Lemberg  sich  versammelten,  ist  in  ihrer 
9Ue  der  Gedanke,  einen  hohenzollerschen  Prinzen  auf  den  kurlän- 
ichm  Herzogsstuhl  zu  heben,  angeregt  worden.  Der  Palatin  von 
Uee,  Graf  Anton  Potocki,  nahm  Veranlassung,  den  preussischen 
^sAäflsträger  Leveaux  in  diesen  Plan  seiner  Gesinnungsgenossen 
^Uitweihen,  aber  König  Friedrich  wies  den  Vorschlag  (25.  Februar) 
enw  höflich  wie  bestimmt  von  der  Hand  **).  Gleichwohl  verbreitete 
^  bcdd  darauf  in  Warschau  das  Gerücht  von  einer  durch  Preussen 
oibsiehtigten  Eroberung  Kurlands***):  es  war  gegen  Ende  März, 
dass  eine  Einunrkung  des  Artikels  der  London  Evening  Post 
^  t  März  nicht  ausgeschlossen  ist. 

8o  lange  in  London  allein  die  Zeitungsschreiber  die  Verbreitung 
^  Gerüchte  von  preussischen  Angriffsplänen  übernahmen,  durfte  man 
iek  in  Berlin  über  dieses  Treiben  hinwegsetzen.  Ein  anderes  war 
t,  wenn  ein  Mitglied  des  britischen  Ministeriums  Aeusserungen  fallen 
«Vy  welche  mit  den  Calumnien  der  Presse  sich  berührten.  Am 
März  berichtete  der  preussische  Gesandte  von  Klinggräffen  über 


♦)  VgL  Politische  Correspondenz  VI,  273.  283.  304. 
••)  Politische  Correspondenz  VI,  393.  394.  403. 
♦••)  Ebend.  476.    Vgl.  oben  S.  53. 
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eine  Unterredung  eines  seiner  Freunde  mU  dem  Hereog  wm  NewcasÜtm 
Klinggräffens  Chwährsmaim  hatte  dem  Staatsseeretär  seine  Freude 
darüber  ausgesprochen,  durch  die  Bäumung  der  van  den  frangösischet^ 
Trtuppen  bisher  besetzten  Landestheile  das  IHedenswerk  jetet  gan^ 
vollbracht  eu  sehen^  und  hatte  gleichzeitig  auf  die  kriegerischen  Äspedi 
im  Norden  hingewiesen^  wo  auch  England  in  neue  Verwickelung^ 
hinemgezogen  werden  könne  ^    wie  die  dem   Vernehmen  futch   bevo^^ 
stehende  Äussendung  einer  Flotte  in  die  Ostsee  befiHrckten  lasse.    iCmi 
der  ihm  eigenen  Lebhaftigkeit  hatte  der  Herzog  von  NewcasÜe  erwide»^ 
die  Buhe  im  Norden  werde  erhalten  bleAen,  vorausgesetzt  dass  d^r 
König  von  Preussen  die  Unruhe  nicht  beginne,  aber  da  derselbe  ^e^ 
rüstet  bleibe  und  seine  Streitkräfte  noch  vermehre,   so   müsse  ifum 
darauf  Acht  geben.     KUnggräffen  ftigte  seinem  Bericht  über  diese 
Aeusserung  die  Bemerkung  hinzUj  dass  er  mehr  und  mehr  den  Ein- 
druck  gewinne,    als   ob  man  die  Taktik   verfolge,    den  König  von 
Preussen  für  die  Wirren  im  Norden  verantwortlich  zu  mad^en,  um 
unier  diesem  Gesichtspunkte  dem  Privg  Council  den  EntscMuss  tum 
Beitritte  zu  der  Allianz  der  beiden  Kaiserhöfe  abzugewinnen. 

Der  Inhalt  dieses  Berichtes  und  die  augenseheinUche  Unlust  des 
französischen  Hofes,  mit  Nachdruck  von  England  bestimmte  St" 
klärungen  zu  fordern^  bewogen  den  Grafen  Podewils,  bei  seinem  Ot^' 
bieter  den  Erlass  eines  ostensiblen  Bundschreibens  an  den  König  v99% 
England  zu  befürworten^  das  diesen^  wie  des  Ministers  Ausdrudi^-i 
j^an  die  Wand  drücken*^  sollte.    Podewils  stellte  vor: 

„Comme  la  France  ne  paroU  pas  avoir  envie  de 
comme  il  faut^  avec  VAngleterre,  surtout  par  icrii,  qui  seroit 
tant    la   seule   mithode   convenable  pour  obliger   la  demidre  cm^ 
s'eapliguer  nettement,    et  que   Votre  Majesti  aura  vu  par  Izs  i^^ 
piches  du  sieur  de  KUnggräffen  arrivies  par  laposte  iFaujourihz^^ 
avec  quelle  malice  on  continue  de  La  charger  de  tout   le  pritiX^ 
des  grands   armements   qu'on  fait  dans  le  Nord:  soupfon  ifidf^ 
aura  de  la  peine  ä  däruire  dans  le  public,  quelque  dMaraüan  fi<f^ 
fasse,  sott  en  Angleterre  soit  atüeurs,  fai  pensi  qu^il  pcurroU  ff^"[ 
ihre  convenir  aux  int&^ts  de  Votre  Majestä  et  pour  pousser  U  ro^ 
S Angleterre  au  pied  du  mur^   en  le  forga/nt  de  ^eapUquer  ou  Men 
de  se  trouver  ä  la  fa^  de  sa  nation  et  de  taute  VEurope  dans  le 
tort  et  chargi  de  tout  le  bläme  d^une  nouvdle  guerre,  que  Vctrt 
Majesti  lui  äcrivit  tme  lettre  ostensible  sur  la  Situation  präsente  des 
affaires  dans   le  Nord,   con^ue  dans  des  termes  inergiques,  ä  Ja 
vöritd,  mais  dans  le  fand  mesuris,  polis  et  congus  Sune  manürt 
qu'une  pareitte  lettre  ne  püt  offenser  ni  le  roi  d^ Angleterre ,  ni  ses 
alliis,  ni  qui  que  ce  puisse  itre. 
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„cTat  hasardi  mime  le  prcjei  ci-joint  Sune  pareille  lettre,  gue 
je  soumets  paurUmt  avec  tm  pro  fand  respect  aux  lumidres  supörieures 
de  Votre  Majesti. 

^Je  me  flotte  que^  si  Votre  Majestd  Vapprouve,  Elle  ne  sauroit 

avec  raison  itre  bldmie^  ni  de  celui  ä  qui  Elle  s'adressej  ni  Saucun 

de  See  citUiSj  et  que  la  IVancey  ä  qui  on  pourra  la  communiquer  et 

ideker  de   la  parter  Sefn  icrire  une  ä  peu  pr^  dans  les  mSmes 

iermes  au  rot  de  la  Orande-Bretagne  j  ne  sauroit  la  disapprouver. 

j^On  pourroit  mime^    quelques  semaines    apr^   qu'elle  seroit 

wemise,  ideker  saus  main  de  la  rendre  publique^  et  pour  cet  effet  la 

^ammumquer,  une  quinzaine  de  jours  apr^  qu^eJle  aura  passi  en 

JLngleterrey  au  prince  iC  Orange  ^  sous  präexte  de  Tint&esser  dans 

les  desseins  de  privenir  Us  iroubles  du  Nord^   de  concert  avec  le 

^roi  d^Angleterre,  et  puis  la  faire  divulguer  sottö  main  en  Hollands 

^  la  laisser  glisser  dans  les  gazettes,  comme  si  le  secret  en  äoit 

^oenU  en  HoUande  par  la  communication  qui  y  avoit   ä4  faite, 

cf  <Mi  eile  passera  bien  vite  dans  les  gazettes  publiques  d'Angleterre. 

y,Je  suis  persuadi  cpiune  lettre  pareille  dont  le  sieur  äe  Kling' 

Sräfftn  doit  remettre,  sehn  Vusage^  la  copie  au  duc  de  Newcastle^ 

^Mvani  que  de  la  rendre  au  roi  ^Angleterre,  effibarrassera  beaucoup 

ce  prince  et  son  conseil,  parceque  je  difie  qfion  y  ptnsse  trouver 

<&  redirCy  et  qu'ü  faudra  pourtant  y  röpondre. 

y^Si  apräs  cela  le  parti  du  roi  SAngleterre  est  pris  une  fois 

<3e  passer  par-dessus   toutes    les  considörations  y  pour  donner  t&e 

^aissSe  dans   tous   les  plans   et  dans   toutes   les  iddes  qu'on   lui 

^mUribue,  aussi  bien  qu^ä  ses  aUiis  dans  le  Nord^  une  pareHle  lettre^ 

fois  rendue  publique^  le  mettra  dans  tout  son  iort,  et  les  affaires 

Nord,  cmssi  bien  que  Tinnocence  de  la  conduite  de  Votre  Mar 

3^sUy  dans  un  grand  jour  cantre  la  calomnie  de  Ses  ennemis,  et  les 

^mtes  dun  pareü  d^loppement  ne  peuvent  que  de  porter  beaucoup 

^impression  sur  les  e^prüs  difförentSy  non-seulement  de  la  nation 

Qngloise^  maiis  aussi  des  autres  cours  de  VEurope^  si  la  guerre  du 

Jford  devroä  enirahier  une  ginirale  dans  toute  TEurope,  comme  il 

%  a  de  Tapparence,  si  une  fois  la  premidre  commence. 

jßepenäani  ce  ne  sont  que  des  foibles  idies  qviun  zSle  pour 

\.      le  Service  de  Votre  Majesti  dans  les  conjonctures  les  plus  öpineuses 

^      (fü  on  se  irouve  ä  pr4sentj  wia  arrachies  et  dans  lesquelles  je  puis 

^      m*Hre   trompd:   mais  comme  je  ne  risque  rien,  en  les  confiant  ä 

Votre  Majestij  EUe  saura  mieux  que  qui  que  ce  soit^  conibien  elles 

iont  de  nnise  ou  praUcdbles  dans  la  Situation  pr^ente  et  ce  quHl 

eonviendra  ä  Ses  mtör&s  dans  la  crise  violente  oü  nous  sommes.^ 
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Der  König  hielt  den  Vorschlag  genehm^  fand  aber  an  dem  vor- 
gelegten Concept  atisjmsetgen  y  tote  Eichel  an   den  Minister  sckreibi 
(20.  März)^   ^dass  einestheils  solches  dem  Detail  der  Sachen  näher 
komme,  als  des  Königs  Majestät  gerne  sehen  möchten,  andererUheHs 
aber  einige  Passages  darin  enthalten,  welche  als  Menaces  ausgedeutet 
werden  könnten^.    Der  König  entwarf  deshalb  eigenhändig  ein  neues 
,tPrqjet  de  lettre^.     In  Bessug  auf  die  in  diesem  Entwurf  gemacUe 
Angabe,  dass  der  englische  Gesandte  Legge  die  Urkunde  der  preussisdh 
schwedischen  Allianz  von  1747*)  in  den  Händen  gehabt  habe,  erlaybie 
sich  Graf  Podewils  in  einem  Schreiben  an  EicJhd  einen  Zweifel  aits- 
zusprechen.    Auf  den  mündlichen  Vortrag  des  Cabinetssecretärs  liess 
der  König  an  den  Minister  verfugen  (21.  März),  dass  er  sich  zu  er- 
innern glaube,  die  Vorzeigung  des  Vertrages  an  Legge  seiner  Zeä 
befohlen  zu  haben,  und  dass  jedenfalls   einer   oder  der   andere  äer 
fremden   Gesandten  die  Originale  gesehen  haben  werde.     Es  ergab 
sich,  dass  es  der  russische  Gesandte  Chraf  Keyserlingk  gewesen  tcor,  . 
Nachdem   die   entsprechende  Aenderung   vorgenommen  worden  wer, 
wurde  Hos  Schreiben   unter   ZurUcJcdatirung   auf  den  18.  Märe**) 
ausgefertigt  und  von  dem  Könige  vollzogen. 

Behufs  Ueberreichung  des  Schreibens  hatte  Klmggräffen  flm 
10.  April  bei  dem  König  von  England  Audienz,  nachdem  Tags  iW(ff 
dem  Herzog  von  Newcastle  eine  Abschrift  zugestellt  worden  f(vr. 
Georg  II.  liess  sich  mit  dem  Gesandten  in  einen  kleinen  Wortwedisi 
ein,  bis  dieser,  bald  genug,  von  weiteren  Einwendungen  Abstand  imM 
um  bei  dem  sichtbar  erregten  Monarchen  nicht  noch  mehr  awMr 
stossen***). 

Ueber  das  Antwortschreiben  des  Königs  von  England  (St.  J(0^ 
7.  April  a.  St.  1749),  das  Klinggr äffen  am  18.  April  einsckiälh 
schreibt  der  Cabinetssecretär  am  3,  Mai  an  den  Grafen  Podewäs* 
^Des  Königs  Majestät  haben  solches  sehr  vague  gefunden  und  Ikro 
Eefleaiones  darüber  gemachet,  dass  des  russischen  Hofes  nicht  ^^ 
einem  Worte  darin  gedacht  worden."' 

In  Holland  suchte  der  Prinz  von  Oranien,  Georgs  U.  Sehwiegtf 
söhn,  den  Generalstaaten  den  Brief  des  Königs  von  Freufisen  vcf* 
BuenthaUen,  doch  wurde  der  Inhalt  durch  eine  Meldung  des  hoRösur 
dischen  Gesandten  Hop  aus  London  sehr  bald  bekannt^  und  Anfo^ 

*)  VgL  oben  S.  216. 

**).Graf  Podewils  schreibt  unter  eine  von  ihm  angefertigte  Absdirift  d^ 
königlichen  Autographs,  nach  welcher  der  Gkheime  Secretär  Müller  die  A^f^ 
fertigung  mundiren  sollte :  „Das  Datum  muss  so  bleiben,  wie  es  gesetset  i^ 
(d.  h.  18.  März). 

•**i Politische  Correspondenz  VI,  307.  308. 
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Mai  brachten  die  holländischen  Zeitungen  auf  Veranlassung  des 
preussischen  Mimsters  van  Amman  den  Wartlaut*).  In  London  liess 
Klinggräffen  den  Zeiiungen  unter  der  Hand  eine  englische  Ueber- 
seUnmg  eu§ehen. 

Der  Bwr  Yerwendwng  und  an  die  Oeffentlichkeit  gekomfnenen 
Ftissung  aus  der  Feder  des  Königs  ist  der  als  ungeeignet  zurück- 
gdegie  Entwurf  des  Orafen  Podewils  in  kleinerer  Schrift  an  die  Seite 
gesieJU.  Die  Antwort  des  Königs  von  England,  welche  unr  folgen 
lassen^  ist  damals  nicht  veröffentlicht  worden. 


Au  Roi  de  la  Grande-Bretagne. 


Monsieur  mon  Fr&re.  Les 
int^r^ts  de  Votre  Majest^  et  lea 
miens  sont  les  mSmes  pour  la 
conservation  de  la  tranquillitö 
dans  le  Nord.  II  se  r^pand  des 
bruits  dans  toute  l'Europe  que 
cette  tranquillit^  pourroit  6tre 
troubWe;  pour  moi,  je  n'y  voi& 
dans  le  fond  aucune  apparence, 
et  il  semble  qu'il  n'y  a  que  des 
m^fiances  r^ciproques  et  des  soup- 
90ns  mal  fond^s  qui  aient  pu 
jusqu'ici  acer^diter  ces  bruits. 

Mais  comme  les  plus  petits  ob- 
jets,  en  grossissant,  peuvent  tirer 
k  consöquencey  qu'on  ne  doit  rien 
n^gliger  pour  le  maintien  de  la 
paix,  et  que  tout  devient  impor- 
tant  ä  ceuz  qui  aiment  k  la  con- 
Server,  je  m'adresie  ä  Votre  Ma- 
jest^  que  je  connois  dtre  dans  le» 
m^mes  sentiments,  pour  qu'en  v6- 
unissant  nos  soins  nous  puission» 


^)  Berichte  Amnions,  Haag  25.  April,  2.  Mai.    Der  Mercnrehist.   et 

P^^  CXXVI,  514  bringt  das  Schreiben  noch  im  Mai,  unter  Hamburg.  Deutsche 

^«oetBetzungen  n.  A.  Neue  Europ.  Fama  CLXVU,  799;  Genealogisch- 

biatoriche  Nachrichten  CXXXVII,  386;  Heldengeschichte  IH,  336. 

*^^  holländische  Uebersetzung:  Europ.  Mercurius  1749,  I,  189. 


Monsieur  mon  Fr^re.    Comme  Votre 

llayest^  n'est  pas  moins  int^ress^  que 

moi  k  la  conservation  de  la  paix  g^ 

Durale  en  Enxope  et  surtout  k  celle  de 

la   tranquillit^  dans  le  Nord,   Elle   ne 

HkiiToit  trouver  mauvais  si  par  les  liens 

de   Tamiti^   et    des    ^troites   alliances, 

taat  andennes  que  modernes,  qui  nous 

TmiflBent,  je  täche  de  m'expliquer  cor- 

£alement  avec  Elle  sur  les  apparences 

des  troubles  dont  le  Nord  paroit  Stre 

^■nenac^  de  tout  c5t^,  et  sur  les  soup^ons 

<t  les  d^fiances  r^proques  oü  Ton  est  de 

put  et  d'autre,  sans  qu'on  ait  voulu  s'ex- 

pHqaei  jusqu*ici  amiablement  lä-dessus, 

^  que  les  lois  de  Tamiti^  et  m§me, 

•jo«e  le  dire,   un  principe  d'humanitä 

*^le  deToir  de  chaque  puissance  d'tetrter 

^'^fe'^ensement  tout  ce  qui  peut  troubler 

^'anquillit^  dont  on  jouit  si  heureuse- 

^*^t  4  präsent,  le  demandent. 


i 
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Zur  Nordischen  Politik  Preoaaens  1746—1751. 


Les  soup^ns  qui  out  paru  aatoriser 
jusqu'ici  les  grands  armements  qu'on  a 
faits  contre  la  Suöde  et  qui  du  moins 
en  ont  ^t^  le  pr^texte,  ne  peuvent 
raisonnablement  porter  que  sur  ces  deux 
objets:  Tun,  qu*on  suppose  k  la  SuMe 
de  mauvais  deaseins  et  Tenvie  d^attaquer 
ees  voisins;  Tautre,  qu'on  a  paru  craindre 
qu'apr^  la  mort  du  roi  de  SuMe  d'au- 
jourd'hui  le  Prince-Successeur  du  tr6ne 
de  Suöde  ne  täch&t  de  renverser  la 
forme  pr^nte  du  gouvemement  Stabile 
dans  ce  royaume,  pour  y  remettre  la 
souverainet^  et  pouvoir  disposer  plus 
absolument  des  forces  de  la  Suöde  au 
pr^'udice  de  ses  voisins. 

Yotre  Majest^  conviendra  avec  moi 
qu'il  ae  sauroit  j  avoir  d'antres  motift 
raisonnables  des  grands  armements  et 
pr^paratife  qu'on  fait  de  tont  cot^ 
contre  ce  royaume,  que  ceux  que  je 
viens  de  d^tailler,  k  moins  qu'on  ne 
veuille  supposer  aux  puissances  qui  les 
fönt  et  k  Celles  qui  les  soutiennent,  des 
vues  beaucoup  plus  dangereusos  contre 
le  repos  de  la  Suöde  et  contre  Tordre 
de  succession  qui  j  est  une  fois  ötabli, 
soup^on  qu'on  ne  sauroit  pourtant 
r^garder  que  comme  injurieux  k  ces 
respectables  puissances  et  k  leurs  amis 
et  alli^  et  dont  je  suis  fort  ^loignö 
de  croire  Votre  Majest^  capable  d'y 
participer. 

D  s'agiroit  donc,  pour  tranquilliser 
les  voisins  de  la  SuMe  et  leurs  alli^, 
de  gu^rir  leurs  d^fiances  sur  Tun  et 
l'antre  article. 

Qui  connoit  l'^tat  pr^ent  de  la 
SuMe  et  la  forme  de  son  gouvemement, 
conviendra  facilement  qu'elle  ne  sauroit 
donner  des  alarmes  fond6es  k  aucun  de 
ses  voisins  et  enoore  moins  6tre  suscep- 
tible  d'une  id^  de  guerre  offensive 
contre  qui  que  ce  puisse  Stre.  Mais 
ind^pendamment  de  la  connoissance  que 
j'ai  de  la  fti^on  de  penser  et  de  la 
droiture  de  la  cour  de  SuMe,  de  sa 
religion  d'observer  ses  trait^s  avec  tous 


7    contribuer    d'autant    plus  e£E- 
cacement 

Les  8oap9onB  que  les  voiBmei 
de  la  SuMe  ont  pris  oontre  eile, 
ne  peuvent  porter  que  sor  denz 
objets. 

L'un^  qui  paroit  visiblement 
frivole  I  regarde^)  les  projeti 
dangereux  qu'on  parott  vooloir 
imputer  k  cette  puissance  contre 
ses  voisins.  Votre  Majestä  est 
trop  ^air^  pour  n'en  pas  Toir 
la  fausset^,  du  premier  ooap 
d'ceU. 


^)   Correctur   im   Concept   für  em 
i ursprüngliches:  est 
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I  Touiiis  et  de  aon  d^air  de  consenrer 
igneoBemeiit  la  paix,  je  suis  en  tout 
•  pr0t  de  ganntir  efficacement  que  la 
Me  n'entreprendia  pas  la  moindre 
ote  eontre  aacon  de  ses  voisiiis. 

Poor  oe  qui  legarde  les  appr^hensions 
.  Fon  paroit  avoir  dt^  sor  le  pr^tendu 
■ein  de  la  Soöde  de  vouloir  apr^ 
mort  du  £oi  d*k  präsent  changer  la 
cme  de  goavemement  de  ce  royaome 

d^  litobUr  la  sooyerainet^  la  d^ 
ication  qae  la  Sahde  a  £üte  en  demier 
n  an  ministre  de  la  coar  de  Ruseie 
r  oe  M^jet  et  que  la  premiöre,  k  ce 
w  je  croia,  ponrroit  bien  fitdre  encore 
ibliqoeinent ,  doit  suffire  pour  tran- 
dUfaier  entiörement  toutes  les  puissances 
d  j  Bont  intdreesöes. 

JToie  me  flatter  qu*aprte  de  pareils 
laSraflsementsVotreMajest^  conviendra 
Ue-mdme  avec  moi  qa^U  ne  sauroit  plus 
«terancon  soup^on  Intime,  ni  ancun 
:i6texte  raisoimable,  poor  aucune  puis- 
tiiee,  qui  püt  Taatoriser  d'entreprendie 
a^ae  choee  contxe  la  Soöde,  sans 
Kttirer  le  blftme  de  vouloir  troubler 
^  giiet^  de  coeur  la  tranqnillit^  du 
otd  et  de  rallmner  dans  toute  rEurope 
^  fn  4  peine  steint,  puisque  Votre 
^jeit§  et  toat  le  monde  est  infonn^ 
^  flogagements  d'une  allianoe  döfen- 
v^  dans  laquelle  Sa  Migest^  Tr^ 
^Mtiemie,  aossi  bien  que  moi,  nous 
Hu  tronvons  avec  la  SuMe,  dont  par 
Hii6quent  le  sort  ne  nous  sauroit  6tre 
'^Hlibent  et  que  la  religion  des  trait^ 
^  HOB  propres  intMts  nous  obligent 
^^iipensablement  de  d^endre  eontre 
^  agreaseor  et  d'employer  pour  cela 
^OQtes  nos  forces. 


L'autre  tombe  sur  le  change- 
ment  de  la  forme  pr^ente  du 
gouvemement  de  SuMe  dont  on 
pr§te  le  dessein  au  Prince-Succes- 
seur.  n  me  semble  que  la  dd- 
claration')  que  ce  Prince  et  le 
Sdnat  ont  fisdte  en  demier  lieu  k 
la  cour  de  Russie  sur  ce  sujet, 
est  si  claire,  si  positive  et  si  sage 
qu'elle  ne  laisae  rien  k  ddsirer 
aux  puissances  qui  a'intdressent 
au  maintien  du  gouvemement 
präsent  de  ce  rojaume. 

L'alliance  defensive  que  j'ai 
faite  avec  la  SuMe,  k  laquelle  la 
France  a  B,cc6d6^),  et  dont  on  a 
fait  voir  Toriginal  au  comte  de 
Eeyserlingk,  ministre  de  Russie 
k  ma  cour,  ainsi  que  j'en  ai 
d'abord  fait  communiquer  en  son 
temps  la  copie  au  minist&re  de 
Votre  Majcstö  ä  Londres^);  ne 
roule  point  sur  des  innovations, 
mais  eile  ne  nous  engage  pas 
moins;  la  France  et  moi|  k  main- 
tenir  la  succesaion  actuellement 
Stabile  en  SuMe  et  k  nous  dd- 
fendre  mutuellement  eontre  qui- 
conque  voudroit  nous  attaquer. 


^  CorrecturimConceptfnrtr^ponse. 

')  Correctur  im  Concq>t  für:  que 
le  Boi  Tr^B  Chr^tien,  le  roi  de  SuMe 
et  moi  nous  avons. 

*)  Correctur  des  Grafen  Podewils 
für  die  Fassung  des  eigenhändigen  Ent- 
wurfes des  Königs:  ^et  dont  le  sieur 
Legge,  ministre  de  Votre  Mig'est^,  a  ea 
Toriginal  entre  ses  mains." 


\ 
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Zur  Nordischen  Politik  Pteaasens  1746—1751. 


Les  grands  sentiments  de  Votre  Ma- 
jest^,  See  soins  infatigables  poor  la  con- 
servatioii  da  repos  de  TEorope,  et  mtoe 
rint^rSt  de  Votre  Majest^,  celui  de  Sa 
couronne  et  de  Ses  Zitats,  me  fönt 
esp^ier  qu'Elle  voudra  bien  faire  one 
attention  s^eose  k  tout  ce  qae  je 
viens  de  Loi  dötailler  sur  nn  objet  si 
important,  et  qn'Eile  emploiera  avec 
plaigir  Son  cr^t  et  Ses  bons  Offices 
aapr^  de  Ses  alliäs,  poor  pr^enir  tous 
les  tronbles  dont  le  Nord  ponrroit  §tre 
menac^  et  ponr  ^tooffer  dans  sa  nais- 
sance  an  fea  qui,  s'il  ^clate  ane  fois,  ne 
peat  que  se  communiqaer  avec  le  temps 
k  tont  le  reste  de  TEorope  et  y  enve- 
lopper  mtoe  bien  vite  nos  possessions 
en  Allemagne. 


Je  suis  pr6t  en  tont  cas  k  me  con- 
certer  l^dessos  avec  Votre  Majest^  et 
je  sois  persaad6  qae  Sa  Majestö  Trte 
Chr^tienne,  qai  n*a  pas  moins  k  coeor 
qae  Votre  Majest6  et  moi  la  conser- 
▼ation  de  la  paix  de  TEarope  et  celle 
de  la  tranqailUt^  dans  le  Nord,  en  fera 
▼olontiers  aatant  poar  pr^enir  tont  ce 
qai  la  peat  troabler. 


Votre  Majest^  aagmentera,  par  des 
Boins  si  g^ndreax  et  si  dignes  d'an 
grand  monarqae,  la  gloire  de  Son  rögne 
et  le  bonhear  de  Ses  j^tats  et  donnera 
k  tont  Tanivers  des  preaves  authentiqaos 
de  Son  d^ir  de  conseryer  la  paix  dont 
TEorope  joait  k  pr^ent  pp. 


A  Dien  ne  plaise  que  je  aap — 
pose   d'aosai  noirs  desseins  k  d< 
puissances  amiea ,  et  que  j'oBe  1< 
soap90imer  de  projets  aoasi 
gereux.    Maia  je  prie  Votre  Mil^-^ 
jestA  de  youloir  joindre  See  soii^^^ 
aux  miensi  afin  d'amener  les  dean:^ 
partia  k  des  ^clairciasements  qm:::^* 
leur  seront  ^galement   Balatair^ti^ 
Je  La  prie   de  faire  attention     i 
tous  les  points  qae  je   viens   «t^ 
Lui  ezpoBer,    et  d'employer  Soii 
credit   et   Ses   bons   of&ces  poor 
dtouffer  un  feu  qui  couye  sons  les 
cendres  et  qni^  s'il  vient  k  äclater, 
communiquera  son  embrasement  i 
toute  PEurope. 

Je  suis  pr6t  et  je  m'offire  sTec 
plaisir  poor  entrer  dans  toutes  les 
mesores  que  Votre  Majest^  JQg®'^ 
capables  de  conserver  la  paix,  per- 
suad^  qae  Sa  Majestä  Tr6s  Cbti- 
tienne,  qai  n*a  pas  moins  k  coeor 
que  nous  le  maintien  de  la  paix 
de  TEurope  et  la  tranquillitö  da 
Nord;  joindra  ses  efforts  aus  nötres^ 
pour    y   contribuer  poissamment» 

L'occasion  qui  se   präsente  ^ 
Votre  Majestö   est  une  des  pl*^ 
favorables  pour  augmenter  la  gloir^ 
de  Son  r^ne,  pour  maintenir  l* 
bonheur   de  Ses   Etats,  et  poi 
donner   des   preuves   räit^rto 
authentiques     du     d&ir     sincir*^^ 
qu'Elle  a  de   conserver    la 
de  FEurope. 

Je  suis  avec  les  sentiments 
la  plus  parfaite   considäration 
de  Tamitiä  la  plus   sinc^re;  Moi 
sieur  mon  Frfere,  etc. 

Berlin,  18  mars  1749. 
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Au  Roi  de  Pruese. 

Monaeor  mon  Fr^.    J'ai  re^u  par  le  deur  Klinggneffen,  votre  ministre 
et  envoy^  extxaordinaire  k  ma  cour,  la  lettre  de  Votre  Majestö 
do  18  de  mars  N.  S. 

Xj  vois  avec  plaisir  vos  sentiments  pacifiques  et  particaliörement  pour  la 
ecmeeryalion  de  la  tranqnillit^  du  Nord.  Les  miens,  qui  j  oorrespondent  entiöre- 
it,  8ont  assez  bien  connns  k  tout  le  monde,  et  je  n'ai  pas  manqn^  d'en  faire 
il  7  a  qoelque  temps,  tant  k  Sa  Majest^  Tr^  Chr^tienne  qu'ä  Flmp^ratzice- 
le  et  aux  autres  pniaBances  intdresB^  k  ladite  tranqoillit^.  Mes  ayis  de 
Vlicnne  ne  me  donnent  auenne  raison  de  croire  qu*on  j  pense  difPi&remmenty  et  je 
perBoade  qne  rimp^ratzice-Reine  n'entreprendra  aucune  d^marche  qui  puisse 
donner  atteinte. 

Les  m^fiances  et  les  soup^ons  mal  fond^s  peuvent  pourtant  servir  de  pr^ 

et  donner  lieu  k  de  certaines  mesures  qui  pourront,  dans  la  suite,  entraSner 

i€  n^tore.     L*uniqne  moyen  de  remp6cher  est,  de  mettre  fin  au  plus  tot  k 

m^fiancesy  en  otant  tout  ce  qui  peut  j  donner  Ueu  de  part  et  d'autre.    Je 

doute  nullement  que,  comme  vous  en  avez  Tinclination,  vous  ne  trouviez  les 

moyeus  de  la  £aire  r^ussir.    Quant  k  moi,  je  continuerai  mes  soins  pour  con- 

aeryer  la  püx   si  heureusement  r^tablie  en  Europe,  et  particuliörement  pour 

maintenir  la  tranquillit^  du  Nord,  et  je  n'ai  aucun  doute  que  cet  objet  d^sirable 

ne  pnisse  s^effectuer,   pourvu  qu'on  ne  touche   pas  k  la   forme   präsente   du 

gopvemement   en    SuMe   —   dont    Tappr^hension   n'a    pas   laiss^    de   donner 

qibeiqiies  alarmes  aux  puissances  voisines  —   et  qu'on  obeerve  ponctuellement 

et  mutaellement  de   la  part  de  toutes  les  parties  int^ress^es  les  stipulations 

eonteaues  dans  le  trait^  d^finitif  demi^ment  conclu  k  Aix-la-Cbapelle. 

An  reste,  Votre  M%jest^  peut  dtre  assur^   de  ma  ferme  r^lution  de 

m^^vertner,  partout  oü  je   trouverai  occasion,  pour  la  conservation  de  la  paix 

^bakaXe^  et  de  mon  d^sir  sincöre  de  cultiver  la  plus  parfaite  union  et  bonne 

ooneBpondance  avec  Elle.    Je  suis,  Monsieur  mon  Fr^,  de  Votre  Majest^  le 

bonfr^ 

A  Saint-James  ce  7»«  avril  1749.  George  R. 


^■^•«iiche  StaatMcbriften.    U.  15 


XV. 


Verbalnote  an  den  Russischen  Hof.    1750. 


(janz  gegm  die  ursprüngliche  Absicht  des  Grrafen  BesUishetc,  „Schwedefi 
ohne  vieles  Warnen  in  der  Geschumdigkeit  mit  Krieg  su  überziehen^  *;)^ 
soUte  die  Erklärung,  welche  der  russische  Gesandte  Panin  am  29,  JTi*" 
nuar  1749  in  Stockholm  abgab,  einen  Notenwechsel  eröffnen,  der  die 
Aufmerksamkeit  von  ganz  Europa  auf  die  russisch-schwedischen  Difp^^ 
renzen  lenkte  und  an  dem  im  Laufe  von  mehr  als  etnetn  Jahre  Ü^ 
meisten  der  grösseren  Höfe  sich  betheiligt  haben. 

Jene  erste  Erklärung  Panins*'^)  besagte,  die  Kaiserin  von  Sus^-' 
land  habe  vernommen,  dass  es  in  Schweden  Personen  gäbe,  die  sicr^ 
mit  dem  Pinne  trügen,  nach  dem  Hintritt  des  Königs  von  Schwed^^ 
die  absolute  Monarchie  herzustellen  "^"^V.  Die  Kaiserin  Hess  erö^^^^ 
dass  sie  in  diesem  Falle  Kraft  der  Friedensverträge  von  Nystadf)  vf^ 

*)  Vgl.  oben  S.  181. 

**)  Vgl.  Politiache  Correspondenz  VI,  373.   Malmström  III,  82i 

*•*)  Ueber  die  Entdeckungen  des  österreichischen  Residenten  Antivari,  be^ 
des   russischen    Gresandten   Panin,    über    angebliche   geheime    Beschlüsse  ^^ 
Reichstages  von  1747  im  Sinne  einer  Wiederherstellung  des  Absolutismus,  dard^ 
deren    Spuren  im    wiener  Archiv   Fryxell,   Berättelser  ur  svenska  bistoiis^ 
XXX  Vm,   149.  200  irre  geführt  wurde,  handelt  der  Excurs  bei  Malm  ström 
m,  310 — 313.    Dass  diese  Entdeckungen  den  beiden  Kaiserhöfen  sofort  zwofel- 
haft  erschienen   sind,  ergiebt  das  Schreiben  von  Hernes  an  Antivari,  Moekui 
10.   November  1749,   Politische   Correspondenz  VII,   183.     Vgl.  ebend. 
VII,  287. 

t)  Dumont,  Corps  diplomatique  VIII,  2,  36.  —  Artikel  7:  ^Sa  Majestö 
Czarieime  promet  aussi  de  la  mani^re  la  plus  solennelle  qu'elle  ne  se  m^en 
point  des  affaires  domestiques  du  royaume  de  SuMe  ni  de  la  forme  de  r^enc« 
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Aho  find  der  AUiam  von  1745*)  sich  gehalten  fühle  ^  die  bestehende 

Begierungsfarm  zugleich  mit  der  Ruhe  im  Norden  aufrecht  ssu  erhalten. 

Die  Antwort   Schwedens**)    bezeichnete  die   der  Kaiserin   von 

^^^sland  Mu  Ohren  gekommenen  Gerüchte  als  unbegrilndet,  betheuerte 

*'c  Loyälüät  des  Thronfolgers  und  lehnte  die  Hülfe  des  Auslandes  /5r 

^*c  Aufrechierhaltung  der  itmem  Ordnung  auf  alle  Fälle  ab. 

Als  dann  durch  die  Kundgebungen  JPreussens  und  Frankreichs 

im  Jahre  1749  die  s,  g.  nordische  Frage  eine  europäische  Bedeutung 

9^Wonnen  hatte  ^  erliess  der  König  von  Schweden  im  Juli  ein  Moni- 

f^st^  das  auf  Ansuchen  des  Thronfolgers  in  dessen  Namen  jeden  Ge- 

^nken  an  eine  Verletzung  der  Wahleapitulation,  der  Regierungsform 

•«wd   der  reichsständischen  Freiheit  auf  das  feierlichste  in  Abrede 

stellie***). 

Eine  weitere  Aeusserung  Russlands  lie^s  lunge  auf  sich  warten. 

iHe  Pause  gab  der  Conjeduralpolitik  reichlichen  Stofff).    Es  kani 

^n  AugefUflick,  wo  der  Angriff  Russlands  gegen  Schweden  wieder  un* 

^iUdbar  bevorstehend  schien:    ^Der  Krieg  ist  so  gut  wie  erklärt*^ 

schrieb  Friedrich  II.  am  19.  Juli  1749  an  den  französischen  Ge* 

sandten  Valaryff).    Aber  Russland  blieb  bei  der  Ankündigung  eines 

Angriffes.    Die  Note,  die  Panin  am  3.  September  dem  schwedischen 

Minisierium  einhändigte,    erklärte  die  schwedische  Antwort  auf  die 

^^Mssische  Januamoie  nach  den  früher  gemachten  Erfahrungen  als  tin- 

^efriedigend.    Für  den  Fall,  dass  ohne  den  einmüthigen  Beschluss  der 

^cr  Stände  des  schwedischen  Reichs  die  Einfuhrung  der  Souveränität 

wrsi4cÄ<  werden  solUe,  wurde  mit  dem  Einmärsche  eines  russischen 

'A^^neecorps  gedroht,  das  vom  Thronwechsel  ab  so  lange  auf  schwc" 

^^chem  Boden  verharren  tcürdCj  bis  Schweden  zu  einer  neuen  Garantie 

^  siebenten  Artikels  des  Friedens  von  Nystad  sich  verstanden. 

Schweden  hatte  Zeit  gehabt,   mit  seinen  Alliirten  sich  in  Ein" 
wrnf>Äm^»  jm  setzen.    Schon  am  10.  September  erfolgte  die  Beant* 

^  ^  ^  T^gl^  et  Stabile  sous  serment  et  nnanimement  par  les  Etats  dadit 

i^^T^Uime,  qn'elle  n'asfiistera  personne  en  aucune  mani^re,  qui  que  ce  puisse  6tre} 

^  ditectement  ni  indirectement,  mais  qu'elle  tachera  d*emp{k;her  et  de  pr<^venir 

toat  ce  qni  j  est  contraire,  pounru  qne  cela  vienne  ä  la  connoissance  de  Sa 

Vftjestö  Cxarienne,  afin  de  donner  par  \k  des  marques  d'une  amitiä  sincöre  et 

cTmi  y^ritable  voisin.*' 

*)  Wenck,  Codex  juris  gentium  recentissimi  II,  31.  216. 
••)  Politische  Correspondenz  VI,  375.    Malmström  HI,  325. 
♦♦•)  Der  YerfiEMser  des  Manifests  war  Baron  Job.  Andr.  Höpken,   der  nach« 
mUge  KanzleiprSsident.     Malmström   III,   328  Anm.  8.     Vgl.  Politische 
Correspondenz  VII,  47.  84. 

t)  Politische  Correspondenz  VI,  503  fF.,  VII,  19—88. 
tt)  Ebend.  VH,  21. 
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Wartung  der  Panmschen  Note:  Nachdem  der  Thronfolger  aus  eigenem 
Antrieb  die  Versicherung  erneuert  habet  in  keiner  Weise  f?on  der 
beschworenen  Capitulation  abweichefi  eu  woUenj  habe  jede  Besargniss 
wegsufallen  und  werde  jeder  Zweifel  beleidigend.  Die  schwedische 
Regierung  sei  stark  genug  ^  selbst  die  Verfassung  aufrechtßuerhaUen 
und  werde  gegen  einen  russischen  Angriff  sich  mit  aller  Macht 
Wehr  setsen*). 

Im   gegnerischen  Lager   namUe   man   die  schwedische  AsUwor^ 
^hochmüihig  und  standhafl^  **).    Der  wiener  Hof  versuchte  ßu  ver — 
mittein  und  empfahl  den  Austausch  wechselseitiger  Declarationen^  so^ 
dass  Schweden  die  bestehende  Regienmgsform  ^  Bussland  die  s 
dische   Thronfolgeordntmg  eu    respediren   zugesagt   hätte***).     Dee-* 
Vorschlag  wurde  von  schwedischer  Seite  nicht  einmal  beantwortet  fj^^, 
aber  nun  machte  Russland  denselben  Oedarücen  sich  zu  eigen, 
einer  dritten  Note  ff J  wwrde  am  15.  Januar  geltend  gemacht^   d( 
das  Manifest  vom  Juli  des  Vorjahres^  lediglich  eine  Kundgebung 
die  Naiionj  als  eine  Antwort  an  eine  fremde  Macht  nicht  betrachtc^M 
werden  könne,     Russland  forderte  ein  neues  Abkommen  behufs  jB< 
kräftigung  des  siebenten  Friedensartikels  von  Nystad,  und  zwar 
Ausstellung  einer  solennen  Acte  seitens  der  schwedischen  ReichsständT  ^ 
mit  der   Versicherung  y    die  bestehende    Verfassung  nicht  ändern 
wollen^  gegen  eine  Oewährleistung  der  schwedischen  Thronfolgeor 
durch  eine  Acte  Russlands  ff). 

Schweden  wies  das  Ansinnen  als  entwürdigend  zurück  und  ber^^i 
sich  darauf,   dass  der  Vertrag  von  Nystad  durch  den  nachherig 
Krieg  erloschen  sei;  die  Protokolle  der  Conferenzen  von  Abo  Kes^ 
hinlänglich  ersehen,  dass  die  russisd^en  Bevollmächtigten  1743  tm^m^f 
die  Wiederholung  des  siebenten  Artikels  des  früheren  Friedens  t?^>^"- 
ziehtet  hatten  fff). 

Mehr  als  je  glaubte  Schweden  nach  dieser  erneuten  nachdrü^^' 
liehen  Ablehnung  der  russischen  Zunmfhung  des  Rückhaltes  bedürfJf^ 
zu  sein  und  ersuchte  deshalb  seine  Verbündeten  j  Frankrüek  t^s^^ 
Preussen,  seine  Sache  bei  den  Verbündeten  Russlands^  an  den  JBö/^^^ 

*)  Politische  Correspondenz  YII,  113.    Malmström  lU,  d88. 
**)  Schreiben  des  österreichischen  Botschafters  Graf  Bemes,  Moakan  10. 
yember  1749,  an  den  Residenten  Antivari  in  Stockholm.    Politische  Cor  > 
spondenz  YII,  182. 

♦*•)  Politische  Correspondenz  Vn,  154.  275. 
t)  Malmström  IQ,  382. 

tt)  Ebend.  III,  833.    Politische  Correspondenz  YII,  289.  290.  240- 
iff)  Politische  Correspondenz  YII,  244  Anm.  1. 
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II  Wien  und  London,  durch  diplomatische  Erklärungen  eu  unter- 
Ufen.  Frankreich  und  Preussen  waren  gleichmässig  dazu  bereit; 
riedridis  II.  Befehl  an  seinen  Gesandten  in  Paris  ^  das  Ansuchen 
^Jmedens  dort  eu  befürworten j  kreuzte  sich*)  mit  dem  Berichte  des 
esandten  über  den  Vorschlag  des  französischen  Ministeriums  zu  ge- 
einsamem  Vorgehen  im  Interesse  Schwedens:  Marquis  Puyzieuh  fand 
e  neue  russische  Forderung  im  Widerspruch  zu  der  Erklärung^  die 
ngland  im  October^  Oesterreich  im  November  in  Versailles  ah- 
geben  hatten,  dass  nämlich  Russland  nach  dem  Manifest  des  Königs 
id  des  Kronprinzen  von  Schweden  nicht  mehr  die  bisher  geäusserten 
esorgnisse  hegen  und  von  den  Demonstrationen,  die  deren  Folge 
wesen  seien,  abstehen  werde  **).  Der  französische  Minister  gab  dem 
ömge  von  IVeussen  anheim,  ausser  den  von  Schweden  gcfcunschten 
iuriUen  in  Wien  und  London  auch  am  russiscJien  Hofe  eine  Er^^ 
ünmg  abgeben  zu  lassen;  zwischen  Frankreich  und  Russland  waren 
U  1748  die  diplomatischen  Beziehungen  unterbrochen.  König  Friedr 
dk  erklärte  sich  einverstanden,  stellte  aber  zugleich  die  Frage  ^  ^ob  es 
du  gut  sein  werde  j  wenn  der  französische  Hof  einen  seiner  an  dem 
^Ksd^en,  wienerischen  oder  andern  Höfen  sich  befindenden  Ministres 
4Mrgiren  würde,  dem  an  solchem  Hofe  Sid)sistirenden  russischen 
imter  eben  dergleichen  Dechration  minisUriellement  zu  fkun^  ***^. 
\ig0ieulx  hatte  gegen  diesen  Schritt  Bedenken  f),  denen  König  Fried- 
sft  kein  Wort  entgegensetzte^  nachdem  er  seine  eigne  Note  inzwischen 
reite  Anfang  März  nach  Petersburg  abgesandt  hatte. 

Dort  stellte  sich  der  Ueberreichung  der  Note  ein  unvorhergesehenes 
mdemiss  entgegen.  Wenn  Oraf  Podewils  in  Wien  und  Klinggräffen 
London  die  entsprechenden  Erklärungen  noch  im  Laufe  des  März 
gegeben  hatten  ff),  so  konnte  man  am  russischen  Hofe  ungefähr  er- 
Menj  wess  Inhalts  das  Anbringen  sein  werde,  für  das  der  preussisehe 
^sandte  den  Grosskanzler  um  eine  Conferenz  ersuchte  fff).  Der  Vice- 

*)  Vgl  Politische  Correspondens  YII,  289. 

**)  Bericht  Chambrier's,  Paris  20.  Februar  1750. 
***)  2.  März  1750.    Politische  Correspondenz  YII,  273. 

f)  Bericht  Chambrier'Sy  Paris  20.  Mftrz:  „Le  marquis  de  Puyziealx  me 
»ondit  qa*oatre  la  r^ngnance  que  le  Boi  son  maitre  j  auroit,  ü  n*estimoit 
I,  touteB  les  rdflezions  fiutes,  vu  le  pied  oü  la  France  en  est  avec  la  Bussie» 
»  eette  dtoarehe  füt  utile  pour  lui  en  imposer." 

tt)  I^  Text  derselben  Politische    Correspondenz  VU,  279.     Vgl 
d  Teure  bist  et  poL  CXXVm,  368.  488. 

itD  Graf  Puebla  berichtete  Mitte  April  aus  Berlin  nach  Wien,  dass  Graf 
idewils  gegen  den  sächsischen  Gesandten  von  Bttlow  snigegeben  habe,  Waren* 
rfftei  beauftragt,  in  Petersburg  mutatis  mutandis  dasselbe  zu  erkl&ren,  was 
r  KSmg  Ton  Preussen  in  Wien  habe  erklären  lassen.  Politische  Corre- 
OQdenz  YII,  340. 
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JcanzUr  Graf  Woronzow,  der,  politisch  ohne  Einfluss,  zu  der  pra 
sehen  Gesandtschaft  fort  und  fort  persönliche  Beziehungen  unterl 
hätte  gern  den  König  von  Preussen  von  der  ünopportunität  der 
absichtigten  Erklärung  überzeugt  *).  Den  Umstand,  dass  der  Legati 
rath  Warendorff,  der  gerade  damals  den  bisherigen  Gesandten  von  G 
auf  dem  Petersburger  Tosten  ablöste,  in  seinem  Creditiv  einfach  als 
nister  charakterisirt  war,  benutzte  Besiushew,  um  dem  neuen  VerU 
die  Zulassung  zur  Audienz  bei  der  Kaiserin  und  damit  den  Eintri 
die  Äctivität  seiner  diplomatischen  Mission  zu  verweigern:  nach  ei 
neuen  Ceremoniell,  so  wurde  Warendorff  am  3.  Mai  bedeutet,  empfi 
die  Kaiserin  nur  noch  Botschafter  j  ausserordentliche  Gesandte  < 
^bevollmächtigte^  Minister**). 

Warendorff  bekam  ein  neues  Creditiv  als  „bevollmächtigter 
nister^ ;    um  aber  die  Abgabe  der  Note  nicht  noch   länger  hin 
gezögert  zu  sehen,  befahl  König  Friedrich  Ende  Mai  seinen  Cabi 
ministem  dieselbe  dem  russischen  Gesandten  in  Berlin  zur  Befördei 
an  seinen  Hof  zuzustellen***). 

Dieser  Behelf  schloss  nicht  aus,  dass  Warendorff  in  PeterSi 
nach  seiner  Antrittsaudienz  bei  der  Kaiserin  den  Grosskanzler 
persönlich  die  Erklärung  entgegennehmen  liess.   Erst  am  4.  Juli 
die  Conferenz  statt.     Nach  Verlesung  der  Erklärung  durch  Wc 
dar  ff  und  Zustellufig  einer  Abschrift  erwiderte  Bestushew,    das 
von  dem  Inhalt  durch  Gross  bereits  hinreichend  unterrichtet  geu 
sei,  dass  die  Kaiserin  sich  bisher  dariiber  noch  nicht  geäussert 
und  dass  er  nicht  verfehlen  werde,  sobald  dies  geschehen,  Warem 
davon  Kenntniss  zu  geben.     Als  seine  persönliche  AnsuM  aus 
Bestushew,  dass  weder  die  Erklärung  Preussens,  noch  die,  welche 
dere  Mächte  zu  Gunsten  Schwedens  abgegeben  hätten,  irgend  € 


*)  Er  sagte  zu  Warendorff  (Bericht  vom   12.  Mai):   „Que,  selon   Ic 
vaudroit  mieox  ne  faire  plus  de  d^arations  k  la  cour  d*ici  et  laisaer  les  afl 
dans  la  Situation  oü  ellee  se  trouvaient  actaellement" 
**)  Ebend.  VTI,  378. 

***)  Der  Befehl  des  Königs  erfolgte  auf  mündlichem  Wege.  Podewils 
Finckenstein  berichten,  Berlin  25.  Mai  1750:  „Ayant  fait  inviter,  conformd 
aux  intentions  de  Votre  Majestä,  le  sieur  Gross  k  une  conf<$rence,  nous  Ifd  a 
£Eut  faire  la  lecture  et  d^livr^  tout  de  suite  copie  de  la  d^daration  que  "^ 
Majest6  a  charg^  le  sieur  Warendorff  de  fiure  k  la  cour  de  Russie  relative 
k  la  Situation  des  affaires  du  Nord.  II  a  ^cout^  le  tout  avec  un  profönd  dl 
et,  en  recevant  la  pi^,  il  n'a  dit  autre  chose  si  non  qu'il  TenveiToit  4  sa  c 
Damit  erledigt  sich  die  Nachricht  im  Juliheft  1750  des  Mercnre  historiqn 
politique  (CXXIX,  96):  „Monsieur  Gross  demanda  copie  de  cette  piöce  < 
put  Tobtenir,  parceque  les  ministres  prussiens  avoient  ordre  de  ne  hii  en 
que  la  lecture.^ 
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Emdruck  auf  die  Kaiserin  machefi  würden.  So  latige  Schweden  seine 
Verfassung  nicht  ändere^  werde  Bussland  es  nicht  angreifen,  bei  deni 
rsten  Anstoss  aber  gegen  die  Verfassung  werde  man  nicht  umhin 
Uhmen^  sich  an  die  Bestimmungen  des  nystader  Friedens  zu  halten. 
iUes  das  wurde^  wie  Warendorff  seinetn  Berichte  hinisußgt,  herrisch 
^emtg  und  wenig  massvoll  vorgebracht;  zu  zwei  Malen  gebrauchte  der 
Kanzler  die  Wendung:  y^Die  Schweden  können  leben  oder  sterben: 
e&ai,  wenn  sie  ihre  Verfassung  nicht  ändern ^   sterben,  wenn  sie  es 

Die  in  Aussicht  gestellte  Antwort  auf  seinen  Vortrag  ist  dem 
nreussischen  Gesandten  ruichmals  nicht  ertheilt  worden.  Als  unmittelbar 
]ach  der  Ueberreichung  der  Warendorffschen  Note  Nachrichten  von 
ieuen  russischen  Truppenbewegungen  in  sehr  ostentativer  Weise  auf- 
rateHj  sagte  der  Hofkanzler  Graf  Ulfeid  in  Wien  zu  dem  schwe- 
lischen  Gesandten  Crraf  Barck,  das  sei  die  Wirkung  der  preussischen 
Deelaration;  oft  verwirre  man  Dinge,  welche  die  leichteste  Beilegtmg 
mgelnssen  haben  würden,  wenn  man  zuviel  zu  ihrer  Lösimg  in  Be- 
wegung setze.  Sehr  wohl  tcisse  man ,  was  die  preussische  Erklärung 
•H  Wege  gebracht  habe^  es  sei  nicht  unbekannt,  dass  Frankreich 
olfem  in  dieser  Saclie  nicht  würde  vorgegangen  sein**). 

Thaisache  ist^  dass  Frankreich  gern  noch  eine  preussisch-dänische 
CoOectiverklärung  an  Bussland  veranlasst  hätte.  Der  dänische  Hof 
«ttr  es,  der  diesen  Gedanken  von  der  Hand  wies,  da  es  nicht  an- 
'^messen  scheine,  die  Erklärungen  zu  häufen  oder  Drohungen  in  die- 
'Iben  einfliessen  zu  lassefi***). 

Der  König  von  Freussen  selbst  urtheilte  über  Nothwendigkeit  und 
^deutung  der  concentrischen  diplomatischen  Action  der  Verbündeten 
^wedens  ziemlich  gering:  y^Ich  glaube,  dass  den  Bussen  durch  die 
^^chiedenen  Propositionen,  so  ihnen  geschehen,  zu  viele  Ehre  angethan 
•*rf.  Mir  hat  solches  niemals  angestanden,  hätte  Ich  aber  davon 
^9eraihen,  so  hätte  vielleicht  Frankreich  Mir  wieder  Absichten  im- 
^-iret,  die  Mir  keineswegs  eigen  seind^f). 


*)  Politische  Correspondenz  VIII,  19,  womit  die  Analyse  der  Er- 
^emng  Bestnshews  im  Mercure  historique  et  poiitique  CXXIX,  326 
^  Ganzen  sich  deckt;  doch  soll  danach  Bestushew  gesagt  haben:  „J'aurai  soin 
^^  informer  Sa  Majest^  Imperiale,  mais  je  doute  qu'elle  prenne  aucune  r^so- 
^on  Ut-dearos.*' 

**)  Politische  Correspondenz  VIII,  34. 
^**)  Ebend.  VU,  371.    Dänemark  hat  in  der  Folge  nicht   einmal  die   mit 
verabredete  Sondererklärung    in  Petersburg   abgeben  lassen.    Vgl. 

.  vm,  80. 

t)  Ebend.  VII,  410. 
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Soviel  war  erreicht^  dass  Graf  Bestushew  in  Stockholm  eine  neu 
Note  nicht  übergehen  Hess.  Als  am  5,  April  1751  König  Friedrich 
von  Schweden  starb,  erliess  sein  Nachfolger  Adolf  Friedrich  ein 
Froclamation*)^  in  welcher  er  nochmals  für  die  Aufrechterhaltung  de 
Begierungsform  sich  verbürgte.  „Man  muss  hoffen,^  schrieb  Fried 
rieh  II.,  j^dass  diese  Declaration  bei  dem  Petersburger  Hofe  gtU  ein 
schlagen  mrd,  da  sie  wirklich  alles  erschöpft^  was  derselbe  vernünftige 
Weise  von  Schweden  erwarten  konnte^  **).  In  der  That  Hess  Buss 
land  offiziell  erklaren,  dass  Ihro  Kaiserh  Mcyestät  von  allen  Beussa 
die  Versicherungsurkunde  des  neuen  schwedischen  Königs  und  die  darau 
erfolgten  Erklärungen,  mit  Allerhöchstderoselben  eine  genaue,  vertrau 
liehe  und  nachbarliche  Freundschaft  gu  unierhalten,  zur  hinlänglichem 
Beruhigung  und  vollständigen  Befriedigung  gereichten***)*  Fin  offi 
eiös-russischer  Zeitungsartikel  in  der  Gazette  de  Colognef)  aber  er 
klärte,  dass  die  Kosten  der  jahrelangen  Kriegsbereitschaft  die  russisch 
Kaiserin  nicht  zu  gereuen  vermöchten,  „denn  ihnen  verdankt  man,  wi 
wir  glatten,  die  von  dem  neuen  König  von  Schweden  soeben  ver 
öffenÜichte  Erklärung''. 

Der  Text  der  preussiscJien  Erklärung  an  Bussland  folgt  hier  nac 
dem  Concepte  von  der  Hand  Vockerodts.  An  die  OeffenÜichkeit  ii 
dieselbe  im  Jult  1750  nicht  im  Wortlaut,  sondern  nur  in  einer  Anahfs 
gelangt  ff). 


Döclaration  verbale  ä  faire  k  la  coar  de  Bussie. 

Que  le  maintien  du  repos  et  de  la  tranquillitä  du  Nord  faisoi 
an  objet  trop  interessant  pour  le  Roi  pour  qu'il  püt  diffärer  k  B^ei 
pliquer  amiablement  avec  la  cour  de  Russie  sor  les  nuages  qv 
s'^toient  ilevia  depuis  quelque  temps  et  qui  sembloient  menace 
cette  tranquillit^;  que  Sa  Majest^  n'avoit  appris  qu'avec  peine  Ic 
premiires  alarmes  que  Sa  Majestä  rimpöratrice  de  Russie  avoit  par 
prendre  d'un  prötendu  changement  dans  la  forme  du  gouvememei 
su^dois;  et  les  discussions  dans  lesquelles  on  ätoit  enträ  avec  la  con 

*)  D.  d.  Stockholm  26.  März  a.  St.  1751,  bei  Wenck,  Codex  juris  gentiin 
recentissimi  II,  586.  Vgl.  Politische  Correspondenz  Vm,  830  ff.  Malm 
ström  IV,  2.  8. 

**)  Politische  Correspondenz  VIII,  832. 
♦*♦)  Note  vom  25.  Mai  a.  St.  1751.    Ebend.  Vm,  887. 
t)  Nr.  41  vom  25.  Mai  1751.  Politische  Correspondenz  VIII,  888  Anni 
tt)  Mercure  historique  et  politique  CXXIX,  95. 
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)  BOT  une  mati&re  aussi  d^li^ate  pour  toute  puissance  ind^ 
;  qua  Sa  Majest^  avoit  cependant  vu  avec  une  v^ritable 
DU  qu'on  äcartoit  en  Su&de  tout  ce  qui  pouvoit  donner  lieu 
Ire  BOup9on;  et  qu'on  prenoit  mSme  pour  cet  effet  toutes 
mtions  qui  paroissoient  tant  seit  peu  compatibles  avec  la 
.6  la  couronne;  pr^cautions  qui  avoient  fait  d'autant  plus  de 
Sa  Majestä  qu'EUe  n'avoit  pas  dout^  un  seul  instant  qu'elles 
isent  ä  cahner  entiirement  toutes  les  appr^hensions  de  la 
RoBsie;  mais  que  Sa  Majest^  S'ötoit  vue  k  regret  trompöe 
i  attente  par  le  nouveau  memoire  que  le  comte  Panin  avoit 
Stockholm  au  mois  de  janvier  demier;  et  dans  lequel  cette 
iti^re  avoit  it6  remise  sur  le  tapis  d'une  mani&re  que  toute 
avoit  pu  pr^voir  la  r^ponse  que  la  cour  de  Su6de  avoit 
$e  d'y  donner  pour  ne  pas  prdjudicier  aux  droits  de  son 
ance  et  k  la  dignit^  de  sa  couronne ;  que  dans  cette  Situation 
»  Sa  Majest^  ne  pouvoit  S'empScher  de  requörir  instamment 
lement  Sa  Majest^  rimp^ratrice  de  Bussie  de  se  d^siater 
ezplication  ultörieure  et  de  laisser  tomber  une  affaire  dont 
B  ne  pourroient  que  plonger  le  Nord  dans  le  trouble  et 
»nfusion ;  que  Sa  Majestä  fEtisoit  ces  instances  avec  d'autant 
imfiance  qu'EUe  y  ätoit  autoiisöe  par  Son  amitiä  peraonnelle 
Majeatä  Tlmp^ratrice,  par  l'int^rdt  qu'EUe  prenoit  k  la  con- 
de  la  paix,  et  enfin  par  lea  liaisona  qui  subsistoient  entre 
I  oour  de  Su^de  en  vertu  du  traitö  de  1747  et  dont  EUe 
nt  paa  Se  dispenser  de  remplir  les  engagementa,  de  concert 
allida,  dana  le  caa  oü  la  SuidO;  contre  toute  attente,  aeroit 
et  que  Sa  Majeatä  Se  flattoit  que  toutea  cea  consid^rationa 
ient  la  cour  de  Ruaaie  k  ae  contenter  de  la  röponse  poUe 
lable  de  la  cour  de  Suide  et  k  foumir  ainsi  une  nouveUe 
e  la  puret^  de  ses  intentions  pour  l'affermissement  de  la 
de  la  tranquiUitä  dont  Sa  ^ajestä  Imperiale  avoit  d^jk 
«  aaaurances  si  positives  k  toutes  les  cours  intöresstes  au 
Nord. 


XVI. 


Zeitlingsartikel  vom  30.  Juli  1750. 


In  seinen  Menwiren   aus   deni  Jahre  1746  nennt  König  FrieM^ 
das  ottomanische  Beich  eine  Maschine  ^  welche  von  der  europäischen^ 
Politik  nach  BedOrfhiss  in  Bewegung  gesetzt  unrd*).    Der  Gedankt 
politische  Beziehungen  in  Konstantinopel  anzuknüpfen^  lag  ihm  damoi^ 
noch  sehr  fem.    Als  1745  die  hohe  Pforte  eine  Einmischung  in.di^ 
Mandel  der  kriegßihrenden  christlichen  Mächte  versuchte ,  Hess  er  äi^ 
Franzosen,   die  von  diesem  Schritte  sich   Vortheil  versprachen ,  vof 
einer  Täuschung  warnen :  „  Wenn  sie  auf  den  Tüirken  Staat  maekeßf 
werden  sie  sehr  eine  Blase  sMagen,  denn  dieser  mit  sich  selbst  z^ 
thun  hat.**)^     Unter  allen  Umständen  wollte  der  König  damals  eS 
vermeiden,  dem  argwöhnischen  russischen  Hofe  irgend  ein  Aergerms^ 
zu  geben***)'    Ein  Schreiben ^  welches  der  durch  seine  Bemühmge^ 
um    die   Reorganisation    der    türkischen   Armee    bekannte  Beneg^ 
Bonneval  an  den  Grafen  Podewils  richtete^  musste  deshalb  mibeanf^ 
wortet  bleiben  f).     Ein  zu  Anfang  1747  von  dem  französischen  (it< 
sandten  in  Petersburg  übenniiteltes  Anerbieten  der  Pforte  zur  Entr 
Sendung   eines  Ministers  naeh  Berlin   ujurde  m  höflichen   Formet^ 
abgelehntff).     Und  noch  im  Dezember  1748^  zu  einer  Zeit,  wo  sein 
Verhältniss  zu  Bussland  bereits  sehr  gespannt  war^  gab  DriedriA 
auf  einen  neuen  Versteh  Frankreichs^  Preussen  und  die  Pforte  cm- 

*)  Pablicationen  aas  den  preuss.  Staatearchiven  IV,  209. 
**)  Politische  Correspondenz  IV,  117. 
***)  Vgl.  ebend.  IV,  128.    Preussische  Staatsschriften  I,  706. 

t)  Politische  Correspondenz  VTII,  213. 
tt)  Ebend.  V,  306.  307. 
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dmder  zu  nähern^  seinm  Ministem  die  Directive:  ^Man  muss  suchen^ 
Sie  gute  Freundschaft  mit  ihnen  zu  unterhalten;  in  besondere  Liaisons 
€»ber  mit  ihnen  zu  entriren^  wird  jetzo  nicht  angehen^  *). 

Als  dann  aber  im  Mai  des  nächsten  Jahres  Frankreich  den  Oe- 
^nken  eines  Bündnisses  zwischen  den  beiden  ihm  befreundeten  Staaten 
WH}n  neuem  anregte,  trat  der  König  von  Freussen  aus  seiner  bisherigen 
^urikikhaltu/ng  heraus,  da  ein  Defensivbündniss  mit  dem  Erbfeinde 
^er  beiden  Kaiserhofe  Angesichts  der  drohenden  Verwickelungen  im 
Xforden  doch  von  Werth  schien.  y^Da  die  Kaiserhöfe  bisher  es  darauf 
eingelegt  haben,  alles  um  Mich  herum  sich  zu  Bundesgenossen  zu 
wBMchcn,  so  wird  man  vemünftigenveise  nicht  missbilligen  können^ 
9cenn  auch  Ich  an  meine  Sicherheit  denke,^  **)  Die  Einleitung  der 
Verhandlungen  in  Konstantinopel  tvurde  in  die  Hände  des  fran- 
Musischen  Botschafters^  des  Grafen  DesaJleurs,  gelegt***). 

Es  verging  mehr  als  ein  halbes  Jahr,  ehe  ein  Bericht  Desalleurs' 

über  die  Aussichten  des  ihm  übergebenen  Auftrags  einlief,  und  wieder 

ein  halbes  Jahr,  bis  die  Antwort  auf  die   bestimmteren  Vorschläge 

T^tussens  aus  Konstantinopel  in  Berlin  tvar,  die  dann  doch  die  Ver- 

handlung  nicht  ihrem  Ziele  näherte  f). 

i%  den  Tagen  nach  detn  Eingange  dieses  zweiten  Berichts  von 
üesaUeurs  langte  Mustapha  Aga,  ein  Gesandter  des  Tartarchans, 
ii  Berlin  an.  Der  offizielle  Zweck  der  Mission  war  die  Beclamation 
«•es  angeblich  in  preussischen  Kriegsdiensten  befindlichen  Oircassiers; 
Atf  der  Gesandte  gab  bald  zu  verstehen,  dass  im  Crrunde  dieser  Auf- 
^og  nur  der  Vorwand  seiner  Sendung  sei;  seine  eigentliche  Aufgabe 
^  sidi  an  Ort  und  Stelle  darüber  zu  unterrichten,  ob  es  denn  wahr, 
^  Preussen  Krieg  mit  Bussland  haben  werde;  für  diesen  Fall 
fewm  der  Gross-Chan  der  Tartaren  und  der  Sultan  von  Budziak 
Ä*«!  Beistand  anbieten  ff). 

Während  der  König  die  in  Konstantinopel  eingeleitete  Verhand- 
^9  m  das  tiefste  Geheimniss  zu  hüllen  bemüht  gewesen  war,  nahm 
^  jetzt  geflissentlich  Veranlassung,  den  tartarischen  Besuch  in  Berlin 
flb  ein  Ereigniss  von  grosser  symptomatischer  Bedeutung  erscheinen 
Ä  hssen.  Es  galt,  die  Gegner  mit  der  Amsicht  einer  preussisch- 
ttrtarischen  Allianz  in  Unbehagen  zu  setzen:  ^Es  ist  mir  gar  nicht 
hiäf^   äusserte   der  König,    ,^dass  diese  Schickung  etwas  Lärm  und 

*)  Politische  Correspondenz  VI,  307. 
*•)  22.  Mai  1749.    Politische  Correspondenz  VI,  534. 
♦•♦)  Ebcnd,  VI,  588. 

t)  Politische  Correspondenz  VII,  230—236;  VIII,  12—14. 
ff)  Ebend.  Vm,  24.    Friedrich  IL  spricht  von  dem  Besache  des  Tartaren 
in  seiiier  poetischen  Epistel  an  den  General  von  Bredow;  CEuvres  X,  137. 


236  Zur  Nordischen  Politik  Preowens  1746—1751. 

gewissen  Leuten  InquUtudes  mackt.^  Der  Empfang  des  Gesandten  m 
feierlichen  Audienzen  durch  den  König,  die  Königin^  die  Königin- 
Mutter,  eine  Einladung  zur  Tafel  durch  den  Rinnen  von  IVeussm^ 
Feste j  welche  die  Minister,  der  Gouverneur  von  Berlin  und  auf  Wunsch 
des  Königs  auch  die  Gesandten  von  Frankreich  und  Schweden  dm 
Fremdling  gaben,  Auszeichnung  desselben  durch  reiche  Geschenke,  end- 
lich ein  Artikel  in  den  berliner  Zeitungen,  waren  die  erfolgreich  an- 
gewandten Mittel,  die  Aufmerksamkeit  der  Ver^et^  der  Kaiserhöfe^ 
Englands  und  Sachsens  auf  das  politische  Phänomen  zu  lenken.  Die 
Aufregung  und  Verstimmung  dieses  Theiles  (2er  chrtsÜichen  CoUegen 
Mustaphas  (heute  sich  aus  ihren  Berichten  ihren  Höfen  mit,  die  firemir 
artige  Erscheinung  eines  asiatischen  Unterhändlers  in  Berlin  ttuirie 
überall  lebhaft  erörtert. 

„Der  russische  Minister,^  so  berichtete  Graf  Riehla  nach  Wien^ 
^ist  am  meisten  über  diese  Erscheinung  intrigirt,  zumal  seit  der 
Emissär  nicht  Wort  haben  will^  behufs  des  Loskaufes  einiger  Tof* 
taren,  die  unter  den  preussischen  Truppen  dienen  sollen ,  geschickt  iv 
sein.*^  Der  russische  Gesandte  hielt  die  Sendung  fiir  die  Wirkung  dff 
Umtriebe  des  schwedischen  Gesandten  in  Konstantinopel j  der,  an  der 
Pforte  mit  seinen  Einflüsterungen  abgewiesen^  nunmehr  BMSsland  durA 
den  Chan  der  Krim  und  den  Sultxin  von  Budeidk  beunrukigei^  iv 
wollen  scheine*). 

In  Wien  tröstete  man  sich  mit  der  Hoffnung^  dass  die  hk 
Pforte  den  Schritt  des  Tartarenchans  desavouiren  werde  **).  In  Peter»' 
bürg  glaubte  Graf  Woroneow,  der  noch  immer  als  Anhänger  Preme^ 
galt^  dem  preussischen  Gesandten  sagen  eu  müsser^  es  sei  ihm  umfef' 
ständlich,  wie  der  Emissär  eines  Sultans  von  Budrriak,  eines  m  jedieif^ 
Augenblicke  absetzbaren  Sclaven,  der  Träger  einer  wichtigen  Botsekaß 
gewesen  sein  solle;  Woroneow  sprach  sein  Bedauern  darüber  aneif 
dass  die  Ankunft  des  Tartaren  in  Berlin  die  Stimmung  der  Kaiserin 
gegen  Preussen  vollends  verdorben  habe***). 

Der  Artikel  über  den  tartarischen  Besuch^  der  in  den  berlin^ 
Zeitungen  vom  30.  Juli  1750  erschien,  stammt  aus  der  Feder 
Grafen  Podewüs. 


*)  Graf  Puebla  an  die  Kaiserin-Königin,  Berlin  25.  Juli  (Intercept). 
**)  Ulfeid  an  Puebla,   Wien   5.  August  (Intercept):    ,,L*apparition  de 
figure  tartare  ne  veut  rien  dire,  on  la  d^vonera  k  Constantinople,  saus  q^^==^ 
Son  Altesse  le  Chan  auroit  sur  les  doigts,  aprte  que  la  Porte  vient  de  donc^^ 
des  marques  non  ^uivoques  de  sa  fist^on  de  penser  pacifiqne.^ 

♦*♦)  Bericht  Warendorffs,    Petersburg    10.  October.     Politische  Cori 
spondenz  VIII,  1.32. 
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Berlin,  80.  Julius. 

Wenn  man  in  unserm  letzten  Zeitungsblatt  vom  28.  hujus  des 
rtarischen  Aga  Muatapha  und  dass  er  verwichenen  Montag  Sr. 
Snigl.  Majestät  präsentiret  worden ,  Erwähnung  gethan,  ist  man 
iTon  nicht  recht  unterrichtet  gewesen^  weil  dieser  Aga  von  dem 
ban  der  tartarischen  Crimen  und  dessen  Bruder,  dem  Sultan  Chan 
m  Budziak^  an  Se.  Königl.  Majestät  in  der  Qualität  eines  Envoy^ 
igesandt  worden ,  auch  in  selbiger  seine  Particularaudienz  bei  Sr. 
5nigL  Majestät  in  Höchstderoselben  Cabinet  gehabt  und  dazu  von 
r.  E2xcellenz  dem  Würklichen  Geheimen  Etats-,  Kriegs-  und  ersten 
abinetsminister  Herrn  Grafen  von  Podewils  nebst  dessen  Dol- 
tetocher  introduciret  worden ;  da  er  denn  sein  Creditif  in  einem 
ieutd  von  Cramoisinatlas  Sr.  Königl.  Majestät  zu  präsentiren  die 
bade  gehabt  Seine  Suite  hat  derselbe  in  Polen  auf  des  Kron- 
ddherm  Gütern  gelassen ,  um  mit  desto  grösserer  Gemächlichkeit 
md  Geschwindigkeit  seine  Reise  fortsetzen  zu  können.  Gedachter 
tronfeldherr,  welcher  wegen  seiner  Durchreise  und  Escorte  durch 
Polen  ezpresse  von  dem  tartarischen  Hofe  requiriret  worden,  hat 
pdichten  Abgesandten  auch  bis  an  die  schlesische  Grenze  escortiren 
bien  und  denselben  mit  einem  Recommandationsschreiben  an  Se. 
ESnigl.  Majestät  begleitet  Höchstdieselben  haben  sogleich ,  als  Sie 
von  der  Ankunft  dieses  Abgesandten  informiret  gewesen,  ihm  nicht 
iBob  durch  Schlesien  freie  Vorspann  reichen  lassen,  sondern  auch 
ilDuer  in  allem  zu  defrayiren  befohlen.  Gedachter  Abgesandter  hat 
Mh  die  Gnade  gehabt^  ehegestem  bei  beiden  Königinnen  Majestäten 
tt  Audienz  gelassen  zu  werden.  Er  wird  sich  übrigens  nicht  lange 
fa  aufhalten,  sondern  nach  abgelegter  Commission  seine  Rückreise 
itteh  Schlesien  und  Polen  ehester  Tage  wieder  antreten.  Heute 
>t  derselbe  nebst  allen  hier  anwesenden  fremden  Ministers  und 
^^vidiiedenen  Standespersonen  bei  Sr.  Excellenz  dem  Wtlrklichen 
Ubeunen  Etats-,  Kriegs-  und  ersten  Cabinetsminister  Herrn  Grafen 
v^  Podewils  zur  Tafel  eingeladen  worden,  und  wird  ihm  übrigens 
ob  nur  ersinnliche  Höflichkeit  erwiesen. 


xvn. 


Kundgebungen  anlässlich  des  Abbruches 
der    diplomatischen    Beziehungen    zwischen 

Preussen  und  fiussland. 


Wenn  Graf  Woronzotc  Mitte  Odober  1750  gesagt  hatte,  dass  Ü^ 
Ankunft  des  tartarischen  Sendboten  zu  Berlin  das  Mass  der  Gereizt^ 
heit  bei  der  Kaiserin  von  Bussland  voll  gemacht  habe^  so  sollte  i^ 
der  That  binnen  wenigen  Wochen  der  Schritt  erfolgen^  durch  wtlcket^ 
Bussland  die  bisher  noch  gewahrten  äusseren  Formen  des  inUif''* 
nationalen  Verkehrs  fallen  Hess  —  der  Abbruch  der  diphmaüseke^ 
Beziehungen  zu  Preussen. 

Der    russische   Gesandte  von   Gross  klagte  über  eine   Zurück 
Setzung,  die  ihm  im  August  in  Charlottenburg  bei  den  zu  Ehren  d^ 
Markgräfin  von  Baireuth  veranstalteten  BoffestUcMceiten  wiierfakre^ 
sein  sollte.     Sobald   dem   Könige   die  Aeusserungen  des  Gesandie^^ 
dv/rch  Dritte  zu  Ohren  gekommen  waren,  nahm  er  Veranlassung,  z^ 
Vermeidung  von  Missverständnissen  in  einem  Erlass  an  Warendor/f 
in    Petersburg    den    Sachverhalt  darzulegen"^).     Der   russische  Sof 
schloss  sich  jedoch  der  Auffassung  seines  Vertreters  an,  tmd  nachdem 
ein  Vierteljahr  seit  dem  Zwischenfall  verflossen,  war  Ende  November 
Gross  im  Besitz  der    Weisung,   binnen  acht  Tagen  die  preussisdu 
Hauptstadt  zu  verlassen,  und  zwar  ohne  Abschied  zu  nehmen**);  am 
2.  Dezember  ist  er  von  Berlin  abgereist. 

*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  VIII,  206. 

**)  Ebend.  VIII,  164—166;  Martens,  Recueil  des  trait^  conolus  par  U 
Russie  V,  365. 
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Friedrich  II.  antwortete  mit  der  Abberufung  Warendorffs  und 
'es8  die  Gründe  für  dieselbe  in  einem  Rundschreiben  an  die  Inhaber 
er  wi<kiigeren  Oesandtschaftsposten  darlegen  (S.  242)  *)»  Warendorff 
rhielt  den  Befehl^  sein  Gesuch  um  Reisepässe  in  derselben  Weise  zu 
egründen. 

Der  russische  Hof  entsprach  dem  Gesuche  Warendorffs  ^  Hess 
her  eugleich  mit  den  verlangten  Fassen  dem  preussischen  Minister 
ine  Note  über  die  Gründe  der  Abberufung  des  Herrn  von  Gross  zu- 
teilen ^  «n  der  eine  Reihe  ältere  und  t^eue  Beschwerdepunkte  zur 
rlprache  gebracht  wurden  (S.  2d3)**).  Warendorff  nahm  nach  einigem 
Zaudern  die  Note  entgegen  ufhd  sandte  sie  nach  Berlin  voratiS.  Der 
K(Mg  befahl,  das  Schriftstück  mit  Rücksicht  auf  seinen  hüialt  und 
9eme  Form  unverzüglich  nach  Memel  zurückzusenden^  damit  Waren- 
dorff  es  bei  seiner  Durchreise  daselbst  dem  Grenzpostamt  zur  Wieder- 
zusteBung  an  Bestushew  übergeben  könne;  ein  Ministerinlrescript  vom 
^.  Januar  1751  enthielt  Anweisungen  für  das  von  Warendorff  an  den 
Kanzler  zu  richtende  Begleitschreiben.  Warendorff  führte  den  Befehl 
«»,  aber  Bestushew  verweigerte  die  Annahme  der  Zuschrift;  Waren- 
for/7»  Schreiben  (d.  d.  Königsberg  13.  Januar  1751)  kam  sammt  der 
'^tssiscJiefi  Note  nach  Berlin  ztirück,  und  der  König  verfugte  nun 
1  Febr.):  „Sfe  mögen  sie  nur  verbrennen j  es  ist  doch  damit  nichts 

Die  russische  Note  war  in  Petersburg  bereits  am  19.  Dezember 

^fnmtUchen  Mitgliedern  des  diplomatischen  Corps  offiziell  mitgetheilt 

w^viden.   2i4r  Abwehr  ging  am  9.  Januar  den  preussischen  Gesandten 

*toeW  Oircularerlasses  eine  Denkschrift  zu:  ^^Mimoire  pour  servir  de 

^^^utation  ä  la  note  que  la  cour  de  Bussie  a  fait  publier^  (S.  246), 

«  deren  Sinne  sie^   ohne  irgend  wem  eine  Abschrift  zukommen  zu 

'•«8«i,  über  den  Zwischenfall  sich  vernehmen  lassen  sollten,    Mitte 

^^unmr  war  der  Text  der  russischen  Note  handschriftlich  im  Haag 

•«rtretfe^,  ow  19.  Januar  berichtete  der  dortige  preussische  Geschäfts- 

^er,  Hofrath  du  Commun,  dass  die  Note  jetzt  auch  in  den  Zeitungen 

ovhienen  sei.     Der  Greffier  Fagel  sagte  ihm^  die  Mitglieder  der 

*)  Gedruckt  im  Auszüge  u.  A.:  Mercure  historique  et  politique 
G£XX,  77  (janvier  1751).  In  deutscher  UebersetzuDg :  Heldcngeechichte 
JDI,  478;  Adelung  VII,  133.  Das  in  dem  Rundschreiben  erwähnte  Gesuch  um 
Poftpferde  lautet  wörtlich:  „Der  Russische  Gesandte  hat  bis  morgen  den  2.  De- 
Mmber  vor  4  Wagen  16  Pferde  nöthig  umb  von  Berlin  nach  Memel  zu  gehen, 
littet  al80  gehorsamst,  dieselbe  ihm  abfolgen  zu  lassen.    Gross.^ 

♦♦)  Vgl  Politische  Correspondenz  VI,  55;  VU,  199.  223;  VUI,  209; 
►roysen  V,  3,  318.  319;  Preussische  Jahrbücher  XLVII,  301. 

*•♦)  Politische  Correspondenz  VIII,  248. 
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Generdlstaaten  gingen  Wetten  gegen  einander  em,  ob  der  König  von 
IVeussen  antworten  werde  oder  nicht;  Fagel  sprach  als  seine  Hoff- 
nung auSy  dass  eine  Enviderung  nicht  erfolgen  werde.  Zu  dem  russi" 
Strien  Gesandten  Golowhin  wollte  er  gesagt  haben  ^  der  König  von 
Preussen  werde  nicht  antworten  und  schiebe  dieses  elende  Schriflgtück 
lediglich  dem  Grafen  Bestushew  eu:  Golowhin  hätte  erwidert  ^  dass 
ihm  dies  sehr  lieb  zu  vernehmen  sei,  aber  dass  es  zu  wünschen  stehe^ 
die  Kaiserin  möchte  von  der  Gesinnung  des  Königs  von  Preussen 
unterrichtet  werden.  Schon  vorher  (15.  Januar)  hatte  du  Comtnun 
über  die  Haltung  des  russischen  Gesandten  berichtet:  „Golowkin 
n'adopte  en  aucune  fagon  le  procidi  de  sa  cour^  cor  je  sais  qu'ä 
traite  ses  griefs  de  soupe  richauffie  et  le  sieur  Gross  de  petii 
brouiUon.^ 

In  der  That  sah  man  in  Berlin  von  der  Veröffentlichung  einer 
offiziellen  Entgegnung  ab^  jenes  ^Mömoire  pour  servir  de  rifutcMon^ 
blieb  ungedruckt.  Wohl  aber  befahl  der  König  jetzt  (ä6.  Jcmuar)^ 
das  Schreiben  vom  13.  Januar^  welches  Warendorff  bei  Zurikh^ 
Sendung  der  Note  an  Bestushew  gerichtet  hattCj  der  OeffenÜichkeit  eu 
übergeben.  Durch  einen  CHrctUarerlass  vom  30.  Jarmar  wurde  dasselbe 
den  Gesandtschaften  mitgetheiU;  du  Commun  im  Haag  und  Diest  in 
Köln  erhielten  die  Weisung,  die  Aufnahme  in  die  IVesse  zu  ver- 
anlassen; nax:h  der  Form,  welche  dabei  gewählt  werden  soUtCj  mochte 
das  Schreiben  Warendorffs  über  Hamburg  an  die  Zeitwngsredadumen 
gekommen  scheinen.  In  den  ^Nouvelles  d^ Amsterdam^  Nr.  40 
vom  5.  Februar  1751^  in  welchen  das  Communiquö  gedruckt  uns  vor- 
liegt^ ist  die  einleitende  j^hamburger^  Corre^ondenz  (8.  260)  wesenOieh 
gekürzt. 

Inzwischen  war  von  russischer  Seite  eine  zweite  Kundgebung  er- 
folgt. Die  y^Gazette  de  Cologne^  vom  22.  Januar  brachte  in 
einer  Petersburger  Cofrespondenz  vom  4.  Dezefnber  a.  SL  einen  dra- 
matisch gehaltenen  Bericht  über  die  näheren  Umstände  der  Zustellung 
der  russischen  Note  an  Warendorffs  eine  boshafte  Schilderung  (S.  251), 
aber  deren  Eindruck  du  Comihun  am  26.  Januar  aus  dem  Haag 
nach  Berlin  berichtete:  r^On  est  scandaUsi  en  giniral  de  la  maniäre 
avec  laquelle  le  gazetier  rapporte  la  conoersaüon  entre  le  sieur  Waren- 
dorff et  le  sieur  Simolin,  ainsi  que  du  ridicule  qu*il  jette  sur  le  mi- 
nistre  de  Votre  MqjestS*).*^ 

*)  In  dem  vorangegangenen  Berichte,  Haag  22.  Januar,  berichtet  da  Commim : 
„Le  gazetier  de  Cologne,  dans  une  de  ses  demiöres  fenilles  toites  k  la  main, 
fait  rimpertinent;  il  dit  que  la  maison  da  siear  Ghroas,  qaelqae  tempe  avant  son 
d^part  de  Berlin,  avoit  ^^  environn^  d^espions,  qae  les  ministreB  Strängen, 
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AMf   dieseti  persönlichen   Angriff  Hess   man    Warendorff  unter 

deinem  eignen  Namen  antworten;  seine  Berichtigung  der  russischen 

Darstellung  [j^Pricis  de  Ventretien  que  le  sieur  Warendorff  a  eu  avant 

son  depart  de  Pitershourg  avec  le  sieur  Simolin^  (S.  252)]  wurde  am 

^.  Februar  an  die  preussischen  Gesandtschaften  geschickt  und  erschien 

^  J-  m  der  „Gaßette  de  Cologne^  vom  15.  Februar*). 

Das  letete  Wort  in  der  Angelegenheit  war  eine  durch  die  euro- 
päische Fresse  gehefide  Petersburger  Correspondenz  vom  16,  Februar 
«.  Si,  (S,  253)  **J  mit  vier  Adenbeilagen  Die  Absicht  war^  einmal 
die  Auihenticität  des  Warendorffschen  Briefes  vom  13.  Januar  in 
Reifet  eu  stellen,  und  andererseits  den  offiziellen  Charakter  der 
^"ussisdien  Note  vom  4J15.  Dezember  zu  erhärten. 


In  der  Monatsschrift  ^Neuer  Europäischer  Staatssecre- 
t(^riu8^  (XXXIU,  1021)  heisst  es  in  einem  Rückblick  auf  den  sen- 
sationellen Zwischenfall:  „Die  Aufführung  des  preussischen  Hofes 
^^  einer  so  wichtigen  Begebenheit  verdient  ohne  alle  Widerrede  die 
9^^sste  Aufmerksamkeit.  Man  sieht  offenbar,  dass  derselbe  diesem 
2^^i  mit  der  russischen  Kaiserin  eine  ganz  andre  Gestalt  giebt  und 
^^nselben  in  einen  Krieg  verwandelt,  welchen  die  Minister  von  beiden 
^ten  mit  einander  zu  fuhren  haben.  Man  stellt  sich,  ah  wenn  man 
^  russischen  Crrosskanzler  einzig  und  allein  für  den  Urheber  der 
^tgetheilten  Note  hielte,  und  mit  diesem  hat  es  der  Herr  von 
Warendorff  gleichsam  annehmen  müssen.^ 

In  der  That  war  für  den  König  von  Preussen  der  Gesichtspunkt 

^^^^^sgebend  gewesen,  die  Heratisforderung  zu  ignoriren:  war  es  wirk- 

'^^Ä,  wie  er  voraussetzte***),  die  Absicht  der  beiden  Kaiserhöfe,  ihn  zu 

^^em  übereilten  Schritte  zu  reizeti,  so  Hess  sich  dem  Stosse  nicht  gc" 

i^*^nt  ceux  de  France  et  de  Su^de,  n'avoient  os^  le  fr^quenter,  et  que  Votre 
fr^J^M  avoit  fait  mettre  k  Spandau   quelques  officiers  pour  avoir  eu  des  entre- 
^*M  avec  ledit  Gross."     Damit  ist  die  Quelle  für  Adelung  VII,   137  nach- 
^^^^esen. 

.  *)  Mit  der  Vorbemerkung  der  Redaction:   „Nos  feuilles  ayant  toujours  6t6 

^^   ^döles  d^positaires  du  pour  et  du  contre,   lorsque  nous  avous  eu  Tavantage 
^^^are  k  m^me  de  pouvoir  donncr  Tun  et  Tautre  .  .  .  nous  croyons  devoir  de 

^•üe  ins^rer  ici  ce  qui  nous  a  6t6  communiquö  authentiquement  k  ce  sujet." 
s^  **)  Uns  vorliegend   in  der   Gazette   de   Cologue   vom   30.  März    1751, 

^^ckholm  Gazette  vom  5.16.  und  9./20.  April  1751. 
^        ***)  Politische    Correspondenz    VIII,    228.      Der    Circularerlass    vom 
Januar  ertheilt  den  preussischen  Gesandten  die  Weisung:    „de  faire  tombcr 
*^^me  de  raison  toute  la  faute  sur  le  ministre  [Bestushew]  et  d'en  s^parer  la 
>nne,  les  int&r^ts  et  les  actions  d'avec  celies  de  tia  Majest^  Imperiale." 

Praimbch«  Staataachriften.    II.  16 
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schickter  ausweichen ,  als  wenn  die  Haupt-  und  Stuatsaciion  auf  d 
Niveau  eines  unerheblichen  Diplomaiengezänkes  hinabgedrückt  tcurde' 
Im  Folgenden  ist  eu  Grunde  gelegt:  ßr  den  preussischen  Circula 
erlass  vom  3.  Dezember  1750  das  Concept  aus  der  Feder  Vockerod^ 
für  die  russische  Note  an  Warendorff  die  Originalausfertigung;  f 
die  preussische  Entgegnung,  welche,  damals  nicht  an  die  Oeffentlichk 
gelangt,  hier  im  Zusammenhange  ungern  vermisst  werden  würde:  d 
Concept  des  zweiten  Cabinetsministers  Crrafen  Finckenstein ;  für  d 
„hamburger^  Zeitungsartikel  vom  -28,  Januar  1751  und  seine  B 
läge,  den  Brief  Warendorffs  an  Bestmhew  vom  13.  Januar  175 
das  Concept  Vockerodts,  bezüglich  die  von  Warendorff  eingesam 
Abschrift;  für  den  Petersburger  Zeitungsartikel  vom  14.  Deseml 
1750:  der  Abdruck  in  der  Gazette  de  Cologne  vom  22.  Januar  175 
für  den  „Pr^cis  de  Ventretien^  das  Concept  Warendorffs;  für  d 
Petersburger  Zeitungsartikel  vom  18.  Februar  1751:  der  Abdruck 
der  Gazette  de  Cologne  vom  30.  März;  für  die  Beilagen  des  letztere 
der  deutsche  Originaltext  der  bei  den  Acten  befindlichen  Abschriften 


[Rescrit  circulaire.] 

Le  aieur  Gross ,  qui  a  fait  jusqu'ici  les  fonctions  de  ministre  de  Ruaeie 
ma  coor,  vient  de  la  quitter  brusquement,  apr^  la  r^ception  d'un  courrier  de 
sienne,  sans  demander  ni  prendre  cong6,  ni  de  moi,  ni  de  mes  ministres,  s'^ 
content^  d'envoyer  un  simple  billet  sans  adresse  k  mon  ministre  de  cabinet,  ~ 
comte  de  Podewils,  poor  demander  des  chevaux  de  poste  snr  la  route  de  M^e 
La  chose  a  d'autant  plus  lieu  de  me  surprendre  qu^il  ne  subsiste  absolumei 
point  de  diff^rend,  que  je  sache ,  enü'e  moi  et  la  Russie ,  et  que  celle-ci  ne  m' 
fait  jusqu'ici  pas  la  moindre  Ouvertüre  sur  les  motifs  d'un  procM^  aussi  irr^golii 
et  si  peu  usit^  entre  des  puissances  amies  et  alli^es.  Tout  ce  que  j'en  po 
conclure,  c'est  qu*elle  a  trouvä  bon,  par  des  raisons  que  j'ignore  encore  ju8qu'i< 
de  rompre  crüment,  du  moins  pour  quelque  iemps,  toute  correspondance  ay< 
moi,  et  comme  je  ne  pr^tends  point  la  g6ner  lä-dessus,  et  que  dans  une  pareil 
Situation  ma  dignit^  souffriroit,  si  je  laissois  plus  longtemps  k  P^tersbouig  mc 
minbtre  plönipotentiaire  ä  la  cour  de  Russie,  le  sieur  Warendorff,  je  viens  < 
lui  ordonner  de  s'en  retirer  pr^cis^ment  de  la  m§me  mani^e  que  Ta  fait  le  sie 
Gross,  k  cela  pr^  que  je  Tai  charg^  d'^crire  au  chancelier  Bestushew  poi 
lui  faire  part  des  motifs  de  ma  r^oluüon. 

*)  Die  in  der  Held  engeschichte  UI,  495  nach  „einigen  öffentlicb 
Blättern"  unter  Vorbehalt  abgedruckte  „schriftliche  Dedaration,  die  Seine  Köni^ 
Preussische  Msgestät  durch  Dero  Minister  im  Haag  soll  haben  thun  lassen*'  (A 
suchen  um  die  bona  officia  der  Greneralstaaten  zur  firhaltung  des  Friede 
zwischen  Preussen  und  Russland)  ist  eine  Fälschung. 
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Gomme  cette  affiiire  ne  manquera  pas  d'ezciter  Tattention  du  public,  j'ai 

jiig6  k  propoB  de  vous  informer  de  ces  circonstances,  afin  qu'au  cas  qu*on  vous 

en   parle,  voos  eachiez    de  quelle  mani^re  vous  expliquer  sur  ce  sujet,  ce  que 

iroos  observeres  pourtant  de  faire  en  des  termes  mesur^  et  mod^^,  sans  vous 

pennettre  ancnne  r^flexion,   quelque  naturelle  qu'elle  yous  paroisse,  jusqu'ä  ce 

qa^aprös  avoir  mieuz  ^clairci  cet  Strange  ph^nomöne,  je  trouverai  bon  de  vous 

oiToyer  des  Instructions    plus  pr^cises   l&-dessus:   ce   qui  ne  vous   emp^hera 

pourtant  point  d'observer  avec  attention  les  jugements  que  le  public  en  porte 

14  oü  vous  ^es,  pour  m*en  rendre  un  compte  dätaiil^. 

A  Berlin,  ce  8  ddcembre  1750. 


Note 
für  den   Königlich  Preussischen  Herrn  Legationsrath 
und  bevollmächtigten  Ministre  Warendorff. 

Der  ganzen  Welt  ist  bereits  zur  Gnüge  bekannt,  mit  was  für  einer  un- 
ermüdeten  Sorgfalt  Ihro  Kaiserl.  Majestät  von  allen  Reussen  seit  der  glorreichen 
Besteigung  Dero  erbväterlicben  Throns  besonders  angewandt  gewesen,  mit  allen 
^^^iasances,  fümehmlich  aber  mit  Dero  Bundsgenossen,  eine  gute  und  genaue 
^"x^BvmdBchaft  zu  unterhalten  und  alles  dasjenige,  was  zu  Alterirung  derselben 
^d  zu  einiger  Kaltsinnigkeit  anleiten  könnte,  geflissenst  aus  dem  Wege  zu 
Atomen. 

Der  Königl.  Preussische  Hof  befindet  sich  von  diesem  Grundsatze  durch 
^^Ifaltige  werkthätige  Freundschaftsproben  in  der  Masse  überfahret,  dass  auch 
^  gegenwärtige  Herr  gevollmächtigte  Ministre  selbst  davon  ein  Zeuge  ab- 
8^ben  kann. 

In  wie  weit  aber  ein  solches  abseiten  des  Rönigl.  Preussischen  Hofes  er- 
^^ert  worden,  davon  können  die  von  Zeit  zu  Zeit  vorgefallene  unangenehme 
^^ebenheiten,  wie  auch  die  ohulängst  dem  Russisch  Kaiserl.  Envojö  extra- 
^^"^Utiatre  und  gevoUmächtigten  Ministre  Herrn  Gross  vorsätzlich  bezeigte  In- 
'^'^tions  und  Geringschätzigkeit  einen  uuwidersprechlichen  Beweis  abgeben. 

Diese  haben  Ihro  Kaiserl.  Majestät  von  allen  Reussen  auch  veranlasset, 
^'^it)  Ministöre  allergnädigst  anzubefehlen,  dem  Herrn  gevoUmächtigten  Ministre 
'^hfoJgendes,  um  es  seinem  Hofe  zu  hinterbringen,  zu  eröffnen. 

Der  Russisch  Kaiserl.  Hof  hat  bei  Ueberschickung  der  langen  Russischen 
Bolzten  an  den  Königl.  Preussischen  Demselben  eine  Freundschaftsgefälligkeit 
^Qigen  wollen,  gewiss  aber  niemalen  die  Intention  geheget,  dass  diese  Leute 
*^^^  Esclaves  von  Preussen  verbleiben  und  nicht  ihre  Freiheit  und  Dienstes- 
^'^^OBOng  bei  ihrem  Alter  und  Unvermögenheit,  um  nach  ihrem  Vaterlande 
'^oomiren  zu  können,  wieder  erhalten  sollten.  Diese  Gefälligkeit  hat  auch  zu 
^^  gegründeten  Vermuthung  angeleitet,  dass  abseiten  des  Preussischen  Hofes 
^  Blrlassung  dieser  sehr  betagten  Leute  nach  ihrer  Behausung  alle  erkenntliche 
^Uiährigkeit  bezeiget  werden  würde. 

Allein  die  bis  hiezu  gemachte  Erfahruag  hat  das  Gegentheil  zu  Tage  ge- 
^S*^,  ohne  dass  auf  alle  Russisch  Kaiserl.  Seits  wegen  Erwürkuug  der  durch 
*^^*«  unvermögende  Leute  gesuchten  Freiheit  von  Zeit  zu  Zeit  gemachte  und  in 

16* 
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der  Bill-   und    Gerechtigkeit   gegründete   Anregungen   and   Interceadones  h^^j^ 
reflectiret  werden  wollen. 

Die  Ausflucht,  mit  welcher  der  Preussische  Hof  die  abseiten  Ihrer  Kaiacg*^ 
liehen  Majestät  requirirte  Zurücklass-  und  Auslieferung  Dero  Deserteurs  und 
dortigen  Diensten  mit  Gewalt  weggenommenen  Unterthanen  absulehnen  gesucb^x^J. 
und  zwar  unter  dem  Yorwand,  dass  kein  Cartell  darüber  existirte,  ist  von  all^^  ^,  ^ 
Schein  eines  Rechtens  dergestalt  entblösset,   dass  sogleich  darin  ein  Widerspm^:^^^^,,.^ 
von  Selbsten  gefunden  wird,  angesehen  das  Völkerrecht  bis  hiezu  noch  nieman^=^  y^ 
autorisiret,  mit  fremden  Unterthanen  nach  eigenem  Gutdünken  zu  schalten  im^^^    J^ 
zu  walten,  selbige  mit  Gewalt  wegzunehmen  und  ihrer  angebomen  Herrsch^^^/^ 
vorzuenthalten.  ^^ 

Die  Ursachen,  welche  Ihro  Kaiserl.  Majestät  unumgänglich  bewogen,  di;^^ 
angebomen  Unterthan,  den  Capitaine  Stackeiberg,  in  Verhaft  nehmen  zu  la^^^^ 
haben  ihren  alleinigen  Grund  in  den  durch  ihn  gegen  seine  Souveraine  und       ^^ 
Vaterland  begangenen  und  selbst  eingestandenen  strafbaren  Fehltritten;  nien^^^ 
aber  kann  begriffen  und  plausible  gemacht  werden,  mit  was  f&r  einem  Gr-«io^^ 
des  Rechtens  der  Preussische  Hof  blosserdings  aus  der  Ursache,  weil  er  in  tfesBeo 
Diensten  gestanden,  sich  ein  Jus  talionis  über  die  in  dessen  Diensten  befindlic&e 
Russisch  KaiserL  Unterthanen,   die  Lieutenants  Reutern  und  Kurssei,   wie    Aei'e 
und  unschuldige  Leute,  zu  erzwingen  vermeinet,  und  zwar  um  der  innocenten 
Ursachen  willen,  weilen  sie  ihren  Abschied  geziemend  gesuchet  und  nichts  weiter        |«9-^x 
gethan,  als  was  die  in  der  ganzen  Welt  bis  hiezu  practisirte  Ordnung  und  Ge- 
wohnheit mit  sich  bringet  und  niigends  eine  Ausnahme  gefunden.    Ihro  KaiflerL 
Majestät  haben  über  die  Befreiung  dieser  so  sehr  bedaurenswürdigcn  unscbv^ 
digen  Leuten  die  freundschaftiichste  Vorstell-  und  Anregungen  machen  und  ael- 
bige  von  Zeit  zu  Zeit    emeuren   lassen,   in  der  wohlgegründeten  VennatbaD£»f        1,^^ 
der  Preussische  Hof  würde  doch  zuletzt  die  Unschuld  dieser  jungen  Leute  b^'        1/ . 
herzigen,  das  Verbrechen  mit  der  Innocence  nicht  confondiren  und  selbigen  aU^        I: 
Gerechtigkeit  widerfahren  lassen;   allein  anstatt  aller  zu  bezeigenden  gereehtes^ 
Willfährigkeit   ist  erwidert   worden,    dass  die  Freilassung  oftgedachter  bdd^ 
Lieutenants  nicht  anders  als  sub  conditione  der  Loslassung  des  Stackeibergs  ^^ 
folgen  wilrde;  einfolglich  müsste  durch  die  Erlassung  eines  Staatsdelinqnenten  d^        V  ^ 
Befreiung  unschuldiger  Leute  erkauft  werden. 

Es  ist  eine  durchgängig  gewöhnliche  Sache,  dass  eine  jede  Pnissance  na^^ 
Beschaffenheit  der  Umstände  Dero  in  fremder  Mächte  Diensten  stehende  Un< 
thanen  zurückzuberufen  pfleget  und  die  darüber  ausgegangene  Avocatoria 
besserer  Bekanntmachung  in  den  Zeitungen  durchgehende  ohne  Ausnahme 
seriret  werden.    Die  Inserirung  der  abseiten  Ihro  KaiserL  Majeat&t  an  alleDee^^ 
in  fremden  Diensten  befindliehe  Unterthanen  ergangenen  Universell-Avocatrai^^ 
in  den  Berlinischen  Zeitungen  hat   aber  nicht  erlaubt  werden  wollen.    Diep^*^ 
hat  den  Russisch  Kaiserl.  Ministre  und  Kanzleirath  Herrn  Gross  in  Berlin  in  <i^^ 
Nothwendigkeit  gesetzet,  gedachte  Avocatoria  denen  Russischen  in  Preossisch^^ 
Diensten  stehenden  Unterthanen  mittelst  Briefen  bekannt  zu  machen,  wodu^^ 
er  dem  ihm  zugeschickten  allerhöchsten  Befehl  ein  Gnüge  geleistet 

Niemalcn  aber  hat  man  sich  vorstellen  wollen,  noch  können,  dass  Pituiü^ 
scher  Seits  die  Schranken  des  Wohlstandes  so  gar  überschritten  und  dem  Völk^^^ 
recht    ein    vorsätzlicher    Stoss    in    der    dem   Herrn    Gross   durch    des  Her^^^ 
Cabinetsministre  Grafen  von  Podewils  Excellenz  auf  Königl.  Befehl 
unverständigen  Reprochc  gegeben  werden  würde,  da  er  ihn  in  folgenden  A 
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drficken  angeredet:  warum  er  mit  Königl.  Unterthanen  correspondire?  und  damit 
er  in  Zukunft  sich  dessen  enthalten  möchte. 

So  sehr  Ursache  zu  vermuthen  gewesen ,  diese  Si^he  würde  mit  diesem 
gemachten  Schritt  auch  sein  Bewenden  behalten,  so  hat  ebengedachter  Herr 
G^iaf  von  Podewils  den  Herrn  Ranzleirath  Gross  dennoch  nachgehends  fast  förm- 
fich  befraget,  dass,  da  des  Königs  Majestät  yemommen,  dass  derselbe  an  den 
C^Mtaine  Mellin  und  zwei  Fähnrichs  Budberg  geschrieben,  Ihro  Majestät  wissen 
woUten,  ob  diese  Briefe  vor  oder  nach  der  ihm  abseiten  des  Königs  zu  machen 
Mbhlnen  Insinuation  abgeschickt  worden,  und  dass  er  nicht  wiisste,  wie  man 
das  hiesige  Betragen  in  Betracht  der  Avocatorien,  da  selbiges  dem  Njstädtschen 
Tnctat  ganz  zuwider  wäre,  verantworten  könnte. 

Niemand  wird  in  Abrede  sein,  dass  es  einem  Ministre  nicht  freistehen 
•oUe,  denen  Unterthanen  seiner  Herrschaft  die  allerhöchste  Willensmeinung  be- 
kannt za  machen,  zumalen  wann  es  verboten  wird,  selbige  in  denen  Zeitungen, 
nie  sonst  gewöhnlich,  einrücken  zu  können.  Der  Herr  Envoy^  Gross  hat  in 
BAanntmachung  der  Avocatorien  seiner  Pflicht  ein  GnOge  geleistet  und  in  Ge- 
folge derselben,  die  alle  anderweitige  Verbindungen  heben,  nicht  mit  Königl. 
IVeunischen  Offlciers,  sondern  blosserdings  mit  Russisch  Kaiserl.  Unterthanen 
correspondiret 

Ihro  Kaiserl.  Majestät  stellen  der  Beurtheilungskraft  eines  jeden  un- 
paanonirten  anheim,  ob  dieses  Betragen  des  Preussischen  Hofes  mit  dem  Völker- 
rechte oder  sonsten  einem  Rechtsgrunde  oder  mit  der  yon  einem  jeden  politisirten 
BTofe  jederzeit  in  Obacht  genommenen  Wohlanständigkeit  sich  vereinbaren  und 
Ulf  einige  Art  nur  beschönigen  lasset,  dass  derselbe  fremde  Unterthanen  mit 
3«^alt  wegninmit  und  in  Diensten  behält,  diejenige,  welche  ihren  Abschied  der 
^^ohnheit  nach  geziemend  gesuchet,  arretiren  lasset,  andere  aber  mittelst 
iS^cnhändiger  Briefen  versichert,  als  ob  gedachte  Avocatoria  Allerhöchstdero 
a  Preussischen  Diensten  befindliche  Unterthanen  gar  nicht  angingen  und  der 
^Diug  selbst  solches  verantworten  wollten,  der  Intention  Ihro  Kaiserl.  Majestät 
^ctmch  einen  ganz  anderen  Sinn  beizulegen  und  Allerhöchstdero  Betragen  zu 
f^V]itroliren  vermeinet,  den  Nystädtschen  Tractat  ganz  verkehrt  ausleget,  wie 
^oli  Dero  Ministre,  welcher  Niemanden  ausser  seiner  eigenen  Herrschaft  Red* 
'^^  Rechenschaft  zu  geben  gehalten  ist,  aus  eigener  Autorität  auf  eine  un- 
^^^öhnliche  Art  quästioniren  lasset. 

Alle  diese  unangenehme  Vorfallenheiten  und  unfreundliche  Begegnungen, 

^    unter  irgend  einer  in  Freundschaft  stehenden  Macht  niemalen   stattfinden, 

'^l^en  Anleitung  gegeben,  daraus  den  Schluss  zu  machen,  es  müsse  der  Preussische 

^<tf  die  Gedanken  und  den  Vorsatz  hegen,   die  Freundschaft  und  Alliance  mit 

''^*t>  Kaiserl.  Majestät  gänzlich  aufheben  zu  wollen;  dieser  Schluss  gewinnet  auch 

'*'>^  die  sich  nach  der  Zeit  zugeeignete  Folgen  eine  desto  grössere  Bestärkung, 

dtt  dem  Herrn  Envoy^  Gross,  welcher  in  der  Gesellschaft  des  Römisch  Kaiserl. 

"^»ittreB  und  des  Lord  Hyndfords  nach  Potsdam,   um  das  daselbst  neu  erbaute 

^^kloss  Sanssouci    zu  besehen,    fahren  wollen,    mittelst  eines  Briefes  yon  dem 

^^ixn    Grafen    Podewils    auf    eine    unvermuthete    und    unter    allürten    Höfen 

C^xis  imgewöhnliche  Art  ezpress  allein  diese  Reise  untersaget  wurde ,   wiewohl 

^  den  andern  beiden  erlaubt  gewesen. 

Nicht  weniger  ist  auch  Preussischer  Seits  in  dieser  ungewöhnlichen  Art  zu 
S^^oikeii  fortgefiihren  worden,  zumalen  dem  Russisch  Kaiserl.  Ministre  bei  G^ 
'^S^nheit  der  ohnlängst  in  Charlottenburg  vorgewesenen  Festivitäten  die  aller- 
M^prise   und   Geringschätzigkeit  bezeiget  worden,    da   er   nach 
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Endigung  der  Com^e  mit  den  andern  auswärtigen  l^istres,  die  zum  Soup^ 
zurückbehalten  gewesen,  nicht  eingeladen,  sondern  vielmehr  vorsätzlich  mit  dem 
Römisch  Kaiserl.  Mimstre  Marquis  Puebla  durch  den  ganzen  Garten  gelassen 
worden,  um  ihn  bei  der  Retour  des  ersten  desto  empfindlicher  rühren  und  be- 
leidigen zu  können,  wie  dann  auch  nachgehends  ein  Hoifourier,  welcher  alle 
auswärtige  Ministres  ziun  Ball  und  Soup^  invitiret,  zu  mehrerer  Bezeigung  einer 
Geringschätzigkeit  gegen  den  Herrn  Envoy^  Gross  einzig  und  allein  nur  vom 
Ball  Erwähnung  gethan. 

Ihro  KaiserL  Majestät  haben  in  Betracht  aller  vorangeführten  Inconvenienzen 
und  des  daher  gefolgerten  billigen  Schlusses,  dass  der  Königl.  Preussische  Hof 
in  der  Freundschaft  und  AUiance  mit  Allerhöchstderoselben  keine  weitere  Noth- 
wendigkeit  fände,  Dero  Ministre,  dem  Herrn  Kanzleirath  Gross  anzubefehlen 
geruhet,  sich  unverzüglich  aus  Berlin  nach  Allerhöchstdero  Hoflager  zu  be- 
geben, ohne  sich  bei  dem  dortigen  Hofe  zu  beurlauben,  damit  dessen  Person  und 
aufhabender  Caract^e,  am  wenigsten  aber  Ihro  Kaiserl.  Majestät  damit  ver- 
knüpfte allerhöchste  Dignit^,  nicht  einigen  weiteren  Inconvenienzen,  die  bereits, 
wie  obangeführet,  das  vollkommene  Mass  erreichet,  unterworfen  bleiben« 


Memoire   pour   servir  de  r^futation  &  la   note   quo 
la  cour  de  Rassle  a  fait  publier  k  l'occasion  du  rappel 

du  sieur  Gross. 

Le  rappel  inopin^  et  peu  amiable  du  sieur  Gross,  mimstre  de  Roasie  ä  la 
cour  du  Roi.  auroit  du  surprcndre  Sa  Majest^  si  eile  n'y  avoit  pas  4t6  pr^par^ 
par  une  suite  de  proc^^s,  les  uns  plus  d^sobligeants  que  lesautres;  accoutum^e 
depuis  plusieurs  ann^  k  ne  recevoir  pour  prix  de  ses  attentions  que  des  marques 
de  mauvaise  volonte  de  la  part  de  la  cour  de  Russie,  Sa  Miyest^  pouvoit 
s'attendre  ä  cette  demiöre  scöne,  qui  assortit  si  bien  au  g^nie  et  ä  la  fa^on  de 
penser  de  celui  qui  en  est  le  seul  auteur. 

Sa  Majest^  craindroit  en  effet  de  faire  tort  ä  Tlmp^ratrice,  en  lui  attribnant 
une  ddmarche  si  contraire  aux  sentiments  qui  doivent  r^gner  entre  des  cours 
amies  et  alli^es;  le  Roi  rend  trop  de  justice  k  cette  Princesse,  pour  la  confondre 
avec  son  ministre,  et  Sa  Majest^  n'ignore  pas  tous  les  ressorts  qu'on  a  fait  jouer, 
et  tous  les  moyens  qu'on  a  mis  en  oeuvre,  pour  lui  rendre  son  amiti^  suspecte, 
pour  empoisonner  ses  actions  les  plus  innocentes  et  pour  empdcher  que  la  vdrit6 
ne  parvienne  jusqu'ä  eile. 

Le  Roi  ne  voit  dans  toute  cette  manoeuvre  que  le  chancelier  comte  de 
Bestnshew,  et  d^  lors  Sa  Majest^  a  cru  que  le  silence  et  le  m^pris  ^toient  les 
seules  armes  qu^il  falloit  lui  opposer.  Sa  M%jest^  croit  devoir  tenir  cette  mdme 
conduite  par  rapport  k  la  note  qui  yient  d'dtre  remise  au  sieur  Warendorff  avant 
son  d^part  de  P^tersbourg,  qu'on  ne  sauroit  regarder  que  comme  une  pi^e  sans 
aveu,  puisqu'eUe  est  sans  date  et  sans  signature,  et  dont  le  contenu  marque 
yisiblement  que  le  Chancelier  a  os^  surprendre  la  religion  de  sa  souveraine 
—  cette  pi^ce  ind^cente,  qui  n^est  qu*un  tissu  de  faits  alt^r^  et  controov^  et 
d'imputations  injurieuses,  et  Sa  Majest^  croiroit  manquer  k  ce  qu'elle  se  doit 
elle-m§me,  k  sa  gloire  et  ä  la  dignit^  de  sa  couronne,  si  eile  entroit  dans 
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moindre  ezplication  sur  ce  sujet  avec  un  ministre  qui  s'est  fait  une  habitude  de 
manquer  aa  respect  qu'il  doit  aux  tötes  couronn^es. 

Le  Boi,  pour  toute  r^onse,  a  ordonn^  au  sieur  Warendorff  de  renvoyer 
oette  note  au  comte  de  Bestushew,  et  ce  n'est  qu'avec  les  seules  puissances  avec 
leequellee  Sa  Majest^  a  le  bonheur  de  vivre  dans  Vamiti^  et  dans  Tunion  la 
pluB  ^troite,  qu*elle  croit  devoir  entrer  dans  le  detail  de  cette  piöce,  pour  leur 
iaire  sentir  l'injustice  et  la  nullit^  des  griefs  au  moyen  desquels  le  Chancelier 
pr^tend  justifier  ses  mauvais  procM^. 

Feue  rimp^trice  Anne  avoit  donn^  en  pr^nt  au  Roi,   pöre  de  Sa  Ma- 

J€8t^   un  certain  nombre  de  sujets  rnssiens  pour  dtre  plac^  dans  Tarm^  prus- 

^enne.    Ces  gens  regard^nt  le  changement  de  leur  sort  comme  une  faveur  de 

It  ProTidence,  et  les  douceurs  qu^ils  trouvörent  dans  le  service  du  Roi,  leur 

htat  bientot   oublier  le  souvenir  d'une  patrie  oü  ils  avoient  ^t^  trait^s  bien 

^fiffi^remment.     La  plupart  d*entre  eux  sont  morts,   et   le  petit  nombre  qui  vit 

cneore,  se  croit  trop  heureux  de  pouvoir  jouir  tranquiliement  de  la  protection  et 

des  bienfaits  du  Roi.    Le  Chancelier  a  jug^  k  propos  de  les  r^clamer,  et  pour 

doxiner  quelque  couleur  k  une  pr^tention  aussi  singuU^re,  il  les  a  d^peints  k  sa 

aoo^eraine  comme  des  prisonniers  qui  g^nussoient  dans  la  plus  afireuse  captivite. 

Le    Roi  ayant  fait  difficult^  de  condescendre  k  une  demande  destitu^e  de  tout 

foiüöement,  l'auteur  de  la  note  en  forme  un  premier  chef  d'accusation  qu'il  ose 

qtiaklifier  de  violation  manifeste  du  droit  des  gens.  Mais  de  quel  droit  pi*6tend-on 

i^lamer  des  gens  qui  n*ont  ^t^  donn^  qu'en  r^iprocit^  des  pr^sents  du  feu 

Boa  ?    Pourquoi  le  Roi  auroit-il  cette  nouvelle  complaisance ,  aprSs  que  toutes 

cöUcB  qu'il   a   bien  voulu  avoir,   n'ont  Ü^  pay^es  d'aucun  retour?     Pourquoi 

^i^fin  Sa  Majest^  forceroit-elle  des  gens  Contents  de  leur  sort  k  quitter  ses  £tats 

ni^J^r^  eux?    Si  le  Roi  leur  accorde  sa  protection,  ce  n'est  pas  pour  en  faire 

^^^'tcmels  esclaves  des  Prussiens,  comme  le  dit  Tauteur  de  la  note,  mais   pour 

'•'**'  conserver  une  libert^  dont  ils  paroissent  sentir  tout  le  prix. 

n  y  a  dans  Tarm^e  du  Roi  quelques  d^rteurs  des  troupes  russiennes;  le 
^macelier  a  pr^tendu  qu'on  les  Uvr&t.  On  lui  a  repr6sent6  qu'il  n'y  avoit  point 
^  cartel  entre  les  deux  cours;  que  les  d^erteurs  prussiens  <^toient  reQUS  en 
^"^^ne  et  qn*on  n*en  avoit  jamais  rendu  un  seul.  C'est  encore  1^  selon  Tauteur 
^^  la  note,  une  d^marche  peu  amiable  et  contraire  au  droit  des  gens.  C'est 
^'^  ^OQveau  grief  qui  justifie  le  rappel  du  sieur  Gross.  U  suffit  de  rapporter 
^^  traits  pareils,  pour  en  faire  sentir  Tabsurdit^;  mais  on  ne  sauroit  passer  k 
^^  aoteur  de  les  entremSier  d'imputations  fausses  et  absolument  contraires  k  la 
^^^t^  comme  11  le  fait  entre  autres  en  soutenant  qu'il  y  a  eu  des  sujets  russiens 
*^*|J^^  par  force.  C'est  Ik  un  cas  qui  n'est  jamais  arriv^,  et  Ton  peut  hardimeut 
^^«r  la  cour  de  Russie  d'en  pouvoir  produire  un  seul  exemple. 

La  d^tention  de  deux  officiers  livouiens,  engag^  au  service  du  Roi,  fait 

troi^toe  article   de   la  note   du  Chancelier.    Comme  cette  d^tention   n'est 

^^^*ne  snite   de  l'arrßt   du   capitaine   St»ickelberg,  il  importe  de  mettre  cette 

^^^ire  dans  tout  son  jour,  et  d'efiacer  par  \k  mdme  les  fausses  couleurs  que 

^^*teur  de  la  note  a  jugö  k  propos  d'y  donner. 

Le  capitaine  Stackeiberg,  livonien  de   nation  et  engag^    depuis   longues 

'^'^te  aa   Service  du  Roi,   demanda  et  obtint  k  la  fin  de  1745  la  penmssion 

^ller  faire  uu  tour  dans  sa  patrie ;   il   ^toit  sur  le  point  de  quitter  la  Livonie 

^  de  8*60  retonmer  dans  les  Etats  du  Roi,  lorsqu'il  fut  arr^t^  par  ordre  de  sa 

^'^.    Le  Chancelier,   pour   colorer  cette   violence,   soutint   qu'il   avoit   voulu 

^^ler  des  sujets  de  l'Imp^trice,  et  le  traita  en  criminel  d'^^tat.    Le  Roi  crut 
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devoir  s'int^resser  en  faveur  d'un  offider  dont  il  connoiaaoit   le   m6ite  et  qm 
avoit  rhonneur  d'^tre  k  son  Service.    On  fit  les  repr^ntatioiis  les  plus  amiablei 
k  la  cour  de  Rassle;  le  comte  Stackeiberg  se  fit  fort  de  proaver  son  innocence, 
le  conseil  de  gaerre  opioa  en  sa  faveur;  mais  rien  ne  put  fl^chir  le  Cbancelier. 
On  lui  nomma  d'autres  juges  k  qui  Ton  4pargna  la  peine  d'examiner  son  hSaut 
Ce  malheureux  officier  fnt  charg6   de  fers    et  on  le  fit  paaser  par  toutes  les 
horreurs  d'une  prison  longue  et  cruelle,  qui  dure  encore  actaellement  et  qui  ne 
finira  peut-§tre  qu*avec  sa  vie.     Le  Roi,  indign^  d'un  traitement  si  rigouieax, 
apr^  avoir  ^puis^  toutes  les  voies  de  la  douceur,  cmt  que  c*^toit  ici  ou  jamaifl 
le  cas  d*user  de  repr^sailles;   et  les  lieutenants  de  Reutern  et  de  Kurasel,  ajant 
^t^  mis  aux  arrßts  dans  le  m6me  temps  pour  d^antres  siyets,  et  le  Chanoeüex 
s'int^ressant  vivcment  en  leur  faveur,  le  Roi  lui  fit  d^arer  que  r^largissemeat 
de  ces  ceuz  officiers  ddpendoit  de  celui  du  comte  Stackeiberg.    Teiles  sont  les 
v^ritables  circonstances  de  cette  affiüre  que  Fauteur  de  la  note  s^efforce  de  für^ 
envisager  comme  une  injustice  criante  de  la  part  du  Roi,  en  plaignant  le  flo^ 
de  ces  jeunes  officiers,  qui  ont  cependant  ^t^  trait^  avec  tonte  la  douceor  qa'on 
peut  attendre  d'un  prince  qui  connoit  les  droits  sacr^  de  rbumanit^  et  qui  stftit 
distinguer  Tinnocent  d'avec  Ic  coupable. 

Le  Chancelier,  ing^nieux  k  imaginer  tout  ce  qui  pouvoit  faire  uaitre  de  ^ 
m^ntelligence  entre  les  deux  cours,  fit  pubiier  en  1749  des  lettres  avocatoiri^^ 
pour  obliger  tous  les  officiers  livoniens  qui  sont  au  Service  du  Roi,  4  le  qnitt*^ 
et  k  retoumcr  dans  leur  patrie,  et  Pauteur  de  la  note  se  räcrie  eztr^mement 
ce  qu'on  n'a  pas  voulu  permettre  que  ces  avocatoires  füssent  ins^r^s  dans 
gazettcs  de  Berlin ,  quoiqu'on  n'ait  fait  en  cela  que  suivre  le  modöle  de  ce  (§,^ 
se  praüque  k  P^tersbourg,  oü  Timpression  de  pareilles  piöces  a  M  probib^  d&n^ 
plus  d'une  occasion. 

Le  sieur  Gross  se  crut  cependant  autorisö  par  Ik  k  öcrire  lui-mdme  k  Up^ 
ce  quMl  put  d^terrer  de  sujets  russiens  dans  les  Etats  du  Roi,  et  il  ne  se  c(»c 
tenta  pas  de  les  avertir  simpiement  de  la  publication  des  avocatoires,  mais    ^ 
eut  recours  aux  men^es  sourdes,  aux  rapports  malins  et  k  tout  ce  que  Ves^^*^ 
d'intrigue  peut  sugg^rer  pour  leur  rendre  le  Service  du  Roi  odieux;  unecoiidnm^ 
si  ind^ente  et  si  indigne  d'un  ministre  public,  ne  put  que  r^volter  Sa  Majes^^ 
et  ce  ftit  en  cons^quence  que  le  comte  de  Podewils  eut  ordre  de  Im  en  pari^^* 
Mais  ce  ministre  s'acquitta  de  cette  commission  non  pas  dans  les  tennes  et  ^^ 
la  maniöre  dont  Tauteur  de  la  note  voudrait  le  faire  croire,  mais  avec  toote   ^ 
politesse  due  an  caractöre  dont  le  sieur  Gross  ^toit  revStu;  il  lui  repr^nta  q^ 
ces  sortes  de  d^marches  n'^toient  permises  et  autoris^  dans  aucnne  cour 
PEurope,   qu'ou  ne  voudroit  jamais  conseiller  k  un  ministre  ötranger  d'en 
autant  k  Petersbourg,  que  d'ailleurs  les  avocatoires  publi^s  en  Rnssie  ne  s'i 
doient  gu^e  avec  les  privil^es  dont  la  noblesse  livonienne  doit  jooir  en  vc 
des  trait^s   de  Nystad   et   d'Abo,  et  que  le  Roi  en  avoit  fait  pubiier  de 
cöt6,  Sans  qu'aucun  de  ses  sujets  eüt  pu  obtenir  jusqulci  la  permisston  de  qnit 
la  Russie  et  de  retoumer  dans  sa  patrie,  quoiqu*il  s*y  tronve  nn  giand  noml 
parmi  lequel  il  y  a  des  officiers  de  marque  et  m^me  des  g^öraux.    Ges 
sentations  füren t  röpötöes  quelque  temps  apr^  parce  que  le  sieur  QroflB,  oont 
sa  parole  donn^e,  ^oit  retomb^  dans  les  mtoes  inconv^ents,  et  enfin,  le  K^ 
ayant  ^t^  averti  que  ce  ministre  mdditoit  de  faire  un  tour  k  Potsdam  poor  X^ 
renouveler  son  ancien   man^,  le   comte   de   Podewils  fut  enoore   Obligo  ^ 
revenir  k  la  cbarge,  et  lui  öcrivit  un  billet  con^u  dans  les  tennes  les  plus  pcdJ^ 
par  lequel  il  le  priait  de  s'abstenir  d'un  voyage  qui  ne  pouvoit   que 
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■oap^ons  de  Sa  Majest^  sur  une  affaire  qui  ^toit  encore  toute  r^nte.  On 
Toit  pas  oe  qn^il  7  a  d'inoui  dans  ce  proc^d^,  ni  comment  cela  peut  s'appeler 
fcrepasser  toutes  les  bornes  de  la  biens^ance,  vieler  ouverte- 
nt  le  droit  des  gens  et  se  porter  k  des  d^marches  dont  on  n*a 
aais  entendu  parier  dans  aucune  cour  poliere.  On  seroit  tent^  de 
lander  si  la  libert^  des  ministres  6trangers  qui  r^ident  ä  la  cour  de  Russie, 
end  douc  si  loin ,  s^il  lenr  est  permis  d'entretenir  des  correspondances  secr^tes 
UlkäteB  ayec  les  sujets  du  pajs ,  s^il  7  a  une  maison  ro7ale  autour  de  P^ters- 
Bg  oii  ils  osent  aller  sans  une  permission  expresse.  8i  l'auteur  de  la  note 
nt  r^fl^chi  sur  ce  qui  se  passe  chez  lui,  il  n'auroit  pas  eu  Timprudence  de 
irer  une  affiiire  que  le  sieur  Gross  auroit  d^aillenrs  pu  s'^pargner  par  une 
duite  plus  rägnli^re.  Si  cet  auteur  connoissoit  ce  droit  des  gens  dont  il  parle 
t,  fl  sanroit  que  la  premi^re  maxime  de  ce  droit  sacr6,  c*est  de  ne  jamais 
oquer  am:  ^gaids  qui  sont  dus  aux  souverains. 

Le  pr^tendu  affiront  que  le  sieur  Gross  doit  avoir  re^u  k  Charlottenbourg, 
an  demier  chef  d'accusation ,   et  c*est  \k  proprement  ce  qui  a  occasionn^  le 
pd  de  ce  ministre.    On  ne  peut  qu*dtre  surpris  de  cette  chute,  en  apprenant 
iment  la  chose  s'est  pass^e. 

Le  Koi,  par  une  attention  toute  particuli^re  pour  les  ministres  qui  rdsident 
a  ooor,  leur  fit  d^larer  que  tous  ceux  d'entre  eux  qui  voudroient  assister  aux 
ia  et  aux  spectacles  qui  se  donneroient  pendant  son  s^jour  k  Charlottenbourg, 
ferolent  plaisir.  Le  Roi  ne  comptoit  pas  de  se  mettre  par  14  dans  Tobligation 

aouper  tous  les  jours  avec  tous  les  ministres  ^trangers;  mais  Sa  Majest^ 
^  propos^  de  les  admettre  successivement  k  sa  table  et  de  faire  le  tour, 
Ton  ne  voit  pas  que  le  droit  des  gens  en  exige&t  davantage.  II  7  eut  le 
iiaier  soir  une  simple  repr^sentation  de  com^die;  le  ministre  de  TEmpereur, 
di  de  SuMe  et  de  Danemark  furent  invit^s,  et  malheureuseinent  le  sieur  Gross 
Ibt  pas  du  nombre:  yoil4  ce  cas  inoui  et  criant  qui  Pa  oblig^  de  porter  des 
hites  k  sa  cour  et  de  ne  plus  reparoitre  k  celle  du  Koi.    Le  lendemain,  il  7 

giand  bal  et  souper  auquel  tous  les  ministres  furent  invit^;  et  ici  le  sieur 
Hb  auroit  du  moins  du  respecter  les  lois  sacr^es  de  la  vörit^,  et  ne  pas  sou- 
br  qa*il  a  ^t^  except^  du  nombre.  Ces  sortes  de  distinctions  n'ont  jamais  6t^ 
nues  k  la  cour  de  Berlin,  et  s'il  7  avoit  mSme  eu  du  m^sentendu  dans  cette 
ason,  n'anroit-il  pas  pu  s'expliquer  et  n*auroit-il  pas  du  s'attendre  k  tous  les 
ürdsaements  et  k  toute  la  satisfaction  qu'il  auroit  pu  raisonuablement  exiger? 
«  il  7  avoit  longtemps  qu'il  cherchoit  Toccasion  de  brouiller  les  deux  cours, 
!l*en  trouvant  aucun  sujet  legitime,  il  a  ^t^  oblig^  de  s'accrocher  k  des  mis^res 

fönt  peu  d^honneur  k  son  caract^re  et  qui  ne  sauroient  pas  m^me  d*excuser 

IflB  ordres  qu'il  peut  avoir  re^us. 

81  les  ministres  du  Roi  k  la  cour  de  Russie  avoient  voulu  relever,  uon  pas 

btgatelles  pareilles,  mais  des  v^ritables  incongruit^s,  combien  de  fois  n*en 

oicnt-ils  pas  eu  Toccasion!    L'auteur  de  la  note  a  donc  bien  mauvaise  grftce 

ft  appeler  k  leur  jugement  et  en  particulier  k  celui  du  sieur  Warendorff,  qui 

oit  pa  trouver  dans  le  retardement  ind^cent  de  ses  audiences  et  dans  celui 

MS  paase-ports  de  justes  sujets  de  se   plaindre;    mais  le  Roi  auroit  ^tö  le 

ttier  k  le  blftmer,  s'il  Tavoit  fait,  Sa  Majest^  ^tant  bien  ^loign^e  de  ne  faire 

ün  cas  de  Tamitie  de  Tlmp^ratrice,  comme  on  voudroit  le  iui  imputer;  le  Roi 

aaean  reproche  k  se  £ure  k  cet  6gard,  et  le  Chancelier  a  beau  faire  jouer 

■  les  resBorts  de  sa  politique,  pour  cimenter  et  pour  entretenir  la  m^sintelli- 
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gence  qu'il  a  bu  faire  naitre,  tous  ses  Boins  n'emp^heront  pas  qae  Sa  Mi^ 
ne  conserve  toujours  pour  cette  Princesse  tous  les  sentimeiitB  de  i'eBÜme  et  de 
consid^ration  la  plus  parfaite. 


De  Hambourg  ce  [28  janvier]*). 

On  voit  ici  des  lettres  de  Koenigsberg  qui  portent  que  M.  de  Warendo 
ci-devant  ministre  pl^nipotenüaire  de  Sa  Majest^  le  roi  de  Prasse  k  la  conr 
Hussie,  y  ^toit  heureasement  arriv^;  qa*ayant  son  d^part  de  P^tersbourg 
conseiller  de  la  cour  de  Russie  Simolin  iui  avoit  insinuä  une  note  con^ue  di 
des  termes  peu  mcflur^,  d'ailleurs  sans  date  et  sans  signature,  et  qui  par  o 
s^uent  ne  pouvoit  Hre  regard^e  que  comme  une  piöce  sans  aveu:  que  par 
raisons,  aussi  bien  qu'ä  cause  que  son  minist^  ^toit  enti^rement  expir^  dös  q 
avoit  re^u  du  Roi  son  maitre  les  ordres  pour  quitter  la  cour  de  P^tersbourg 
la  mßine  mani6re  que  le  sieur  de  Gross  a  quitt^  celle  de  Berlin,  M.  de  War 
dorff  avoit  refiis^  de  s'en  charger,  mais  que,  le  sieur  Simolin  n'ayant  absolum« 
pas  voulu  la  reprendre  et  Tayant  laiss^e  sur  la  table,  M.  de  Warendor^  p« 
ne  pas  aigrir  les  choses  et  pour  ne  pas  s'exposer  k  quelque  avanie,  avoit  [ 
le  parti  de  la  garder  et  de  la  renvoyer  aprös  son  arriv^e  k  Koenigsbeig 
chancelier  comte  de  Bestushew,  accompagn^e  d'une  lettre  en  son  nom  pr 
dont  voici  la  copie. 

Monsieur, 

Comme  il  m'a  ^t^  reproch^  vivement  de  la  part  du  Roi  mon  maitre  q 
j'ai  accept^  et  envoy^  k  sa  cour  une  note  aussi  ind^cente  que  Test  celle  q 
Votre  Excellence  m'a  fait  remettre  k  P^tersbourg  le  15/4  de  d^embre  de  raDi 
passde  par  le  conseiller  de  cour  Simolin,  laquelle  je  n^aurois  point  du  aocqit 
les  fonctions  de  mon  minist^re  ayant  cess^  entiörement  d^  le  moment  que  j 
re^u  ordre  de  quitter  la  cour  de  Russie  de  la  mdme  maniöre  que  M.  de  Grc 
a  quitt^  celle  du  Roi  mon  maitre,  je  me  trouve  indispensablement  oblig^ 
renvoyer  ci-clos  k  Votre  Excellence  la  susdite  note  en  original. 

Etant  d'ailleurs  persuad^  que  Sa  Majestä  Timp^ratrice  de  Russie,  par 
fa^on  de  penser  et  ses  sentiments  d'amiti^  qu'elle  a  toujours  t^moign^  k  '. 
Majest^  le  Roi  mon  maitre,  n'a  point  de  part  k  une  pi^  con^ue  dans  d 
termes  peu  usit^  entre  des  cours  amies  et  alliäes,  mais  que  c'est  plutot  la  pi 
duction  et  Touvrage  de  gens  malintentionn^  qui  ne  cherchent  qa'4  brodl 
deux  cours  dont  le  vöritable  int^r§t  doit  6tre  de  vivre  en  bonne  intelligec 
ensemble,  je  n'ai  pu  me  dispenser  d'avertir  Votre  Excellence  tr^  humbleme 
de  s'abstenir  k  Tavenir  dans  de  pareilles  pi^es  des  expressions  peu  convenab: 
aux  ^gards  qu'on  doit  aux  t^tes  couronn^es,  et  moins  conformes  encore  a 
liaisons  ötroites  dans  lesquelles  le  Roi  mon  maitre  a  la  satisfaction  de  se  troat 

*)  Das  in  dem  Concept  fehlende  Datum  aus  dem  Druck  in  den  Nd 
velles  d'Amsterdam  vom  5.  Februar  1751,  wo  statt  des  Eingangs  nur  d 
folgende  steht:  „On  voit  ici  la  copie  de  la  lettre  ^ue  M.  de  Warendorff  a  6cri 
k  son  arriv^e  k  Koenigsberg  au  vice-chancelier  j^sic]  comte  de  Bestushew,  en  1 
renvoyant  la  note  que  Son  Excellence  avoit  fait  remettre  k  M.  de  Warendo 
avant  son  d^part  de  P^tersbourg.    Cette  lettre  porte  ce  qui  suit.* 
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ar^MS  Sa  Majest^  rimp^trice  de  tontes  les  Russies,  et  que  de  son  cöt6  Sadite 
cultiyera  toiyonrs  soigneusement,  bien  persuad^e  que  Sa  Majest^  Imp^ 
n  approuveroit  certainement  point  la  d^marche  que  Votre  Excellence  vient 
de  £Euie,  si  cette  grande  Princesse  en  6toit  fid^lement  inform^e.  L'on  ne  sauroit 
6tn^  plus  que  je  le  suis,  Monsieur,  de  Votre  Excellence  le  trös  humble  et  tr^ 
ob^Lssant  serviteur 

k  Koenigsberg,  Warendorff. 

1«  13  janvier  1751.  


De  P^tersbourg,  le  4.  d^cembre  v.  st.  1750. 

Le  Chancelier  envoya  le  conseiller  auliqne  Simolin    chez   le  ministre  de 
Priisse  Warendorff,  pour  lui  remettre  la  r^ponse  du  Chancelier  k  sa  lettre  du 
2  die  ce  mois,  ainsi  que  la  note  connue,  et  lui  d^larer  que  le  Chancelier  avoit 
cn    ^  la  y^rit^  Tintention  de  le  faire  inyiter  k  une   Conference;    mais  qu'ayant 
Appxis  que  M.  le  Conseiller  de  l^gation  ^toit  indispos^  depuis   quelque  temps, 
il  lui  envoyoit  sa   r^poiise  sous  cachet  volant,  afin  qu'apr^  Tavoir  lue,  M.  le 
Hmistre  püt  dire  au  conseiUer  Simolin  ce  qu'il  jugeroit  k  propos  d'y  remarquer. 
M.  de  Warendorff  prit  R-dessus  la  lettre  d'une  main  tremblante  et  en  chan- 
geant de  visage  et  ne  pouvant  presque  point,  k  force  d'dtre  embarrass^,  tirer  la 
lettre  de  son  enveloppe.     II  mächa  seulement  quelques  mots,  k  la  vue  de  la 
lettre,  que  M.  Simolin  ne  put  comprendre,  la  lut  en  hftte  et  la  jeta  sur  sa  table, 
Biuis  dire  une  parole  k  cet  ^gard.    II  commen^A  ensuite  k  lire  la  note  et  dit,  en 
▼enant  au   passage   des  grands  soldats  et  d^erteurs,   que  sa  cour  avoit  d^jk 
^^ndu  plusieurs  fois  sur  cet  article.     Le  conseiller  Simolin  r^pondit  lä-dessus 
V^  Ä  la  r^ponse   de  la  cour  de  Prusse  avoit  ^tö  juste,  ^uitable  et  conforme 
*Qx  d^sirs  de  cetto  cour,  M.  le  Conseiller  de  l^gation  pouvoit  @tre  assur^  qu'elle 
i^*viioit  plus  touch^   cette  matiöre.    II  continua  ensuite  sa  lecture  et  dit  peu 
Hii^:  „On  fait  aussi   mention   des   avocatoires.'^     M.  Simolin  r^pondit  que  si 
"^  le  Ck>nBeiller  vouloit  en  juger  impartialement,  il  se  sentiroit  convaincu.qu'il 
^y  avoit  rien  de  plus  injuste  que  d'agir  suivant  son  bon  plaisir  avec  des  sujets 
^^>^ere  et  les  d^ober  k  leur  souverain   legitime,   vu   surtout  que  toutes  les 
^tres  puissances,  ensuite  de  ces  lettres  avocatoires,  avoient  donn<^  sur-le-champ 
'^^  C0Dg4   aux  sujets  de  la  Russie  et  les  avoient  renvoy^  dans  leur  patrie. 
^  lipUqua  que  les  circonstances  pouvoient  toe  diff(Srentes  et  que  cette  matiöre 
P^^<>voit  ^tre  d^battue  par  pour  et  par  contre.   Le  conseiller  Simolin  lui  r^pondit 
^  des  circonstances  lui  ^toient  inconnues  et  quMl  les  apprendroit  de  lui  avec 
I^'^iBir;  que  quant  k  la  diff^rente  fa9on  dont  cette  mauere  pouvoit  dtre  d^battue, 
5^**  le  pour  seroit  toujours  pour  cette  cour,   et  que  le  contre  n'y  trouveroit 
^^"^  place.    M.  de  Warendorff  risposta:    „II   est   trop   tard,    pour  s'^tendre 
^nntage  lä-dessua**,  et  continua  de  nouyeau  k  parcourir  la  note.    En  arrivant 
^  l^endroit  oü  il  est  parlä  des  reproches  que  le  comte  de  Podewils  a  faits  au 
^^^i^>aller  de  chancellerie  Gross,  11  dit:   „Cette  circonstance  m'est  inconnue.^    Le 
^^^^ifleiller  Simolin  r^pondit  qu'il  ne  vouloit  point  assurer  que  ce  fait  ne  lui  ^toit 
P^  oonna;  mais   qu'il  n'en  ^toit  pas  moins  sür  et  certain.    M.  de  Warendorff 
^  la  note  joBques  k  la  fin,  sans  faire  aucune  autre  remarque.    II  dit  seulement 
*  H.  Simolin  qull  le  prioit  d'assurer  le  Chancelier  de  ses  respects,  de  le  remercier 
FMnr  le  pane-port  qu'il  lui  avoit  promis,   et  de  lui  dire  qu'il  ne  pouvoit  se 
ci^|;er  de  cette  note,  son  minist^re  ayant  d6}4  cess^,  et  pouvant  s'attirer  de  sa 
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cour  des  reproches,  d'autant  plus  que  ladite  note  oontenoit  par-ci  et  par-L 
quelques  passages  peu  agr^ables.  D  presea  ensoite  M.  Simolin  de  la  reprendn 
ajoutant  qn'il  ignoroit  ce  qu'il  en  pourroit  faire.  Le  conseiller  Simolin  Ini  di 
que  tant  dans  la  r^ponse  du  Chancelier  que  dans  la  note  mdme  il  6toit  marq» 
qu'elle  devoit  servir  d'information  pour  sa  cour;  qu^il  pouvoit  facilement  com 
prendre  que  lui,  Simolin ,  ne  pourroit  jamais  la  reprendre ,  vu  qu'il  ayoit  ozdn 
expr^  de  la  lui  remettre ,  et  non  de  la  rapporter ,  et  que  M.  le  Conseiller  d« 
l^gation  ne  pouvoit  poiut  faire  une  pareille  pr^tention,  d'autant  moins  qal 
voyoit  suffisamment  Tusage  qu'il  en  pouvoit  faire.  M.  de  Warendorff  s'approek. 
lä-des8U8  avec  la  note  de  M.  Simolin,  faisant  mine  de  la  lui  fourrer  dans  le  sein  o 
de  la  glisser  dans  la  poche;  mais  celui-ci  se  retira,  disant  qu'il  n*ayoit  pu  d 
place  pour  la  reprendre ,  et  prit  en  m^me  temps  cong^.  M.  de  Warendorff  dii 
„Vous  me  mettez  dans  un  embarras'^;  fit  saluer  le  Chancelier  et  accompagna  1 
conseiller  aulique  Simolin  jusques  au  milieu  de  sa  salle. 


Pr^cis    de    Tentretien    que   le    sieur    Warendorff  a  e- 
avant  son  d^part  de  Pötersbourg  avec  le  sieurSimoli  ^ 

Je  n'ai  pas  ^t^  surpris  de  voir  par  un  article  de  la  Gazette  de  Golog^ 
du  22  janvier  courant,  num^ro  7,  la  maniöre  dont  le  sieur  Simolin  a  empoiaonx 
et  falsifi6  Tentretien  quHl  y  a  eu  entre  nous,  lorBqu'ii  me  remit  k  F^tersboiKV 
la  lettre  du  chancelier  comte  de  Bestushew  du  4  d^cembre  demier,  avec  fxti 
note  inddcente,  sans  date  et  sans  signature. 

Voici  les  v^ritables  circonstances  de  la  susdite  entrevue.  Le  sieur  Simoli 
vint  de  la  part  du  comte  de  Bestushew  me  faire  un  compliment,  sans  sonner  1 
moindre  mot  de  ma  maladie.  II  me  dit  simplement  que  le  Chancelier  avoi 
eu  dcssein  de  me  faire  inviter  k  une  Conference,  mais  que,.  cela  ne  ponvant  plu 
se  faire,  il  avoit  ordre  de  me  remettre  la  lettre  qu'il  me  pr^enta.  C^it  toc 
ce  qu'il  me  fit  entendre,  en  ex^cutant  sa  commission,  sans  qu'il  eüt  ^t^  qnestioi 
de  lui  communiquer  mes  idöes  sur  le  contenu  de  la  note.  Je  pris  la  lettre,  < 
ayant  eu  bien  de  la  peine  k  la  tirer  de  son  enveloppe  k  cachet  volant,  il  a  pl 
au  sieur  Simolin  de  qualifier  les  mouvements  que  je  me  suis  donn^s  k  cett 
occasion,  comme  ceux  d'une  personne  qui  se  trouve  embarrass^e  et  qui  cban^ 
de  visage.  II  a  fallu  un  homme  tel  que  lui,  pour  avancer  de  pareilles  cbo00> 
et  par  quelle  raison  aurois-je  du  recevoir  d'une  main  tremblante  une  piöce  do» 
j'ignorois  absolument  le  contenu  ?  Apr^s  avoir  parcouru  la  lettre,  je  ne  la  je** 
pas,  mais  la  mis  sur  la  table  aupr^  de  laquelle  nous  nous  trouyftmes  deboo' 
je  priai  le  sieur  Simolin  de  remercier  de  ma  part  le  Chancelier  de  oe  qn* 
vouloit  bien  avoir  soin  d'une  prompte  exp^ition  de  mes  passe-ports,  et  je  '^ 
chargeai  d'y  contribuer  de  son  cot^.  II  veut  cependant  que  je  n^ai  que  mlcli^ 
k  la  vue  de  la  lettre,  et  que  je  n'ai  prof^  la  moindre  parole  en  oette  oecMi<*- 
Je  pris  ensuite  la  note  et,  en  ayant  lu  une  partie,  je  fis  connoitre  an  nffi 
Simolin  que  j'^tois  bien  fäch^  d'y  voir  tant  de  madöres  r^chaufföee  et  rebattnei 
II  me  pria  lä-dessus  de  consid^rer  si  la  Russie  n'avoit  pas  eu  raison  de  pwtff 
des  plaintes  contre  ce  qui  s'^toit  pass^  de  temps  en  temps  k  son  ^gard  it  la  eott 
du  Koi.  Je  lui  röpondis  que,  si  on  vouloit  peser  les  choaes  dans  une  jote 
balance ,  il  verroit  que  sa  cour  avoit  tort    Je  puls  assorer  haidiment  et  de  li 
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la  plus  podtiye  que  le  reste  du  langage  que  le  sieur  Simolin  doit  avoir 

enyeni  moi,  est  malideusement  invent^,  et  que  je  n*ai,  par  cons^uent,  pas 

|A     hin  les  r^ponses   qn'on   m'attribue   dans  la  pi^ce  ins^r^  dans  la  gazette 

•Bsmentiomi^e.     Aussitdt  que  j'eus  fini  la  lecture  de   la  note,  je  dis  au  sieur 

Simolin  qu^ayant  rencontr6  dans  cette  pi^e  des  expressions  tr^  inddcentes,  je 

Bft    pouvois  point  la  £Eure  parrenir  k  ma  cour,  sans  me  rendre  responsable,  et 

C[a'*ain8i  je   le   priois  tr^  instamment  de  vouloir  bien  la  reprendre.    II  proposa 

llmpossibilit^  k  cet  ägard,  ayant  ordre  de  laisser  chez  moi  la  note.  Je  r^pliquai 

qae,  mon  minist^re  6tant  fini,  c*6toit  une  raison  de  plus  qui  m'empSchoit  d'accepter 

bdite  note.    II  r^pondit  que  je  n*ayois  pas  encore  reQU  mes  passe-ports.    Je  lui 

d6clanu  ü-dessus  que  je  ne  ferois  aucun  usage  de  la  note,   sur  quoi  il  se  retira. 

Je    n'ai,  au  reste,   seulement  pas   eu  la  pens<^e  de  fourrer  dans  le  sein  ou  de 

güaacr  dans  la  poche  du  sieur  Simolin  la  note,   et  il  est  du  demier  ridicule  de 

m'avoii*  endoss^  une  pareille  entreprise,  puisqu'au  cas  mtoe  que  j'en  eusse  eu 

Hntention,  il  auroit  toujours  trouv^  mojen  de  s'en  d^faire,  avant  de  sortir  de 

VOL  inaison. 


De  Saint-P^tersbourg,  18  f^vrier  1751. 

On  est  ici  fort  surpris  de   trouver  dans  le  supplöment  de  la  gazette  d'Am- 

lAercUun  du  5  f^vrier,  sous  num6ro  11,  la  copie  d*une  lettre  que  Ton  pr^tend 

&voir  a^  ^rite  de  Königsberg  k   Son  Excelience  M.  le   chancelier  comte  de 

Bestoshew-Rjumin  par  M.  Warendorff,  ci-devant  ministre  de  Prusse  k  cette  cour, 

poor  renyoyer  k  Son  Excelience,  par  ordre  du  Roi  son  maitre,  la  note  qu'on  lui 

^▼oit  fait  remettre  avant  son   d^part  d*ici,  touchant  les  raisons  qui  ont  oblig6 

lloiptetrice   de  retirer  de  Berlin  M.   de  Gross,  fSon  envoy^  extraordinaire  et 

■inittre  pl^nipotentiaire. 

On  a  ignor^  jusqu'ä.  präsent  que  Sa  Majest^  le  roi  de  Prusse  a  donn^  ordre 
^  renroyer  cette  note  qui  est  tonte  fond6e  sur  des  faits  incontestables.  II  est 
dement  rrai  que  M.  Warendorff,  aprös  avoir  pass^  les  fronti^res  de  cet  em- 
P^  a  adress^  une  lettre  k  Son  Excelience  M.  le  Chancelier;  mais  ce  ministre 
ijiot  cru  qa*il  ne  lui  convenoit  pas  de  la  recevoir,  eile  fut  renvoy^e  sur-ie* 
^*^p  par  le  m§me  canal  qu*elle  ^toit  venue,  ce  qu'on  peut  voir  par  les  copies 
^  deux  billets  cl-joints,  dont  Tun  est  de  M.  Conrad,  conseiller  de  la  cour  et 
''^itTe  des  postes  k  M6mel,  et  Tautre  est  la  r^ponse  que  M.  Asch,  directeur  des 
Wt$  d'id,  y  a  faite. 

Hais  11  n^est  point  du  tout  probable  que  la  lettre  de  M.  Warendorff  que 
^^  a  ainai  renvoy^  sans  en  faire  usage,  soit  conforme  k  la  pi^e  ins^r^e  sous 
■OAnom  dans  le  Supplement  de  la  gazette  d* Amsterdam. 

Pour  peu  qu*on  examine  cette  piöce,  on  se  convaincra  qu^elle  est  la  pro- 
^ittion  et  Touvrage  de  gcns  mal  intentionn^s  qui  cherchent  k  augmenter  la 
**i^erie  entre  les  deux  cours. 

Est-il  en  effet  possible  de  croire  que  Sa  Maje^t^  Prussienne  alt  vouln 
ntoriser  M.  Warendorff  d'^crire  une  lettre  aussi  vide  de  raisons  et  aussi  remplie 
Agares,  que  Test  celle  de  la  gazette  d' Amsterdam? 

Le  roi  de  Prusse  connolt  trop  la  sagesse  du  gouvernemcnt  de  Tlmp^ratrice, 
pour  avoir  pu  s'imaginer  que  cette  grande  Princesse  ait  ignor^  ce  qui  s'est  pass6 
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80U8  ses  yeux  et  par  son  ordre  exprte  dans  TaffiEure  de  la  note  qn'on  a  remi» 
k  M.  Warendorff  et  communiqa^  en  mfime  temps  auz  ministres  ätraDgers  qo 
ont  rhonneur  de  r^ider  aupr^s  de  Sa  Bfajest^  Imperiale.  Car  par  une  teil« 
imputation  on  insulteroit  aux  lami^res  sup^rieures  de  Sa  Majest^  Imperiale  ei 
perdroit  le  respect  du  k  sa  personne  sacr^e. 

n  n'est  pas  m^me  vraisemblable  que  Sa  Majest^  le  roi  de  Pmsse  bj* 
ordonn^  k  son  conseiller  de  l^gatiou  M.  Warendorff  d*avertir  le  priocipik 
ministre  d*une  puissance  rcspectable  de  s^abstenir  etc.,  Sa  Majest^  sentaia 
parfaitement  qu'elle  ne  peut  employer  ces  expressions  que  vis-4-Yis  de  ses  sojeta 
et  qu'elles  sont  tr^  d^plac^es  dans  le  cas  dont  il  s'agit. 

Comment,  un  Prince  qui  ÜEiit  profession  de  vouloir  vivre  en  bonne  inteffl 
gence  avec  Tlmpdratrice,  ne  jugeroit-il  pas  que  des  imputations  nullement  coih 
patibles  avec  les  ögards  qu'on  doit  aux  tdtes  couronn^s,  et  les  termes  ind^cen 
qu*on  vient  d'all^guer,  s'^loignent  absolument  de  ce  bat,  ^tant  bicn  pl-a 
propres  k  rompre  les  liens  d'amiti6  qn'k  les  resserrer? 

II  y  a,  au  surplus,  peu  d'apparence  que  M.  Warendorff  ait  voulu  se  contÄ- 
dire  au  point  d'avancer  dans  sa  lettre  que  son  minist^re  a  cess^  d^  le  mom^J 
qu'il  re^ut  Tordre  du  Koi  son  maitre  de  quitter  cette  cour,  et  n^anmoins  d'^tendL 
ensuite  ses  fonctions  jusqu'apr^s  son  arriv^e  k  Königsberg,  d'oü  il  doit  avo 
6crit  cette  lettre. 

Cc    sont    des   r^flexions    qui    toutes  paroissent  concounr    k   prouver    q^i 
ladite  lettre  ins^röe  dans  la  gazette  d'Amsterdam   est  une  piöce  controuT^ 
laquelle    Sa  Majest^   Prussienne    n'a   point  de  part  et   que   certainement  el 
n'approuvera  jamais. 

On  est  d'autant  plus  confirm^  dans  cette  opinion,  quand  on  consid^  * 
qui  vient  d'Stre  publik  par  la  gazette  d'Utrecht  du  9  fövrier,  sous  num^  S 
que  M.  Warendorff  auroit  ^crit  cette  lettre  en  son  priy^  nom.  On  lai0 
k  juger  k  tout  le  monde  impartial  s'il  est  convenable  qu'un  petit  particalier  ^ 
sa  quallt^  ose  porter  la  t^m^rit6  jusques  k  insulter  4  la  personne  sacr^  ^ 
rimp^ratrice,  comme  on  Ta  fiut  voir  ci-dessus. 

P.  S. 

Comme  on  remarque  par  la  gazette  d*Altona,  nomm^  le  Reicbs-Po0 
Reuter,  sous  num^ro  27,  de  mtoe  que  par  celle  d'Utrecht,  sous  num^ro  1 
que  Ton  prend  k  täche  de  faire  passer  la  note  qui  a  ^t^  remise  k  M.  Ware 
dorff,  pour  une  pi6ce  sans  aveu,  sous  pn^texte  qu*elle  n'a  6t^  dat^e  ni  signte 
on  juge  k  propos  d'avertir  le  public  que  depuis  que  Sa  Majest^  Imperiale  occxi; 
si  glorieusement  le  tröne  de  ses  ancetres,  11  a  4t^  constamment  pratiqu^  ksACO^ 
et  il  s'y  pratique  encore,  toutes  les  fois  que  les  affaires  Texigent,  de  donner  k  If^ 
sieurs  les  ambassadeurs  et  aux  autres  ministres  ^trangers  et  d'en  recevoir  des  nott 
sans  date  ni  signature,  auxquelles  on  a  toujours  r^ciproquement  lyout^  pleine  ft< 

Quatre  ministres  prussiens  qui  ont  eu  l'honneur  de  r^sider  saccessiFemal 
aupr^s  de  Sa  Majest^  Imperiale,  ont  ^t6  plus  d'une  fois  dans  ce  cas,  et  il  n*j  < 
pas  longtemps  que  M.  Warendorff  lui-mdme  a  pr^nt^  ici  une  semblable  note 
sans  date  ni  signature,  quoique  de  la  demi^re  importance,  sans  que  de  la  pu^ 
de  cette  cour,  vu  son  ancien  usage,  on  y  ait  trouv^  k  redire. 

La  note  en  question  fut  envoy^e  k  M.  Warendorff,  de  la  part  de  toatl 
minist^re  et  par  ordre  expr^s  de  Sa  Majest^  Imperiale,  accompagn^e  d*une  lett 
4e  Son  Excellence  le  Chancelier,  bien  dat^  et  sign^e,  en  r^ponse  k  la  äem 

*)  Vgl.  S.  250. 
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dont  les  deux  copiea  sont  ci-jointes,  et  pour  plus  d'authenticit^,  k  cause  de  rUn- 
pOTtance  de  la  mati^,  eile  lui  fut  port^e  par  M.  Simolin,  conseiller  de  la  cour,  au 
^CQ  qne  si  Ton  n'auroit  fait  attention  qu'ä  sa  qualit^  de  ministre  du  second  ordre, 
^  simple  ooimnis  auroit  du  s'acquitter  de  cette  commission  aupr^  de  lui. 

Au  reste,  le  contenu  de  la  lettre  de  Son  Excellence  le  Chancelier  ci-jointe 

^t  connoitre  de  plus  que  Ton  a  eu  pour  M.  Warendorff  toules  les  attenttons 

iinaginables,  tant  qu*il  s'est  trouv^  dans  les  limites  de  cet  empire,  jusques  k  lui 

^<^rder  lors  de  Bon  d^part  un  bas-officier  pour  lui  procurer  toutes  les  commo- 

dif^  poBsibles  sur  sa  route;    distinction  qu'on  ne  lui  auroit  certainement  point 

t^noign^es  comme  k  un  particulier  —  auxquels  ici  comme  ailleurs  on  ne  foumit 

pas  mime   un  mousquetaire ,    pour  faciliter  leur  voyage  —  mais  uniquement, 

poisqu'on  n'a  cess^  de  le  reconnoitre  pour  ministre  du  roi  de  Prusse  qu'apr^ 

90*11  a  pass^  nos  frontiöres. 


Copie  de   la  lettre   de  M.  Warendorff  au  chancelier  Bestushew. 

Monsieur.  La  maniöre  dont  M.  Gross  yient  de  quitter  la  cour  du  Roi  mon 
■o^itre,  faisant  juger  k  Sa  Majest^  que  mon  s^jour  k  la  cour  d'ici  pourroit  ne 
P^8  Itre  agr^ble  k  Sa  Majest^  Timp^ratrice  de  toutes  les  Russies,  Sa  Majest^ 
^  ^  ordonn^  de  m'en  retirer  de  la  m^me  fa^on  que  M.  de  Gross  a  fait  sa 
'^tjraite  de  Berlin. 

£n  cons^uence  de  ces  ordres  j*ai  l'honneur  de  requ^rir  Votre  Excellence 
äe  m'accorder  sans  d^Iai  les  passe-ports  ndcessaires  pour  ma  sortie  des  Etats  de 
^^  empire,  en  m'en  retoumant  k  Berlin ,  et  c'est  pour  cet  effet  que  je  joins  ici 
*^tt  noms  des  domestiques  qui  me  suivent,  le  nombre  des  chevauz  de  poste 
^xit  j'ai  besoin  pour  me  mettre  en  route,  et  la  specification  de  Targenterie  que 
Jd   prends  avec  moi. 

Votre  Excellence  voudra  bien,  au  restc,  encore  faire  en  sorte  qu'il  me  soit 
^onn^  un  bas-officier  pour  m'accompagner  jusqu'ä  Riga.    J'ai  Thonneur  etc. 

Saint-P^tersbourg,  le  18  d^cembre  1750.  C.  H.  WarendorflF. 


An  den  Legationsrath  und  gevoUmächtigten  Ministre 

Warendorff. 

Monsieur.  Aus  Ew.  Wohlgeboren  vorgestrigen  Schreiben  vom  13./2.  dieses, 
gestern  erhalten,  ersehe  ich,  wasmassen  Dieselben  von  Dero  Hof  den  Befehl 
^^^ulten,  Sich  von  dem  hiesigen  Kaiserl.  Hofe  nach  Berlin  um  deswillen  zu  be- 
^^l>en,  weil  meine  allei^ädigste  Souveraine  geruhet  haben,  Dero  Envoy6  extra- 
^l^^^^iiiaire  und  pl^nipotentiaire ,  den  Herrn  Ranzleirath  von  Gross,  anzubefehlen, 
Preussischen  Hof  zu  verlassen.  Die  Ursachen,  welche  Ihro  Kaiserl.  Majest&t 
iiUiigänglich  bewogen,  ebengedachten  Herrn  von  Gross  nach  Dero  Hoflager  zu 
Ten,  befinden  sich  in  der  hiebei  angeschlossenen  Note*),  die  Ew.  Wohl- 
^^*H>ren  zur  weiteren  Information  Dero  Hofes  hiemittelst  zugestellet  wird,  des 
^*^trem  angefÜhret. 

^  Betreffend  den  von  Ew.  Wohlgeboren  ausgebetenen   Reisepass  und   was 

^**i  anhängig,  so  werde  nicht  ermangeln,  Ew.  Wohlgeboren  zufolge  Dero  Ge- 

^^^Ub  denselben  nebst  einem  Unterofficier  zu  Dero  Ck)mmodit6  und  Begleitung 

*)  Oben  S.  243. 
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unterwegens  ohnverzüglich  and  sobalde  meine  ttbrige  Gksehiifte  es  erlanben» 
in  Dero  Haose  zuzuschicken.  Ich  bin  £w.  Wohlgeboren  dienstbereitwilliger 
Diener 

St  Petersburg,  4.  December  1750.  G.  R.  Bestoncheff. 


An  den  Postdirector  Asch  zu  St  Petersburg. 

Beiliegendes  Schreiben  von  drei  Loth  an  des  Herrn  Grosskanzlers  Grafen 
von  Bestushew  Exceilenz  vom  Königlichen  Bünister  Herrn  Legationsrath  von 
Warendorff  soll  £w.  Wohlgeboren  zur  richtigen  Bestellung  besonders  recomman- 
diren,  welches  hierdurch  gehorsamst  befolge,  und  beliebet  Dieselben,  mir  hierüber 
mit  umlaufender  Post  eine  gütige  Nachricht  unter  diesen  Zettel  ohnschwer  zu 
ertheilen,  in  welcher  gewissen  Gewährung  zu  eben  dergleichen  Dienstgcf&llig- 
keiten  sich  bereitwilligst  erbietet 

Memel,  14.  Januar  1751.  Conrad. 


An  den  Hofrath  und  Postmeister  Conrad  zu  MemeL 

Ew.  Hochcdelgeboren  Billet  vom  14.  dieses  st  n. ,  mittelst  welchem  äi> 
mich  ersuchen,  dass  dabei  angeschlossene  Paquet  von  dem  Königl.  Prenssischer. 
Minister,  dem  Herrn  Legationsrath  Warendorff,  Sr.  Excellence  dem  Herrn 
kanzler  Grafen  von  Bestushew-Rumin  richtig  zu  Händen  zu  stellen,  habe  ic^^sA 
wohl  erhalten,  und  gebe  mir  die  Ehre,  Denenselben  darauf  in  Antwort  zu 
widern,  dass  ich  keinen  Anstand  genommen,  mich  sogleich  zu  hochgedachti 
Sr.  Excellence  zu  begeben,  um  Denenselben  oberwähntes  Paquet  persönlich 
präsentiren.  Se.  Excellence  entzogen  Sich  aber,  selbiges  entgegen  zu  nehme=^  -^^ 
und  trugen  mir  zugleich  auf,  Ew.  Hochcdelgeboren  zu  erkennen  zu  gebei—^sa, 
dass,  da  der  Herr  Legationsrath  bereits  die  Grenzen  des  Russischen  Kai8erthaii^^^'~n> 
verlassen,  und  sein  Minist^re  zugleich  damit  geendiget,  er  dahier  nicht  wwN- 
wie  ein  Minister  betrachtet  und  angesehen  werden  könnte,  mithin  fluide  ani 
keine  weitere  Correspondance  mit  ihm  einige  Statt  Ein  anderes  aber  würe 
wenn  es  während  seines  Aufenthaltes  binnen  der  Russischen  Grenzen  eifol 
wäre,  während  welcher  Zeit  man  gedachten  Herrn  Warendorff  in  allen  Stttcki 
wie  einen  Königl.  Preussischen  Minister  anerkannt  und  betrachtet.  Diesen 
wandten  Umständen  nach  befinden  Se.  Excellence  Sich  ausser  Stande,  ol 
dachten  Herrn  Legationsraths  Schreiben  entgegen  zu  nehmen  und  Sich  mit  de 
selben  in  eine  unzeitige  Correspondance  um  so  weniger  einzulassen,  ab 
Posten,  welchen  Ihro  Kaiserl.  Majestät  Hochdenenselben  allei^gn&digst 
trauen  geruhet  haben,  nicht  erlauben  will,  nunmehr  mit  oftgedachtem  Hertftr 
Warendorff  einen  ungewöhnlichen  Briefwechsel  zu  unterhalten. 

Indem  ich  mich  von  diesem  Befehl  acquittire,  habe  ich  die  E3ire,  an  Ew. 
Hochedelgcbomcn  anfangs  erwähntes  Paquet  des  Herrn  Legationsraths  zu  sönff 
Zurückbehändigung  hiebei  auf  eben  die  Weise,  als  ich  selbigee  von  Ihnen 
empfangen,  zurückzusenden. 

St.  Petersburg,  den  8.  Januarii  st  v.  1751.  Asch. 


Excurs  zu  Abtheilung  IL 


**"     24.    Juni   1746   berichtete    der    Freiherr    von    Mardefeld    aus 
^sburg: 

fiomme  le  comte  Bestushew  leurre  continuelletnent  Vlmp&a- 
ice  par  des  mensonges  et  calomnies  de  son  invention  et  qu'tl  n'y 
personne  ici  qui  Ja  puisse  d^sahuser  directementj  festtnie  qu'il 
le  seroit  sans  quelque  utilit^,  si  Votre  Majestd  trouvoit  bon  de  faire 
^klarer  ä  tous  les  ministres  etrangers  qui  sont  ä  Sa  cour,  et  de 
^  faire  inserer  non-seulement  dans  les  gaeettes  de  Berlin^  mais 
<iussi  dans  Celles  de  Hollande,  que  le  bruit  qui  couroit  comme  quoi 
Mle  m^ditoii  une  rupture  avec  Timp4ratrice  des  Bussies^  itoit  faux 
et  controuvö  et  Ja  calomnie  Ja  plus  noire.  Le  grand-maftre  de 
Münnich*),  qui  Ventretient  ordinairement  de  ce  quHl  lit  dans  les 
gaeetieSi  Ven  informeroit  le  plus  tot  possible^  ce  qui  ne  laisseroit 
pas  de  faire  une  impression  fnvorable  sur  son  esprit.^ 

Der  König,  der  bei  Eingang  des  Berichtes  in  Bheinsberg  weilte^ 
^^^Ue  in  seiner  Immediatantivort  (12.  Juli)  dem  Gesandten  mit,  dass 
®^^  den  Vorschlag  befolgest  werde"**).  Anderer  Meinung  war  der 
^-^^inetsminister  Graf  Podetvils.  Nach  der  Geschäftsordnung  wurde 
^***/'  die  gesandtschaftlichen  Berichte  neben  dem  Bescheide  aus  dem 
^^binet  noch  eine  im  Ministerium  concipirte  Antwort  ertheilt,  die 
^^^chfalls  im  Namen  des  Monarchen  ausgefertigt  und  durch  seine 
^^terschriß  vollzogen  ivurde.    In  dem  von  Podemls  eigenhändig  con- 

*)  Christian  Wilhelm  Baron  von  Münnich,   der  Bruder  des  exilirten  Feld- 
"^^^^challs. 

j  **)  »Je  suivrai  Tavis  que  vous  me  donnez  touchant  Tarticle  k  inserer  dans 

/r®   %azette8  touchant  la  rupture  qu'on  me  faisoit  m^iter  avec  la  Russie.-«    Poli- 
*^^he  Correspondenz  V,  126. 

^^ennisehe  Staataschriften.    II.  17 
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cipirten  Erlass^  d.  d.  Berlin  12,  Julif  welchen  das  Minisierium  dem 
Könige  als  Antwort  auf  den  Mardefeldschen  Bericht  vom  24,  Juni 
Bur  Vollziehung  vorlegte^  heisst  es  nun: 

jfQuant  ä  la  döclaration  que,  Selon  vous,  je  devrois  faire  de 
nouveau  ä  toutes  les  cours  de  VEurope  comme  quoije  n^avois  jamais 
eu  la  moindre  intention  de  rompre  avec  la  Russie,  il  n'y  apresque 
pas  une  oü  eile  n*ait  et^  faite  dijä  ä  plusieurs  reprises;  ainsi,  il 
y  auroit  de  Vaffectation  de  la  r^eter,  de  la  faire  de  nouveau  ou  de 
la  faire  insörer  dans  les  gagettes,  Tout  le  monde  est  assee  con- 
vaincu  que  ce  ne  sera  jamais  moi  qui  commencera  le  premier  avec 
la  Russie,  et  la  r^äition  d'une  pareille  diclaration  marqueroit  de 
la  foiblesse  et  de  la  crainte  de  nion  cöti  et  ne  guöriroit  pas  Fesprä 
de  VImp4ratrice,  si  eile  veut  se  laisser  tromper  toujours  si  grossidre- 
ment  par  son  indigne  ministre ,  qui  pourra  lui  faire  aecroire  que 
je  ne  faisois  de  pareilles  dSclarations  que  pour  Vendormir  et  pour 
lui  tomher  sur  le  corps  ä  Vimproviste^ 

Da  GrafPodewils  von  der  Antwort,  die  dem  Gesandten  an  dem- 
selben  Tage  aus  dem  Cdbinet  ertheilt*umrdej  nichts  wusste,  so  sandte 
er  sein  Concept  nebst  der  chiffrirten  Ausfertigung  ohne  weä^re  Be^ 
merktmg  nach  Rheinsberg.  Der  König  schloss  sich^  indem  er  die 
Depesche  unterzeichnete,  stillschweigend  den  Erwägungen  des  Ministers 
an*);  die  vorher  in  Aussicht  genommene  Kundgebung  ist  demgemäss 
unterblieben.  

Bei  den  Friedensversicherungen  der  Vertreter  Preussens  im  Aus- 
lände^ deren  Graf  Podeunls  in  dem  so  eben  angezogenen  Erlasse  ge- 
denkt, handelte  es  sich  nicht  um  die  formelle  Abgabe  diphmatiscker  - 
Erklärungen,  Was  die  Presse  in  dieser  Beziehung  zu  melden  tcusste,  ge-  - 
hört  zum  Theil  in  das  Reich  der  Erfindungen.  So  jedenfalls  die  Decla-  — 
ration  im  Aprilheft  1746  des  mit  seinen  Behauptungen  verhältnissmässi^i^ 
vorsichtigen  Mercure  historique  etpolitique  (CXX,  446),  welchesi 
der  König  von  Preussen  dem  Könige  von  Polen  über  die  3totive 
preussischen  Rüstungen  mit  dem  Bemerken  hätte  abgeben  lassen^  dass 
selbe  Erklärung  bereits  in  Wien  und  an  andern  Höfen  **)  geschehen  sei^^ 
es  sei  bemerkt,  dass  Klinggräffen  in  Dresden  am  26,  März  1746, 
Erwähnung  der  Gerüchte  über  xyreussische  Truppenansammlungen  h 

*)  üeber  FJille,  in  welchen  der  König  nach  Durchsicht  der  Concepte 
Wendungen  gegen   den   Inhalt  der  ihm    zur   Vollziehung   vorgelegten,   berei 
chifirirten  Erlasse  erhoben  hat,    vgl.  Politische  Correspond  enz  VI,  41 
415;  IX,  336.  337. 

**)  Adelung  V,   342   spricht    demgemäss   von   einer   „an   verschieden« 
Höfen"  abgegebenen  Erklärung. 
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Jdagdehurg  und  ein  preussisch-mssisches  Comploi  gegen  Polen  ^  aus- 
chrücklich  berichtet:  j^Les  minisires  d!ici  ne  rrCont  parU  du  tout  sur 
^es  deux  articles^ ;  auch  die  folgenden  Berichte  enthalten  nichts^  auf 
^M)as  die  Nachricht  den  Mercure  sich  berufen  könnte. 

Wenig  zutreffend  sind  auch  die  in  die  gedruckte  Literatur  üher- 
^^angenen  Analysen  von  dem  Antrage,  den  Andrii  in  London  mit 
^^Sinweis  auf  die  Kriegsvorbereitung  Russlands  an  den  englischen 
jS^iaaissecretar  Lord  Harrington  stellte  und  von  der  Antwort  Harring- 

*)■ 

Auf  Mardefeld  gemünzt  scheint  die  Notiz  im  Februarheft  des 
^ercure  von  1746  bei  Besprechung  der  militärischen  Massnahmen 
JFi^dsslands  (CXX,  210):  ^ün  certain  ministre  äranger,  d4sireux  de 
s^j^'vovr  ä  quelle  intention  ces  ordres  ont  iti  donnös,  s'en  est  enquis 
€^Mspr^  des  ministres  de  l<i  cour,  mais  il  n'a  pu  entendre  autre  chose 
qu*il  äoit  bon  dans  le  temps  prisent  que  chaque  puissance  eüt 
troupes  complettes."^ 
Von  der  Verbalnote,  die  Mardefeld  im  Juli  1746  dem  Grafen 
S^^ttAshew  anlässlich  der  russischen  Rüstungen  übergab**) y  ist  eine 
?,  so  weit  sich  sehen  lässt,  an  die  Oeffentlichkeit  nicht  gedrungen. 


Jm  Juli  1753  erschien  in  mehreren  Nummern  der  „Berlini- 
^<^hen  Zeitung  von  Staats-  und  Gelehrten  Sachen^  (Nr.  82. 
^ — SS)  ein  Artikel  in  Form  eines  ^Schreibens  aus  Moskau  vom 
^^^  Juni^  über  die  Befürchtungen,  welche  sich  für  „d/e  Liebhaber 
äes  Friedens  in  diesen  Gegenden^  an  die  Misshelligkeiten  zwischen 
^^^s^land  und  den  benachbarten  Tartaren  knüpften.  Das  Schreiben 
^®*<  die  Vermuthung  durchblicken,  dass  hinter  den  Tartaren  die  hohe 
'2'^^^*^fe  stehe^  und  erörtert  die  Motive,  welche  die  Türken  zu  einem 
'^^'^che  mit  Russland  haben  könnten. 

Die  russischen  Zeitungen  brachten  eine  scharfe  Erwiderung***), 
^^^che  das  Vorhandensein  von  „Misshelligkeiten"^  mit  den  Tartaren 
^^gorisch  in  Abrede  stellte.  An  der  Schreibart  der  in  der  Berliner 
^^^Ung  erschienenen  Briefes,  ^welcher  dem  Vorgebest  nach  von  hier 
^^egangen  sein  soll^^  bewundert  die  Entgegnung  den  „weitläuftigen 
,  ^^Hand'^  des  Verfassers,  y^wodurch  er  auf  einmal,  um  so  zu  sagen^ 
V?  einem  Moment  den  Zusammenhang  der  ansehnlichsten  Beiche  in 
'^^^opa^  ihr  Interesse  und  alle  unter  ihnen  vorwaltende^  ja  sogar  die 


£t^        *)  Vgl-  Haymann   V,  755  und  Politische  Correspoiidenz  V,   62. 
^-  77. 

**)  Politische  Correspondenz  V,  74—77.  144.    Droysen  V,  3,  200. 
***)  Vgl.  Heldengeschichtc  III,  651. 
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innerliche  Angelegenheiten  derselben  oder  auch  vielleicht  seine^ 
für  das  künftige  im  Schilde  führende  Absichten  unter 
einander  eu  vermengen  suchi^.  „Ich  bedaure,  dass  ich  denselben  hier 
nicht  JcennCy  und  zweifle  auch^  ihn  auszufinden,  denn  sonst  würde  ich 
aus  Hochachtung  zu  einem  so  grossen  Begriffe  ihm  angerathen  haben, 
die  in  diesem  Schreiben  an  ihm  bemerkte  Passion  und  Genie^ 
zierlich  zu  schreiben,  auf  bessere  Materie  anzuwenden  und  zum 
wenigsten  zum  Voraus  den  Anfang  und  den  Grund,  die  reine  Wahr- 
heit nicht  vorbeizugehen^  zu  legeti,  angesehen  es  sonst  zu  besorgen 
steht,  er  möchte  nach  seiner  Vivacite  und  Gefallen,  den  er 
etwa  selbst  an  seiner  zierlichen  Schreibart  findet,  eben 
das  wirklich  für  eine  reine  Wahrheit  annehmen,  welches  er  dem  Schein 
nach  wü/nschen  möchte,  dass  es  nur  wahr  wäre.^ 

Deutlich  erhellt,  auf  wessen  Person  die  Entgegnung  zielt. 

Selbst  J.  D.  E,  Preuss  (Friedrich  der  Grosse  1,  434)  versichert: 
y^Nur  vom  Könige  kann  der  in  der  Berliner  Staats-  und  Gelehrten- 
Zeitung  mitgetheilte ,  angeblich  aus  Moskau  geschriebene  Brief  her- 
rühren, welcher  auch  die  russischen  Blätter  in  Bewegung  setzte*^; 
ufhd  mit  Berufung  auf  Preuss  schrieb  dann  Stenzel  (Geschichte  des 
Preussischen  Staats  IV,  370):  ^^Friedrich  Hess  nicht  ab  von  seinen 
Ausfallen  auf  den  russischen  Hof,  selbst  in  den  berliner  Zeitufigen 
vom  Jahr  1753  in  von  ihm  selbst  verfassten  Aufsätzen."' 

Wie  ein  Schreiben  des  Cabinetssecretärs  an  den  Grafen  Pode- 
unlsV  ergiebtj  hat  der  König  von  dem  im  Juli  in  der  ^^Berlinischen 
Zeitung^  erschienenen  Artikel  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  September 
etwas  erfahren;  auch  im  Ministerium  war  derselbe  ganz  unbeachtet 
geblieben,  ein  Beweis  von  der  Laxheit^  mit  der  damals  die  Censur  in 
Berlin  gehandhabt  wurde.  Bei  einer  nunmehr  eingeleiteten  Unter- 
suchung stellte  sich  heraus,  dass  die  „Berlinische  Zeitung"^  den  Artikel 
aus  der  „Braunschweigischen  Zeitung^  nachgedruckt  hatte.  Das 
Ministerium  beabsichtigte,  diesen  Thatbestand  in  den  Zeitungen  fest- 
stellen zu  lassen,  aber  der  König  Hess  dem  Grafen  Podewils  durch 
deti  Cabineissecretär  eröffnen '^'^),  dass  es  am  convenablesten  erscheine, 
„dass  solches  nicht  denen  Zeitungen  inseriret  werde,  sondern  am  besten 
seij  zu  thun,  als  ob  man  auf  dergleichen  nicht  einmal  Attention  nähme, 
softem  solches  mit  Möpris  ansähe^. 

*)  19.  September  1753.    Politische  Correspondenz  X,  107. 
**)  26.  September  1753.    Politische  CorrespoDdcDz  X,  114. 
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Weder  die  Waffen  Oesterreichs  noch  die  Noten  Russlands  hatten 
€ias  sächsische  Land  im  December  1745  vor  seinem  Schicksal  m 
^ehüteen  vermocht  Es  geschieht  toohl,  dass  nach  einem  Kriege  der 
Sesiegte  an  dem  Sieger,  dessen  Gegnerschaft  er  fühlen  und  furcMen 
gelernt  hatj  einen  Verbündeten  suchte  dem  die  gemchtlos  oder  verderb- 
lich scheinende  Freundschaft  der  alten  Beschützer  Preis  gegeben  wird. 
Jm  Augenblicke  der  Unterjseichnung  des  Friedens  hielt  es  König 
Friedrich  nicht  für  unmöglich^  zu  einem  freundschaftlichen  Einver- 
nehmen mit  Sachsen  zu  gelangen.  Sein  ganzes  Auftreten  in  der  er- 
oherten  Hauptstadt  Dresden  war  darauf  berechnet,  Versöhnlichkeit 
und  Vertrauen  zu  erwecken.  Der  Minister  Graf  Hennicke^  einer  der 
OünsÜinge  Augusts  JZ/.,  schien  die  geeigfiete  Persönlichkeit,  der 
Iräger  eitles  treuen  politischen  Systems  seines  Hofes  zu  werden.  In 
einer ^  längeren  Unterredung  j  die  Hefmicke  unter  vier  Augen  mit  dem 
Sönig  von  Preussen  hatte,  ist  der  Gedanke  einer  näheren  Vereinigung 
j^ivischen  Preussen  und  den  churfürstlichen  Höfen  von  Dresden, 
Jlfünchen  und  Mannheim  erörtert  worden;  Hennicke  selbst  soll  die 
Anregung  gegeben  haben*).  Die  Versuchung  konnte  fhahe  liegen,  bei 
fiem  Friedensschlüsse  auf  die  Entlassung  des  Grafen  Brühl  zu  be- 
stehen^ gegen  den  das  preussische  Manifest  von  1745  einen  so  scharfen 
jßersönlichen  Angriff  gerichtet  hatte**)  und  der  seitdem  mehr  noch  als 
hisher  als  der  abgesagte  Feind  Preussens  gelten  musste.  Aber  grade 
<iurch  den  Verzicht  auf  eine  so  gehässige  Bedingung  glaubte  Fried- 
9Hch  H***)  den  König  von  Polen  zur  Erkenntlichkeit  sich  zu  ver- 
hinden,  während  er  andererseits  sich  sagte,  dass  ein  unter  dem  Zwange 
des  Auslandes  von  seinem  Posten  gewichener  Minister  thatsächlich 
ebenso  der  Berather  seines  Gebieters  bleiben  würde^  wie  Lord  Carteret 

♦)  Vgl.  Politische  Correspondenz  V,  1.  14.  64. 
**)  Vgl.  Preassische  Staatsschriften  I,  694.  696. 
♦•♦)  Politische  Correspondenz  V,  147. 
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in  England  nach  der  Verdrängung  durch  seine  Gegner  doch  seinen 
Einfluss  aul  Georg  11,  behalten  hatte*). 

Wenn  Sachsen  demnächst,  am  21.  April  1746,  eu  der  Unter- 
eeichnung  eines  Subsidienvertrages  mit  Frankreich  sich  bereit  fand, 
so  begrüsste  König  Friedrich  den  Äbschluss  mit  Freuden:  r,Es  ist 
mir  sehr  lieb,  eine  so  gute  Nachricht  zu  vernehmen^  **),  Im  September 
1746  hielt  er  es  an  der  Zeit,  für  sich  selbst  dem  dresdener  Hofe  einen 
Ällianzantrag  zu  machen***);  eben  damals  Hess  er  sich  angelegen 
^ein,  für  die  beabsichtigte  Wiedervermählung  des  Dauphins  die  Wahl 
auf  eine  sächsische  Prinzessin  zu  lenken  f). 

Aber  der  Ällianzvertra^ ,  welehen  der  preussische  Gesandte  von 
Klinggräffen  vielleicht  zu  eilfertig  und  eu  direct  dem  Grafen  Brühl 
machte,  ujurde  ausweichend  beantwortet;  die  Verhandlungen  schilpten 
sich  hin,  bis  König  Friedrich  am  18.  März  des  folgenden  Jahres 
seinem  Vertreter  schrieb:  „Graf  Brühl  ist  mein  geschworener  Feind, 
und  wenn  er  bisweilen  sich  stellt,  als  suche  er  eine  Annäherung,  so 
strebt  er  doch  nur,  uns  die  Zeit  zu  vertreiben  und  den  Schein  eu 
retten,  um  nicht  offen  als  mein  Feind  hervorzutreten  ff). 

Von  jetzt  ab  stand  bei  Friedrich  die  Ueberzeugung  fest,  dass  die 
Sachsen  „seine  heimlichsten,  aber  zugleich  seine  erbittertsten*^  Feinde 
seien,  dass  wenn  es  einst  zwischen  Preussen  und  Bussland  zum  Bruche 
^kommen  sollte,  Sachsen  den  grössten  Antheil  gehabt  haben  werde; 
dafür  sollte  aber  Sachsen  nach  Friedrichs  Vorsatz  alsdann  auch  „die 
Scherben  bezahlen^  fff). 

Wenn  der  König  von  Preussen  1746  über  die  Annähme  fran^ 
zösischer  Subsidien  durch  Sachsen  seine  Genugihuung  geäussert  hatte, 
so  betrachtete  er  1751,  als  die  Verlängerung  des  Subsidientractates 
in  Frage  kam,  alles  Geld,  das  Frankreich  den  Sachsen  auszahlen 
lassen  uürde,  als  in  das  Wasser  geworfen,  um  endlich  1755  die  Er- 

*)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  630. 

**)  26.  April  1746.    Politische  Correspondenz  V,  72.    Vgl.  »Die  Ge- 
heimnisse des  sächsischen  Cahinets**,  Stuttgart  1866,  I,  107. 
♦♦*)  Politische  Correspondenz  V,  188. 
t)  Ebend.  V,  203.  233..   Droysen  V,  3,  258. 

tt)  Politische  Correspondenz  V,  346.  Vgl.  364  und  482:  „Tout  oe 
que  Ton  voudra  tenter  lä-dessus,  sera  peine  perdue,  aussi  longtemps  que  le  comte 
de  Brühl,  faut  compagnon  s'il  y  en  a  eu  jamais,  sera  k  la  t§te  des  afliaäres.'* 
(22.  September  1747.) 

ttt)  Ebend.  V,  384:  VI,  45.  Aus  E.  Herrmann,  Geschichte  des  Ruaaschen 
Staates  V,  198  ergiebt  sich,  dass  der  Immediaterlass  an  Klinggräffen  vom 
6.  Mai  1747,  der  dem  Entschluss  des  Königs,  an  Sachsen  semen  Regress  zu 
nehmen,  Ausdruck  giebt,  in  Dresden  geöffnet  und  entziffert  wurde.  Vgl 
Bötticher-Flathe,  Geschichte  des  Kurstaates  Sachsen,  2.  Aufl.,  II,  453. 
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tieuerung  des  Vertrcigsverhälinisses  zwischen  den  Höfen  von  Versailles 
und  Dresden  schlechterdings  als  unvereinbar  mit  der  Fortdauer  seines 
eignen  Bundes  mit  Frankreich  ssu  bezeichnen*). 

Je  unbefriedigender  die  Beziehungen  zu  dem  Nachbarstaate  sich 
gestalteten  y  desto  empfindlicher  wurde  fUr  Preussen  die  Verbindung 
Sachsens  mit  Polen,  Die  Ausschliessung  des  Hauses  Wettin  von  der 
Thronfolge  in  Polen  war  unter  Friedrich  Wilhelm  L  ein  leitender 
G-esiehtspunkt  der  preussischen  Politik  gewesen.  Nachdem  schon  durch 
rfen  Vertrag  von  1726**)  für  die  nächste  Erledigung  des  polnischen 
Thrones  die  Wahl  eines  Piasten  von  den  Höfen  von  Berlin  und 
^dersburg  in  Aussicht  genommen  war^  hatte  Graf  Karl  Gustav 
J^wenwolde  im  Dezember  1732***)  zu  Berlin  jene  Convention  unter- 
zeichnet^ mit  der  Friedrich  Wilhelm  1,  sein  Ziel  erreicht  zu  haben 
^täubte.  Dann  aber  verweigerte  die  Kaiserin  Anna  die  Ratificationj 
^^994  August  lU,  wurde  unter  dem  Schutze  der  Waffen  Russlands  und 
^Österreichs  der  Nachfolger  seines  iöniglichen  Vaters,  Es  war  der 
^f^endepunkt  in  dem  Verhältniss  Preussens  zu  Russland.  Die  Be- 
^^hwngen  zwischen  den  beiden  Reichen  blieben  während  der  letzten 
cgierungszeit  Friedrich  Wilhelms  1.  wnd  der  Kaiserin  Anna  gereizt. 
«>  gegenseitige  Annäherung  in  den  ersten  Jahren  der  Kaiserin 
^^tisdbelh  machte  schnell  einer  um  so  stärkeren  Spannung  Platz,  Je 
^^99ger  je  mehr  musste  auch  in  den  polnischen  Fragen  die  preussische 
-^^^phmatie  an  die  Gegnerschafl  Russlands  sich  gewöhnen;  die  beiden 
^^^CLxserhöfe  blieben  die  Schutzpatrone  des  Thrones^  den  sie  in  Polen 
^^'^^fyerichtet  hatten.  Um  so  enger  schlössen  Prettssen  und  Frankreich 
ihrer  polnischen  Politik  sich  aneinander.  Mit  Bestimmtheit  durften 
auf  allen  Reichstagen  auf  die  Bundesgenossenschaft  derjenigen 
den  beiden  grossen  Adels  factionen  zählen,  welche  zu  dem  Hofe  in 
'Position  stand;  es  war  gewöhnlich  die  Partei  der  Potockif).    Die 

•)  Politische  Correspondenz  V,  72;  VIII,  240;  XI,  288.  343.  857. 
**)  Martens,  Recueil  des  trait^  conclus  par  la  Russie  V,  232  ff.  Droysen 
2,  410.  411. 

*••)  Martens  I,  311.  Droysen  IV,  3,  179. 
t)  Friedrich  II.  an  Voss,  17.  Januar  1750  (nach  dem  Tode  des  Grafen 
^^o):  „Comme  il  ne  sauroit  manqucr  qn^il  n'y  eüt  toujours  en  Pologne  deux 
ioDS  considdrables  contraircs  Tune  k  Tautre,  j'ai  lieu  de  pr^sumer  que  bientdt 
^qae  aatre  chef  se  mettra  k  la  töte  du  parü  oppos^  k  la  cour,  pour  barrer 
^^lle-ci  dans  ses  yues.^  —  Am  20.  Mai  1750  berichtet  Voss  aus  Warschau  über 
^^^  Eyentualit&t  einer  Aussöhnung  zwischen  dem  Hofe  und  den  Potocki: 
^^^ppofl^  que  la  cour  change  r^ellement  de  parti,  alors  les  Czartoryski,  enrag^ 
^^  ee  changement,  s*opposeront  k  tous  les  desseins  de  la  cour,  et  le  Systeme 
^ll^  la  Pologne  cbangera  alors  totalement.  Que  ce  changement  se  fasse  ou  non, 
^^^^  garderoDB  toigours  en  Pologne  deux  partis  directement  opposds.^    Poli- 


I:» 
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von  der  französischen  und  preussischen  Diplomatie  unterstützte  Ofj 
sition  hatte  den  Vortheil,  dass  sie  auf  die  leichtere  Kampfart  i 
Defensive  sich  beschränken  durfte.  Wenn  es  ihr  im  WesentJichen « 
galt^  in  den  parlamentarischen  Kämpfen  die  Berathungen  nicht 
positiven  Ergehnissen  nach  dem  Sinne  der  Hofpartei  und  der  Itk 
Kaiserinnen  kommen  zu  lassen^  so  bot  das  polnische  Verfassungsre 
zur  Erreichung  dieses  Zweckes  der  Handhaben  ja  genug. 

Zu  den  Kampfmitteln  der  Diplomatie  in  Polen  gehörte  fortgese 
die  theils  offene,  theils  versteckte  Benutzung  der  Ftesse.  Doch  istz 
dieser  Waffe  in  der  Friedenszeit  vor  dem  siebetyährigen  Krü 
preussischerseits  nur  ein  spärlicher  Gebrauch  gemacht  worden. 

In  die  Jahre  1746  und  1754  fällt  die  Veröffentlichung  je  m 
offiziellen  Kundgebung  (Nr.  XVUl.  IXX).    Ob  die  interessante, 
Jahre  1746  für  den  Druck  vorbereitete  Flugschrift  (Nr.  XVU),  ( 
ihre  Spitze  gegen  den  russischen  Einfluss  in  Polen  richtet,  wirUh 
zur  Verwendung  gelangt  ist,  Hess  sich  nicht  mehr  feststellen. 

Vorangeschickt  ist  diesen  drei  an  die  Adresse  der  Polen  «i 
richtenden  Schriften  der  Abdruck  einer  Broschüre  gegen  den  dresde» 
Hof,  mit  ihrem  Rückblick  auf  die  Kriegsereignisse  von  1745,  für  ( 
nicht  mit  Bestimmtheit^  aber  mit  grösster  Wahrscheinlichkeit  preus 
scher  Ursprung  in  Anspruch  genommen  werden  darf  (Nr,  XVI). 

Die  Deductiony  welche  im  Jahre  1748  zur  Verfheidigung  c 
magdeburger  Stapelrechtes  und  gegen  den  von  der  Stadt  Leipzig  oi 
geübten  Strassenzwang  veröffentlicht  worden  ist,  musste  ihres  üi 
fanges  wegen  von  unsrer  Sammlung  atisgeschlossen  bleiben;  Ht 
Veranlassung  und  Abfassung  werden  in  einem  Excurse  zu  dieser  A 
theilung  einige  Angaben  gemacht. 

tische  Correspondenz  VII,  222.  387.  Ueber  die  neue  Stellung  der  Ci 
toxyski  zu  dem  Hof  1754  vgl.  ebend.  X,  453.  454.  457  und  R.  Boepell,  ?o 
um  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  S.  105.  106. 


XVIII. 

Nachricht  oder  Historische  Erzählung 
der  Krieges-Handlungen,  welche  gegen  das 
Ende  des  1745.  Jahres  in  Sachsen  sich  zu- 
getragen haben,  aus  dem  Französischen  über- 
setzt, nebst  Anmerkungen  eines  preussischen 

Grenadiers.    1746. 


"^mselben  schwedischen  Diplomaten^  der  im  November  1745  durch  die 
'^^^kUeitige  Mittheilung  des  sächsisch- österreichischen  WinterfeldmgS" 
^^■••e»  dem  König  von  Rreussen  seine  Ergebenheit  bewiesen  hatte*) ^ 
'^•rtfe  Friedrich  II.  im  April  des  folgenden  Jahres  die  Kenntniss 
••«r  von  beiheiligter  Seite  stammenden  Denkschrift  über  die  Umstände 
^  Entstehung  jenes  Planes^  die  Versuche  eu  seiner  Ausführung  und 
fe  Gründe  seines  Misslingens. 

Wieder  bediente  sich  Wulftcenstjema  der  Vermittelung  seines 
^Öeycn  in  Berlin,  um  das  Manuscript  einer  „Apologie  der  säch- 
^^hen  Generale^  in  die  Hände  des  Königs  von  Preussen  gelangen 
^  hissen.  Am  24.  April  legte  Graf  Podeunls  den  Anfang  des  Manu- 
^'^ts  dem  Könige  vor**)^  zwei  Tage  später  den  Schluss.  Er  gab 
**»  dass  als  Verfasser  ein  gewisser  Oberst  „de  Dieren^  gelte:   Georg 

*)  Vgl.  PrenesiBche  StaatBscbriften  I,  720. 

'^*)  ,|M.  de  RudcDSchöld  m'a  commoniquö  pour  Votre  Migest^  une  piöce 
^^^mement  intdressante  que  le  sieor  de  Wulfwenstjema  loi  a  envoy^  de 
^"^^de  ayec  la  priöre  de  la  m^nager  au  possible.  C^est  le  commencement  d'nne 
^^^logie  de  la  condoite  des  gdn^ux  saxoDS  par  rapport  k  la  demiöre  campagne 
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Carl  von  Dyherm  war  der  Adjutant  des  Grafen  Butotcski  und  Aoife 
als  Abgesandter  des  sächsischen  Feldmarschalls  unederholt  vor  nnä 
nach  Beginn  des  Winterfeldzuges  im  Hauptquartier  des  Prinzen  Carl 
von  Lothringen  sich  eingefunden  (vgl.  S»  279 — J281.  284), 

Den  Eindruck,  den  die  Lektüre  der  Schrift  auf  König  FriedriA 
machte^  giebt  sein  eigenhändiges  Schreiben  an  Podewils  vom  24.  Aprä 
wieder*):  y^Man  gewahrt  einen  Bodensatz  der  Ueberhebung,  die  ;w 
alle  den  falschen  Schritten  [dieses  Hofes  Veranlassung  gegeben  hat: 
Pläne j  die  ohne  Anschlag  dessen,  was  die  Feinde  entgegenstelh 
können^  gemacht,  die  mit  Leichtfertigkeit  geändert  werden;  hm 
Festigkeit  in  den  EntschliASsen,  Schwäche  in  der  Ausfuhrung,  und  mH 
einem  Wort  eine  giftige  Wuih  des  Ministeriums  gegen  Preussen,  ik 
bis  zum  Wahnsinn  ging  und  in  verrückten  Ausfällen  zu  Tage  Iriä, 
deren  Veru^rrung  sie  selbst,  die  zu  meinem  Sturze  sich  verschwom 
hätten,  verderben  Hess.  Es  steht  fest,  dass  es  nicht  erbärtkUckem 
giebt,  als  das  damalige  Gebahren  des  sächsischen  Ministeriums;  iA 
gestehe,  dass  ich  nicht  geglaubt  hätte,  dass  dasselbe  so  grobe  FeUff 
begangen,  und  jetzt,  wo  ich  diese  Schrift  gelesen  habe,  wundre  tel 
mich  nicht,  dass  wir  so  reissende  Erfolge  in  Sachsen  gehabt  hahm^ 

Im  Sommer  1746  erschien  die  sächsische  Apologie,  die  Kiäl 
Friedrich  im  April  im  Manuscript  gelesen  hatte,  gedruckt,  wd 
zwar  im  französischen  Originaltext,  in  einer  deutschen  UeberseiBHl 
und  in  eitlem  Nachdruck  der  letzteren: 

Memoire  \  Contenant  \  Un  Redt  Militaire  \  Et  \  Historie  \ 
De  Ce  Qui  Est  Arrivi  En  Saxe,  \  Vers  La  Fin  De  Ti»  | 
1745.  \ä  Cologne,  1746, 
22  pp.  4<>. 

Nachricht  \  oder  \  Historische  Mzehlung  Y^der  Eriegeskmt 
lungen,  \  welche  |  gegen  dcts  Ende  des  1745^^  Jcihres  \  M  | 
Sachsen  \  sich  zugetragen  haben,  \  aus  dem  Frm^ösisekeik  f^ 
Teutsche  übersetzt.  \  Cöln,  \  bey  Peter  Marteau  VU6. 
16  pp.  4^.    Die  Verzierungen  wie  in  der  französiBchen  Aoigtbai 

Historische  Nachricht,  \  wie  sehr  tiefsinnig  die  letzte  \  jtrk§it' 
Handlung,  \  durch  die  Königl.  Oesterreichische  und  \  Q0''\ 
Sächsische  Generals-Personen  hat  \  ausgeführet  werden  sdlt^\ 
um  des  Königs  von  |  Preussen  innere  Erb-Lomde  \  die  Clg^ 
Marck  Brandenburg  \  gänztlich  zu  ruiniren.  |  Wie 
aber  des  Höchsten  Hand  solches  gewendet,  \  wird  durch  ein&^\ 

*)  Politische  Correspondenz   V,   70. 
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Sächsischen  Officier  \  selbst  beschrieben  und  erörtert.  \  Nach 

dem  CöUnischen  Marteauschen  Exemplar,  \  1746. 
16  pp.  4«. 

Venn  bereits  an  dem  Nachdrucke  die  Veränderungen  im  Titel 
mdenz  der  Veröffentlichung  verrathen,  so  Hess  eine  Ausgabe  mit 
entar  nicht  lange  mehr  auf  sich  warten: 

Nachricht  |  oder  Historische  Erzehlung  \  der  Kriegs-  |  Hand- 
lungen, I  welche  gegen  das  Ende  des  1745  Jahres  \  in  \  Sachsen 
sich  zugetragen  haben,  \  aus  dem  Französischen  übersetzt, 
nebst  Anmerckungen  |  eines  \  Preussischen  Grenadiers.  |  Ham- 
burg I  bey  Jaques  Loucas  1746. 
56  pp.  8^ 

he  Anmerkungen  eines  preussischen  Grenadiers"^  sind  treffend 
Herisirt  worden  als  eine  weitere  Ausßhrung  der  Gedanken,  die 
ich  II.  nach  dem  Lesen  des  ersten  Theils  des  Memoire  in  jenem 
an  Podewils  kurz  aussprach,  eine  Ausführung,  „zum  Theil  so 
Mshs  und  verletzend,  mit  so  überlegenem  Geist  und  in  so 
den  Zügen,  dass  man  den  Grenadier  wohl  lieber  in  dem  jüngst 
gewordenen  Sanssouci,  als  in  Soldin  oder  Anklam  suchen 
t"  *).  Eine  Vermuthung,  für  die  weiter  geltend  getnacht  wordeti 
S8  ein  paar  Stellen  der  y^Anmerkungen^  auf  eine  ursprüngliche 
rische  Fassung  schliessen  leisen,  deren  Sinn  von  einem  lieber- 
nicht  zutreffend  unedergegeben  scheint**),  „während  andere 
'hmgen,  nicht  so  rasch  und  kaustisch  wie  des  Königs  Art  ge- 
»m***^,  sichtlich  deutsch  gedacht  sind  und  in  ihrer  umstand- 
Genauigkeit  und  Wortfülle  auf  einen  militärischen  Beauftragten 
9en  lassen,  der  frei  nach  Notaten  des  Königs  und  nach  eigner 
i  die  Anmerkungen  schrieb^  f). 

Droysen,  Kriegsberichte  Friedrich  des  Grossen,  a.  a.  O.  264. 
Ebend.  262:    Für   den  Anmarsch  der    Grenadiere    „mit    entblösster 
'  (nnten  S.  291)  ergiebt  sich  der  richtige  Sinn,   ,,wenn   man  den  falsch 
Ben  Ausdmck  entblösst  auf  ein  französisches  dögami  zurückfuhrt^.    Pro- 
irdche  nur  einem  Sachsen  auszuführen  muthmasslich  sind^  (unten  S.  278), 
den  Originaltext  ^«probables  k  ex^uter^  voraussetzen. 
Die  Anmerkung  42  (unten  S.  293)  kann  wohl  jedenfalls  nicht  aus  der- 
Peder  stammen,    welche  1746  die  Histoire  de  mon  temps  schrieb:  vgl. 
fionen  aus  den  Preussischen  Staatsarchiven  IV,  421.  424. 
Droysen   denkt  an  Goltz,  Winterfeldt  oder  Retzow  (a.  a.  O.  S.  265). 
BT  mit  der,  Feder  nicht  ungewandte  Hauptmann  und  Flügeladjutant  Wil- 
idwig  von  der  Oelsnitz  könnte  in  Betracht  kommen,  als  derjenige  aus  der 
chen  Umgebung  des  Königs,  der  an  der  Schlacht  bei  Kesselsdorf  Theil 
en  hatte;  die  Details  der  „Anmerkungen"  über  den  Verlauf  der  Schlacht 
LOtopeie  annehmen. 
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Es  mag  versiaitet  sein,  die  Vermuthung  der  Identität  des  Grewtc- 
diers   mit  dem  Könige   durch   eine   andere   Reihe    von    Indizien    gu 
stützen,  welche  eine  ins  Einzelne  gehende  Vergleichung  der  Anmer- 
kungen des  Grenadiers  mit  authentischen  Äeusserungen  des  Königs  tm 
die  Hand  giebt. 

Das  Lob  des  Grenadiers  für  Karl  von  Lothringen,  für  Joham 
Adolf  von  Sachsen  -  Weissenfeis  begegnet  sich  mit  den  Zeugnissen, 
welche  Friedrichs  Briefe,  welche  seine  Memoiren  beiden  Feldherren 
ausstellen*).  Wenn  der  Grenadier  über  die  Saxihsen  im  Allgemeinen 
sehr  hart  und  höhnisch  sich  auslässt,  so  ist  Friedrichs  ürtheil  wäh- 
rend des  Krieges  und  in  der  näcJisten  Friedenszeit  fhatsächlich  wicW 
milder'^'*).  Der  y^spinnende  Hercules^  der  ^Anmerkungen"'  (Nr,  iO 
unten  S.  292)  ist  eine  dem  Könige  sehr  geläufige  myifwlogische  Jfe- 
miniscenz***).  Ein  paar  allgemeine  Urtheüe  fordern  den  VergleiA 
mit  den  bald  nach  dem  Friedensschlüsse  entstandenen  „Generci- 
Prinzipien  vom  Kriege^  und  wieder  mit  der  „Histoire  de  mon  iemps^ 
von  1746  heraus f).  Ein  barbarisches  ^Melior  est  praevenire  giwiH 
praeveniri^  unlrde  in  die  Kategorie  der  bekannten  Soloicismen  dfs 
königlichen  Schriftstellers  gehören  ff),  und  mehr  als  einmal  hat  sich  äk 
lateinische  Citat,  gleichviel  ob  in  correder  oder  ungrammatischer  FaS' 
sung,  zu  entscheidungschwerer  Stunde  ihm  in  die  Feder  gedrängtfff)- 
Bei  Bezugnahme  auf  militärische  Vorgänge  aus  den  vorangegangaun 
Feldzügen  finden  sich  Uebereinstimmungen  mit  den  nachgewiesene 
blassen  von  dem  Könige  verfassten  Kriegsberichten,  so  für  Xt 
Schlacht  bei  Soor  '^f),  so  bei  Erzählung  der  Vertheidigung  des  EMber- 
ganges  bei  Selmitz  durch  Georg  von  Wedelt  im  November  17i4**t) 


*)  Vgl.  zu  Anm.  14  und  31  (unten  S.  278.  289)  Politische  CorrespoB- 
denz  IV,  216;  Histoire  de  mon  temps  1746  p.  316.  Ebend.  p.  184:  ^ 
duc  de  Weissenfcls,  dont  les  helles  qualitös  ötoient  connues.** 

**)  Vgl.  Anm.  20.  45  (unten  S,  282.  295)  mit  Politische  Correspon- 
denz  IV,  296;  Histoire  de  mon  temps  1746  p.  424.  CEuvres  XI,  1^ 
(eine  Parallelstelle  Histoire  de  mon  temps  1746  p.  184)  259. 

***)  Vgl.  (Euvres  X,  190.    Histoire  de  mon  temps  1746  p.  28a 
t)  Vgl.   Anm.    14  (unten   S.  278)   mit  (Eeuvres  XXVIH,   16;  Anm.  Ö 
(unten  S.  294)  mit  Histoire  de  mon  temps  1746  p.  426. 

tt)  Vgl.  Cauer,  Zur  Geschichte  und  Charakteristik  Friedrichs  des  Groasen, 
Breslau   1883,  S.  65.  361. 

ttt)  So  in  dem  Schreiben  an  Mitchell,  Potsdam  24.  Juli  1756:  „II  ne  n« 
reste  plus  que  praevenire  quam  praeveniri."  Schäfer,  Geschichte  des  acbeo* 
jährigen  Kriegs,  Beriin  1867,  I,  630. 

*t)  Vgl.  Anm.  3  (unten  S.  273)  mit  Politische  Correspondeni  IV,28t 

**t)  Vgl.  Anm.  5  (unten  S.  276)  mit  Histoire  de  mon   temps  838;  Kiiep' 

berichte  ed.  Droysen  im  Beiheft  zum  Militärwochenblatt  1877,  S.  107.  114.  lÜ 
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d  bei  der  Erinnerung  an  dcis  Gefecht   bei  Laab   am  11.   Märe 

Auf  Reelamation  des  sächsischen  Gesandten  von  Bühw  wurden 
i  ^Anmerkungen  eines  Preussischen  Grenadiers^  im  October  1746 
den  berliner  Buchläden  confisciri'^*).  Im  Februar  des  folgenden 
lires  tauchte  in  Magdeburg  ein  Nachdruck  auf;  die  von  der  magde- 
rger  Regierung  eingeleitete  Untersuchung  ergab,  dass  dem  Buch- 
irer  Scheithauer^  der  den  Nachdruck  veranstaltet  hatte  ^  die  Schrift 
twei  Exemplaren  aus  Potsdam  eugesandt  worden  war. 

Der  folgende  Text  ist  eine  Wiederholung  der  angeblich  zu  Hamr 
rg  gedruckten  Originalausgabe. 

*)  Vgl.  zu  Anm.  5  (unten  S.  276)  das  Beiheft  zum  Militärwochenblatt  1876, 
854b  Nicht  recht  klar  ist  die  Beziehung  in  der  vierundzwanzigsten  An- 
ikiiBg:  „Ein  Vornehmen,  welches  aus  des  Herzogs  von  Bitonto  Projecten  ent- 
ttet'  Der  Tag  von  Bitonto  (25.  Mai  1734),  an  welchem  das  österreichische 
Mr  unter  Visconti,  dem  Vicekönig  von  Neapel ,  nahezu  aufgelöst  wurde,  ent- 
Ued  fiber  das  Schicksal  des  Königreichs  beider  Sicilien  und  trug  dem  sieg- 
idwn  spanischen  Feldherm,  dem  Marquis  von  Montemar,  den  Herzogstitel 
\A  dem  Namen  der  Wahlstatt  ein.  Friedrich  TL,  erwähnt  diese  Action  in  den 
ittdaibiiigischen  Memoiren  und  in  seiner  Zeitgeschichte.  (CEu  vres  1, 165 ;  II,  82. 
B;  ffistoire  de  mon  temps  ed.  1746  p.  189.)  „Ein  Vornehmen  aus  des  Her- 
ip  Ton  Bitonto  Projecten  entlehnt*^  kann  im  Zusammenhange  der  Stelle  kaum 
^  inderes  heissen,  als  ein  auf  gänzliche  Vernichtung  des  Gregners  zielender 
iiB,  der  aber  in  diesem  Falle  nicht  wie  bei  Bitonto  glückt.  E^e  Beziehung 
tfdoi  späteren  Misserfolg  des  Herzogs  von  Bitonto  (vgl.  Histoire  de  mon 
QBps  1746,  p.  272)  darf  kaum  angenommen  werden. 

**)  Droysen  a.  a.  O.  266  nach  den  Acten  des  dresdener  Archivs.  IMe 
kflgibe  der  Nachricht  ohne  die  Anmerkungen  des  Grenadiers  verbreitete  sich 
dvtt  im  Augost  (ebend.  S.  265).  Für  die  Entstehung  der  „Anmerkungen''  er- 
JmU  sieh  als  terminus  post  quem  der  16.  Juni  1746,  der  Todestag  des  Anm.  31 
ttten  S.  229)  als  verstorben  erwähnten  Herzogs  von  Weissenfeis  (Droysen 
i-  i.  0.  S.  267X 


Nachricht  oder  historische  Erzählung 
der  Eriegeshandlungen^  welche  gegen  das  Ende 
9B  1745.  Jahres   in  Sachsen   sich   zugetragen   haben, 
itts    dem    Französischen    übersetzt,    nebst    Anmer- 
kungen   eines   preussischen    Grenadiers. 
Hamburgs  bei  Jaques  Loucas  1746. 

Diejenige,  was  ohnlängst  in  Sachsen  sich  zugetragen,  scheinet  ganz  ausser- 
ImtKfJi  Die  vernünftigsten  Leute  von  der  Welt  und  selbst  Dico'enigen,  so 
ht  geneigt  rind,  Sachen  nach  ihrem  Ausschlag  zu  beurtheilen,  können  ver- 
et  werden,  denen  Oberhäuptern  lediglich  beizumessen,   was  etwa  in  dem 


272  Beziehungen  zu  Sachsen  und  Polen  1746 — 1754. 

Vorschlag  als  auch  in  dessen  Ausführung  sonderbar  oder  mangelhaft  ihnen  vor- 
gekommen. 

Das  Publicum  f  welchem  gemeiniglich  die  Neug^erigkeit  und  Unbilligkeit 
anklebet,  will  den  Zusammenhang  solcher  Dinge,  die  ihm  ganz  unbekannt  seio 
sollen,  jederzeit  allzu  genau  einsehen;  die  Schwierigkeit,  so  man  bei  dergleichen 
Untersuchungen  antrifft,  erreget  die  Gemüther,  dergestalt  dass  man  dasjenige 
tadelt,  was  man  nicht  begreifen  kann,  und  mitleidiger  Weise  Personen  richtet 
und  verdammet,  die  man  nicht  kennet*). 

Geschickte  Leute  aber  und  sonderlich  diejenige,  welche  mit  Staats-  und 
Kriegesgeschäften  umgehen,  denen  die  genaue  Verbindung,  die  zwischen  selbigen 
bestehet,  bekannt  ist,  hinterhalten  ihre  Beurtheilung^X  ^o  ^^  ^  redlich  meines. 
Diese  sind  es,  an  welche  ich  mich  mit  dieser  historischen  Nachricht  wende; 
selbige  werden  ohne  Zweifel  ein  besonderes  Vergnügen  empfinden,  wann  sie 
sehen,  dass  solche  Personen  darinnen  gerechtfertiget  werden,  welche  nicht  allein 
wegen  ihrer  ausnehmenden  Gaben  hochzuschätzen,  sondern  auch  ihrer  übrigen 
Eigenschaften  halber  liebenswürdig  sind. 

Gegen  das  £nde  des  Monats  Octobris  war  es,   als   der  Hof  dem   Grafen 
Rutowski  die  Ordre  ertheilte,   an  einem  Operationsplan  wider  den   König  von 
Prcussen  zu  arbeiten.    Die  Armee  des  Königes,  welche  der  Graf  commandirte, 
war   eben  im  Begriff,  ihr  Lager  unterhalb  Leipzig  aufzuheben,  da  die  Gegen- 


*)  Mein  Leser!  Jedem,  der  zu  unserer  Z^it  in  Europa  lebt,  sin« 
die  Begebenheiten  des  letztern  Kri€^t'8  in  Sachsen  bekannt.  Dieses  Lro-^ 
wurde  im  Monat  Decembris  vorigen  Jahres  weggenommen  und  in  ehcS^ 
dem  Monat  durch  den  zu  Dresden  geschlossenen  Frieden  seinem  HerTO 
zurückgegeben.  Da  die  Verwunderung  über  eine  so  schleunige  Einnalim* 
eines  Landes,  wie  Sachsen  ist,  und  die  Zerstreuung  dreier  betrttchtliche** 
Armeen,  die  solches  beschützten,  allmählich  aufhöret,  tritt  eine  „Historisctiö 
Erzählung  der  Kriegeshandlungen**  in  Sachsen  ans  Licht,  um  die  beinali^ 
verschwundene  Verwunderung  entweder  wieder  aufe  neue  rege  zu  machen 
oder  vollends  gänzlich  zu  tilgen.  Mir  hat  dieses  Werkchen  ungemein  g^* 
fallen.  Ich  glaube  aber ,  dass  sie  ein  sächsischer  Cabinetsverständiger  g^" 
macht,  weil  sie  überall  mit  Cabinetsein würfen  angefÜUet  ist  und  fast  all^ 
Entwürfe,  die  man  sächsischer  Seite  gemacht,  darinnen  entdecket  sia^- 
Es  wäre  also  Schade,  dass  ein  Soldat,  welcher  seine  Betrachtungen  dat"- 
über  gemacht,  solche  nicht  der  Welt  mittheilon  sollte.  Ich  bin  ein  pieusft*' 
scher  Grenadier  und  denke  also  meinem  Stande  gemäss.  Man  wird  vci^ 
also  am  wenigsten  tadeln ,  wenn  meine  Art  zu  denken  mit  der  Art  d«* 
Staatsverständigen  nicht  übereinstimmen  sollte.  Mir  ist  nur  die  teutscH^ 
Uebersetzung  zugefallen,  und  ich  bedaure,  dass  ich  an  einem  Orte  i^ 
Garnison  liege,  wo  keine  Buchladen  sind  und  also  das  französische  Origii»** 
nicht  zu  bekommen  ist.  Sollten  nun  die  Ausdrücke  der  teutschen  Ucb0<^ 
Setzung  nicht  mit  dem  Original  übereinkommen,  so  muss  man  dem  Uebe^^^ 
sctzer,  nicht  mir  die  Schuld  geben. 

^)  Auch   geschickte  Leute   hinterhalten  ihre   Beurtheilung   nicht; 
sind  allein  fUliig,  den  Zusammenhang  der  Sachen  und  den  Werth  des 
Schlages  einzusehen ;  sie  sind  im  Stande,  die  Schritte  der  Staatsverstänclij 
zu   beurtheilen,    wer   wird   es  ihnen   also  verdenken,   wenn  sie  dasjenii 
tadeln,  was  an  sich  selbst  tadelhaft  ist? 
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Bitige  ollter  dem  Fürsten  von  Anhalt  bereits  auseinander  gegangen').  Ein 
V>ipB  von  10,000  Mann  Kaiserlicher  Trappen  unter  dem  Commando  des  Gene- 
ÜB  Grafen  von  Grünne  war  wirklich  in  Bewegung,  um  sich  dahin  zu  begeben, 
ro  man  es  am  nöthigsten  finden  würde ;  er  richtete  seinen  Marsch  solchergestalt 
in,  dasB  man  schwerlich  errathen  konnte,  ob  er  in  Böhmen  oder  in  Sachsen 
inrflcken  würde.  Die  Armee  des  Königs  von  Preussen,  obwohl  selbige  be- 
endig gesieget,  hatte  dennoch  viel  gelitten^)  und  ohne  eine  ausserordentliche 


•)  Im  Monat  August  versammlete  sich  die  Armee  des  Fürsten  von 
jubalt  bei  Gaterslcbeu.  Sie  roarschirte  nach  Dieskau  bei  Halle,  nach- 
«n  sie  vorher  den  Prinz  Dietrich  in  dem  Lager  bei  Wiesecke  mit 
inem  beträchtlichen  Henfort  an  sich  gezogen.  Die^e  Armee  würde  nicht 
esKomet  haben,  den  sächsischen  unbefugten  Einfall  in  Schlesien  zu  rächen, 
renn  nicht  zu  eben  der  Zeit,  als  sie  solches  werkstellig  machen  wollte, 
er  bekannte  Hannoverische  Tractat  zwischen  unserm  Monarchen  und  dem 
Könige  von  Grossbritannien  errichtet  worden.  Dieser  Tractat  und  die  be- 
'nmdemswürdige  Mässigung  unseres  Souveräns  waren  also  die  Ursachen, 
has  die  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  wiederum  auseinanderging. 

*)  Hier  zeiget  der  Verfasser  den  Grund  des  folgenden  Eüriegsplans 
>o.  Er  meint,  dass  obgleich  die  Armee  unseres  Königs  beständig  gesieget, 
oibige  dennoch  viel  gelitten ;  um  nun  solcher  nicht  Zeit  sich  zu  recrutiren 
I  lassen,  mUsste  man  solche  durch  einen  Ueber&ll  vollends  zu  Grunde 
Bitten.  Allein,  man  erlaube  mir  zu  sagen,  dass  hier  sehr  schlecht  ge- 
^ht  worden.  Die  Armee  des  Königs  hatte  in  vielen  Bataillen  gesieget, 
such  auch  Verlust  gehabt.  Aber  haben  denn  die  geschlagenen  Armeen 
ix^en  Verlust  gehabt?  Ich  werde  nicht  unrecht  haben,  wenn  icb  be- 
^jpte,  dass  der  Verlust  der  Feinde  in  verwicheuem  Feldzuge  wenigstens 
K^inal  stärker  gewesen  als  der  unsrige.  Konnte  denn  die  Armee  der 
^MMde  ohne  ausserordentliche  Mittel  sogleich  verstärket  werden?  Brauchte 
'  nicht  so  wohl  Zeit  dazu  als  die  unsrige?  Im  Monat  September  fiel 
^  Bataille  bei  Soor  vor.  Es  war  noch  nicht  die  Hälfte  der  Truppen  in 
^Ber  Stadt  gegenwärtig,  welche  der  König  in  Schlesien  und  Böhmen  ge- 
buchte. Die  Generale  Lehwaldt,  Gessler,  Du  Moulin,  Nassau ,  Polenz 
'd  Winterfeldt  hatten  solche  starke  Detachements  bei  sich,  die  zusammen- 
>Unnmen  mehr  ausmachten,  als  die  Armee,  womit  der  König  siegte. 
zugegen  war  die  völlige  österreichische  Armee  beisammen  und  wurde 
^  tlberdem  von  einem  beträchtlichen  Corps  Sachsen  unterstützet,  und 
lUioch  siegte  unsre  Armee  über  die  Feinde.  Auf  was  ausserordentliche 
^^ifle  wurde  also  der  Feind  nach  dieser  Schlacht  verstärket,  dass  er  im 
tode  war ,  *  die  Königliche  Armee  aufzui-eiben  ?  Etwa  durch  das  Corps 
^  Creneral  Grünne?  Zehntausend  Mann  wollen  noch  nicht  zureichen, 
■»«r  Armee  über  einer  feindlichen  das  Uebergewicht  zu  geben,  welche 
^  der  Hälfte  eines  Feindes  vor  einigen  Tagen  geschlagen  worden.  Sollte 
"•  sächsische  Armee  den  Fürsten  aufreiben  und  diese  Expedition  den 
Zuschlag  des  Projects  machen?  0,  so  wundert  mich,  dass  mau  daran 
^•"•cbt!  Diese  Armee  hatte  ja  einen  ganzen  Monat  der  sächsischen  gegen- 
™'  gestanden  und  war  im  Stande ,  täglich  mit  ihr  anzubinden.  Wenn 
^  dieser  Entwurf  kräftig  sein  soll,  so  hätte  man  folgendergestalt  raison- 
'*'*^  müssen:  Die  Hälfte  der  Armee  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Preussen 

^>««ttiielie  StMteschriften.  II.  18 
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Veranstaltung  konnte  sie  vor  dem   Frühjahr  weder  recrutiret  noch  temontiret 
werden,  und  stehet  man  allhier  in  der  Meinung,  dass  die  Königlich  preussische 


hat  die  vereinigte  österreichische  und   sächsische  Armee  vor  einigen  Tagen 
bei  Soor  mit  vielem  Verlust  aus   dem  Felde  geschlagen.     Die  preussische 
Armee  hat  aber  auch  dabei  sowohl  als  in  dem  verwichenen  Feldzuge  über- 
haupt viel  gelitten.     Derowegen   müssen   die   wider  ihn  vereinigte  Mächte 
nicht  zulassen,  dass  Se.  Majestät  Dero  Armee  wieder  verstärken  und  com- 
plotiren  können!      Soll  dieses  geschehen,    so  müssen  selbige   durch    einen 
beherzten  und  mächtigen  Ueberfall  denselben  den  Winter  über  keine  Ruhe 
lassen;  es  müssen  also  die  vereinigten  Mächte  dem  Ueberfall  solchen  mäch- 
tigen Nachdruck  geben  können,  dass  die  Armee  des  Königs  von  Preussen 
dadurch  ruiniret  werden  und  wir   nachmals    in   das  Herz  der  preussischcoi 
Staaten  eindringen  können.     Da   nun   die   Hälfte   der  preussischen  Armee 
die    völlige    österreichische   Armee   geschlagen,    folglich    die    ganze    öster- 
reichische Armee  der  Hälfte  der  preussischen  nicht  wieder  das  Haupt  bieten 
darf,  so  muss  solche  so  verstärket  werden,  dass  sie  der  Hälfte  der  preussi- 
schen  Armee  sich   wieder   entgegenstellen   kann.      Wenn  nun  aber  dieses 
geschehen  und  sich  die  preussischen  detachirten  Corps  mit  dem  Gros  ihrer 
Armee    wiederum   vereinigen,    so    wird    die  preussische  Armee  über    die 
österreichische   dennoch   das   Uebergewicht   behalten     und    demnach   wird 
nöthig  sein,  dass  die  österreichische  Armee   durch  eine  ebenso  starke  ver- 
mehret werden,  als  sie  schon  ist,  damit  man  der  andern  Hälfte  der  Armee 
des   Königs    von   Preussen   die   Spitze   bieten   könne.     Femer  stehet   der 
Fürst   von   Anhalt   mit   einer   beträchtlichen   Armee  in    dem   Herzen    der 
preussischen  Lande!     Die   Armee   ist  zwar  zerstreuet,   allein   man  weiss, 
dass  die  Preussen  in  ihren  Expeditionen  sehr  geschwind  sind,  folglich  sich 
auch  bald  wieder  versammlen  können.     Wir  setzen,    dass  wir  Vorhabens 
sind,  diese  Armee  durch  Ueberfall  zu  ruiniren;  es  könnte  aber  geschehen, 
dass  sie  von  unserm  Vorhaben  zu  zeitig  informiret  würden,  sich  zusammen- 
zögen und  uns  mit  der  ganzen  Armee  zu  Leibe  gingen;   wollten  wir  also 
nicht  lächerlich  werden,  so  muss  unsere  Armee,  welche  mit  dem  Fflrsten 
von  Anhalt  anbinden  soll,  hinlänglich  sein,  ihn  zu  schlagen.     Da  wir  nun 
wissen,  dass  der  Fürst   von  Anhalt  sein  Handwerk   vollkommen  verstehet 
und  eine  solche   schöne  Armee  bei  sich  hat,    die  mehrentheils   aus    ihren 
Quartieren  erst  aufgebrochen  und  also  noch   übercomplet  ist,    so    müssen 
wir  solchem,  um  nicht  Saclisen  auf  die  Spitze  zu  setzen,  nicht  mit  gleichen 
Kräften  begegnen ,    sondern*  wir  müssen   eine  solche  starke  Armee  haben, 
welcher  der   Fürst  gar   nicht   stehen   darf;    alsdenn   muss  sich  der  FtLrst 
entweder    in  Magdeburg    verstecken  oder    sich    nach   der   Mark   retiriren. 
In  beiden   Fällen   haben  wir  gewonnen  Spiel;    im  erstem   bekommen  w'vr 
einige  Märsche  vor   ihm   voraus,  um  Berlin   zu  erobern,    uns  der  Schatz- 
kammer zu  bemeistem  und  die  Quelle  der  Force  des  Königs  von  Preussen. 
zu  verstopfen.    Im  letztem  Falle  gehen  wir  ihm  auf  dem  Fusse  nach  undL 
forciren  ihn,   Berlin   zu  verlassen  uud  sich  nach  Pommern  zu  ziehen,  als-- 
denn  werden  wir  Herr  von  Berlin  und   der  Mark.     Wenn    dieses  in  den» 
angegebenen  Projecte   vorausgesetzet  worden,    denn   so  hätte  man    OrunA 
gehabt,  ein  tüchtiges  Gebäude  aufzurichten  und  einen  Entwurf  zu  machen^ 
der  der  menschlichen  Vernunft   einigermassen  gemäss  gewesen.     Denn  ge-* 
setzt,  der  folgende  Entwurf  wäre  insoweit   gelungen,    dass  sich  die  säch- 
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lüde  keinen  Ueberfloss  an  Mannschaft  lud  Pferden  weiters  besitzen.  Alle 
ete  lediglich  militärischen  Betrachtangen  wurden  zum  Grund  eines  Offensiy- 
lerationsplans  geleget,  so  eigentlich  nachfolgende  Absicht  hatte: 

Die  Armee  des  Grafens  von  Rutowski  sollte  auseinander  gehen  lud  ihre 
(uurtiere  dergestalt  einrichten,  dass  sie  innerhalb  zweimal  24  Stunden  bei 
sipsig  wiederum  zusammenstossen  könnte;  hingegen  war  diejenige  luter  dem 
listen  von  Anhalt  sehr  zerstreuet,  weil  sie  theils  nach  Berlin,  Halberstadt,  ja 
ffu  gegen  Pommern  marschiren  musste.  5  Bataillons  waren  in  Halle,  einem 
Uechten  Posto,  8  Stunden  von  Leipzig.  Das  Corps  des  Grafen  von  Grttnne, 
durch  das  Bareuthische  bis  an  die  böhmische  Grenzen  angerückt  war,  sollte 
ili  nach  der  linken  Seite  hinwenden  und  gerade  auf  Leipzig  gehen,  unter  dem 
thttn,  nach  der  Ober-Lansnitz  zu  marschiren,  woselbst  die  Armee  des  Prinzen 
iris  zu  gldcher  Zeit  auch  eintreffen  sollte. 

Sobald  der  Graf  von  Grunne  auf  der  Höhe  von  Zeitz  würde  angekommen 
in,  sollte  die  Armee  des  Grafen  Rutowski  aus  ihrem  Quartier  aufbrechen,  sich 
Bande  anf  Halle  wenden,  sowohl  von  der  einen  als  andern  Seite  von  der 
lale,  durch  so  viel  Wege,  als  Attaques  wären,  den  Feind  anfallen,  sengen  und 
rennen^)  oder  diese  unhaltbaren   Posten  wegnehmen;    die  an  der  Saale  und 


liehe  Armee  ohuweit  Leipzig  geschwind  zusammengezogen  hätte,  um  die 
Inartiere  der  Anhaltischen  Armee  zu  überfallen,  so  bin  ich  gewiss  ver- 
chert,  dass  ihnen  solches  an  wenigen  Quartieren  würde  gelungen  sein. 
Baa  wenn  sich  eine  Armee  zu  solcher  Expedition  vorbereitet  und  ausrücket, 
lehes  kann  so  verschwiegen  nicht  zugehen,  dass  der  Gegentheil  davon 
cht  etwas  Nachricht  bekommen  würde.  Und  die  preussischen  Ofificiers 
id  wachsam;  die  Ehre  und  der  Ruhm  ihrer  Dienste  verbindet  sie  zu 
^er  Aufmerksamkeit,  welche  alle  Einbildung  übertrifil.  Wir  haben  noch 
^ige  Exempel,  dass  sie  sich  überfallen  lassen!  In  zweien  starken 
(brechen  konnte  die  Garnison  ßMS  Halle  in  Magdeburg  sein  und  die 
'Hgen  Quartiere  noch  eher.  Mir  däucht  also  immer,  dass  auch  dieser 
^twnrf  fruchtlos  gewesen  sein  würde,  zumal  die  Operatioues  den  20. 
i^^en  Anfang  nehmen  sollten  und  wir  mit  der  völligen  Armee  schon  den 
••  in  Halle  einrückten,  mithin  das  so  sehr  gepriesene  Project  eben  nicht 
clir  80  verborgen  sein  mochte. 

Wenn  nun  aber  die  Armee  des  Grafen  Rutowski  in  das  Magde- 
^giscbe  eingefallen  wäre,  wie  sähe  es  dann  um  die  Lausnitz  aus? 
^^Qiite  die  vor  einigen  Tagen  geschlagene  österreichische  Armee  der  König- 
^Qn  den  Einbruch  in  diese  Provinz  verwehren?  Ich  lasse  die  Erfahrung 
i^&IIb  reden.  Ich  mag  also  das  ganze  Project  ansehen  wie  ich  will,  so 
^det  es  sich  auf  Dinge,  die  der  Vernunft  und  dem  Zusammenhang  der 
4e  entgegenstehen,  und  ist  weiter  nichts  in  selbigem  als  ein  Gerathe- 
^kl  anzutreffen. 

*)  Heisst,  Städte  und  Dörfer  durch  Feuer  vertilgen  und  ruiniren. 
^  schöne  Kri^kunst  eines  so  gesitteten  Volks,  als  das  sächsische  sein 
'L.  Jedoch  man  lernet  oft  vieles  von  den  Nachbarn.  Die  Sachsen  haben 
^  Grenzen  beinahe  bis  an  den  Pont  Euxin  erweitert,  der  ganze  Pont 
'^in  ist  mit  tartarischen  Völkern  umgeben.  Und  man  kennt  dieser 
^Iker  Sitten  nur  aUzu  wohl! 

18* 
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Elbe  abgesonderte  Quartiere  zugleich  aufheben")  und  während  dass  eine  Colon. . 
Infanterie,  aus  Torgau  her,  sich  dessen  würde  bemeistem,  um  einen  fm» . 
Pass  über  die  Elbe  zu  haben,  so  sollte  ein  anderes  Detachement,  welches  v-> 
Merseburg  herkommen  würde,  das  von  denen  Preussen  aus  der  Gegend  v  ~ 
Eisleben  häufig  zusammengebrachte  Getreide  wegnehmen^). 

Das  Corps  aber  des  General  Grafen  von  Grünne,  welches  währender 
sich  mit  der  Armee  des  Grafen  Rutowski  conjungiret  hätte,   würde  dieselbe 
Fürsten   von   Anhalt  seiner  dergestalten   überlegener  gemachet  haben  "0,    d 
wann  auch  diese  vor  ihrer  Versammliug  nicht  wäre  geschlagen  oder  zerstre ^ 


^)  Die  Preussen   lassen   sich    so   leicht  in  ihren  Quartieren  anfhel^^h^ 
Die  Sachsen  wissen  davon  2iCugnis8e  abzulegen,    sie   haben  in  Böhmei^^    g^ 
viel  Quartiere  der  Preussen  aufgehoben,   dass  sie  auf  diesen  Fall  ihr  ET^ 
ject  gewiss  gründen  können.     Sie   haben   sich   vielleicht   das  Exempel      er- 
innert, als  ihre  und  die  österreichische  vereinigte  Armee   das  Quartier     ^es 
Obristlieutenants  Wedells,  welcher  mit  einem  Bataillon  an  der  Elbe  stai»/, 
aufheben    wollte.      Die    ganze  österreichische  und   sächsische  Armee    wir 
beisammen  und  das  Bataillon  von  Wedeil  wurde  von  ihnen  en  faveur  eines 
Feuers  aus  50  Canons   attaquiret,    er  hielt  sich   vier  Stunden  lang  gcjgten 
die  ganze  Armee.     Endlich   erreichten    die  Feinde    ihren   Zweck;    sie  ex*- 
hielten  sein  Quartier  und  er  retirirte  sich  en  bon  ordre.    Von  diesem  un^ 
dem  Exempel   zu  Colin   schliessen    sie   auf  die  Quartiere  der  Anhaltische?:!! 
Armee.     Ich  wollte  wünschen ,    dass  es  ihnen  möglich  gewesen ,    Halle  a&  ^ 
erreichen.      Der  Prinz   Moritz,    der   daselbst  commandirte  und   zwei  d^' 
besten  Regimenter  unserer  Armee  bei  sich  hatte,    würde   sich   ihnen  vie^^' 
leicht  ohne  Wortwechsel  ergeben  haben,   um  so  mehr,   da  wir  schon  ^*^ 
gleiches  Exempel  von  ihm  wissen,   ab  ihn  nämlich  6  bis  8,000  Mann  i^ 
Laab  aufheben  wollten  und  er  nicht  mehr  ab  sein  Regiment  bei  sich  hatt-^ 

®)  Dieses  Corps  würde  noch  wohl  am  glücklichsten  seine  Sache«*^ 
ausgerichtet  haben,  indem  man  Exempel  hat,  dass  dergleichen  Entrepri^^ 
den  sächsischen  Völkern  öfters  gelungen. 

'')  Durch  das  Corps  des  General  Grünne  sollte  die  sächsische  Arm^* 
der  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  so  sehr  überlegen  werden,  dass  si^ 
sich  in  eine  Festung  verstecken  müsste.  Wenn  der  Verfasser  glaabt,  da^^ 
seine  Schrill  hinlänglich  sei,  alles  geschehene  aus  dem  Gedächtnifls  i^^ 
Menschen  zu  verbannen,  so  musste  sie  weit  wahrscheinlicher  abgefasst  aeif^ 
Die  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  schlug  ja  die  sächsische  mit  saimf  ^ 
dem  General  Grünne  bei  Kesselsdorf.  Die  Verstärkung,  welche  ihr  d^^ 
König  unter  dem  General  Lehwaldt  zugesendet,  bestand  ohngeH&hr  ai^^ 
6  bis  8,000  Mann.  Von  des  Fürsten  Armee  war  Leipzig,  Torgau  ism^ 
Meissen  besetzet,  ohne  die  andern  kleinen  detachirten  Corps,  also  dass  d^^ 
Verstärkung  des  General  Lehwaldt  fast  nicht  viel  mehr  fVachtete,  all  Ü^ 
detachirten  Corps  zu  ersetzen.  Die  Feinde  standen  bei  Kesselsdorf  i^ 
einer  so  fnrchtbaren  Stellung,  dass  es  ^uch  wohl  einem  geübten  Soldat^^ 
bedenklich  fiel,  sie  anzugreifen.  Dennoch  geschähe  es  und  dennoch  wurd^'^ 
sie  geschlagen.  Was  würde  also  die  Armee  des  Grafen  v.  R  .  .  .  v^^** 
eine  Ueberlegenheit  über  die  Anhaltische  gehabt  haben,  wenn  sokhe  i^^ 
freien  Felde  die  unsrige  offensive  angreifen  soUen.  Ich  lasse  hierflb^^ 
einen  jeden  urtheilen,  der  von  Kriegessachen  zu  raisonniren  fähig  ist 
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Dy  dieselbe  dennoch  sich  würde  genöthiget  gesehen  haben  zu  schlagen 
ieh  in  Magdeburg  zu  werfen. 

0er  gute  Success  einer  Schlacht  machte  uns  Meister  von  ganz  Branden- 
1,  imd  die  Yerfossung,  welche  der  Fürst  von  Anhalt  ergriffen  hätte,  in 
slmig  sich  einzuschliessen,  würde  uns  drei  oder  vier  Märsche  über  ihn 
>  yerschaffet  haben,  um  die  Elbe  zu  Dessau  zu  passiren,  ein  Observations- 
unter  Läpzig  stehen  zu  lassen  und  uns  mit  der  Armee  des  Prinzen  Carl 
ten  Sagan  und  Crossen,  wohin  selbige  hinter  der  Neisse  marschiret  wäre, 
ijnogiren*),  sobald  unsere  Operationes  ihren  Anfang  würden  genommen 
.  Der  Plan  des  Grafen  Rutowskl  zeigete  noch  die  bequemen  Oerter  an, 
r  Lausnitz  sowohl  als  in  der  Gegend  von  Leipzig  Magazins  anzulegen. 
hlofls  desselben  drunge  er  auf  die  Nothwendigkeit  der  Geheimhaltung^®) 
Unternehmungen  gegen  die  Quartiere  der  preussischen  Armee  und  stützte 
nf  die  Wahrscheinlichkeit ,  dass  diesse  Offensiyoperationes  bei  Winterszeit 
Sdnige  von  Preussen  die  Mittel  benehmen  würden,  sich  wieder  in  Stand 
■en,  wie  er  yerwichenen  Winter  gethan  hätte. 

3er  Hof  billigte  diesen  Kriegesplan  um  so  viel  desto  leichter,  weil  selbiger 
üien  Staatsabsichten  ^^X  welche  dazu  Anlass  gegeben  hatten,  übereinkäme, 
lommunicirte  denselben  sofort  dem  Prinzen  Carl,  dessen  Armee  bestimmt 
lie  Ober-Lausnitz  zu  bedecken  und  woyon  eigentlich  der  glückliche  Fort- 
des  Projects  dependirte  ^^.   Der  Prinz  befände  sich  damalen  in  der  Gregend 


^)  Wie  uns  von  ganz  Sachsen. 

*)  Hier  f^ngt  das  Project  an  sehr  mystisch  [zu]  werden,  und  gehöret 
neu  Erklärung  eine  eigene  Erklärungskunst ;  denn  die  Armee,  welche 
ir  Elbe  und  Saale  des  Fürsten  von  Anhalt  Armee  massacriret,  agirt 
lugleich  bei  Crossen  in  Schlesien?  Es  sei  dann,  dass  sich  der  Ver- 
des  Entwurfs  vorgestellet ,  dass  die  preussische  Armee  in  Schlesien 
Ige  ruhig  sein  würde,  bis  ihre  Armee  im  Magdeburgischen  aufgeopfert 
lle  sächsische  Armee  nach  vollbrachter  Massacre  nach  Schlesien  mar- 
D,  am  abennal  mit  ihr  eine  gleiche  Scene  vornehmen  zu  können. 

^)  Diese  Kunst  ist  bei  Ausführung  eines  Projects  die  allemöthigste 
rird  deshalb  von  jedem  aufs  genaueste  ausgeübt.  Denn  obgleich  bis- 
I  die  Zeitungsschreiber  versichern  und  ein  jeder  davon  spricht,  dass 
geheimes  zu  unternehmen  sei^  so  weiss  doch  niemand  eigentlich, 
ind  wohin  das  Geheimniss  ziele. 

^)  Dieses  hat  mir  viel  Kopfbrechen  verursachet.  Denn  Magdeburg 
Schlesien  zu  erobern,  mag  wohl  ihre  Staatsabsicbt  nicht  gewesen  sein, 
icht  ist  der  sächsische  Hof  des  Krieges  müde  gewesen.  Er  hat  aber 
Ursachen  gewusst,  sich  der  Alliance  mit  Oesterreich  zu  entziehen; 
aber  die  feindlichen  Truppen  in  Sachsen  einbrechen,  das  Land  in 
ibation  setzen  und  den  Landesherm  seine  Residenz  zu  verlassen 
en  würden,  so  hätte  man  hinlängliche  Ursach,  sich  der  Alliance  mit 
mich  zu  entziehen  und  mit  Preussen  Friede  zu  machen.  In  diesem 
kiinn  also  das  Project  den  Staatsabsichten  des  Hofes  wohl  gemäss 
«n  sein. 

-*)  Man  muss  also  sächsischer  Seite  selbst  bekennen,  dass  der  glück- 
Fortgang  des  Projects  von  der  Bedeckung  und  Sicherheit  der  Lausnitz 
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von  Jaromircz  und  konnte,  unter  dem  Vorwand,  Winterquartiere  zu  nehmen  ^^ 
der  Oher-LauBnitz  sich  nähern,  dergestalt,  dass  es  dem  Könige  von  PreoBS^ 
unmöglich  gewesen  wäre,  an  der  Neisse  ihme  vorzukommen. 

Prinz  Carl  aber  hatte  den  vorgesetzten  Plan  nc^ch  nicht  vollkommen 
nehmiget  ^^),  da  der  Hof  dem  Gh!afen  Butowski  bereits  Befehl  ertheilete,  sich 


abhängen  würde,  welche  die  Armee  des  Prinzen  Carls  in  Sicherheit 
sollte.     Es  ist  aber  in  vorhergehender  Anmerkung  schon  angezeigt, 
menschlicher  und   vemünfb'ger  Muthmassung  nach  die  Armee  des 
Carls  solches  nicht,  ohne  ein  halbes  Wunderwerk  zu  thun,  bewerkstelÜi 
würde. 

^^)  Sobald  sich  der  Prinz  Carl  in  Schlesien  mit  seiner  Armee  ^| 
rührte  und  seinen  Marsch  nach  der  Lausnitz  lenkte,  schöpfete  un^Qf 
G^n^ralit^  schon  Verdacht  und  gingen  ihm  mit  der  völligen  Macht  ^qi 
der  Seite  nach. 

^^)  Vielleicht  hat   dieser  kluge  Prinz,   welcher  die  Preussen  bei  bo 
vieler   Gelegenheit  auf  die   Probe  gesetzet,   die    Schwierigkeit    der   Aos- 
ftihrung  des  Projects  besser  eingesehen  ab    ein  Herr,   welcher   wohl  den 
Namen,    aber  nicht   die  Geschicklichkeit  eines   Gknerals  besitzet     Es  ist 
nicht  genung,  Armeen  zu  commandiren  und  solche   auf  verschiedene  Art 
aufzuopfern;  es  ist  nicht  genung,  Projecte  zu  entwerfen,  welche  nur  efaem 
Sachsen    auszu^hren    muthmasslich    sind;    nein!    ein    General    muss  die 
Macht,    die  Geschicklichkeit  und   die    Kunst  zu    kriegen    seines   Feindes 
so   gut   kennen   als   seine   eigene.     Er  muss    vor   allen  Dingen  bei  Ent- 
wer^g  eines   Projects   oder   Kriegsplans  dahin   sehen,    dass    die  Staates 
seines  Souveräns   bei   misslungenem  Project  nicht   der    Gefiihr,   verbeeret 
oder  ruiniret  zu  werden,  ausgesetzet  sind.    Dieses  sind  die  wahren  Begdn 
eines  grossen  Generals,  eine  Ausführung  zu  entwerfen  und  zu  antemehmen.  Ich 
bin  ein  Grenadier,  und  es  lasset  kühn,  sich  in  die  G^anken  der  Generale 
zu  schleichen,    allein   ich  glaube,   dass   man  bei  KriegesentwUrfen  alleseit 
per  principium  exclusi  tertii  schliessen  müsse.     Exempli  gratia:    Entweder 
mein  Project  gelingt  mir,  oder  nicht    Gelingt  es  mir,  so  habe  ich  meinen 
Zweck  .erreichet;    gelingt  es  mir  aber  nicht,    so  leide  ich   dennoch  dabei 
weiter  keinen  Schaden ,    als  dass   mir  mein  Unternehmen  misslungen  vjd 
vereitelt  worden.     Denn  meine  Staaten  sind  in  Sicherheit  und  mein  Feind 
kann  mich  nicht  in  die  Grube  stürzen,  die  ich  ihm  gegraben  habe.   WoHeo 
wir  nun  nach  diesem  Principio  angegebenes  Project  abmessen,  so  werden 
wir   nichts   weniger    ab   die    Sicherheit    von   Sachsen   finden,    sobald  ibr 
Unternehmen   auf  eine   oder   die  andere  Art  vereitelt  wurde.     Sobald  die 
Anhaltische  Armee,    welche   die  Sachsen   durch  einen  Ueberfall   rainiie& 
wollten,  sich  vor  ihrem  Ueberfall  zusammenzog,    war   ihr  ganzer  EntWQ^ 
aus.     Sobald   die   sächsische  Armee   sich   mit  der  unsrigen  in  ein  Trefto 
einliess,  und  das  Unglück  hatte,  geschlagen  zu  werden,  wie  sie  dann  be^ 
nach   geschlagen   wurde,,  sobald   waren    die  Staaten   des   QiurfÜrsten  to0 
Sachsen  das  Opfer  eines  Übel  ausfallenden  Projects.    Denn  Sachsen  ist  ^ 
offen  Land  und  eine  gewonnene  Schlacht  macht  jeden  Sieger  zum  Uet^ 
von  Sachsen.     Desgleichen  sollte  der  Prinz  Carl  die  Lausnitz  beschtltie0i 
wir  wollen  aber  setzen,  dass  er  sie  nicht  vertheidigen  konnte;    drang  «^ 
nicht  die  Königliche  Armee  aus  Schlesien   in  die  Lausnitz?    Die  Atto^ 
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I  oder  zwei  Tage  nach  Dresden  zu  verfügen,  um  zu  einer  so  wichtigen  Unter- 
huig  die  letzte  Hand  anzulegen. 

Den  7.  November  brach  er  von  Eulenburg  auf,  eben  da  das  Corps  des 
afen  von  Grnnne  an  der  Grenze  von  Voigtlande  eintraf.  £s  war  unumgäng- 
ti  nöthig,  auf  das  eiligste  mit  dem  Prinzen  Carl  sich  zu  unterreden;  derselbe 
m  mit  denen  Vortruppen  seiner  Armee  diesseits  der  Iser  an,  ob  er  gleich  in 
ler  Vorhaben  noch  nicht  gänzlich  willigte,  so  darinnen  bestund,  dass  es 
ehst  nöthig  sei,  die  Lausnitz  zu  bedecken,  wann  man  auch  darüber  die  Sicher- 
it  von  Böhmen  und  Mähren  aus  den  Augen  setzen  müsste,  woselbeten  die 
pnmen  angefangen  hatten,  einige  Unruhe  zu  erwecken.  Man  schickte  einen 
ttraaten  Of&cier  nach  Böhmisch-Aicha,  und  als  der  Prinz  Carl  von  seinem 
»fe  zu  gleicher  Zeit  eben  solche  Instructiones  erhalten,  welche  mit  denen  ihm 
thanen  Vorschlägen  übereinkamen,  so  wurde  den  11.  November  zwischen  dem 
insen  und  besagtem  Offiicier  beschlossen,  dass  unsere  Operationes  gegen  Halle 
a  20.  November  anÜEUngen  sollten,  dass  die  Kaiserliche  Armee  an  der  Zahl 
Bataillons  regulärer  Infanterie,  11  Regimenter  Cavallerie  und  5  bis  6000  Mann 
Bgolärer  Truppen  zwischen  Seidenberg  und  Gabel  sich  setzen  sollte  um  das 
igasin  zu  bedecken,  welches  dessen  £ntrepreneurs  mit  Hülfe  unsrer  Commis- 
ien  au  Seidenberg  und  Grörlitz  auf  15  bis  18  Tage  errichten  sollten;  diesen 
mth  würde  man  uns  schon  auf  Rechnung  stellen,  und  übrigens  müsste  die 
mee  des  Prinzen  ihren  Unterhalt  vermittelst  des  Transports,  den  man  unserer- 
ta  durch  die  benöthigte  Wagen  secundiren  würde,  aus  Böhmen  ziehen.  In 
0er  Stellung  sollte  der  Prinz  den  Ausschlag,  welchen  unsere  Operationes 
^gea  die  preussische,  zu  der  Zeit  in  verschiedene  Corps  bei  Liebenthal,  Bolcken- 
fn,  Landshut  und  gegen  Mähren  zerstreut  gewesene  Armee  ausrichten  würden, 
warten. 

Der  Prinz  Carl  engagirte  sich  überdem  die  Lausnitz  zu  bedecken,  entweder 
ich  Anmarsch  an  der  Neisse  gegen  die  preussische  Armee  oder  an  der  Queiss 
er  durch  Entgegenstellung  derselben;  zu  welchem  Ende  er  den  Grafen  von 
Amiembe  Ordre  ertheilen  sollte,  durch  Torgau  ihm  entgegen  zu  rücken,  sobald 
r  preussische  General  du  Moulin  Miene  machen  würde,  Landshut  zu  verlassen. 

Eben  dieselbe  Ordre  sollte  an  alle  Commandeurs  der  unterschiedenen  Corps, 
liehe  die  Bewegungen  der  Preussen  in  Mähren  beobachteten,  gegeben  werden. 
n  nun  auch  unsrerseits  zur  Sicherheit  der  Lausnitz  was  beizutragen,  sollten 
r  ein  Corps  von  10  bis  12,000  Mann  unverzüglich  nach  Guben  abschickend*^). 


B  Prinzen  Carls,  welche  sie  nicht  beschützen  konnte,  müsste  sich  aus 
mear  Provinz  entweder  nach  Böhmen  oder  Meissen  retiriren.  Im  ersten 
U  gehörte  ganz  Sachsen  der  Königlichen  Armee,  und  im  andern  war 
ehaen  der  Schauplatz  eines  Krieges  von  zwei  feindlichen  Armeen,  die 
er  120,000  Mann  ausmachten  und  Sachsen  gewiss  ruiniret  hätten.  Da 
n  jedes  Project  sowohl  misslingen  als  gelingen  kann  und  der  geringste 
ngtand  den  Ausschlag  des  allerbesten  Projects  verändert,  so  hat  man 
d  gethan,  dass  man  dergleichen  Schlüsse  nicht  bei  Entwerfung  des 
ojectB  vorher  angebracht.  Und  solches  ist  vielleicht  eine  Ursach  ge- 
■en,  warum  der  kluge  und  tapfre  Prinz  Carl  den  Plan  nicht  durch- 
Qgig  benehmiget. 

^^)  Die  Sachsen  wollen  den  Prinz  Carl  zur  Beschützung  der  Lausnitz 
t  12,000  Mann  verstärken?     Und   wenn   die  sächsische  Armee  solches 
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um  es  daselbst,  als  in  dem  Mittelpunkt  unsrer  Operationen,  festzusetzen.    Di< 
Corps  sollte,  sobald  es  der  Prinz  Carl  befehlen  würde,  zu  seiner  Armee 
Man   verabredete  sich  noch   dieses,   dass  in  Erwartung  man  Zeit  und  Ort 
Conjunetion  der  Kaiserlichen  und  sächsischen  Armeen  bestimmen  könnte, 
Prinz  Carl  indessen  aufmerksam  sein  sollte,  gegen  die  prenssische  Armee,  so 
es  seine  Stellung  lud  der  vorgeschlagene  Plan  leiden  möchte,   etwas  zu  nn 
nehmen.     Also   war  der  neue  Plan,  so  zwischen  dem  Prinzen  Carl   und 
Abgesandten  unsers  Hofes  errichtet  war,  beschaffen. 

Man  präparirte  alles  zur  wirklichen  Vollziehung  desselben,  und  da 
Graf  von  Grünne  zu  Dresden  angelanget,  ward  er  sofort  beordert,  das  C<k 
so  nach  Guben  bestimmet  war,  zu  commandiren,  woselbst  man  ihn  mit  3  ci»<i) 
4  Bataillons  Infanterie,  4  Escadrons  Dragoner  lud  3  Regimenter  Uhlanen,  w&Ye& 
von  denen  polnischen  Grenzen  herkommen  würden,  zu  verstärken  gedachte^  so- 
bald  das  Corps  bei  dem  bestimmten  Ort  angelanget  sein  würde. 

Alles  war  auf  der  Seite  von  Halle  und  Magdeburg  stille,  und  der  Koo^ 
von  Preussen  war  beständig  in  Berlin,  obgleich  seine  Generals  in  der  Gregend 
von  der  Ober-Lausnitz  anfingen,  die  Bewegungen  der  Armee  des  Prinz  Carls  ab 
verdächtig  aufs  genaueste  zu  beobachten.  Der  Hof  war  allezeit  beflissen,  diese 
Provinz  keiner  Gefahr  zu  exponiren,  zumal  man  wohl  vorhersähe,  dass  die 
ganze  Macht  des  Königs  von  Preussen  auf  dieselbe  fallen  würde,  sobald  er  von 
einer  stärkeren  Macht  auf  der  Seite  von  Halle  sich  attaquiret  sehen  würde; 
sandte  dahero  ebendenselben  Officier  an  den  Prinz  Carl  zurück,  mit  der  Ordre, 
anzuhalten,  dass  er,  es  koste,  was  es  wolle,  unverzüglich  in  die  Lausnitz  ein- 
rücke, sich  also  setze,  damit  diese  Provinz  sich  bedecket  und  dass  die  Kai9e^ 
liehe  Armee  die  Communication  mit  dem  Corps  des  Grafen  von  Grünne  als  snch 
des  Marschalls  Grafen  von  Hohenembs  sich  versichert  sehen  möchte.  Ein  Brief 
des  Königes  an  den  Prin2en  Carl,  gleichen  Inhalts,  bestünde  auf  diese  Vo^ 
schlage,  dergestalt  dass  der  Prinz  sich  nicht  entbrechen  kunnte,  solche  zu  ge* 
nehmigen ;  weshalb  er  versprach,  mit  seiner  Armee  den  21.  oder  22.  auf  der 
Höhe  von  Görlitz  zwischen  der  Queiss  und  Neisse  sich  einzufinden. 

Der  Hof  erfuhr  diesen  Entschluss  den  16.");  der  Graf  von  Rutowski  war 
im  Begriff  abzureisen,  um  die  Operationes,  deren  Einrichtung  der  Hof  gesehen 
und  gebilliget  hatte,  anzufangen.  Die  Furcht  aber,  welche  damals  zu  Berlin 
und  Halle  entstünde,  nicht  sowohl  als  eine  D^p^che,  die  man  den  18.  November 
erhielte,  hemmete  und  veränderte  das  ganze  Project  aus  puren  politischen  Gon- 
siderationen;  ich  sage  politischen  oder  Staatsconsiderationen ,  weil  der  Kriegt* 
plan  nur  darinnen  geändert  wäre,  dass  man  durch  eine  beherzte,  überlegene  vatA 
sichere  Attaque  dasjenige  erhalten  und  durchdringen  müaste,  was  man  durch 
Ueberfall  zu  bekommen  sich  vorgenommen  hatte.  Dieses  sind  die  Beweggründe 
lud  die  eigentliche  Umstände  einer  so  unglücklichen  als  unvermeidlichen  Ve^ 
änderung. 

starke  Corps  abgegeben,    war   sie  dennoch  der  Anhaltiscben  Armee  übe^ 
legen?     Schlüsse,  welche  ein  Schüler  einsiehet! 

^®)  Hat  der  sächsische  Hof  erst  den  16.  den  Entwurf  des  PrtnaCSaA 
erfahren,  so  hat  der  Königlich  preusslsche  solches  vielleicht  schon  ^ 
gewusst;  denn  die  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  war  schon  den  1^* 
und  14.  in  voller  Bewegung  nach  Magdeburg,  und  die  in  Schlesien  g^ 
die  Queiss  zu. 
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Unsere  Sachen  schienen  eine  gute  Gestalt  zu  gewinnen^''),  so  dass  mau 
adi  hatte,  gfinzlich  zu  glauben,  dass  dieser  Hof  nachdrücklich  in  unsere  An- 
^^heiten  nch  interessiren  würde,  wenn  wir  uns  nur  angelegen  sein  Hessen, 
e  gatd  Disposition  nicht  gleich  in  ihrer  Geburt  zu  ersticken.  Die  russische 
serin  liess  durch  ihre  Minisirss  declariren,  dass  da  sie  durch  ihre  Vor- 
Inni^en  sowohl  als  durch  den  stipulirten  Succurs  den  König  von  Preusscn 
lindert  hätte  und  noch  yerhinderte,  Sachsen  zu  attaquiren,  sie  desgleichen 
Sachsen  erwartete,  und  dass  man  sich  dortigerseits  enthalten  würde,  die 
Q  Staaten  und  £rbländer  dieses  Monarchen  einzufallen,  indessen  wir  dem- 
jen  nachkommen  könnten,  wozu  wir  uns  in  dem  Tractat  von  Warschau  yer- 
den  h&tten,  und  wo  wir  dieserwegen  aus  Haas  angefallen  würden,  sie  uns 
it  allein  mit  12,000  Mann,  sondern  mit  einer  considerablen  Armee  beistehen 
Ite.  Diese  Declaration  war  durch  unsem  Residenten  zu  Petersburg  be- 
ftiget,  und  der  Hof  zu  Wien  bestund  stark  auf  deren  Inhalt,  dass  wir  mit 
arer  ganzen  Macht  auf  Schlesien  fallen  möchten;  welches  Russland  dem  Aus- 
lag der  Waffisn  überlassen  wollte. 

Als  der  Prinz  Carl  vermittelst  obgedachten  Officiers  von  dieser  Veränderung 
anuret  war,  so  käme  er  mit  ihm,  denen  Absichten  des  Hofes  gemäss,  dar- 
ea  ttberein,  dass  um  Russland  auf  guten  Gedanken  zu  unterhalten  und  zu 
ieher  Zeit  den  Hauptzweck  zu  erreichen  (welcher  darinnen  bestünde,  die 
Bnninication  zwischen  Schlesien  und  Brandenburg  abzuschneiden  und  die 
nee  des  Königs  von  Preussen  zu  Grunde  zu  richten),  man  die  Krieges- 
cationes  an  dem  Saalkreis  fahren  und  vielmehr  die  Armee  des  Grafen  von 
owaki  nach  Sagan  und  Crossen  marschuren,  vorhero  aber  in  Leipzig  ein 
erratiouscorps  stehen  lassen  sollte  ^^). 

*^  Hier  zeigt  der  Verfesser  an,  wie  weit  ihre  Staatsunterbandlung 
Suasland  gediehen.  Und  dieses  sei  die  Ursach  der  Veränderung  ihres 
jects  gewesen.  Man  kann  solches  leicht  glauben!  Allein,  dass  der 
baaer  nachmals  meint,  es  wUrde  die  Declaration  des  russischen  Hofes 
im  klagen  Monarchen  verhindert  haben,  Sachsen  zu  attaquiren,  zu 
ir  Zeit,  da  der  sächsische  Hof  die  feindlichen  Truppen  ins  Land  Rihrte, 
^  Magazine  errichtete  und  bei  seinen  Truppen  die  stärkste  Bewegung 
lite,  solches  ist  von  einem  so   klugen  Monarchen,  wie  unser  Souverän 

sa  niederträchtig  gedacht.  Oesterreicli  und  Preussen  standen  in 
ntlicbem   Kriege.     Die   österreichischen   Armeen   rückten    aus   Böhmen 

Tom  Khcinstrom  nach  Sachsen  und  waren  von  unsem  Grenzen  nur 
b  einige  Märsche  entfernet:  und  unser  Monarch  hätte  deren  Anfall  er- 
tea  sollen?  Die  Erfahrung  hat  gelehret,  wie  sehr  ein  Schluss  be- 
pen   könne,    wenn   man   nicht  alle  Umstände  der  Vordersätze  erwogen. 

*®)  Dieser  Entwurf,  die  Force  beider  Mächte  von  Sachsen  und 
terreich  bei  Crossen  zusammenzusetzen  und  in  Niederschlesien  die 
ügliche  Armee  anzufallen,  hätte  von  einigem  Nachdruck  sein  können. 
Ol  hierdurch  wurden  die  vereinigten  Armeen  stärker  als  die  Königliche. 

Fttrst  von  Anhalt  durfte  Sachsen  nicht  attaquiren,  wollte  man  nicht 
tland  offendiren,  und  also  blieb  diese  Armee  ausser  Inaction,  oder 
Ate  mit  forcirten  Märschen  nach  Schlesien  gehen  und  sich  durch  die 
dlidien  zur  Königlichen  Armee  durchschlagen.  Allein  dieses  Project 
iate  aosgeführet  werden,  da  es  entworfen  wurde;  nachher  war  alles 
spät 
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Das  Corps  des  Grafen  von  Grünne,  als  lediglich  österreichisch,  konnte  ins 
Brandenburgische  einfallen,  um  Berlin  eine  Jalousie  zu  erwecken;  der  Manch 
aber  des  Grafen  Rutowski  sollte  auf  solche  Art  eingerichtet  sein,  dass  er  dioBem 
Corps  stets  zur  Seiten  bleiben  und  allezeit  solchen  rechter  Hand  fortsetMo- 
sollte,  um  dem  Prinz  Carl  entgegen  zu  gehen,  welcher  von  dem  Moment  an,  da 
man  diesen  Entschluss  gefasset,  als  Chef  der  ganzen  Armee  und  der  Kiiege»- 
untemehmungen  war,  wobei  die  sächsischen  Truppen  nur  als  HülfsYölker  sa  be- 
trachten wären. 

Der  Prinz  Carl  billigte  diese  Anordnungen  überall,  obgleich  die  unter 
seinem  Commando  stehende  Truppen  noch  nicht  völlig  zu  ihm  gestossen  waren 
und  man  unsererseits  nichts  uuterliess,  auf  diese  Zusammenstossung  zu  dimgen. 
Inzwischen  war  der  König  von  Preussen  von  Berlin  abgereiset  und  der  Lännen 
in  Brandenburg  und  Schlesien  sehr  gross  ^*).  Auf  unsrer  Seiten  waren  die 
Truppen  allenthalben  in  Bewegung,  um  Merseburg,  Leipzig  und  Eulenboigiu 
erreichen,  mittlerweile  das  Corps  des  Generals  Grafen  von  GrUnne  die  Elbe  bei 
Torgau  passirte,  um  sich  an  der  Elster  zu  setzen. 

Die  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  wurde  bei  Halle  von  Tage  za  Tage 
grösser,  diejenige  aber  unter  dem  Commando  des  Königes  von  Preussen  selbst 
näherte  sich  Löwenburg  in  Schlesien;  da  aber  bisher  alle  öffentlich  gemachten 
Veranstaltungen  nichts  anders  als  eine  grosse  Aufmerksamkeit,  Sachsen  vor 
einem  preussischen  Ueberfall  zu  bewahren  *%  anzeigten,  so  vermuthete  der  Hot 
sich  nichts  wenigers,  als  dass  der  König  von  Preussen  uns,  ohngeacht  der 
russischen  Vorstellungen,  zuvorkommen  würde,  und  wir  hatten  zwei  starke 
Märsche  vor  dem  Fürsten  von  Anhalt  voraus,  um  uns  mit  dem  Prinz  Carl  s<^ 
vereinigen. 

Es  war  der  25.  November,  als  der  König  von  Preussen  ganz  unvermuth^^ 
in  der  grössten  Geschwindigkeit  mit  seiner  Avantgarde  die  Queiss  passirte.  ux>^ 
ein  Quartier  von  der  Armee  des  Prinz  Carls  in  der  Gegend  von  Lauban  fibe'* 
rumpelte  '^) ;  da  er  auch  seiner  Avantgarde  auf  dem  Fusse  folgete,  mit  einer  de<^ 


^^)  Binnen  zwei  Tagen  wurden  die  Artilleriepferde  herbeigeschalf*» 
und  fast  alle  Regimenter  brachen  den  13.  und  14.  aus  der  Mark  ati^^ 
nachdem  sie  Tages  vorher  die  Ordre  dazu  erhalten. 

^^)  Solches  glaubten  die  Sachsen  und  Leute,  die  von  dem  Zusammes'' 
hange  der  Sachen  keinen  Unterricht  hatten.  Denn  unser  Souverän,  y^^ 
welchem  alle  unsere  Unternehmungen  dependiren,  wusste,  dass  er  Sachs^^ 
nicht  attaquiren  wollte  und  dass  folglich  die  KriegsrUstungen  auf  etw^ 
anders,  als  sich  zu  beschützen,  abzielen  müssten.  Da  nun  zu  eben  d^ 
Zeit  die  österreichschen  Armeen  in  Sachsen  einrückten  und  mit  geschwind^!' 
Märschen  sich  den  Grenzen  unserer  Länder  naheten,  so  konnte  ein  jcd^^ 
leicht  schlicssen,  dass  ihr  Vorhaben  sein  würde,  uns  zu  attaquiren.  W^^^ 
nun  die  allerschönste  Kriegsregel:  Melior  est  praeveniri  quam  praevenU^» 
so  wohl  beobachtet  wurde,  dass  der  König  den  24.  Novembris  die  Quei^ 
passirte,  4  Regimenter  Sachsen  in  Hennersdorf  aufhob  und  sich  nachh^ 
der  ganzen  Lausnitz  bemächtigte  und  den  Prinz  Carl  daraus  verjagte,  ^ 
hat  der  König  gar  nicht  der  russischen  Vorstellung  zuwider  gehandelt) 
sondern  seines  natürlichen  Rechtes  sich  gebraucht 

^^)  Solches  ist  die  importante  Action   bei    Hennersdorf,    welche  abtf 
schon  den  24.  Novembris  vorfiel. 
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luxen  überlegenen  Macht  '*)  denselben  nöthigte,  sich  hinter  der  Neisse  zwischen 
riitz  und  Ostra  zn  setzen. 

I>sr  Hof  wurde  sofort  von  diesem  unglücklichen  Erfolg  benachrichtiget, 
i  in  der  That  hatte  derselbe  nicht  Ursach,  über  diesen  Einfall  sonderlich  be- 
mmert  zu  sein,  indem  der  König  in  Preussen  durch  diesen  Ueberfall  denen 
nen  allen  Scrupel  benommen  und  der  Minbter  dieses  Hofes  steif  und  feste 
«ieherte,  dass  nunmehro  die  glückliche  Stunde  gekommen,  da  er  sich  vor  die 
neine  Sache  declariren  könnte^). 

Die  Couriers  wurden  abgefertiget  und  man  entschlösse  sich  alsofort,  den 
lach  nach  Niederschlesien  einzustellen  und  die  Armee  des  Grafen  Rutowski 
m  zu  gebrauchen,  um  den  Fürsten  von  Anhalt  aufzureiben^^);  da  man  unter- 
■en  den  Prinz  Carl  ersuchte,  sich  hinter  der  Neisse  zwischen  Crörlitz  und 
tan  feste  zu  setzen,  indem  man  ganz  vernünftig  vermuthen  konnte,  dass  durch 
I  Embarras  des  Fürsten  von  Anhalt  des  Prinz  Carls  Verlegenheit  vermindert 
rden  und  man  in  äusserstem  Nothfall  doch  Zeit  gewinnen  würde,  diesem  zu 
Ife  zu  kommen,  wann  man  vorhero  die  andere,  weit  schwächere  Armee  als 
jenige,  die  sie  attaquiren  sollte,  würde  geschlagen  haben. 

Diesem  Entschluss  zufolge  erhielte  die  Armee  Ordre,  zwischen  Schönfeld 
d  Leipzig   sich   zu    versammlen;    man   billigte   die  Vorstellung   des   Grafen 


■*)  Hier  gestehet  der  Verfasser  selbst,  was  ich  oben  weitläufig 
mmert. 

■•)  Die  Sache  mit  Russland  lief,  wie  sie  wollte,  so  wurde  dennoch 
ichaen  unterdessen  seinen  Feinden  zu  Theile.  Ist  es  aber  eine  Staats- 
Mxime,  einer  weitausseilenden  und  entfernten  Hülfe  vertrauen,  und  einer 
^genwärtigen  und  nicht  auszubeugenden  Gefahr  sich  zu  unterwerfen? 

**)  Nunmehr  treffen  wir  das  dritte  Project  der  sächsischen  Krieges- 
)€rationen  an.  Da  der  Prinz  Carl  dem  Könige  nicht  stehen  durfte  noch 
^nte,  gefiel  es  Sachsen,  die  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  aufzureiben. 
^  Soldat  sagt,  der  Feind  sei  aufgerieben,  wenn  das  feindliche  Heer  theils 
^■aacriret,  theils  gefangen  genommen,  theils  zerstreuet,  so  dass  der  Feind 
^  solche  Art  zu  Grunde  gerichtet,  dass  gar  keine  Mittel  zu  dessen  Ver- 
^■^img  und  Aufkommen  mehr  da  ist.  Mau  besiegt  wohl  einen  Feind 
Qiner  Bataille,  jedennoch  sagt  man  noch  nicht,  dass  er  aufgerieben  sei. 
^Ompli  gratia:  Man  sagt,  die  Österreichische  und  slichsische  Armee  sei  in 
^  Schlacht  bei  Friedeberg  tüchtig  geschlagen,  aber  noch  nicht  aufgerieben. 
*«t  treffen  wir  ohngefiihr  ein  Exempel  eines  aufgeriebenen  Feindes  an 
^  Rebellen  in  Schottland  an,  wie  man  auch  die  schwedische  Armee 
gerieben  nennen  konnte,  als  sie  bei  Poltawa  die  grosse  Niederlage  er- 
^^.  Auf  solche  Art  nun  hatten  sich  die  Sachsen  vorgenommen,  mit  der 
fttiee  des  Fürsten  von  Anhalt  zu  Werke  zu  gehen.  Sie  sollte  auf- 
^ben  und  ihr  Andenken  bei  den  Menschen  vertilget  und  ausgerottet 
^en.  Diese  Armee  wollten  sie  ausrotten,  welche  ihr  sechs  Wochen 
^  Spitze  geboten  und  im  freien  Felde  gegenüber  gestanden,  ehe  noch 
*>tial  die  Verstärkung  des  General  Gessler  bei  ihr  eintraf.  Dieses  Volk 
"te  von  ihnen  vertilget  werden,  das  nachmals  ganz  Sachsen  eroberte, 
*•  Vertilger,  mit  einem  grossen  Corps  Oesterreicher  verstärket,  bei 
I^Baelsdorf  auf  so  eine  ehrreiche  und  eclatante  Art  aus  dem  Felde  schlug. 
**i  Vornehmen,  welches  aus  des  Herzogs  von  Bitonto  Projecteu  entlehnet. 
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Kutowaki,  die  Haupt-  und  Residenzstadt  mit  vielen  Mundprovisionen  zu  ver- 
sehen, oder  dass  man  in  Folge  dessen  allen  von  diesem  Projecte,  die  Annee  des 
Prinzen  Carls  gegen  der  Seite  von  I>resden  aufzunehmen ,  abstehen  müsste,  falls 
er  sich  nicht  hinter  der  Neisse  halten  könnte,  und  also  genöthigt  würde,  sich 
durch  die  Ober-Lausnitz  bis  an  die  Elbe  zurück  zu  ziehen.  Diese  Anordoong 
war  allzu  grundlich  und  so  wohl  ausgesonnen;  nur  Schade,  dass  das  widrige 
Schicksal  ein  anders  über  uns  verhängt  hatte ,  dass  solche  nicht  zu  Stande  ge- 
kommen ! 

In  Zeit  von  24  Stunden  war  alles  verändert  und  durch  die  Einnahme  von 
Görlitz  im  Angesicht  der  Armee  des  Prinz  Carls  alle  Anstalten  zu  Grunde  ge- 
richtet; der  Posten,  auch  ohne  das  Magazin,  so  man  daselbst  angeleget  hatte, 
war  considerable.  Die  wenige  Leute,  die  man  daselbst  hineingeworfen,  konnten 
sich  mithin  nicht  vertheidigen ,  und  war  also  zu  befürchten,  dass  der  Feind, 
welcher  keine  Hindemiss  mehr  fände,  die  Neisse  zu  passiren,  die  Armee  de^ 
Piinzen  Carls  zu  einem  ungleichen  Gefechte  odep  zur  Retrüte  nach  Böhmen 
nöthigen  dürfte. 

Die  grosse  Sorgfalt  des  Hofes ,  um  die  Ober-Lausnitz  zu  retten ,  ginge  so 
weit,  dass  er  bewogen  wurde,  des  Grafen  Rutowski  Destination  abermals  zn 
ändern,  und  es  wurde  beschlossen,  bei  Leipzig  nicht  mehr  als  18  BataUlons  and 
15  Escadrons  zu  lassen,  um  den  Fürsten  von  Anhalt  zu  beobachten,  und  den 
Rest  der  Armee  nach  Dresden  zu  ziehen,  mittlerweile  das  Corps  des  Generals 
von  Gmnne  über  Hals  und  Kopf  marschirte,  um  die  Armee  des  Prinz  Carls  sa 
verstarken. 

Der  Graf  wurde  selbst  zum  Prinz  Carl   abgescluckt.   in  Begleitung  des- 
jenigen Ofüciers,   welcher  schon  dreimal  bei  ihm  gewesen,  um  ihn  von  denen 
gefassten  Entschlüssen  zu  benachrichtigen  und  um  denselben  dahin  zu  bewegeOi 
dass  er  sich  nach  Bautzen  ziehen  möchte;  alleine  es  war  allzu  spät:  dieKaiae^ 
liehe  Armee  hatte  sich  schon  zwischen  Zittau  und  Johnsdorf  ins  Grebiige  zaräcl^' 
gezogen,  woselbst  sie  Graf  von  Grünne  den  27.  antraf.  Ihre  Stellung  aber  wmT^ 
daselbst  so  gefährlich,  dass  kein  ander  Mittel  zu  ihrem  Heil   übrig  blieb,  ^^ 
sich  nach  Böhmen  zu  retiriren,  weil  es  ohnedem  nunmehro  nicht  mehr  mögliol^ 
war,  nach  Bautzen  zu  gelangen;    und  diese  Retraite  geschähe  in   der  Na&t^ 
zwischen  dem  27.  imd  28. 2*^);    dahero  die  Absendung  des  Grafen  von  Grün*»* 
und  seines  Gefährten  zu  nichts  anders  dienete,  als  dass  mau  einen  andren  (>^ 
ausgemachet,    wo   die  Armee   auf  der  Route  von   Leitmeritz   und  Aussig  1?^ 
Dresden  sich  von  neuem  wiederum  coxyungiren  könnte^). 


2^)  Diese  Retraite  war  mit  vielem  Verlust  verknüpfet.  Der  Prii^ 
Carl  liess  den  meisten  Theil  seiner  Bagage  entweder  verbrennen  oder  i^ 
den  Händen  seiner  Feinde.  Und  so  lief  die  vorgenommene  Expeditiosi 
und  BeschUtzung  der  Lausnitz  ab. 

2®)  Endlich  hören  die  Projecte,  Preussen  zu  stürzen  auf.  Nun  iucb^ 
man  sich  zu  vertheidigen,  da  [man]  das  Unglück,  welches  Sachsen  sein^^ 
Feinden  zugedacht,  auf  sich  zurückfallen  sieht.  So  viel  Entwürfe  sio^ 
ohne  Kraft  gewesen  und  ehe  man  nur  einen  auszuführen  angefangen,  war^ 
sie  schon  alle  vereitelt  und  vernichtet.  Das  heisst,  wie  Luthems  in  sein^ 
Tischreden  sagt:  14  Handwerke,  15  Stümper.  Wir  hatten  nur  ein  P*^ 
ject,  und  solches  bestand  darin:  Sobald  die  Oesterreicber  nach  Sachs^ 
kommen,    müssen    wir  solche  daraus  zu   vertreiben   suchen,    am  den  Si^ 
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Die  VemichtaDg  nnsers  Systematis  wäre  betr&chtlicb ,  allein  unsere  Con- 
;e  wurden  uns  dnrch  den  Einfalt  des  Fürsten  von  Anhalt  noch  mehr  ver- 
Lety  welcher  den  29.  November  geschähe. 

Dm  Obsenrationscorps  war  unter  dem  Commando  des  General  Renard  ver- 
mlet,  in  Erwartung  des  Chevalier  de  Saxe,  der  es  commandiren  sollte.  Das 
ge  der  Armee  hatte  sich  gegen  Dresden  gezogen,  und  einige  Regimenter 
den  noch  um  Leipzig  herum,   als  der  Fürst  von  Anhalt  mit  einer  Armee 

mehr  als  25,000  Mann  auf  den  Höhen  von  Möckem  zum  Vorschein  kame'^). 

Posto,  welchen  man  dem  Observationscorps  destiniret  hatte,  wäre  hinter 
Farthe,  zwischen  Leipzig,  Schönfeld  und  Mucke.  Es  lag  so  bequem  und 
heilhaftig'"),  dass,  da  die  Nachricht  einlief,  der  sächsische  Hof  sogleich  an 

Grafen  von  Renard  die  gemessene  Ordre  sandte,  sich  auf  seinem  Posten  zu 
ateniren,  es  koste  was  es  wolle,  und,  um  Leipzig  zu  retten,  alle  äusserst  mög- 
iten  Mittel  zu  ergreifen. 

Man  hatte  um  so  viel  mehr  Hoffnung,  dass  dieser  sonst  sehr  erfahrne 
eral**)  die  Absichten  des  Hofes  erfüllen  würde,  da  er  einige  Bataillons  und 
kdrons  mehr,  als  ihme  destiniret  gewesen,  bei  sich  behalten  hatte;  aber  zu 
n  Unglück  käme  der  Courier,  der  ihme  die  Ordre  überbringen  sollte,  zu 
;;  der  Graf  von  Renard  hatte  vor  rathsam  gehalten,  diesen  Posten  in  der 
ht  vom  29.  zum  SO.  zu  verlassen'^),  weilen  er  vermuthlich  nicht  gut  befände, 


SIrieges  nicht  an  unsre  Grenzen  oder  in  unsre  Länder  selbst  zu  ziehen, 
«rstützt  Sachsen  die  österreichische  Armee,  so  haben  wir  Ursacb,  sowohl 
hsen  als  Oesterreich  vor  offenbare  Feinde  zu  halten.  Wir  müssen  als- 
n  Sachen,  uns  Sachsen  zu  bemächtigen,  um  unsem  Feinden  den  Unter- 
:  schwer  zu  machen  und  ihnen  die  Quelle,  Geld  und  Volk  anzuschaffen 
die  sächsische  Armee  recrutiren  zu  können,  zu  benehmen.  Dieses 
'  unser  einziges  Gegenproject ,  welches  zur  Richtschnur  unserer  Opera- 
en  diente.  Gott  hat  unsem  Waffen  Kraft  gegeben  und  wir  haben 
ir  dessen  Beistand  dieses  Project  glücklich  ausgef^ihrct. 

'^  Wenn  man  von  Halle  nach  Leipzig  gehet,  muss  man  erst  Skeuditz 
liren,  ehe  man  nach  Möckem  kommt.  Der  Fürst  kam  also  zuerst  bei 
uditK  zum  Vorschein. 

^)  Es  war  ein  ordentlich  Retranchement ,  und  zwar  so  stark  fortifi- 
t,  als  wohl  jemals  eins  in  der  Welt  mag  gewesen  sein. 

'*)  Der  Herr   General   von   Renard    ist   in  der  polnischen  Campagne 

'esen.     Er  hat  auch  der  ungarischen  und  darin  der  Schlacht  bei  Grotzka 

beigewohnet,   wie  er  auch   ebenfalls   mit   in  Mähren  gestanden,   also 

i  dieser   General    Erfahrung  genung   haben   muss;    wenigstens  hat  er 

nud  gezeigt,  dass  er  geschickt  zu  retiriren  wisse. 

*^)  Hier  ging  eine  besondere  und  in  allen  Geschichtbüchem  nicht 
it  erhörte  Sache  vor,  denn  wir  standen  mit  dem  sächsischen  Corps  zu- 
eh  in  einem  Retranchement.  Unsere  Armee  kam  gegen  den  Abend 
die  meisten  Truppen,  da  es  schon  finster  war,  vor  dem  Retranchement 
Wir  marschirten  ohne  Widerstand  in  dasselbige  und  begnügten  uns 
lit,  dass  wir  die  Redouten  in  Besitz  nahmen.  Das  sächsische  Corps 
Segen  stand  ganz  nahe  an  der  Stadt  Leipzig.  Die  hereinbrechende 
dit  und  der  starke  Marsch,  welchen  die  Armee  gethan  hatte,  mochten 
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abzuwarten,  bis  der  Fürst  von  Anhalt  ihme  attaquren  würde.  Nach  einem  eo 
betrübten  Zufall  war  weiter  nichts  mehr  zu  than,  als  die  Armee  zwischen  Pirna 
und  Dresden  zu  postiren. 

Das  Corps  des  Grafen  von  Grünne  war  schon  auf  der  Höbe  yon  Königs- 
brück.  Man  Hess  solches  unverzüglich  die  Elbe  passiren,  und  unsre  ganze  Annee 
befände  sich  daselbst  in  der  Nacht  zwischen  dem  8.  und  4.  Deoembcr. 

Der  Hof  hatte  vor  gut  befunden,  den  1.  December  abzurdsen  und  dem 
Grafen  Rutowski  die  Ordre  zu  hinterlassen,  die  Stadt  Dresden  nur  insofreit 
zu  bedecken,  als  es  nöthig,  die  sächsische  Armee  zusammen  zu  ziehen  und  die- 
selbe mit  des  Prinz  Carls  seiner  zu  conjung^en.  Es  war  nicht  wohl  möglich, 
hinter  der  Elbe,  vor  dieser  Conjunction,  sich  zu  halten,  dieweil  die  Annee  des 
Fürsten  von  Anhalt  uns  schon  zur  SSeite  marschirte  und  selbige  die  Passage  der 
Armee  des  Königes  von  Preussen ,  welcher  über  Bautzen  nnd  Gamenz  heran- 
rückte, sehr  erleichtern  konnte.  Aber  wie  von  der  andern  Seite  der  Fürst  Ton 
Anhalt  natürlicher  Weise  an  Dresden  und  an  unsre  Armee  sich  nicht  allza  nahe 
wagen  durfte ,  ohne  eine  freie  Communication  mit  der  Annee  des  Königes  in 
Preussen  offen  zu  haben ,  so  liess  der  Graf  Rutowski  ^nige  Posten  zwiachen 
Dresden  und  I^rna  rctranchiren ,  die  er  mit  Infanterie  und  Canonen  besetien 
liess.  Er  schickte  die  Uhlanen  gegen  Meissen  und  Camenz  voraus  nnd  bestünde 
darauf,  dass  die  Brücke  zu  Meissen  gänzlich  abgebrochen  und  ruiniret  werden 
mUsste. 

Der  Herzog  von  Weissenfeis  langte  eben  bei  diesen  critischen  UmatSiideD 
in  Dresden  an ;  er  nahm  sofort  das  Commando  der  Armee  über  sich  und  wohnete 
allen  Conferenzien  des  Geheimen  Raths  bei,  welcher  endlich  darein  willigte, 
dass  man  die  Brücke  zu  Meissen  zwar  abwerfen,  jedoch  nicht  gänzlich  roiniren 
sollte. 

Der  Marsch  der  Königlichen  preussischen  Armeen  auf  beiden  Seiten  der 
Elbe  gegen  diese  Brücke  schiene  dennoch  die  gänzliche  Ruinirung  derselben 
ohnumgänglich  zu  erfordern,  um  so  mehr,  da  es  ohnmöglich  war,  Schiffbrficken 
über  den  Fluss  zu  schlagen,  als  welcher  stark  mit  Eis  ging,  und  die  Entfernung 
der  Brücke  zu  Torgau  die  Conjunction  der  beiden  feindlichen  Armeen  so  lange 
aufhalten  konnte,  als  es  nöthig  wäre,  die  Armee  des  Prinz  Carls  zu  erwarten, 
davon  die  Avantgarde  von  4  Regimentern  Cavalleiie  und  2  R^imentem  HosarO 
zu  Peterswalde  bereits  angelanget  war.    So  liess  auch  die  schlechte  Gesondbeit 


wohl  Se.  Hocbfürstl.  Durchlaucht  verhindern,  den  Feind  anzugreifSeOi 
warum  aber  Selbige  Ihr  Retrauchement  nicht  einmal  mit  einem  CanoDen- 
schuss  verth  cid  igten,  ist  leicht  einzusehen.  Denn  die  Sachsen  hatten  ver- 
gessen, ihre  Artillerie  mitzubringen,  und  solche  in  Eulenburg  stehen  lassco* 
Der  General  retirirte  sich  in  der  Nacht  über  Schönfeld  nach  Wuntf»» 
Der  Fürst  commandirte  sogleich  des  andern  Tages  ein  Corps  nach  Eulö** 
bürg,  um  sich  der  Artillerie  und  Bagage,  welche  von  der  ganzen  säch- 
sischen Armee  an  besagtem  Orte  stand,  zu  bemächtigen,  allein  der  OfSciefi 
welcher  daselbst  commandirte,  hatte  sich  schon,  und  zwar  ohne  Ordt^ 
retiriret;  denn  die  Ordre,  welche  ihm  der  Graf  Rutowski  und  Renard  «** 
schickten,  die  Artillerie  und  Bagage  in  Sicherheit  zu  bringen,  fiel  uoBeriB 
Ingenieurcapitän  von  Pietre  in  die  Hände,  also  dass,  wenn  der  Officio 
auf  Ordre  gewartet,  wir  gewiss  die  ganze  Artillerie  und  Bagage  dav*»' 
getragen  hätten. 
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[p  Ton  Weiflsenfels  Dicht  zu,  dass  er  selbst  in  Person  das  Commando 
a  en  detail  fahren  konnte;  daher  er  solches  dem  Grafen  Rntowski 
I  angetragen  und  sich  nur  vorbehalten,  von  aUom,  was  im  Geheimdem 
m  er  stets  beiwohnete,  beschlossen  und  von  der  Armee  exequiret 
iwcMchaft  sa  habendi). 

Peind  nahete  inzwischen  von  allen  Sdten,  und  da  er  auf  den  Posten 
an  einen  Angriff  versuchte  und  selbigen  von  der  andern  Seite  der 
Saaooen  beschösse,  so  war  beschlossen,  den  Generalmajor  von  Alembeck 
mpagnien  Grenadiers  und  6  Canonen  dahin  zu  schicken ,  wo  er  tlber- 
4  Compagnien  und  2  Canonen  unter  dem  Commando  des  Generals 
itnif ,  welcher  ein  Corps  leichter  Reiterei  von  denen  Vortruppen  bei 

I  Lomatzsch  commandirte,  um  die  Bewegungen  des  Fürsten  von  Anhalt 
shten;  der  Ritter  von  Sachsen  rcisete  zu  gleicher  Zeit  nach  Aussig, 
r  den  Prinz  Carl  antraf.  Sie  nahmen  mit  einander  die  Abrede,  dass 
iiche  Armee  den  14.  December  auf  dem  Sanmielpiatze  bei  Dresdeh 
ien  sollte,  woselbst  schon  den  13.  früh  Morgens  die  Avantgarde  unter 
en  von  Lobkowitz  anlanget  Es  war  noch  femer  beschlossen,  dass 
xmee  des  I^nz  Carls  ihren  Proviant  aus  Böhmen  kommen  lassen  und 

II  die  vereinigte  Armee  sich  nach  denen  Bewegungen  des  Feindes 
Ite;  es  wäre  unumgänglich  nöthig,  ihr  Platz  zu  machen.  Der  Graf 
lieas  einen  sehr  vortheilhaften  Posten  zwischen  Kesselsdorf,  Stein- 
nnits  und  Priesnitz  hinter  einem  Graben  recognosciren ,  dem  man  zur 
dte  und  im  Centro  ohnmöglich,  zur  linken  aber  sehr  schwer  bei- 
tonnte.  Die  Cantonnimngsquartiere  wurden  zwischen  diesem  Posten 
reisseritz  dergestalt  angeordnet,  dass  in  weniger  als  einer  Stunde  alle 
iowohl  auf  dem  Champ  de  bataille  sich  zusammenziehen,  als  auch  die 
idf  die  ihr  angewiesene  Oerter  aufgeführet  werden  konnte. 
Quartiere  für  die  Armee  des  Prinz  Carls  wurden  zwischen  der  Elbe 
erits  angeordnet,  dass  sie  sich  bis  Muglitz  erstreckten.  Der  Sammel- 
bei  dem  grossen  Garten,  in  Erwartung  der  fernem  Ordres  in  Ansehn 
rationen. 

Her  vrill  man  einige  Fehler  vertheidigen ,  und  es  scheint,  als 
1  die  Schuld  dem  klugen  und  erfahrnen  Herzog  von  Weissenfeis 
legen.  Ich  kann  nicht  glauben,  dass  ein  so  vortrefflicher  Feld- 
ler Herzog  von  Weissenfeis  eine  Sache  sollte  verhindert  haben, 
sr  80  viel  gelegen.  Alles,  was  die  gegenseitigen  Armeen  in  der 
gf  wie  die  Sachen  damab  standen,  vorzunehmen  hatten,  bestand 
e  Armee  des  Fürsten  von  der  Conjunction  mit  der  Königlichen 
1,  ihr  so  lange  zu  widerstehen,  bis  der  Prinz  Carl  aus  Böhmen 
und  der  sttchsischen  Armee  ein  solches  Uebergewicht  über  die 
le  gab,  dass  man  vernünftiger  Weise  eine  Bataille  wagen  konnte, 
ar  nun  unumgänglich  nöthig,  die  Brücken  in  der  Elbe  zu  ruiniren. 
pU8  es   aber  an   der  bei  Torgau   und   versäumte   es   an   der  zu 

Vielleicht  hat  man  auch  gar  nicht  daran  gedacht!  Nun  soll 
orbene  und  gewiss  lobens würdige  Herzog  von  Weissenfeis  die 
iben!     Mir  däucht  aber,    dass   man  niemals  darauf  gefallen,  wie 

in  gute  Gegenverfassung  setzen  wollte,  wenn  etwa  der  Feind 
kommen  würde.  Man  wollte  nur  Armeen  aufreiben,  Königreiche 
»gihtlmer  erobern,  und  vergass  dabei  die  eigene  BeschUtzung. 
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Den  12.  Nachmittags  kam  ein  grosser  Vortrupp  der  Armee  unter  dem 
Fürsten  von  Anhalt  bei  Meissen  zum  Vorschein;  der  Fürst  war  den  11.  von 
Torgau  ausmarschiret,  und  die  beiden  Märsche,  welche  er  gethan,  waren,  aoeh 
sogar  bei  einer  nicht  so  gar  rauhen  Jahreszeit,  als  die  g^^genwärtige  war,  ent- 
setzlich stark.  Der  Generalmajor  von  Alnbeck  hatte  Ordre,  seinen  Posten  zu 
erhalten  oder  wenigstens  die  Höhen  von  Siebenaichen,  welche  solchen  conunan- 
dirten,  zu  vertheidigen. 

Als  er  von  denen  Operationen  des  Feindes  Bericht  abgestattet,  wiederholte 
man  die  Ordre ,  mit  dem  Beifügen ,  dass  die  Meissnische  Brücke  gänzlich  ab« 
gebrochen  werden  sollte,  und  da  man  wohl  sähe,  dass  der  Feind  sich  solcher 
zur  Vereinigung  seiner  Armeen  bedienen  würde,  Hess  man  6  Bataillons  Inftnterie 
und  8  Escadrons  Dragoner  ausrücken,  um  die  18  Compagnien  Grenadien  zn 
unterstützen;  allein  es  sollte  einmal  so  sein,  dass  man  sich  nicht  eher  ab  vor 
den  Thoren  der  Hauptstadt  schlagen  würde;  indessen  zog  sich  der  General  Ton 
Alnbeck  zurück  nach  der  Armee,  ohne  auf  die  Attaque,  noch  auf  den  Snccon 
zu  warten. 

Der  Feind  hatte  die  Drücke,  welche  der  General  von  Alnbeck  in  dem 
Stand  gelassen,  wie  es  der  Staatsrath  befohlen,  bald  wieder  repariret  und 
drobete  uns  mit  einer  bevorstehenden  Conjunction  aller  seiner  Truppen  Ton 
beiden  Seiten  der  EUbe,  welche  zu  bewerkstelligen  die  Brücke  zu  Meissen  ihn 
in  Stand  setzte.  Den  18.  Mb  Morgens  kam  der  Prinz  Carl  zu  Dresden  an,  am 
der  Rathsversammlung  beizuwohnen,  in  welcher  beschlossen  wurde,  daas  nun 
nothwendig  auf  den  Fürsten  von  Anhalt  losgehen  müsste,  ehe  und  bevor  er  eine 
ansehnliche  Verstärkung  erhielte.  Weil  aber  zugleich  in  dieser  Rathsversamm- 
lung beiunden  wurde,  dass,  obgleich  in  Dresden  eine  Garnison  von  mehr  als 
6000  Mann  befindlich  wäre,  es  dennoch  sehr  schwer  fallen  würde,  sich  darinnen 
zu  vertheidigen,  wann  der  Feind  von  der  Seite  der  Neustadt  anrückte, 
währender  Zeit,  da  inzwischen  die  Armee  auf  der  andern  Seite  vorwärts  mar- 
Bchirte,  dahero  musste  man  nothwendig  sich  entschliessen,  die  Armee  des  Pris^ 
Carls  zu  erwarten,  um  der  Stadt  Dresden  Muth  zu  machea,  wiewohl  sie  auf  ^^ 
letzte  einige  Lust  bezeigte  sich  zu  defendiren'^). 

Die  Nachbarschaft  und  die  Bewegungen  der  Armee  des  Fürsten  von  A^ 
halt  nöthigten  indessen  unsere  Armee  des  Nachts  in  Waffen  zu  bleiben,  oU^' 
geachtet  solches  denen  Truppen  grosse  Beschwerlichkeit  verursachte. 

Den  14. ,  als  die  Armee  des  Prinz  Carls  auf  dem  bestinunten  Sammelpl^^ 
angelanget,  kam  er  auf  einen  Augenblick,  unsem  linken  Flügel  zn  beseh^*^ 
welchen  er  sehr  wohl  postiret  fand,  ungeachtet  derselbe  d^ini^lif  ans  lan^^ 
Reiterei  bestand,  gestalt  solche  sowohl  im  Ccntro  als  auch  auf  dem  recht^^ 
Flügel  ganz  unnütze  war.  Der  Feind  schiene  in  der  Gegend  von  Meissen  ga^^ 
geruhig  zu  sein;  die  Armee  des  Prinz  Carls  nahm  ihre  Quartiere,  und  um  S^ 
grosse  und  hauptsächliche  Vorhaben,  den  Fürsten  von  Anhalt  anzugreifen, 
zufuhren,  so  bcschloss  man*  den  Generallieutenant  Sibilski  vom  linken  und 
Major  Morocz  vom  rechten  Flügel  mit  dessen  leichten  Truppen  diese  Nacht  ^ 


^2)   Die   Festungswerke   von   Dresden   sind   an   einer    Seite    gänzli«*' 
demoliret   und   also    hat   es    freilich   keine  Belagerung    ausstehen   könD«^'' 
Man  sagt,    der  General  Böse    soll  sich  haben  verlauten  lassen,    er  köoo^ 
sich  aus   keinem  Lustgarten   wehren!      Wenn    es   wahr   ist,    so   sielet    ^ 
dahin,  dass  man  die  Festungswerke  an  einer  Seite   niedergerissen  und  *^ 
dessen  Statt  einen  Lustgarten  angelegt. 
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taehiren,  um  nch  der  Höhen  bei  Neustadt^),  diesseits  Massen,  zu  n^em, 
>  dier  FfizBt  von  Anbalt  mit  seiner  Armee  Posto  gefEusset  hatte  und  so  yor^ 
dlhaftig  stand,  dass  wir  bedrohet  waren,  von  ihm  daher,  sowohl  auf  dem 
iken  als  anf  dem  rechten  Flügel,  attaqniret  zu  werden.  Das  Land  war  sehr 
t  Höhen  nnd  tiefen  Graben  durchschnitten,  and  es  war  höchst  nöthig,  die 
'ege,  die  man  passiren  mnsste,  mid  die  Höhen,  welche  unsere  vorhabende 
ttmqoe  favorisiren  könnten,  zu  wissen^). 

Der  König  von  Prenssen  aber  liess  uns  hierzu  nicht  Zeit.  Schon  bei  an- 
eehender  Nacht  vom  14.  zum  15.  hatte  er  die  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt 
,t  einem  Goips  von  15,000  Mann  verstftrket'^),  und  die  Armee  hatte  sich  gleich 
Bewegung  gesetzt,  um  an  unsem  linken  Flügel  bei  Wilsdruf  und  Grumbach 
f  uns  zu  stossen.  Der  Graf  Rutowski  wurde  hievon  durch  die  Generals 
Iniski  und  Morocz  frühe  Morgens  um  6  Uhr  benachrichtiget  Er  schickte 
fort  die  Qriginalia  yon  diesen  Berichten  an  den  Prinz  Carl  und  begab  sich 
eh  Kesselsdorf,  wo  seine  Armee  schon  en  ordre  de  bataille  stund. 

Der  Posto,  wo  sie  stand,  war  also  beschaflPen,  dass  sobald  man  die  Be- 
sgmig  des  Feindes  entdecket  hatte,  wohin  er  sich  lenken  wollte,  man  diesen 
Wien  in  solchen  Stand  setzen  konnte,  dass  er  schier  nicht  zu  attaquiren  sein 
hde. 

Es  wäre  freilich  um  so  mehr  rathsam,  daselbsten  Stand  zu  halten,  da  der 
ins  Carl  in  weniger  als  zwei  Stunden  dahin  gelangen  konnte  und  überhaupt 
risehen  Kesselsdorf  und  den  Höhen  von  Sedlitz  und  Dohna  kein  bequemer 
rt  ist,  wo  man  ohne  Grefahr  eines  considerablen  Nachtheils  eine  Schlacht  liefern 
1er  wagen  könnte;  indem  die  Höhen  denen  zu  Statten  kommen  müssen,  welche 
)er  Kesselsdorf  und  Würgwitz,  so  hinter  unserm  linken  Flügel  lagen,  dahin  ge- 
agen.  Ueberdem  zöge  die  Betirade  von  besagten  Höhen  die  Yerlassung  und 
ie  ISnnahme  von  Dresden  nach  sich,  welches  man  ganz  und  gar  nicht  gewillet 
kre,  eine  Stunde  zu  defendiren. 

AUe  diese  Umstände  bewogen  den  Grafen  Rutowski  und  den  Kitter 
ti  Sachsen,  welcher  die  Cavallerie  commandirte,  solche  Anstalten  vorzu- 
hren,  um  den  Fürsten  von  Anhalt,  wann  er  anrücken  sollte,  gebührend  zu 
ipfimgen. 

Der  Baron  Butler,  Adjutant  des  Prinz  Carls,  welcher  gegen  2  Uhr  frühe 


IIb 


Diesen    vortheilhaften  Posten    hatten    die    sächsischen    Generale 
Qnfidls  vergessen  zu  besetzen.     Sobald  als  unser  Fürst  Meissen  erobert, 
Karte  die  ganze  Cavallerie,    und   zv^r  in  vollem  Gkdopp,   nach  diesem 
marschiren,  um  sich  dessen  zu  versichern. 


^*)  Eb  ist  hauptsächlich  nöthig,  dass  ein  commandirender  G^eral 
ft  Land,  worinnen  er  mit  seiner  Armee  stehe,  so  wohl  kenne,  ab  ein 
»uirtumn  seinen  Acker.  Und  das  ist  die  erste  Bemühung  eines  Feld- 
tjcum  Was  soll  man  nun  von  einer  G^n^ralit^  denken,  wenn  sie  ihr 
?en  Land,  welches  doch  so  nahe  an  der  Residenz  liegt,  nicht  kennen? 
s^m  diesen  Terrain  hätte  man  ja  wohl  bei  den  Parforcejagden  und 
hweinehetzen  recognosciren  können. 

'^)  Es  war  das  Corps  des  General  Lehwaldts,  von  welchem  ich  be- 
tte oben  erwähnet  Allein  diese  Verstärkung  kiun  schon  den  13.  De- 
tuber  an. 

PraoHiKbe  BtMtucbrifton.  H.  19 
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Morgens  dahin  geschicket  war,  konnte  von  denen  Anstalten,  so  man  machte, 
Zeuge  sein. 

Alan  schickte  ihn  nicht  eher  wieder  lorfick,  bis  man  ihm  den  Anmarsch 
der  Feinde  gewiesen  und  zugleich  wie  die  Kaiserliche  Annee  ihren  Weg  nehmen 
und  den  Ort,  wo  sie  sich  hinter  unsem  linken  Flügel  ausbreiten  könnte,  gezeiget 
hatte.  Alle  unnütze  Wagens  von  der  Artillerie  und  flberhaupt  alle  Bagage  von 
der  Armee  wurden,  bei  Strafe  geplündert  oder  verbrannt  zu  werden,  über  andere 
Wege  als  diejenige,  so  der  Prinz  Carl  nehmen  sollte,  zurück  geschickt 

Das  Dorf  Kesselsdorf  lieget  an  dem  Fuss  eines  Hügels,  welcher  yon  unserm 
linken  Flügel  besetzet  war;  man  hatte  7  Bataillons  Grenadiers  hineingeleget 
und  hinter  den  Zftunen  postiret,  welche  auf  der  linken  Seite  des  Dorfs  natürlicher 
Weise  einander  bestreichen  konnten.  Auf  der  rechten  Seite  verfertigte  man 
eine  Batterie  von  16  Canonen  und  4  Haubitzen,  auf  der  linken  eine  andere  von 
8  Canonen,  und  eine  sowohl  als  die  andere  konnte  den  Zugang  zum  Dorfe  be- 
streichen ■•). 

Zwölf  Escadrons  Dragoner  wurden  zwischen  denen  Batterien,  dem  Dorfe 
und  dem  Hügel  gestellet,  um  die  grosse  Batterie  und  die  Grenadiers  zu  unter- 
stützen, deren  Feuer  diese  Reiterei  in  die  Flanken  fassen  konnte.  Oben  habe 
ich  gesaget,  dass,  so  lange  die  Bewegung  des  Feindes  zweifelhaft  war,  stände 
unsere  Beiterei  in  zwei  Linien;  man  zog  sie  also  durch  emen  Contremaxscb 
zurück  nach  dem  rechten  Flügel,  währender  Zeit  dass  die  Infanterie  der 
ersten  und  zweiten  Linie  durch  einen  Contremarsch  sich  linker  Hand  anschloss 
und  den  ganzen  Hügel  besetzte,  welcher  auf  die  Grabens  von  Kesselsdoii, 
Zölmen  und  Bennerich  stösst 

Die  Cavallerie  stellte  sich  auch  sofort  in  Ordnung,  und  was  von  derselben 
zu  viel  war,  eine  dritte  Linie  hinter  der  InÜEUiterie  am  linken  Flügel  zu  formiren, 
setzte  sich  also  von  der  Höhe  von  Bennerich,  wo  unsere  InfEUitexie  aufhörete. 
10  Bataillons  Kaiserliche  InfEmterie  hatte  man  bei  Chemnitz,  Priessnitz  und 
Ockerwitz  gelassen,  um  den  Graben,  der  fast  nicht  anzugreifen  war,  mit  Hülfe 
der  zwei  Batterien  von  20  schweren  Canonen,  so  daselbst  waren  aufgeworfen 
worden,  zu  vertheidigen. 

Unsere  übrige  Artillerie,  so  sich  auf  mehr  als  SO  Canonen  belief,  wurde 
unter  die  Brigaden  zwischen  Zölmen  und  Kesselsdorf  vertheilet,  und  1000  Waras- 
diner  hatten  Ordre,  sich  in  Zölmen  zu  werfen,  welches  zwei  Büchsenschüsse  von 
unsrer  Linien  lag,  dagegen  Kesselsdorf  an  dieselbe  stiess  und  nicht  umgewandt 
werden  konnte. 

Der  Feind  langte  mit  langsamen  Schritten  an,  und  mittlerweile,  da  unsere 
Anordnungen  auf  das  allersorgf&ltigste  zum  Stande  gebracht  wurden,  vergass 
man  auch  nicht,  den  Prinz  Carl  sofort  zu  benachrichtigen,  dass  wir  ganz  ohn- 
fehlbar  noch  vor  2  Uhr  Nachmittags  würden  attaquiret  werden.  Der  General 
Radicati  käme  auf  seine  Ordre,  eben  ab  das  Trefibn  angmg,  welches  zwischen 
2  und  3  Uhr  mit  Canoniren  und  hernach  mit  der  Attaq^  des  Dorfes  ach  an- 
gefangen. 

Von   der   feindlichen  Armee   wurden   hierzu   6   Bataillons   gebraucht*^; 


^*)  Der  Feind  hatte  auch  noch   den  Vortheil  von  dem  Gebirge  und 
der  vielen  hohlen  Wege,  worinnen  etliche  Bataillons  postirt  waren. 

^'^)  Die  Spitze  der  Armee  des  Fürsten  von  Anhalt  bestand  ans  den 
Grenadierbataillons  von  Kleist,   Aulack  und  Münchow,  unter  Commando 


Anmerkiuigen  eines  preuasischen  Grenadiers  1746.  291 

allem  die  unsrigen  thaten  so  tapfem  Widerstand  und  unsere  Artillerie  so  gute 
I>ieii0ley  dass  sie  dabei  nach  einem   halbstündigen  G^echte  viel  Volk  sitzen 
licMon     Gleich  daimof  folgte  der  zweite  Angriff,   welcher  von  beiden  Theilen 
^eidi  tapfer  war*^;  derselbe  hatte  auf  beiden  Seiten  des  Feindes  eben  den 
AmBchlag  wie  der  erste,   und  es  wäre  gewiss  der  Vortheil  dieses  Tages  auf 
mmner   Seite  geblieben,  wenn  nicht  unsre  Grenadiers  durch  einen   unzeitigen 
liuth  die  Fdnde,  die  sich  etwas  in  Unordnung  zurückzogen,  zu  verfolgen,  aus 
Ihren  Posten  gegangen  wären.  Denn  da  dieselbe  zu  weit  yeifolgten,  so  wurden 
äe   durch  frische  Truppen  InÜEUiterie  und  Cavallerie  angegriffen  und  zurück- 
getrieben, dass  sie  ihre  Posten  in  Unordnung  und  von  der  Beiterei  Übel  tractiret 
areichten,  aliwo  sie  von  einer  Colonne  Infanterie  forciret  wurden,  deren  Feuer 
(Be  12  Escadrons  Dragoner,  doch  ohne  Noth,  gezwungen,  ihre  Posten  zu  aban- 
donniren.     So  viel  man  sich  nun  auch  immer  Mühe  gab,  dieselbe  hinter  der 
Infanterie  wiederum  in  Ordnung  zu  bringen,  so  war  es  doch  keineswegs  möglich 
und  man  musste  die  ganze  Armee  herausrücken  lassen,  um  das  Dorf,  so  dem 
Boin  nahe  und  in  vollem  Brande  stunde,  zu  retten  und  zu  unterstützen.    Hier- 
über wurde  das  Treffen  allgemein  und  das  Feuer  von  der  Artillerie  wäre  auf 
bdden  Seiten  entsetzlich  stark. 

Der  Tag  neigete  sich  und  die  feindliche  Infanterie  litte,  indem  sie  auf 
ZSImen  (wohin  doch  die  1000  Warasdiner  nicht  gekommen  waren)  einen  gewal- 
tigen Angriff  that,  so  dass  man  glaubte,  wir  würden  allen  Vortheil  dieses  Tages 
anf  unarer  Seite  haben,  wann  nur  nicht  zu  allem  Unglück  einige  Bataillons 
In&nterie  in  dem  Augenblick  gewichen  wären '^),  da  der  Feind  im  Begriff 
wäre,  den  Mnth  sinken  zu  lassen.  Diesem  schlimmen  Exempel  folgten  die  meisten 
Bataillons  von  der  ersten  und  zweiten  Linie  nach,  und  nun  konnte  der  Sache 
dineh  nichts  anders  geholfen  und  das  Treffen  retabliret  und  die  Schlacht  ge- 
wonnen werden,  als  alleine  durch  die  Reiterei. 


des  General  Hertzbergs.  Ohngefähr  300  Schritt  hinter  selbigen  marschirten 
die  drei  Bataillons  des  Fürstenr^ments,  und  diese  musste  das  Boninsche 
Dngonerregiment  unterstützen. 

'^)  Bei  den  Feinden  war  gut  tapfer  sein.     Sie  konnten  weder  von 

unaerm  groben   Geschütz  und  noch  weniger  von  dem  Mousqueteriefeuer 

inoommodiret  werden.   Dahingegen  unsere  Grenadier  mit  entblösster  Brust, 

acharf  geschultertem  Gewehr ,  ohne  einen  Schuss  zu  thun ,    bergan  gegen 

iwei   feindliohe  Batterien  und   eine   unbeschreibliche  Menge  hohler  Wege 

aninarschiren  mussten.     Sobald   der  Fürst  die   Grenadier  zurückzog  und 

die  Sachsen  ins  freie  Feld,  uns  zu  verfolgen,   ausrückten,   war  ihre  ganze 

Tapfeikeit  aus.      Denn  das   Dragonerregiment  von  Bonin  warf  in  einem 

Ai^enUick  die  sieben  Bataillons  übern   Haufen,   prellete  die  feindlichen 

Grenadier  zurück   und  bemeisterte  sich  der  Batterien  und  des  groben  Ge- 

aehtttzea. 

*')  Sie  hatten  hohe  Zeit  dazu,  wollten  sie  nicht  anders  ein  Opfer 
unserer  Oavallerie  werden;  denn  diese,  welche  bishero  wegen  der  mo- 
latigen  und  bergigten  Gegend  nicht  agiren  können,  war  durch  einen 
Oontremarach  auf  dem  Champ  de  bataiUe  gezogen  worden,  und  tummelten 
■ich  daher  schon  einige  R^menter  Cuirassier  und  Dragoner  unter  der 
"^hsischen  Infimterie  herum. 

10* 
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Dessen  hatte  man  sich  um  so  viel  mehr  zu  versehen,  als  die  feindliche 
Infanterie  durch  ihre  Cayallerie  nicht  konnte  unterstützet  werden,  selbige  auch 
einigermassen  in  Unordnung  wäre,  ob  sie  gleich  anfisi  tapferste  anrückte.  Allein 
der  Himmel  hatte  es  beschlossen,  dass  wir  verlieren  mussten.  Das  Ezempel  der 
Generalität  imd  der  Chefs  und  selbst  die  Gegenwart  des  Herzogs  von  Weissen- 
fels,  der  sich  sofort  auf  den  Wahlplatz  begab,  da  die  Sachen  zu  wanken  an- 
fingen, konnte  diese  unglückselige  Cavallerie^®)  niemals  dahin  bringen,  dass  sie 
mit  dem  Degen  in  der  Faust  auf  etliche  preussische  Bataillons ,  welche  g^en 
ihr  von  imten  auf  bergan  anmarschirten,  'eingehauen  hätte.  Mit  einem  Wort, 
das  Feuer  von  3  bis  4  feindlichen  Bataillons^^)  triebe  50  Escadrons  aus  ihrem 
Posten  imd  veranlassete  eine  solche  gewaltige  Unordnung,  dass  darüber  die 
ganze  Armee  hätte  können  zu  Grunde  gerichtet  imd  in  die  Pfanne   gehauen 


***)  Wenn  das  wahr  ist,  so  ist  es  gewiss  eine  unglückselige  Cavallerie! 
Bei  uns  thät  kein  rechtschaffener  Soldat  mit  solchen  Poltrons  Dienste. 
Wo  bleibt  ihr  aber,  ihr  Herculesse?  ihr  Sibilsker?  ihr  Carlschen  und  ihr 
schlachtenden  Carabiniers?  Gehöret  ihr  auch  mit  zu  der  unglücklichen 
Cavallerie  ?  0  wäret  ihr  doch  nur  euer  Tage  keine  Herculesse  geworden ! 
Vide  Hamburger  Zeitung  vom  Monat  December  1745,  worinnen  ein 
Schreiben  eines  sächsischen  Ofüciers  ihnen  den  Namen  der  Herculesse 
gab.  Jedoch  auf  wie  viele  Art  kann  man  nicht  den  Hercules  nachahmen? 
£r  hat  Riesen  bezwungen,  Schlangen  erwürget,  ausgemistet  und  gesponnen. 

*^)  Hier  wird  der  Verfiisser  die  Regimenter  Leopold  und  Polentz, 
jetzt  Bogislaw  Schwerin,  meinen.  Diese  Regimenter  mussten  durch  einen 
Thal  passiren,  welcher  von  beiden  Seiten  bestrichen  werden  konnte  und 
dessen  Höhen  so  abhängig  waren,  dass  die  Leute  das  Gewehr  zwischen 
die  Beine  nehmen  und  herunterrutschen,  sich  nachmals  wieder  bergan 
einander  heraufheben  mussten.  Sie  attaquirten,  so  wie  sie  bei  30  and 
60  Mann  ankamen,  und  die  sächsische  daselbst  postirte  Infanterie  wich 
zurück.  Der  sächsische  Oberst  de  VAnnunciate,  dieses  sehend,  glaubte 
nunmehr  Zeit  zu  haben,  diese  in  Unordnung  stehende  Regimenter  übern 
Haufen  zu  werfen.  Er  rückte  zu  dem  Ende  mit  zwei  Cavallerieregimentem 
heraus ;  allein  kaum  worden  die  unsrigen  die  Cavallerie  gewahr,  und  nnter- 
dessen  der  Obrist  FAnnunciate  seine  Cavallerie  richtete,  formirten  sich 
auch  die  unsrigen  und  erwarteten  den  Herrn  Obristen.  Er  rief  aus  vollem 
Halse  Marsch!  Die  Cavallerie  rückte  in  vollem  Galopp  an.  Unsere 
Hessen  ihnen  so  lange  Zeit,  bis  sie  sich  einander  recht  erkennen  konnten, 
und  gaben  darauf  eine  so  kräftige  Salve,  dass  Mons.  FAnnunciate  stürzte 
und  die  beiden  Cavallerieregimenter  mit  eben  der  Geschwindigkeit  zurück- 
gingen, als  sie  angerücket  waren.  Hierauf  formirten  einige  sächsische 
Infanterieregimenter  ein  Carr6  und  die  Cavallerie  sollte  es  blecken.  Es 
wurden  aber  diesen  beiden  Infanterier^mentem  4  Haubitzen  herzu- 
ge^hret,  womit  sie  die  Cavallerie  einmal  salutirten,  und  diese  fand  weiter 
keine  Raison,  den  zweiten  Schuss  auszuhalten.  Sie  retirirte  sich  in  solcher 
Confusion,  als  der  Verfasser  meldet,  indem  auch  die  in  Carr6  gestandene 
Inßmterie  in  der  grössten  Unordnung  folgete.  Es  war  also  ^eilich  ein 
Glück,  dass  die  Nacht  hereinbrach,  aber  noch  ein  grössers,  dass  unsere 
Cavallerie  nicht  aller  Orten,  wegen  der  D6fil68,  Moräste  und  Gräben, 
durchkommen  konnte. 
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1,  wann  die  Nacht  deren  Retraite  hinter  die  Weisseritz  und  den  grossen 
i  nicht  &yoxi8iret  hätte,  allwo  schier  alle  Corps  in  der  grössten  Unordnung 
dmunder  ankamen. 

hg  Feind  yerfolgte  seiner  G^ewohnheit  nach  nicht  allzu  weit  und  musste 
Bher  Weise,  so  wie  wir,  gewärtig  sein,  daas  die  Armee  des  Prinzen  Carls 
der  unnrigen  sich  finden  und  das  Gefechte  entweder  von  neuem  wieder 
en  oder  unsere  Betirade  bedecken  könnte^*). 

Jkine  es  wäre  dieselbe  weder  ganz  noch  etwas  dayon  hinter  uns  anzu- 
■ondem  sie  stunde  ganz  ruhig  und  still  in  ihrem  Lager  en  ordre  de 
^  der  rechte  Flügel  an  die  Vorstadt  von  Dresden,  und  der  linke  erstreckte 
I  an  die  Höhen  yon  Plauen,  zwischen  der  Weisseritz  und  dem  grossen 
.  1fr.  Franquiny,  Adjutant  des  Prinzen  Carls,  und  noch  mehrere  öster- 
ihe  Yolontaires  wohneten  dem  Treffen,  da  es  am  hitzigsten  wäre,  bis 
le  mit  bei,  ohne  Zwdfel  um  dem  Prinz  Carl  dayon  zu  rapportiren,  dessen 
mng  bis  daher  ohne  Tadel  gewesen,  so  dass  nichts  anders  zu  glauben, 
B  er,  wenn  es  ihme  nur  möglich  gewesen  wäre,  uns  gewiss  zu  Hülfe  ge- 
il aem  würde. 

te  Verlust  eines  Theils  yon  unserer  Artillerie,  und  weil  unserer  Infanterie 
cfli  g^e&Uen,  bewogen  uns  den  Schluss  zu  £ässen,  uns  bis  auf  die  Höhen 
idliti  hinter  der  Muglitz  zurückzuziehen,  allwo  die  damals  yereinigte 
den  16.  ankam.  Ein  Theil  der  Armee  des  Prinz  Carls  nahm  ihre  Be- 
imter  dem  Commando  des  G^nerallieutenants  Grafen  yon  Baleyra.  Der 
hidte  sich  inzwischen  ganz  ruhig,  in  Ansehn  unsrer  Armee,  welche  das 
des  Grafen  Nadasdy  an  der  Seite  yon  Dresden  bedeckte, 
r  näherte  sich  nun  dieser  Haupt-  und  Hesidenzstadt^  welche  er  durch 


*)  Der  Fürst  yon  Anhalt  wusste  y^ohl,  dass  der  Prinz  Carl  nicht 
inter  der  sächsischen  Armee  stand  und  dass  sich  beide  Armeen  bald 
ixen  könnten;  allein  er  hat  solches  auch  schon  yor  der  Action  ge- 
und  wer  glaubte  bei  unserer  Armee,  dass  wir  nicht  beide  feindliche 
Q  yor  uns  finden  würden?     Warum  aber  Prinz  Carl  die  sächsische 

nicht  unterstützet  und  wälirend  des  Treffens  zu  ihr  gestossen,  bleibt 
len  Grenadier  ein  Oeheinuuss.  Es  sei  denn,  ^ass  der  Prinz  Carl 
A  Trautenau  gedacht  und  yorjetzo  den  Herren  Sachsen  auch  ein 
Pensum  zu  begreifen  allein  lassen  wollen.  Diejenigen,  welche 
n,  dass  der  Hof  zu  Wien  den  Frieden  mit  Preussen  gewünscht 
regen  einiger  Versprechungen  an  Sachsen  nicht  eingehen  dürfen, 
dbyor,  dass  es  der  Armee  des  Prinz  Carls  nicht  allzu  unangenehm 
Qi  dass  eine  Schlacht  yerloren  gegangen,   auf  welche  gewiss  ein 

erfolgen  müsste,  ob  man  sich  gleich  aller  eingebildeten  Vortheile 
eben  hätte.     Doch  dieses  sind  Geheimnisse. 

)  Diese  Hauptstadt  wurde,  ohne  einen  Schuss  zu  thun,  weg- 
nen  und  eine  grosse  Menge  sächsischer  Truppen  und  Officiers  da- 
Kri^gesgefangenen  gemacht  Das  schöne  Zeughaus,  die  Büstkammer 
ele  andere  Kostbarkeiten  fielen  in  unsere  Hände.  Was  würde  nicht 
1  yor  einen  unersetzlichen  Verlust  gehabt  haben,  wenn  unser 
ih  die  Begeln  eines  Siegers  ausgeübt?  Unsere  Feinde  hatten  uns 
Mnpel  an  Bayern  gegeben,  wie  sie  es  machten,  waxm  sie  eroberten, 
ibdan  sie  es  also  nicht  gemacht  haben,   wenn  ihnen  ihre  Projecte 
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einen  kurz  und  gat  gefisuseten  Entschliuss  w^gzunebmen  Tennchert  wäre;  wobei 
zu  allem  Unglück  viel  Volk,  welches  man  wohl  hätte  hemuniehen  kSnnen,  da- 
mit de  sich  nicht  zu  Kriegesgefangenen  hätten  ergeben  messen,  mit  begriffen 
war.  Unsere  Stellung  zu  Sedlitz  konnte  nicht  von  langer  Dauer  sein,  weil  die 
sächsische  Armee  vier  Nächte  hindurch  beständig  das  Gewehr  nicht  niedeigelegt 
hatte.  Man  entschlösse  sich  demnach,  die  ganze  combinirte  Amiee  zwischen 
Pirna  und  Dippoldiswalde  cantonniren  zu  lassen.  Der  Generallieotenant  Nadasdj 
blieb  auf  der  Ebne  zur  rechten  und  Sibüski  musste  auf  den  linken  Flfigel  yor- 
rttcken,  ohne  dass  ein  Theil  den  andern  in  dieser  Buhe  störte.  Uns  waren  nun- 
mehro  nur  noch  zwei  Wege  zu  eigreifen  übrig,  falls  nicht  Friede  gemachet 
würde.  Nämlich  uns  entweder  nach  Böhmen  zu  retiriren  oder  in  nnsre  Gebiige 
zu  ziehen,  um  daselbst  zu  subrästiren  und  dieselben  dem  Könige  zu  oonserriren. 
Dies  war  ein  zärtlicher  Umstand,  und  man  musste  ohnverzüglich  dazu  schreiten 
oder  beides  fahren  lassen.  Der  Prinz  Carl  schiene  nicht  Willens  zu  sein,  ee  mit 
uns  zu  thun,  und  wie  sollten  wir  es  mit  unsrer  geschwächten  Annee,  welche 
sich  von  der  Niederlage  vom  15.  December  noch  wenig  erholet  hatte  ^),  allein  j 

wagen?     Der  Graf  von  Kutowski  konnte  nun  nichts  mit  dem  Staataralh  zu  ^ 

Dresden  überlegen,  mithin  nichts  anders  thun,  als  diese  verdrieasliche  Umstände  ^ 

nach  Hofe  berichten,  nachdem  er  solche  in  einem  bei  dem  Prinz  Carl  ^eeeriialb  ^j 

gehaltenen  Kriegsrath  schon  yorgestellet  hatte.  Allein  es  war  yon  Hole  noch 
keine  Resolution  eingelaufen,  als  man  wirklich  die  Nachricht  erhielte,  dass 
0,000  Preussen,  so  eben  Freyberg  eingenommen  hatten,  und  andere  Gotps  der- 
selben geraden  Weges  auf  Chenmitz  und  Zwickau  marsehirten.  Dieee  Zeitung 
nöthigte  die  combinirte  Armee  sich  in  die  Gebiige  an  die  böhmiache  Grenzen 
zu  liehen,  allwo  selbige  die  Nachricht  von  dem  geschlossenen  Frieden  eriüelte. 
So  waren  die  unglücklichen  Folgen  der  Begebenheit  beschaflSen,  welche 
durch  den  Kuin  von  Sachsen   dem  Kri^   in  Böhmen  ein   Ende    machten^). 


i 


gelungen  wären!     Und    wer  würde  es  sogleich  nnserm  Könige  rtBtdMXihW^M::Mbt 
haben,  wenn  er  ihrem  Exempel  gefolget  wäre?    Allein  unser  Soi 
gab  der  Sr.   Königl.   Majestät  allein  eignen  Mässigang  Flati.     £0  wiixd< 
alles  gelassen,  wie  es  war,  und  ein  gewisser  Artillerieo£Bder  nnusta  ein< 
Transport  Canonen,  womit  er  auf  dem  Wege  war,   wieder  in  das 
zurückftlhren!     0   möchten  doch   alle   Eroberer   diesem   Beispiel   ib]gen 
0  möchten  doch  alle  Ueberwinder  der  Mässigang  und  der  Bannlienigfa 
Raum  geben!     Alle  brave  Soldaten  würden  mit  Lust  dienen;    mir 
Ehre  und  die  Rechte  eines  Souveräns   zu  vertheidigen  und  daa  Ti 
in  Ruhe  zu  setzen,   müssen  die  Triebfedern  der  Tapferkeit  sein.     Bana^b 
und  Plünderung  ist  eine  Arbeit  der  Banditen,    Banduren,   Croaten 
Talpatschen. 


**)  Die  sächsische  Armee  hat  nach  ihrer  Niederlage  durch 
hat  so  viel  Verlust  als  in  der  Schlacht  selbst  erlitten;  man  sdizieb  aoleh 
dem  einreissenden  Brod-  und  Geldmangel  zu,  wozu  dann  auch  die 
Witterung  kam,  welche  denen  Sachsen  nicht  recht  behagen  wollte. 


^^)  So  waren  also  die  Folgen  des   unglücklichen  ProjecISi 
zu  stürzen,  beschaffen.     Man  konnte  des  ganzen  Krieges  überhoben 
Wer  wehrte  Sachsen,  in  Ruhe  zu  bleiben,   du  sich  zwei  nemlieh  ^m^ 
mächtige  Nachbarn  bekriegten,  xmd  wovon  es  am  Ende  wenigstens  d.tf 
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^UeB,  was  hieiiimeii  voigetragen  wird|  sind  solche  Facta,  welche  allen  denen- 
jenigoi,  die  GMegenheit  hatten,  davon  infonniret  zu  werden  oder  dabei  gegen- 
-vrbtig  nch  m  befinden,  bekannt  sind^*). 

Wenn  ich  eine  einzige  Reflexion  zn  machen  es  wagen  darf,  so  moss  ich 
smn  BeschlnaB  dieeer  Naehiichten  sagen,  dass  es  der  göttlichen  Vorsehung, 
"vrelcbe  sich  mit  dem  Willen,  der  Macht  und  der  G^eschicklichkeit  des  Königes 
in  FkeuMen  vereinbaret,  gefiallen  hat,  von  Anfang  dieses  Jahres  her  alle  Ab- 
■kthtwi  derer  wider  ihn  vereinigten  Mächte  zu  zernichten,  und  indem  sie  die 
'Venmiift  der  Menschen  durch   eine    gänzliche  Umstttrzung  ihrer  aufs    beste 


^Qtsen  gehabt,   daas  es  mächtig   geblieben,   wenn  sich  seine  Airchtbaren 
Nachbarn  geschwichet 

Allein  eine  Jalonaie,  welche  ich  selbst  nicht  zu  nennen  weiss,  trieb 
Sachsen,  Oesterreich  zu  untersttltzen.  Die  Begierde  grösser  zu  werden, 
'bestimmte  den  Ein&ll  in  Schlesien,  und  ein  ungegrUndetes  Selbstvertrauen 
^v?ar  Unach,  daas  man  dem  Hannoverischen  Tractat  nicht  beitreten  wollte. 
O  hätte  man  diesem  Tractat  beigepflichtet,  wie  viele  Menschen  lebten 
xioeh!  Wie  viele  Unglückselige,  die  der  Elrieg  verheeret,  dürften  nicht 
mefo&ßal  Und  wie  klug  wäre  ein  gewisser  Minister  geblieben,  dessen 
schon  emigermassen  bekiumte  Schwäche  dieser  Krieg  vöUig  entdecket  und 

Man  will  zwar  die  Schuld  von   dem  Unglück ,    welches  Sachsen  be- 
Xioffeuj  denen  Oesterreichem  beimessen,   und  man   behauptet  mit  vielem 
XSlfer,  dass  die  Truppen  des  Hauses  Oesterreich  nicht  so  brav  gethan,  als 
sie  wohl  hätten  thun  können.     Allein   man   erlaube  mir,   zu  sagen,  dass 
^e  österreichische  Truppen  brave  und  rechtscha£fene  Soldaten  sind,  welche 
^ewisB  jeden  Schritt,    den    sie   zurückthun,    mit  Blut  verkaufen.     In  der 
Schlacbt  bei  Mollwitz  hielten  sie  6  Stunden   das  entsetzlichste  Feuer  von 
der  Welt  aus.     In  dem  Trefien  bei  Chotusitz  thaten  sie  alles,  was  braven 
X^eaten  zukam,  und  in  der  Schlacht  bei   Friedberg  machten   sie   uns   nur 
sUein  den  Sieg  schwer.     Sie  standen  noch,  da  die  sächsische  Völker  das 
Schlachtfeld    schon   vor   anderthalb  Stunden   verlassen  hatten.     Selbst  in 
dem  Treffen  bei  Kesselsdorf  hielten  sich   ihre  Grenadier,  welche  von  dem 
Orlinneschen  Corps  nur  zum  Treffen  kommen  konnten,    ungemein  wohl. 
X>a  sich  unsere  Grenadier  zurückzogen,    verfolgten  sie  zwar  auch,  allein 
mit  der  besten  Ordnung  von  der  Welt;  dahingegen  die  sächsische  Grena- 
diers zu  plündern  anfingen,    ihre  Ordnung  trenneten  und  dadurch  unserer 
OaTallerie   den   Einbruch    erleichterten.      Bei   unserer  ganzen  Armee  hat 
jedermann  vor  einem  österreichischen  Soldaten  alle  Estime  und  lässt  ihnen 
das  Lob,  dass  sie  ihr  Handwerk  verstehen.    Und  was  brauche  ich  hievon 
Sxempel   anzuführen!      Weiss    es   doch   die   ganze   Welt,   und    nur    ein 
Sachse,  der  weiter  nichts  als  dem  sinnlichen  GefUhl  trauet,  zweifelt  daran. 
XJxKd  wer  kann  es  ihnen  verdenken?     Würden  sie  nicht  aufhören  müssen 
9XL   prahlen,   wenn  sie   die  Schuld   ihres  Unglücks  keiner  andern  Nation 
l>eil^gen  könnten?     Was  vor  eine  unerträgliche  Last  ist  es  aber  vor  einen 
Sachsen,  wenn  er  nicht  mehr  grosssprechen  kann! 

^^)  Wir  aber  haben  Ursach,  die  göttliche  Vorsehung  zu  preisen, 
welche  sich  mit  dem  Willen,  der  Macht  und  Geschicklichkeit  unsers  besten 
Königs  vereinbaret,  alle  Absichten,   so  die  wider  Se.  Majestät  vereinigte 
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rsonnenen  Projecten  erniedriget,  den  Zweck  dabei  erreichet  hat,  uns  zu  be- 
wegen, nothwendig  ihre  geheimniflsvolle  Rathschlüase  zu  verehren  und  an- 
zubeten. 


Mächte  in  diesem  Jahre  wider  Allerhöchstdieselben  beschlossen,  zu  zer- 
nichten, und  da  sie  die  feindliche  Vernunft  durch  gttnzliche  UmstUrzung 
ihrer  au&  beste  ersonnenen  Projecte  gedemüthiget,  so  wollen  wir  dieselbe 
anrufen,  die  Waffen  unsers  Monarchen  femer  und  allezeit  zu  segnen,  da- 
mit ein  so  vortreffliches  Heldenhaus,  wie  das  preussische  ist,  die  Frucbt 
seines  edlen  Soldateneifers,  ich  meine  die  Ehre  der  Ueberwindung,  bis  auf 
die  spätesten  Zeiten  beständig  gemessen  möge. 

Mein  grosser  König  lebt,  £uropens  Heil  und  Lust! 
Und  seiner  Völker  Trost!  ein  preussischer  August! 

ENDE. 


XIX. 

Schreiben  eines  Polnischen  Edelmanns 
Mohilow  an  einen  vertrauten  Freund  zu 

Keussisch  -  Lemberg. 


^  oben*)  Auszüge  attö  einer  int  FrüJyahr  von  1746  von  Wien 
rhreäeten  Broschüre  mitgetheiU  worden^  welche  Polen  als  das 
heBeichnete  ^  das  ^am  ersten  empfinden  dürfle^  wie  gefährlich 
beschwerlich  die  Nachbarschaft  des  Hauses  Brandenburg  sei^. 
Tat  die  systematische  Fortsetfsung  der  Verdächtigungen^  mit  denen 
inI  des  ersten  schlesischen  Krieges,  in  der  darauf  folgenden 
nsMeU  und  nach  Ausbruch  des  zweiten  Krieges  in  Polen  gegen 
mssische  Politik  Stimmung  gemacht  worden  war**). 

Das  Publicum  quält  sich  oi/  berichtet  der  preussische  Legatums^ 
Ir  LeveoMX  am  5.  Märe  1746  aus  Warschau,  n^''^  ^  erralhen, 
Ve  grossen  Kriegsjsurüstungen  Busslands  in  Kurland  und  um 
iffi  sagen  woUen.  Man  beginnt  ein  Einverständniss  ewischen 
\en  und  Bussland  aneunehmen^  das  von  beiden  Seiten  auf 
^erung  einiger  polnischen  Gremprovimsen  abfielen  sott***)-^ 
7orresponden0  aus  Dresden  vom  5.  Februar j  die  Leveaux  seinem 
4  heisdklosSf  besagte: 

jfin  assure  que  les  präentions  de  Sa  MajesU  ^Brussienne  sur 
\usse  polonoise  seront  d4battues  ä  la  prochaine  Bitte  g4n4räle 
iSHats  de  Pologne  et  de  LUhuanie  et  qu'on  tdchera  de  les  regier 
un  aecommodement  finaU 

8.  5a 

Pkensäsche  Staataschriften  I,  657. 

Yg^  8.  159. 
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Bald  darauf  tvar  in  der  polnischen  Hauptstadt  die  NachriM 
verbreitet,  dass  die  preussischen  Truppen  sich  bereits  der  Städte  Elr 
hing  und  Thom  bemächtigt  hätten.  Die  Spur  des  ÄUarmgerUMes 
führte  zurück  auf  das  Haus  des  Eronreferendars  ZaJushi:  „Un  gcdqpm 
du  rdfSrendaire,  ayant  peut-itre  entendu  quelques  mots  des  ofjxders 
de  la  maison  dudit  seigneur  qui  y  peuvent  ofooir  eu  du  rappart^  Fa 
dibitie  fla  nouveUe]  par  m^prise  et  alarmi  nos  nouveUistes.*^  Gang 
Warschau  war  in  Staunen  und  Aufregung*). 

Schon  auf  den  ersten  Bericht  war  an  Leveaux  reseribirt  worden: 
„Es  fällt  nicht  schwer^  die  QueUe  des  lächerlichen  Artikels  öier  die 
Prätensionen  auf  IVeussisth-Polen  eu  ahnen^  **).  Nach  Eingang  der 
eweiten  Meldung  schrieb  der  Cabinetssecretär  Eichel  am  10.  Aprü 
1746  an  den  Grafen  Podewils***)  : 

„Da  der  Dresdensche  Hof  bisher  in  Polen  die  Instnuationes 
ausstreuen  lassen,  es  wären  Se.  Königh  Majestät  mit  der  russi- 
schen Kaiserin  conveniret,  Polen  eu  aüctquiren  und  unter  Suh  im 
vertheilen,  so  finden  Se.  Königl,  Majestät  vor  gui^  gedachtem  Bofe 
ein  Paroli  au  mSme  eu  machen^  und  hciben  mir  dahero  befokht 
Ew.  ExceUensi  eu  melden,  wie  Dieselbe  besorgen  möchten^  dass  go^B 
ingeheim  eine  FeuiUe  volante  aufgeseteet  und  demnächst  m  poir 
nischer  oder  lateinscher  Sprache  auf  das  secreteste  gedrueketj  amA 
in  Polen  ausgebracht  werden  möchte,  des  ohngeföhrUehen  EmhaUs^ 
wie  der  König  von  Polen  sich  mit  denen  Bussen  accardiret  Mtf^ 
um  den  sächsischen  Prineen  Kavier  auf  den  polnischen  Thrm  ^ 
seteenfX  wenn  der  jetzige  König  von  Polen  zugleich  dbdidrethAa^ 
würdcy  um  dadurch  indirectement  die  Krone  von  Polen  dem  sSA- 
sischen  Hause  erblich  zu  machen,  und  dass  die  Mouvements,  ufdde 
die  russische  Truppen  jeteo  macheten,  und  die  von  dem  säehsisdf^ 
Hofe  intendirte  Augmentation  der  Kronarmee  lediglich  dahtn  oi- 
zielten.^ 

Die  Ausarbeitung  der  von  dem  Könige  befohlenen  Schrifl  fUiviis 
gewöhnlich  dem  Geheimen  Rath  Vockerodt  zu.  Die  von  ihm  geu0t^ 
Form  eines  ^Eodrait  d!une  lettre  de  la  Haye^  fand  ebenso  wenig  ^ 
Königs  Beifall j  wie  der  Gedanke^  die  Schrift  französisch  erschein 

eu  lassen:  sie  miisse  „m  latein-  oder  polnischer  Sprache^  abgefas^    A 

% 

*)  Bericht  Leveaux',  26.  März  1746.  1^ 

**)  MinisterialerUuw,  Berlin,  15.  M&rz  1746. 

***)  Vgl.  Droysen,  Friedrich  der  Grosse  und  Maria  Theresia,  fizcoK  ^i 
Zeitschrift  für  Preuss.  Gesch.  XV,  547. 

t)  Vgl.  Politische  Correspondenz  IV,  210;  V,  84.  lOa  101.  l^ 
Zevort,  Le  marquis  d'Argenson,  p.  112. 
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rim:  jflo  müsste  solches  auch  nicht  int  Namen  eines  Holländers 
fefasset  sein,  sondern  so  geschrieben  werden ,  als  ob  es  ein  pol- 
«Äer  Edelmann  gemachei  habe^  der  die  Freiheit  seines  Vaterlandes 
bte  und  der  von  dem  sächsischen  Hofe  Übel  mfrieden  wäre^  *). 

80   schrieb   denn    Vockerodt   seinen   Aufsatz   um,   gw%ächst   m 
ämiker  Sprache. 

Ein  polnischer  Edelmann  aus  Mohilow  trägt  seinem  ^vertrauten 
wunde  bu  Eeussisch-Lemberg^  auf  dessen  Anfrage  seine  Ansicht  über 
•  Zweck  der  befremdlichen  Truppeneusammeneiehungen  Russlands 
^  Sie  gelten  nicht  IVeussenj  wie  man  glauben  machen  will**)^ 
m  jRussland  hat  weder  Interesse  noch  Vorwand  sich  an  dem  ber- 
isc^en  Hofe  eu  reiben;  sie  gelten  Polen ^  dem  bevorstehenden  pol- 
«Ae»  Beichstage.  Und  auf  der  anderen  Seite,  uneder  nicht  I^eussen 
eSf  mit  dem  Russland  dabei  unter  einer  Decke  spielt^  denn  für 
mmen  ist  die  Erhaltung  der  polnischen  ConstitvMon  eine  politische 
tOkffendigkeit ;  es  sind  die  Höfe  von  Dresden  und  Wien,  auf  deren 
mnivenß  Russland  rechnet  Die  Reformpläne  des  dresdener  Hofes^ 
•*  Ae  er  die  polnische  Nation ,  den  polnischen  Reichstag  gewinnen 
%  laufen  im  Gründe  hinaus  auf  die  Herstellung  eines  polnischen 
VkBnig9iums  für  das  sächsische  Churhaus^  0unächst  auf  die  Ueber- 
\gimg  der  Erone  an  den  Prinzen  Xaver ,  eu  dessen  Gunsten  sein 
Uer  resigniren  wUtrde.  Diese  Pläne  begünstigt,  wie  der  wiener  Hof, 
der  jetaige  russische  Mmisier,  der,  in  den  Fusstapfen  des  j^unwür- 
fen  Favoriten^  Biron  wandelnd,  von  dem  System  Peters  1.  ab- 
wichen ist,  wonach  Polen  den  Plasten  gehören  sollte.  War  Biron 
%  dem  wiener  Hofe  „mit  einer  schlesischen  Standesherrschaft  ge- 
Vertf^**"^),  so  wird  Bestushew  gouvemiret  von  einem  Secretarius, 
er  einen  öffentlichen  Charakter  von  dem  sächsischen  Hofe  irägt^: 
meint  ist  Johann  Ferdinand  August  von  Funcke  ^  der  sächsische 
wandte  in  Russland,  von  dem  Mardefeld  in  seiner  Finalrelation  Über 
II  russischen  Hof  (1747)  f)  sagt:  ^Funcke  leitet  Bestushew^  arbeitet 
f  Qm  und  ist  mit  seinen  geheimsten  Correspondemen  betraut^ 

•)  Eichel  an  Podewils,  Potsdam  15.  April  1746 :  „Da  des  Königs  Miy'estät  in 
griff  waren,  Dero  allergnädigste  Willensmeinung  über  die  hierein  liegende  An- 
ge  durch  ein  HöchsteigenhSndiges  Marginale  beizusetzen,  haben  Dieselbe  damit 
QgehOret  and  mir  befohlen,  zu  melden,  wie  die  Sache  nicht  recht  angefangen 
ite«*  etc. 
•*)  Vgl.  oben  S.  53.  180. 
)  ▼gl*  1*^  Schönborn,  Ueber  die  Standesherrschaft  Wartenberg  im 
■itie  des  Herzogs  Biron  von  Kurland  und  des  Feldmarschalls  Münnich 
äMirift  des  Vereins  fttr  Gesch.  und  Alterthum  Schlesiens  XIV,  451  ff.). 

t)  VgL  Preussische  Jahrbücher  XL  VIT,  490  Anm.    Funcke  war  russischer 
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Ehe  das  deutsche  Manuscript  in  das  Polnische  übertragen  war  — 
die  Uebersetjsung  lieferte,  wie  hei  freieren  Anlässen^  der  Geheime  Raäi 
OsJderka*)  —  ivar  der  Mai  herangeiofmnen  tmd  die  politische  Lage 
war  eine  andere  geworden.  In  einem  Bericht  vom  21.  Mai  befisr- 
werteten  deshalb  die  Minister  Podetvils  und  Borcke^  Druck  und  Ver- 
öffentlichung der  Flugschrift  auf  den  Herbst,  bis  eum  Zusammentritt 
des  polnischen  Reichstages,  eu  verschieben  **).  Der  König  verfugte  ***): 

„Es  kann  damit  bis  gegen  hUnfUge  Ditte  m  Polen  cmsieken, 
und  gegen  solche  Zeit,  was  in  der  Pi^  denen  inBwischen  vor- 
kommenden Umständen  nach  eu  ändern  ist,  geändert  werden,  als- 
denn  aber  auch  Ernst  in  der  Sache  bezeiget,  solche  recht  und  m 
es  sich  gehört  angegriffen  und  nicht  mit  soviel  Timiditi  als  bishet 
0u  Werke  gegangen  werden  muss.** 

Aus  den  Acten  war  nicht  festzustellen,  ob  die  Veröffentlichmi 
nachmals  erfolgt  ist.  Die  Minister  denken  m  dem  Bericht  vm 
21.  Mai  an  eine  Vermittelung  der  Drucklegung  durch  den  Fdarsüm 
Jäblonowski,  den  Palatin  von  Rawa,  der  damals  auf  der  Bückkehr 
von  Paris  in  Berlin  erwartet  wurdef),  ncuihdem  er  bei  der  ersUn 
Durchreise  als  einen  Gegner  des  sächsischen  Hofes  sich  eu  erkemm 
gegeben  und  eu  einer  Kundgebung  für  die  Zeit  des  nächsten  BeiAS' 
iages  aufgefordert  hatte  ff). 

Es  folgt  hier  der  Text  des  Vockerodtschen  Manuscryptes. 

Legationssecretär  in  Stockhohn  zur  Zeit  der  Mission  Bestoshews  am  schwedischen 
Hofe  (1722—1724).    Vgl.  Droysen,  IV,  4,  4. 

*)  Preussische  Staatsschriften  I,  S.  XXXn.  Oskierka  zeigt  dem  Gnfta 
Podewils  am  16.  Mai  an,  dass  er  nach  Rücksprache  mit  dem  YeihaKt  beim 
Uebersetzen  „die  Passage,  worin  der  von  der  R^publiqne  erhaltenen  SouTenioet^ 
Erwähnung  geschieht,  weggelassen,  da  solche  Erinnerung  denen  Hexren  FoIcDi 
wie  mir  wohl  bekannt  ist,  sehr  odieux  ist^.    VgL  unten  S.  d05. 

**)  „Le  bruit  qui  a  couru  touchant  Tabdication  de  Sa  Migestö  Polonoii^ 
projet  sur  lequel  porte  la  principale  force  de  la  piöce,  eommenoe  k  ne  ploi 
trouyer  creance,  et  depuis  que  les  Russes  ont  fait  de  la  Liyonie  le  point  centiil 
de  leurs  armements,  les  Polonois  paroissent  avoir  cessä  d*en  prendre  ombragt'' 
***)  Mündliche  Resolution,  Pyrmont  7.  Juni  1746. 
t)  Jablonowski  hat  Berlin  auf  der  Rückreise  yermieden,  um  nicht  AuftebeB 
zu  erregen,  bat  aber,  einen  Vertrauensmann  zu  einer  Unterredung  nach  FVtok' 
fürt  a.  0.  zu  senden.    Politische  Correspondenz  V,  168. 

tt)  Vgl.  Politische  Correspondenz  V,  60. 
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Schreiben  eines  Polnischen  Edelmanns  aus  Mohilow 
an  einen  vertrauten  Freund  zu  Reussisch-Lemberg. 

llich  befremdet  es  im  geringsten  nicht,  dass  Ew.  p.  so  viel  Unruhe  und 
Bekümmemiss  über  die  grossen  Kriegespräparatorien ,  welche  anjetzo  in  Kuss- 
ktnd  Yoigenommen  werden,  zu  erkennen  geben  und  nicht  begreifen  können,  was 
damit  intendiret  werde.  Wir  haben  uns  allhie  bisher  in  eben  derselben  Situation 
befunden  und  unsere  Verlegenheit  ist  umb  so  viel  grösser  gewesen,  je  mehr  sich 
Rolland  Mühe  gegeben,  die  in  diesem  Beiche  vorgehende  Anstalten  unserer 
YnaBenschaft  zu  entziehen.  Wir  wissen  zwar  generaliter  so  viel,  dass  .daselbst 
ganz  ungemein  grosse  Kriegesrüstungen  gemacht  werden,  dass  die  ganze  Russi- 
sche Armee  in  Bewegung  ist,  dass  alle  Regimenter  aus  ihren  Quartieren  rücken 
und  sich  gegen  unsere  Grenzen  ziehen  müssen,  dass  bei  Smolensko  ein  starkes 
Corpe  versammlet  und  zu  dessen  Subsistenz  nicht  nur  auf  eine  kurze  Zeit,  son- 
dern auf  viele  Monate,  grosse  Magazine  mit  unglaubüchen  Kosten  angeleget 
werden.  Das  Detail  aber  von  solchen  Anstalten,  wie  stark  das  Corps  eigentlich 
•ei,  ans  was  vor  Truppen,  regulirten  oder  irregulirten,  selbiges  bestehe,  wie  auch, 
was  wegen  dessen  Subsistenz  und  femerweiten  Marsch  vor  Mesures  und  Ein- 
riehtmigen  gemacht  werden,  hat  man  uns  bisher  mit  solcher  Aufmerksamkeit 
itt  verbergen  getrachtet,  dass  man  das  Land  gegen  uns  zum  grossesten  Nach- 
Üiäl  des  beiderseitigen  Commercü  und  der  Bussischen  Unterthanen  selbst  auf 
dis  BorgfiUtigste  geschlossen,  niemanden  von  den  unsrigen  sowohl  als  von  den 
QuSgen  über  die  Grenze  gelassen  und  zu  dem  Ende  eine  ungewöhnlich  grosse 
Aoxahl  Truppen  ohnerachtet  der  harten  Jahreszeit  gleich  einer  Kette  längst 
unserer  ganzen  Grenze  postiret.  Noch  viel  schwerer  ist  es,  von  der  eigentlichen 
Ahdcht  sothaner  Anstalten  ein  zuverlässiges  Urtheil  zu  fällen,  und  obwohl  der 
fioflmsche  Hof  nunmehro  geäussert,  dass  er  seine  Truppen  nach  Livland  zu 
liehen  Vorhabens  sei,  und  zu  dem  Ende  die  B^publique  umb  den  freien  Durch- 
bog dahin  requiiiret,  so  ist  doch  diese  Demarche  bei  weitem  nicht  hinlänglich, 
Qnnb  uns  aus  der  bisherigen  Dunkelheit  und  Unwissenheit  zu  ziehen,  massen  da- 
^■tteh  die  Stellung  der  Truppen  in  Ansehung  der  darunter  verborgenen  Ab- 
'^ten  gar  nicht  oder  doch  sehr  wenig  geändert  ist  und  die  Bussische  Armee 
4«t  mit  eben  der  Facilität  aus  Livland  nach  allen  denjenigen  Gegenden  d^- 
"OHchiren  kann,  wohin  sie  sonst  von  Smolensko  aus  kommen  können,  zu  ge- 
"Zweigen,  dass  die  zu  Smolensko  und  der  Nachbarschaft  zurückgelassene 
'^itgazine  ein  deutliches  Merkmal  sind,  dass  man  sich  ohnerachtet  dieses  Mouve- 
'^ts  mit  der  Russischen  Armee  von  denen  dortigen  Gegenden  nicht  ganz  und 
8^  oder  doch  nicht  sehr  weit  zu  entfernen  intendire. 

£w.  p.  verlangen  nichtsdestoweniger  meine  imd  anderer  patriotisch  ge- 
S^siimeter  Eonder  der  B^publique  Gedanken  über  diese  seltsame  Erscheinungen 
*•  inssen. 

Ihr  WUle  ist  mir  ein  Gesetz.  Ich  werde  Ihnen  also  mein  und  meiner 
"•chharen  Muthmassungen  hierüber  nebst  denen  Gründen,  worauf  wir  selbige 
"•'Äen,  und  zwar  methodice,  zu  eröflnen  die  Ehre  haben. 

Ew.  p.  ist  das  Genie  der  Russischen  Nation  bekannt.  Sie  wissen,  dass 
^*^lben  Fehler  nicht  ist,  ihr  Geld  ohne  einigen  wahren  oder  scheinbaren 
''»tien  zu  verspUlen. 

So  sehr  auch  der  Hof  in  Pracht  excediren  mag ,  so  wird  doch  bei  denen 
***igen  Landesanstalten,  wobei  die  Nation  das  Directorium  führet,  eine  ziemlich 
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genaue  Oeconomie  beobachtet  Ich  bin  vor  nicht  gar  langer  Zeit  aus  Petenbuig 
zurückgekommen  und  daselbst  durch  den  Augenschein  überzeuget  worden,  daai 
weder  bei  der  Krieges-  noch  andern  Gassen  einiger  Ueberfluss  an  Glelde  vor- 
handen, sondern  dass  es  yielmehr  allenthalben  fehlet    Dieses  ist  so  unleugbar, 
dass,  sobald  nur  der  Hof  diejenige  Truppen  in  Bewegung  zu  setzen  resolviret, 
welche  dem  Vorgeben  nach  unserm  Könige  zur  Hülfe  marschiren  sollen,  sofort 
zu  Bestreitung  der  dazu  erforderlichen  Unkosten  nicht  nur  die  Arreragen  der 
Gontributionen  mit  fiusserster  Schärfe  eingetrieben  worden,  sondern  auch  die 
bisherigen  Imposten  durch  das  ganze  Land  umb  den  siebenten  Thesd  erhöhet,  ja 
gar  ganz  neue  und  nie  bekannt  gewesene  Auflagen  unter  dem  Namen  nüsnje 
dcnge  eingeftihret  werden  müssen. 

Aus  diesen  Datis  ziehe  ich  den  Schluss,  dass  weilen  der  Hof  von  Ssnct- 
Petersbuig  ohnerachtet  seines  notorischen  Geldmangels  dennoch  die  gegenw8^ 
tigen  kostbaren  Armements  ohnablässig  fortsetzet,  selbige  nicht  bloss  and 
schlechterdings  umb  seine  Soldaten  rührig  zu  machen  und  zu  ezerciren  angesehee 
sein  können,  wie  hin  und  wieder  yorgegeben  werden  wollen,  sondern  dass  dar- 
unter  ein  so  grossen  ZurUstungen  proportionirtes  würkliches  und  so  importanteB 
Dessein  verborgen  sein  müsse,  dass  der  Hof  zu  dessen  Unterstützung  kein  Be- 
denken tragen  dürfe,  seine  äuaserste  Kräfte  ansniwenden,  den  Unterthan,  welchen 
bei  gutem  Willen  zu  erhalten  das  gegenwärtige  Gk)uvemement  sonsten  beson- 
ders aufmerksam  gewesen,  auch  dazu  mehr  als  eine  Ursache  hat,  mit  unerträg- 
lichen neuen  Lasten  zu  beschweren  und  sich  daran  durch  desselben  gerechte 
Klagden  und  Murren  in  keine  Wege  irren  zu  lassen;  und  dass  auch  eodlicb 
dieses  Dessein  von  solcher  Natur  sein  müsse,  dass  dadurch  dem  Reich  ein  an- 
sehnlicher Vortheil  zuwachse,  damit  das  Ministerium  im  Stande  sei,  denen  ^of 
nehmsten  von  der  Nation ,  welche  bei  gegenwärtiger  R^erung  em  Wort  mit- 
zusprechen haben,  und  die  Last  der  neuen  Imposten  selbst  empfinden,  seise 
Anschläge  goutiren  zu  machen. 

Ich  zweifle  nicht,  £w.  p.  werden  diesem  Satz  vollkommen  beipflichten, 
und  daher  Anlass  nehmen,  mit  mir  zu  ezaminiren,  worinne  solches  Dessein  wah^ 
scheinlicher  Weise  bestehen  könne. 

Hier  zeigen  sich  nun  meines  Erachtens  nur  drei  Gasus  possibUes: 
Entweder  will  Russland  denen  Seepuiasancen  die  in  der  Allianz  mit  Eog^ 
land  stipulirte  Yolkshülfe  würklich  leisten, 

Oder  es  gedenket,  den  Berlinischen  Hof  anzugreifen, 
Oder  es  hegt  eine  Absicht,  die  auf  unser  Vaterland  Rapport  hat 
So  viel  den  ersten  Gasum  betrifft,  da  weiss  jedermann,  dass  das  in  deso^ 
Tractaten  versprochene  Hülfscontingent  bloss  und  allein  in  12,000  Blann  bestehet 
Selbiges  haben  die  Seepuissancen  bisher  mit  grosser  Yivadt^,  aber  schleehteBi 
Success  sollicitiret 

Sollte  der  Hof  von  Petersburg  anjetzo  willfähriger  sein  und  wohl  p^ 
wider  seine  Gewohnheit  ein  übriges  thun  und  etwa  gegen  Subaidien  dasGoft' 
tingent  dupliren,  ja  tripliren  wollen?  sind  nicht  dazu  die  Truppen,  die  er  i«»' 
Livland  parat  stehen  hat,  vollkommen  zureichend? 

Zu  was  Ende  würde  er  sein  ganzes  Reich  deshalb  in  Bewegung  setzen 
seine  ganze  Landmacht  in   der  unbequemsten  Jahreszeit  aus  denen  fetteste^'' 
Provinzien  in  die   magern  Smolenskischen  G^enden  mit  dem  grossesten  U^^ 
gemach  ihrer  selbst  und  des  Landes  marschiren  und  endlich  in  Ldvland  aca^ 
emen  Klumpen  zusammenstossen  lassen  und  dadurch  diese  Plrovinz,  welche  b^* 
kanntlich  eine  so  grosse  Anzahl  Völker  einzunehmen  und  zu  unterhalten  vMt- 
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Teanogend  ist,  vollkommen  miniien?  Sollen  die  Troppen  nach  dem  Rhein  oder 
den  Niederlanden  marschiren,  wozu  dienen  die  ungeheure  und  mit  so  grossen 
Ketten  enichtete  Magazine  zu  Biga,  Plesco  und  insonderheit  zu  Smolensko,  da 
aflUnge  doch  bei  dner  solchen  Entfernung  der  Arm6e  wohl  unmöglich  mit- 
gMehlefipet  werden  können?   In  summa,  die  UnStatthaftigkeit  dieser  Supposition 
kochtet  einem  jeden  so  klärlich  in  die  Augen,  dass  ich  Ew.  p.  GMuld  miss- 
bnuchen  würde,  wann  ich  mich  bei  deren  Widerlegung  länger  aufhalten  wollte. 
Dass  der  Petersburgische  Hof  dem  Berlinischen  in  die  Haare  wolle,   wird 
Ton  vielen  geglaubet,  Ton  einigen  gewünschet,  yon  denen  yemünftigsten  aber 
als  ein  ganz  unwahrscheinliches  Vorgeben  yerworfen.    Beide  Höfe  haben  von 
undenklichen  Jahren  her  in  einer  genauen  Harmonie  gestanden.  Sie  haben  auch 
£Mt  in  allen  Stücken  ein  gemeinsames  Interesse,  und  so  lange  sie  demselben 
fidgen,   ist  es  fajst  nicht  möglich,  dass  sie  mit  einander  in  Misshelligkeit,  viel 
weniger  in  offSanbare  Ruptur  gerathen  könnten;  und  wann  es  auch  bisweilen 
durch  Betrieb  eigennütziger  Ministrorum  dahin  gebracht  worden,  dass  zwischen 
beiden  eine  Kaltsinnigkeit  entstanden,  wie  man  bei  unsem  letztem  Troublen 
wahrnehmen  wollen,  so  ist  doch  solches  von  keiner  Dauer  gewesen,  sondern  die 
Sachen  smd  bald  wiederumb  in  ihr  natürliches  Geleise  gekommen.    Keiner  von 
beiden  besitzet  etwas,  so  dem  andern  Appetit  erwecken  könnte.    Keiner  yon 
beiden  würde  zwar  mit  gleichgültigen  Augen  ansehen  können,  wann  der  andere 
«in  Stück  yon  unserm  Vaterlande  an  sich  reissen  wollte.    Aber  dieses  ist  bisher 
der  Casus,  wenigstens  in  Ansehung  des  Berlinischen  Hofes,  noch  nicht  gewesen, 
und  die  Agrandissements,  so   derselbe  an  andern  Orten  suchen  und  machen 
möchte,  können  dem  Russischen  nicht  nur  gleichgültig  sein,  sondern  scheinen 
aach  seinem  Interesse  zu  conyeniren.  Die  Macht  des  Berlinischen  Hofes  hat  der 
fioniBche  yormals  als  seine  Vormauer  gegen  ganz  Europa  angesehen,  und  zwar 
oieht  ohne  Grund.    Denn  ab  in  dem  letztem  Nordischen  Kriege  fast  alle  Euro- 
piische  Puissancen,  Wien,  Frankreich,  Engelland,  Hannover,  Schweden,  Dänemark, 
jft  unser  Hof  selbst,  wider  Russland  conspirirten  und  dessen  Macht  zu  yermin- 
dem  begierig  waren,  hat  des  Berlinischen  Hofes  Standhaftigkeit  an  dem  Russi- 
•eben  Interesse  alle  diese  Anschläge  hintertrieben  und  verhindert,  dass  darüber 
nicht  einmal  ein  vemunftmSssiges  Concert  formiret  werden  können.    Man  hat 
*iich  bis  dato  nicht  wahrgenommen,  dass  zwischen  beiden  Höfen  einiges  persön- 
'icliee  liGssvergnügen  entstanden  wäre,  und  wann  auch  Russland  dem  Berlini- 
schen Hofe  den  Krieg  declariren  wollte,  so  ist  nicht  abzusehen,  was  es  vor  eine, 
Auch  nur  im  geringsten  scheinbare  Ursache  dazu  allegiren  könnte.    Beiderseits 
Souverftne  begegnen  sich  mit  aller  ersinnlichen  Freundschaft  und  Hochachtung, 
'Od  als  die  Russische  Kaiserin   sich  vermöge  ihrer  Tractaten   verbunden   er- 
^^litete,  unserm  Hofe  wider  den  Berlinischen  mit  einer  Anzahl  Hülfstrappen  zu 
'—Hislium,  declarirte  sie  ausdrücklich,  dass  sie  dabei  das  bisherige  gute  Ver- 
^•^lunen  mit  dem  letztem  in  keine  Wege  zu  unterbrechen   gedächte,   sondern 
billiges  nichtsdestoweniger  nach  wie  vor  sorg^tig  cuitiviren  würde.     Zwar  ist 
^oht  zu  leugnen,  dass,  wann  der  Marsch  der  Auxiliartrappen  würklich  erfolget, 
^^xsos  nach  dem  natürlichen  Lauf  der  Welt  Sachen  gar  leicht  zwischen  beiden 
^Wen  sehr  grosse  und  ihrem  beiderseitigen  Interesse  nachtheilige  Weiterungen 
^^tartehen  können.    Solcher  Marsch  aber  ist  nicht  geschehen.    Der  Friede  ist 
■^»wischen  gekonmien  und  hat  dem  Petersburgischen  Ministerio  allen  Prätext, 
^^ii  an  dem  Berlinischen  Hofe  zu  reiben,  völUg  entzogen. 

Nichtsdestoweniger   continuiret  selbiges  die  ehemaligen  Kriegesrüstungen 
'^'^it  der  grossesten  Ungemächlichkeit  ohnablässig,  und  da  selbige  doch  ein  Ob- 
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jectam  haben  rnttaeen,  so  ist  bei  obangeftthiten  Umstflnden  fiut  nicht  mOglic 
ein  anders  zu  ersinnen,  als  unser  werthee  Vateilaiid. 

Aber  anch  hieyon  ist  es  schwer,  sich  einige  wahnMshdnliche  YonteHnng  i 
machen,  man  supponire  dann  zugleich,  dass  der  RnsBische  Hof  sich  wegen  Bon 
vorhabenden  Absichten  mit  einer  oder  mehreren  der  benachbarten  PnisBanc« 
concertiret  und  deren  Concurrenz  oder  wenigstens  Conniyenz  yermchert  hab< 
werde,  und  dieses  müsste  nothwendig  sein 

entweder  der  Berlinische  Hof,  oder  die  Höfe  von  Wien  und  Dresden. 

Dem  Berlinischen  Hofe  hat  man  schon  vor  zwei  Jahren  impntiren  wolle 
dass  derselbe  etwas  gefahrliches  wider  die  R6publique  im  Schilde  führe.    Mi 
hat  uns   davon  viele  Particularia  mit  grosser   Assnrance  angefcibret  nnd  d 
Ohren  mit  solcher  Affectation  vollgeprediget,  dass  eben  dadurch  das  ganze  Vo 
geben  bei  vernünftigen  Leuten  verdächtig  worden.    Der  Ausgang  hat  gezeige 
dass  solch  Urtheil  nicht  ungegrundet  gewesen;  anjetzo  f&nget  man  diesen  6i 
sang  von  neuem  an.     Eben  diejenigen  Personen,  die  uns  vor  wenig  Monat« 
bereden  wollen,  dass  Russland  den  Berlinischen  Hof  mit  aller  Macht  attaquir« 
würde,  eben  diejenigen,  die  uns  angereizet,  von  dieser  Crelegenheit  zu  profitire 
und   gegen  gedachten  Hof  Partei  zu  machen,    bemühen  sich  anjetzo,  ans  ea 
Concert  zwischen  beiden  Höfen  zu  unserm  Präjudiz  vorzubilden.    Sie  insinrnreo 
uns,  dass  der  Widerwillen,  den  das  Russische  Ministerium  seit  einiger  Zeit  g^gen 
den  Berlinischen  Hof  spüren  lassen ,   sowohl  als  die  Garessen ,   so  selbiges  dem 
unsrigen  gemacht,  pure  Grimace  und  verstelltes  Wesen  sei.    Berlin  und  Peten- 
bürg  verstünden  sich   wie   Beutelschneider  auf  dem  Markt    Ja  sie  prätendinn 
sogar,  alle  Particularia  von  dem  vorgegebenen  Concert  zu  wissen,  lübnlich  Biw- 
land  soUte  zuerst  gegen  Polen  losbrechen;   hierauf  würde  der  Berlinische  Hof 
gleichfalls  seine  Truppen  in  unser  Vaterland  einrücken  lassen,  unter  dem  Schein, 
ob  wollte  er  uns  gegen  die  Russen  assistiren.     Wenn  aber  beide  Parteien  ent 
im  Lande  wären,  würden  sie  sich  unter  einander  auf  unsere  Kosten  zum  Schoo 
vertragen,  ein  jeder  das  ihm  convenirende  und  unter  ihnen  bereits  ahgendet' 
Stück  des  Königreichs  approprüren  und  mit  vereinigten  Kräften  unsem  Hof  t 
wohl  als   die  R^publique  forciren ,  solche  Partage  zu  genehmigen.     Mir  eb 
wann  ich   solche   ungereimte   Erzählungen  höre,  und  ist  mir  dabei  ebeoM 
Muthe,  als  wann  ich  von  einem  Diebe  gcwamet  würde,   auf  mein  Hintei^ 
wohl    Acht  zu  geben,  immittelst  dass  sein  Kamerade  im  Vorderhaus  einb 
Wir  kennen  alle  den  Charakter  des  jetzigen  Regenten  des  Berlinischen  J 
£r  bat  selbigen  durch  seine  bisherigen  Actiones  deutlich  genug  an  der 
geleget.    Jedermann  wird  bekennen  müssen,  dass  er  sein  wahres  Intere« 
konmien  kennet  und  sich  von  demselben  durch  keine  betriegliche  VorbU 
ableiten  lasset;  er  weiss  sowohl  als  wir,  dass  sein  Agrandissement  in  P' 
einzige  vernünftige  Objectum   der  Jalousie  sei,   welche  der  Russische  H 
ihn  fassen  könnte. 

Es  ist  schon  ebenso  wenig  imbekannt,   dass  seinem  Interesse  in 
Russlandes  nichts  pr^judicirlicher  sei,  als  wenn  dieses  Reich  sich  in  Pc 
extendiren   und    die    Barriere,   so   ihn   anjetzo  von  demselben  scheid 
Hauptgrund  des  beiderseitigen  guten  Vernehmens  ist,  aufheben  oder 
sollte.    Dann  je  näher  uns  ein  Nachbar  tritt,  je  mehr  Gelegenhdf 
natürlicher  Weise  zu  fast  unvermeidlichen  Misshelligkeiten,   und  e' 
einem  Reiche  von  der  Natur  und  Situation   wie  das  Russische,  wie 
auch  geführet   würde,   kann  dem  Berlinischen  Hofe  nicht  anders 
fährlich,  kostbar  und    beschwerlich  fallen  und  ihm  am  Ende  ni< 
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geringsten  PMspect  von  einiger  Acqnisition   oder  andern  Avantage  vorstellig 
machen. 

Wer  wollte  sich  nnn  wohl  bereden  lassen,  dass  ein  Herr  von  so  grossen 
diudcbten  zn  einem  Concert  die  Hände  bieten  würde,  welches  so  augenscheinlich 
seiiiem  Interesse  zuwider  ist  und  ihm  anstatt  der  friedliebenden  R^publique  einen 
so  mächtigen  und  imperieusen  Nachbar  an  die  Seite  setzen  soll?  Wäre  es  wohl 
mißlich,  dass  dieses  Herrn  Penetration  echappiren  soUte,  dass,  was  vor  Acqui- 
dtion  er  auch  immer  machen  möchte,  er  doch  die  zu  Sicherheit  dersclbigen  un- 
Qmbgänglich  erforderte  Cession  von  der  Republique  nimmermehr  erhalten  werde, 
so  lange  dieselbe  bei  ihrer  Freihdt  und  derselben  Grundstein,  das  Liberum  Veto, 
in  seinem  Wesen  unverrttckt  verbleibet:  und  dass  er  dannenher,  umb  sich  seiner 
Conqnöte  zu  versichern,  necessitiret  sein  würde,  dahin  selbst  mit  zu  arbeiten, 
daas  das  Systema  der  Böpublique  alteriret,  die  Freiheit  der  Nation  geschmälert 
md  eingeschrftnket  und  der  Krön  eine  grössere  Autorität  und  Gewalt,  als  ihr 
die  Gesetze  erlauben,  beigeleget  werde?    Was  vor  eine  fatale  Kette  von  Incon- 
venienzien  aber  würde  sich  der  Berlinische  Hof  durch  eine  solche  Veränderung 
Aber  den  Hals  ziehen?    Seine  Staaten  machen  eine  Grenze  mit  Polen  von  mehr 
«Ib  100  Meilen,  und  da  sie  an  unserer  Seite  ganz  offen  liegen,  ist  seine  ganze 
Macht  nicht  hinlänglich,  selbige  zu  bedecken,  dafem  wir  sie  feindlich  anfallen 
und  verwüsten  wollten.   Seine  vornehmste  Sicherheit  bestehet  also  darinne,  dass 
er  veraiehert  ist,  dass  die  Constitution  unserer  R^publiquc  und  die  Sorge  vor 
unsexe  Freiheit  uns  nicht  zulasset,  einen  offensiven  Krieg  gegen  einen  unserer 
Naehbaren  anzufangen:  und   dieser  einzige  Umstand  bedecket  seine   Grenzen 
besser  als  alle  Festungen  oder  andere  Barrieren  in  der  Welt.    Der  Umsturz  un- 
serer Constitution  aber  würde  den  Berlinischen  Hof  solcher  Sicherheit  auf  ein- 
mal berauben,  und  mit  welcher  Acqnisition   könnte  man  ihn  wohl  flattiren,   die 
einen  so  grossen  Verlust  aufzuwiegen  vermögend  wäre?  Was  vor  eine  Conqu^te 
könnte  er  über  uns  machen,  die  ihm  nicht  nach  unterdrückter  Freiheit  und  ein- 
geschränktem Veto  ein  König  in  Polen  bei  bequemer  Gelegenheit  wiederum  zu 
entreiasen  überflüssig  im  Stande  sein  würde? 

Wir  können  auch  dem  Hause  Brandeburg  die  Justiz  nicht  versagen,  dass 
es  seit  der  Zeit,  da  wir  aus  Veranlassung  eines  Krieges,  worinne  wir  durch  un- 
serer Könige  ausländische  Praetensionen  verwickelt  worden,  ihm  die  Souverainet6 
Aber  ein  Land  cediren  mussten,  wovon  er  ohnedem  das  Eigenthum  besass  und 
wir  aosser  der  Ehre  der  Lehnsempfängniss  nicht  den  geringsten  Vortheil  zogen, 
und  also  nunmehro  seit  beinahe  90  Jahren  nichts  feindseliges  gegen  unser 
Vaterland  vorgenommen  und  uns  nicht  ein  Dorf  entrissen,  noch  zu  entreissen 
getrachtet,  ob  ihm  schon  die  vielfältigen  Troublen,  womit  die  R^publique  heim- 
gesachet  worden,  hiezu  Gelegenheit  genung  an  Hand  zu  geben  geschienen:  wie 
mir  denn  zuverlässig  bekannt  ist,  dass  der  letztregierende  Herr,  als  ihm  der 
Beeits  der  Stadt  Elbing  freiwillig  angetragen  und  ein  mehreres  nicht  von  ihm 
▼erlanget  wurde,  als  denen  vor  die  agnoscirende  Freiheit  fechtenden  getreuen 
Söhnen  dea  Vaterlandes  die  Zuflucht  in  seinen  Landen  zu  versagen,  solche 
Offerten  g^dreusement  ausgeschlagen.  Ob  auch  wohl  sonsten  unter  dessen 
Begiening  von  seinen  Truppen  in  unserm  Lande  lusolenzien  und  Ezcesse  vor- 
genonunen  worden  sein  mögen,  welche  freilich  einer  freien  Nation  nicht  an- 
dets  alfl  sehr  sensible  fallen  können,  so  sind  doch  solches  nur  Kleinigkeiten, 
wdche  das  essentielle  und  die  Constitution  und  Integrität  nnsers  Staats  auf 
keine  Weise  berühren,  auch  mit  dem  Absterben  dieses  Herrn  von  selbsten 
ceuiret,  und  hindern  mich  selbige  nicht,  es  vor  einen  festen  Satz  anzunehmen, 
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dass  des  Hauses  Brandehurg  Interesse  sei,  unsere  Constitution  und  Freiheit  als 
den  vornehmsten  Grund  seiner  Sicherheit  nach  allen  Kräften  zu  mainteniren, 
und  dass  folglich  unser  Vaterland  sich  von  dem  BerUnischen  Hofe  nichts  widriges 
oder  was  den  Umsturz  unsers  Sjstematis  auch  nur  von  weitem  befördern  konnte, 
zu  befahren  habe,  wohl  aber  eines  mächtigsten  Beistandes  wider  alle  innerliche 
und  äusserliche  Feinde  zu  versehen,  folglich  die  B^publique  Ursach  habe,  sel- 
bigen als  seinen  besten  Freund  und  zuverlässigste  Stutze  anzusehen. 

Ich  möchte  wünschen,  dass  ich  eben  dieses  Ton  den  Höfen  zu  Wien  und 
Dresden  sagen  könnte. 

Aber  so  viel  den  erstem  angehet,  da  zeigen  unsere  Annales,  wie  unablässig 
das  Haus  Oesterreich  schon  seit  beinahe  200  Jahren  bemühet  gewesen,  entweder 
unsere  Krone  sich  selbst  zu  appropriiren,  um  uns  auf  den  Fuss  zu  setzen  wie 
die  ehedem  freie  Böhmische  und  Ungarische  Nationen,  oder,  da  solches  wegen 
der  Jalousie  der  benachbarten  Potenzien  nicht  möglich  gewesen,  uns  solche 
Prinzen  zu  Königen  aufeudringeii ,  die  von  ihm  vornehmlich  dependirten  und 
seinen  Trieben  folgen  müssten. 

Seine  Staaten  sind  durch  ihre  natürliche  Situation  gegen  uns  ziemlich  ge- 
decket, und  folglich  hat  es  bei  weitem  die  Motiven  nicht  wie  der  Berlinische 
Hof,  sich  die  Aufrechterhaltung  unserer  Constitution  und  Freiheit  mit  besonderem 
Eifer  und  Aufmerksamkeit  angelegen  sein  zu  lassen,  vielmehr  scheinet  es  seinem 
Interesse  vollkommen  wohl  zu  conveniren,  dass  ein  König  in  Polen,  dafeme  er 
nur  dem  Oesterreichischen  Interesse  zugethan  ist,  seine  Autorität  im  Reich  weiter 
eztendire,  als  es  die  Gesetze  mit  sich  bringen. 

Denn  je  mehr  Gewalt  ein  solcher  König  hat,  je  kräftigere  Assistenz  kann 
sich  der  Wienerische  Hof  von  demselben  versprechen,  sowohl  g^gen  die  Otto- 
mannische Pforte,  als  gegen  seine  christliche  Nachbaren,  insonderheit  wider  das 
Haus  Brandenburg,  welchem  derselbe  die  Conqudte  von  Schlesien  gewiss  in  den 
nächsten  hundert  Jahren  schwerlich  vergessen  dürfte. 

Gresetzt  also,  es  wäre  ein  Plan  auf  dem  Tapis,  unserm  Könige  mehr  Ge- 
walt im  Reiche  zu  verschaffen  und  die  Krone  in  seinem  Hause  erblich  zu 
machen,  wer  kann  uns  verargen,  wenn  wir  bei  solcher  Beschaffenheit  der  Sachen 
den  Wienerischen  Hof  soup^nniren ,  dass  er  zu  dergleichen  Concert  gerne  und 
willig  die  Hände  bieten  und  dessen  Ausfahrung  zu  befördern  trachten  dürfte, 
wenn  es  auch  gleich  dem  Königreich  Polen  ein  Stück  von  seinem  Territorio 
kosten  sollte.  Nach  dem  Wunsch  und  Interesse  des  Wienerischen  Hofes  kann 
die  Polnische  Krone  nirgends  besser  verwahret  sein,  als  in  den  Händen  dnes 
Hauses,  welches  dem  Oesterreichischen  von  langen  Zeiten  her  mit  Leib  und 
Seele  ergeben  gewesen  und  desselben  Absichten  und  Interesse,  selbst  mit  Hint- 
ansetzung seines  eigenen,  zu  befördern  sich  bereden  lassen. 

Ueberdem  hat  der  Wienerische  Hof  ein  neues  Motif ,  den  obangeflQirter 
Massen  supponirten  Plan  mit  allen  Kräften  zu  appuTiren,  indem  er  solchergestalt 
Mittel  findet,  den  Dresdenschen  Hof  wegen  des  ungeheuren  Schadens,  so  sich 
derselbe  durch  sein  unzeitiges  Attachement  "^an  das  Oesterrdchische  Interesse 
zugezogen,  ohne  seine  Beschwerde  auf  fremde  Kosten  zu  indemnisiren  und  sieh 
dieser  Obligation,  wozu  ihn  die  Tractaten  sonsten  verbinden,  mit  guter  Bequem- 
lichkeit zu  entscheiden. 

Dass  das  Churhaus  Sachsen  von  dem  Augenblick  an,  da  es  den  Polnischen 
Thron  bestiegen,  damit  umbgegangen  und  alle  seine  Consilia  dahin  gerichtet, 
sich  denselben  erblich  zu  machen,  die  Freiheit  der  R^pubUque  und  der  Nation 
einzuschränken  und  der  Krone  eine  mehrere  Autorität  zu  verschaffsn,  als  ihr 
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die  Gesetze  beilegen,  solches  ist  notorisch,  und  Ew.  p.  werden  davon  so  voll- 
kommen überzeuget  sein,  dass  es  überflüssig  sein  würde,  diesen  Satz  weitläuftig 
aoBSofahren.  Anfönglich  hielt  man  dafür,  dass  sich  der  Anschlag  am  fuglichsten 
wllirender  Unruhen  ins  Werk  setzen  lassen  würde,  und  zu  solchem  Ende  wurde 
sa  An^EUQg  dieses  Seculi  der  frivole  Krieg  gegen  Schweden  angezettelt,  dessen 
Doglücklicher  Ausschlag  unserm  Yaterlande  zwar  unsägliches  Blut  und  Schätze 
kostete,  ihm  aber  dennoch  seiu  unschätzbares  Kleinod,  die  Freiheit  conservirte. 
Ob  auch  wohl  der  Hof  bis  ans  Ende  der  letzten  Regierung  seine  Pointe  un- 
ablftfisig  poussirte  und  allerhand  Kunstgriffe  und  Intriguen  anwendete,  umb  zu 
mnem  Endzweck  zu  gelangen,  so  vernichtete  dennoch  die  standhafte  Gegen- 
irebr  getreuer  Söhne  des  Vaterlandes  und  die  nicht  genung  zu  verdankende 
hmlBteDz  des  grossen  russischen  Monarchen  Petri  I.  alle  solche  Anschläge  und 
Bemühungen.    Unter  der  jetzigen  Regierung  setzet  der  Hof  (dann  es  sei  ferne, 

ich  unserm  gerechten  und  gütigen  Könige  darunter  das  geringste  zur  Last 
oder  ihn  soup^onnircn  sollte,  dass  er  die  von  ihm  theuer  beschwome  Pacta 
seil  venia  wissentlich  zu  brechen  Willens  sei),  der  Hof,  sage  ich,  setzet  eben 
lieselbe  Principia  mit  gleichem  Eifer  fort,  jedoch  mit  einer  etwas  veränderten 
kiethode.  Unter  des  Vaters  Regierung  suchte  man  mit  Macht  durchzubrechen 
md  wollte  dazu  die  Sächsischen  Kriegesvölker  gebrauchen,  in  der  Meinung,  dass 
nmn  auf  deren  Beistand  am  sichersten  rechnen  könnte.  Seit  des  Sohns  £r- 
lebong  auf  den  Thron  erwählet  man  gelindere  Wege^  von  denen  man  sich  einen 
rvrar  langsamen,  aber  desto  zuverlässigem  Effect  verspricht  Man  begreifet, 
lass  man  ohne  militaren  Ann  sich  nicht  wohl  flattiren  könne,  einer  freien  Nation 
P'eeBeln  anzulegen.  Aber  da  die'  Erfahrung  gelehret ,  dass  der  Gebrauch  der 
MLcbsischen  Macht  hiezu  nicht  bequem  sei  und  unser  Vaterland  allzu  frühzeitig 
n  Biisstrauen  und  Alarm  setze,  so  suchet  man  ein  Aequivalent  innerhalb  des 
KSnigreichs. 

Dieses  ist  der  wahre  Grund  der  ungemeinen  Bewegungen,  so  man  sich 
bisher  wegen  der  Augmentation  unserer  inländischen  Armee  gegeben  und  zu 
deren  Unterstützung  man  uns  so  chim^rique  Schreckbilder  vorgestellet,  als  ob 
vir  in  Gk&hr  stünden,  alle  Augenblicke  von  gewissen  Puissancen  verschlungen 
n  werden,  gegen  welche  uns  doch  ihr  eigenes  Interesse  und  die  Jalousie  un- 
terer übrigen  Nachbaren,  von  deren  keinem  wir  etwas  zu  befurchten  haben,  es 
gMcbehe  denn  de  concert  mit  unserm  eigenen  Hofe  und  auf  dessen  Antrieb, 
genugsam  in  Sicherheit  stellet.  Man  unterlasset  dabei  nicht,  unzählige  Kunst- 
griffe anzuwenden,  umb  unter  unserer  Nation  selbst  eine  starke  Partei  von 
lolchen  Leuten  zu  formiren,  die  zu  des  Hofes  Wink  parat  zu  stehen  und  dessen 
Abeicbten  die  Ehre,  Freiheit  und  Gesetze  des  Vaterlandes  zu  sacrificiren  sich 
entBchlieasen  können.  Von  alten  und  durch  viele  Secula  wegen  ihres  patrio- 
tbehen  Eifers  cüstinguirten  Familien  darf  man  sich  dergleichen  Complaisancen 
freifich  nicht  versprechen;  daher  werden  selbige  hintangesetzet :  hingegen  neue 
und  ganz  unbekannte  zu  den  wichtigsten  Chargen  und  Ehrenstellen  erhoben 
imd  ihnen  eine  solche  Autorität  anvertrauet,  dergleichen  ehedem  in  unserm 
Vaterlande  unbekannt  gewesen,  und  wobei  sie  sich  unmöglich  anders  mainteniren 
kitainen,  als  unter  einem  Herrn,  der  sich  lieber  in  seinen  Patrimonialstaaten  als 
in  seinem  Königreich  aufhalten  mag  und  das  letztere  nicht  anders  als  aus 
dringender  Noth  seiner  Gegenwart  würdiget  Es  ist  auch  dannenher  kein 
Wonder,  wann  dergleichen  Leute  allen  ihren  Witz  und  Künste  anwenden,  um 
den  Weg  zu  dem  allerfatalesten  Vorhaben,  und  welches  unserer  Freiheit  unver- 
meidlicb  den  Untergang  zuwege  bringen  muss,  nämlich  einer  dritten  Sächsischen 
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Kronfolge,  zu  bahnen.  Ihre  Methode  ist  bisher  gewesen,  uns  anfönglich  mit  den 
beweglichsten  Rlagliedem  über  die  bei  einem  Interregno  unvermeidliche  Cala- 
mitäten  zu  betäuben  und  dabei  zu  insinuiren,  dass  ein  jeder  Patriot  Ursach  habe, 
auf  diensame  Ezpedientia  zu  denken,  wodurch  solchen  Calamitäten  vorzubeugen 
sein  möchte,  ohne  sich  eben  an  die  alte  absolute  Gesetze  zu  binden,  als  welche 
nach  den  Zeiten  reguliret  werden  müssten,  weil  sich  die  Zeiten  nicht  nach  den 
Gesetzen  richteten;  diesem  fugen  sie  hinzu  die  magnifiquesten  Elogen  von  der 
königlichen  Familie,  insonderheit  des  Prinzen  Xaverii,  dessen  Qualitäten,  Ver- 
stand, Herzhaftigkeit  und  Eifer  vor  die  Religion  [sie]  mit  zwar  wohlverdienten« 
aber  doch  über  die  Massen  affectirten  Lobspruchen  erheben  und  dabei  zu  ver- 
stehen geben,  dass  Polen  glücklich  sein  würde,  wann  es  diesen  Prinzen  zum 
Könige  haben  könnte,  und  müsste  man  billig  darauf  denken,  ihm  noch  bei  Leb- 
zeiten seines  Herrn  Vaters  die  Ejrone  zu  versichern.  Es  wäre  zwar  zu  be* 
jammern ,  dass  die  Gesetze  dergleichen  Wahl  untersagten;  jedoch  würden  sich 
dagegen  auch  solche  Ezpedientia  finden  lassen,  die  mit  den  Gesetzen  combinable 
wären.  Seit  kurzem  haben  sie  die  Masque  deshalb  etwas  mehr  abgezogen  und 
gegen  ihre  Confidentiores  sich  herausgelassen,  worinne  die  gerühmten  Ezpedientia 
bestehen  sollen,  nämlich  darinne,  dass  unser  König  die  Krone  bei  seinen  Leb- 
zeiten niederlegen  wolle,  wann  er  versichert  wäre,  dass  selbige  seinem  jetzt- 
gedachten Prinzen  zu  Theil  werden  würde. 

Man  hat  auch  sonsten  ganz  zuverlässige  Nachrichten,  dass  solches  würklich 
das  Favoritsjstema  des  Dresdenschen  Hofes  und  insonderheit  der  Königin  sei, 
und  dass  dessen  Minister  ohngeachtet  des  ungesegneten  Ausschlags  seiner  schäd- 
lichen Rathschläge  sich  allein  dadurch  in  seinem  Credit  maintenire,  dass  er  in 
solch  Systeme  blindlings  ontriret  und  seinen  Hof  von  einem  glücklichen  Sncces» 
desselben  schmeichelt 

Wie  aber  der  Dresdensche  Hof  und  die  ihm  verkaufte  Polen  zur  Gnüge 
emsehen,  dass  deif^leichen  Proposition  sich  mit  denen  Gesetzen  so  wenig  als 
eine  andere  Wahl  vivo  Rege  zusammenrdmen  lasse  und  also  nothwendiger 
Weise  alle  redliche  Patrioten  revoltiren  und  allerhand  widrige  Motus  eiregen 
müsse,  welche  zu  stillen  die  im  Königreich  vorhandene  Militärmacht  schwerlich 
zureichend  sein  dürfte,  so  bleibet  ihnen  nichts  anders  übrig,  als  selbige  durch 
auswärtige  Assistenz  durchzusetzen. 

Bei  dem  Berlinischen  Hof  darf  sich  der  Dresdensche  deshalb  nicht  melden, 
indem  jener  sein  Interesse  allzu  wohl  verstehet  und  beherziget,  umb  zu  der- 
gleichen Project  die  Hände  zu  bieten,  was  man  auch  vor  eine  Lockspeise  dem- 
selben darbieten  wollte;  der  schlechte  Success  der  verlornen  Anwürfe,  so  dieser- 
halb  von  Dresden  aus  in  Berlin  unter  der  vorigen  Regierung  geschehen,  dient 
dem  ersteren  Hofe  zur  Lehre,  und  bei  der  gegenwärtigen  hat  er  sich  gewiss 
noch  weniger  Fortgang  darunter  zu  versprechen. 

Seine  einzige  Hoffnung  ist  also  Auf  den  Rassischen  Hof  gestellet  Dem- 
selben hat  der  Vater  seine  Krone  einig  und  allein  zu  danken.  Von  ihm  er- 
wartet auch  der  Sohn  gleiche  Gnade.  Umb  sich  derselben  würdig  zu  machen, 
hat  der  Dresdensche  Hof  bisher  die  ailemiederträchtigsten  Demarchen  gegen 
den  Russischen  gethan  und  sich  dessen  Willen  und  Einflüssen  so  vollkommen 
unterworfen,  als  ob  er  dessen  Sdave  und  demüthiger  Vasall  wäre.  Kein  Mittel, 
dessen  Grunst  zu  captiviren,  ist  negligiret  worden.  Bei  meiner  jüngsten  An- 
wesenheit in  Petersburg  habe  ich  mit  Erstaunen  vernommen,  was  vor  unsägliche 
Summen  an  Gelde  und  andern  Kostbarkeiten  aus  Sachsen  öffentlich  und  heimlich 
dahin  geflogen,  und  kein  Russe  kann  durch  Dresden  paasiren,  der  nicht  mit 
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Prfiaenten  ttberbfiuft  wird.  Aber  eine  Kronfolge  kann  man  nicht  zu  theuer 
kmufen. 

Bei  dem  allen,  möchte  man  hier  einwerfen,  ist  wenig  Wahrscheinlichkeit 
rorlianden,  dass  der  rassische  Hof  dadurch  bewogen  werden  dürfte,  das 
Kil^nirte  Vorhaben  zu  favorisiren. 

Solches  widerstreitet  ja  seinem  Interesse  eben  so  stark  als  dem  Berlinischen. 
IHchtB  ist,  worauf  Bussland  mehr  Attention  zu  nehmen  Ursach  hat,  als  auf  die 
^ODseryation  unsers  gegenwärtigen  Sjstematis,  und  nichts  kann  dem  Peters- 
nuqgiflchen  Hofe  gefthrlicher  sein,  als  wann  ein  so  mächtiges,  grosses  und  volk- 
eicheB  Königreich  unter  ein  erbliches  Haupt  geriethe,  welches  sich,  nach  dem 
invermeidlichen  Zusammenhang  der  Weltgeschäfte,  mit  der  Zeit  .unfehlbar 
ouTerSn  machen  würde. 

Der  Einwurf  wäre  von  (Gewicht,  wenn  wir  zu  Petri  I.  Zeiten  lebten. 
Xeser  Herr  r^erte  selbst  mid  hatte  kein  ander  Interesse  als  das  seinige. 

"Er  war  ein  guter  Freund  von  unserm  verstorbenen  Könige,  aber  nicht  so 
reätf  dass  er  dessen  Absichten  auf  die  Kronfolge  in  seinem  Hause  unterstützet 
Alte,  so  viel  Künste  auch  der  Dresdensche  Hof  anwendete,  umb  ihn  hiezu  zu 
"erleüen.  Vielmehr  nahm  er  verschiedene  Mesures,  umb  unserm  gegenwärtigen 
Lteigc  den  Zutritt  zum  Thron  zu  verlegen.  Unter  seinen  ersten  beiden 
occeflsoribus  folgten  die  von  seiner  Hand  formirte  Ministri  seinen  Principiis  in 
iesem  Stück.  Die  Verbindungen,  keinen  andern  als  euien  Plasten  auf  den 
»olliischen  Thron  zu  lassen,  wurden  erneuert  und  befestiget 

Unter  der  letztverstorbenen  Czarin  aber  erhub  sich  au  dem  Hofe  zu 
^etersbuig  ein  unwürdiger  Favorit  und  erhielt,  Gott  weiss  durch  was  für  Mittel, 
ine  solche  Autorität,  dass  niemand  von  der  Nation  gegen  ihn  muchsen  durfte. 
Me^er,  als  ein  Fremder,  hatte  ein  ganz  differentes  Interesse  von  dem  Interesse 
e^fenigen  Beichs,  dessen  Buder  ihm  desselben  Unstern  in  die  Hände  geführet 
mtte.  Daher  fand  auch  der  Sächsische  Hof  mit  seinen  Intriguen  ohne  Mühe 
«i  ihm  Ingress.  Ein  Herzog^hut,  der  den  Sachsen  nichts  kostete,  machte  die 
Lffiüre  aus,  und  damit  er  desto  besser  passen  möchte,  wurde  er  von  dem 
^Heneiischen  Hofe  mit  einer  Schlesischen  Standesherrschaft  gefattert.  Diese 
Logensalbe  wlur  so  kräftig,  dass  der  Favorit  alle  die  fürchterlichen  Vorstellung^, 
o  flieh  Petrus  I.  von  denen  gefährlichen  Folgen  der  Sächsischen  Succession  in 
V>len  Yor  sein  Beich  formiret  hatte,  vor  eitele  Schreckbilder  ansähe  und  seine 
kmTeränin  beredete,  dass  es  nicht  allein  billig,  dass  der  Sohn  in  seines  Vaters 
lats  träte,  sondern  auch  solche  Folge  dem  Interesse  Busslands  so  vollkommen 
sei,  dass  man  kein  Bedenken  tragen  dürfte,  zu  deren  Behauptung,   ob 

schon  sonsten  keinen  besondem  Vortheil  vor  die  Bussische  Nation  dadurch 
»,  derselben  Blut  und  Schätze  zu  sacrificiren.  Derjenige  Minister,  welcher 
DJetso  das  Heft  der  Bussischen  Affiuren  in  Händen  hat,  tritt  vollkommen  in 
ie  Fuflstapfen  seines  Vorfahren,  ja  er  übertrifiit  denselben  in  Eifer  vor  das 
Micbaache  Interesse. 

Ein  Secretarius,  der  einen  öffentlichen  Charakter  von  dem  Sächsischen  Hofe 
tSgt,  fahret  seine  geheimeste  Correspondenz  und  gouvemiret  ihn,  wie  er  den 
[oC  Die  Beförderung  der  Dresdenschen  Absichten  ist  der  Hauptendzweck 
Her  seiner  Handlungen  und  er  beherziget  selbige  mehr  als  die  Wohlfahrt 
einefl  eigenen  Vaterlandes.  Wer  sich  denenselben  widersetzet,  ist  sein  Feind. 
^e  klärlich  haben  nicht  die  redlichen  Patrioten,  welche,  wie  Ew.  p.  bekannt, 
bnULiigst  nach  Petersbui^^  deputiret  worden,  in  der  Hofinung,  bei  dem  dasigen 
lo/fe  gGgea  die  der  B^publiqne  angedrohete  augenscheinliche  Gefahr,  wie  ehedem 
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bei  Petro  I.  und  seinen  ersten  Successoren ,  Hülfe  und  Bettung  asu*  finden :  wie 
klärlich,  sage  ich,  haben  nicht  dieselbe  diesem  Menschen  die  schücHichen  Säch- 
siechen  Anschläge  und  die  gefährlichen  Consequenzien,  so  daraus  Tor  Rnssland 
selbst  erfolgen  müssteui  vor  Augen  geleget!  Aber  wie  schändlich  sind  sie 
empfangen  worden! 

Hat  er  sie  nicht  bedrohet,  sie  als  Rebellen  gegen  ihren  Herrn  und  Feinde 
des  Russischen  Reichs  zu  tractiren,  so  dass  wir  uns  aus  gerechter  Furcht  eines 
betrübten  Schicksals  je  ehe  je  lieber  retiriren  müssen  ?  Alle  diese  Umstände  and 
offenbar  und  ganz  Petersburg  bekannt    Nichtsdestoweniger  hat  dieser  Verräther — 
die  völlige  Confiance  der  Czarin  und  weiss  Dieselbe  auch  zu  solchen  Demarchen..« 
zu   bewegen,   gegen   welche  sie   sonsten    einen  persönlichca  '>^derwillen   hal 
ebenso  wie  der  unglückliche  Herzog  von  Kurland  die  Czarin  Anna.    Wahr  isl 
es,  dass  sich  zwischen  beiden  Ministris  ein  Unterscheid  findet 

Der  vorige  soutenirte  sich  durch  sich  selbst  und  that,   was  er  wollte,  ohxif 
jemanden  von  der  Nation  um  Rath  'zu  fragen  oder  dessen  Beistimmung  zu 
dürfen.     Des  jetzigen  Autorität  ist  nicht  so  absolut     Die  andern  Russische 
Ministri  haben  ein  Wort  mitzusprechen.    Er  hat  ihren  Beifidl  vonnöthen,  sowol 
umb    seinen   Credit  zu   soutcniren,    als  auch  seine  Anschläge  auszuführen, 
finden  sich  unter  dencnsclbcn   wahre  I^atrioten,   bei  denen  mit  Besteehnngi 
nichts  auszurichten  ist,   die  auch  gar  nicht  von  dem  Humeur  sind,  die  KräS^e 
ihres  Vaterlandes  umb  fremder  Interesse  willen  gratuitement  an&uopfem.    S^>i/ 
Russland  seine  Macht  anwenden,   umb  die  polnische  Freiheit  zu  unterdruck. oo 
und  die  Krone  erblich  zu  machen,  so  müssen   ihnen  reelle  Avantagen  vor  ilir 
eigenes   Vaterland  vor  Augen  gelegct  werden,   zum  Stempel  ein  merküclics 
Arondissement  an  der  Seite  der  conquetirten  Provincien,   Polnisch- Li vland  imd 
der  übrige  Strich  jenscit  der  Düna,  damit  dieser  Strom  die  Grenze  des  Reichs 
ausmaclic  und  Russland  commod^ment  seine  Truppen  nach  Livland  maischiren 
lassen  könne,  ohne  dass  es  nöthig  habe,  uns,  wie  jetzt  geschehen,  die  Ehre  zu 
thun  und  uns  um  freien  Durchzug  zu  begrüssen.    Aber  auch  hiezu  findet  der 
Dresdensche  Hof  leicht  Rath. 

Aus  fremdem  Leder  ist  gut  Riemen  schneiden.    Er  hat  selbst  nicht  das 
geringste  Recht  an  Polen  und  kann  sich  keine  Hoffiiung  machen,-  dessen  Kroo^ 
anders  in  seinem  Hause  zu  conserviren  als  durch  Busslands  Beistand.    SoUte 
er  wohl  so  thöricht  sein,  dass  er,  umb  sich  dessen  zu  versichern,  einigen  An- 
stand  nähme,  eine  so  massige  Portion  von  einem  Königreiche  zu  sacrifidreo,  »o 
ihm  nicht  gehöret  und  wovon  er  alles,  was  er  beh&lt,  vor  eine  Beute  zu  achtes' 
hat?    Gott  ist  bekannt,   was  vor  weiter  aussehende  und  die  Czarin  selbst  vdA 
das  Gouvernement  und   Succession  ihres  Reichs  berührende   verderbliche  Ai»-'' 
schlage  zwischen  ihrem  Ministro  und  dem  Dresdenachen  Hofe  geschmiedet  sei*^ 
mögen.    Die  Muthmaseung  ist  versichert  nicht  ohne  Grund.  Nichts  kann  erdacb>^ 
werden,  was  man  von  einem  Menschen  von  seinem  Charakter  nicht  zu  erwarten  bStt^« 
Unglückselige  Prinzessin,  die  sich  über  ihr  wahres  Interesse  die  Augen  von  eaet^^ 
Verräther  verklebtem  und  zu  Demarchen  verleiten  lasset,  die  zu  ihrem  eigene^^ 
Verderben  abzielen !  Aber  noch  unglückseligeres  Vaterland,  welches  den  Veriu»^ 
seines  edelsten  Kleinods,  der  unschätzbaren  Freiheit,  an  dengenigen  Orte  pn*^'' 
pariret  sehen  muss,   an  dem   es   ohnedem  gegen  dergleichen  Gre£ahr  jeden^^* 
Schutz  und  Rettung  gesuchet  und  gefunden  hat! 

Wenn  ich  nun  alle  obangefuhrte  Considerationes  und  Umstände  mit  eiv 
ander  combinire;  wann  ich  denselben  die  Stimmen  der  rassischen  Commissm^" 
hinzufüge,    welche    sich   überall   in  unserm    Vaterlande   und    absonderlich  **' 
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ÜumeD  hören  lassen,  dass  dem  Königreich  nichts  heilsamer  sein  könne,  als 
m  F^nnzen  Xaveiio  die  Kronfolge  noch  bei  seines  Vaters  Lebzeiten  zu  ver- 
lieniy  80  kann  ich  ohnmöglich  anders  schliessen,  als  dass  das  Concert  zwischen 
Den  Höfen  von  Dresden  und  Petersburg,  sonder  Zweifel  auch  mit  Concurrenz 
B  Wienerischen,  umb  letztgedachten  Prinzen  uns  zum  Kronfolger  aufzudringen, 
ine  YÖllige  Richtigkeit  erlanget  haben  müsse  und  dass  die  grossen  Bussischen 
iegsrüstungen  zu  keinem  andern  Endzweck  destiniret  sind,  als  einestheils  die 
tendirte  forcirte  Wahl,  so  wie  bei  der  letztem  geschehen,  durch  den  Russischen 
intBchuk  zu  unterstützen  und  die  Stimmen  der  vor  des  Vaterlandes  Freiheit 
(enden  Polen  zu  ersticken,  theils  auch  den  Berlinischen  Hof,  von  dem  wir 
flin  bei  gegenwärtiger  Noth  Bettung  zu  erwarten  haben,  von  unserm  Beistand 
niehrecken. 

Ich  habe  mich  nunmehro  von  der  mir  aufgetragenen  Comnüssion  acquittiret 
d  £w.  p.  meine  G^edanken  und  Muthmassungen  über  die  russische  Armements 
hnftihig  eröffiaet  Ich  überlasse  den  Ghnmd  oder  Ungrund  derselben  Ihrer  er- 
lehten  Beortheilnng,  und  Ihrer  patriotischen  Erwägung,  was  vor  llfittel  zu 
ännen  und  zu  erwählen  sein  möchten,  umb  die  angedrohete  augenscheinliche 
Ahr  nachdrücklich  abzukehren.  Ich  empfehle  mich  übrigens  Ew.  p.  beharr- 
hen  Gewogenheit  und  bin  mit  respectueuser  Ergebenheit  pp. 
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Die  Anregung,  hei  Zusammentritt  des  polnischen  Reichstages  dm  Über 
die  Absichten  Preussens  ausgestreuten  Gerüchten  durch  eine  öffenÜiAt 
ErUärung  entgegeneutreten,  ging  von  dem  Bischöfe  von  Ermland  au^h 
Der  König  erklärte  sich  auf  einen  Bericht  des  Cahinetsministerims 
(30.  August)  mit  dem  Vorschlage  einverstanden^  den  bald  darauf**) 
auch  die  Gesandtschaft  in  Warschau  befürwortete. 

Am  3.  Sqptember  genehmigte  der  König  einen  ihm  zur  IHfi»g 
auf  den  Inhalt  vorgelegten  deutschen  Entwurf  aus  der  Feder  Vodseroib^ 
den  nunmehr  der  Verfasser  in  das  Lateinische  übertrug.  Am  15.  Sep- 
tember wurden  die  Drucke  (2  BU.  fol.)  nach  Warschau  an  den  0^ 
sandten  versendet;  die  königsberger  Regierung  und  der  EtatsminisUr 
von  Münchow  erhielten  Befehl  (15.  Odober),  Nachdrucke  veranstdlk^ 
zu  lassen. 

Eine  polnisclhe  Uebersetsfung  von  Oskierka  wurde  ^  da  der  UAv' 
seteer  durch  eine  Abwesenheit  von  Berlin  verhindert  war^  dort  ^ 
Correctur  eu  besorgen,  in  Breslau  eum  Druck  gegeben***). 

Mit  einem  Circularerlass  vom  20.  September  ging  die  Manir 
festation  an  die  Gesandtschaften  im  Haag,  in  London^  S^clAohi 
Kopenhagen,  Petersburg  und  Hamburg.  Im  November  erschien  d^ 
französische  Uebersetmng  im  Mercure  historique  et  politii^^ 
(CXXl  559)  t). 

*)  Bericht  des  Etatsministers  von  Wallenrodt,  Rönigsbeig  28.  Angast  174^ 
♦*)  Vgl.  Politische  Correspondeuz  V,  197. 
***)  Ein  Drack  der  Uehersetzung  liegt  nicht  vor. 
t)  Dieselbe  Uehersetzung:    Sammlung   der  Staatsschriften  unter 
Franz  I.^IV,  871.  Ueher  den  Eindruck  der  Erklärung  vgl.  Drojsen  y,d»25i 
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Noch  sei  erwähnt,  dass  im  September  in  Polen  eine  Schrift  ver- 
\el  wurde:  „Präentions  du  roi  de  Rrusse  sur  la  Pom4ranie  polo- 
t  vulgo  PomereUe*).  Der  Gesandte  in  Warschau  erhielt  am 
September  durch  einen  Ministerialerlass  den  Befehl^  ihr  ein 
lenti  zu  geben. 


Sacra  Regia  Majestas  Borussiae  nullam  unqaam  occasionem 
azit  quin  Nobilissimam  Polonoram  gentem  de  propensi,  quo  in 

feiiar  animi  affectu  et  sincero  ad  promovenda  ipsius  commoda 
io,  tum  amicissimis  manifestationibus,  tum,  et  prout  circumstantiae 
x>ram  permiserunt;  factorum  documentiB  certiorem  redderet. 
16   eo   magis  necessarium  Sacrae  Regiae  Majestät!  visum   fuit, 

ab  ipsis  incunabulis  regni  Sui  non  sine  insigni  aegritudine 
li  animadvertity  non  deesse  inter  aestumatissimam  gentem  male- 
B  et  turbidos  homines,  qui  arctissimum  illud  et  aeternum  foedus, 
1  Serenissimam  Domum  Regio  -  Electoralem  Borussio  -  Brande- 
;icam  et  Serenissimam  Poloniae  Rempublicam  intercedit  et 
ique  ab  annis  hominum  memoriam  excedentibus  sine  uUa  inter- 
ione  at  non  sine  maximo  utriusque  partis  commodo  soliicite 
itam  et  cultum  est,  tanquam  potentissimum  exequendis  per- 
wiBaimis  et  Reipublicae  funestissimis  ipsorom  consiliis  obstaculum 
m  aspicerent  oculis  atque  ad  dimovendum  hunc  obicem  nuUum 

lapidem  moverent  quo  Nobilissimae  Gentis  Polonae  animos 
ifisuiis  terriculamentis  et  suspicionibus  erga  alte  praefatam 
am  Regiam  Majestatem  implerent  ac  suis  exitiosissimis  et 
isumis  meditatis  minus  attentos  redderent.  Tribuit  hoc  Sere- 
mos  et  Potentissimus  Rex  Borussiae  magna  ex  parte  iniquitati 
lonmi;  spe  haud  dubia  firetus,  fore  ut  tales  calumniae,  si  non 
toi  cessarenty  saltem  omnem  penes  Inclitam  Gentem  Polonam 
a  perderent;  ex  quo  non  solum  experientia  eorum  falsitatem 
ifeate  demonstravit,  sed  etiam,  compositis  prorsus  quae  Sacrae 
Ime  Majestati  cum  vicinis  quibusdam  potentiis  intercesserant 
diiB  restaurataque  per  tractatus  pacis  sub  finem  proxime  elapsi 

fialiciter  condusos  undiquaque  tranquillitate,  fundamenta,  quibus 
iToH  inconditis  hujusmodi  rumoribus  fidem  conciliare  antehac 
wi  fuerant,  penitus  corruerunt.  Haud  parum  huic  spei  addere 
batur  roboris,  quod  Sacrae  Regiae  Majestati  Borussiae  Sere- 
imus  ac  Potentissimus  Rex  Poloniae  de  firmissimo  et  immoto  suo 
Kwito,    instauratum    feliciter    inter    utramque    Aulam    amicitiae 

*)  Walleniodt  an  Podewils,  Rönigsbeig  13.  September. 
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arctaeque    unionis    vinculom    soUicite    coleodi    ac   in    dies    magis 
magisque  roborandi,  non  solum  devinctisaimia  aasecarationibas,  sed 
et  ipsis  factis  acceptissima  documenta  dederat.     Quo  firmior  itaque 
fuerat  expectatio,  eo  majore  com  doloris  sensu  Sacra  Regia  Majestas 
Borussiae  deprehendit,  necdum  deesse  in  Polonia  maleficos  homines^ 
qui,   non  attenta  quae  in  negotüs  publicis  accidit  supra  memoratst. 
rerum  mutatione ,  fimprobas  has  artes  indesinenter  prosequi  et  a^^ 
refrigerandam    erga    praefatam    Sacram    Regiam    Majeptatem    ReL^ 
publicae  Polonae  amidtiam  et  confidentiam  eidem  insulse  prorsos 
sine  olla^  ne  minima  quidem  specie  veri  incondita  contra  incolomi 
tatem  Regni  Poloniae  meditata  temerario  ausu  af&ngere  nolli   di 
bitant. 

Cum  vero  haut  difficulter  evenire  posset,  ut  ea  ipsa  procacit^^ 
qua  malevoli  isti  homines  improba  sua  somnia  inter  suos  conci^-c» 
venditant,   band    paucis   ex   Inclita   Gente  Polona,    iis  praesertuo^ 
quibus  per  domesticas  circumstantias  non  licet  ea,  quae  in  negoti» 
publicis   geruntur   vel   geri   possunt,    penitius    introspicere ,    fiicum 
faceret,   forte    etiam   impressionem   quandam   relinqueret   ac  vanis 
suspicionibuB  hinc  inde  ansam  praeberet,  hac  consideratione  permota 
Sacra  Regia  Majestas  Borussiae  Sui  officii  esse  duxit,  cunctis  ejos- 
modi   calumniosis  rumoribus,  qui  hucusque  de  praetensis  ejosdem 
inimicis  consilüs  et  destinatis   contra  Regnum  Poloniae  et  Magnuizm 
Ducatum  Lithuaniae  in  Polonia  sparsi  sunt  aut  in  posterum  spar^ 
potenmty  aperte  et  publice  contradicere  et  praesenti  manifestatioa^ 
quam  solemnissime  testatum  facere,   Se   nunquam  ullum  consiliooca 
cepisse,   neque    ullum  unquam  suscepturam,    quod  in   detrimentac^ 
Serenissimae  Reipublicae  et  Gentis  Polonae  Tcrgere  possit  aut  legibii^ 
amicitiae  vel  bonae  vicinitatis   nee  non  aeterni  foederis,  quo  Ser^^ 
nissima   Ipsius    Domus    Regio-Electoralis   cum    Regno    Poloniae  ^'^ 
Magno  Ducatu  Lithuaniae  constringitur,  quocunque  modo  repugne^ 
quin  potius  firmiter  et  immutabiliter  Sibi   constitutum    esse,  uti  cai^ 
Omnibus  potentiis  vicinis,  ita  et  praecipue  cum  Serenissimo  et  Poteo-^ 
tisBimo  Rege  et  Regno  Poloniae  et  Magno  Ducatu  Lithuaniae  a^ 
instar  fulgentissimorum   Suorum   Progenitorum   sinceram  amicitiai^^ 
et  bonam  vicinitatem  sanctissime  et  religiosissime  servare  et  ornn*^^ 
quae  excogitari  potest,  attentione  colere^  nee  non  ad  omnia  ea,  quibu.^ 
commoda  et  satisfactio  Sacrae  Regiae  Majestatis  et  Regni  Polonift'^ 
ac  Magni  Ducatus  Lithuaniae  eorundemque  manutentio,   incolumita^ 
et  prosperi  rerum  succobsub  promoveri  posBunt,  Suas  operas  et  studio 
lubentissime  impendere. 

Spem   alit  vicissim  Sacra   Regia  Majestas  Borussiae  band  ifl' 
dubiam,  Sacram   Regiam  Majestatem  et  Rempublicam  Poloniae  Ip<i 
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»rocam  amicitiam  paremque  confidentiam  exhibituram  omnemque 
n  peniicioBiB  hujusmodi  et  in  diBraptionem  saluberrimi  supra 
lorati  amicitiae  et  unioms  vincoli  excogitatis  romoribus  detrac- 
m,  idque  eo  certius,  quo  minus,  coUatis  praesentibus  rerum 
imatantÜB,  superesse  potest  dubii,  confingi  talia  somnia  a  nemine 
potoisse  quam  a  quibusdam  degeneribus  Beipublicae  Polonae 
y  qnorum  malevolis  meditatis  non  convenit  praesens  patriae  tran- 
itas  et  arcta  cum  Serenissimo  Domo  Regio-Electorali  Borusso- 
ideboigica  unio  et  amicitia,  et  qui  forte  non  nisi  inter  turbas 
iaridia  votorum  suorum  potiri  posse  autumant. 


XXI. 

Kurze  Deduction  wegen  Sr,  KönigL  Majestät 

in  Prenssen  u.  s.  w.  Befogniss  zu  Anlegns^ 

des  Bühnenwerks  in  der  Weichsel  bei 

Marienwerder.    1754. 


Die  Gerüchte  von  einem  Anschlage  des  Königs  van  IVenssen  wf 
die  Integrität  des  polnischen  Beiches,  welche  nie  gerne  versimml. 
waren  j  erhielten  am  Vorabend  des  warschauer  Reichstages  von  17U 
neue  Nahrung ,  als  bei  Marienwerder  auf  der  preussischen  Seite  i^ 
WeichseJbettes  Dammarbeiten  in  Angriff  genommen  wurden:  sofort 
erschollen  Klagen  OAer  eine  beabsichtigte  Verletmmy  des  poJmsdke^ 
Gebietes  *). 

Die  Regierung  in  Königsberg  erhielt  den  Befehl  (15.  Jtd^  M 
den  Archiven  nach  den  Rechtstitein  ßr  die  Zuständigkeit  der  &e- 
gonnenen  Wasserarbeiten  forschen  m  lassen  und  eine  Deduäion  B» 
Veröffentlichung  vorzubereiten.  Das  Manuscript  ging  mit  einem  Be- 
rieht  vom  T/.  August  in  doppelter  Redaction,  deutsch  und  lateimsAf 
an  das  Ministerium  ab  und  wurde  in  Berlin  unter  folgenden  Tädn 
gedruckt: 

KurUse  |  Deduction  \  wegen  \  Sr.  Königl.  Majestät  in  Brensu^  - 
.   etc.  I  Befugniss  ssu  Anlegung  \  des  Buhnen-Wercks  \  it^^ 
Weichsel  bey  Marienwerder.  \  1754. 

4  BU.  4^ 

*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  X,  584. 
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Brevis  DedudiOf  \  Qva  \  Serenissimo  Ac  Potentissimo  \  Bo- 
ru88iae  Begi  \  Jus^   aggerem  fruUcibus  cumiüahim  \  (vulgo 
Bühnen- WercJi)  \  in  flumine  Visüdaej  \  Juxta  \  Marianam 
Insulam  \  extruendi^  asserilur.  \  1754. 
4  BU.  4«. 

Bei  der  Versendung  von  50  Exemplaren  der  lateinischen  Schrift 

an  den  Gesandten  von  Maltzahn  in  Warschau  am  30,  August  wurde 

eine  franeösische  Uebersetzung  oms  der  Feder  des  Legationsraths  Baron 

Chambrier  eum  Oebrauch   für  den  französischen  Botschafter   Oraf 

^Broglie  handschrifüich  heigeschlossen. 


Kurze  Deduction  wegen  Sr.  Königl.  Majestät 
in  PreuBsen  u.  s.  w.  Befugniss  zu  Anlegungdes  Bühnen- 
werks in  der  Weichsel  bei  Marienwerder. 

17  54. 

Se.  KönigL  Majestät  in  Preussen  q.  b.  w.  haben  wohl  nicht  vermuthen 
mögen,  dass  man  von  Seiten  der  löblichen  Bepublic  Polen  wegen  des  .in  der 
Weichsel  angelegten  Bahnenwerks  Bewegung  machen  würde.  Denn  wie  nicht 
%bxi]aefaen  ist,  dass  dieser  Wasserbau  dem  Königreich  Polen  auf  einige  Weise 
smn  Nachtheil  gereiche,  so  ist  er  dagegen  zu  Deckung  der  diesseitigen  Weichsel- 
d^ywTwiA  und  zu  Vorbeugung  schädlicher  Ueberschwenmmngen  nützlich  und 
Höthig  nnd  wird  dahero  auch  schon  durch  die  natürliche  Billigkeit  und  gemeine 
Seehta  hinlänglich  legitimiret  Es  kann  aber  um  so  weniger  wider  dieses  Werk 
mit  Bestände  Rechtens  etwas  eingewendet  werden,  als  dasselbe  noch  lange 
Qieht  auf  die  Hälfte  der  Weichsel  reichet,  Sr.  Königl.  Majestät  aber  das  Eigen- 
Umnurecht  und  die  Oberherrschaft  über  den  Weichselstrom  bis  zu  dessen  Hälfte 
liebst  denen  auf  der  diesseitigen  Halbscheid  dieses  Flusses  befindlichen  Insuln 
Und  Campen,  auch  allen  übrigen  davon  dependirenden  Gerechtigkeiten,  ohnstrittig 
soatehet.  Eisteres  zeiget  der  Augenschein  und  die  aufgenonmiene  Delineation, 
letsteres  aber  ist  eine  Wahrheit,  die  keinem  Zweifel  unterworfen.    Denn 

1)  Mllitiret  zu  derselben  Behauptung  das  allgemeine  Völkerrecht,  nach 
Welehem,  wann  ein  Fluss  zweier  Herren  Länder  scheidet,  ein  jeder  derselben 
lieh  die  Herrschaft  und  das  Eigenthum  über  dessen  Hälfte  billig  zueignet  Hier- 
michflt  haben 

2)  Se.  KönigL  Majestät  und  Dero  glorwürdigste  Vorfahren  desfalls  eine 
t^ttehtliche  Possession  vor  sich,  indem  bereits  der  Teutsche  Orden  zu  seiner  Zeit 
das  Fähirecht  und  die  Fischerei  auf  der  Weichsel  exerciret.  Anno  1886  der  da- 
malige Bischof  von  Pomesanien  Bartholdus  der  Stadt  Marienwerder  die  Fuscherei 
%iif  der  Weichsel,  auch  zugldch  einige  Werder  darin  verliehen,  und  nicht  nur 
der  Bischof  Job  dieses  Privilegium  nach  seinem  ganzen  Inhalt  im  Jahr  1505 
emeoret,  sondern  auch  der  Markgraf  George  Friderich  Gottsei.  Andenkens  in 
der  Anno  1586  confirmirten  Willkür  der  Stadt  Marienwerder  Art.  50  die  Jura 
der  dasigen  Bürgerschaft  wegen  des  Schiffens  auf  gedachtem  Fluss  bestätiget 
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hat.  Nicht  minder  ist,  gemäss  den  alten  Marienwerderschen  Amtsrechnungen, 
ein  jährliches  Fährgeld  Ton  der  Neuburgschen  Fähre  und  ein  gewisser  annoch 
subsistirender  Wasserzins  vor  die  Rscherei  an  das  Amt  gezahlet  worden,  und 
seit  vielen  Jahren  hat  denen  Bredauen,  welchen  die  Landesherrschaft  vor- 
besagtes Fährgeld  auf  gewisse  Weise  geschenket  und  abgetreten,  der  dritte 
Groschen  wegen  der  Neuburgschen  Fähre  von  polnischer  Seite  entrichtet  werden 
müssen ;  gestalt  man  sich  diesseits  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  der 
Possession  der  Fischerei,  SchiffiBkhrt  und  Haltung  eigener  Fähren  und  Prahmen 
auf  der  Weichsel  befindet,  zum  offenbaren  Beweise,  dass  dieser  Fluss  mit 
gleichem  Recht  von  preussischer  als  polnischer  Seite  genutzet  werden  könne. 
Und  dieses  ist  auch 

8)  Denen  hiebevor  zwischen  Polen  und  Preussen  errichteten  Pactis  ganz 
gemäss,  welche  deutlich  disponiren,  dass  die  Mitte  des  Weichselflusses  die  eigent- 
liche Grenze  zwischen  beiden  Ländern  ausmache  und  folglich  dessen  eine  Hälfte 
zum  Königreich  Preussen  gehöre.  Schon  bei  dem  vom  Könige  Casimiro  mit 
dem  Hohemeister  Johann  Desemero  oder  Tusenero  Anno  1349  geschlossenen 
Frieden  ist  ausdrücklich  festgesetzet  worden:  „quod  pro  Granitia  MFDIUS  Visla 
sive  alveus  ejus  habeatur",  und  das  bekannte  Privilegium  Pacis  et  Concordiae 
de  anno  1436  bestätiget  solches  mit  diesen  Worten:  .,Quod  per  descensum  in- 
trante  fluvium  Yisla,  iterum  descendendo  per  Vislam  inferius,  ipse  MEDIUS 
FLUVIUS  VISLA  erit  iterum  limes  inter  Begnum  Poloniae  et  Terras  Magistri 
et  Ordinis  Prussiae,  cum  omnibus  suis  insulis,  piscaturis,  juribus  et  obven- 
tionibus  universis,  nuUis  exdusis  penitus  et  exceptis,  usque  ipsa  Medietas 
praedicti  fluvii  Visla  tanget  locum  limitnm,  quem  quondam  Seren.  Princeps 
Dominus  Casimirus  divae  memoriae  Rex  Poloniae  cum  llagistro  Prussiae  dicto 
Duschmar  inter  Terras  Bydgosüensis  et  Pomeraniae  certis  literis  et  signis  nota- 
bilibus  limitavit,  descripsit  et  distinxit''  etc.  Diese  Rechte  des  Ordens  sind  ver- 
möge der  Pacten  von  Anno  1525,  1526  und  1529  auf  den  Markgraf  Albrecht 
und  dessen  Sohn  Albrecht  Friderich  Grottsel.  Andenkens  völlig  transferiret,  und 
wie  dieselbe  besonders  in  der  Renovatione  Pacis  et  Concordiae  perpetoae  de 
anno  1529  expresse  erneuert  und  bestätiget  worden,  so  ist  auch  in  denen  vom 
Könige  Sigismundo  Augusto  dem  Markgrafen  Albrecht  Friderich  Anno  1569 
erthdlten  Literis  Investiturae  unter  andern  ausdrücklich  enthalten,  dass  „ihm 
und  seinen  Nachfolgern  die  Lande  Preussen  mit  allen  Flössen  und  f^schereien, 
imgleichen  cum  omnibus  et  singulis  juribus,  eminentüs  et  pertinentiifl,  nullis 
penitus  exceptis,  sicuti  istiusmodi  terras  quondam  Magistri  General  es 
et  Ordo  habuere  etc.  als  ein  Lehn  zu  besitzen,  inne  zu  haben  und  zu  ge- 
niessen  verliehen  worden^.  Da  nun  das  Land  Preussen  dem  Orden,  nach  dem 
deutlichen  Inhalt  der  obangezogenen  Pactorum  de  annis  1349  und  1436,  bis  in 
die  Mitte  des  Weichselstroms  eigenthümlich  zugehöret,  so  ist  offenbar,  dass 
dasselbe  auch  in  der  Art  und  in  ebendenselben  Grenzen  an  das  jetzige  Königl. 
Churhaus  Brandenburg  anfänglich  nur  Jure  Feudi,  nachhero  aber,  vermöge  der 
Wehlauschen  Pacten  de  anno  1657,  Art.  5,  mit  völliger  Souverftnität  und  der 
obersten  und  unumschränkten  Gewalt  gekommen,  folglich  Se.  Königl.  Majestät 
Dero  höchste  Jura  Territorii  und  Dominii,  wie  in  dem  ganzen  Königreich 
Preussen,  also  auch  über  die  zu  demselben  gehörige  iHalbscheid  der  Weichsel 
und  darin  befindlichen  Insuln  und  Campen  ohne  jemandes  Behinderung  aller- 
dings zu  exerdren  berechtiget.  Es  ist  dieses  bereits  in  der  Anno  1734  durch 
den  Druck  publicirten  „Deductione  Juris  et  Facti,  qua  Serenissimo  ac  Poten- 
tissimo  Borussiae  Regi  Jus  proprias  deducendi  ratas  seu  pontones  in  flumine 
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Vistulae  contra  Polonos  aBseritur^,  umständlicher  ausgeführet  und  erwiesen, 
auch  sogleich  dasjenige,  was  dawider  gegenseitig  eingewendet  wird,  zureichend 
beantwortet  und  widerleget  worden;  weshalb  auch  kein  Zweifel  obwaltet,  man 
werde  von  Seiten  der  löblichen  Republic  Polen,  mit  welcher  Se.  Rönigl. 
MigesüLt  in  beständiger  Freundschaft  und  gutem  nachbarlichen  Vernehmen  zu 
bleiben  wünschen,  bei  Erwägung  sothaner  Umstände  selbst  erkennen,  dass 
Höchstgedachte  Se.  KönigL  Majestät  durch  Anlegung  des  mehrberegten  Bühnen- 
werks in  der  Wdchsel  nichts  weiter  unternommen,  als  Sich  Dero  unstrittigen 
Rechts  bedienen,  mithin  dadurch  niemanden  zu  gegründeten  Beschwerden  Anlass 
gegeben  haben. 


Excurs  zu  Abtheilung  HI*). 


/iur  'Ergänzung  der  Bestimmungen  der  preussisch-sächsisAen  C(f»r 
mercien-  und  Parificationsconveniion  vom  16.  Odober  1728  warm  die 
contrahirenden  Mächte  1730  d<ihm  übereingekommen,  die  Durckr 
gangszölle  in  den  beiderseitigen  Landen  wegfaUen  gu  lassen;  dock 
blieb  die  Durchgangsaecise  der  Stadt  Leipzig  ausdrüMick  ms- 
genommen.  Bald  darauf,  mit  dem  Jahre  1733,  beginnen  die  Ver- 
suche der  Stadt  Iseipzig  zur  Ausübung  eines  Strassenmoanges  y  wA 
welchem  im  Umkreise  von  fünfzehn  Meilen  tun  die  Stadt  jeder 
Fra^htfuhrmann  gebunden  sein  sollte  j  auf  und  durch  Leipzig  eutur 
fahren,  wo  die  Durchgangsaecise  der  Regel  nach  mit  ^/s  IVocent  oder 
acht  Orroschen  von  hundert  Thalem  zur  Erhebung  kam.  Bami 
sperrten  sich  für  den  Handel  aus  Norddeutschland  und  insbesondere 
aus  dem  Magdeburgischen  nach  Franken  und  Thtiringen,  Böhmen  vni 
Schlesien  die  gewohnten  kürzesten  Strassen  über  Sadisenburg  tuK^ 
Frankfurt  a.  M. ,  über  Eisleben ,  Naumburg,  Gera  und  Hof  noA 
Regensburg  und  Nürnberg,  über  Burg,  Hohenziaiz,  Niemegk  und  Sprei^r 
berg  nach  Görlitz.  Die  auf  diesen,  nach  der  ^chursächsischen  Strassei^ 
Verfassung"'  verbotenen  Beiwegen  betroffenen  Wagen  wurden  Oeld- 
strafen  unterworfen;  wer  auf  der  Hinfahrt  unbehelligt  gelassen  tror» 
blieb  in  Gefahr,  auf  dem  Rückwege  angehauen  und  zur  Recheftö(Mß 
gezogen  zu  werden  **) 

*)  Vgl.  oben  S.  266. 

**)  Ein  Fuhnnann  Andreas  Rausch  pflegte  aof  vierzig  und  mehr  Kaneo 
jährlich  mehrmals  Rhein-  und  Moselweine  und  Sauerbrunnen  yon  Frankfurt  t.  M. 
nach  Berlin  und  Stettin  zu  fahren;  er  nahm,  wenn  er  keine  Rückfracht  hA 
den  Heimweg  über  Leipzig,  um  dort  Fracht  zu  suchen;  nach  Pfingsten  1122  wa^ 
mehrere  seiner  Wagen  auf  der  RttckfiEthrt  in  Leipzig  wegen  Verletrong  ^ 
Strassenzwanges   mit  Geldstrafen   belegt     Rausch  gab  in  Berlin  zu  FMtokoll» 
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1732  und  1733  tmd  wieder  wahrend  der  Baruther  Conferemen 
1738  und  1739  war  van  preussischer  Seite  die  Einstellung  der  em- 
pfindlichen Belästigung  des  Waarenverkehrs  vergeblich  beantragt  worden. 
Nach  deni  Tode  Friedrich  Wilhelms  /.,  noch  im  Sommer  1740^  mehrte 
nek  die  Zahl  der  FäUey  in  welchen  die  Verletaung  des  Strassenawanges 
m  den  Uebertretem  geahndet  wurde.  Die  magdeburger  Kammer  er- 
kieU  deshalb  die  Weisung  (21,  Juli  1740)^  von  den  sächsischen 
SM/fem,  die  bei  Magdeburg  vorbeifuhren^  die  in  Leipzig  übliche 
Durchgangsaccise  von  ^/s  IVocent  eu  erheben* 

Diese  Repressalien  hauen  nicht  die  erwartete  Wirkung,  Die 
Klagen  der  Fuhrleute  gingen  bei  der  magdeburger  Kammer  immer 
zahlreicher  ein.  Um  den  leipziger  Handel  nachdrücMicher  zu  treffen^ 
mtrde  mit  dem  1.  August  1743  ein  neuer  Retorsionszoll  eingeführt  *) : 
(ttr  jedes  Pferd  vor  einem  mit  leipziger  Kaufmannsgiitem  befrachteten 
Wagen  wurde  bei  dem  Eintritt  in  das  Magdeburgische  oder  Halber- 
däätisehe  ein  Transitoimpost  von  15  Orroschen  eingefordert.  Durch 
Mie  Zuschrift  vom  29,  October  1743  wurden  dem  sächsischen  Mini- 
iiteri¥m  die  Motive  dieser  Verordnung  eröffnet  Es  begann  ein  diplo- 
matiseher  Notenwechsel.  Von  preussischer  Seite  wurde  die  getroffene 
Maassregel  hingestellt  als  die  reichsrechtlich  vorgesehene  Selbsthülfe**) 
fegen  eine  unrechtmässige  Belästigung  des  Handels  durch  die  Neuerung 
mes  Sirassenzwanges  j  welchen  die  Stadt  Leipzig  aus  der  ihr  durch 
Kaiser  Maximilian  1.  verliehenen  Stapelgerechtigheit  nicht  herleiten 
\drme;  denn  durch  das  Privilegium  von  1507  werde  nur  die  Auf- 
iditung  von  Messen  oder  Niederlagen  im  Umkreise  von  fünfzehn 
Meilen  um  Leipzig  untersagt.  Das  sächsische  Ministerium  dagegen 
voUte  in  der  Ausübung  des  Strassenzwanges  durch  den  leipziger 
Magistrat  weder  eine  Anmaasstmg  noch  eine  Neuerung  erkennen^  gab 


sein  Vater  „an  die  siebzig  Jahr*^  auf  der  Strasse  zwischen  Frankfurt  und 
leiliii  stets  unbehelligt  an  Leipzig  vorbeigefahren  sei.  („Actum  Berlin,  Accise- 
Jttumer,  4.  Juli  1732"  und  Immediateingabe  des  Rausch  sammt  Genossen  an 
len  König  von  Preussen,  d.  d.  Berlin  25.  October  1732.) 

*)  ^gl*  ^^^  Auszug  aus  dem  Rescript  vom  27.  Juni  1743:  Gründliche 
V^iderlegnng  des  Strassenzwanges  S.  8.  Ein  Bericht  des  Kammer- 
rilndenten  von  Platen,  Magdeburg  21.  September  1751,  ergiebt,  dass  auch  die 
eoe  Waffe  sich  als  stumpf  erwies:  „Weilen  einmal  dieser  Impost  nur  auf  die 
^finde,  and  nicht  auf  die  Waaren,  hernach  nur  bloss  aui'  die  denen  leipziger 
kflnfleaten  zugehörigen  Güter  geleget,  so  ist  es  geschehen,  dass  die  Fuhrleute, 
neil  sothaner  Impost  selbige  allein  gedrucket,  indem  die  auswärtige  ELaufleute 
■Ulm  ein  mehreres  an  Fracht  nicht  verwilligen  wollen,  sich  von  diesen  ver- 
iten  lassen,  fiedsche  Frachtbriefe,  als  ob  die  Waaren  nicht  nach  Leipzig  gingen 
odi  leipziger  Kanfleuten  zugehöreten,  anzunehmen.** 

*^)  Nach  Artikel  VUI  der  Wahlcapitulation  Karls  YIL 
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vielmehr  den  Vorwurf  reichsverfassungswidrigen  Vorgehens  nach  BerUn 
zurück  und  forderte  in  einem  I^omemaria  vom  18.  April  1744  die 
Aufhebung  der  Transitdbgabe  von  funfeehn  Groschen. 

Das  sächsische  IVomemoria  vom  18.  April  1744  blieb  unbeant- 
wortet. So  nachdrücklich  die  Rechtmässigkeit  des  Strassenjswanges 
von  sächsischer  Seite  betont  wurde^  so  wurde  derselbe  dock  thatsächr 
lieh  von  jetztäb  nur  in  vereinzelten  Fällen  ausgeübt*). 

Als  im  Juni  1747  König  Friedrich  anlässlich  der  gewöhnUehe» 
Truppeninspection  Magdeburg  besuchte,  prüfte  er  an  Ort  und  SteUU 
den  Zustand  des  magdeburger  Handels,  über  den  kurz  zuvor  die  Kauf- 
mannschaft eine  eingehende  DefAschrift**)  übergeben  hatte.     Unter 
den  Ursachen  für  den  Verfall  des  heimischen  Handels  ßhrt  die  Kauf- 
mannschaft  an,  dass  der  Elbhandel  ganz  in  den  Händen  der  chm» 
sächsischen  Schiffer  sich  befinde,  welche  die  Schiffer  aus  Böhmen  in 
Dresden   zur    Umladung    der   Fracht   auf  sächsische    Schiffsgefasse 
zwängen,  selbst  aber  ihre  iMdung  ungehindert  bei  Magdeburg  vorbei 
nach   Hamburg   führten.     Die  Kaufmannschaft  stellte   den  Antrag^ 
^dass  denen  dresdener  und  übrigen  oberländischen  Schiffern  das  Durch- 
legen  durch  die  hiesige  Brücke  nicht  weiter  gestattet  werde^,  den  A»r 
trag  auf  Wiedereinführung  des  alten  Stapelrechtes  der  Stadt  Magde- 
burg, wonach  „alle  hieher  kotnmende  Waaren  angelandet,  ausgeladen 
und  entweder  verkauft,    oder  durch  einen  hiesigen  Factor  versendä 
werden  müssen^.    Der  Denkschrift  war  die  Formel  des  Reverses  beh 
geschlossen,  den  man  von  1632  bis  1685  und  wieder  seit  1727  «w 
jedetn  fretnden  Schiffer  zur  Anerkennung  des  Stapelrechtes  sich  hatte 
ausstellen    lassen,    um    der   Stadt    ihr    ausser    Uebung    befi$idliehes 
Recht    vorzubehalten. 

Noch  von  Magdeburg  aus  verfügte  der  König  am  17.  Juni  17(1) 
der  Bitte  der  Kaufherren  gemäss^  an  das  Generaldirectoriwn ,  Jieß^ 

*)  In  der  ersten  handschriftlichen  Redaction  der  „Gründlichen  Wider- 
legung des  Strassenzwanges'^  heisst  es,  „dass  nicht  lange  nach  Insinoatioo 
des  Chursächsischen  Promemoria  und  also  schon  in  anno  1744  der  Straasenzwang 
quaest.  zu  Leipzig  von  selbst  cingcstellet  worden" ;  in  dem  Druck  der  Dedoctiott 
ist  diese  Stelle  ausgelassen  worden.  Ein  Bericht  der  später  zu  den  halliseheD 
Zollconferenzen  verordneten  preussischen  Commissarien  y.  d.  €k>ltz,  Cantinii 
Lübeck  und  Magusch,  Halle  15.  Januar  1756,  besagt,  dass  vor  1755  »die 
Magdeburger  sowohl  als  die  Churmärker  beständig  Weine  und  andere  0^ 
aus  und  nach  dem  Reiche,  Leipzig  vorbei,  geschickt  haben,  und  auf  solchen 
Nebenstrassen  nur  dann  und  wann  einige  Fuhrleute  angehalten  und  in  6^ 
strafe  gezogen  worden,  damit  Leipzig  nicht  gänzlich  aus  der  PosBeanon  edoei 
Strassenzwanges  kommen  solle". 

''*)  D.  d.  Magdeburg  80.  martii  1747 :    „Concepit  Johann  Chxiatian  IhrA 
Müller  Synd.  nomine.** 
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Durchfahrt  sofort  abgesteUet  und  nicht  weiter  gestattet,  vielmehr 
Stadt  Magdeburg  hierunter  hei  ihrer  Stapelgerechtigheit  geschüizet 
werden  soU.^ 

Unvereuglich  wurde  der  Befehl  ausgeführt  j  um  sofort  eine  Be- 
schwerde des  dresdener  Hofes  hervorzurufen.  Ein  sächsisches  I^o- 
fnemoria*)  berief  sich  gegen  die  Wiedereinführung  des  magdehurger 
Skxpelrechts  auf  die  kaiserliche  Wahlcapiiulation  und  den  Handels- 
vertrag  von  1728  mit  dem  „darinne  festgesetzten  mutuellen  freien 
Cammercio^.  Die  preussische  Entgegnung  (12.  S^teniber)  wendete 
em^  in  dem  Vertrage  von  1728  sei  über  die  diesseitige  Materie  nicht 
das  Geringste  padsciret,  sondern  nur  ein  mutuelles  freies  Commercium 
m  mutueüer  Gestattung  der  einr  und  auszuführenden  Landesfrüchte 
und  Manufadurwaaren  ausbedungen  worden,  in  dem  angezogenen 
§  17  des  eichten  Artikels  der  Wahlcapiiulation  dagegen  werde  nicht 
gegen  die  Ausübung  der  alten,  schon  seit  etlichen  Seculis  gebrauchten 
Stapelgerechtsamen  geeifert^  sondern  bloss  und  allein  gegen  den 
Uissbrauchy  wenn  unter  dem  Mantel  alter  Stapelgerechtigkeiten  neue 
ZöUe  und  andere  dem  Commercio  beschwerliche  Lasten  eingeßhret 
werden  wollen:  y^mithin  dieser  Passus  mit  weit  mehrerem  Fug  auf 
den  leipziger  Strassenzwang ,  als  auf  den  gegenwärtigen  Casum 
applidret  werden  mag,^  Eine  sehr  umfangreiche  sächsische  Beplik 
(31.  October  1747)  unterzog  darauf  die  Entstehung  und  die  Legi- 
Knuxtüm  des  Anspruches  der  Magdeburger  einer  Beleuchtung.  Damit 
yoar  man  in  dem  Labyrinth  des  Jus  publicum  und  der  Beichshistorie 
immgelangtj  und  es  blieb  nichts  übrig^  als  jetzt  statt  der  diplomatischen 
VToien  das  schwerere  Geschütz  juristisch-historischer  Deduction  in  den 
BTtsmipf  treten  zu  lassen. 

Schon  am  30.  November  1743  hatte  der  Kriegsrath  und  magde- 
^^€rger  Stadtsgndicus  Heinrich  Jacob  Smalian  durch  das  General- 
^^eetarium  den  Auftrag  erhalten^  eine  Widerlegung  der  in  demselben 
^oikre  m  Leipzig  erschienenen  „Abhandlung  von  dem  Stapelrechte  der 
^•Jifeii    Stadt    Magdeburg^  **)    anzufertigen.      Im    Juni    1746    lag 


*)  D.  d.  Dresden  24.  JuU,  von  Brühl  gezeichnet;  dem  preussischen  Gre- 
^^Hdten  von  Klinggräffen  zugestellt.  Ein  von  dem  sächsischen  Gesandten  von 
^'^w  gezeichnetes  Duplicat,  d.  d.  Berlin  28.  Juli,  wiurde  dem  Departement  der 
^^wMrtigen  Affairen  übergeben.  Die  gewechselten  Noten  sind  nicht  an  die 
^^"Q^entlichkeit  gekommen.  Ueber  den  Versuch  des  dresdener  Hofes,  die  Differenz 
^  einer  internationalen  Völkerrechtsfrage  zu  machen,  vgl.  Politische  Corre- 
^Pondenz  V,  583.    Vgl.  auch  Droysen  V,  3,  294.  390. 

**)  üeber  den  Verfasser  Joh.  Leonhard  Hauschild  vgl.  Meusel,  Lexikon 
^»  244,  wo  aber  unter  den  Schriften  die  obige  Abhandlung  nicht  aufgeführt 
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Smdlians    ^Gegründeter   Gegenbericht^    dem    Depariemeni    der   aus- 
wärtigen Angelegenheiten  ssur  Begutachtung  vor.   Der  Geheime  Kriegs- 
rath  Weinreich*)  äussert  sich  in  seitdem  Votum  vom  15.  Juni  1746: 
y^Biese  Deduction  ist  fleissig  und  gründlich  ausgearbeitet^  sauwohl  gu 
Behauptung  der  uralten  StapelgerechtigJceit  der  Stadt  Magdeburg,  ah 
zu    Widerlegung    des    von  der  Stadt  Leipgig  prätendirten  Strassen- 
Zwangs.    Sie  hätte  aber  viel  kursier  können  gefasset  werden^  weil  sehr 
viele  unnöthige  Bepetitiones  darin  vorkommen,  anstcUi  dass  man  sich 
nur  auf  die  vorhergehende  Paragraphos  hätte  beziehen  können,  aVm 
das   eine   oder   andere   bereits  angeführet  worden.^     Es  folgen  eine 
Beihe  stilistischer,  historischer  und  juristischer  ÄussteUungen.    das 
Generaldirectorium,  an  welches  dies  Manuscript  aus  dem  Auswärtigen 
Amt  zurückging,  wies  den  Verfasser  an  (12.  August  1746),  die  nöthigen 
Veränderungen  vorzunehmen.     Wiederholt  zur  Eile  angespornt,  ver- 
mochte Smalian  doch  nicht  vor  Ende  Dezember  1747  die  Umarbeiimg 
fertig  zu  stellen**).     Im  Auswärtigen  Amt  wurde  die  IVüfung  dies- 
mals  den  GeJieimen  Bäthen  von  Veite***)  und  Vockerodt  übertragen, 
die  etwas  wesentliches  nicht  mehr  zu  erinnern  fanden.     Die  Druck- 
legung erlitt  dann  keinen  weiteren  Aufschub,  und  die  Deduction  er- 
schien im  September  1748  unter  dem  Titel: 

GrUmiliche  Widerlegung  \  des  von  \  der  Stadt  Leipzig  \  (^ 
gemassten  unbefugten  \  Strassen- Zwangs  \  gegen  die  \SM 
Magdeburg  |  Nebst  |  standhafter  Behauptung  |  der  \  Stadt 
Magdeburg  Niederlage  oder  StapelrBechts,  \  Auch  |  Strassen- 
fahrt-Markt-  und  Mess-  \  Gerechtsame,  \  Mit  Beylagen  tmter 
den  Zahlen  I.  bis  XXXVI.  |  Gedruckt  zu  Magdeburg  i^ 
Jahr  1748.   mit  Faber  sehen  Schriften,  \  und  zu  findend 
der  Seidel-  und  Scheidhauerschen  Buch-  |  handJung  daselbsi- 

1  Bl.  155  pp.  Text,  186  pp.  Beüagen,  7  Ell.  Register.    4P.   Secb« 
Exemplare  wurden  in  Folio  abgezogen. 

ist.  Weitere  Literaturangaben  über  den  Streit  zwischen  Leipzig  und  Magd^ 
bürg  bei  F.  W.  Hoff  mann,  Geschichte  der  Stadt  Magdeburg  Bd.  m  (Magd^ 
biurg  1850)  S.  888  Anm.  Zur  Behauptung  des  Strassenzwanges  durch  die 
Oberlausitz  erschien  1782  in  Wittenberg  eine  Dissertation:  ^Viam  r^i^ 
Lusatiae  superioris  praeside  A.  Leysero  monstrat  J.  F.  Schwartz."  Vgl- 
noch  die  „Kurzgefasste  Nachricht  von  dem  Rnanzwesen**  von  J.  R.  Boden 
(1775  zum  Gebrauch  des  Prinzen  von  Preussen  aufgezeichnet)  bei  Prenss» 
Friedrich  der  Grosse  HI,  454 — 456. 

*)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  S.  XXVH. 

**)  Am    18.   Dezember   von   der  magdeburger  Kammer  an  das  General- 
directorium gesandt 

♦*♦)  Vgl.  Preussische  Staatsschrifken  I,  S.  XXVni. 
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Eine  Würdigung  der  historischen  und  juristischen  Argumente 
r  DeducUan  liegt  nicht  im  Bereiche  der  gestellten  Aufgabe^  aber 
M  unerwähnt  bleiben  darf^  dass  in  dem  Urkundenanhcmg  der 
früHdlichen  Widerlegung^  ein  paar  Fälschungen  *)  sich  finden. 

^)  Die  Urkunden  Lothars  von  1183  und  Friedrichs  L  von  1180.  Vgl. 
A.  Ton  Mülyerstedt,  Begesta  Archiepiscopatos  Magdebnrgensis,  Bd.  I, 
igdekmig  1876,  415.  671.  Die  ebend.  I  435  als  „schwerlich  echt**  bezeichnete 
imnde  Lothars  yom  16.  August  1136  wird  von  W.  Bernhardi,  Lothar 
B  Supplinburg,  Leipzig  1879,  8.  606  nicht  beanstandet.  Eine  zusammen- 
nfpende  Behandlung  der  magdeburgischen  und  später  brandenburgischen- 
Bwinrhen  Elbhandeispolitik  (bis  1740)  jetzt  bei  G.  Schmoller,  Studien  über 
b  wirthschaftliche  Politik  Friedrichs  des  Grossen  und  Preussens  überhaupt 
n  1680 — 1786  (Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirthschaft 
DDE,  Leipzig  1884,  S.  1021  ff.). 


f 


t 

I 


VIERTE  ABTHEILÜNG. 


PEEUSSENS  STELLUNG 


ZUDEM 


PROJECT  EINER  RÖMISCHEN  KÖNIGSWAHL. 


1750.    1751. 


f  tcar  im  Mai  1748  während  der  Friedensverhandlungen  zu 
chen,  dass  der  Bevollmächtigte  König  Ludwigs  XF.,  Ghraf  Saint- 
erin,  eu  dem  Grafen  Kaunitz,  dem  österreichischen  Unterhändler^ 

der  Opporttmität  einer  Wahl  des  damals  siebenjährigen  Erz- 
wgs  Josqph  zum  Römischen  Könige  sprach,  Kaunitz  sollte  da-- 
A  sich  {überzeugen,  dass  man  in  Versailles  jetzt  aufrichtig  die 
ressen  Oesterreichs  im  Auge  habe,  dem  König  von  IVeussen  aber 
w$ehr  entgegen  sei.    Dieser,  so  versicherte  Saint-Söverin,  strebe  für 

selbst  nach  der  Kaiserkroncy  und  habe,  um  sein  Ziel  zu  erreichen, 
m  Päpsten  verlanget^  ihm  zwei  Missionäre  zu  schichen,  die  ihn  in 
römischen  Kirche  unterrichten  möchten""  *^. 

In  Wien  glaubte  man  aus  der  Aeusserung  des  französischen  Staats- 

Wis  nur  so  viel  herauslesen  zu  sollen,  dass  Frankreich  dem  Könige 

I^eussen  die  Kaiserkrone  noch  weniger  gönne,  als  dem  Erzhause. 

»  t€ies  den  Gedanken  der  Königswahl  ganz  von  der  Hand  und 

wartete  dem  Orafen  Kaunitz  auf  seinen  Bericht:  „Mehrere  Dinge 

einmal  zu  betreiben  ist  das  wahre  Mittel,  alle  insgesammt  zu 
'eklen**)." 

Einige  Zeit  darauf  wurde  der  Gedanke  durch  Oesterreichs  Ver- 
biete ^  die  Seemächte^  aufgenommen,  deren  Beifall  er  von  vom- 
gjpi»**)  gehabt  hatte.     Im  April  1750  bezeichnete  der  englische 

*)  Bericht  von  Kaunitz  an  den  Hof  kanzler  Ulfeid,  Aachen  23.  Mai  1748, 
Beer,  Zar  Geschichte  des  Friedens  von  Aachen  (Archiv  für  Oesterr.  Gesch. 
Vn,  45).  Der  Cardinalstaatssecretär  Valenti  sagte  dem  Abb^  Bastiani  (vgl. 
len  Bericht,  Rom  18.  Mai  1748,  bei  M.  Lehmann,  Preussen  und  die  katho- 
be  Kirche  III,  181),  dass  man  in  Wien  über  das  Grerücht  von  einem  bevor- 
ifloden  Religionswechsei  sehr  beunruhigt  sei.    Vgl.  ebend.  180.  189.  190.  198. 

717. 

*^)  KaiserL  Bescript  Wien  20.  Juni  1748,  bei  Beer  a.  a.  0.  46.    VgL  damit 

Brief  Ulfeids  an  ELaunitz  vom  21.  Juni  1748  über  die  Stellung  des  Reichs- 

ikaoslers  GoUoredo  zu  dieser  Frage,  bei  Beer,  Aufzeichnungen  des  Grafen 

kfinek  S.  XXI  Anm. 

••♦)  Vgl.  ebend.  S.  XC  Anm. 
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Staatssecretär  Herzog  von  NewcasÜe  die  Beförderung  des  Erzhenog^ 
mr  römischen  Königstvürde  als  eine  Noihwendigkeit  für  die  Be- 
festigung des  österreichischen  Einflusses  in  DeiäscMand  und  des  poli- 
tischen Systems  gegen  Frankreich.  NewcasÜe  versprach  Engl(mk 
Beistand  j  er  wollte  die  Wahl  sofort  eingeleitet  und  durchgeführt 
unssen  *)-  Im  Lande  durfte  diese  Politik  des  britischen  Ministeriums  m{ 
Unterstütjmng  rechnen.  Lord  Chesterfield,  1748  aus  dem  Cahinet  otis- 
getreten  und  ein  strenger  Beurtheiler  der  Maassnahmen  seiner  ehe- 
maligen Collegen,  stellte  sich  in  der  Königswahlfrage  ohne  BückhaU 
auf  defi  Standpunkt  Newcastle^s**).  Zu  tief  wureeUe  in  der  britisckm 
Nation  seit  den  Tagen  Wilhelms  III.  die  Anschauung,  dass  es  m 
Aufrechterhaltung  des  europäischen  Oleichgewichts  gegen  FranhräA 
eines  starken  Oesterreichs,  eines  de  facto  in  Deutschland  erbUehm 
hahshurgischen  Kaiserthums  bedürfe. 

Weit  weniger  dringend  erschien  die  Königswahl  den  am  meisten 
Betheiligten.  Von  österreichischer  Seite  wurde  der  englische  Vorschlag 
verbindlich,  aber  zunächst,  wie  vor  ewei  Jahren  der  fransfösisehej  ab- 
lehnend beantwortet.  Bevor  die  Angelegenheiten  des  deutsehen  Reieki 
nicht  ein  besseres  Aussehen  gewonnen  hätten  j  Uess  die  Kaiserin 
Königin  am  17.  Mai  1750  an  ihren  Gesandten  in  London  schreibe!^ 
jjcönne  sie  von  Schritten  eur  Herbeiführung  der  Wahl  des  Erähergofi 
Joseph  0um  römischen  Könige  keinen  günstigen  Erfolg  sich  verspreche!^ 
Als  ein  solcher  werde  diese  Wahl  überhaupt  nur  dann  anzusehen  semf 
wenn  sie  nicht  durch  eine  Erniedrigung  des  kaiserlichen  Hauses  oiff 
durch  neue  Opfer  von  Seiten  des  Hauses  Oesterreich  erkauft  tcerdoi 
müsse^. 

Auch  stand  ja  nicht  ohne  weiteres  fest^  wie  JFVanhreich  jetgt  diese 
Frage  ansehen  uHirde.  Und  jede  neue  DifferenB  mit  Frankreich  ver- 
mied man  ängstlich,  weil  der  sehnlichste  Wunsch  der  ögterreiMsckei^ 
Politik  die  Trennung  Frankreichs  von  I^eussen  und  die  eigne  Mr 
näherung  an  Frankreich  war.  In  dieser  Beziehung  hat  man  sieh  wß 
in  Wien  bald  beruhigt;  man  glaubte  überzeugt  sein  eu  dürfen,  äa» 
von  Frankreich  her  keinerlei  Schwierigkeiten  sich  erh^en  würden**% 


*)  Bericht  Richecourts  London  9.  April  1750,  bei  A.  t.  Arneth  IV.  890L 
**)  Lettere  ed.  by  Lord  Mahon  IF,  279. 

***)  Vgl.  Beer,  Aufzeichnungen  des  Grafen  Bentinck,  S.  XGII.  Der  biaote 
burgische  Comitialgesandte  y.  Pollman  berichtet,  Regensboig  12.  Novente 
1750:  „On  m'a  dit  que  le  comte  de  Kaunitz  ayoit  aussi  fiut  quelques  ouTertiM 
au  mdme  sujet  [de  l'^lection  d*un  it>i  des  Romains],  k  la  cour  de  VefsaiUei,  ^ 
que  celle-ci  y  avoit  räpondu,  avec  une  certaine  indifffirenee,  que  c'^toit  is* 
affaire  domestique  de  TEmpire."  Nach  der  Instniction  för  den  oM^ 
Wien  bestimmten  Botschafter,  Marquis  d'Hautefort,  d.  d.  VereailleB  14.  8eft 
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80  ging  denn  trote  der  anfänglichen  Zurückhaltung  im  Juni  1750 
ein  kaiserlicher  Specialgesandter^  der  ReichshofrcUh  Vorster,  nach  Han- 
nover, wo  während  der  Anwesenheit  Georgs  II.  alle  Vorverhandlungen 
erledigt  werden  sollten. 

Darin  waren  alle  Betheiligten  einig  ^  dass  der  Planj  einmal  in 
Angriff  genommen^  auch  ausgeführt  werden  müsse.  Es  wäre  ein 
schrecklicher  Affront  für  den  wiener  Hof  meinte  der  holländische  Cre- 
sandte  Oraf  Bentinch  *),  wenn  die  Sache  eum  Antrag  käme  und  dann 
gAindert  w&rde  oder  sich  festführe.  Auf  die  Stimmen  der  geistlichen 
ChurfUrsten  von  Maine  und  Trier  durfte  gerechnet  werden,  der 
wittelsbachische  Churfiirst  von  Köln  heeog  Subsidien  von  den  See- 
mächten, mit  denen  jetet  auch  der  Neffe  des  Kölners,  der  Churßirst 
von  Baiem^  nach  einigem  Schwanken  seinen  SubsidierUractat  er- 
neuerte (22.  August  1750).  Heinrich  Pelham,  der  erste  Lord  des 
Schatzes f  gratulirte  seinem  Bruder,  dem  Herzog  von  Newcastie,  ssu 
dem  AbscKluss  mit  Baiem^  und  sprach  die  Hoffnung  aus,  dass  dem 
Vertrage  die  Königswahl  nachfolgen  werde**)-  Nur  die  Stimme  von 
Pfale  stand  noch  aus,  deren  Oeunnnung  Oesterreich  durch  einiges 
Entgegenkommen  gegen  ältere  und  neuere  Ansprüche  des  Churßrsten- 
TfaUgrafen  in  der  Hand  hatte  ^  und  die  Stimme  von  Brandenburg. 
Der  Augenblick  schien  gekommen,  wo  man  mm  diese  Stimme  in 
Berlin  eu  werben  wagen  konnte^  ohne  sich  dem  ^Affront*^  des  Schei- 
terns der  Wahl  aussetzen  eu  müissen. 

In  Berlin  war  es  gegen  aUe  Voraussetzungen  Oesterreichs  gereue 
Frankreich,  das  der  Wahl  mit  grossem  Nachdrucke,  obgleich  einst- 
weilen unbemerkt,  entgegen  wirkte. 

Schon  vor  fast  einem  Jahre  hatte  der  preussische  Gesandte  in 
Paris  den  Boden  sondirt  und  zunächst  den  Eindruck  gewonnen,  dass 
Drankreich  die  Wahl  des  österreichischen  Erzherzogs  geschehen  lassen 
werde,  dass  Frankreich  nicht  an  ein  Werk  sich  machen  wolle,  dem 
es  seine  Kräfte  nicht  gewachsen  glaube  ***).   Um  so  mehr  war  König 

1750,  heisBi  es  über  die  Königswahl,  nach  Darl^ong  der  entgegenstehenden 
reichsrechtlichen  Bedenken:  ,,Mais  le  Roi,  par  une  suite  des  dispositions  pacifiques 
et  de  son  amiti^  et  complaisance  pour  Leurs  Majest^  Imperiales,  veut  bien  ne 
r^garder  cette  afiaire  que  comme  purement  domestique  de  TEmpire, 
et  laissera  an  coU^e  des  ölecteurs  k  d^ider  tant  d^utilit^  de  cette  ^lection  que 
do  choix  du  sujet  en  fayeur  duqnel  ils  accorderont  leurs  suffirages.  Au  reste, 
c'est  une  mati^re  sur  laquelle  le  marquis  de  Hautefort  ^vitera  de  s'expliquer 
antiement  qu'en  termes  g^^raux^  etc.  Siehe  Recueil  des  Instructions  donn^es 
ttux  ambassadeurs  et  ministres  de  France,  Autriche  p.  323.  Paris  1884. 
*)  6.  Juni  1750,  bei  Beer  S.  126. 

♦*)  21.  Sept/2.0ctober  1750;  Coxe,  The  administration  of  Pelham  II,  394. 
•**)  Vgl.  Politische  Correspondenz  Vn,  175.  200. 
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Friedrich  überrascht ,  als  er  im  Sommer  1750  wahrnahm,  däss  die 
Franzosen  diese  Frage  jetzt  ebenso  hitzig  behandelten,  wie  anfanglich 
lau*)'  Die  Bollen  schienen  ausgetauscht^  Frankreich  war  der  war- 
nende^ anspornende,  schiebende  Theil  geworden,  Preussen  der  gelesene, 
retardirende,  ja  gleichgültige. 

In  eben  den  Tagen,  du  der  Herzog  von  Newcastle  in  London  dem 
österreichischen  Gesandten  die  ersten  Vorschläge  machte,  im  April 
1750^  liess  Marquis  Puyzieulx,  der  französische  Minister  des  -4us- 
wärtigen,  den  König  von  JPreussen  zu  der  Bildung  eines  antiöster- 
reichischen  Bundes  im  Beiche  auffordern,  zu  der  Gründung  einer 
Union,  deren  unmittelbarster  Zweck  die  Verhinderung  der  Wahl  des 
lothringischen  Prinzen  sein  solUe*'^).  Friedrich  II.  wich  dem  Vor- 
schlage aus.  Offenbar  fürchtete  er,  von  Frankreich  vorgeschoben,  aus- 
gesetzt vielleicht  schliesslich  im  Stiche  gelassen  zu  werden.  Bezeichnend 
genug  schliesst  seine  Antwort  auf  die  erste  Anregung  des  Planes 
(20.  April  1750):  j,Noch  bleibt  ein  Funkt,  über  den  ich  bei  dieser 
Gelegenheit  nothwendig  Aufklärung  brauche,  ob  nämlich  Frankreich 
den  Erzherzog  Joseph  nach  geschehener  Wahl  als  römischen  König 
anerkennen  oder  ob  es  wegen  der  Anerkennung  noch  Schwierigkeiten 
machen  würde,  ein  Umstand,  der  mir  als  Compass,  meine  Schritte  zu 
regeln,  dienen  würde,  da  es  mir  in  keiner  Weise  zusagen  könnte,  der 
Einzige  zu  sein,  der  sich  zu  dieser  Anerkennung  nicht  bereit  findet.^ 
Unzählige  Male  äussert  der  König  gegen  seinen  Vertreter  in  Paris, 
dass  auf  die  energischen  Worte,  die  man  gelegentlich  aus  dein  Munde 
der  französischen  Minister  vernehme,  nichts  zu  geben  sei,  wenn  ihr 
Handeln  alle  Augenblicke  Schwankungen  unterliege'^'^*).  Bereits 
schien  wieder  in  dem  Eifer  des  französischen  Gesandten  zu  Berlin 
und  in  der  Lauheit  des  Ministeriums  zu  Versailles  ein  schwer  ver- 
einbarer  Gegensatz  zu  Tage  zu  treten  f). 

Während  des  Hochsommers  1750  sah  König  Friedrich  den  Ver- 
handlungen und  Vorbereitungen  der  Höfe  von  Wien  und  Hannover 
theilnahmslos  zu,  indem  er  eine  Vereitelung  ihrer  Pläne  nicht  mehr 
für  möglich  hielt.  Selbst  wenn  dann  gegen  Anfang  Oetober  die 
Wahlangelegenheit  y^die  unchtigste  unter  allen  ihn  interessirenden 
Fragen^  ff)  geworden  war,  so  sprach  er  doch  die  Ansicht  aus,  dass 
durch  die  anfängliche  Gleichgültigkeit  der  Franzosen  das  Spiel  von 


*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  VIII,  84. 
♦*)  Ebend.  VD,  340. 
♦*♦)  Vgl.  z.  B.  ebend.  VIII,  184. 
t)  Ebend.  S.  89. 
tt)  Ebend.  S.  91. 
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f?omheretn  verloren  y  dctss  es  jetzt  zu  spät  sei,  das  Versäumte  nach- 
zuholen *). 

Nur  sollte  nach  des  Königs  Absicht  der  unener  Hof  nicht  ohne 
Entgelt  zu  seinem  Ziele  gelangen^  nicht  ohne  denen  j  die  er  vor  allen 
um  ihre  Mitunrhung  hätte  angehen  müssen,  gute  Worte  gegeben  zu 
haben,  um  nicht  in  seiner  Ansicht  bestärkt  zu  werden,  ^^dass  alle 
Welt  sofort  seinen  Launen  sich  anschmiegen  muss"^  **).  Drei  Wege 
stehen  uns  offen,  sagte  der  König  zu  dem  französischem  Gesandten: 
einfache  Zustimmung  zu  der  Wahl  des  Erzherzogs,  das  wäre  ent- 
ehrend; Anfachung  eines  allgemeinen  Brandes  an  allen  vier  Ecken 
Europas,  das  wäre  gefährlich  und  nicht  der  Mühe  werfh;  Ausbeutung 
der  Wahl  zu  eigenem  Vortheil  durch  eine  Capitülaiton,  die  den 
künftigen  Kaiser  beschränkt  und  die  französische  Garantie  des  west- 
phälischen  Friedens  in  Erinnerung  bringt  y^Die  grosse  Kunst  in  der 
Politik  ist  nicht,  gegen  den  Strom  schwimmen,  sondern  alle  Ereignisse 
zu  eigenem  Vortheil  wenden***),*^ 

So  wenig  also  Friedrich  II,  glaubte,  die  Wahl  verhindern  zu 
können  oder  auch  nur  einen  Versuch  dazu  machen  zu  sollen,  der  Er- 
folg sprach  gegen  seine  Voraussicht, 

Am  26.  October  1750  begab  sich  der  kaiserliclie  Gesandte  Graf 

Riebla  in  Berlin  zu  dem   Grafen  Podeunls,  um  die  Werbung  des 

Kaisers  und  der  Kaiserin- Königin  u/m  die  brandenburgische  Chur- 

Summe  für  den  Erzherzog  Joseph  anzubringen.     Vier  binnen  einem 

Vierteljahre  auf  einander   folgende  Kundgebungen   des  Königs  von 

Rreussen  (Nr.  XXII— XXV)   bestimmten  den  wiener  Hof,   auf  die 

Durchführung  des  IVojectes  Verzicht  zu  leisten.    In  einer  Getcährung 

der  Bedingungen,   die  von  preussischer  Seite  gestellt  wurden ^  hätte 

man  eben  die  ^^Erniedrigung  des  kaiserlichen  Hauses*^  gesehen,  welche 

nach  dem  vorweg  gefassten  Entschlüsse  unter  allen  Umständen  ver- 

nUeden  werden  soUte. 

♦)  Vgl.  Politische  Correspondenz  VIII,  123. 
*♦)  Ebend.  8.  117. 
•*•)  Ebend.  S.  126.  127. 


XXII. 


ßöponse  au  comte  de  Puebla 
de  la  part  du  ßoi  dans  Taffaire  de  Tölection 

d'un  roi  des  Bomains. 


Am  28,  Odober  1750  erhielt  Graf  Podewils  von  dem  Könige  einen 
eigenhändigen  Entwurf  für  die  dem  kaiserlichen  Gesandten  sfu  er- 
theilende  Antwort:  „F(9i7d,  ou  ä  peu  pr^,  Monsieur j  ce  que  vws 
pouvez  dire  au  comte  de  La  Puebla  dans  mon  nom.*^  Die  Minister 
unterwarfen  diesen  Text  einigen  Aenderungen  im  Ausdruck  und  th 
den  Ourialien;  sachlich  fugten  sie  einen  Hitnoeis  auf  die  Bestimmung^ 
des  westphälischen  Friedens  und  der  kaiserlichen  WcMcapitulation*) 
ein.  Die  geänderte  Fassung  legten  sie  am  39.  dem  König  mit  der 
Anzeige  vor^  dass  sie  die  Erklärung  in  dieser  Form  am  folgende» 
Tage  dem  Grafen  Puebla  vorlesen  und  ihm  gestatten  wurden^  (len 
Wortlaut  sich  aufzuzeichnen.  Als  der  König  am  30.  früh  den  Berid^ 
der  Minister  entgegennahm,  fand  er  an  der  beigeschlossenen  Erkldrung 
mancherlei  auszustellen  und  setzte  die  Aenderungen^  die  er  getrofff^ 
wissen  wollte^  an  den  Band,  vor  allem  strich  er  die  Berufung  auf  ü^ 
Normen  des  westphälischen  Friedens.  Aber  schon  war  es  zu  spät,  die 
Corredur  zu  berücksichtigen;  schon  befand  sich  die  Erklärung  in  den 
Händen  Puebla's.  Sofort  fhach  Empfang  der  königlichen  Marginair 
noten  versuchte  Graf  Podewils  das  eilfertige  Vorgehen  des  Ministerin 
zu  entschuldigen;  er  glaubte  das  „ä  peu  pr^^  der  ersten  Weisi^ 
für  sich  geltend  machen  zu  dürfen;  er  hob  hervor,  dass  die  Erinnerung 
an  den  westphälischen  Frieden  wiederholt  von  dem  französischen  ö^ 
sandten  als    ein   möglichst  schleunigst  in  Anwendung  zu  bringendes 

*)  Vgl.  unten  S.  345. 
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heeeiehnel  worden  sei,  und  dass  nian  nach  Ausspielung 
mpfes  immer  noch  andere  Waffen  in  genügender  Zahl  Bur 

behalte. 

Kdmg  beantwortete  den  Rechtfertigungsversuch  ziemlich  ab- 
nd  ungnädig.  Sein  Schreiben  vom  1.  November  erläutert 
peu  pr^^  dahmy  dass  darunter  die  Anbringung  hmzlei- 
Tikdatwren  verstanden  gewesen  sei^  nicht  aber  die  Etn- 
chlicher  Punkte,  j^Ungem  sehe  ich  jetzt  Dinge  in  der 
die  ich  lieber  /Ör  einen  späteren  Anlass  aufgespart  hätte 
I  gewisser  Weise  meinen  Plan  ein  wenig  stören.*^  Eigen- 
tgte  der  König  an  den  Schluss  des  Cabinetsschreibens : 
ndem  oder  einer  ErJdärung  einen  neuen  Sinn  geben  ^  sind 
nedene  Dinge,  die  ich  Sie  sehr  dringend  nicht  gusammen- 
4Ue,  wenn  Sie  wollen^  dass  wir  Freunde  bleiben.^ 
Veröffentlichung  der  Erklärung  an  IS^ebla  erfolgte,  soweit 
lässt,  gleichzeitig  mit  dem  Rundschreiben  an  die  Churfursten 
wember  1750   (unten  8.  337  ff.),  dem  die  Erklärung  bei- 

wurde. 


k  faire  au  comte  de 
La  Puebla. 


est  port^  dans  toutes  les 
faire  plaisir  k  la  reine  de 
i  l*£mpereiir,  il  le  feroit  de 
;  k  räection  de  rarchidue 
160  Bomains. 


«  que  dans  T^tat  pr^nt 
i  FEmpire,  ce  seroit  süre- 
<  candidats  qui  m^riteroit  le 
ion, 


laisse  k  penser  k  la  reine 
n  ce  n'est  pas  trop  h&ter 


R^ponse  au  comte  de  Puebia 

de  ia  part  du  Roi  dans  l'af- 

faire  de  l'^lection   d'un  roi 

des  Romains. 

Le  Roi  est  port6  dans  toutes 
ies  occasions  ä  faire  plaisir  &^) 
Leurs  Majest^  Imperiales  l'Em- 
pereur  et  Tlmpäratrice-Reine;  il  le 
feroit  de  m^me  quant  ä  Tölection 
du  s^ränissime  archiduc  Joseph  pour 
roi  des  Romains. 

Sa  Majest^  trouve^)  que  dans 
r^tat  pr&ent  oü  FEmpire  est^),  ce 
seroit  avec  le  temps  un  des  can- 
didats qui  möriteroit  le  plus  d'at- 
tention. 

Mais  le  Roi  laisse  ä  considärer 
&  Leurs  Majest^  Imperiales  si  ce 


nren  des  Königs:  1)  Le  Roi  embrasseroü  avec  plaisir  toutes  les 
Umoigner  son  amiti^  ä,  —  2)  Sa  Majest6  pense  m^me.  —  3)  pr^ent 
l'Empire. 
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cette  ^lection  que  de  la  faire  dans  un  ne     searoit     pas     trop     hater   cette 
temps  ou  l'Empereur  jouit  d'ime  sant^  ^ection    que  de  1a  feire  dans  un 

enti^re  et  oü  rien  ne  semble  annoncer  .  ,     ^5      nc  •    xjr    iit:> 

,    ,      .     ,,        ,|    ^  ,  I  , ,  temps   ou   Sa   Majeste  rEmpereur 

le  besoin  dune  election  semblable,  ^  i      n  i 

est  dans  la  neur  de  son  äge, 
jouissant  d'une  sant^  par£aite,  ou 
toute  FEurope  et  F  Empire  en  pard- 
culier  se  trouve  dans  une  profonde 
tranquillitä,  et  oü  rien  ne  semble 
annoncer  le  besoin  d'une  äection 
semblable  ni  ies  moti&  all^es 
pour  cela  dans  la  capitulation  meme 
de  FElmpereur  d'aujourd'hui,  motife 
dont  Fexamen ,  auquel  tout  TEm- 
pire  et  d^ailleurs  intä*e88Ö  sdon 
l'article  8  de  la  paix  de  West- 
phalie^  doit  pr^Mer  n^cessairemeDt 
cette  äection  et  en  constater  la 
l^litö;  et^)  si  malheureusemeDt 
le  cas  arrivoit  que  Sa  MajW 
Imperiale  vint  ä  manquer,  ce  que 
Dieu  veuille  d^umer,  dans  quelle 
Situation  ne  se  trouveroit  pas  FEm- 
pire,  gouvemi  alors  par*)  un  am- 
pereur  mineur  et  sous  tutelle? 

^)  Le  Roi  conseilleroit  done  plu- 
t6t  ä  Leurs  Majeste  ImpäitleB 
d'attendre  Fdge  de  majorit^  de  oe 
jeune  Prince,  ayant  que  de  mettre 
cette  ölection  sur  le  tapis,  oe  qoi 
la  rendroit  en  mdme  temps  plus 
conforme  aux  lois  et  constitutioitf 
!de  FEmpire  et  &  la  majeste  du 
^  Corps  Germanique. 

4)  Die  Worte  motifs  dont  l'examen  bis  l^galit^  et  strich  der  König  vad 
setzte  einfach  de  plus  ein.  —  5)  dans  quelle  Situation  se  trowveroü  alars  TEk^ 
gouverfie  par.  —  6)  Statt  des  Schlusses  schrieb  der  König:  „Le  Roi  croit  qoe 
pour  le  bien  de  TEmpire  et  Tavantage  m§me  de  Leurs  Majestäs  Imperiales  ü 
seroit  plus  convenable  d'attendre  Tage  de  majorit^  de  l'Archiduc,  avant  que  ^ 
proposer  F^ection  d'un  roi  des  Romains,  ce  qui  rendroit  en  m§me  temps  ec^ 
Election  plus  conforme  aux  lois  et  aux  constitutions  de  TEmpire  et  phis  con- 
venable k  la  majeste  du  Corps  Germanique. 


et  si  le  cas  arrivoit  de  la  mort  de 
rEmpereur,  de  quoi  Dieu  garde,  dans 
quelle  Situation  se  trouveroit  TEmpire 
gouvem^  par  un  emperenr  sous  la 
tutelle  ? 


Le  Roi  conseilleroit  plutot  k  Leurs 
Majest^s  Imperiales  d'attendre  Vkge  de 
majorite  de  ce  jeune  Prince,  avant  que 
de  proc6der  k  cette  Election,  ce  qui  la 
rendroit  en  mdme  temps  plus  conforme 
aux  lois  de  FEmpire  et  k  la  majeste  du 
Corps  Germanique. 


XXIII. 


Knndschreiben  an  das  Cliurfurstencollegium, 

Berlin  7.  November  1750. 


Auf  Befehl  des  Königs  *)  wurde  die  dem  kaiserlichen  Gesandten  ge- 
gAene  Antwort  den  Mitchurfiirsiefi  durch  ein  Rundschreiben  mit  dein 
Ersuchen  mitgetheilt,  die  eigne  Meinung  über  das  Anbringen  des 
Kaisers  und  der  Kaiserin  eröffnen  zu  wollen. 

Bas  Bundschreiben  gelangte  im  näcJisten  Frühjahr**)  zugleich 
mit  den  Anttvorten  des  Königs  von  England  (d.  d.  London  13.124. 
November)  und  des  Churßrsien  von  Baiem  (d.  d.  München  29.  Be- 
eember)  an  die  OeffentlichJceit.  Ba  die  bezeichneten  Antworten  gerade 
digenigen  sind,  welche^  nebepi  der  des  mainzischen  Churßrsten***),  sich 
auf  den  Standpunkt  des  mener  Hofes  stellen  f),  so  liegt  die  Annahme 

•)  Politische  Correspondenz  VIII,  136.  187. 

*♦)  Mercure  historique  et  politique  CXXX,  320.  322.  328  (mars 
1751);  Neue  Geneal.-histor.  Nachrichten  II,  684;  Heldengeschichte 
ni,  404—413;  Moser,  Teutsches  Staatsarchiv  1751,  IV,  149.  151;  Adelung 
Vn,  150.    Die  Daten  nicht  überall  richtig. 

•♦♦)  Vgl.  unten  S.  341. 

t)  Ganz  auf  dem  preussiBchen  Standpunkte  steht  der  ChurfÜrst  von  der 
Pfalz.  August  III.  von  Sachsen  antwortet,  Dresden,  17.  Nov.  1750,  dass 
,Wir  Ihren  Majest&ten  beederseits  (Kaiser  und  Kaiserin)  von  Unserer  reichs- 
patriotischen Gesinnung  und  Unserer  fortwährenden  Freundschaft  gegen  Die- 
selben die  Versicherung  ertheilet,  daneben  aber,  dass  in  dem  Geschäft  der 
Kkniflchen  Königswahl  überall  nach  denen  Reichsconstitutionen  und  der  von 
I.  M.  dem  Kaiser  selbst  mit  Uns  errichteten  Wahlcapitulation  vorzugehen,  deut- 
lich vorausgesaget.^  —  Franz  Georg  von  Trier,  Montabaur  21.  Nov.  1750, 
nach  Mittheilung  über  die  Motivirung  des  kaiserlichen  Antrages:  „Ob  und  wie 
PrtBMtaelM  StMtneliriftoii.    U.  22 
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nahe,  dciss  die  Puhlication  durch  die  Freunde  des  Wahlprojectes  r 
anlcLSsi  umrde. 

Das  preussische  Rundschreiben  ist  von  Vockerodt  concipirt 


Es  hat  vor  einigen  Tagen   Ihrer  E^aiserl.  Majestäten  an  Uns^^:^^ 
Hoflager  befindlicher  bevollmächtigter  Minister,  Graf  von  Puebla,     ^u 
Befehl  seines  Hofs  Unserm  Mmisterio  die  Eröfihung  gethan,  wasmaaakeet 
des  Kaisers  und  der  Kaiserin-Königin  in   Ungarn  und  Böhmen  Maje- 
stäten  Sich  beiderseits  von   Unserer  Freimdschaft   zuversichtlich  "V6^ 
sprächen,   dass   Wir  Ihrem   ältesten  Prinzen,  des  Erzherzogs  Joseplu 
Hoheit  und  Liebden,  wenn  zu  der  Wahl  eines  Römischen  Königs  ge- 
schritten  werden  sollte,  mit  Unserer  ChurfUrstlichen  Wahlstimme  nicbt 
entstehen  würden;  allermaassen  denn  Ihre  Kaiserl.  Majestäten,  sobald 
Sie    von     Unsem     deshalb    führenden     Gesinnungen     benachrichtiget 
wären.  Uns  darüber,    wie  ehedem   in    dergleichen   Fällen   geschehen^ 
schriftlich  anzugehen  nicht  ermangeln  würden. 

Nun  haben  Wir  zwar,  da  die  Zeit  nicht  erlauben  wollen,  über 
diesen  Antrag  mit  Unsem  Herren  MitchurfÜrsten  Uns  voigängig  zu 
besprechen,  Unserm  Ministerio  aufgegeben,  sich  gegen  vorbenannten 
Grafen  von  Puebla  in  vorläufiger  Antwort  folgendergestalt  vornehmen 
zu  lassen: 


weit  nun  diese  Beweggründe  verschiedener  hoher  Orten  den  Eindruck  gemacbet, 
ein  solches  habe  ich  meines  Orts  furdersambst  in  Gelassenheit  abzuwarteo  er 
achtet,  und  sehe  mich  uunmehro  durch  Ew.  Königl.  Maj.  geehrtestes  Schreiben 
näher  veranlasset ,  wie  es  ohnehin  die  äusserste  Wichtigkeit  eines  solcheo  Ge- 
schäfts erfordert,  fürläufig  mit  andern  meinen  hohen  Herren  MitchorfonteD 
darüber  mich  vertraulich  zu  vernehmen,  und  mich  andurch  in  den  Stand  20 
setzen ,  womit  weder  bei  der  jetzigen ,  noch  bei  der  Nachwelt  ich  beschuldiget 
werden  könne,  an  meinen  churfurstlichen  Reichsschuldigkeiten  etwas  erwindeD 
zu  lassen,  noch  auf  die  churfurstlichen  Vorrechten  nicht  sorgfaltig  genug  gesehen 
und  denen  zu  fürchtenden  Eingriffen  nicht  erforderlich  begegnet  zu  haben.*^ " 
Da  mit  dem  Churfürsten  von  Köln,  der  als  Grossmeister  des  deutschen  Ordens 
den  preussischen  Königstitel  nicht  anerkannte,  offizielle  Beziehungen  nicht  unter 
halten  wurden,  so  erfolgte  die  Mittheilung  an  den  bonner  Hof  durch  ein 
Schreiben  der  Minister  Podewils  und  Finckenstein  an  den  charfÜrBtUchen  Obent- 
kämmerer  Freiherm  von  Mettemich;  derselbe  antwortet,  München  22.  Deoember 
1750  („an  das  Berlinisches  Ministerium''),  von  dem  Churfilursten  sei  ihm  mildeit 
aufgegeben  worden:  „Sie  hätten  weder  wegen  der  Römischen  Königswahi  fiber 
haupts,  weder  wegen  des  dazu  vorzüglich  auszukiesenden  Gandidati  bis  dahin 
einige  Verbindlichkeit  eingegangen ,  sondern  desfalls  noch  zar  Zeit  gana  ^ 
Hand,  Sie  wollten  diese  auch  als  lang  es  Ihre  gefallig  behalten.^ 
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Wir  wären  ganz  geneigt,  das  Vergnügen  Ihro  Kaiserl.  Majestäten 
bei  aller  Gelegenheit  bestens  zu  befördern  und  würden  ein  gleiches 
bei  der  Wahl  des  Durchlauchtigsten  Erzherzogs  Josephi  beobachten ; 
allermaassen  Wir  denn  dafür  hielten,  dass  bei  denen  Umständen,  wo- 
rinnen  sich  das  Reich  gegenwärtig  befindet,  derselbe  mit  der  Zeit 
einer  der  Candidaten  sein  würde,  welcher  die  meiste  Aufinerksam- 
keit  verdiente.  Indessen  stellten  Wir  Ihrer  KaiserL  Majestäten  eigener 
höchsten  Erleuchtung  anheim,  ob  man  sich  mit  dergleichen  Wahl 
nicht  allzusehr  übereilen  dürfte,  wenn  man  selbige  zu  einer  Zeit 
▼omehmen  wollte,  da  des  Kaisers  Majestät  annoch  in  der  Blüthe 
Ihrer  Jahre  sind  und  Sich  einer  vollkommenen  Gesundheit  zu  er- 
fineuen  haben,  da  ganz  Ekuropa  überhaupt  und  das  Reich  insbeson- 
dere sich  in  dem  tiefsten  Ruhestand  befinden  und  überall  nichts  ab- 
zusehen ist,  so  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Wahl  anzeigete  oder 
die  zu  dem  Ende  in  des  anjetzo  rühmlichst  regierenden  Kaisers 
Majestät  eigener  Wahlcapitulation  angeführte  Bewegungsgründe  in 
Würklichkeit  setzte:  umb  so  mehr,  als  die  Untersuchung,  ob  auch 
dei^leichen  Bewegungsgründe  vorhanden,  wobei  das  gesammte  Reich 
nach  Maassgebimg  des  8.  Articuls  des  Westphälischen  Friedenstractats 
interessiret  wäre,  nothwendig  der  Wahl  vorgehen  müsste,  wann  an- 
ders dieselbe  rechtmässig  gehalten  und  ausser  Streit  gesetzet  werden 
sollte:  und  wenn  dann  endlich  der  Fall  entstünde,  welchen  der 
Allerhöchste  noch  lange  Jahre  abwenden  wolle,  dass  des  Kaisers 
Majestät  frühzeitig  mit  Tode  abgehen  sollten,  in  was  vor  eine  be- 
trübte Situation  das  Deutsche  Reich  unter  der  Regierung  eines 
minderjährigen  und  selbst  unter  der  Vormundschaft  stehenden  Kai- 
sers gerathen  müsste.  Wir  könnten  dannenher  nicht  umhin,  Ihren 
Kaiserl.  Majestäten  wohlmeinend  anzurathen,  ehe  und  bevor  der- 
g^chen  Wahl  in  Proposition  gebracht  würde,  lieber  die  Zeit,  da 
der  Durchlauchtigste  Erzherzog  seine  mündigen  Jahre  erreicht  haben 
wird,  abzuwarten,  umb  so  mehr,  als  die  Wahl  solchergestalt  denen 
Gesetzen  und  Ver&ssungen  des  Reichs  gemässer  und  der  Majestät 
des  gesammten  Staatskörpers  anständiger  erscheinen  würde. 

Wie    Wir    aber    mit    nicht    geringer    Wahrscheinlichkeit    muth- 

uuuen,  dass  es  hiebei  nicht  verbleiben,   sondern  die  Sache  vielleicht 

t  nächstem  in  mehrere  Bewegung  gebracht,  auch  wohl  mit  einigem 

fiar  pressiret  werden  dürfte,   so  haben  Wir  keinen  ferneren  Anstand 

bmen  wollen,   Uns  in  dieser  wichtigen  und  den  höchst  schätzbaren 

ihe-   imd  Wohlstand    des    werthen  teutschen   Vaterlandes    inniglich 

idrenden  Angelegenheit,    wie  mit  Unsern  übrigen  Herren  Mitchur- 

steQy  also  auch  mit  Ew.  ChurfUrstL  Würden  und  Liebden  in  her- 

22* 
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gebrachtem  collegiaiischen  Vernehmen  zu  besprechen  und  Deroselben 
nicht  alleine  obigen  Vorgang  vertraulich  zu  eröfihen,  sondern  auch 
Uns  hiebe!  über  das  sowohl  von  dem  ganzen  ChurfÜrstlichen  Collegio 
in  corpore  als  von  einem  jeden  hohen  MitgHede  desselben  insbeson 
dere  zu  beobachtenden  Betragen  und  auf  alle  Fälle  zu  nehmenden 
Massreguln  Dero  erleuchte  reichspatriotische  Gedanken  auszubitten. 
In  deren  Erwartung  Wir  u.  s.  w. 

Berlin,  den  7.  Novembris  1750. 


XXIV. 

Deliortationssclireiben  an  den  Churfürsten  von 
Mainz,  Berlin  29.  December  1750. 


trleich  bei  Erlass  des  Rundschreibens  an  das  churßrstUche  Collegium 
tcurde  in  Berlin  noch  ein  besonderes  „Dehortationsschreiben*^  an  den 
Churßrsten  von  Maine  in  Aussicht  genommen  ^  das  denselben  be- 
stimmen sollte^  keinerlei  einleitende  Schritte  für  die  Königswahl  zu 
treffen.  Die  Absendung  wurde  einstweilen  aufgeschoben^  um  erst  mit 
vMn  befreundeten  pfälzischen  Hofe  zu  gemeinsamem  Vorgehen  Abrede 
9u  nehmen'^).  Unter  dem  8.  December  1750  sandte  Churfurst  Karl 
Theodor  den  Entwurf  zu  einer  identischen  Erklärung  an  d^^  Doyen 
des  Churfurstencollegiums  nach  Berlin,  wo  inzwischen  auch  die  Ant- 
u^art  des  letzteren  (d,  d.  Aschaffenburg  28.  November)  auf  das  Rund- 
Bckreiben  vom  7.  November  eingelaufen  war.  Auf  den  Vortrag  der 
Mlinister  vom  23.  December  genehmigte  König  Friedrich,  dass  diese 
Antwort  mutatis  mutandis  nach  dem  pfälzischen  Projecte  zu  erwidern 
Bei.  Das  abzusendende  Schriftstüci  erhielt  demnach  durch  Vocherodt 
Beine  Schlussredaction  und  wurde  unter  dem  29.  December  aus- 
gefertigt. 

Vier  Tage  später  liefen  als  Beilagen  zu  einem  Bericht  des 
Camitialgesandten  von  Pollman  vom  24.  December  zwei  Denkschriften 
em,  welche  in  Regensburg  als  officiöse  Kundgebungen  des  Kaisers 
und  der  Kapierin-Königin  betrachtet  wurden  und  deren  zweite  auf  die 
dem  Crrafen  Puebla  ertheilte  Erklärung  des  Königs  von  Preussen 
öireden  Bezug  nahm**).    Den  Eindruck  der  österreichischen  Argu- 

•)  Politische  Correspondenz  VIII,  138. 

**)  „Obgleich  Se.  Maj.  der  König  von  Preussen  als  ChurfUrst  von  Branden- 
liorg  in  seiner  Antwort  auf  die  gegenwärtige  Angelegenheit  einige  Zweifel  oder 
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mente  abzuschtcächen,  beantragte  das  auswärtige  Amt  (4,  Januar),  der 
König  wolle  detn  Comitialgesandten  dus  Dehartatiansschreiben  an  Maim 
zur  Kenntndss  geben,  y^avec  ordre  d^en  glisser  des  copies  dans  le  public 
QU  de  la  ßa  lettre]  faire  lire  du  moins  aux  plus  confidens  d'entre 
les  ministres  ä  la  DiMe^.  Sofort  dazu  ermächtigt ,  tkeilten  die  Mi- 
nister dem  Comitialgesandten  die  Abschrift  doch  erst  am  13.  Februar 
mit  *),  und  zwar  lediglich  zu  dem  Behufe^  „solche  denen  churfurstlichen 
Gesandten  bei  Gelegenheit  im  Vertrauen  lesen  zu  lassen,  jedoch  ohne 
denenselben  davon  einige  Copie  oder  Extract  zu  geben^.  Wenn  dem 
entgegen  zwei  Monate  später  durch  den  Geschäftsträger  im  Haag  die 
Veröffentlichung  einer  vollständigen  französischen  Uebersetzung  bewirkt 
umrde*Vf  so  ist  die  Veranlassung  vielleicht  in  dem  dazwischen  liegen- 
den  Erscheinen***)  der  Antworten  auf  das  Rundschreiben  vom 
7.  November  zu  suchen. 

Eine  Rückübersetzung  aus  dem  Französischen  führte  Johann 
Jacob  Moser  bei  dem  juristischen  Publicum  Deutschlands  mit  den 
Worten  ein:  „dass  solches  billig  als  eines  derer  merkwürdigsten 
Stücken  unserer  Zeiten  passiren  kann  und  zu  vielen  Anmerkungen  aus 

Schwierigkeiten  vorgebracht  haben,  so  ist  doch  die  Kaiserin  nichts  desto  weniger 
überzeuget,  dass  Se.  Preussische  Majestät  .  .  .  ganz  und  gar  nicht  gemeinet 
sind,  den  ChurfÜrsten  im  geringsten  einigen  Zwang  anzuthun,  noch  die  Absicht 
hegen,  die  Berathschlagung  ihres  CoUegii  zu  beonruhigen,  ein  Mitglied,  es  sei 
auch  welches  es  sei,  davon  auszuschliessen ,  oder  allem  den\jenigen,  was  nach 
der  Goldnen  ßuUe  hergebrachten  Gebrauchs  bt,  Hindemiss  zu  machen.^  Die 
beiden  Denkschriften  sind  gedruckt:  Heldengeschichte  III,  429.  488; 
Moser,  Teutsches  Staatsarchiv  1751,  III,  132;  Adelung  VII,  104. 
Pollman  begleitet  dieselben  mit  den  Worten :  „On  y  donne  le  roi  de  la  Grande- 
Bretagne  pour  premier  mobile  de  cette  trame  et  en  vante  en  mtoe  temps 
Texacte  conformit^  avec  la  bulle  d'or,  quoique  rien  n'y  puisse  dtre  plus  oontndre 
qu'une  teile  manoeuvre,  qiii  laisse  assez  clairement  entrevoir  que  dorönavant 
TEmpire  n'a  qu'ä  recevoir  ses  empereurs  de  la  Grande-Bretagne  et  de  ses  pen- 
sionnaires."  Vgl.  damit  das  vertrauliche  Rescript  des  wiener  Hofes  in  dem 
Auszuge  Politische  Correspondenz  VIH,  222. 

*)  Das  Rescript  beghint:  „Wir  werden  benachrichtiget,  dass  die  Ministri 
des  Wienerischen  Hofes  über  ein  Schreiben,  so  Wir  ohnlängst  in  dem  Römischen 
Königswahlgescbäfte  an  des  Herrn  ChurfÜrsten  zu  Mainz  Ldebden  antwortlich 
zu  erlassen  vor  nöthig  erachtet,  an  verschiedenen  Höfen  nicht  wenig  Empfind- 
lichkeit und  Unwillen  gegen  Uns  geäussert.^  Das  Rescript  erging  auf  einen 
Vortrag  der  Minister  vom  7.  Februar:  Politische  Correspondenz  VIII,  256. 
**)  Rescript  an  Du  Commun,  Berlin  3.  April  1751.  Du  Common  berichtet, 
Haag  16.  April:  „Tous  les  gazetiers  ont  publik  la  lettre  d^hortatoire  .  .  .  Cette  . 
pi^ce  fait  impression  et  [rencontre  une  approbation  presque  universelle.*'  Vg]_ 
Mercure  historique  et  politique  CXXX,  442  ff.  (avril  1751)  548 
(mai  1751). 

**♦)  Vgl.  S.  337. 
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dem   Tetäschen  StaaUsrecht  und  der  Teutschen  Staatsklugheit  Anlciss 
giebet*"  *)- 

Der  Churfürst  von  Mainz   Hess  das  preussische  Schreiben  un- 
beantwortet.    Im  Sommer  1752  ist  an  denselben  noch  einmal  in  der 

Wahlangelegenheit  geschrieben  worden**),   tcoiei  auf  den  Brief  vom 
j29,  December  1750  Bezugs  genommen  vmrde. 


Ew.  Cühurfurstl.  Würden  erstatten  Wir  den  verbindlichsten  Dank,  dass 
JDieselbe  in  Ihrem  geehrtesten  Antwortschreiben  vom  28.  des  nächstverwichenen 
^fonats  Novembris  Dero  Gedanken  über  das  anjetzo  in  Bewegung  seiende  Ge- 
ecbäfte  einer  Römischen  Königswahl  Uns  so  vertraulich  als  offenherzig  zu  ent- 
decken geruhen  wollen.  Dieselbigen  gehen  nun,  so  viel  Wir  aus  dem  Inhalt 
dieses  Schreibens  wahrnehmen  mögen,  vornehmlich  dahin: 

Dass  die  Angelegenheit  der  Römischen  Königswahl  ein  Werk  von  äusserster 
^Wichtigkeit  und   nicht   anders  als  nach  Maassgabe  der  Reichsgesetze   zu   des 
Vaterlands    hoher   Nothdurft  und    Wohlfahrt  jedesmalen    vorsichtig   von   dem 
Clrarfiirstl.  Collegio  zu  bedenken  und  zu  behandeln,  indessen  von  dem  Allmäch- 
-tigen  nicht  minder  zu  hoffen  als  zu  wünschen  sei,  dass  dessen  Milde  des  anjetzo 
glorreich   regierenden   Kaisers   Majestät   in  vollem   Flor  befindliche  Lebenszeit 
-cmd  Gesundheitskräfte  annoch  auf  die  spätesten  Jahre  erstrecken  und  bestätigen, 
«laneben  den  lieben   Frieden  dem   Reich  und  Europae   langwierig   beibehalten 
^wollen,  maassen  der  durch  einen  nicht  zu  vermuthenden  Fall  hinterlassende  an- 
i:ioch   minderjährige,   mithin   selbst  unter   Vormundschaft  stehende   Kaiser  eine 
Allerdings  hochbeträchtliche  Sache  wäre.    Ob  aber  gleichwohl  diese  Sr.  Kaiserl. 
liigestät  annoch  blühende  Lebzeiten  und  Gesundheitskräfte,  wie  auch  der  anjetzo 
:far währende  allgemeine  und  des  Vaterlands  Ruhestand  nicht  mit  sich  bringen 
möchten,  des  Reichs  Wohlfahrt  und  theure  Verfassung  durch  eine  nach  hohen 
Pflichten  des  ChurfÜrstl.  CoUegii  zu  ermessende  Römische  Königswahl  mehrers 
za  befestigen,  mithin  ob  nicht  auf  allen,    wiewohl  jederzeit  betrüblichen  Fall 
dem  Römischen  Reiche  etwa  besser  mit  eines  minderjährigen  Kaisers  etwelchen 
capitolationsmässigen  Zeiten  und  Umständen  als  mit  einem  würklichen  Interregno 
genutzet  und  vorgestanden  sein  dürfte  —  dieses  alles,  ob  Wir  es  nicht  allenfalls 
vor  jenen  wichtigen  Vorfragen  (wodurch  Ew.  ChurfÜrstl.  Würden  vermuthlich  die 
Unserer  Seits  in  der  dem  Grafen  von  Puebla  ertheilten  Antwort  geäusserte  Be- 
denklichkeiten verstehen  werden),  als  welche  zu  der  Churfürst].  Collegialberath- 
Bchlagung  gehöreten,  so  jederzeit  voranzugehen  hätte,   ehe  zu  einem  Römisch- 
Königlichen  Wahlconvent  geschritten  werden  könnte,    mit  anzusehen  rathsam 
fänden,  wie  auch  was  vor  anderweite  mit  des  Heil.  Römischen  Reichs  Conser- 
vation  verknüpfte  hohe  Nothwendigkeit,  zu  einer  Römischen  Königswahl,  zumal 

*)  Teutsches  Staatsarchiv  1751,  VI,  164.  Moser  hat  das  richtige  Datum; 
eine  Rfickttbersetzung  ohne  Datum:  Heldengeschichte  HI,  414;  Adelung 
Vn,  154. 

*•)  Vgl.  Politische  Correspondeuz  IX,  148—152.  165.  168.  203.  An 
die  Oeffentlichkeit  gelangte  dieses  „Dehortationsschreiben"  vom  22.  Juli  1752 
nicht 
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mit  dermalen  zum  Voraus  mit  eintretender  Einwilligung  des  leerenden  Eousen 
Majestät,  zu  schreiten,  bei  fernerer  Bewegung  der  Bache  von  dem  Ghurftintl 
Hohen  CoUegio  mittelst  dessen  eigener  gewöhnlicher  Versanmdung  und  zu  hal- 
tenden Collegialconvents  reiflich  zu  erwägen  und  zu  entschliessen  sein  werde, 
wollten  Ew.  ChurfÜrstl.  Würden  Uns  bestens  anheimstellen. 

Nun  gereichet  uns  zuforderst  zu  nicht  geringer  Consolation  und  einem  aiu- 
nehmenden  Vergnügen,   dass  Ew.  ChurfÜrstl.  Würden  die  äusserste  Wichtigkat 
dieses  Wahlgeschäfts,  und  dass  darunter  mit  besonderer  Vorsichtigkeit  zu  Werke 
gegangen  werden  müsse,  in  voller  Maass  anerkennen.   Wir  schöpfen  auch  danuu 
die  unzweifelhafte  Hofinung,  Dieselbe  werden  Uns  gleichfalls  in  Ansehung  derer- 
jenigen   Anmerkungen    und   fjinncrungen,    so    Wir   dabei  zu   äussern   Unserer 
Pflicht  erachten,   die  Gerechtigkeit   widerfahren  lassen  und  Sich  fest  versichert 
halten,  dass  solche  aus  der  lautersten  Quelle  voUkonunen  reiner  patriotischer 
Gesinnungen   herfliessen  und  ohne  Einmischung  einiger  eigennützigen  oder  anf 
Unser  und  Unsers  Königlichen  Chur-Hauses  besonderes  Interesse  und  Convenieuz 
gerichteter  Absichten  nichts  anders  als  das  wahre  Beste  des  werthen  Teutschen 
Vaterland   und    die   Aufrechterhaltung    und   Befestigung   der   Reichsver&flsang 
und  der  zwischen  dem  Durchlauchtigsten  Oberhaupt  des  Reichs  und  dessen  Glie- 
dern  obwaltenden   reichsgesetzmässigen    Verhältnisse    zum  Augenmerk    haben: 
daher  Wir  dann  auch  allem  demjenigen,  was  zum  Vergnügen  des  anjetzo  gio^ 
würdig  regierenden  Kaisers  Majestät  und  zu  Beförderung  der  VortheUe  Dero 
Durchlauchtigsten   Erzhauses  an  Uns  gebracht  werden  mag,  insofeme  es  ohne 
Schmälenuig  obangezogener  höchst  wichtigen  und  Uns  vorzüglich  vor  Uosenn 
eigenen   Interesse  am  Herzen  liegenden  Gegenstände  Unserer  Sorgfalt  bewerk- 
stelliget werden  kann,  nach  dem  Beispiel  Unserer  in  Gott  ruhenden  Yorükma 
jedesmal  mit  Freuden  die  Hände  zu  bieten  bereit  und  entschlossen  sind. 

Wir  sind  auch  mit  Ew.  ChurfÜrstl.  Würden  darinne  völlig  einverstanden, 
dass  dieses  hochwichtige  Geschäfte  nicht  anders  als  nach  Maassgabe  der  Beichs- 
gesetze  sowohl  zu  bedenken  als  zu  behandeln  sein  werde,  halten  auch  davor, 
dass,  so  viel  die  Wahlhandlung  an  sich  selbst  betrifft,  selbige  ohne  besondere 
Mühe  oder  Widerstand  in  Richtigkeit  gebracht  werden  könne  und  sich  wohl 
niemand  von  denen  übrigen  Reichsgliedem  bdgehen  lassen  wird,  derselben 
Vollenziehung  als  ein  dem  Hohen  ChurfÜrstl.  Collegio  allerseits  eingestandener 
Maassen  privative  gehöriges  Vorrecht  streitig  zu  machen  oder  dabei  einige  Con- 
currenz  oder  Theilnehmung  zu  prätendiren. 

Bei  dem  Bedenken  hingegen  oder  bei  der  Erörterung  und  Entscheidung 
der  Frage,  ob  zu  einer  Römischen  Königswahl  zu  schreiten  sei,  welches  doch 
der  natürlichen  Ordnung  sowohl  als  Ew.  ChurfÜrstl.  Würden  eigenem  Anfahren 
nach  dem  Behandeln  nothwendig  vortreten  muss,  dürften  sich  mehrere  Schwierig- 
keiten äussern,  sowohl  in  Ansehung  der  Personen,  welche  an  denen  darüber  ab- 
zulegenden Berathschlagungcn  Theil  zu  nehmen  berechtiget  zu  sein  verm^en, 
als  auch  der  Art  und  Weise,  wie  solche  Berathschlagungcn  angestellet  und  ge- 
führet werden  müssen,  und  dann  endlich  der  Motiven,  welche  einer  darinne  n 
fassenden  beifUUigen  Entschliessung  hinreichenden  Grund  geben  können:  nod 
dennoch  kann  keiner  von  obigen  Punkten  ausser  Obacht  gelassen,  sondern  es 
müssen  selbige  insgesammt  grilndlich  erörtert  und  mit  Zufriedenheit  der  sänunt- 
liehen  dabei  interessirten  Theile  entschieden  werden,  ehe  man  zu  der  Handlung 
selbst  schreiten  kann,  wofeme  mau  selbige  nicht  dem  Vorwurf  eines  unheilbaren 
Gebrechens  blossstellen  und  die  Gefahr  laufen  will,  durch  eben  dasjenige  Mittel, 
wodurch  man  den  gegenwärtigen  Ruhestand  in  dem  werthen  teutschen  Vate^ 
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lande  zu  befestigen  gedenket,  denselben  zu  schwächen  und  unter  denenjenigen 
Eteichaetänden ,  deren  Gerechtsame  hierunter,  wenigstens  ihrer  Meinung  nach, 
l^ekränket  werden  würden,  unendliches  Missvergnügen,  Klagen  und  Misstrauen 
m  veranlassen. 

Sollen  nun  diese  Zweifel  nach  denen  Reichsgesetzen  beurtheilet  und  ent- 
lehieden  werden,  so  können  Wir  zuforderst  ohnangemerket  nicht  lassen,  dass 
aber  den  gegenwärtigen  Fall,  wem  nämlich  die  Bestimmung  der  Notbwendigkeit 
ainer  Römischen  Königswahl  gebühre  und  welchergestalt  die  Berathschlagungen 
leahalb  angestellet  werden  müssten,  die  Güldene  Bull,  das  älteste  und  respec- 
tableste  Gesetz  des  Reichs,  ganz  keinen  Grund  zu  einiger  Entscheidung  an  Hand 
m  geben  vermag.  Wenn  dieselbe  von  der  Wahl  eines  Römischen  Königs 
qiricht,  verstehet  sie  bekannter  Maassen  darunter  einen  solchen,  welcher  zu  der 
»ledigten  Kaiserwürde  erwählet  werden  soll,  oder  einen  neuen  Kaiser.  Ihre 
Ibäcbt  gehet  augenscheinlich  dahin,  in  dem  Heiligen  Römischen  Reich  eine 
Tele  und  ohnbehinderte  Wahl  des  höchsten  Oberhaupts  auf  ewige  Zeiten  fest- 
luaetzen  und  dergestalt  zu  verwahren,  dass  solche  Wahlfreiheit  weder  durch 
iirecte  noch  indirecte  Mittel  unterbrochen  oder  beschränket  werden  könne:  wo- 
ron  die  gegen  die  Erkauf ung  der  Stimmen  und  zu  Coupirung  anderer  bei  dem 
I¥ahlge8chäfte  zu  besorgender  eigennütziger  Handlungen  hin  und  wieder  ein- 
jpeAoasene  Passus  ein  unwidersprechliches  Zeugniss  ablegen.  Von  einem  Römi- 
leheii  Könige  in  dem  heute  zu  Tage  gewöhnlichen  Sinne  weiss  und  disponiret 
Üeselbe  nicht  das  allergeringste;  es  erhellet  vielmehr  augenscheinlich,  dass  des 
j^eaetzgebers  Intention  niemals  gewesen,  die  Wahl  eines  solchen  Römischen 
Königes  zu  autorisiren,  der  bei  dem  Leben  eines  zeitigen  Kaisers  zu  dessen 
l^achfolger  designiret  werden  sollte,  allermaasseu  er  anderergestalt  gewiss  nicht 
ledacht  gewesen  sein  würde,  der  Verwaltung  des  Reichs  bei  vorfallender  Er- 
ecügnng  des  Kaiserlichen  Throns  durch  ein  ganz  anderes  und  mit  dem  Systemate 
1er  Römischen  Königswahln  nicht  allzu  oft  harmonirendes  Mittel,  nämlich  durch 
(katellung  der  perpetuirlichen  Rcichsvicarien,  zu  prospiciren.  Wie  nun  be- 
cannten  Rechten  nach  die  Solennia,  welche  die  Gesetze  in  favorem  eines  actus 
leceaearii,  dergleichen  die  Kaiser  wähl  ohnstreitig  ist,  sancirct  haben,  nicht  hin- 
Inglich  «nd,  um  einen  actum  merae  voluntatis  rechtskräftig  zu  machen,  so 
Bgiebt  sich  daraus  von  selbsten,  dass  alles  dasjenige,  was  die  Güldene  Bull  über 
Ue  anzustellende  Wahl  eines  Kaisers  in  Ansehung  der  denen  Churfursten  zu 
Hainz  aufgetragenen  Convocation  zum  Wahlconvent,  Entscheidung  durch  die 
Hdirheit  der  Stimmen  und  andere  dergleichen  Umstände  disponiret,  auf  die 
W$h\  eines  Römischen  Königs  und  die  Berathschlagungen  und  übrigen  Actus, 
Rrelehe  derselben  vorzutreten  haben,  in  keine  Wege  gezogen  und  appliciret 
f erden  kann,  sondern  die  dabei  zu  beobachtende  Veranstaltungen  aus  anderen 
tnd  neueren  Reichsgesetzen  beurtheilet  und  festgestellet  werden  müssen. 

Das  erste,  so  der  Römischen  Königswahl  Erwähnung  thut,  ist  das  West- 
ihftliache  Friedensinstrument,  worinnen  mit  klaren  Worten  ohne  einige  Restric- 
ion  artic.  8.  §  3.  gesaget  wird:  de  electionc  Romanorum  regum  ex  communi 
italaam  consensu  agatur  et  statuatur:  welcher  Passus  dann  Unsers  Ermessens 
lenen  übrigen  Reichsständen  ein  unstrittiges  Recht  beileget,  bei  einer  vorseienden 
iömiachen  Königswahl  zu  denen  deshalb  anzustellenden  Piüdeliberation  zu  con- 
nziiren  und  die  dazu  angezogene  Notbwendigkeit  oder  Bewegungsgründe  mit 
n  beurtheilen.  So  lange  nun  die  übrigen  Reichsstände  sothanem  Recht  nicht 
enondret,  welches  Unsers  Wissens  bisher  so  wenig  geschehen,  dass  vielmehr 
las  Gtegentheil  davon  aus  denen  gegen  die  Wahl  des  Höchstseligen   Kaisers 
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Joseph!  von  dem  Fürstlichen  CoUegio  gemachten  Bewegungen  klärlich  abzu- 
nehmen ist,  80  vermögen  Wir  nicht  abzusehen,  wie  das  Churfiintliche  Colleginm 
ohne  Verletzung  dieses  zu  einem  Reichsgrundgesetze  angenommenen  Friedens- 
instruments sich  ermächtigen  könne,  dergleichen  Praedeliberationen  inconsultis 
reliquis  statibus  vorzunehmen  und  die  dahin  einschlagende  Materien  vor  sich  zu 
decidiren.  Wäre  auch  solches  ehedem  einmal  geschehen,  so  ist  ea  denen  da- 
maligen Kriegslftuften  beizumessen,  und  kommt  es  Uns  um  so  bedenklicher  vor, 
dergleichen  Vorgang  anjetzo  zu  erneuern  und  selbigem  dadurch  gleichsam  das 
Ansehen  eines  Reichsherkommens  zu  verschaffen,  als  einestheils  die  daznmal  alle- 
girte  Nothwendigkeit  der  Beschleunigung  des  WeriLS  bei  gegenwärtigen  Friedens- 
zeiten gänzlich  hin  wegfällt,  andern theils  aber  nicht  ohne  Grund  zu  vermuthen 
stehet,  dass  die  auswärtigen  Mächte,  welche  das  Friedensinstrument  garantiret, 
auf  Anrufen  der  dagegen  gekränkten  Stände  sich  derselben  hierunter  kräftig 
annehmen  und  dadurch  allerhand  dem  gegenwärtigen  Ruhestand  nachtheilige 
Folgen  veranlasset  werden  dörften. 

Es  ist  indessen  Unsere  Meinung  keines weges,  hierunter  dem  Hohen  Chur- 
fürstlichen  Collegio  das  allergeringste  zu  vergeben,  vielmehr  werden  Wir  desselben 
Gerechtsame  und  Vorzüge  dagegen  gegen  alle  und  jede  intendirte  Emgriffe  nach 
äusserstem  Vermögen  zu  schützen  und  zu  handhaben  Uns  dfrigst  angelegen  sein 
lassen.  Wir  halten  aber  dafür,  dass  solches  ganz  wohl  geschehen  könne,  ohne 
deswegen  denen  übrigen  Reichsständen  diejenige  Jura,  welche  denenaelben  durch 
die  Reichsgesetze  beigeleget  oder  vorbehalten  sind,  zu  entziehen  oder  m 
schmälern ,  und  dass  so  wenig  die  Gerechtigkeit  als  des  Hohen  ChuifÜrstlichen 
Collegii  selbsteigenes  Interesse  erlaube,  dessen  I^rftrogativen  zur  Ungebtihr  und 
zu  Kränkung  anderer  reichsständischen  gesetzmässigen  Jurium  zu  erweitern; 
anerwogen  die  Constitution  des  Teutschen  Staatskörpers  von  so  zärtlicher 
Natur  und  Eigenschaft  ist,  dass  keines  von  seinen  Gliedern  in  seinen  constitu- 
tionsmässigen  Gerechtsamen  bekümmert  werden  kann,  ohne  dass  zogldch  die 
ganze  Compages  erschüttert  und  die  Sicherheit  aller  übrigen  Mitglieder  in  Ge- 
fahr gesetzet  werde. 

Das  vornehmste  aber,  so  bei  diesem  Geschäfte  wohl  zu  beleuchten  und  m 
erörtern  sein  wird,   sind  die  Motiven,  welche  die  Churfürsten   und  Stände  des 
Reichs  bewegen  sollen,  anjetzo  zu  einer  Römischen  Rönigswahl   zu   schreiten 
und  die  Hände  zu  bieten      Hiebe!  erlauben  nun  die  Kaiserlichen  Wahlcapitula- 
tiones,  als  die   einzigen  Reichsgesetze,   worinnen  über  diesen  Punct  etwas  ver- 
ordnet ist,  keine  andere  als  folgende  drei  Fälle:    1.  wann  des  Kaisers  Majestät 
Sich  aus  dem  Reich  begeben  und  beständig  oder  allzu  lang  aufhalten  wollten, 
2.  wann  Se.  Kaiser!.  M^estät  wegen  hohen  Alters  oder  beharrlicher  Unpässiich- 
keit  der  Regierung  nicht  mehr  vorstehen  könnten,  und  8.  wann  eine  anderweite 
NB.  hohe  Nothdurft,  daran  des  Heil.  Römischen  Reichs  Conservation  and 
Wohlfahrt  gelegen,  vorwaltet.   Von  denen  ersten  beiden  Fällen  ist  dermalen  die 
Frage  nicht,  und  so   viel  den  letzteren  betrifft,  obwohl  die  Worte  des 
dergestalt  beschaffen  sind,  dass  sie  noch  einiger  Erläuterung  zu  bedürfen 
so  halten  Wir  dennoch  davor,  dass,   wann  man   denenselben  diese  Ei^läniqgp 
geben    wollte,    dass   die  gerühmte  hohe  Nothdurft   dergestalt   beschaffon  sein 
müsse,  dass  ein  zeitiger  Kaiser,  ob  er  gleich  wahrnähme,  dass  die  Wahl  ebendttr 
auf  ein  fremdes  als  sein  eigenes  Haus  fallen  dörfte,  nichts  desto  weniger,  falls  er 
anders  als  ein  Vater  des  Vaterlandes  handeln  wollte,  kdnen  Anstand  nebmeD 
würde,  selbige  zu  bewilligen  und  zu  befördern ,  sothane  Explication  »ch  aller 
ohnparteiischen  Reichsstände  Beifall   erwerben  müsste.     Will  man  aber  aiieb 
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gleich  der  erforderten  Nothdurft  so  enge  Grenzen  nicht  vorschreiben,  so  wird 
doch  niemand  in  Abrede  stellen  können,  dass  die  Motiven,  welche  die  Chur- 
fuxsten  und  Stände  des  Reichs  bewegen  sollen,  zu  einem  so  ausserordentlichen 
Acta  zu  schreiten,  sich  auch  auf  eine  ausserordentliche  Situation  begründen 
und  dergestalt  bewandt  sein  müssen,  dass  sie  sich  zu  der  im  Gesetz  ausdrück- 
lich bedungenen  NB.  hohen  Nothdurft  qualificiren. 

Ob  nun  dergleichen  Nothdurft  bei  denen  gegenwärtigen  Umständen  der 
Zeiten  und  des  Reichs  vorhanden  sei  oder  nicht,  solches  entscheidet  sich  von 
lelbaten  und  bedarf  keiner  weitlftuftigen  Berathschlagung  und  Ueberiegimg. 
Selbst  diejenigen,  welche  die  Beschleunigung  der  Römischen  Königswahl  am 
eifirigsten  betrieben,  haben  sich  noch  nie  getrauet  zu  behaupten,  dass  man  hiezu 
durch  einige,  geschweige  dann  eine  hohe  Reichsnothdurft  angetrieben  werde, 
londem  vielmehr  den  jetzigen  blühenden  Wohlstand  sowohl  des  gesammten 
Teatflchen  Vaterlandes  als  auch  dessen  theuresten  Oberhaupts  in  voller  Maass 
anerkannt  und  nur  insinuiret,  dass  man  wohl  thun  würde,  solchen  Wohlstand 
durch  eine  schleunige  Römische  Königswahl  zu  befestigen. 

Hiezu  tritt  noch  der  besondere  und  von  Ew.  Churfürstlichen  Würden 
Selbst  vor  allerdings  hochbeträchtlich  anerkannte  Umstand,  dass  nämlich  der- 
jenige Candidat,  welchem  man  anjetzo  die  Römische  Königs  würde  zuzuwenden 
gedenket,  selbst  noch  nicht  zu  vogtbaren  Jahren  gelanget  ist,  und  wann  vor 
deren  Erreichung  des  jetzt  glorreich  regierenden  Kaisers  Majestät,  welches  der 
Allerhöchste  in  Gnaden  abwenden  wolle,  aus  dieser  ZeitUchkeit  verrückt  werden 
BoUtei  dem  Reiche  unter  der  Regierung  eines  minderjährigen  und  folglich  selbst 
unter  Vormundschaft  stehenden  Kaiser  schiecht  berathen  und  selbiges  unzähligen 
Verwirrungen  und  luconvenienticn  blossgestellet  werden  würde. 

Ew.  ChurfÜrstl.  Würden  scheinen  nun  zwar  der  Meinung  zu  sein,  dass 
1.  allen  unvermutheten  Falls  dem  Reiche  dennoch  mit  einem,  obgleich  minder- 
jährigen Kaiser  besser  als  mit  einem  würklichen  Interregno  genutzet  und  vor- 
gestanden sein  dörfte,  2.  dass  alsdann  das  Hohe  ChurfÜrstl.  Collegium  durch  die 
Wahlcapitulation  wegen  der  vormundschaftlichen  Regierung  solche  Maassreguln 
nehmen  könne,  wodurch  denen  besorgten  Inconvenientien  vorgebeuget  werden 
würde.  Wir  müssen  aber  frei  bekennen,  dass  Wir  keinen  Grund,  ja  nicht  ein- 
mal den  geringsten  Schein  einigen  Grundes,  woraus  das  eine  Assertum  sowohl 
als  das  andere  behauptet  werden  könne,  wahrzunehmen  vermögen.  In  denen 
bekannten  Reichsgesetzen  wird  man  dergleichen  schwerlich  finden,  und  der 
Stifter  der  Güldenen  Bull  muss  hierunter  gewiss  von  ganz  unterschiedenen  Ge- 
nnnangen  gewesen  sein,  indem  derselbe  darinne  so  wenig  von  einem  Römischen 
Könige  in  dem  heutigen  Verstände,  wie  bereits  oben  berühret  worden,  als  von 
einer  vormundschaftlichen  Regierung  bei  dessen  ctwanigen  Minderjährigkeit  die 
allergeringste  Erwähnung  thut,  sondern  währender  Vacanz  des  Eouserlichen 
Throns  die  Administration  der  Reichsgeschäfte  denen  hiezu  veroi*dneten  hohen 
^cariis  perpetuis,  und  zwar  ihnen  allein,  mit  dürren  klaren  Worten  beileget 
und  reserviret  Aus  was  vor  Grunde  will  und  kann  man  auch  ohne  ofiPenbare 
Kränkung  des  Reichssystematis  denen  hohen  Vicariatshöfen  dieses  ihnen  so 
feierlich  versicherte  Recht  entziehen,  und  wie  verkleinerlich  und  empfindlich 
mfisste  es  denenselben  nicht  fallen,  wann  man  sie  durch  dergleichen  Veranstal- 
tung gleichsam  unmündig  machen  wül  und  gegen  ihre  Fähigkeit,  die  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  zu  erfüllen,  ein  solches  Misstrauen  setzet,  dass  man  sich 
lieber  der  Regierung  einer  unbekannten  Vormundschaft  unterwerfen,  als  ihnen 
die  Ehre  gönnen  will,  bei  einem  Interregno  ihr  Vicariatamt  zu  exerdren,  wovon 
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dieselben  sich  jedennoch  vor  der  Wahl   des  Hochseligen  Kaisers  Leopoldi 
weit  gefährlicheren  Umständen,   als  die  g^enwärtigen  sind,   mit  allgemc 
Ruhm  und  Beifall  des  gesammteu  Reichs  und  ohne  dass  selbiges  daraus         ( 
allergeringste  Ungemach  empfunden,  acquittiret  haben. 

Wie   wäre   es   endlich   möglich ,   gegen  die  Inconvenientien   einer  soL  ^:>|), 
vormundschaftlichen  Regierung  die  erforderliche  Maassreguln  durch  eine  Gs^^/^ 
lation  zu  nehmen,  welche  zu  einer  Zeit  geschlossen  wird,  da  man  die  bei      </^ 
besorgtem  Fall  vorkommende  Situation  der  Sachen   und   andere   betrftch€Xic^ 
Umstände  unmöglich  vorhersehen,  ja  nicht  einmal  wissen  kann,  wem  die    Tor 
mundschaft  werde  zu  Theil  werden  und  ob  selbige  auf  eine  nach  denen  Heiebs- 
gesetzen  zur  Regierung  des  Reichs  fähige  Person  fallen  möchte,  ja  ob  nicht  «o- 
gar  über  die   Vormundschaft  selbst  Zwistigkeit    und   Thätlichkeiten   entstelieD 
dürften,  wobei  dann  gewiss  das  Reich  seinen  Ruhestand  schwerlich  consemreo 
könnte.    Mit  einem  Wort,   die  Inconvenientien,  so  aus  dergleichen  fSnrichtuog 
unumgänglich  erwachsen  müssten,  sind  so  zahlreich,  so  augenscheinlich  und  von 
solchem  Gewicht,  dass,   wann  auch  zu  Beschleunigung  einer  Römischen  Konigs- 
wahl  weit  dringendere  und  erheblichere  Bewegungsgründe,  als  bisher  erschienen, 
beigebracht  werden  könnten,  diese  einzige  Consideration  hinlänglich  sein  würde, 
jene   insgesammt   in   den   Augen   aller   ohnparteiischen    redlichen    Patrioten  zo 
überwiegen. 

Was  Uns  aber  hiebci  die  grösete  Bekummemiss  erwecket,  sind  die  höchst 
betrübten  und  das  Teutsche  Reichssystema  in  denen  empfindlichsten  Theilen 
verletzende  Folgen,  welche  aus  denenjenigen  Principiis,  die  man  anjetso  hei 
Betreibung  dieses  Geschäftes  zu  Grunde  leget,  unumgänglich  erwachsen  müBSten. 
Ew.  Churfürstl.  Würden  werden  hoffentlich  darinne  mit  Uns  einig  sein,  dass  der 
Hauptgrundstein  dieses  Systematis  und  das  vornehmste  Palladium  der  reichs- 
ständischen  Freiheit  in  der  denen  Churfürsten  beigelegten  Gewalt  beruhe,  bei 
erledigtem  Kaiserlichen  Thron  einen  neuen  Kaiser  nach  Gntfinden  zu  wählen 
und  denselben  durch  gewisse  Pacta  zu  verbinden.  Dieselbe  werden  aber  auch 
zugleich  nicht  in  Abrede  stellen ,  dass  sothane  Gewalt  weit  kräftiger  and  un- 
beschränkter, auch  zu  dem  allgemeinen  Besten  weit  vortheilhafter  bei  der  Wahl 
eines  Römischen  Kaisers  als  bei  der  Wahl  eines  Römischen  Königes  exerciiet 
werden  könne.  Bei  der  erstoren  hat  das  Churfurstliche  Collegium  ganz  b&e 
und  ungebundene  Hände,  die  Gravamina  der  Reichsstände  über  die  gegen 
ihre  Gerechtsame  geschehene  Eingriffe  zu  untersuchen  und  denenselben  ab- 
helflichc  Maass  zu  verschaffen,  auch  wider  alle  andere  eingeschlichene  Missbränche 
die  beuöthigten  Maassreguln  zu  nehmen  und  zu  deren  Festhaitung  den  neuen 
Kaiser,  dessen  Erhebung  lediglieh  von  seinem  Arbitrio  abhanget,  zu  verHnden. 
Eine  ganz  andere  Bewandniss  aber  hat  es  mit  der  Wahl  eines  Römischen  Königes- 
Selbige  wird  gleichsam  sub  praesidio  des  zeitigen  Kaisers  angestellet  und  die  Bei* 
sorge,  denselben  zu  beleidigen,  und  und  die  Vortheile  und  Nachtheile,  so  ver- 
schiedene Glieder  des  ChurfUrstlichen  CoUegii  von  dessen  Gunst  oder  Unwillen 
zu  erwarten  zu  haben  vermeinen,  vcrursaclien  öfters,  dass  die  hdlsamsten  Er 
innerungeu  und  Vorschläge,  wann  selbige  dem  Kaiserlichen  Interesse  und  Ab- 
sichten nicht  conveniren,  entweder  nicht  in  Proposition  gebracht  oder  doch  sehr 
grosse  Schwierigkeit  finden  und  gänzlich  hintertrieben  werden,  mithin  die 
Missbräuche  einen  Weg  wie  den  andern  coutinuiren  und  mit  der  Zeit  das  An- 
sehen eines  Reicbshcrkommens  gewinnen.  Wann  nun  die  a^jetzo  auf  das  Tapis 
gebrachte  Motiven,  woraus  man  die  hohe  Nothdurft  einer  Römischen  Königt* 
wahl  erfolgem  will,  hiezu  vor  hiiureichend,  und  zwar  dergestalt  vor  hinreichend 
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erachtet  werden  sollten,  dass  die  majora,  so  man  durch  allerhand  mit  dem  Sinne 
ier  Reichsgesetze  eben  nicht  allzu  wohl  harmonirende  Wege  zu  gewinnen 
txachtet,  selbst  wider  den  klaren  Augenschein  hierunter  den  Ausschlag  geben 
md  die  minora  sich  denenselben  unterwerfen  müssen,  so  kann  man  sich  die 
■ehere  Rechnung  machen,  dass  hinfüro  zu  ewigen  Zeiten,  dafeme  anders  nicht 
1er  Allerhöchste  durch  eine  ganz  besondere  Fursehung  ins  Mittel  tritt,  an  keine 
Saiaerwahl  mehr  zu  gedenken  sein  wird.  Dann  keine  Zeiten,  keine  Situation 
1er  Weltgeschichte,  keine  Coiyuncturen  sind  zu  erdenken,  wobei  man  nicht  eben 
10  starke  und  noch  stärkere  Motiven  als  die  gegenwärtigen  zu  Beförderung 
nner  Römischen  Königswahl  anzuführen  und  durch  das  jetzige  Exempel  geltend 
n  machen  im  Stande  sein  wird :  und  da  ein  zeitiger  Kaiser  jedesmal  sich  auf 
i;ewiB8e  Weise  zum  voraus  versichert  halten  kann,  dass  solche  Wahl  seinem 
Banae  nicht  entstehen  könne,  so  ist  an  dessen  mit  hinzutretenden  Einwilligung 
10  wenig  zu  zweifeln,  dass  man  vielmehr  gewiss  voraussetzen  kann,  dass  er  sich 
leren  Beförderung  jederzeit  eifrigst  angelegen  sein  lassen  werde.  Was  vor  ein 
Schicksal  aber  alsdann  sowohl  die  Reichsverfassung  überhaupt  als  die  Grerecht- 
■une  des  ChuHÜrstlichen  Collegii  insbesondere  zu  gewarten  haben  und  wie  es 
un  die  Kaiser-  oder  Königswahlen  stehen  werde  und  ob  dieselbe  nicht  in  eine 
doflse  Formalität  verwandelt,  folglich  das  werthe  Teutsche  Vaterland  unter  dem 
iYamen  eines  Wahlreichs  zu  einem  Erbgute  gemacht  werden  dürfte,  solches 
irird  jedermann,  dem  der  gewöhnliche  Lauf  der  Weltgeschichte  bekannt  ist^ 
eicht  beurtheilen,  wenigstens  die  höchste  Wahrscheinlichkeit  Unserer  deshalb 
{ettnaserten  Besorgnisse  nicht  in  Abrede  stellen  können. 

Wir  sind  indessen  weit  entfernet,  des  anjetzo  so  glor-  als  huldreich 
«gierenden  Kaisers  Majestät  dergleichen  Absichten  beizumessen.  Es  haben 
Dieselbe  bereits  von  Ihren  reinen  reichsväterlichen  Gesinnungen  so  ausnehmende 
md  überzeugende  Proben  gegeben,  dass  dieserhalb  gegen  Sie  der  allergeringste 
ligwohn  keinen  Platz  finden  kann:  und  das  hierunter  von  denen  sämmtlichen 
2dchs8tänden  geschöpfte  wohlgegründete  Zutrauen  wird  dadurch  noch  mehr 
Mstärket,  da  Se.  Kaiserl.  Mi^jestät  um  Beförderung  des  anjetzo  anf  dem  Tapis 
leienden  Plans  zur  Römischen  Königswahl,  sonder  Zweifel  in  so  erlauchter  als 
gerechter  Rücksicht  auf  die  damit  verknüpfte  Schwierigkeiten  und  Anstösslich- 
ceiten,  noch  zur  Zeit  gar  wenig  Empressement  spüren  lassen  und  verschiedent- 
ieh  nicht  undeutlich  zu  vernehmen  gegeben,  dass  solcher  von  Deroselben  nicht 
lerrtthre,  und  Sie  darunter  nichts  anders  gethan,  als  Sich  denen  Desideriis  ein 
»der  andern  Reichsstandes  zu  fUgen,  welche  die  Beschleunigung  dieses  Gre- 
lehiftes  sehnlich  gewünschet  und  eifrigst  pressiret. 

Dass  aber  eben  dieselbe  Mässigung  und  gleich  patriotische  Gesinnungen 
id  8r.  Kaiserl.  Majestät  künftigen  Successoribus  jederzeit  anzutreffen  sein  und 
Ue  Oberhand  behalten  werden,  solches  ist  zwar  zu  wünschen,  auch  zu  der  un- 
Bidliehen  Güte  des  Allerhöchsten,  dessen  gnädige  Aufmerksamkeit  auf  die  Con- 
enration  des  werthen  Teutschen  Vaterlandes  sich  bei  verschiedenen  höchst  ge- 
Uirlichen  Umständen  sichtbarlich  spüren  lassen,  allerdings  zu  hoffen.  Es  dürfte 
kber  dennoch  allzu  verwegen  sein,  auf  dergleichen  Hoühung  dergestalt  zu 
MiiieD,  dass  man  in  dieser  Zuversicht  zu  solchen  reichssatzungswidrigen  Unter- 
idunungen,  deren  schädliche  Folgen  und  natürliche  Tendenz  zum  Umsturz  der 
;aiiaen  Reichsverfassung  einem  jeden  in  die  Augen  leuchten  müssen ,  conniviren 
ider  gar  die  Hände  bieten  und  nicht  vielmehr  denenselben  sich  kräftigst  wider- 
etzen  und  durch  alle  mit  denen  Reichsconstitutionen  combinable  Mittel  vor- 
abengen  sich  eifrigst  bemühen  müsste. 
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Wie  nun  die  gesammte  ReichsBtände  dergleichen  wachsame  Vor8ichtigk.e\t 
hauptsächlich  von  dem  ChurfÜrstlichen  Collegio  und  vorzüglich  von  Ew.  Cliur- 
fürstl.  Würden,  als  dessen  Decano  und  Cnstode  legnm  erwarten,  so  haben  'Wii 
Uns    nicht   entbrechen    können,  Unsere   deshalb   hegende    Gedanken    in    Ixer* 
gebrachtem  coUegialischen  Zutrauen  gegen  Dieselbe  offenherzig  auszaschätrten 
und  £w.  Churfürstl.  Würden  inständigst  zu  enmchoi,  die  von   Uns  geäusserte 
Bedenklichkeiten  mit  Beiseitsetzung  aller  fremden  und  des  Reichs  wahres  Heste 
nicht  concemirenden  Considerationen  in  reife  patriotische  Erwägung  zu  ziehen 
und  Sich  weder  mit  Ausschreibung  eines  Churfurstlichen  Convents,  es  sei   nun 
zur   Wahlhandlung   selbst   oder  zu  denen  voi^gängigen   Berathschlagungen,  zu 
übereilen,   noch  zu  einiger  andern  dahin  abzielenden  Demarche  die  Hände  zu 
bieten  und  Dero   Amt  zu  gebrauchen,  ehe  und  bevor  die  von  Uns  angeföhrte 
Schwierigkeiten  erlediget  und  die  Sache  in  solche  Umstände  gesetzet  sein  wird, 
dass  zu  einem  solchen  höchst  wichtigen  Werk  mit  Gknehmhaltong  der  Kelchs- 
gesetze  wirklich  geschritten  werden  könne. 

Wir  versprechen  Uns  auch  solches  von  Ew.  Churfürstl.  Würden  um  so 
zuverlässiger,  als  alle  hicbei  vorkommende  Bedenklichkeiten  keinesweges  den  za 
der  Kömischen  Königswürde  in  Vorschlag  seienden  Candidaten  berühren,  welchen 
Wir  sonst  dazu  zu  seiner  Zeit  vor  allen  andern  vor  den  würdigsten  zu  halten 
bereits  declariret  und  biemit  nochmals  declariren,  sondern  nur  allein  den  dabei 
zu  beobachtenden  Modum  und  dass  dadurch  nicht  in  Zukunft  zu  andern  dem 
Vaterlande  höchst  gefährlichen  Unternehmungen  und  Begebnissen  der  Weg  g^ 
bahnet  werden  möge:  zu  geschweigen,  dass  Sr.  Kaiserl.  Majestät  und  Dero 
durchlauchtigsten  Hauses  eigenes  wahres  Interesse  darunter  versiret,  daa  die 
Ihm  hiedurch  zugedachte  Avantage,  welche  demselben,  allem  menschlichen 
Ansehen  nach,  ohnedem  so  leicht  nicht  entstehen  kann,  durch  genaue  Beobachtnng 
der  Reichsgesetze  hinlänglich  versichert  und  nicht  etwan  durch  unzeitige  oder 
übereilte  Schritte  der  Gefahr  blossgestellet  werde,  dass  die  Legalität  des  ganxen 
Wahlgeschäfts  spät  oder  früh  in  Zweifel  gezogen  und  angestritten  werden 
könne.     Wir  verbleiben  übrigens  Ew.  Churfürstl.  Würden  zu  Erweisung  u.  8.  w. 

Berlin,  den  29.  Decembris  1750. 


XXV. 


Memoire  donn^  au  comte  de  Piiebla. 


iiine  neue  Aeusserung  FriedricJis  IL  in  der  Frage  der  Römischen 
BLänigstotM  erfolgte^  als  die  Kaiserin  Maria  Theresia  am  14.  Januar 
1761  in  der  Abschiedsaudienz  des  Grafen  Otto  Christoph  vofi  Pode- 
vüSj  der  seinen  diplomatischen  Posten  als  preussischer  ievollmäch- 
igtet  Minister  in  Wien  verliess,  Veranlassung  genommen  hatte,  an 
iinen  Bückblick  auf  die  fünfjährige  Dauer  der  Mission  des  Gesandten 
^nttere  Klagen  über  das  Verhalten  seines  Monarchen  ssu  knüpfen. 

Die  Kaiserin  sprach  dem  Grafen  Podewils  ihre  Hoffnung  aus, 
iass  er  bei  seiner  Rückkehr  versuchefi  werde,  dem  Könige,  seinem 
Herren^  günstigere  Gesinnungen  einzuflössen  y  als  er  die  Jahre  daher 
ihr  gezeigt  habe;  denn  mit  wahrem  Schmerze  habe  sie  gesehen,  dass 
ier  König  auch  in  den  unerheblichsten  Dingen  nie  das  geringste  Ent- 
gegenkommen ihr  bewiesen  habe;  nicht  bloss  als  Königin  von  Ungarn 
mul  Böhmen,  sondern  mehr  noch  als  Kaiserin  erfahre  sie  an  sich 
iiesen  Mangel  an  Aufmerksamkeit  und  Freundschaft.  Nicht  den  Ge- 
sandten erklärte  die  Kaiserin  dafür  verantwortlich  machen  zu  wollen; 
kn  Gegentheil,  gerade  das  bekümmere  sie  am  meisten,  dass  sie  über- 
koMtpt  Niemandem  die  Schuld  beimessen  könne,  da  sie  sehr  wohl  wisse^ 
iass  der  König  für  seine  EntSchliessungen  nur  bei  sich  selbst  Rath 
^%ehfne.  Wenn  also  dem  Gesandten  sein  Aufenthalt  in  Wien  nicht  so 
triel  Annehmlichkeiten  geboten  hätte,  als  er  sich  habe  wünschen  mögen, 
iann  möge  er  sich  dafür  an  die  Zeitumstände  halten  und  an  die  wenig 
ümgenehmen  Aufträge,  die  ihm  unablässig  obgelegen  hätten*). 

*)  Bericht  des  Grafen  Otto  Podewils,  Wien  16.  Januar  1751,  Politische 
Correspondenz  VUI,  233. 
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König  Friedrich  durfte  auf  diese  Sprache  die  Antwort  nicht 
schuldig  bleiben  und  ertheilte  sie  genau  in  der  von  der  Kaiserin  ge- 
wählten Form.  Am  27,  Januar  war  Empfangstag  für  das  diplo- 
matische Corps;  als  sich  der  König  nach  Begrüssung  der  Gesandten 
in  sein  Cdbinet  zurückzog,  Hess  er  den  Vertreter  des  wiener  Hofes 
auffordern^  ihm  zu  folgen. 

Der  König  theilte  dem  Crrafen  Puebla  das,  was  er  ihm  zu  sagen 
hatte,  in  freier  Rede  mit,  aber  es  war  ein  Schriftstück  vorbereitet,  um 
zum  Schluss  der  Audienz  dem  Gesandten  durch  den  anwesenden  Mi- 
nister des  Auswärtigen  eingehändigt  zu  werden*);  es  erschöpfte  den 
Inhalt  der  mündlichen  Eröffnungen  des  Königs.  Dieser  hatte  die 
Note  eigenhändig  entworfen,  dann  hatte  der  Minister  sie  dem  Ver- 
treter Frankreichs  gezeigt,  einige  Abänderungsvorschläge,  die  letzterer 
gemacht  hatte,  waren  von  dem  König  angenommen  worden*"*). 

Die  Note  berührt  im  Eingange  kurz  einige  andere  zwischen  den 
Höfen  von  Berlin  und  Wien  schwebende  Differenzen  und  wendet  sich 
dann  der  Königswahlfrage  zu.  Auf  eine  historische  Darlegung  des 
Standes  der  Verhandlung  und  eine  scharfe  Kritik  des  Verhaltens  des 
Königs  von  England,  des  „Jüngsten  im  Churcollegium^ ,  folgen  positive 
Vorschläge  auf  einer  mittlerweile  zmschen  Preussen  und  Frankreich 
in  den  Grundzügen  vereinbarten  Basis,  wobei  als  Vorbedingungen  die 
Befriedigung  der  Ansprüche  des  Churfürsten  von  der  Pfalz***)  und 
die  Gewahrung  von  Bürgschaften  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe 
im  Norden  erscheinen.  Der  Gedanke,  die  damals  noch  nicht  bei- 
gelegte nordische  Frage  f)  im  Zusammenhange  und  pari  passu  mit 
der  Wahlangelegenheit  zu  discutiren^  war  bei  dem  Könige  von 
Bremsen  gleichzeitig  von  Versailles  und  von  Stockholm  aus  angeregt 
worden  ff);  Friedrich  11.  machte  sich  jetzt  mit  seiner  Ansprache  an 
Puebla  zum  Wortführer  der  ihm  befreundeten  Cabinette. 

Der  Minister  des  Auswärtigen  verhehlte  sich  nicht y  dass  dem 
Vorgange  eine  schwerwiegende  Bedeutung  beikam;  er  fand  die  Note, 
die  er  dem  kaiserlichen  Gesandten  zuzustellen  hatte  ^  ^sehr  ener- 
gisch, voll  Kraft  und  Feuer*^  fff)l  ^  w?«»"  bemüht,  den  Eindruck  ihrer 
scharfen  Accente  abzuschwächen,  indem  er  beim  Heraustreten  aus  defu 
Zimmer  des  Königs  dem  Oesterreicher  treuherzig  die  Hand  drückte. 


** 
***] 


*)  Vgl.   Politische  Correspondenz  VIII,  286—238. 
*)  Vgl.  unten  S.  354. 

*)  Vgl.  Arneth  IV,    264;   Sammlung  der  Staatsschriften  unter 
Frana  L,  I,  482;  III,  85.  367.  391.  495.  937. 
t)  Vgl.  oben  S.  202  ff. 

tt)  Vgl.  Politische  Correspondenz  VIII,  178,  Anm.  1;  174.  290. 
ttt)  Ebend.  VIII,  236. 
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diese  Audienz  als  das  glücklicJie  Vorspiel  unerschütterlichen  Ver- 
trauens und  reiner  Freundschaft  zwischen  den  beiden  Höfen  pries  und 
-ihn  baty  sich  nicht  an  die  einzelnen  Ausdrücke  der  NotCy  sondern  an 
ihren  Sinn  zu  halten*). 

Graf  TUebla  war  sofort  der  Meinung  ^  dass  das  ihm  zugestellte 
Schriftstück  mit  den  Höfen  von  Versailles  und  Mannheim  vereinbart 
-icorden  sei**),    Jn  Wien  wurde  richtig  bemerkt^  dass  eine  Mitwirkimg 
des   französischen  Ministeriums   bei  der  Feststellung  des  Wortlautes 
41er  preussischen  Erklärung  durch  die  Kürze  der  Zeit  ausgeschlossen 
^9€urde^  welche  zwischen  der  Ansprache  der  Kaiserin-Königin  an  den 
jfreussischen  Gesandten  und   der  dadurch  veranlassten  Erklärung  an 
.Puebla  lag;  auch  deckte  sich  eine  Eröffnung j  die  ungefähr  gleichzeitig 
in   Versailles  der  Staatssecretär  Puyzieulx  dem   österreichischen   Ge- 
schäftsträger Mareschal  machte***),   nicht  ganz  mit  den  Vorschlägen 
des  Königs  von  Preussen,     So  viel  erhelltCj  dass  zwischen  Frankreich 
tind  Freussen  auch  in  der  Wahlfrage  ein  Einvernehmen  bestand.    Der 
tciener  Hof,  der  Frankreich  von  Preussen  zu  trennen,  sich  selbst  aber 
Frankreich  zu  nähern  wünschte,  machte  die  einfache  Nutzanwendung, 
dass  man  nichts  iiberetlen  dürfe,  so  lange  Frankreich  zu  den  Gegnern 
des  Wahlprojedes  gehöre.     Eine  Instruction,   mit  welcher  der  kaiser- 
liche Gesandte  in  London  am  16,  Februar  1751  versehen  wurde,  ent- 
hielt die  Absage  an  die  bisherige  Taktik  der  britischen  Politik.   Ohne 
das  Wahlprojcct  gerade  fallen  zu  lassen,  wollte  man  dasselbe  doch  vertagt 
tind  jedenfalls  lieber  nie  verivirklicht  wissen,  als  jetzt  nach  dem  Ge- 
fallen und  den  Vorschlägen  des  Königs  von  Prmssen.    Die  erste  und 
finerlässliche  Aufgabe  einer  zielbewussten  Politik  bestehe  in  dem  un- 
ausgesetzten Bemühen,   Frankreich  aus  seiner   Täuschung   über   den 
König  von  I^eussen  zu  ziehen  und  durch  Riissland  diesen  König  im 
Zaum  zu  halten  f), 

*)  „Pröcb  de  Taudience  que  le  comte  de  Puebla  a  eue  de  Sa  Majestö  le 
poi  de  Prasse."    Von  Puebla.    (Intercept  im  Geh.  StA.) 

**)  Puebla  an  Graf  Kaunitz  in  Paris,   Berlin  2.  Februar  1751.    (Intercept.) 

***)  Die  Bedingungen,  die  Puyzieulx  für  die  Königswahl  vorzeichnete,  lauten 
nach  Mareschals  Bericht,  Paris  25.  Januar  1751  (Intercept):  „Que  la  chose  se 
fasse  avec  d^ceuce,  qu'on  donne  une  juste  satisfaction  k  nos  alli^s,  et  que  vous 
noiis  d^larez,  et  TAngleterre  aussi,  que  vous  ne  donncrez  aucun  secours,  ni 
directement  ni  indirectement,  k  la  Russie,  ei  eile  est  Tagresseur,  bien  entendu 
que  ce  seit  dans  le  sens  naturel  et  coomie  tout  le  monde  l'entend,  Vagresaeur^ 
et  point  daus  le  sens  que  la  Russie  lui  a  voulu  donner.^ 

t)  Memoire  instractif  pour  le  comte  de  Richecourt,  du  16  f6vrier  1751,  sur 
r^ection  d'un  roi  des  Romains  (Intercept):  „Le  roi  de  Prasse  n^auroit  eu  garde 
de  parier  si  haut  sur  Tafiaire  de  T^lection,  ei  dans  son  tcmps  les  ayertissementB 
de  rimp^ratrice-Reine  avoient  6t^  mieux  re^us  k  Hanovre  ...    II  ne  conyient 

PreuaiselM  »tMtMclurifUn.  n.  23 
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Eine  Antwort  ist  der  preussischen  Erklärung  vom  27.  Januar, 
die  man  in  Wien  als  indecent  bezeichnete,  nicht  zu  Theil  geworden  *). 

Dem  König  von  Preussen  war  das  Schweigen  des  wiener  Hofes 
insofern  eben  recht,  als  seine  Erklärung  in  Bezug  auf  die  nordische 
Frage  ein  weiter  gehendes  Zugeständnis  enthielt^  als  den  Schweden 
selbst,  ebenso  wie  den  Franzosen,  eru)ünscht  war.  Als  die  schwe- 
dischen Minister  dem  preussischen  Gesandten  in  Stockholm  ihre  Be- 
denken äusserten,  Hess  Friedrich  II.  ihnen  am  6.  April  1751  antworten, 
dass  man  sich  um  die  ganze  Sache  um  so  weniger  zu  beunruhigen 
brauche,  als  sie  keine  Folgen  haben  werde.  Um  den  französischen 
Gesandten  an  seinem  Hoflnger^  der  bei  der  Redaction  der  Note  mit- 
gewirkt hatte,  in  Versailles  nicht  einem  Tadel  auszusetzen,  nahm  der 
König  die  ausschliessliche  Verantwortung  für  das  den  Franzosen  nicht 
genehme  Schriftstück  auf  sich,  zog  aber  ßr  sich  selbst  die  Lehre 
aus  dem  Vorfall:  „Wenn  je  wieder  der  Fall  erheischt,  ein  Schrift- 
stück der  Art  zu  verfassen,  wird  es  heissen  die  Nase  in  die  Acten 
stecken  und  über  alle  Punkte  Aufklärung  suchen,  bevor  man  die 
Feder  zur  Band  nimmt^  **). 


cependant  pas  d'en  faire  des  plaintes,  et  moius  encore  des  reproches,  au  mini- 
störe anglois,  et  le  comte  Kichecourt  doit  se  contenter  d  eu  tiror  la  consöquence 
qu'il  est  plus  que  jamais  nöcessaire  de  se  garder  de  donner  pareille  prise  au  roi 
de  Prasse,  k  FElecteur  palatin,  et,  par  cons^uent,  ä  la  l*>ance,  comme  aussi 
de  ne  rien  pr^ipiter  jusqu'ä  ce  qu'on  soit  pleinement  assur^  ou  que  la  derniöre 
couronne  ne  s'j  opposera  pas,  ou  que,  malgrö  eile,  on  röussira  dans  le  dessein, 
ce  qui  sera  infiniment  difficile  dans  les  conjouctures  präsentes  .  .  .  Vouloir  pr<^- 
cipiter  un  dessein  ou  l'abandonner  tout-ä-fait,  sont  dcux  extr^mit^s  dgalemcnt 
nuisibles.  Or,  on  scnt  pr^sentement  les  grands  inconvenients ,  et  les  Puissances 
maritimes  sont  plus  engag6es  k  le  soutenir,  surtout  apr^  Finsulte  i«ite  par  le 
roi  de  Prusse  k  celui  d'Angleterre.  Le  pire  n^anmoins  seroit  de  le  fiure  röuseir 
Selon  le  gr6  de  ce  Prince  et  de  scs  adherents  .  .  .  Grftce  au  ciel,  rien  no 
presse,  et  avec  le  tcmps,  de  sages  conseils  et  des  mesures  solides,  on  peut  trouver 
des  rem^es  k  tous  ces  inaux.  La  vraie  et  la  premiöre  source  en  est  le  roi  de 
Prusse,  ainsi  on  ne  sauroit  balancer  sur  le  choix  du  rem^e  qu'il  convient  d  y 
apporter.  Llmp6ratrice-Reine  ne  pr^tend  pas  de  rompre  avec  lui  ni  donner 
aucune  occasion  k  de  nouveaux  troubles.  Mais  eile  croit  qu*on  est  plus  que 
jamais  dans  le  cas  d^une  urgente  nöcessitö  de  se  garantir  contre  ses  vues  et 
entreprises,  et  que,  pour  cet  effet,  il  convient  de  travailler  sans  cesse  tant  h 
dötromper  la  France  sur  son  sujet^  qu'k  le  brider  par  la  Kassie.  Ce  n^est  pa^ 
un  nouvel  avis  quon  donne**  ...  Es  ist  dies  die  bei  Arneth  IV,  539  und 
Politische  Correspondenz  Vlll,  293  Anm.  2  erwähnte  Instniction. 

*)  L'Impöratrice-Reine  ,,n*est  point  pressöe  et  ne  se  preasera  pas  &  r^pondre 
k  un  öcrit  aussi  ind^nt^.    (Instraction  für  Richecourt) 

**)  Politische  Correspondenz  VUI,  285.  290.  291.  29i.  297.  321.  326. 
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Vier  volle  Jahre  noch  ist  wegen  der  Königswahl  unterhandelt 
t€^arden,  ohne  dass  man  über  die  Vorfrage,  die  Indemnisation  des 
jßfiüjnschen  Churßrsten,  hinausgekommen  wäre.  Alle  Bemühungen 
.Englands,  einen  Ausgleich  herbeizuführen,  scheiterten  an  der  ablehnen" 
€ien  Haltung  des  wieiier  Hofes,  für  welche  die  Instruction  vom  16. 
J^ebruar  die  Motive  enthält. 


*)  La  maniere  dont  rimp^ratrice  s'est  expliquä  envers  le  comte  de 
Ir*odewil8,  lorsqu'il  a  pris  son  audience  de  cong^,  oblige  le  Roi  d'entrer 
en  quelques  ^laircissements  avec  la  cour  de  Vienne  et  de  s'expliquer 
lui-m^me  avec  M.  le  comte  de  Puebla,  pour  qu'il  puisse  en  rendre  un 
oompte  fid^e  k  Tlmp^ratrice. 

Les  plaintes  de  Tlmp^ratrice ,  quoiquc  vagues,  roulent  principale- 
ment  sur  ce  qu'elle  ne  pouvoit  se  flatter  d'avoir  re9u  de  la  part  du 
Roi  aucune  marque  de  complaisance.  Le  Roi  est  plein  de  sentiments 
d'estime  pour  Sa  Majestö  Tlmpäutrice,  et,  ind^pendamment  de  sa  dignitö, 
il  rend  justice  h  ses  grands  talents  et  k  ses  vertus  personnelles.  Mais 
la  Situation  oü  se  sont  trouvöes  les  deux  cours  depuis  la  paix  de 
Uhresde,  a  &t&  assez  fllcheuse. 

Le  Koi  a  insistö  sur  Texöcution  du  trait6  de  paix  par  lequcl  Sa 
Majest^  rirap<5ratrice  lui  devoit  procurer  de  TEmpire  la  garantie  de  la 
Sil^ie.  Llmp^ratrice  a  paru  se  refuser  longtemps  h  remplir  cet  engage- 
Daent,  et  a  demand^  au  Roi  a  regier  detinitiveinent  TafFaire  des  dettes 
qui  fait  un  autre  article  de  cette  paix.  Le  Roi  y  a  consenti  sous  con- 
didon  qu'on  lui  donneroit  cette  garantie  de  TEmpire  et  que,  selon  ce 
tn^me  trait^,  en  remit  le  commerce  sur  le  pied  oü  il  ötoit  Tannfe 
I7'i0,  jusqu'ä  ce  qu'on  flit  convenu  d'un  nouveau   traitö  de  commerce. 

Ce  ne  sont  pas  dans  les  affaires  de  cette  natui*e  oü  de  petites 
Complaisances  peuvent  avoir  lieu,  et  Sa  Majest^  rirapöratrice  est  trop 
^lair^  pour  en  juger  autrement. 

Depuis,  rimp^ratrice  s'est  Offerte  de  faire  porter  a  la  Di^tc  de 
l*Empire  Ic  dferet  de  commission  pour  la  garantie  de  TEmpire,  et 
1' article  des  dettes  s'accroche  encore  k  celui  du  commerce.  Le  Roi 
Ost  intentionnö  de  cultiver  soigneusement  Tamiti^  de  Sa  Majestö  Tlm- 
p^ratrice  et  de  contribuer  k  tout  ce  qui  peut  raffermir  le  repos  et 
entretenir  une  bonne  Harmonie  entre  deux  Etats  aussi  voisins,  et  c'est  par 
Cette  raison  qu'il  insiste  sur  ce  qu'on  finisse  tout  k  la  fois  des  affEures 
qui  seroient  continuellement  des  pierres  d'achoppement  entre  les  deux 

*)  In  deutscher  UebersetzuDg :  Heldüngeschichte  III,  436. 
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cours  et  qu'on  ne  sauroit  terminer  säpai^menty  saus  laisser  saus  cesse 
des  Bujets  de  nouveaux  d^mel^  et  de  disputes  reuaissantes. 

En  demier  lieu ,  on  a  fait  quelques  ouvertures  k  Sa  Majest^  sur 
r^lection  de  rarchidue  Joseph  k  la  dignitä  de  roi  des  Romwis^  mais 
ces  ouvertures  se  sont  faites  apr^  s'etre  arrangä  avec  la  plupart  des 
[^ecteurs,  et  apr^  que  le  plus  cadet  du  Coline  Electoral  eut  mis  des 
Yoies  ilUciteSy  prohiböes  par  la  Bulle  d'Or,  et  contraires  au  serment 
qu'elle  exige,  en  usage,  pour  assurer  une  grande  partie  des  suffirages 
au  candidat  qu'il  proposait,  voies  qui  ravaloient  trop  la  majest^  du 
Corps  Germanique  et  qui  sapoient  par  ses  fondements  les  constitutions 
les  plus  sacr^  de  TEmpire. 

Le  Roi  fut  affligö  de  Till^alit^  de  ces  procMäs,  et  la  r^ponse 
qu'il  fit  ä  la  cour  de  Vienne,  fut  teile  qu'elle  la  devoit  attendre  d'un 
bon  patriote  qui   n'a  d'autre  int^r^t  que  celui  de  sa  patrie. 

Les  afiaires  en  sont  rest^  ]kj  et  il  est  sür  que,  si  quelqu'un  a  . 
sujet  de  se  plaindre,  c'est  plut6t  le  Roi  que  rimp^ratrice  ,  puisqu'il^ 
est  inoul'  qu'on  ait  n^glig^  de  recueillir  Tavis  des  principaux  Princes^ 
de  TEmpire  dans  aucune  afiaire  importante,  qu'on  y  ait  proodd^ 
des  Yoies  prohib^  et  sans  avoir  ^gard  aux  droits  des  plus  ancienn< 
maisons  et  &  la  dignitö  des  principaux  et  plus  andens  äecteurs 
qu'on  ait  voulu  faire  ölire  un  roi  des  Romains  presque  et,  pour 
dire,  contre  leur  aveu. 

Sacrifier  ses  droits,  voir  ravaler  sa  dignitä,  souffiir  Toppression  d 
libert^s  du  Corps  Germanique,  seroit  lachet^,  et  non  pas  complaisanc^^ 

Tout  ce  que  le  Roi  peut  faire  dans  cette  occasion,  tant  par  l'amo 
de  la  paix  que  pour  donner  k  Sa  Majestä  rimpdratrice  une  marq 
sinc^re  de  son  amiti^,  c'est  de   lui  ouvrir  des  voies  de  condliation 
de  lui  indiquer  les  moyens  par  lesquels  tous  les  esprits  peuvent 
r^unis  pour  cette  äection,  si  Sa  Majestä  Imperiale  se  croit  trop  engag^^ 
dans  cette  afliäire  pour  pouvoir  s'en  dösister,  et  en  d^sire  la  l^galit^ 
et  la  r^ussite. 

Voici  ce  que  le  Roi  lui  propose. 

Que  Plmp^ratrice  satisfasse  TElecteur  Palatin,  et,  si  eile  tcouve 
ses  pr^tentions  trop  fortes  ou  pas  assez  fondöes,  qu'elle  s'en  remetto  i^ 
la  mani^re  dont  le  Roi  et  le  roi  de  France  les  arrangeront  avec  le 
consentement  de  ce  Prince;  et  comme  Tlmpäratrice  a  toujours  d^cbre 
qu'elle  n'avoit  d'äutre  but  dans  cette  äiection  m3me  que  de  la  &ire 
servir  k  cimenter  davantage  la  paix  g^närale  et  la  tranquillitö  de 
TEurope,  le  Roi,  de  concert  avec  ses  alliös,  croit  pouvoir  exigest  que, 
pour  reraplir  des  vues  aussi  pures  que  cette  Princesse  proteste  d'aYoir, 
eile  et  ses  alli^  s'engagent  solennellement  k  garantir  la  tranquilfit^  da 
Nord,  bien  entendu  que  le  Roi  et  ses  alliäs  garantiront,  ^alement, 
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que  la  SuMe  ne  r^tablira  jamais  le  despotisme  et  qu'elle  ne  fera 
aucun  changement  ä  la  forme  pr&ente  de  son  gouvemement  qui  puisse 
tendre  au  r^tablissement  du  pouvoir  arbitraire. 

Aprfes  ces  pr^lables,  on  pourra  convenir  sur  la  tuteile  du  jeune 
roi  des  Romains,  en  cas  de  mort  de  TEmpereur  pendant  la  minorit^, 
ce  qu'ä  Dieu  ne  plaise,  et  sur  la  capitulation  de  ce  Prince,  pour  assurer 
la  conservation  de  la  libert^  dans  les  61ections  ä  Tavenir,  et  pour  le 
niaintien  des  droits,  privileges  et  prerogatives  de  tous  les  membres  du 
Corps  Germauique.  Le  Roi  croit  etre  sur  que  ses  amis  concourront, 
k  ces  conditions,  k  r^lection  de  rArchiduc. 

M.  le  comte  de  La  Puebla  est  pri(5  de  rendre  un  compte  fidfele 
^  rimp^ratrice  de  tous  ces  points  sur  lesquels  le  Roi  s'est  ouvert 
envers  lui  avec  franchise,  et  de  faire  remarquer  ä  Sa  Majestö  Tlmp^ra- 
trice  que  ce  Prince  n'a  pu  s'empecher  d'insister  sur  Fex^cution  de  ses 
trait^  et  que,  si  sa  demi^re  r^ponse  sur  Tölection  de  rarchiduc  Joseph 
n'a  pas  ^t6  teile  que  Tauroit  dösir^e  la  cour  de  Vienne,  eile  doit 
l'attribuer  aux  mesures  qu'elle  a  prises  et  aux  sentiments  patriotiques 
du  Roi,  qui  croit  que  le  devoir  d'un  des  premiers  äecteurs  est  de 
aoutenir  sa  dignit^,  les  libert^  et  les  lois  de  TEmpire  et  la  majest6  du 
Oorps  Germanique. 


Excurs  zu  Abtheilung  IV- 


Uer  von  preussischer  Seite  geltend  gemachte  Grundsaig,    dass  bet 
einer  Römischen  Königswahl  eu  Lebzeiten  des  regierenden  Kaisers 
dem  Fiirstencollegium  ein  Mitwirkungsrecht  zustehe,   rief  eine  sehr 
lebhafte  publizistische  Discussion  hervor.  Die  von  den  Anhängern  ji 
Theorie  une  von  den  Gegnern  ausgegangenen  Schriften  finden  sichm^^-^k 
theils  in  der  y^Europäischen  StaaisTcanelei^  von  König  (Faber)  und  tts^^t^ 
dem  ^Teutschen  Staatsarchiv**  von  Johann  Jacob  Moser y  fheils  in  eimim^     r 
der  Königswahlfrage  eigens  gewidmeten,  nicht  gerade  tendenelosen*,..,^^^) 
Sammlung.    Einer  dieser  Tractate  fl^rt  den  Titel: 

Gesetz-  und  actenmässiges  Bedenken  über  die  Materie 
der  Römischen  Königswahl.    1751.    4®. 

Abgedruckt:    Moser,  T.  StA.    1751,   VI,    56—74;   VII,   21 
Sammlung  S.  338. 

Moser  gab  bei  Mittheilung  dieses  ^Bedenkens**  an,  dass  ^einigen  Bi 
richten  zufolge  der  Herr  Geheims  Roth  von  Heringen  der  Verfass^^sr 
sein  solle^.    Im  nächsten  Jahrgange  seines  Staatsarchivs  (1752,  I,  17S^) 
gab    Moser    die    Berichtigung,    Heringen,    der    Sachsen- gothaisch^^ 
Comitialgesandter  war,  habe  ihm  versichert,  dass  die  Annahme  nicJK 
zutreffe. 

*)  Sammlung  unterschiedlicher  theils  gedruckter  theils  ungedmckter  Sthiißteo, 
welche  in  diesem  Jahr  zum  Vorschein  gekommen  sind,  die  Römische  Königs- Wa&/ 
betreffend.  Mit  nöthigen  Anmerckungcn.  Franckfurth  und  Leipug  1751.  397  pp.  4^- 
Moser  bemerkt  über  diese  „Sammlung'^,  die  für  die  Fürsten  plädirenden  Stacke 
seien  mit  Anmerkungen  versehen,  ,,darinn  die  Gerechtsamen  der  Churfönten  rer 
theidigt  werden'^:  „woraus  die  Absicht  dieser  Sammlung,  welche  vennathlicb 
von   Herrn  Hofrath  Schmausscn  zu  Göttingen  herrühret,  von  sich  sdbsten  e^ 
hellet''    (Teutsches  Staatsarchiv  1752,  I,  171.) 
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Die  Aden  ergeben,  da$.9  der  wirJcliche  Verfasser  der  würtiefn- 
bergische  Geheimrath  Christoph  Dietrich  von  Keller  gewesen  ist.  Ein 
alter  Anhänger  des preussisehen  Hofes*),  sandte  Keller  das  Manuscript 
seines  Bedenkens  im  Deceniber  1750  zur  Begutachtung  nach  Berlin; 
dort  ist  es  von  detn  Legationsrath  Ikvald  Friedrich  von  Hertzberg 
revidirt  und  mit  Zusätzeti  versehen  worden.  Am  29>  December  sandte 
Graf  Podewils  die  Schrift  an  den  Verfasser  zurilck,  der  sie  nunmehr 
in  den  Druck  gab. 

Wenig  unterrichtet  über  die  Verhandlungen  der  Höfe  in  der 
Königswahlfrage  zeigt  sich  der  Verfasser  einer  1757  erschienenen 
Broschüre  über  die  Vcrändermigen  des  politischen  Systems  von  Deutsch- 
land seit  dem  aachencr  Frieden.  Ganz  ohne  Anhaltspunkt  ist  die 
Angabe  über  eine  durch  den  König  von  Preussen  an  den  König  von 
Fngland  gerichtete  Beschwerde:  naehdcfn  der  Frieden  kaum  geschlossen, 
suchten  zwei  Mächte  denselben  bereits  tvieder  zu  brechen^  indem  sie  zur 
Unzeit,  ohne  zwingende  Ursache  und  durch  Stimmenmehrheit  zu  einer 
Königswahl  schreiten  wollten^  ja  Willens  schienen^  die  Truppen  Russ- 
Umds  zu  diesem  Zwecke  in  Anspruch  zu  nehmen**). 

Die  Rundschreiben,  welche  der  Markgraf  von  Brandenburg- Ans- 
bach ,  der  Herzog  von  Württemberg  und  der  Landgraf  von  Hessen- 
Cassel.auf  die  Anregung  Preussens***)  am  14.  August  1752  an  die 
aUßrsÜichen  Häuser  richteten,  um  zur  Wahrnehmung  der  Rechte  des 
fürstlichen  Collegiums  bei  der  Königswahl  aufzufordern,  sind  gedruckt  : 
Europ.  Staatskanzlei  ÜIV,  97.  106;  Moser,  TetitscJies  Staats-Archiv^ 
1752,  XI,  799;  1753,  I,  161. 

•)  Vgl.  Preu88i8che  Staatsschriften  T,  138. 
**)  Memoire  important   sur  le  changement  arriy^  dans  le  systöme  politique 
de  rAIlemagne  depuis  le  trait^  d'Aix  la  Chapelle.    k  Li^  1757.    24  pp.    4^. 
Auszüge  aus   dieser  Schrift  bei   A.   Schäfer,  Geschichte   des    siebenjährigen 
Krieges,  Beriin  1867,  I,  297—299.    Vgl.  auch  Adelung  VH,  147. 
***)  Vgl.  Politische  Correspondenz  IX,  190. 


FÜNFTE  ABTHEILUNG. 


DIE 


EUSSISCHEN  ANSPRÜCHE 


AUF  OSTFRIESLAND. 


1744—1753. 


Von  den  zahlreichen  Staaisschrifte^ij  die  zur  Darlegung  der  Ansprüche 
auf  Ofitfriesland  von  preussischer  Seite  veröffentlicht  worden  sind,  kann 
-ffn  Folgenden  nur  eine  Auswahl  reproducirt  werden,  Sie  beschränkt 
sich  auf  die  kürzeren  Schriften,  welche  man  am  Reichstage  übergeben 
tiess  und  welche  die  politische  Bedeutung  der  ostfriesischen  Frage  her- 
'Vortreten  lassen;  ausgeschieden  bleiben  dagegen  die  sämmtlichen  über- 
€Zi4S  weiUichweifigen  historischen  und  juristischen  Deductionen;  zur 
allgemeinen  Orientirung  über  ihren  Inhalt  wie  über  ihre  Entstehung 
9nögen  die  nachstehenden  Bemerkungen  dienen. 


Am  17,  Juli  1675^  unter  dem  Eindruck  des  Sieges  der  branden- 
t>urgischen  Waffen  bei  Fehrbellinj  hatte  der  Reichstag  durch  ein 
JReichsgutachten*)  anerkannt,  dass  dem  Churfürsten  von  Brandenburg 
^moegen  der  schwedischen  Invasion  und  des  dadurch  erlittenen  Schadens 
jSatfsfaction  gebühre.  Die  Vorschläge,  die  von  brandenburgischer 
Seite  fiir  die  Ausführung  dieses  Beschlusses  gemacht  wurden**), 
hlieben  lange  Zeit  unberücksichtigt;  aber  am  10,  Decetnber  n,  st,  1694 
Hess  Kaiser  Leopold  für  den  Nachfolger  des  grossen  Churfürsten  die 
Urkunde***)  ausfertigen,  durch  welche  ihm  die  Anwartschaft  auf  die 
Grafschaft  Ostfriesland  für  den  Fall  des  Aussterbens  des  einheimischen 
^Fürstenhauses  mit  der  Begründung  ertheilt  wurde,  dc^s  das  ganze 
jReich  eine  Indemnisation  wegen  des  schwedischen  Einfalles  garantirt 
hätte.  Wenn  die  kaiserliche  Wahlcapitulation  die  Vorschrift  enthielt 
(Art.  6): 

*)  Gründlicher  Bericht,  Beilage  1.    Die  Titel  dieser  Schrift  und  der 
Bich  anschliessenden  Deductionen  unten  S.  369  ff. 

**)  Vgl.  Pufendorf,  De  rebus  gestis  Friderici  Wilhelmi  Magni.     Berol. 
1695,  p.  1383;  Theatrum  Europ.  XIU,  369;  Droysen  111,  3,  473  (2.  Aufl.). 
***)  Gründlicher  Bericht,  Beilage  4.    Vgl.  Ranke,  Sämmtliche  Werke 
XXV/XXVI,  423;  Droysen  IV,  1,  99. 
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„  Wann  auch  Ijehn  dem  Reich  und  Uns  Fürstenthümcr  eröffnet, 
die  sollen  und  wollen  Wir ,  ohne  Vorwissen  der  Sieben  Chur- 
fürsten,  femer  Niemand  leihen  atich  Niemand  einige  Anwart- 
schaft darauf  geben^ 

so  heisst  es  in  der  Exspectanzurkunde :  „TTiV  wollen  auch  nach  Inlmlt 
dieser  Wahlcapitulntion  denen  Churfürsten  des  Reichs  diese  Unsere 
erthetlte  Exspectanz,  sobald  der  Churfürsten  Liebden  es  verlangen 
werden,  zur  Wissenschaft  bringen  und  Ihro  [Churfürstlichen  Liebden 
zu  Brandenburg]  zu  Erlangung  deren  erforderlichen  Consensen  mit 
Unseren  Ofßdis  aufrichtig  zur  Hand  gehen *)'^ 

Die  Exspectanz  wurde  von  Joseph  L  am  3,  Juli  1706,  von 
Karl  VI.  am  6.  November  1715  bestätigt**). 

König  Friedrich  Wilhelm  L  nahm  dann  1732^  y^zu  mehrerer 
Manifestation  und  Befestigung^  seiner  Successionsrechte  Titel  und 
Wappen  von  Ostfriesl^nd  an  und  notiftcirte  diesen  Schritt  am  12, 
August  den  deutschen  und  ausserdeutschen  Höfen  durch  ein  Rund- 
schreiben***). 

Schon  seit  dem  14.  Nove^nber  1682  befand  sich  eine  brandefi- 
burgische  Besatzung  in  der  Burg  Greetsiel,  nachdem  der  Grosse  Chur- 
fürst  im  Mai  1681  zugleich  mit  den  beiden  andern  ausschreibenden 
Fürsten  im  westphälischen  Kreise,  dem  Bischof  von  Münster  und  dem 
Pfalzgrafen  von  Neuburg  als  Herzog  von  Jülich^  zu  Gunsten  der  ost- 
friesischen  Stände  ein  kaiserliches  Conservatorium  erhalten  hcUte,  den 
Auftrag^  die  Stände  bei  ihren  Rechten  und  Freiheiten  gegen  jeden 
Angriff  von  Innen  und  Aussen  zu  schützen  f).  Diese  Einlagerung^ 
sowie  der  fortdauernde  Conflict  zwischen  einem  Theile  der  ostfriesischen 
Landschaft,  den  sog,  renitirenden  Ständen,  und  dem  Landesherm^  kamen 
der  preussischen  Sache  in  Ostfriesland  wesentlich  zu  Statten,  Verhand- 
lungen j  welche  bald  nach  dem  preussischen  Thronwechsel  von  1740 
seitens  der  Stadt  Emden  angeknüpft  tvurden,  führten  am  14,  März 
1744  zu  eitlem  geheimen  Vertrage,  durch  welchen  die  Stadt  die  An- 
erkennung des  Königs  von  Preussen  als  Landesherren  für  den  Zeit- 
pufJct  des  Ablebens  des  letzten  einheimischen  Fürsten  zusagte  ff). 
Reverse  ähnlichen  Inhalts  stellten  einzelne  EdeUeute  aus.  Am  13.  Mai 

*)  Danach  berichtigt  sich,  was  zuerst  C.  F.  Pauli,  Allgemeine  Preussische 
Staatshistorie  VII,  149  über  die  Einwilligung  der  Churfürsten  zu  der  Exspectanz- 
ertheilung  angiebt 

♦*)  Gründlicher  Bericht,  Beilage  5.  6. 
***)  Droysen  IV,  8,  173.  177. 

t)  Ebend.  IH,  3,  488. 
ff)  Vgl.  die  Mittheilungen  aus  den  Acten  des  Emdener  Archivs  bei  Klopp, 
Geschichte  Ostfrieslands  von  1570—1753,  Hannover  1856,  S.  566. 
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1744  erfolgte  auf  dem  Bathhause  zu  Emden  die  Auswechselung  der 
Trhunden  des  Vertrages  zwischen  der  Stadt  und  dem  Könige:  am  25. 
iarh  Fürst  Karl  Edzardj  der  letzte  aus  dem  Hause  Greetsielj  acht- 
mdjncanzig  Jahre  alt.  Ohne  jeglichen  Anstand  wurde  von  dem  Lande 
Ör  den  König  von  Prct^ssen  Besitz  genommen*), 

Jbi  den  Tagen  ^  da  der  Minister  von  Coccyi  behufs  Einrichtung 
er  neuen  Verwaltung  in  Aurich  weilte^  hielt  sich  dort  auch  der 
einsehe  OberappeUcUionsrath  Voigt  auf  und  lenkte  bei  einem  Besuche, 
^en  er  dem  preussischen  Minister  abstattete,  die  Rede  auf  das  preussi- 
che  Besitzergreifungspatent;  er  lobte^  berichtet  Coccyi  an  den  König 
L9.  Juni  174^^  ^Ew.  Königl.  Majestät  Aequanimität,  das  Dieselben 
%  sothanem  Patent  einem  Jeden  seine  Jura  reserviret  hätten^  welchem 
r  heifugtey  dass  Se.  Grossbritannische  Majestät  anno  1691  eine  Erb- 
erbrüderung  mit  dem  Fürsten  von  Ostfriesland  errichtet  hätten  und 
'ahero  auch  hoffentlich  Deroselben  Bire  Jura  reserviret  sein  würden. 
Sf  contestirte  hierbei  ^  dass  er  dieses  bloss  par  manih-e  de  discours 
w/öArfe."  Am  23,  Juni  aber  berichtete  Cocceji:  ^hat  der  cellische 
}berappellationsrath  Voigt  j  nachdem  er  vor  seiner  Abreise  überall 
nd  öffentlich  declariret  hatte,  dass  er  nicht  hieher  gekommen  wäre, 
Tider  die  Possessionsergreifung  zu  protestiren**) ,  dem  ohngeachtet 
m  Paquet  von  Bremen^  welches  an  die  Stände  adressiret  und  mit 
inem  gemeinen  unbekannten  Siegel  versiegelt  gewesen ,  auf  der  Post 
itiher  gesandt;  der  Graf  IVidag***),  w*^*^  unssend,  von  wem  dieses 
^{Mquet  komme,  hat  solehes  geöffnet  und  eine  solenne  Protestation  unter 
edcuihten  OberappeUatiof^ratlis  Unterschrift  (d,  d.  Aurich  15.  Juni 
[744^  mit  Beifügung  seiner  Vollmacht  (d.  d.  Hannover  30.  Mai  1744) 
larinne  gefundm.*^ 

Die  Erbverbrüderung,  von  der  Voigt  sprach,  war  am  20.  März 
1691  zwischen  Herzog  Ernst  August  von  Braumchweig  und  Lüneburg 
md  dem  Fürsten  Christian  Eberhard  von  Ostfriesland  abgeschlossen,  und 
\aeh  derselben  soUte  beim  Aussterben  des  ostfriesischen  Mannsstammes 

♦)  T.  D.  Wiarda,  Ostfriesische  Geschichte  Bd.  Vm,  Aurich  1798,  S.  162; 
Kanke  XXIX,  235-,  Droysen  V,  2,  274;  Politische  Correspondenz  I,  2; 
n,  158  ff.  Die  holländischen  Besatzungen,  die  seit  dem  vorigen  Jahrhundert 
D  Leer  und  Emden  lagen,  wurden  jetzt  zurückgezogen,  ebenso  1748  das  bei 
>elfjsyl  stationirte  holländische  Wachtschiff;  vgl.  Europ.  Staatssecretarius 
(CIV,  903;  Heldengeschichte  ü,  1038;  Haymann  VU,  257—263;  Samm- 
nng  der  Staatsschriften  unter  Franz  I.  VII,  109;  Adelung  VI,  260; 
>ro7sen  V,  3,  293. 

**)  Wiarda  VIII,  175  berichtet  nach  „landschaftlichen  und  emdener  Acten** 
non  verschiedenen  Versuchen  Voigts,    während  seiner  Anwesenheit  in  Aurich 
linen  Protest  gegen  die  preussische  Besitzergreifung  anzubringen. 
***)  Das  älteste  Mitglied  der  ostfiiesischen  Kitterschaft 
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Ostfriesland  an  das  Haus  Braunschtoeig  und  beim  Aussterben  des 
Gesammthauses  Braunschweig  die  Grafschaft  Hoya  mit  Diepholz  an 
das  ostfriesische  Haus  fallen^).  Den  Zweifeln ^  ^welche  under  die 
Gültigkeit  erwähnter  Erbverbrüderung  erregt  werden  möchten^,  u?urden 
von  hannoverischer  Seite  drei  Thesen**)  entgegengestellt  und  im  Ver- 
laufe des  publizistischen  Streites  zu  vertheidigen  gesucht^  dass  nämlich: 

1)  ^Die  ostfriesischen  Lande  solche  Erblehen  sind,  an  welchen 
Se,  Königl,  Majestät  von  Grossbritannien  auch  ohne  des  Lehnsherrn 
Genehmhaltung  durch  den  Erbvertrag  ein  Successionsrecht  erlangen 
können  ***J.^ 

*)  Gründlicher  Unterricht.     Beilage. 

**)  Ebend.  §  4. 

***)  In  den  hannöveriBchcn  Deductionen  fällt  besonderes  Gewicht  auf  den 
Lehnßbrief  vom  30.  September  1454  mit  dem  Passus,  dass  Graf  Ulrich  und  seine 
ehelichen  Leibeserben  die   Grafschaft  als  des  heiligen   Reichs  Leben  erkennen 
und  empfahen  „gleich  so  der  grave  von  Bcnthaim  und  Steinfort  von  ihrer  Gnf- 
Schaft  zu  thucn  verpflichtet  sein^',  denn  die  Grafschaften  Bentheim  und  Steinfurt, 
so  wurde   deducirt,    seien   notorische   Erblehen.    Neuerdings  ist  der  Lehnsbrief 
von  1454  als  eine  zwischen  den  Jahren  1468  und  1495  entstandene  Fälschung 
gekennzeichnet  worden  (vgl.   W.  v.  Bippen,  Die  Erhebung  Ostfrieslands  zur 
Keichsgrafschaft,  Hansische  Geschichtsblätter,  Jahrgang  1888,  S.  43  ff.),  in  welcher 
noch  dazu  die  der  Grafen  von  Bentheim  und  Steinfurt  gedenkende  Stelle  wieder 
eine  spätere  Interpolation  zu  sein  scheint,   da  der  Titel  eines  Grafen  von  Bent- 
heim und  Steinfurt  erst  gegen  das  Ende  des  fiin£sehnten  Jahrhunderts  aufkommt 
(a.  a.  O.  S.  79).     In  dem  preussischeu   „Gründlichen  Bericht"  §  15  wird 
das  Diplom  von  1454  als  „niemalen  zur  Consistenz  gekommen**  bezeichnet,  mit 
Berufung  auf  die  Friesische  Geschichte  des  Ubo  Emmius.    Cocceji  wollte  weiter 
gehen:   in  dem  Manuscript  der  Deduction   „Entdeckter  Ungrund**  schreibt 
er,  das  Diplom  von   1454  sei  eine  „supponirte  Charteque^,  die  Kaiser  Karl  V. 
1521  bei  der  Belehnung  und  Conflrmation  untergeschoben  worden  sei.   Von  den 
beiden  Ministem  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  einem  Gutachten  über  du 
ihrem  Departement   von   Cocceji    zur   Approbation  vorgelegte  Manuscript  aof- 
gefordert,  fand  der  Geheime  Kriegsrath  Weinroich  es  bedenklich  (13.  December 
1744),  „die  Authenticität  so  gar  sehr  anzufechten**,  da  alle  Kaiser  seit  Kari  V. 
den  Lehnsbrief  von  1454  anerkannt  hätten;   er  rieth,  auf  dem  Standpunkt  des 
„Griindlichen  Berichts**  stehen  zu  bleiben.    Als  das  Departement  sich  in  dieflem 
Sinne  gegen  den  Verfasser  äusserte,  remonstrirte  Cocceji  zunächst;    er  schrieb 
an  Podewils  und  Borcke  (22.  December  1744):  „Der  Kanzler  Homfeld  (Verfaseer 
des  „Gründlichen  Berichts" ;  vgl.  unten  S.  370)  hat  mir  Selbsten  zu  veiBchiedeoeD 
Malen  gesagt,  dass  ihn  die  beiden  Passagen,  welche  in  dem   ersten  Lehnbiiaf 
stünden  und  ein  Erblehen  anzeigetcn,  am  meisten  embarrassireten,  und  dass  er 
nichts   darauf  zu    antworten    wüsste.**      In    der    Folge   aber  zog   Cocc^  de» 
Angriff   gegen    die    Urkunde  zurück,    so    dass    im    Druck    seiner    DedoctioD 
(Entdeckter  Ungrund   §46)  lediglich  auf  den   „Gründlichen  Bericht' 
Bezug   genommen   wird;   ebenso   in   der  letzten   preussischen  Dednctiou  n^e- 
marquen**  §  8. 


Die  preussischen  Ansprüche  auf  Ostfriesland.  367 

2)  ^Die  Erbverbrüderung  de  1691  aber  auch  zu  Recht  beständig 
wäret  wenn  gleich  zu  behaupten  stünde ,  dass  Ostfriesland  ein  Mann- 
lehn  sei.^ 

3)  ftDer,  Königl.  Preussischen  Anwartschaft  auf  dieses  Land  es 
an  denen  rechtlichen  Erfordernissen  mangele."^ 

In  letzterer  Beziehung  insbesondere  umrde  vorgebracht*),  dass 
die  kaiserliche  Wahlcapitulation  bei  Verleihung  der  Exspectanzen  das 
y^Vor wissen^  der  Churfursten^  mithin  einen  consensum  praeceden- 
tem  verlange,  während  in  dem  Exspectanzbriefe  der  Consens  der 
Churfürsten  als  noch  erst  einzuholen  bezeichnet  wird.  Ueberhaupt  sei 
ein  Urtheil  über  den  Werth  oder  ünwerth  der  churfürstlichen  Con- 
sense  gar  nicht  möglich,  da  der  Wortlaut  derselben  nicht  vorgelegt 
werde**);  auch  sei  eine  Bewilligung  extra  collegium  nicht  zureichend, 
es  bedürfe  eines  CoUegiaTbeschlusses  des  Churfürstenrathes.  Unter 
aUen  Umständen  aber  fehle  der  Consens  von  Hannover,  das  doch  zur 
Zeit  der  Ausstellung  der  Anwartschaft  schon  im  Besitze  der  Chur 
gewesen  sei;  wie  denn  Kaiser  Joseph  den  churbraunschweigischen  Con- 
sens zu  der  Achtserklärung  gegen  Churbaiem  gesucht  habe,  „ehe  König 
Georg  I,  in  das  Chwrfürstliche  Collegium  eingeführet  worden'^  ***^. 
Wenn  somit  bis  Ausgang  der  Regierung  Josephs  L  die  preussische 
Exspectanz  y,unvollkommen^  geblieben  sei,  so  sei  mit  dem  Regierungs- 
antritt Karls  VI,  nach  Massgabe  des  Artikels  18  der  Wahlcapitula- 
tion von  1711  ein  neues  Requisit  in  dem  Consens  auch  des  fürstlichen 
CoUegiums  hinzugetreten  f). 

Die  Einwände  der  preussischen  Deductionen  gegen  die  drei 
hannoverischen  Thesen  sind  vornehmlich  folgende: 

1)  Nach  dem  Lehnbrief  von  1464  ff)  hat  der  Häuptling  Ulrich 
von  Kaiser  Friedrich  III.  die  von  ihm  offerirten  Güter  als  des  hei- 
ligen Reichs  Lehne  erkannt  und  empfangen;  in  niederdeutschen 
Landen  sind  die  Lehne ^  udche  zum  Reichslehen   vcrlieheti  werden^ 

*)  Gründlicher  Unterricht  §  20;  Vertheidigung  des  Gründ- 
lichen Unterrichts  §  23;  Prüfung  der  Remarques  §§  24.  27. 

**)  Vertheidigung  §  23:  „Man  rühmet  sich  zwar  der  mehresten  Chm*- 
fOnten  Consense  ausgewirket  zu  haben,  gehet  aber  damit  nicht  heraus  und 
giebet  also  zu  gegründeten  Zweifeln  Anlass,  ob  dieselbe  in  solcher  Form  vor- 
handen, dass  sie  das  Licht  nicht  scheuen  dürfen.^  Vgl.  Prüfung  der  Re- 
marques §  29. 

**♦)  Gründlicher  Unterricht  §  22;  Vertheidigung  §§  24—27;  Prü- 
fung der  Remarques  §§  25--27. 

t)  Gründlicher  Unterricht  §  23;  Vertheidigung  §  28;  Prü- 
fung der  Remarques  §  28. 

tt)  Entdeckter  Ungrund,  Beil.  B;   jetzt  bei  £.  Friedlaender,  Ost- 
^esiflches  Urkundeubuch,  Emden  1878,  Bd.  II,  Nr.  807. 
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feuda  masculina,  folglich  war  auch  die  Grafschaft  Ostfriesland  v(m 
ihrem  ersten  Ursprung  her  ein  wahres  Mamdehen;  wird  Oraf  Ulrich 
in  jenem  Lehnshrief  ßr  sich  und  seine  ehelichen  Iteibeserben  mit  dieser 
Grafschaft  als  des  heiligen  Reichs  Lehne  beliehen^  ^so  ntuss  auch  hier 
die  in  detien  gemeinen  Beichsrechten  festgesetzte  Regtd  gelten^  d€tös 
das  weibliche  Geschlecht  in  denen  Reichslehnen  nicht  succediren  könne, 
wenn  sie  nicht  mit  Namen  benennet  werden*^  *).  Jeden  Zweifel  hebe 
die  Primogeniturverschreibung  von  1595**). 

Sollten  gleichwohl   unter   den    ^ehelichen  Ijeibeserben^    auch  die=^ 
Töchter  einbegriffen  sein,  so  war  die  Erbverbrüderung  von  1691  eben — 
sowenig  statthaft,  weil  sie  in  diesem  Falle  dem  Successionsrecht  der-^ 
weiblichrfi  Nachkommenschaft  vorgreifen  würde  ***).     Die   branden — . 
burgischen  Publizisten  waren  in  der  Lage,   an  der  Hand  der  Ädem^ 
des  auricher  Archivs  sich  hierftir  auf  das  eigene  Zeugniss  eines  Aaf%^ 
növerischen  Ministers  j  des  Freiherm  von  Münchhausen^   berufen  jf^ 
können:   „es   hat  dieser  wegen  seiner  Droiture  und  grossen  Wisse9§^ 
Schäften  in  jure  püblico  bekannte  Minister  offenherzig  deklariret:  dass 
er  nicht   convinciret  wäre,  dass  auch  dem  fraulichen  Geschlecht  die 
Landessuccession  zukomme;  dass  es  auch  nicht  rathsam  wöre^  solches 
Principium  zu  souteniren^f). 

2)  Die  Erbverbrüdertmg  von  1691  erscheint  als  incomplet  mä 
unverbindlich,  denn  es  fehlt  ihr  sowohl  der  lehnsherrliche  Consens  odtr 
die  kaiserliche  Confirmation,  als  die  Zustimmung  der  wolfenbüttelsd^ 
Agnaten  des  Hauses  Hannover  wegen  Diepholz  und  Hoya,  als  eiuBid 
die  Einwilligung  der  Landstände  ff).  So  sei  von  den  BelheiUgtf» 
selbst  die  Erbverbrüdertmg  nie  als  zur  Consistenz  gelangt  betroMel: 
Georg  Albrecht  von  Ostfriesland  schrieb  am  8.  Januar  1723  an  Könif 
Georg  i.,  „nachdem  dieses  Werk  über  dreissig  Jahre  geruhet  und  «n 
solcher  Zeit  an  das  Fürstliche  Haus  nichts  weiter  gebracht  worie^ 
so  ersuchte  der  Fürst  Se.  Königl.  Majestät  ^  Dieselbe  wolUen  %hni^ 
Ihr  ein   endlichen   Entschluss   beehren^    ob  Dieselbe    die  angefangene 

*)  Entdeckter  Ungrund  §  18;  Remarquen  §1). 
♦*)  Gründlicher   Bericht,    Beil.   22.     Vgl   Entdeckter  Ungrund 
§  28;  Remarquen  §§  5.  6. 

***)  Remarquen  §§  5.  6;  vgl.  §  11. 
t)  Entdeckter  Ungrund  §  7.  Der  von  hannoverischer  Seite  gonacbte 
Versuch,  Ostfriesland  auf  gleiche  Stufe  mit  den  schlesischen  Heizogthümexn  ^ 
stellen,  deren  Herzogen  in  den  preussischen  Deductionen  vom  1741  das  B^cbt 
zu  Erbverbrüderungen  vindiciret  wurde,  wird  damit  abgewiesen,  «daaB  ^ 
formulae  investiturarum  bei  beiden  Ländern  wie  Himmel  und  Erde  von  eintoder 
differiren".  Remarquen  §  12;  vgl.  Entdeckter  Ungrund  §§  3i  42-^- 
tt)  Entdeckter  Ungrund  §§  4—7;  Remarquen  §§  18—21;  ^ 
Droysen  IV,  1,  289,  Anm.  179. 
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Bimdhmg  einer  Erbverbrüderung^  bei  welcher  noch  viele  Erinnerungen 
m  Ümn  sein  icürden^  ohne  Anstand  forUmseUen  oder  von  der  Sache 
m  abstrakiren  geruhen  wollten,^  Noch  1732  verliefen  die  Conferenzen 
m  VoVbrod  Murischen  churbraunschweigisehen  und  ostfriesischen  Dele- 
girten  ohne  ein  Ergebniss*). 

3)  Den  Kaiserlichen  Exspedambrief  von  1694  eu  seiner  rechten 
Vollkommenheit  gedeihen  eu  lassen,  bedurfte  es  des  Consenses  nur  von 
Seiten  der  sieben  Churßrsten,  j^welche  euir  Zeit  der  ertheilten  Ex- 
speekms  SHe  und  Stimme  im  chuirpkrsüichm  CoUegio  gehabt*^.  ^Es 
Meibt  ein  unbeweglicher  ScMusSy  dass  j,da  das  Churhaus  Braunschweig 
keine  Jura  electoralia  erhalten  ^  dessen  Consens  beieuschaffen  nicht 
niHkig  sei.  Es  wird  auch  das  Churhaus  Braunschweig  keinen  einzigen 
Actum  äUegiren  kOwnen^  da  es  eu  dem  Ezercitio  jurium  electoralium 
sei  admittiret  worden*^.  Bei  Verhängung  der  AM  Über  den  Churßrsten 
vom  Baiem  j^hat  der  Kaiser  nicht  singulorum  electorum  vota^  sondern 
des  churftkrstlichen  CoHegU  Beistimmung  erfordert*^,  „dahero  eu  der 
Zeit  Churbraunschweig,  da  es  geständUch  noch  kein  Votum  im  CoUegio 
fiUuren  konnte,  per  rei  naturam  bei  diesem  Geschäft  nicht  hat  als 
Qmrftkrsi  concurriren  können*^  **).  Der  Consens  der  sieben  Chur- 
flkrsten  brauchte  weder  in  Form  eines  churfl^sÜichen  CoUegidlr 
sMusses  eu  erfolgen^  noch  musste  er  dem  Exspectanebriefe  vorher^ 
gehen:  ^wem  der  Genius  der  teutschen  Sprache  nur  ein  wenig  bekannt 
ietf  der  wird  leicht  begreifen^  dass  das  Wort  Vorwissen  keine 
praeecienUam t  sondern  eine  blosse  EinwiRigung  oder  Consens ^be- 
deute'^***).  Wenn  OundUng  und  Henniges  den  Begriff  Vorunssen 
anders  auslegen^  so  können  ^^dergleichen  Priva^Doetores  dem  Kaiser 
und  denen  Churf&irsten j  welche  das  Gegentheil  behaupten^  keine  Ge- 
Betee  vorschreiben*^  f).  Das  Suppositum,  y^äls  ob  die  churbranden- 
burgis^  Exspedans  unier  der  Regierung  des  Kaisers  Josephi  noch 
mwoUkommen  geblieben'^,  ist  nach  alle  dem  irrig  ff). 


Die  erste  von  preussischer  Seile  veröffentlichte  Dedudion  führt 
im  Titel: 

Gründlicher  Bericht  \  Von  \  Der  Beschaffenheit  \  Des  \  Ost- 
friesischen  \  Reichs- Mann- Lehns^  \  Und  der  dem  Känigl. 


*)  Entdeckter  Ungrond  §  7;  vgl  Bemarqoen  §  22  und  Droysen 
tV,  8,  147. 

**)£ntdeckterUngrnnd§68*,  Theatram£aropaenmXyiI(1705),dd; 
tiß.  Bemarqnen  §  26. 

***)  Entdeckter  Ungrnnd  §§  51.  52. 
f)  Bemarquen  §  28. 
tt)  Entdeckter  Ungrand  §  71;  Bemarqnen  §  26. 

siMtHohrifUii.  n.  24 
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Chur-Hausej  Preussen  und  Brandenburg,  \  i%  diesem  \  Ost- 
friesischen  I  Reichs-Lehnj  \  Vermöge  der  \  Van  Weyl.  Kaders 
Josephi  Majestät,  \  Äh  auch  \  Anno  1715  von  jetzt  glar- 
würdigst  regierender  \  Caroli  VI,  Kayserlicher  Mtyestäl^  \  In 
Amplissima  Forma  |  Confirmirten  Expectanijg^  \  Auf  Abgang 
des  Ostfriesischen  Hauses  \  Manns- Stammes,  \  ohnstreiiig  eu- 
stehenden  Succession, 

116  pp.  foL     Abgednickt:  Selecta  joriB  poblici  novisoma  VII,  417 
bis  455;  VIII,  360-418*). 

Verfasser  ist  Sebastian  Anton  Homfeld**)^  der  Consulent  der  osU 
friesischen  „alten^  Stände  und  preussische  Directorialraih  im  ucs^ 
phälischen  Kreise,  der  bei  der  Besitzergreifung  durch  Friedrich  11 
zum  Kanzler  der  Regierung  zu  Aurich  ernannt  wurde.  Die  Dedudian 
war  vorlängst  vorbereitet  und,  wie  der  Titel  ersehen  lässt,  noch  bei 
Lebzeiten  Karls  VI.  gedruckt  worden***),  so  dass  jetzt  die  Veröffent- 
lichung gleich  mit  dem  Regierungswechsel  erfolgen  konnte,  d>enso  wie 
die  der  von  Duhan  de  Jandun  f)  angefertigten  Uebersetzung : 

Memoire  |  Instructif  \  Bans  lequel  \  On  Etäblit  Invinciblemeni 
Que  La  \  Comti  d'Ost-Frise  Est  Un  Fief  Mascu-  \  Lm  de 
L' Empire ,  Et  Que  La  Succession  A  La  \  Bite  ComU  Sera 
Bevolue  \  A  La  Maison  Royale  \  Be  Prusse  \  Par  la  Mort 
du  demier  Male  de  la  Maison  d^OsUFrise.  \  Les  Droits  De 
La  Maison  \  Royale  Be  Prusse,  \  Sont  fondez  sur  les  Lettres 
d*Expectance  que  feu  \  VEmpereur  Leopold  Lui  accorda  e» 
1694.  confor-  \  miment  aus  Constitutions  de  V Empire,  (6 
ils  furent  |  confirmez  en  1706  par  VEmpereur  Joseph^  &  es 
1715.  I  par  VEmpereur  Charles  VI.  aujourd'hui  \  regnant  | 
Traduit  de  VAllemand.  \  1740. 
1  BL  LXXIV  pp.  4». 

üeber  die  Aufnahme,  welche  die  Beduction  in  London  fand,  ht- 
richtete  Andrii  am  10.  Jtdi  1744  an  den  König:  ^Ich  iboftn 
sagen^  dass  die  ganze  Nation^  Grosse  wie  Kleine^  ihrer  Oenugthumig 
Ausdruck  giebt  über  diesen  Lcmdzuwachs  zu  Gunsten  Ew.  Majestäts  ud 
ich  bin  vöUig  überzeugt  ^  dass  es  in  diesem  Königreich  ^  ausser  S^- 
Grossbritannischen  Majestät  selbst  y  Niemanden  giebt  ^  der  entgegen- 

*)  Unsere  Citate  ans  den  Deductionen  folgen  dieser  Sammlung,  die  leichter 
erreichbar  sein  wird,  als  die  Einzeldrucke. 

**)  Geb.  im  Sept.  1689,  f  20.  Mai  1761.    Vgl.  Wiarda  VÜI,  188  Anm. 
***)  Einen  unveränderten  Abdruck   Hess   man  im  Ang^  1744  durch  des 
Buchdrucker  Henrich  Meyboom  in  Emden  herstellen. 

t)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  S.  XXVUI.  Das  Mtooire  Instiuctif 
wird  in  den  Berlinischen  Nachrichten  Yom  4.  JnH  1744  angeaeigt 
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gesebrte  Empfindungen  hätte  ^  selbst  nicht  das  eigene  Mmisterium  des 
Königs.*^  Andrii  war  bereits  angewiesen  worden*) ^  dem  Staats- 
secretär  Lord  Carteret  zu  eröffnen,  dass  die  Erwerbung  von  Ostfries- 
hmd  natürlicher  Weise  für  den  König  von  Preussen  um  so  grösseren 
BeiB  haben  müsse,  als  der  König  Niemanden  anders  eine  Verpflich- 
tung dafür  hohe,  als  allein  seinem  Recht;  sollte  dies  ihm  unvermutheter 
Weise  von  irgend  einer  Seite  her  bestritten  werden,  so  werde  er  es  zu 
behaupten  wissen,  um  einem  Jedem  die  Lust  vergehen  eu  lassen. 

Am  18.   September  schickte   der   Legationssecretär  Langschmid 
aus  Hannover  eine  soeben  dort  ausgegebene  Dedudion  ein: 

Gründlicher  Unterricht  \  Von  dem  Sr.  Königl.  Majest.  von 

CrrosS'  I  Britannien  als  Ckur-Fürsten  von  Braun-  \  schweig 

und  Lüneburg  \  zustehenden  \  Successions- Recht  \  in  die  \ 

Graffschaft    Ost  -  Friessland  \  und  \  dazu   gehörige   Herr- 

schafften.  \  1744. 

1  BL,  34  pp.,  4  BU.  fol. 

Abgedruckt:  Selecta  juris  publici  novissima  IX,  143—195. 

Klhng  Friedrich  erhielt  den  Bericht  Langschmids  mit  der  Druck- 
sehrift  im  böhmischen  Tjager  bei  Täbor.  Er  verfügte  (28.  September): 
^Es  muss  recht  solide  und  bald  underleget,  und  die  ganze  ohngegrün- 
dete  Zunöihigung  des  hannoverischen  Hofes  dem  Fublico  wohl  und 
auf  eine  ganz  convainquante  Art  gezeiget  werden**)."'  Als  die  Mi- 
nister ihm  aus  Berlin  anzeigten  (10.  October),  dass  bereits  an  einer 
Entgegnung  gearbeitet  werde^  Hess  der  König  antworten^  dass  er  gern 
ihr  Sentiment  vorläufig  gehabt  hätte***). 

Schon  am  2i.  September  hatte  das  Departement  der  auswärtigen 
Affairen  bei  Coccyi  angefragt:  „ob  Sie,  da  Sie  von  dieser  ostfriesi- 
sehen  Erbverbrüderungssache  vollkommen  informiret  sind  und  die  da- 

*)  lünisterialerlass   vom  80.  Juni  1744,    in  Ausführung   der   mündlichen 
Besolution  vom  28.  Juni,  Politische  Correspondenz  III,  188. 
♦*)  Politische  Correspondenz  in,  294. 

*♦*)  Der  demgemäss  am  8.  November  abgestattete  Bericht  von  Podewils  und 
Borcke  bezeichnet  die  hannoverische  Prätension  als  enti^rement  frivole  et 
chim^que.  ^EUe  n'a  pour  tout  fondement  qu'un  pacte  de  confratemit^,  conclu, 
&  ce  qu'on  pr^tend,  Tann^e  avant  que  l'expectance  sur  TOstfrise  fut  donnöe  ä 
la  maison  de  Votre  Majest^,  entre  les  maisons  d'Hanovre  et  d'Ostfrise,  pacte  qui 
porte  express^ment  la  clause  qu'il  devoit  dtre  confirm^  par  TEmpereur.  Or  cette 
confirmation  n*ayant  jamais  6t^  exp^i^e,  ni  m^me  demand^e  en  public ,  k  teile 
enseigne  que  la  maison  d'Hanovre  a  toujours  cach^  soigneusement  le  pacte  en 
qneetion  et  n'a  jamais  os^  protester »  ni  en  particulier  ni  en  public,  ni  contre 
Vexpectance  donnde  au  feu  Roi  bisayeul  de  Votre  Majest^,  ni  contre  la  confir- 
mation  de  cette  expectance  que  les  deux  demiers  empereurs  lui  ont  fait  ex- 

iier,  ni  contre  la  prise  du  titre  d^Ostfirise.*' 

24* 
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von  handelnde  Acta  aus  dem  Äurichschen  Archiv  mit  anhero  gebracht^ 
Sich  mit  dieser  Arbeit  selbst  zu  beladen  geruhen  wollen^  oder  ob  Sie 
dafür  halten  y  dass  solche  dem  Herrn  Kanzler  Homfeld  aufzutragen 
sct."  Für  den  letzteren  Fall  baten  Podewüs  und  Bor  che  den  Chef 
der  Justiz  um  seine  erleuchteten  Gedanken,  „wie  die  diesseitige  Wider- 
legung  am  gründlichsten  zu  fassen  sein  möchte^.  Cocceji  übernahm 
die  Arbeit  selbst.  Sie  zog  sich  in  die  Länge  ^  weil  noch  wiederholt 
um  Acten  nach  Aurich  geschrieben  werden  musste*h  Erst  Ende 
Januar  1745  war  der  Druck  der  Beplik  Coccejfs  vollendet.  Sie 
führt  den  Titel: 

Entdeckter  Ungrund  \  des  so  genannten  \  Gründlichen  Unter- 
richts I  von  dem  \  Sr.  Königl,  Majest.  von  Grossbriitanien  \ 
als  I  Chur-Fürsten  von  Braunschweig  und  \  Lüneburg  \  zur 
Ungebühr  praetendirten  \  Suceessions-Becht  \  in  die  \  Graff- 
Schaft  Ost'Frieslandy  \  und  \  dar  zu  gehörige  Herrschafften  \ 
Berlin  \  Gedruckt  bey  dem  Königl.  Preuss.  Hofbuchdrucker 
Christian  Albrecht  Gäbert,  \  1745. 

LX  pp.  fol. 

Abgedruckt:    Selecta  juris  public!  novissima   XI,   247—929;   XII 
161—230. 

Die  Deduction  wurde  am  13,  Februar**)  an  die  Gesandtschaften  in 
Frankfurt  a.  Jlf.,  München^  Dresden^  Hannover ,  Hamburg y  Köln, 
Nürnberg,  Stuttgart  und  Kopenhagen  versandt  Das  Publicum  in 
Frankfurt,  berichtet  Pollman  am  6.  MärZf  y^hat  soihane  Deduction 
ihrer  besonderen  Solidität  halber  so  begierig  und  favorabel  auf- 
genommen, dass  ich  seithero  vielfältig  belanget  worden,  Exemplaria 
davon  mitzutheilen,  welche  ich  aber  alle  schon  ausgegeben***)^  wobei 
sich  der  Buchdrucker  Brönner  bei  mir  gemeldet,  um  solche  auf  seine 
Kosten  neuest  aufzulegen,  welches  ich  ihm  verstattet  habe^.  Graf 
Podeunls  hatte  die  Aufmerksamkeit,  diesen  Bericht  dem  Verfasser  der 

*)  Der  Begierungs-  und  Kri^gsrath  Iheriog  in  Aurich  erbot  sich  (12.  Januar 
1745)  die  weitläuftigen  Acta,  die  in  niederdeutscher  Sprache  und  unleserlicher 
Schrift  geschrieben,  zu  exceipiren  und  zu  vertiren.  Coccc(ji  bemerkt  dazu 
(29.  Januar):  „Dieser  Mann  meint  es  recht  gut,  aber  es  fehlt  ihm  am  Judicio. 
Wann  alle  die  Capita,  weiche  er  excerpiren  will,  wahr  wären,  so  wfirden  sie 
nichts  zur  Sache  thun,  vielmehr  würden  sie  zum  Theil  denen  Königlichen 
Juribus  schädlich  sein.^  Ihering  erhielt  darauf  den  Auftrag  (23.  Febr.),  nur 
di^enigen  Loca  zu  excerpiren,  „worin  die  vorjährigen  Grafen  von  Ostfriesland 
die  qualitatem  masculinam  des  Lehens  agnosdret  haben^. 

**)  Eine  Anzdge  zum  Verkauf  in  den  Berlinischen  Nachrichten 
vom  11.  März  1745;  eine  Inhaltsangabe  ebend.  am  23.  März  und  in  der  Ber- 
linischen Zeitung  von  demselben  Tage. 

***)  Pollman  hatte  100  Exemplare  zur  Vertheilmig  erhalten. 
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Deductian  eur  Kenntnismahme  smmschicken;  Cocc^i  antwortete:  y^Je 
remercie  trhs  humbUment  Votre  Excellence  de  la  communiccUion  de 
cette  pi^^  trop  heureux  si  fai  eu,  ä  la  fin  de  mes  jours,  une 
occasian  paur  prouver  ä  Sa  Majest^  que  faurois  üi  en  äat  de  lui 
rendre  Service,  9i  eile  avoit  eu  assejs  de  confiance  en  ma  persatme  *),*^ 

Am  20.  Märe  1745  überreichte  Cocceji  dem  Grafen  Podewils  ein 
Exemplar  des  ^Entdeckten  Ungrundes^  mit  handschriftlichen  Ver- 
besserungen und  Zusätzen  **).  Es  wurde  nach  Aurich  gesandt y  um 
dort  als  zweite  und  vermehrte  Auflage  gedruckt  zu  werden.  Am 
15.  November  gingen  die  Exemplare  des  Neudruckes  (LX  pp.  fol.; 
ohne  Ort:  „gedruckt  in  diesem  1745 sten  Jahr^)  nach  Berlin  a&, 
waren  dort  aber  am  Id.  März  1746  noch  nicht  eingetroffen***);  erst 
am  20.  Mai  konnte  die  Versendung  an  die  Gesandtschaften  erfolgen. 

Die  Zusätze  der  zweiten  Auflage  sind  bereits  berilcksichtigt  in 
der  französischen  Uebersetzung : 

Reponse  \  pour  \  Sa  MajesU  Le  Roi  \  de  IVusse  \  Au  Me- 
moire \  DeLa\  Maison  Electorale  d! Hannover  \  Dans  laqueüe 
on  prouve  evidemment,  \  Que  \  Le  Boi  de  La  Orande-  \  BrC" 
tagne^  \  en  qualiti  \  D'Electeur  d! Hannover^  \  ria  aucun  Droit 
legitime^  ä  la  Succession  \  De  Im  \  ComtS  D'Ost-Drise,  \  Et  \ 
Des  I  Seigneuries  qui  en  d^endent.  \  Berlin  \  Jbnprimi  ch^ 
Chretien  Albert  Oebert  Jbnprimeur  de  la  Cour  1745. 
LXXX  pp.  fol. 

Die  Uebertragung  hatte  ursprünglich  der  kaiserliche  Gesandte  Baron 
von  ßpon  Obemommenf).  Spon  war  indess  erst  wenige  Seiten  vor- 
gerikikt^  ob  er  nach  dem  Tode  Kaiser  Karls  VII.  von  seinem  Ge- 
Mondtschaflsposten  abberufen  wurde  ff).  Der  Geheime  Baih  Weinreich 

*)  Vgl.  Preossiflche  Staataschriften  I,  120  Amn.  2. 

**)  Dieselben  berühren  die  §§  8.  15.  21.  22.  25.  29.  80.  31.  34.  35-87.  42. 
4B.  46.  48.  49.  51.  52.  65.  75.  77. 

***)  Erlass  an  Homfeld  in  Anrieh  Yon  diesem  Tage,  mit  der  Weisung,  ge- 
Dane  Nachfrage  anzustellen,  «wo  diese  Exemplaria  geblieben^. 

t)  Vgl  oben  S.  68  und  Bd.  I,  457.  Cocceji  citirt  ihn  (Entdeckter  Un- 
grund  §  5)  mit  dem  Compliment:  „der  durch  seine  schöne  Schriften  bekannte 
Kaiserliche  Minister,  Freiherr  von  Spon.'' 

tt)  Spon  an  Cocceji,  Berlin  1.  Februar  1745:  „Jerecevrai  mercredi  prochain 
Tordre  de  notifier  la  mort  de  Sa  Majest^  Imperiale,  aprös  quoi  je  me  pr^parerai 
k  partir,  ce  qui  me  prive  de  la  satisfaction  de  continner  le  translat  d'un  ouvrage 
qne  j*admire  autant  qu*il  m*instruit  Je  le  renvoie  dono  k  Votre  Elzcellence, 
quoique  avec  bien  de  r^pugnance,  et  y  joins  quelques  feuilles  de  minutes  pour 
la  faeilitö  du  nouveau  traducteur,  ä  qui  il  nc  faudra  pas  beaucoup  de  talent 
pour  Temporter  sur  moi.  M.  de  Bielfeld  me  parottroit  trös  propre  k  cette 
entrepriae.** 
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erhielt  nunmehr  den  Auftrag^  den  franeösischen  Prediger  Peüoutier 
zur  Fortsetzung  der  Arbeit  zu  vermögen.  Pelloutier  fand  sich  bereit, 
nur  wollte  er  die  Ueberseizung  ganz  machen  und  forderte  deshalb  den 
von  Spon  übersetzten  Anfang  aus  der  Druckerei  zurück.  Auch  tcünscIUe 
er  seinen  Namen  nicht  genannt  zu  sehen,  y^weil  er  den  Herrn  du  Han, 
als  seiner^  guten  Freund,  dem  es  eigentlich  zukomme*),  nicht  offen- 
diren  möchte^  **)-  Die  Versendung  der  Uebersetzung  erfolgte  erst  im 
November  1745. 

Gegen  den    ^^Entdeckten   Ungrund^   erschien  von  hannoverischer 
Seite  eine 

Vertheidigufig  \  des  Gründlichen  Unterrichts  |  Von  dem  \  Sr. 
Königl,  Majcst.  von  Gross-Britannien  \  als  Chur-Fürsten  von 
Braunschweig  und  Lüneburg  \  zustehenden  \  Successions- 
Recht  I  in  die  \  Graffschaft  Ost-Fricssland  \  und  \  dazu  ge- 
hörige Herrschafften,  \  Hannover,  \  gedruckt  in  der  Königl 
und  Chiir-FürstL  Hof-Buchdruckerey.  \  Anno  1745. 

41  pp.  fol. 

Abgedruckt:   Selecta  juris  public!  novissima  XIII,   265 — 305;   XV, 
428-465. 

Das  vorliegende  Exemplar  trägt  von  der  Hand  des  Grafen  Podewih 
den  Vermerk  j,ad  archivium  den  6.  Oct.  1745^,  Als  Verfasser  be- 
zeichnet der  Legationssecretär  Ixingschmid  in  Hannover  in  seinem 
Berichte  vom  13.  October  1746  den  hannoverischen  Justizratk 
Strube**""). 

Für  die  Widerlegung  dieser  Beplik  wurde  prefASsischerseits  eint 
Form  gewählt,  deren  man  sich  früher  bei  Beantwortung  der  gegen 
die  preussischen  Ansprüche  auf  Schlesien  gerichteten  österreichischen 
Deductionen  bedient  hatte  f):  einem  wörtlichen  Abdruck  der  gegne- 
rischen Deduction  werden  Punkt  für  Punkt  Anmerkungen  beigesetgt» 
So  entstand  die  Schrift: 

Remarquen  \  über  die  Königliche  Gross -Brittannische  |  Ver- 
theidigung  \  des  sogenannten  \  Gründlichen  Unterrichis  \  von 
dem    von  \  Seiner  Königl   Majestät   von   Gross- Britan- 
nien als  CIiur-Fürsten  von  Braun-  |  schweig  und  Lüneburg  \ 

♦)  Vgl.  oben  S.  370. 

**)  Weinreich  an  Cocceji,  5.  Februar  1745. 

***)  Vgl.  über  ihn  Meusel,  Lexikon  XIII,  490;  unter  dem  Yendchnitf 
seiner  Schriften  eine  lateinische:  „Brevis  czpositio  jurium  Magnae  Biitanius^ 
Hegi  qua  £lectori  Brunsv.  et  Lüneburg,  in  Frisiam  Orientalen!  competentiaiD' 
Hannov.  1744.    4^" 

t)  Vgl.  Preussische  Staatsschriften  I,  140  ff.;  221  £ 
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praetendirien  \  Successions-Recht  \  in  die  |  Graffschaffl  Ost- 

friesland  \  und  darzu  gehörige  \  Herrschafflen,  \  Berlin  \  ge- 

druckt  bey  Christian  Albrecht  Oäbert^  Königh  Preuss.  Hof- 

Buchdrucker.  \  Anno  1745, 
1  Bl  105  pp.  fol. 

Die  Versendung  an  die  Gesandtschaften  hatte  am  26.  September  1746 
Statt.  Aus  Hannover  meldete  Langschmid  am  13.  October^  der  Ge- 
heime Justitfraih  Strube  wolle  davor  hauen  ^  j^dass  von  diesen  Be- 
marquen  nickt  der  vormalige  Verfasser  der  Schriften  in  dieser  Sache^ 
der  Herr  von  Coccyi^  der  Autor  sei,  sondern  dass  obgedachte 
Bema/rquen  durch  eine  andere  Feder  aufgesetzet  seien^.  Wir  ver- 
mögen nicht  anzugeben  f  ob  diese  Verfnuthung  eine  zutreffende  war 
oder  nickt. 

Während  in  Begensburg,  Köln,  Amsterdam  und  Nürnberg  kein 
Buchhändler  sich  dazu  verstehen  wollte,  die  umfangreiche  Deduction 
auf  seine  Kosten  nachzudrucken  *)f  gelang  es  dem  Besidenten  von  Midier 
in  Ulm,  einen  der  ulmer  Drucker  dazu  zu  bewegen. 

Gleichzeitig  mit  den  „Bemarquen^  wurde  ^zu  bequemerem  Cre- 
brauch**  ein  Bisumi  der  wichtigsten  Argumente  gedruckt  und  ver- 
schickt: 

Auszug  I  Aus  denen  \  Königl.  Preussischen  Bemarquen  \  Über 

die   so   genannte  |  Königliche   Gross- Brittanische   VerOteg- 

digung  \  des  Grandlichen  Unterrichts  \  betreffend  das  Succes- 

sions-Becht  in  die  Grafschaft  Ost-Friesland  etc. 
XXVni  pp.  foL 

Abgedrackt:  Selecta  juris  publici  novissima  XVII,  75 — 150;  Samm- 
lang  der  Staatsechriften  unter  Franz  L,  IV,  9—68. 

Eine  französische  Uebersetzung  des  Auszuges  lieferte  der  Prediger 
Formey**),  der  seit  1746  als  Nachfolger  des  Hofralh  Naudd***) 
Traducteur  des  auswärtigen  Amts  war^  unter  dem  Titel: 

Extrait  Des   Bemarques   De  La  Cour  de  Prt4sse  Concer- 

nant  le  droit  de  succession  ä  VOstfrise.    Tradmt  de  VAlte- 

mand.    A  Berlin  1746. 
Ein  Exemplar  liegt  nicht  vor. 

*)  Berichte  von  PoUman,  Regensborg  13.  Oci;  DieBt,  Köhi  18.  Oct; 
Erberfeld,  Amsterdam  14.  Oct  1746.  Bairette  berichtet,  Nürnberg  14.  Oct, 
Niemand  wolle  den  Nachdruck  unternehmen,  „unter  dem  alten  Vorwand,  weil 
man  allerdings  Yoraussetzet,  dass  dergleichen  Nachdruck  allbereits  anderer  Orten 
und  besonders  in  Frankfurt  und  Begensburg  wiesonstallezdt  wieder  veranstaltet 
worden  sei**. 

**)  Formey  an  Podewils,  14.  April  1746.    Vgl.  Wiarda  VHI,  159  Anm. 
***)  Vgl  Preussische  Staatsschriften  I,  99. 
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Die  Reihe  der  zwischen  Preussen  und  Hannover  gewechselten  Deduc- 
tionen  sMiesst  die 

Prüfung  \  der  Königl.  Preussischen  \  Remarques  \  Über  die 

KöniglCrrosS'Britannische  \  Vertheidigung    des8ogenannkn\ 

Gründlichen  Unterrichts  \  von  dem  \  8r.  KänigL  Majestät  von 

Gross  -  Britannien  zustehenden  \  Successions- Recht  \  in  die  \ 

Gr äff  Schaft    Ost  -  Friessland  \  und  \  dazu  gehörigen   Herr- 

schafften.  \  Hannover  \  gedruckt  m  der  Känigl.  und  Chur- 

FursÜ.  Hof'Buchdrucherey,  |  Anno  1746. 

66  pp.  fol. 

Abgedruckt:  Selecta  joriB  publici  noTiaama  XV in,  386—448. 

iMngschmid  sandte  diese  ^IVüfung^  *)  am  13.  Januar  1747  aus  Han- 
nover nach  Berlin;  in  Regensburg  wurde  sie  kurz  darüuf  ad  aedes 
legatorum  distribuirt,  und  PoUman  berichtete  (23.  Januar  1747): 
^Es  bestehet  solches  mehrentheils  aus  Recoctü,** 


Hannover  war  nicht  der  einzige  Prätendent,  der  dem  Känig  von 
Preussen  seinen  neuen  Besitz  bestritt. 

Der  Anspruch  des  fürstlichen  Hauses  zu  Wied'Runkel  und 
Kriechingen  gründete  sich  auf  die  Annahme^  dass  Ostfriesland 
ein  Weiberlehn  sei. 

Mqfie  Charlotte^  die  Tochter  des  Grafen  Christian  Eberhard  von 
Ostfriesland  und  Tante  des  letzten  Oirksena,  war  mit  dem  Grafen 
Friedrich  Ulrich  (f  1710)  aus  einer  jüngeren  Linie  des  ostfriesischen 
Hauses  vermählt^  der  1697  von  seiner  Mutier  Anna  Doroihea^  der 
Tochter  des  letzten  Grafen  von  Kriechingen,  die  Grafschaft  Kriechingen 
an  der  Nied  im  oberrheinischen  Kreise  geerbt  hcMe.  Die  Erbtochier 
Friedrich  Ulrichs  und  der  Gräfin  Marie  Charlotte,  Gräfin  Christine 
Tjouise,  heirathete  den  Grafen  Johann  Ludwig  von  Wied-Runkd; 
dieser  Ehe  entsprossen  die  Grafen  Karl  Ludwig  (geb.  1728)  uni 
Christian  lAidwig  (geb.  1732)  von  Wied-Runkel  und  Kriechingen, 
Für  den  ältesten  der  beiden  jungen  Grafen,  als  nächsten  mämiUdheH 
Anverwandten  des  letzten  Grafen  von  Ostfriesland,  wurde  aus  dem 
Erbrecht  der  Chrossmutter  Marie  Charlotte  die  Nachfolge  m  Ostfries- 
land  in  Anspruch  genommen,  indem  gegen  das  Erbrecht  der  jüngeren 
Schwester  Marie  Charhttens,  der  unvermählten  Gräfin  DriederOe 
Wilhelmine,  der  Einwand  geltend  gemacht  wurde,  dass  aud^  in 
Weiberlehen  keine  Frau  zur  Succession  gelangCj  so  lange  in  der  weib- 

*)  Die  Angabe  von  W tarda  VIII,  159,  dass  Dariea  (vgL  Measel, 
m,  279)  der  Verfasser  dieser  Schrift  sei,  entbehrt  der  Wahncbemlidiksit. 
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liehen  Linie  Erben  männlichen  GescMechtes^  me  hier  die  jungen 
Orafen  van  Wied,  vorhanden  seien.  Den  Ansprüchen  Preussens  und 
Hannavers  wurde  die  weibliche  QualiUU  des  Lehens  entgegengestellt, 
nach  der  sawahl  die  an  Brandenburg  ertheiUe  ExspectanM  als  die 
Erbverbrüderung,  auf  die  sich  Hannover  berief,  als  unstatthafl  er- 
seAemen  müssten. 

Dagegen  wird  van  preussiseher  Seite,  wie  gegen  Hannover  so 
gegen  Wied,  bestritten,  dass  aus  dem  Lehnsbriefe  von  1454  die  weib- 
liche Qualität  des  Lehens  folge. 

Schon  im  Juni  1744  wurde  am  Reichstage  in  Drankfurt  a.  M. 
eine  Darlegung  der  wiedschen  Ansprüche  verbreitet: 

Entwurf  \  des    Oräflich-Wied-Runcklischen  \  Successions- 

Hechts  in  Ost-tViessland, 

4  BU.  fol. 

Abgedruckt:  Selecta  juris  public!  novissima  X,  158 — 168. 

PoUman  schickte  die  Schrift  am  13.  Juni  ein:  „gwei  Bogen,  so 
mehrentheils  aus  des  Brenneysen  Ostfriesischer  Geschichte  genommen.*^ 
Am  27,  Juni  wurde  Homfeld  mit  der  Entgegnung  beauftragt;  sein 
Manuscript  unurde  von  Cocceji  corrigirt^  dann  in  Berlin  bei  Gäbert 
gedruckt  und  am  13.  October  1744  an  PoUman  nach  Frankfurt 
o.  M.  geschickt.    Man  hatte  die  Form  der  Flugschrift  gewählt: 

Schreiben  \  Eines  Freundes  an  einen  Freund,  \  beireffend  \ 
Das  von  Gräflicher  WiedrRunckelischer  |  Seiten  praetendirte 
SuccessionS'Recht  \  in  Ost-Friessland. 

24  pp.  u.  8  pp.  Beilagen,  4o;  eiue  Stammtafel.  Von  p.  11  an: 
Kurtze  Remarquen  über  den  Entwurf  des  Gräflich  Wied-Runck- 
lischen  Successions-Recht  in  Ostfrieesland. 

Nachdruck:  „Franckfurt  am  Mayn,  zu  finden  bey  Heinrich  Ludwig 
Brönnem,  1744.''     1  Bl.  32  pp.  4o;  Stammtafel. 

£in  Auszug:  Europ.  Staatssecretarius  XCIX,  237. 

Am  14.  October  1744  liess  der  Graf  von  Wied  am  Reichstage  nach 
dem  Vorgange  Hannovers  einen  Protest  (d.  d,  Dierdorf  21.  Sept. 
1744)  gegen  die  Führung  des  ostfriesischen  Votums  durch  Preussen 
mar  Dictaiur  bringen;  er  entschuldigte  sich  Tags  darauf  durch  einen 
Kangleizath  bei  PoUman:  ^Königl.  Majestät  würden  dem  Grafen 
die  Vorstellung  hoffentlich  nicht  in  Ungnade  vermerken^  welcher  er 
Kraft  des  seinen  Söhnen  schuldigen  väterlichen  Vorstandes  sich  nicht 
enüfiehen  kärmen^  *).    Von  einer  Reprotestaiion  sah  man  in  Berlin  ab, 

*)  Bericht  Polhnan's ,  Frankfurt  17.  Oct  1744.  Vgl  die  Notiz  in  der 
Heldcngeschichte  lU,  283,  dass  der  Graf  von  Wied  ^^dch  wegen  der  ein- 
gewendeten Protestation  bei  Sr.  Königl.  Bi^jestät  entschuldigetM. 
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Wie  Pollman  in  Frankfurt  j^von  guter  Hanä^  horte  (Bericht  vom 
37.  Od.  1744)  entlieh  der  Graf  hei  frankfurter  Kaufleuien  14,000 
Reichsthaler,  ^auf  eins  von  seinen  Äemtem,  eu  dem  Ende,  sich 
damit  zu  Hannover  oder  im  Haag  gute  Freunde  eu  machen^.  Am 
1.  Februar  1746  meldete  der  preussische  Agent  Ziegler  aus  Wetzlar, 
der  Graf  Wied  lasse  bei  dem  Buchhändler  und  Buchdrucker  Winckler 
y^eine  ansehnliche  Deduction^  drucken;  1500  JExemplaria  seien  besteüi. 
„Der  Concipient  ist  der  grundgeschuÜe  Rath  Calm  zu  Bunkel,  welcher 
vor  diesem  auf  Ew.  Königl.  Majestät  Universität  Halle  unter  dem 
Namen  Johann  Christophs  Franck  docirt  und  einige  Bücher  heraus- 
gegeben hai.^  Am  29.  Becember  1746  schickte  Ziegler  zwei  Exem- 
plare der  Deduction;  alle  übrige  hatte  der  WiedrBunkdsche  Kanzlei- 
director  Reymann,  »rfcr  den  Verlag  auf  seine  Kosten  Ü^un  lassen^, 
abgefordert: 

Beweis  \  des  \  Gh^ä fliehen  \  Wied-  \  Und  [  Crichingischen  \ 
SuccessionS'  \  Rechts  \  In  \  Ostfriesland.  \  Mit  Beylagen 
Num.  1.  und  Lit.  A.  biss  Eee.  \  Gedruckt  im  Jahr  1746. 

145  pp.  fol. 

Abgedruckt:    Selecta  juris  public!  novissima  XX,    278 — 430;   ein 
Theü  der  BeUagen  ebend.  XXII,  139—253;  XXIV,  170-229. 

Mittelst  eines  Schreibens  vom  9.  März  1747  *)  brachte  der  Oraf  von 
Wied  seine  voluminöse  Deduction  vor  den  Reichsconvent.  Von  preussi- 
scher  Seite  begnügte  man  sich  mit  der  Einreichung  eines  Repro- 
testations-Promemoria  (concipirt  von  dem  Kriegsrath  von  Veite): 

Diciatum  Ratisb.   d.  20.  Julii  \  1747.  \  per  Moguntimm.  \ 

Chur  -  Brandenburgisches  \  Reprotestationsr  \  Bro  Memoria  \ 

Die  Gräfflich  Wiedruncklische  \  anmassliche  Braetension  auf 

Ost'  I  Friessland  beireffend. 

2  Bll:  fol. 

Abgedruckt :  Selecta  juris  publici  novissima  IXX,  79. 

Es  heisst  in  dem  Promemoria^  dass  der  König  von  Preussen  „wr- 
jetzo^  die  an  die  gesammte  Reichsversammlung  gebrachte  Schriften 
über  das  praeiendirte  Wiedische  Successions-Recht  in  Ostfriesland  be- 
sonders zu  widerlegen  nicht  der  Mi^he  werth  erachte. 


Auf  den  Satz,  dass  Ostfriesland  ein  Weiberlehen  sei^  sUMe 
sich,  une  der  Graf  von  Wied,  so  auch  die  Gräfin  von  Kaunii»- 
Rittberg. 

*)  Dictatum  Regensburg  29.  April  1747.  Geruckt:  Selecta  juris 
publici  novissima  IXX,  78. 
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Johaum  von  Ostfriesland,  der  jüngere  Sohn  des  Grafen  Edeard  U., 
trat  zur  katholischen  Kirche  über  und  vermählte  sich  1601  mit  seines 
Bruders^  des  regierenden  Grafen  Enno  III. ^  Tochter  Sabina  Katha- 
rtnOf  die  durch  ihre  Mutter  Walpurgis  Erbin  der  Grafschaft  Rittberg 
war.  Der  Enkel  dieses  Paares,  Ferdinand  Maximilian,  starb  1687 
und  hinterliess  als  Besitzerin  von  Rittberg  seine  Tochter  Maria 
Theresia  Franciska,  die  1699  den  Crrafen  Maximilian  Ulrich  von 
Kaunitz  freite;  beider  Sohn  war  Graf  Wenzel  Anton  von  Kauniiz- 
Rittberg,  der  berühmte  Staatsmann*). 

In  der  Behauptung  der  weiblichen  Qualität  des  ostfriesischen 
Lehens  mit  dem  Hause  Wied  auf  gleichem  Boden  stehend,  glaubten 
die  Kaunitz  vor  den  Wied  dadurch  vornehmlich  ein  näheres  Erbrecht 
zu  haben,  dass  sie  innerhalb  der  weiblichen  Descendenz  den  Grad  der 
Verwandtschaft  vielmehr  mit  dem  gemeinsamen  Stammvater,  Edzard  11,^ 
als  mit  dem  letzten  männlichen  Cirksena  als  maassgebend  betrachteten. 

Neben  dem  Anspruch  auf  das  ganze  Ostfriesland  erhob  die  Gräfin 
Kaunitz  noch  einen  besonderen  auf  die  Herrschaften  Esens,  Stedesdorf 
und  Wittmund,  das  sog.  Harlingerland ,  und  zwar  diesen  Anspruch 
gemeinsam  mit  dem  fürstlichen  Hause  Liechtenstein. 

Das  Harlingerland ,  seit  1531  ein  geldrisches  Lehen*'^),  war  wie 
Rittberg  Erbgut  jener  Gräfin  Walpurgis,  der  Gemahlin  Enno's  III. 
Ausser  der  Gräfin  Sabina  Katharina,  der  Ahnin  der  Gräfin  Kaunitz- 
Rittberg,  hinterliess  Walpurgis  ihrem  Gemahl  eine  zweite  Tochter, 
die  Chräfin  Agnes ,  die  dem  Grafen  Gundackar  von  Liechtenstein  die 
Hand  reichte.  Durch  den  berumer  Vergleich  vom  28.  Januar  1600 
haben  diese  beiden  Erbtöchter  von  Rittberg  und  Harlingerlnnd  die 
letztere  Besitzung  mit  Bewilligung  des  geldrischen  Lehnshofes  ihrem 
Vater  und  seiner  männlichen  Descendenz  abgetreten,  gegen  eine 
Zahlung  von  200fi00  Thalem  und  andere  Vortheile  und  unter  Vor- 
behalt  des  Erbrechtes  der  Nachkommenschaft  der  beiden  Gräfinnen 
für  den  Fall  des  Abganges  des  ostfriesischen  Mannsstammes.  In  der 
brandenburgischen  Eocspectanz  von  1694  wurden  deshalb  die  den 
Häusern  Liechtenstein  und  Rittberg  an  den  Dreiherrschaften  Esens, 
Stedesdorf  und  Wittmund  competirenden  Jura  reserviret.  Ausserdem 
suchten  die  Liechtenstein  und  Kaunitz  Schuldforderungen  zur  An- 

*)  Nach  der  Emennang  des  Grafen  Kaunitz  zum  Hof kanzler  berichtet 
der  preussiflche  Gesandte  von  Klinggr&ffen,  Wien  19.  Mai  1753:  «Je  serai 
attentif  sur  la  conduite  qu'il  tiendra  ....  par  rapport  ä  Votre  Majest^.  Je 
ne  m'en  promets  rien  du  bon  .  .  .  II  y  a  ici  du  personnel,  par  rapport  k  sa 
Prätention  k  rOstfrise.**    Politische  Correspondenz  IX,  439. 

**)  Vgl.  die  Urkunde  vom  20.  Sept  1531  im  .Beweis  der  Rechte  Sr. 
K.M.  in  Preussen  auf  das  Harlingerland"  S.  129. 
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erkeimung  zu  bringen^  die  gleichfalls  auf  den  Vertrag  von  Berum 
zurückgeführt  wurden.  Alles  dieses  wurde  dargdegi  in  der  De- 
ducHon  : 

Vorläuffiger  Unterricht  \  Von  der  \  Frau  Gräfin  \  Maria 
Theresia  IVandsca  \  zu  Katmäz-RiUberg  \  gebohmen  Chräfin 
zu  Ostfriesland  etc.  \  privativem  Successians-Recht  \  in  die  \ 
Oraffschafl  Ostfriesland  \  Wie  auch  in  die  dem  HochfursHich- 
Lichtensteinischen  Haus  \  und  Hochemanter  FVau  Gräfin  | 
gemeinschaftlich  zurückgefallene  \  Drey  Herrschaften  \  Esens, 
Stedesdorf  und  Wittmund  \  Sodann  \  von  Zweyen  \  Hochfürsi" 
lieh '  Lichtensteinischen  |  und  Hochgräflich  ^aumiiz-Rittr 
bergischen  \  auf  Ostfriesland  haftenden  \  Schutd-Forderungen.  \ 
Gedruckt  im  Jahr  1745. 

2  Bli.,  244  pp.y  2  Bll.  fol.,  nebst  Schema  Genealogicnm. 

Die  preussische  Entgegnung  erschien  nach  elf  Jahren^  mit  Rück- 
sicht auf  den  inzwischen  bei  dem  Reichshofrath  angestrengten  IVo- 
zess*),  unter  dem  Titel: 

Beweis  \  der  Rechte  8r.  Königl.  Mqjest.  in  Preussen  \  und 
Churßrstl  DurcU.  zu  Brandenburg^  \  auf  das  \  Harlinger- 
Land,  \  oder  die  drey  Herrschaften  \  Esens,  Stedesdorf  \ 
und  I  Wittmund  \  aus  den  \  Reichs-Gesetzen,  actis  publicis 
und  diplomatibus  [hergeleitet;  \  worirmen  \  zugleich  die  sämür 
Uchen  Anforderungen  der  \  Fürst-  und  Gräflichen  Häuser  \ 
Lichtenstein  und  Rittberg,  \  auf  eine  iiberzeugende  Art  wider- 
leget I  worden.  \  Berlin,  1756. 

198   pp.    fol.     £men    Druck    „Bremen    ohne    JahreaEahl*^    citirt 
Wiarda  Vin,  160. 

Der  Verfasser,  der  Kammergerichtsrath  Ludwig  Martin  Kahle*% 
vindidrt  dem  FürstenÜium  Ostfriesland  das  Harlingerland  als  eine 
uralte  Pertinenz  und  spricht  dein  Vertrag^  durch  welchen  dieses  Ge- 
biet 1531  dem  Herzog  von  Geldern  als  Lehen  aufgetragen  worden^ 
die  Rechtsgültigkeit  ab:  j^Balthasar  war  nicht  befugt,  dem  Herzoge  von 
Geldern  das  Harlingerland  zu  Lehen  aufzutreten.  Denn  dem  regie- 
renden ostfriesischen  Hause  stand  die  Oberbotmässigheit  über  dem 
Harlingerlande  zu;  keinem  Unterthanen  aber  ist  erlaubt^  seine  Güter 
ohne  Einwilligung  des  Landesherm  einem  andern  Fürsten  zu  Lehen 
aufzutragen*^  (S.  55),    Des  Weiteren  tritt  der  Verfasser  Ben  Beweis 

*)  Vgl  Moser,  Teutsches  Staatsarchiv  1752,  II,  194;  IX,  405;  Beweis 
der  Rechte  auf  Harlingerland  S.  178  ff. 

')  Vgl.  über  ihn  Pütter,  Ldtteratur  des  Teutschen  Staateeeh^  n,  da 


**"{ 
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an^  jfdass  der  berunische  Vertrag  und  die  übrigen  ostfriesischen  und 
riiibergschen  Housveriräge  weder  ein  ROckfaUsrecht  in  sich  fassen^ 
noch  der  Reichslehnschaft  des  Harlingcr  Landes  und  den  Rechten 
Sr.  Königl  Majestät  von  Preussen  nachtheiUg  sind^.    (S.  65  ff) 

Die  Deduction  beschäftigt  sich  nur  mit  den  TcaunitzAiechten- 
steinschen  ^Ansprikchen  auf  das  Harlingerland  ^  nicht  mit  denen  des 
Hauses  Kaunits  auf  das  ganze  Ostfriesland;  eine  Widerlegung  der  letz- 
teren wird  in  Aussicht  gestellt  (8,  6)^  ist  aber  nicht  erschienen. 


XXVI— XXVDI. 

Preussisclie  Anbringen  beim  Reichstage 

1744.    1751. 


J)as  Schreiben^  dwrch  welches  der  Konig  von  Pretussen  am  6.  JuU 
1744  dem  Reichstage  die  Besitzergreifung  von  Osifriesland  moiificirie 
und  sich  zur  nunmehrigen  Führung  des  ostfriesischen  Votums  im 
Reichsßrstenrath  meldete  (Nr.  XXVI),  ist  von  dem  Geheimen  Kriegs- 
rath  Weinreich  concipirt*). 

Am  3,  September  überreichte  der  churbraunschweigische  Gesandte 
von  Hugo  ein  Memorial,  dem  die  Deduction  ^Gründlicher  Unterricht 
von  dem  Sr,  Königl.  Majestät  von  Grossbritannien  zustehenden  Suc- 
cessionsrecht  in  die  Grafschaft  Osifriesland^  (vgl.  oben  Ä  371)  bei- 
geschlossen  war^  und  das  den  Antrag  enOiielt,  das  ostfriesische  Votum 
bis  zum  Austrag  der  Streitfrage  in  suspenso  zu  lassen.  Das  am 
10,  Septeniher  zur  Dictatur  gelangte  Memorial  steht  in  der  Europ. 
Staatskanzlei  LXXXVU,  710. 

Bereits  aber  war  am  19.  August  die  Vollmackt  des  brcmden- 
burgischen  Comitialgesandten  von  Pollman  zur  Führung  der  ostfric- 
sischen  Stimme  von  dem  churmainzischen  Reichsdirectorium  ^ohn- 
hcdenhlich  und  ohne  die  geringste  Reservation*'  entgegengenommen 
worden**).  Immer  durfte  eine  ^^generale  Contra^diction*^  gegen  den 
hannoverischen  Anspruch  nicht  versäumt  werden,  Pollman  schickte 
dm  Entwurf  dazu  am  13.  October  nach  Berlin;  unter  dem  38.  ging 

*)  Das  Schreiben   erschien  nach  der   am   1.  August   erfolgten   Bekanit- 
machung  u.  A.  in  der  Europ.  Staatskanzlei  LXXXVII,  702. 
**)  Bericht  PoUman's,  Frankfurt  22.  August  1744. 
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das  Schrifisiück  ihm  meder  zu,  y^nach  einigen  (durch  den  Geheimen 
Kriegsrath  Weinreich)  darin  gemachten  Verbaländerungen^ ,  und  wurde 
in  Frankfurt  a.  M.  auf  4  Bll.  fol.  behufs  der  Vertheilung  gedruckt 
(Nr.  XXVU). 

Als  in  der  lurstenraihssitmng  vom  13.  Mai  1746  das  ostfrie- 
sische  Votum  zum  ersten  Mal  „in  ordentlichen  Aufruft  gebracht 
und  dadurch  endlich  „zur  völligen  legalen  Activität^  gebracht  worden 
war*),  übergab  am  1.  August  1746  Hugo  ein  neues  Promemoria**) 
mit  dem  ausßhrlich  motivirten  Antrag  auf  Sistirung  des  ostfriesischen 
Votums,  y^da  churbrandenburgischer  Seits  mit  eigenmächtiger  An- 
maassung  solcher  Stimmführung  fortgefahren  und  gegen  alles  billige 
Vermuthen  von  Seiten  der  dabei  doch  so  sehr  interessireten  beiden 
höheren  Collegiorum  bis  daher  dazu  stille  geschwiegen  wird^.  Die 
Dictatur  erfolgte  am  9.  August  ^  „ohne  dass^,  wie  Pollman  am  11. 
berichtet,  „der  churmainzische  Minister,  wie  sonsten  das  wohlher- 
gebrachte Collegialvertrauen  mit  sich  bringet^  mich  davon  vorher 
avertiret*^. 

Inzunschen  war  der  König  von  Preussen  wahrend  des  Inter- 
regnums von  1745  durch  das  rheinische  Vicariatshofgericht  zu  München 
mit  Ostfriesland  belehnt  worden.  Um  die  Rechtsbeständigkeit  dieser 
Investitur  in  Frage  stellen  zu  können,  beschloss  das  churfurstliche 
CoUegium  auf  Antrag  Hannovers  auf  dem  Wahltage  von  1745  in  der 
Sitzung  vom  23.  September  —  Brandenburg  und  Pfalz  waren  nicht 
vertreten***)  —  von  den  Vicariatshandlungen ^  welche  der  neu- 
gewählte  Kaiser  laut  seiner  Capitulation  zu  bestätigen  hatte,  den  Für- 
gang wegen  Ostfriesland  ausdrücklich  auszunehmen.  Diesem  Beschluss 
gemäss  erklärten  Se.  churfürsth  Gnaden  von  Mainz  dem  Kaiser  bei 
dessen  Einholung  in  die  Wahl-  und  Krönungsstadt  in  Gegenwart  der 
Principalwahlgesandten : 

y^WasgestaU  das  Churfurstliche  Collegium  Ihr  aufgetragen,  Sr. 
Kaiserl.  Majestät  einen  die  Capitulation  betreffenden  Antrag,  vor 
deren  Beschwörung ^  zu  thun,  wovon  Sie  Sich  acquittiren  wollten: 
eröffneten  also,  dass  die  kundgewordene  Belehnung  mit  Ostfriesland 
nicht  u/nter  diejenige  Handlungen  des  rheinischen  Vicariatshof- 
gerichtes  gehöre  und  zu  rechnen  sei^  welche  in  der  Wahlcapitulation 
Art.  III  §  19  confirmiret  sind,  mithin  auch  der  Eid,  welchen  Sc. 
Kaiserl.  Majestät  der  Capitulation  halber  ablegen  würden,  auf 
diesen  wichtigen  Actum  der  Investitur  nicht  zu  ziehen  noch  zu  ver- 

*)  Bericht  PoUman's,  Regensborg  19.  Mai  1746. 
*'*')  Selecta  juris  publici  novissima  XVII,  151. 
***)  Vgl.  Preussische  Staatssohriften  I,  543. 
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stehen  sei.     Und  Überreichten  Ihro  zu  gleicher  Zeit  das  deshalb  er- 
gangene ConcJusum  Electorale*),^ 

Sehen  am  21,  Januar  1745  war  der  englische  Gesandte  m  London 
von  Wien  aus  a/ngewiesen  worden^  um  den  König  von  England  ßr 
die  Kaiserwahl  noch  mehr  y^amufrischen^ ^  ihm  die  Versicherung  eu 
geben,  dass  bei  einem  glücklichen  Ausfall  der  Wahl  ihm  in  den  ost- 
friesischen  und  anderen  Reichsangelegenheiten  „aller  mit  den  Reichs- 
Satzungen  un:1  den  Gerechtsamen  eines  Dritten  vereinbarliche  Vorschub 
gegeben  werden  sollte*^.  Jetzt,  nach  dem  „glücklichen  AusfaW^  stellte 
Kaiser  Franz  ihm  am  14.  October  eine  Urkunde  auSy  die  ihm  die 
kaiserliche  Mitwirkung  zur  Erlangung  Ostfrieslands  „in  via  juris^ 
versprach**). 

Dies  waren  die  Auspicien,  unter  denen  König  Georg  II.  am 
11,  October  1746  seine  Ansprüche  auf  Ostfriesland  der  Entscheidung 
des  kaiserlichen  Reichshofrathes  übergab  ***), 

Erst  nach  vier  Jahren,  am  9.  März  1750^  beschloss  der  Reichs- 
hofrathy  dass  das  churbra^nschweigische  Gesuch  um  Eröffnung  des 
Verfahrens  dem  König  von  Preussen  zu  „communiciren*^  sei;  am 
26.  März  wurde  es  der  prcussischen  Gesandtschaft  in  Wien  zugesteUi 
„cum  termino  duorum  mensium^f).  Nachdem  dieser  Termin  aufpreussi- 
sehen  Antrag  wiederholt  verlängert  worden  war,  entschied  sich  da* 
Departement  der  auswärtigen  Affairen,  dem  der  König  von  Rreussen 
die  Behandlung  dieser  Seuche  völlig  überliess,  am  7.  September  1751 
dahin,  auf  den  Prozess  vor  dem  Reichshofrathe  sich  nicht  einzulassen 
und  die  Mitwirkung  des  Reichstages  für  die  Abweisung  der  hannö- 
verischen  Klage  in  Anspruch  zu  nehmen:  es  war  Cocceji^  auf  dessen 
Grutachten  hin  dieser  Weg  eingeschlagen  wurde  ff). 

*)  Zueret  yeröffentlicht  in  der  „Prüfung  der  Königl.  PreuBBiBchen 
Remarques^  §  30. 

♦♦)  Vgl.  Politische  Correspondenz   IV.   324;  Droysen   V,    3,    78 

Anm  1;  Borkowsky,  Die  englische  Friedensvermittlung  im  Jahre  1745,  8.  39. 

*♦♦)  Berichte  von  O.  Podewils  und  Gräve,  Wien,  11.  28.  MXrs  1750.    Vgl. 

Europäische   Staatskanzlei   GUI,   551;    Moser,  TeatBches  StaatBarchiv 

1751,  IX,  74;  1752,  ü,  196. 

t)  Kurz  zuvor,  15.  Fehr.  1750,  ertheilte  der  Kaiser  dem  Könige  ein  Privi- 
legium de  non  appellando  illimitatum  für  das  Fttrstenthum  Ostfriedand.  Ab- 
gedruckt: Heldengeschichte  III,  450;  Novum  Corpus  GooBtitationnin 
Mnrchicarum  I,  167.  Vgl.  Politische  Correspondenz  IV,  101;  V,  417 
Anm.  4;  VUI,  5.  113. 

tt)  Gutachten  vom  7.  September  1751:  „Eänem  hochlöbliohen  Departement 
der  Auswärtigen  Aifairen  habe  ich  auf  Dero  gfitiges  Anschreiben  Tom  ^4.  Aug. 
und  6.  Sept  a.  c.  gehorsamst  antworten  wollen,  dass  bei  näherer  Ueberioguag 
der  Sache  ich  am  zutrilglichsten  erachte,  bei  dem  Reiebfloonvent  bkMB  yonn- 
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PoUman  erhielt  den  Auftrag,  das  dem  Reichstage  zu  übergebende 
Promentoria  jsu  entwerfen;  am  16.  Ociober  tcurde  sein  y,Project^  mit 
einem  Zusätze,  der  auf  den  Reichsschluss  von  1675  Bezug  nimmt, 
ihm  als  approbirt  zuriicJcgestellt  (Nr.  XXVIU),  Am  37.  October 
aufgefordert^  das  Profnemoria  zur  Dictatur  zu  bringen^  antwortete  der 
maifutische  Gesandte,  „es  würde  auf  ein  Paar  Tage  wohl  nicht  a/n- 
kommen^  er  wollte  es  erst  dem  Churfürsten  seinem  Herrn  einsenden'^  *). 
So  verzögerte  sich  die  Dictatur  bis  zum  24.  November  1751**). 


Dictatum  Francofurti,  die  1.  Augusti  1744,  per 

MoguntiDum. 

Von  Gottes  Gnaden  Friderich,  König  in  Preussen,  Markgraf  zu  Branden- 
burg, des  Heil.  Köm.  Reichs  Erzkämmerer  und  Churfurst  etc.  Unsem  günstigen 
Ghruss  und  geneigten  Willen  zuvor. 

Wohl  würdige,  Hochwohlgebome,  Würdige,  Wohlgebome,  Edle  und  Veste 
Besonders  Liebe  und  Liebe  Besondere. 

Wir  mögen  Denenselben  und  Euch  hierdurch  freundlich  und  gnädigst 
nicht  verhalten,  und  ist  es  vorhin  eine  reichskundbare  Sache,  wasmaassen  die 
höchstweise  göttliche  Vorsehung  es  also  gefUget  hat,  dass  nach  dem  durch 
jüngsthin,  den  25.  Maji,  erfolgten  Ableben  des  weiland  Durchlauchtig  Hoch- 
gebomen Fürsten  Herren  Carl  £dzard*6,  Fürsten  zu  Ostfriesland  und  Herren  zu 
Esens,  Stedesdorf  und  Wittmund,  ohne  Hinterlassung  ehelicher  männlicher  Leibes- 
erben der  ganze  Fürst-  und  Gräflich  Ostfriesische  Mannsstamm  erloschen,  Uns 
die  Succession  in  die  solchergestalt  erledigte  reichslehenbaro  Grafschaft  Ost- 
Mesland  und  obgedachte  dazu  gehörige  Herrschaften,  auch  alle  andere  Per- 
tinentien  und  Dependentien  kraft  derjenigen  Exspectanz  oder  Anwartung  eröfinet 
worden,  welche  des  in  Gott  ruhenden  Kaisers  Leopoldi  Majestät  Unsem  Höchst- 
seligen Gross-Herm  Vater  König  Friderichs  I.  Majestät  und  Dero  Descendcnten, 
wie  auch  denen  sämmtlich  von  Unsem  Herrn  Aeltervater,  Churförst  Friderich 
Wilhelm's  Christmilder  Gedächtniss  abstammenden  Prinzen  von  Preussen  und 
Markgrafen  zu  Brandenburg  im  Jahr  1694  zu  einiger  von  dem  gesammten  Reich 
vorher  fär  billig  erkannten  Vergütung  wegen  des  von  Unserm  Königlichen  Chur- 
hans  in  dem  vorigen,  durch  den  Nymwegischen  Friedensschluss  geendigten 
Reichskriege  erlittenen   grossen   Schadens  und   Ungemachs  mit  Vorwissen   und 

stellen,  dass  da  das  Reich  die  Satisfaction  wegen  des  ehemaligen  schwedischen 
ESnfalles  garantiret  und  das  Fürstenthum  Ostfriesland  als  ein  Aequivalent  agreirt 
hätte,  Se.  Königl.  Majestät  Sich  bei  dem  Reichshofrath  auf  einen  so  ungerechten 
Anspruch  des  Churhaus  Hannover  nicht  einlassen  würden  und  könnten,  folglich 
Se.  Königl.  Majestät  das  Reich  ersuchten,  bei  Sr.  KaiserL  Majestät  Vorstellung 
zu  thun,  dass  Sie  das  Churhaus  mit  ihrer  frivolen  Klage  und  offenbaren  Zu- 
nöthigung  abweisen  möchten.*' 

*)  Bericht  Polhnan's,  Regensburg  28.  Oct  1751. 
**)  Vgl.  Europ.  Staatskanzlei  CHI,  549;    Moser,  Teutsches  Staats- 
archiv 1752,  I,  55. 
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Beistinunung  aller  Unserer  Herren  Mitchurfürsten,  deren  Einwilligung  zu  der 
Zeit  erforderlich  gewesen,  verliehen  und  welche  auch  von  denen  beiden  nach- 
gefolgten Römischen  Kaisem  Josepho  und  Carl  VI.  rühmlichsten  Andenkens 
bei  denen  Churbrandenburgischen  Reichsbelehnungen  emeuret  und  bestätiget 
worden. 

Gleichwie  Wir  nun  auf  solchen  sich  ereigneten  Exspectanz-Anfall  als  der 
alleinige  rechtmässige  versicherte  Nachfolger  den  Besitz  des  Ostfriesischen 
Landes  denen  Lehenrechten  gemäss  ruhig  ergriffen  und  die  Fürstliche  Landes- 
regierung würklich  angetreten,  auch  sofort  bei  Sr.  jetzt  glorwürdig  regierenden 
Kaiserlichen  Majestät  um  die  Belehnung  geziemend  angesuchet  haben,  also 
tragen  Wir  zu  gesammten  des  Reichs  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen  das  zu- 
versichtliche Vertrauen,  dass  Uns  nicht  allein  dieser  von  Unserm  Königlichen 
ChurhauFe  vorgomelter  und  sonst  Reichskündiger  Maassen  titulo  onerosissimo 
erworbene  Ostfriesische  Landeszuwachs  gerne  gegönnet,  sondern  auch  die  Con- 
tinuation  des  Fürstlichen  Osftricsischen  Voti  in  dem  Reiehsfürstlichen  Collegio 
ex  loco  et  ordine,  wie  der  letztverstorbene  Fürst  zu  Ostfriesland  dasselbe  her- 
gebracht und  goführet  hat  und  es  seinem  Vorfahren,  den  ehemaligen  Grafen 
nach  erlangter  Reichsfürstlichen  Würde  in  Ansehung  solcher  unmittelbaren 
Reichsgrafschaft  und  des  darauf  haftenden  namhaften  Reichs-  und  Cammer- 
matrieularanschlags  beigeleget  worden,  willigst  werde  verstattet  werden;  gestalt 
Unser  gegenwärtig  bei  dem  Reichstag  subsistirender  Chur-  und  Fürstlicher  Ge- 
sandter, der  von  Pollman,  sich  darzu  behörig  legitimiren  wird,  und  W^ir  dabei 
die  Versicherung  geben,  dass,  wie  Uns  seit  Unserer  angetretener  Königlich-  und 
Churfürstlichen  Regieruug  bis  hieher  nichts  angelegener  gewesen,  als  des  Reichs 
Ehre,  Wohlfahrt,  Ruhestand  und  Sicherheit  von  wegen  Unserer  gesammten 
Reichslanden  nach  denen  Uns  von  Gott  verüehcnen  Kräften  teutsch  patriotisch 
befördern  zu  helfen,  obwohl  wider  Unser  Verschulden  der  Erfolg  mit  Unsenn 
Verlangen  bis  dato  noch  nicht  zusammengetroffen,  Wir  also  auch  wegen  dieser 
neu  erlangten  Provinz  Ostfriesland  solches  ebenfalls  und  um  so  mehr  darzuleg^ 
Uns  beeifem  werden,  als  selbige  bereits  von  weiland  Kaisers  Rudolpho  II.  In- 
halts der  in  Ostfriesischen  Sachen  in  anno  1597,  den  13.  Octobris,  publicirten 
Kaiserlichen  Resolution  vor  eine  feste  Vormauer  und  Grenze  des  Teutsches 
Vaterlandes  an  der  See,  ihrer  ansehnlichen  Seehafen  wegen,  erachtet  und  des- 
halb in  dem  Reichsabschied  de  anno  1603,  §  39  bis  44  für  deren  ConservatioD 
bei  dem  Reich  und  unter  dessen  Jurisdiction  und  Autorität  so  emsig  gesoiget, 
mithin  Uns,  als  dem  jetzigen  Landesherm  und  regierenden  Fürsten  in  Ostfries- 
land, vornehmlich  oblieget,  diese  uralte  Provinz  bei  dem  Heiligen  Römischen 
Reich  in  erspriesslichem  Wohlstande  zu  erhalten  und  zu  schützen. 

Wir  ersuchen  demnach  Dieselbe  und  Euch  hierdurch  freund-  und  gnädig- 
lich,  Ihren  allerseits  Hohen  Herren  Priucipalen,  auch  Obern  und  Comnuttenten 
von  dieser  Unserer  der  Hochlöblichen  Reichsversammlung  gethanen  Anzeige 
Nachricht  zu  ertheilen,  imd  verbleiben  Ihnen  und  Euch  anbei  mit  Königlicher 
Propension,  Huld  und  Gnaden  jederzeit  wohl  beigethan. 

Berlin,  den  6.  Julii  1744. 

Friderich. 
H.  Gr.  V.  Podewils.    C.  W.  von  Borcke. 


Anbringen  beim  Reichstage  1744—1751.  387 

Dictatum  Francofurti,  die  10.  Novembris   1744,  per 

Moguntinum. 

Des  Heiligen  Komischen  Reichs  ChurfÜrsten,  Fürsten  und  Ständen  zu 
gegenwärtiger  allgemeiner  Reichsversammlung  bevollmächtigte  Räthe, 
Botschaftere  und  Gesandte. 

Hochwürdig-,  Hoch-  und  Wohlgebome,  Hochedelgebome,  Hochedel- 
gestrenge,  Veste  und  Hochgelahrte,  Hoch-  und  Vieigeehrte  Herren! 

Nachdem  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen,  mein  Allergnädigster  Herr,  aus 
einem  bei  dem  Reichsconvent  am  10.  Septembris  dieses  laufenden  Jahrs  zur 
öffentlichen  Dictatur  gebrachten  Memorial  der  Churbraunschweigischen  Comitial- 
gesandtschaft  und  einer  dabei  zugleich  bekannt  gemachten  gedruckten  Deduc- 
tion  nicht  ohne  Verwunderung  vernommen,  wclchergestalt  Höchstderoselben  von 
Seiten  Ihro  Königl.  Majestät  von  Grossbritannien,  als  ChurfÜrsten  zu  Braun- 
schweig und  Lüneburg,  die  durch  Eröffnung  des  Exspectanzfalb  mit  voll- 
konunenem  Recht  erlangte  Succession  in  das  Fürstenthum  Ostfriesland  aus  einer 
angeblichen  Erbverbrüderung,  welche  zwischen  dem  Hohen  Braunschweig- 
Lüneburgischcn  Chur-  und  dem  Fürstlich  Ostfriesischen  Hause  hiebevor  getroffen 
worden  sein  soll,  streitig  zu  machen  gesuchet  und  dadurch  das  Ihro  deshalb  in 
dem  Reichsfürstenrath  fortzuführen  zustehende  Fürstliche  Ostfriesische  Votum  zu 
Bistiren  vermeinet  werden  wollte: 

So  haben  Höchstgedachte  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  mir  gnädigst 
befohlen,  Euer  Excellenzien,  Hoch-  und  Wohlgcbomen  etc.  etc.  darauf  zuforderst 
hierdurch  geziemend  vorzustellen,  und  ist  vorhin  bekannt,  dass,  so  wenig  eines- 
theils  die  Reiclisversammlung  ordentlicher  Weise  darzu  bestimmet  ist,  dass  bei 
derselben  Rechtsansprüche  angebracht  werden,  ebenso  wenig  auch  andemtheils 
es  an  denjenigen  Orten,  wo  es  auf  die  rechtliche  Ein-  und  Ausführung  solcher 
Ansprüche  ankommt,  mit  leeren  Protestationen  und  Reservationen  aus- 
gerichtet ist. 

Gleichwie  aber  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  die  ün erfindlichkeit,  Un- 
richtig- und  Ungültigkeit  der  vorgeblichen  Erbverein  mit  dem  nun  aus- 
gegangenen Fürstliclien  Ostfriesischen  Hause  dem  Publico  mit  ehedem  ausführ- 
lich vor  Augen  legen  und  zugleich  die  Rechtsbeständigkeit  der  von  des  in 
Gott  ruhenden  Römischen  Kaisers  Leopoldi  Majestät  glorwürdigsten  Andenkens 
dem  Königlichen  Churhause  Preussen  und  Brandenburg  verliehenen  und  von 
den  nachgefolgten  Kaisem  bestätigten,  auch  nunmehro  zur  würklichen  Erfüllung 
gediehenen  Anwartschaft  wider  die  dagegen  in  dem  Churbraunschweigischen 
Impresso  gemachte  grundlose  Einwürfe  uuumstösslich  darthun  lassen  werden: 

Also  müssen  Sie  im  übrigen  erwarten  und  Sich  gefallen  lassen,  falls  man 
Sie  dieserhalb  weiter  geliörigen  Orts  anzufechten  gedenket,  und  werden  alsdann 
dagegen  die  Nothdiirft  mit  völligem  Beifall  der  Rechte  zu  beobachten  wissen. 

Indessen  beruhet  es  in  reichskündiger  Notorietät,  dass  Se.  Königl.  Majestät 
in  Preussen  die  Possession  sothaner  Ihro  als  ein  Reichsmann  leben  angefallenen 
Provinz  Ostfriesland  den  Lehenrechten  gemäss  behörig  und  ohne  den  geringsten 
Widerspruch  ergriffen  haben  und  Sich  in  derselben  w^esentlich  und  ganz  ruhig 
befinden;  und  nebst  der  völligen  rechtlichen  Kaiserlich-Oberst-Richterlichen  Manu- 
tenenz  dabei  verhoffen  Sie  auch,  zu  der  gebührend  angesuchten  Kaiserüchen 
und  Reichsbelehnung  mit  dieser  Landschaft  ehester  Tagen  admittiret  zu  werden. 
Bei  welchen   Umständen  denn  wohl  niemand  mit  Fug  wird  in  Zweifel  ziehen 
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können,  dass  wie  Se.  Rönigl.  Majestät  in  Preussen  dieses  Ostfriesische  Rdchs- 
mannlehen  mit  allen  demselben  anklebenden  Reiebsständischen  Gerechtsamen 
besitzen,  Sie  also  auch  Sich  des  damit  verknüpften  Sitz-  nnd  Stimmrechts  anf 
der  Fürstenbank  bei  dem  Reichstage  und  sonst  bei  andern  Conventen  mit  bestem 
Rechte  zu  unterziehen  befugt  seien. 

Se.  Rönigl.  Migestät  haben  zu  dem  Ende  Einer  Hochansehnlichen  Reichs- 
Versanmilung  von  Ihrer  solchergestalt  ruhig  und  völlig  angetretenen  Landes- 
regierung in  Ostfriesland,  und  das  Sie  mich  mit  förmlicher  Vollmacht  zu  Fort- 
führung des  Fürstlichen  Ostfriesischen  Yoti  im  ReichsfUrstlichen  CoUegio 
Allergnädigst  versehen,  die  geziemende  NoÜfication  gethan.  Sothane  Vollmacht 
ist  von  mir  dem  Hochlöblichen  Churmainzischen  Reichsdirectorio  behörig  zu- 
gestellet  und  von  demselben  ganz  unbedenklich,  wie  es  sich  gebühret,  nicht  nur 
angenommen,  sondern  auch  von  meiner  dadurch  beschehenen  Legitimation  zu 
dem  Ostfriesischen  Voto  dem  Hochlöblichen  Reichsmarschallamt  sowohl  als  dem 
Hochfürstlichen  Directorio  die  Reichsübliche  IKrectorialanzeige  geschehen,  wor- 
über ich  es  noch  an  besonderen  Notification  von  dieser  meiner  Legitimation  bei 
allen  anwesenden  vortrefflichen  Comitialgesandtschaften  nicht  habe  erwinden 
lassen ;  welche  auch,  wie  denenselben  annoch  in  frischem  Andenken  ruhet,  nicht 
nur  überall  ohne  geringsten  Widerspruch,  sondern  auch  mit  höflicher  Dank- 
sagung auf-  und  angenommen  worden;  dass  also  hierbei  weder  an  der  Befugniss 
zu  Führung  des  Fürstlichen  OstfHesischen  Voti,  noch  an  dessen  legaler  Unter- 
ziehung das  geringste  nicht  fehlet,  was  nach  der  kundbaren  Reichs-  und 
Comitial Verfassung  und  Observanz  in  solchem  Fall  erfordert  werden  kann 
oder  mag. 

Man  findet  Sich  dannenhero  gemüssiget,  dem  Churbraunschweigischen  ganz 
unstatthaften  Suspensionsgesuch  hiedurch  aufs  feierlichste  und  rechtsbeständigste 
zu  contradiciren,  lasset  solches  auf  seiner  offenbaren  Unerheblichkeit  dahin- 
gestellet  sein  und  lebet  der  gewissen  Zuversicht,  dass  gleichwie  Se.  KönigL 
Majestät  in  Preussen  niemanden  von  Ihren  Höchst-  und  Hohen  Herren  Reichs- 
mitständen jemals  an  Führung  des  ihm  wegen  seiner  besitzenden  Lande  zu- 
stehenden  Sitzes  und  Stinune  auf  dem  Reichstage  auf  einige  Weise  hinderlich 
gewesen,  also  auch  Dieselbe  Sr.  Rönigl.  Majestät  von  Führung  des  Ostfriesischen 
Voti  abzuhalten  oder  daran  hindern  und  stören  zu  wollen,  keinesweges  gemeinet 
sein  werden. 

Womit  sämmtlichen  fürtrefflichen  Comitialgesandtschaften  zu  beharrlicher 
Wohlgewogenheit  und  Freundschaft  mich  bestens  empfehle  und  mit  der  voll- 
kommensten Hochachtung  verharre  Euer  Excellenzien ,  Hoch-  und  Wohl- 
gebomen etc.  etc. 

Frankfurt  a.  M.,  den  5.  Novembris  1744. 

Dienstergebenster 
Sr.  RönigL  Majestät  in  Preussen  von  wegen  Dero  Chur-  nnd  übrigen 
Reichslandeu,  wie  auch  des  Fürstenthums  Ostfriesland,  bevollmächtigter 
Gesandter  zu  der  allgemeinen  Reichsversammlung 

von  Pollman. 
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Dictatum  Ratisbonae,  die  24.  Novembris  1751,  per 

Moguntinum. 

Des  Heiligen  Römischen  Reichs  ChurfUrsten,  Fürsten  und  Stände  zu 
gegenwärtiger  allgemeiner  Reichsversammlung  bemächtigte  Räthe,  Bot- 
schafter und  Gesandte. 

Hochwürdige,  Hoch-  und  Wohlgeborene,  Hochedelgeborene,  Hochedel- 
gestrenge,  Vest-  und  Hochgelehrte, 

Hoch-  und  Vielgeehrte  Herren! 

Einer  Hochansehnlich-allgemeinen  Reichsversammlung  ist  ans  denen  altem 
und  neueren  Handlungen  des  fÜrwährenden  Reichstages  ohne  weitläufdges  An- 
führen bekannt,  wie  und  welchergestalt  dem  Churhaus  Brandenburg  die  Satis- 
ÜBUition  wegen  des  ehemaligen  schwedischen  Einfalls  durch  bündige  ReichsschlÜBse 
signanter  vom  7717.  Julü  1675  garantirt  und  die  Antwartschaft  auf  das  Fürsten- 
thum  Ostfriesland  als  ein  Aequivalent  in  tantum  vom  Kaiser  und  Reich  begnehmet 
worden,  nicht  weniger  wie  diese  Succession  nach  eröfinetem  und  völlig  in  seine 
zweckmässige  Erfüllung  gegangenem  Fall  von  dem  Churhaus  Brannschweig  in 
yermeintlichen  Anspruch  genommen  werden  wollen. 

Nun  werden  und  können  Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  als  ruhiger  vom 
Kaiser  und  Reich  autorisirter  und  rechtmässiger  Einhaber  und  Herr  von  Ost- 
friesland  auf  solche  grundlose  Action  vor  dem  ReichshoArath  keinesweges  Sich 
einlassen,  haben  folglich  unterschriebenem  Dero  bevollmächtigten  Ministro  aller- 
gnädigst  anbefohlen,  hiervon  dem  gesammten  Reich  die  geziemende  Anzeige  zu 
thun  und  Eine  Hochanschnliche  Reichsversammlung,  wie  hiermit  allen  Fleisses 
geschiehet,  zu  ersuchen,  sich  bei  Kaiserlicher  Majestät  durch  ein  von  gesammten 
Reichs  wegen  zu  erlassendes  Intercessions-Schreiben  dahin  interponiren  zu  wollen, 
damit  Hochgedachtes  Haus  mit  seiner  ganz  fuglosen  Klage  und  offenbaren  Zu- 
nöthignng  simpliciter  et  de  piano  abgewiesen  werden  möge. 

Welches  dann  Unterschriebener  anwesenden  fürtrefflichen  Räthen,  Bot- 
schaftern und  Gesandten  zu  gedeihlichem  Bericht  an  allerseits  Höfe,  Obere  und 
Gommittenten  hiermit  sorgfältigst,  und  Denenselben  sich  zu  beharrlicher  Freund- 
schaft und  Gewogenheit  bestens  empfohlen  haben  will  als 

Regensburg,  den  27.  Octobris  1751. 

Euer  Excellenzien,  Hoch-  und  Wohlgeborenen  etc.  etc. 

Dienstergebenster  etc. 
von  Pollman. 


XXIX. 

Der  Königl.  Preiissischen  und  Chur- 
Brandenbnrgischen  Gesandtschaft  wiederholtes 
Memoriale  um  Intercessionales  an  Ihro  Kaiser- 
liche Majestät  in  puncto  der  anmaasslichen 
Chur-Braunschweigischen  Praetension  auf 

Ostfriesland. 


Uem  brandenburgischen  Antrage  vom  27.  Ocieber  1751  setzte  Chtar- 
braunschweig  unier  dem  18.  Februar  1752  das  durch  ein  längeres 
Promemoria  motivirte  Gesuch  entgegen: 

„Dass  man  dem  von  Sr.  Königl.  Majestät  in  Freussen  ahhero 
gebrachten  Antrag  keinen  Eingang  finden  lassen^  sondern  vielmehr 
Höchstderoselben  mit  den  dUerseiiigen  vortrefflichen  Votis  zu  er- 
"kennen  geben  werde,  Sich  dem  Wege  Rechtens  mit  dem  Durch- 
lauchtigsten Churhause  Braunschweig  und  Lüneburg  in  dieser  vor 
dem  Reichshofraihe  rechtshängigen  Ostfriesischen  Successümssacke 
nicht  jsu  entziehen,  mithin  an  dem,  was  Recht  und  gleich  ist^  Sich 
Höchstihroselben  gleichfalls  genügen  m  lassen.^ 

Das  churbraunschweigische  Promemoria  gelangte  am  4.  März  zur 
Dictatur*),  Da  dasselbe  auf  das  Sachliche  der  Streitfrage  einging^ 
so  schien  es  der  anderen  Partei  erforderlich  ^  einen  erneuten  Antrag 
auf  eine  Intercession  des  Reichstages  behufs  Einstellung  des  Ver- 
fahrens am  Reichshofrathe  gleichfalls  mit  einer  Darlegung  des  Ur- 

*)  Abgedruckt:  Europ.  Staatskanzlei  CIU,  553;  Heldengeschichte 
III,  596;  Moser,  T.StA.  1752,  V,  813. 
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Sprunges  der  brandenhurgischen  Ansprüche  auf  Ostfriesland  zu  ver- 
binden. 

Pollman  schickte  den  Enttourf  eu  einem  derartigen  Memorial 
schon  am  IL  März  nach  Berlin  und  gab  anheim,  das  Schriftstück 
in  Regensburg  im  deutschen  Originaltext  und  in  Berlin  in  franzö- 
sischer Uebersetmng  drucken  zu  lassen.  Der  Qrosskanzler  von  Cocceji 
unterwarf  den  Entwurf  einer  Durchsicht  und  machte  einige  Aenderungs- 
vorschlage;  nach  Coccejts  „erleuchteten  und  hochvemünftigen"^  Gedanken 
arbeitete  d^  Kriegsrath  von  Vette  das  Manuscript  um,  unter  Milde- 
rung der  „harten  und  anstossend  scheinenden  Expressiones^ .  Ende 
Mai  erfolgte  die  Drucklegung  gleichzeitig  in  Berlin  *)  und  in  Regens- 
burg; eine  französische  Uebersetzung*V  lieferte  der  Legationsrath  Baron 
de  Chambrier.  Die  Ausarbeitung  einer  französischen  Denkschrift^  zu- 
nächst zur  Information  des  Gesandten  in  Paris,  hatte  der  König 
persönlich  angeordnet*"^*). 

Inzwischen  hatte  das  churmainzische  Directorium  das  am  4.  März 
dictirte  churbraunschweigische  Promemoria  für  den  15,  Mai  zur  Be- 
rathung  in  Ansage  bringen  lassen  und  an  den  brandenburgischen 
Comitialgesandten  die  Anfrage  gerichtet,  ob  sein  am  24.  November 
dictirtes  Promemoria  „auch  mit  in  die  Ansag  zu  bringen  verlanget 
würde"'.  Pollman  stellte  vor  der  Sitzung  den  schriftlichen  Antrag  zur 
Geschäftsordnung y  die  Berathung  überhaupt  auszusetzen,  bis  die  be- 
reits im  Druck  befindliche  Replik  auf  das  churbraunschweigische  An- 
bringen vorliegen  würde;  er  bezeichnete  die  Afisage  des  Directoriums 
als  eine  „ungewöhnliche  Praecipitanz  absque  ullo  periculo  in  mora^^ 
als  „offenbare  Partei-  und  Zudringlichkeit*^,  gegen  die  er  „am  feier- 
lichsten^ protestiren  müsse  f).  Das  Directorium  wies  defi  Einspruch 
mit  der  Bemerkung  zurück,  „dass  nachdeme  sothane  Ostfriesländische 
SaxJie  von  anno  1744  an  die  Reichsversammlung  gebracht  worden^ 
es  sich  von  Selbsten  ergebe,  dass  darinnen  mit  dermaliger  Ansage 
nichts  übereilet  werde^  ff).  Das  churbraimschweigische  Promemoria 
blieb    auf  der    Atisagc,    aber    freilich  ist    die  Berathung   an  jenem 

*)  Berliner  Originaldruck  auf  12  Bl.  fol. 

♦♦)  DerMercurehistoriqueetpolitiqueCXXXIII,  162(aofttl752)giebt 
die  Pi^e  „teile  qu'elle  a  ^t6  traduite  en  fran^ois  k  la  chancellerie  de  Sa  Majest^ 
Pnussienue  et  communiqu<^e  k  ses  ministres  r^dans  pr^  des  cours  ^trangöres". 
Im  Juliheft  hatte  der  Mercure  (CXXXIII,  48)  bereits  einen  Auszug  gebracht. 
***)  Politische  Gorrespondenz  IX,  108. 
t)  „Per  Secretarium  Icgationis  ausgerichtet  den  14.  Maji  1752  zwischen 
11  und  12  Vormittags."  Europ.  Staatskanzlei  CIV,  489.  Moser,  T.StA. 
1752,  VIII,  331. 

tt)   Churmainzisches    „Pro    Nota",    Europ.    Staatskanzlei    CIV,    490; 
Moser,  T.  StA.  1752,  VIU,  322. 
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14.  Mai  nicht  bis  m  diesem  Punkte  der  Tagesordnung  vorgeschritten^ 
und  eine  neue  Ansage  desselben  unterblieb  zunächst 

Am  7,  Juni  übersandte  Pollman  durch  den  brandenburgisch' 
kulmbachischen  Legationssecretär  die  ihm  jezt  zugegangene  Replik 
gegen  Churbraunschweig  an  das  Directorium,  mit  dem  Ersuchen^  un- 
verzüglich die  Dictatur  zu  veranlassen.  IXnstweiien  schritt  Poüman 
zu  einer  Vertheüung  der  Schrift  ad  aedes  legatorum*)  und  Hess  die 
für  Mainz  bestimmten  Druckexemplare  gleichzeitig  mit  dem  Ansuchen 
um  Dictatur  überreichen"^*).  An  diesem  Vorgehen  fand  die  Directorial- 
gesandtschaft  ein  formales  Bedenken  und  Hess  zurücksagen,  „dass  da 
zugleich  von  einer  Distribution  dieses  Memorials  Erwähnung  ge- 
schehen, sie  nicht  uHisste,  ob  solches  dennoch  dictiret  werden  sollte^ ; 
Pollman  aber  antwortete  noch  an  demselben  Tage^  „er  ersuche  noch- 
malen  allen  Fleis.'ies,  das  heut  durch  den  Legations-Secretarium  prae- 
sentirte  Memorial  je  ehender  je  lieber  in  loco  dictaturae  anzeigen  zu 
wollen"'  ***). 

Auf  dieses  Gesuch  wurde  ihm  keine  Antwort;  im  nächsten  Monat 
aber  lief  in  Berlin  ein  Schreiben  des  Churfürsten-Erzkanzlers  an  den 
König  von  Preussen  ein  (datirt  Mainz  27.  Juni  1752),  welches  Klage 
über  Pollman  führte;  derselbe  sei  von  dem  Wege  der  Dictatur  ab- 
gegangen und  zur  ohnmittelbaren  eigenen  Distribution  geschritten,  höbe 
anmit  y^die  sonstcn  in  die  diesseitige  Cantzelei  zu  liefernde  und  von 
derselben  gemeinnöthiger  alter  Ordnung  willen  demnächst  in  loco 
dictaturae  mitzuiheilende  Exemplarien  durch  die  Seinige  denen  Ge- 
sandtschaften in  die  Häuser  geben  lassen,  welches  dann  eine  nach 
dem  vorsichtigen  Comitialherkommen  ganz  andere,  mit  und  neben  der 
Dictatur  niemals  stehende  Art  einer  selbsteignen  Bekanntmachung  ist^f). 
Als  die  dem  Churfürsten  ertheiUe  Antwort  (Berlin  5.  August  1752) 
seJir  entschieden  für  Pollman  eintrat  berief  sich  ein  zweites  tnairmsches 
Schreiben  (Steinheim  7.  September  1752)  auf  das  Herkommen,  ^dass 
in  Fällen,  wo  die  ahn  das  Reich  zu  bringende  Vorstellungen  nicht 
von  Wort  zu  Wort  in  die  Feder  dictiret,  sondern  statt  dessen  in  Ab- 
truck bekannt  gemacht  werden,  man  die  hierzu  erforderliche  300  S^kJc 


*)  Unter  dem  24.  Mai  war  die  Schrift  bereits  von  Berlin  aus  den  einzelnen 
Reichsständen  durch  ein  Rundschreiben  mitgetheilt  worden.  Vgl.  Politische 
Correspondenz  IX,  164. 

**)  Ausrichtung  des    Brandenburgisch -Kulmbachischen    Legationssecretarii, 
d.  d.  7.  Junii  1752.    Europ.  Staatskanzlei  CIV,  501. 
♦*♦)  Bericht  PoUman's,  Regensburg  10.  Juli  1752. 
t)  J.  J.  Moser,    Von    denen  Teutschen  Reichs  -  Tagen ,  Frankfürt  1774, 
I,  420  erwähnt  diesen  Dictaturstreit  von  1752  unter  anderen  Controversen  der 
Geschäftsordnung. 
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Ercfnplaria  in  die  Beichs-DireciortaUCantzelei  liefert,  welche  Abirüch 
alsdann  nach  geschehener  Verlesung  in  loco  dictaturae  durch  Unsere 
aasige  Canteelei-Personen  denen  andern  sich  auf  der  Bictaiur  ein- 
findenden mit  Vormerkung  des  Tages  und  Monats^  wann  sothane  Die- 
iatur  vorgegangen,  mgetheilet  werden."'  Der  König  von  JPreussen  wies 
am  21,  October  diese  Entschuldigungen  in  einem  neu^n,  noch  nach- 
drücklicheren Schreiben  zurück,  welches  später  der  Oeffentlichkeii  über- 
geben wurde*). 

Vom  11.  August**)  bis  23.  October  hatte  der  Reichstag  Ferien, 
Nach  Ablauf  derselben  machte  PoUman  am  2,  November  den  ^sämmt- 
lieh  vortrefflich  Herren  Räthen,  Botschaftern  und  Gesandten*^  schrifl- 
lieh  die  Mittheilung  ***),  dass  sein  Herr  auf  der  Dictatur  unahwendig 
bestehe  und  im  Werk  begriffen,  „durch  fernere  Correspondenz  mit 
Sr.  Churßrstlichcn  Gnaden  (von  Mainz)  und  eventualiter  in  andere 
reichssainmgsmässige  Wege  dieselbe  zu  Leistung  ihrer  Amtsincumbenz 
in  diesem  Fall  bestmöglichst  zu  disponiren*^ , 

In  diesetn  Promemoria  ist  von  Churbraunschweig  nur  insoweit 
die  Rede,  als  im  Eingange  j,des  von  Churbraunschweig  bei  dem 
Reichshofrath  auf  Ostfriesland  vermeintlich  formirt  werden  wollenden 
Anspruchs"^  gedacht  wird;  gleichwohl  sah  sich  der  hannoverische 
Gesandte  von  Behr  veranlasst,  am  4,  November  die  folgenden  Zeilen 
an  Pollman  zu  richten  f): 

y^ln  einem  gestern  bekannt  gewordenen  Promemoria  sind  so 
unanstän^lige  Ausdrückungen  enthalten,  als  nur  zu  erdenken.  Wie 
ich  nun  wohl  versichert  bin,  dass  L  K,  Maj,  in  Preussen  nicht  ge- 
meinet sind,  dasjenige  Mönagetnent  bei  Seite  setzen  zu  lassen,  was 
unter  gekrönten  Häuptern  beobachtet  wird,  als  muss  ich  Dero 
Aeusserungen  wie  ein  Personal-Wesen  gegen  mich  ansehen  und 
werde  meine  Satisfaction  hierinnen  zu  nehmen  suchen.^ 

Pollman  replicirte  selbigen  Tages: 

y^Soeben  werden  mir  einige  Zeilen  unter  Ew.  Excellenz  Hand 
ans  Haus  gebracht  und  zwar  ohne  alle  Adresse,  sodass,  wann  ich 

*)  Als  I^ilage  A  zu  der  Preussischen  „Schliesslichen  Erklärung"  vom 
6.  Juli  1753;  unten  S.  421. 

**)  üeber   die  Vorgänge  der  letzten  Sitzung  vor  den  Ferien  vgl.  unten 

8.  416.  423. 

*♦*)  „Churbrandenburgisches  Promemoria  die  Ostfriesische  Angelegenheit  be- 
trefltend"  Europ.  Staatskanzlei  CIV,  498;  Moser,  T.  StA.  1753,  1,  71. 

t)  „Copia  dessen,  was  vor  Personalia  zwischen  den  Churbraunschweigischen 
und  Churbrandenburgischen  Ministris  occasione  der  ostfriesischen  Sachen  ganz 
nnvermuthet  vorgefallen";  Beilage  zum  Bericht  Pollman's,  Regensburg  6.  No- 
vember 1752. 


394  ^^  preussischen  Ansprüche  auf  Ostfriedand. 

aus  dem  Inhalt  nicht  gelesen,  dass  solche  an  mich  gehalten^  ich 
nicht  geumsst  hätte,  was  sie  sagen  tcollen.  Ew.  Excellem  habe  ich 
so  oft  in  private  und  letztlich  den  11.  Augusti  noch  in  publica  zu- 
gesichert, dass  ich  in  der  Ostfriesischen  Sache  nicht  anders  als  ex 
instructione  rede  und  schreibe  .  .  .  Ich  weiss  cdso  nicht,  was  Sie 
mir  mit  Ihren  Zeilen  eigentlich  ansinnen  wollen:  soll  es  ein  Cartell 
sein,  so  dienet  zur  Nachricht,  dass  ich  in  meinen  Studentenjahren 
wohl  einen  tollen  Junker  für  meme  Fuchtel  gehabt,  in  meiner  gegen- 
wärtigen Situation  aber  muss  ich  Ew.  Excellenz  das  zu  Gemuthe 
führen,  was  der  holländische  Minister  von  GaUieris  Sei.  Ihrem 
Antecessoren  von  Hugo  Seh  in  solchem  Fall  zur  Antwort  gegeben: 
Unsere  Herren  haben  uns  nicht  hieher  geschickt^  uns  einander  todt 
zu  schlagen.  Ich  verzeihe  Ihnen  also  den  Jähzorn  von  Herzen  und 
verharre  nach  wie  vor  mit  unveränderlicher  Hochachtung  Ew.  Ex- 
cellenz  ganz  ergebenster  Diener  von  Polhnan.^ 

PoUman  übergab  seinem  Legation*isecretär  eine  Abschrift  dieses  offen- 
herzigen Meinungsaustausches,  um  dadurch  bei  dem  chursäehsischen 
Gesandten  den  in  aller  Form  gestellten  Antrag  zu  motiviren:  „Weil 
ich  der  täglichen  Motion  mit  Fahren  und  Reiten  zu  Conservation 
meiner  Gesundheit,  zumalen  bei  meiner  dermalen  so  mühsamen  Func- 
tion, wo  gleichsam  eine  Macht  der  Finstemiss  darwider  aufgestanden 
zu  sein  schiene,  nicht  entbehren  könnte,  so  müsste  ich  ein  hochlöbliches 
Erzmarschallamt  hiemit  geziemend  requiriren,  annoch  heute  bei  so 
schönem  Tage  die  hinlängliche  Veranstaltung  zu  thun,  damit  ich  auf 
Wegen  und  Strassen  in  und  ausser  der  Stadt  gegen  alle  Insulten 
mehrwohlgemeldten  Gesandtens  und  der  Seinigen  gesichert  fahren  und 
reiten  Tcönnen.^ 

Die  Botschaft  an  das  Reichserzmarschallamt  war  eben  abge- 
gangen, als  ein  neues  Billet  des  Hannoveraners  ankam,  kurz  und 
bündig : 

^Einer  muss  allen  Verstand  verloren  haben,  wenn  er  meine 
Erklärung  gegen  Sie  für  ein  Cartell  ansehen  unll.  Wenn  es  aber 
auf  Grobheiten  von  Ihnen  ankommt,  so  soll  es  hinwieder  mit  Vor- 
behalt des  Femeren  gegen  Dero  Person  nicht  fehlen.    JB.  C.  Behr.^ 

Sofort  wurden  auch  diese  Zeilen  als  neues  Material  dem  ErzmarschaÜ- 
amt  vorgelegt;  Pollman  fügt  die  Erläuterung  hinzu  (S.  Nov^: 

„So  lebe  ich  zwar  des  festen  Vertrauens  zu  der  Göttlichen  Für- 
sicht, nach  unserm  Lutherischen  Liede 

Dass  wann  die  Welt  voll  Teufel  wär\ 
So  fürchf  ich  mich  doch  nicht  so  sehr, 
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tceil  aber  mein  Charakter  nicht  leidet,  auch  Grobheiten  von  Sr.  Ex- 
cettenz  zu  gewarten  ^  als  wodurch  Sie  mich  nur  zu  den  gesuchten 
Händeln  engagiren  zu  wollen  scheinen,  und  ich,  umb  jener  Fürsicht 
mich  nach  der  Göttlichen  Ordnung  in  dieser  Zeit  theilhaftig  zu 
machen,  im  geraden  Wege  einherzugehen  gedenke,  so  empfehle  hier- 
durch nochmalen  einem  Hochlöblichen  JErzmarschallamt,  aufs  beste  es 
geschehen  kann,  für  die  Comitialsicherheit  auch  in  Absicht  auf  meine 
Person  zu  sorgen,  bis  diesem  Manne  der  nöthige  Leiter  ver- 
schaffet und  er  eine  cautionem  de  non  offendendo  geleistet  habe."' 

In  seinem  Berichte  nach  Berlin  spricht  Pollman  von  der  Nothwendig- 
keit,  dass  ^.dieser  Bär  (Behr)  mit  einem  Leiter  versorgt  und  noth- 
dürftig  gezähmet  werde^.  Dort  sah  man  von  einer  officiellen  Ein- 
mischung in  den  höchst  persönlichen  Handel  ab :  „  Wir  werden  lieber 
sehen,  wenn  die  Sache  bono  modo  apaisiret  werde^  und  glauben,  dass 
Ihr  bei  dieser  Affaire  femer  mit  aller  Moderation  um  so  viel  mehr 
Euch  betragen  könnet,  da  Ihr  den  churbraunschwetgischen  Gesandten 
genugsam  in  Tort  gesetzet  habet^  *^  Auch  kofmte  Pollman  defnnächst 
(7,  December)  berichten:  ,^Der  churbraunschweigische  Minister  beginnet 
von  seiner  gezeigten  üngestümigkeit  merklich  nachzulassen," 

Noch  immer  aber  war  das  brandenburgische  Memorial  vom 
7.  Juni  nicht  zur  Bictatur  gelangt  Um  das  formale  Bedenken  des 
Directoriums  zu  umgehen,  übergab  endlich  Pollman  detmelben  am 
26.  Januar  1753  ein  Anschreiben  an  die  Comttialgesandtschaft^n**) 
zur  Didatur,  das  in  kürzester  Form  ihnen  das  am  7,  Juni  an  eine 
hochansehnliche  Reichsversammlung  gerichtete  Memorial  zu  forder- 
samster  Einholung  gedeihlicher  Instructionen  empfahl  und  dem  dieses 
Memorial  beigeschlossen  war,  und  so  gelangte  am  29,  Januar  dieselbe 
Schrift,  die  Cliurmainz  als  selbständiges  Stück  zu  dictiren  sich  ge- 
weigert hatte,  in  Form  einer  Beilage  zur  Bictatur, 

Als  Entgegnung  Hess  der  hannoverische  Gesandte  Tags  darauf 
ein  Promemoria  dictiren  ***^,  das  lediglich  auf  das  vom  18.  Februar 
des  Vorjahres  Bezug  nahm  und  der  Erwartung  Ausdruck  gab,  dass 
die  Stände  „rfa.s  churbrandenhirgische  Beginnen  von  Selbsten  miss- 
billigen und  sich  hiedurch  von  Ablegung  Dero  vortrefflichen  und 
reicJissatzungsm (issigen  Votorum  nicht  abbringen  lassen^  würden. 

*)  Erlass  vom  18.  November  1752. 

**)  Enrop.  Staatskanzlei  CV,  189.  Der  Ausweg  war  imter  Vermittelung 
des   churkölnischcn  Gesandten  gefunden  worden.     Pollman  berichtet  1.  Januar 
1753,  Mainz  sei  froh,  „sich   aus  diesem  Faux-Pas  zu  ziehen".    Die  Zustimmimg 
aus  Berlin  erfolgte  durch  Erlass  vom  13.  Januar. 
***)  Ebend.  190.     Moser,  T.  StA.  1753,  IV,  557. 
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Der  Königlich  Preussischen  uud  Chur-Branden- 
burgischen  Gesandtschaft   wiederholtes    Memoriale    um 
Intercessionales  an  Ihro  Kaiserliche  Majestät  in  puncto 
der  anmaasslichen    Chur-Braunschweigischen   Praeten- 

sion  auf  Ostfriesland. 

Des  heiligen  Römischen  Reichs  Chuifürsten,  Fürsten  und  Stände»  zu 
gegenwärtiger  allgemeiner  Reichsversammlung  BevcUmächtigte ,  Räthe, 
Botschafter  und  Gesandte, 

Hochwürdige,  Hoch-  und  Wohlgebome,  Hochedelgebome,  Hochedel- 
gestrenge,  Vest-  und  Hochgelahrte, 

Hoch-  und  Vielgeehrte  Herren! 

Was  an  Eine  Hochansehnliche  Reichsversammlung  von  Seiten  Chur-Braun- 
schweig  jüngsthin  gebracht  worden,  um  diesseitiges  den  24.  Novembris  a.  p.  per 
dictaturam  publicam  conmiunicirtes  Gesuch  zu  hindern,  beruhet  durchgehends 
auf  theils  an  sich  grundirrigen,  thcils  willkürlich  ergriffenen  Suppositis. 

Es  kommet  in  diesem  Fall  nicht  auf  Captationes  verborum  an,  sondern  auf 
das,  quod  re  vera  gestum  est. 

Das  Reich  bedarf  weder  eines  aufgeworfenen  Auslegers  seiner  Schlüsse, 
noch  eines  ohngebetenen  Verfechters  seiner  daher  obhabender  Verbindlichkeit 
oder  Unverbindlichkeit :  am  allerwenigsten  einer  dictatorischen  Anweisung,  was 
Es  auf  Reichstagen  zu  thun  habe. 

Se  Königl.  Majestät  in  Preussen  wissen  auch  ohne  Anweisung,  wann,  wie 
und  wo  Sie  zu  Vertheidigung  Ihrer  Lande,  Leute  und  Gerechtsame  gegen  alle 
widrige  Anfechtungen  und  Zudringlichkeiten  Assistenz  zu  suchen  haben. 

Höchstdieselbe  sind  von  Ihrer  Höchst-  und  Hohen  Herren  Mitstände 
Teutsch-patriotischen  Gedenkensart  und  selbst  a  seculis  her  bei  dem  Churhause 
Brandenburg  gemachten  Erfahrung  allzu  fest  versichert,  als  dass  bei  Dero  Ge- 
such auch  nur  der  mindestmächtige  den  blossen  Schatten  eines  angeblichen 
Vordringens  vom  Wege  Rechtens  argwohnen  sollte  oder  könnte. 

Ein  anderes  ist  es,  jemand  vom  Wege  Rechtens  verdringen:  ein  anderes, 
denjenigen,  welcher  unter  falschem  Schein  Rechtens  sich  zu  eines  andern 
plenissimo  jure  erworbenem  Gut  drängen  will,  seines  gehörigen  Orts  zurück- 
halten. An  jenes  wird  hier  nicht  gedacht:  dieses  gestatten  nicht  nur  alle  göt^ 
liehe,  natürliche  und  weltliche  Gesetze,  sondern  es  erfordern  auch  in  diesem  Fall 
die  Reichsschlüsse  oder  -Gesetze  und  die  mit  deren  Aufrechthaltung  nur  be- 
stehende Ehre  und  Würde  des  Reichs,  solche  Zunöthigungen  abhalten  zu  helfen. 

Es  ist  also  so  weit  davon,  dass  man  durch  die  unverlangte  Intercessionales 
das  Reich  in  eine  neue  Verbindlichkeit  zu  setzen  suchete,  da  vielmehr  dessen 
Dignität  imd  Auctorität  zu  seinem  Besten  dadurch  befördert  wird,  als  wozu 
handgreiflich  gereichet,  dass  Es  solchergestalt  durch  den  purificirten  Expectanz- 
fall  von  seiner  alten  theuem  Zusage  in  tantum  liberiret  sei  und  bleibe. 

Was  eine  Garantie  nach  dem  allgemeinen  Völkerrecht  mit  nch  bringe  und 
was  ein  Concivis  zu  Behuf  des  gemeinen  Bestens  dem  Staat  au&uopfem  schuldig, 
zumalen  auf  den  Fall,  da  es  nicht  mehr  sein,  sondern,  uti  in  substrato,  allein 
des  Reichs  ist,  darüber  bedarf  wohl  Eine  Hocherleuchtete  Reichsversammlung 
keines  anmaasslichen  Unterrichts. 

Dass  es  aber  hier  so  gar  an  einer  Garantie  fehle,  ist  ein  durchaus  implicite 
et  expUcite  irriges  Vorgeben,  hingegen  eine  reine  unomstössliche  Wahrheit,  dass 
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hier  nicht  blosshin  eine  Grarantie  allein,  sondern  noch  mehr  und  eine  effective 
Satisfactionsverschaf^ng  versprochen  worden;  davon  heisst  es  im  angeführten 
Reichsschluss :  etc.  solle  cum  effectu  angedeihen  etc.,  bis  laesus  die  be- 
hörige Satisfaction  erhalten  etc. 

Der  natürliche  Mutterwitz  macht  hiebei  einen  jeden  begreifen,  dass  die 
speciale  Satisfactionsmittel  welche  noch  zu  verschaffen  stunden,  im  Schluss  nicht 
fort  namentlich  bestimmet  werden  konnten;  folglich  ist  es  nicht  begreiflich,  wie 
man  gegentheils  souteniren  und  darauf  verfallen  können,  dass  die  darunter  fol- 
gends,  nicht  erst  nach  20  Jahren,  sondern  gleich  anfangs  Anno  1679  des  Endes 
mit  in  Consideration  gekommene  ostfriesische  Exspectanz  darin  zugleich  hätte 
ausgedruckt  werden  müssen;  genug  ist,  dass  sich  dieselbe  ausdrücklich  auf  das 
Object  des  vorhergegangenen  Reichsschlusses  berufet,  in  verbis:  zu  einiger 
Indemnisation  des  in  denen  vorigen  Jahren  bei  dem  wider  die 
Krön  Frankreich  geführten  Reichskriege  erlittenen  grossen 
Schadens,  und  dass  selbige  vorher  zu  solchem  Endzweck  mit  in  Vorschlag 
gekommen. 

Gewiss  ein  geringes  bei  damalen  so  ungewissem  als  weit  entfemetem  Er- 
öffiiungsfall,  in  Betracht  der  von  Sr.  Königl.  Majestät  glorwürdigsten  Herren 
Eitervater  dem  Reich  mit  Aufopferung  Ihrer  Lande  und  Interesse  so  grossmüthig 
erwiesenen  Assistenz,  dergleichen  wohl  wenig  in  der  alten  und  neuen  teutschen 
Reichshistorie  anzutreffen  sein  wird,  dass  es  dahcro  in  Diplomate  wohl  mit  Recht 
heisset:  zu  einiger  Indemnisation  des  erlittenen  grossen  Schadens. 

Haben  nun  weiland  Churfürst  Friderich  Wilhelm  der  Grosse  glorwür- 
digsten Gedächtnisses  vorher  währenden  Reichskrieges  bei  Kaiser  und  Reich 
darauf  beständig  angetragen,  die  zugesagte  Satisfactionsverschaffiing  wider 
Schweden  Deroselben  cum  effectu  angedeihen  zu  lassen  und  Sie  also  solche 
nicht  bloss  hoffen,  sondern  erhalten  zu  machen,  so  haben  Dieselbe  daran 
recht  patriotisch  und  nach  der  Ihro  eigenen  Grossmuth  gehandelt,  dass  sich  das 
Reich  von  seinem  theuren  Versprechen  liberiren  und  die  ErfUllungsschuldigkeit 
nicht  auf  sich  ersitzen  lassen  möchte.  Da  es  aber  bekannt,  dass  Se.  Churfürstl. 
Durchlaucht  dazu  vom  Reich  nicht  ein  gesattelt  Pferd,  noch  einen  einzigen  Mann 
erlangen  können,  sondern  vielmehr  erfahren  müssen,  dass  man  mit  Ihrer  Aus- 
schliessung den  5.  Februarii  1679  zu  Nymwegen  Friede  gemacht  und  NB.  ohn- 
geachtet  der  kurz  nachher  triftigst  wiederholt  und  durch  das  Kaiserliche  Com- 
missionsdecret  vom  6.  April  1679  dem  Reich  der  Billigkeit  nach  zu  erwägen 
gegebener  Instanz  Sie  vollends  hülflos  imd  im  Stich  gelassen  und  Ihre  West- 
phälische  Reichslande  der  grössten  Kriegesmacht  eines  damals  victorieusen  Königs 
gänzlich  preis  und  zum  Raub  hingegeben,  also  dass  Dieselbe  andurch  in  den 
äussersten  Nothzwaug  gesetzet  worden,  den  29.  Juni  d.  a.  zu  St.  Germain  den 
beschwerlichen  Friedensschluss  einzugehen: 

So  haben  Sie  fort  hernach  und  noch  in  Anno  1679  nicht  zweideutig  und 
dunkel,  sondern  mit  klaren  deutschen  Memorialien  und  Vorlegung  eines  richtigen 
Anschlages  von  verschiedenen  MUlionen  erlittenen  Schadens  beim  Reiche  das- 
jenige unablässig  gesucht,  wozu  es  sich  sowohl  wegen  des  zuerst  geschehenen 
schwedischen  Einfalls  in  die  Chur-Märkische,  als  wegen  der  durch  den  über- 
eilten Nymwegischen  Frieden  veranlassten  französischen  Invasion  der  West- 
phälischen  Reichslande  kraft  oft  angeführten  Reichsschlusses  his  expressis  verbis : 
damit  Sie  der  erlittenen,  auch  noch  weiters  zu  besorgenden  ge- 
waltsamen und  feindlichen  Invasion  fordersamst  wiederum  be- 
freiet werden  und   annebst  wegen  des  erlittenen   Schadens  be- 
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hörige  Satisfaction  erhalten  mögen  etc.  unwiderruflich  verbunden;  es 
wäre  dann,  dass  dergleichen  Hülfleistung  und  Schadenserstattung  in  einer  blossen 
Schrift  und  in  Abfassung  eines  leeren,  wirkungslosen  Decrets  bestehen  sollte, 
welches  aber  von  einem  so  ansehnlichen  Corpore  wie  das  Römische  Keich  und 
der  alten  teutschen  Au^chtigkeit  auch  nur  bloss  zu  vermuthen,  von  jeder  red- 
lichen teutschen  Seele  entfernet  sein  muss. 

Wenn  also  feste  stehet,  dass  das  Durchlauchtigste  Churhaus  Brandenburg 
des  erlittenen  Schadens  sowohl  wegen  der  Französischen  Invasion  als  des 
Schwedischen  Einfalls  halber  behörige  Satisfaction  erhalten  müsse, 
auch  in  den  Actis  comitialibus  die  klare  Memorialia  von  Anno  1679  bis  1710  vor 
aller  Augen  liegen,  wie  solche  beständig  vom  Reiche  zu  erhalten  gesucht  worden, 
so  ist  es  mit  dem  natürlichen  Verstände  und  dem  wörtlichen  Inhalt  seiner  Reichs- 
schlüsse auf  keine  Weise  zu  conciliiren,  dass  die  Satisfaction  von  niemand  anders  als 
der  Krön  Schweden  genommen  werden  müsste :  anbei  eine  hier  sehr  seicht  und  sich 
selbst  zuwider  angebrachte  Aufrückung  der  zu  Nimwegen  und  St.  Germain  ge- 
troflFener  Friedensschlüsse,  als  wovon  der  erstere  das  Reich  von  einem  neuen  Kriege 
zu  der  versprochenen  Satisfactionsverschafiung  wider  Frankreich  und  Schweden 
wohl  abhält,  letzterer  aber  die  Billigkeit  der  Churbrandenburgischen  Satis- 
factionsforderung  am  Reich  bei  vorbereits  angeführten  Umstanden  desto  mehr 
verstärket. 

Reichsschlussmässiger  und  würdiger  ist  es  dannenhero,  dass  beim  Reiche 
auf  solche  Satisfactionsmittel  der  Bedacht  genommen  worden,  die  demselben  am 
wenigsten  lästig  fallen  möchten;  des  Endes  nebst  andern,  welche  noch  zu  ver- 
sprochener Erhaltung  behöriger  Satisfaction  zu  erörtern  stehen  und 
Wemit  ausdrücklich  reserviret  werden,  die  Ostfriesische  Expectanz  gleich  anfangs 
mit  vorgekommen. 

Noch  Anno  1679  und  ferner  von  Jahr  zu  Jahr,  wie  schon  gedacht,  ist 
darüber,  nicht  insgeheim,  sondern  in  facie  Imperii  gehandelt  worden ;  und  gleich- 
wie dazu  ihrer  Eigenschaft  nach  der  Eingang  bei  Kaiserl.  Majestät  gemacht 
werden  müssen,  so  haben  mehr  Höchstgedachter  Churfürst  Ihr  Gesuch  an  Seine 
Allerhöchste  Behörde  gebracht,  ohne  dass  Sie  dazu  einer  ausdrücklichen  Theil- 
nehmung  oder  Jussus  vom  Reich  irgends  bedorft,  ohne  auch  solches  dem  Reich 
im  geringsten  zu  verhehlen :  haben  es  auch  damit  von  wegen  der  Ihro  gebührenden 
Indemnisation  und  nicht  durch  andere  vorgebh'ch  nachgehends  gepflogene  Hande- 
lung dahin  gebracht,  dass  Dero  glorwürdigster  Nachfolger. König  Friderich  der 
Erste  das  öffentliche  Kaiserliche  Diploma  darüber  erhalten. 

Zu  dieser  aus  dem  rechten  und  echten  Brunnen  geschöpften  Exspeetanz  ist 
femer  der  von  Kaiserl.  Majestät  zu  verschafien  übemonunene  und  nach  damaliger 
Verfassung  von  wegen  des  Reichs  allein  nöthige  ChurfÜrstliche  Consens  von 
damaligem  Churfursten  auch  wirklich  ertheilet  worden. 

Die  solchergestalt  zu  ihrer  völlig  legalen  Consistenz  gediehene  Anwart- 
schaft ist  von  Kaiser  zu  Kaiser,  bis  auf  Karl  VII.  G.  G.  durch  offene  Brief  und 
Siegel  bestätiget  worden. 

Als  bei  des  letzteni  rühm  würdigsten  Regierung  der  Exspectanzfall  sich  er- 
öffnet, sind  Se.  Königl.  Majestät  als  regierender  Landesherr  in  Ostfriesland  ohne 
die  mindeste  Opposition  und  Contradiction  ganz  ruhig  und  legal  eingetreten: 

Haben  Kaiserlicher  Majestät  davon  fort  die  behörige  Anzeige  gethan  und 
darüber  Dero  Manutenenzdecret  erhalten: 

Nicht  minder  haben  Sie  Einem  Hochansehnlichen  Reichs-Convent  darob 
durch  besondere  öffentlich  dictirte  Schreiben  Nachricht  gegeben,   zu  dem  Ost- 
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friesiflchen  Voto  bevollmächtigt:  der  Bevollmächtigte  hat  allen  anwesenden 
Gomitialgesandtschaften  davon  eine  expresse  besondere  Notification  gothan,  ohne 
dass  sich  jemand,  auch  der  Churbraunschweigische  damalen  noch  nicht,  im  ge- 
ringsten dagegen  moviret,  sondern  von  allen  darüber  die  gewöhnliche  Gratula- 
tionscompUmente  empfangen. 

Auch  haben  gegeben  und  geben  Kaiserl.  Majestät  sowohl  als  sämmtliche 
ChurfÜrsten  und  Stände  bei  schriftlichen  Communicationen  Ihro  Königl.  Majestät 
die  Titulatur  von  Ostfriesland  beständig,  so  dass  auch,  als  des  Höchstsei.  Königs 
von  Preussen  Majestät  den  Titul  von  Ostfriesland  öffentlich  angenommen,  das 
Ghurhaus  Brauuschweig  nichts  dagegen  gesaget,  noch  einer  Confratemität  Mel- 
dung gethan  hat. 

Ueber  dem  allen  ist  dem  Königl.  Churhaus  Brandenburg  folgends  noch  vom 
Rheinischen  Reichsvicariat  die  Investitur  von  Ostfriesland  wirklich  ertheilet 
worden. 

Nach  dergestalt  mit  allgemeinem  des  Reichs  so  ausdrücklich-  als  werk- 
thätigen  Beifall  völlig  zum  Zweck  gediehener  und  erledigten  Exspectanz  cessircn 
auch  die  daraus  jetzo  noch  vermeintlich  aufgerückt  werden  wollende  generale 
Clausulcn:  und  Se.  Königl.  Majestät  sind  vollkommener  von  Kaiser  und  Reich 
autorisirter  und  erkannter  Herr  von  Ostfriesland  und  werden  es  auch  wohl 
bleiben,  ohne  dass  dadurch  dem  Reiche  der  geringste  Nachtheil,  sondern  viel- 
mehr ein  kenntlicher  Vortheil  zuwächst:  ohne  auch  dass  dabei  einem  Dritten, 
welcher  aus  einem  im  verborgenen  contra  acta  publica  de  damno  vitando  ge- 
schmiedeten und  bis  dahin  zurückgehaltenen  Handel  bloss  de  lucro  captando 
certiren  will,  das  mindeste  ab-,  sondern  durch  Verhinderung  seines  ungleichen 
Vorhabens  vielmehr  in  gewisser  Maasse  was  nützliches  zugehe.  Es  ist  dahero 
billig  zu  verwundem,  dass  man  bei  so  klaren  diesseitigen  Rechten  und  legalen 
Verfahren  Churbraunschweigischer  Seits  so  viele  Umstände  fingiren  und  Se. 
Königl.  Majestät  in  Preussen  wider  alle  Evidenz  reichsgnindgesetz widrige  Ab- 
sichten beizumessen  suche;  da  man  doch  jencrseits  sich  billig  viel  ehender  er- 
innern sollen,  was  mit  dem  Herzogthum  Sachsen -Lauen bürg  vorgegangen, 
welches  aber  allen  Höchst-  und  Hohen  Reichsständen  in  unentfallenem  Andenken 
schwebet.  Die  begründete  Pacta  confratemitatis  zwischen  den  Herzogen  von 
Sachsen-Lauen  bürg  und  Mecklenburg,  die  unstreitige  Gerechtsame  der  nächsten 
Stammsagnaten  des  Fürstlichen  Hausos  Anhalt  und  anderer  liiebei  interessirten 
Fürstlichen  Häuser  in  die  Augen  fallende  Jura  haben  noch  nie  bei  Churbraun- 
schwcig  Gehör  linden  wollen ;  und  welchergestalt  die  Possession  der  Sachsen-Lauen- 
burgischen  Lande  de  facto  ergriffen  sei,  solches  alles  sind  so  bekannte  Dinge, 
dass  man  auf  das  Urtheil  des  ganzen  unparteiischen  Publici  ohngescheut  pro- 
vociren  darf,  ob  diese  D<5marchen  oder  die  von  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen 
wohl  erworbene  und  geruhig  genommene  Possession  in  Ostfriesland  von  reichs- 
patriotischen und  grund verfassungsmässigen,  auch  gerechtliebenden  Gesinnungen 
ein  Zeugniss  ablegen,  und  ob  liöchstgcdachter  Sr.  Königl.  Majestät  wohl  an- 
gemuthot  werden  könne,  Sich,  so  lange  obgedachte  Fürstliche  Häuser  dieser- 
halb  nicht  eine  zulängliche  und  hinreichende  Satisfaction  und  Indemnisation 
erhalten,  mit  Chur braunschweig  über  dessen  nichtige  und  bodenlose,  auch  dessen 
eigenen  Principiis  schnurstracks  zuwiderlaufende  Praetension  auf  Ostüriesland 
auch  nur  im  geringsten  einzulassen;  wie  denn  der  Ungrund  derselben  diesseits 
Anno  1744  und  1745  in  öffentlichen  Schriften  so  klar  dargethau  worden,  dass 
das  Reich  und  alle  unparteiische  Welt  daraus  hoffentlich  überzeugt  sein  wird, 
wie  es  mehr  einer  offenbaren  Zunöthigung  und  intendirten  gefahrlichen  Weiterung 
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als  einem  zweifelhaften  Rechtsstreite  ähnlich  sehe,  so  deswegen  jetzo  noch  beim 
Reichshofrath  erhoben  werden  will.  Man  giebet  nur  kürzlich  zu  erwägen  auheim 
was  von  dem  Churbrauuschweigischen  anmaasslichen  Fundament  seiner  Praeten« 
sion  auf  Ostfriesland  zu  halten,  welche  nichts  anders  als  eine  zwischen  dem 
damaligen  Herzoglichen  Haus  Braunschweig  und  dem  Fürsten  von  Ostfrieslaud 
insgeheim  geschlossene  Erbverbruderung  über  reichslehnbare  Lande  zum  Vor- 
wurf hatte,  ohne  dass  der  Kaiser,  als  obrister  Lehnherr,  noch  das  Churfurstliche 
Collegium,  noch  die  Stände  jemalen  darin  consentiret  haben,  dieselbe  auch  von 
dem  Fürsten  von  Ostfrieeland  wegen  nicht  adimplirter  Condition  revociret 
worden. 

In  obangefiihrten  diesseitigen  durch  den  Druck  bekannt  gemachten  De- 
ductionen  ist  ausführlicher  dargethan  worden,  dass  jene  heimlicher  Weise  ge- 
schlossene Erbverbruderung  vom  Jahr  1691  nicht  ohne  allen  Verdacht  einer 
supponiiten  oder  doch  retrodatirten  Piece  sei,  indem  im  Jahr  1693,  folglich  zwei 
Jahr  nach  oftgedachter  zwischen  dem  Herzog  zu  Braunschweig-Hannover  und 
dem  Fürsten  von  Ostfriesland  geschlossen  sein  sollenden  Erbverbrüderung,  dieser 
sich  bei  jenem  Raths  erholet, 

1)  Ob  man  gegen  die  Churbrandenburgische  Expectanz  bei  denen  Euro- 
päischen Höfen  und  insbesondere  bei  dem  Reichs-Convent  Vorstellung  thun  und 
sich  dagegen  opponiren  solle? 

2)  Ob  es  rathsam  sei,  dem  Churhaus  Brandenburg  eine  Erbverbruderung 
anzutragen? 

worauf  aber,  nach  Ausweise  der  vorhandenen  Archivacten  von  Seiten  des  Her- 
zogen von  Braunschweig-Hannover  geantwortet  worden: 

ad  1)  Dass  man  solches  nicht  rathen  wolle,  weilen  Churbrandenbax^  sich 
vor  das  gemeine  Wesen  mit  so  ansehnlicher  Volkshnlfe  meritirt  gemacht,  auch 
aller  Vermuthung  nach  vom  Kaiser  das  Expectanzdecret  erhalten  hätte  und  ihm 
der  Churfurstliche  Consens  wenigstens  per  majora  nicht  entstehen  dürfte. 

ad  2)  Verspricht  der  Herzog  von  Hannover,  dass  er  das  Churhaus  Branden- 
burg sondiren  würde,  ob  es  zu  einer  Erbverbrüderung  inclinire,  wozu  er.,  der 
Herzog,  alsdenn  seine  Officia  anwenden  wolle. 

Es  findet  sich  femer  und  kann  aus  überzeugenden  Originaldocumenten 
dargethan  werden,  dass,  da  der  Fürst  von  Ostfriesland  im  Jahr  1693  wegen  der 
Ostfriesischen  Expectanz  zu  Wien  allerlei  Motus  gemachet,  der  Herzog  zu 
Braunschweig-Hannover  in  einem  Schreiben  vom  22.  Januarii  1694  versichert, 
wie  er  sich  mit  grossestem  Plaisir  employiren  werde ,  weil  er  den  Stein  des  An- 
stosses  auf  billige  und  dem  Churbrandenburgischen  Interesse  ohnabbrüchige  Weise 
besonders  gerne  aus  dem  Wege  gehoben  wissen  wolle;  welches  dann  auch  in 
seiner  Maasse  dadurch  geschehen,  dass,  als  der  Herzog  von  Braunschweig- 
Hannover  occasione  seiner  gesuchten  neuen  Churwürde  das  Churhaus  Branden- 
burg nöthig  hatte  und  deshalb  seinen  ersten  Ministre  nach  Berlin  absendete,  so 
wurde  bei  einer  Conferenz  reguliret: 

Dass  Churbrandenburg  seine  Officia  bei  dem  Kaiserlichen  Hofe  deshalb  an- 
wenden sollte;  dagegen  versprach  der  Herzog  nicht  allein  die  ErrichtUDg 
einer  Confratemität  mit  dem  Fürsten  von  Ostfriesland  zu  bef()rderD.  aondem 
auch  zu  Erhaltung  eines  weitem  D^ommagements  wegen  des  Schwedischen 
Einfalls  Dero  getreue  Officia  zu  seiner  Zeit  an  Ort  und  Enden,  da  es  n5thig, 
nicht  zu  ersparen. 
Bei  dem  gleich  in  selbigem  Jahre  darauf  ausgefertigten  Kaiserlichen  Expectanx- 
decret,  so  im  ganzen  Reiche  kund  geworden,  hat  der  Herzog  von  Hannover  sieh 
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im  geringsten  nicht  moviret;  ja,  da  im  Jahr  1715  Se.  Königl.  Majestät  in 
Prenssen  das  Chorhans  Hannover  zum  Ueberfluss  ersuchten,  seinen  vorhin  er- 
theilten  Consens  schriftlich  zu  wiederholen,  hat  wohlgedachtes  Churhaus  ge- 
antwortet : 

Dass   Se.  König].  Majestät  von  Grossbritannien,    als  ChurfÜrst  zu  Braim- 

schweig,  dem  Könige  von  Preussen  mit  Ihrem  Consens  nicht  aus  Händen 

gehen   wollten,    dass   der  König  bei  Ihrem  Versprechen  gewiss  wäre  und 

Deroselben  wenig  verschlagen  könne,   ob   Sie   einen  schriftlichen  Consens 

einige  Wochen  firüher  oder  später  hätten. 

Folglich   hat  das  Churhaus  Braunschweig  dergestalt  den  Consens  auf  gewisse 

Art  wirklich  crtheilet  und  bloss  um  einen  Anstand  der  schriftlichen  Ausfertigung 

gebeten. 

Man  will  auch  dermalen  nicht  weitläufdg  recensiren,  dass  das  Churhaus 
Brannschweig  in  denen  Jahren  1692  imd  1694  selbst  dahin  angetragen,  dass  eine 
Erbverbrüderung  zwischen  dem  Churhause  Brandenburg  und  dem  Fürsten  von 
Ostfriesland  getroffen  und  dadurch  jenes  durch  einen  doppelten  Titulum  die 
Grra&chaft  erhalten  sollte;  wie  es  dann  unterm  15.  Januarii  1695  das  Project 
darzu  dem  Beriinscben  Hofe  wirklich  communiciret  hat.  Aus  diesem  und  andern 
Gründen  ist  dahero  zu  schliessen  und  in  denen  diesseitigen  überall  bekannt  ge- 
machten Deductionen  rechtlich  ausgeßihret  worden,  dass  wann  auch  das  Chur- 
haus Braunschweig  einiges  Recht  an  Ostfriesland  gehabt  hätte,  dasselbe  seinen 
Rechten  dadurch  gänzlich  würde  renunciiret  haben.  L.  4.  §  1.  ff.  Quib.  mod. 
pign.  solv. 

Die  vermeintlich  zum  intendirten  Process  gemachte  Einleitung  durch  ein 
sogenanntes  Conclusum  des  Churfürstlichen  Collegii  vom  23.  Septembris  1745 
betreffend,  so  ist  selbige  nichts  weniger  als  ordentlich ^  sondern  nach  den  da- 
maligen reichsbekannten  Umständen  eine  so  unzeitig  als  unstatthaft;  eingefödelte 
Ableitung  auf  Unordnung. 

Se.  Königl.  Majestät  haben  noch  niemalen  Sich  entzogen,  werden  auch 
fernerhin  Sich  nicht  entziehen,  bei  denen  Reichsgerichten  in  ihren  reichssatzungs- 
imd  ordnungsmässigen  Schranken  Recht  zu  nehmen,  und  ist  eine  so  ungleiche 
als  irrige  Beimessung,  dass  Sie  Sich  Selbst  Recht  zu  sprechen  verlangten. 

Sie  wissen  nicht  weniger  sehr  wohl  und  sind  gewohnt,  dem  Kaiser  zu  ge- 
ben, was  des  Kaisers  ist,  und  eben  in  gegenwärtigem  Fall  gereicht  Ihr  Thun 
zu  Aufrechthaltung  der  allerhöchsten  Kaiserlichen  Autorität. 

Niemand  im  Reiche  wird  auch  hoffentlich  einen  solchen  Zustand  wünschen, 
wo  eine  willkürliche  Anhängung  leidiger  Processe  der  Verbindung  zu  Reichs- 
schlüssen und  Kaiserlichen  Brief  und  Siegel  vorgezogen  werden  will;  und  die 
Verfassung,  worin  Kaiser  und  Reich  und  die  Stände  unter  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  des  einen  oder  des  anderen  vorzügliche  Macht  und  Gabe,  sich  durch  jener 
standhaften  Befolgung  zu  halten  verpflichtet  befinden,  ist,  die  das  teutsche 
Vaterland  a  seculis  erhalten  hat  und  femer  erhalten  wird. 

Eben  diese  Verfassung  ist  es  auch,  womit  sich  nicht  conciliiren  lasset,  dass 
Sachen,  so  in  allgemeine  Reichshändel  einschlagen  und  durch  Reichsschlüsse 
und  Kaiserliche  Brief  und  Siegel  ihre  gemeinnützliche  Erledigung  erhalten,  auf 
willkürliche  Particuläranmaassungen  eines  Mitstandes  vor  die  Reichsgerichte 
gezogen  werden  und  diese  über  ein  factum  Imperatoris  et  Statuum,  die  fons 
Imperatoris  in  Imperio  und  Constituentes  der  Reichsgerichte  sind,  judiciren  sollten. 
Kaiser  und  Reich  sind  es  vielmehr,  so  jenen  Norm  und  G^esetze  vorzu- 
Bchreiben  und  in  solchen  Fällen  die  behörige  Weisung  zu  thun  haben. 
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Dahero  auch  Se.  König].  Majestät  nicht  um  einen  Rechtsspruch  in  Comitiis 
bitten,  sondern  nur  um  Intercessionales  bei  Ihren  Herren  Mitständen  nachsuchen 
lassen,  um  Kaiserl.  Majestät  zu  ersuchen,  Churbraunschweig  mit  Seiner  so  un- 
gegründet- als  unstatthaften  Action  simpliciter  imd  de  piano  abzuweisen;  woran 
Eine  Hochansehnliche  Reichsversammlung  nichts  anders  thut,  als  was  des 
Reichs  allgemeine  Beste  und  Verfassung  erfordern  und  dessen  Sie  kraft  mit- 
tragender Ephorie  über  die  Reichsgerichte  vollkommene  Macht  hat 

Bei  so  gestalten  Sachen  haben  Se.  Königl.  Majestät  bei  Ihren  Aeusserungen, 
gegen  alle  widrige  Anfechtungen  behörigen  Orts  die  Nothdurffc  beobachten  zu 
wollen,  niemals  die  Meinung  gehabt  noch  haben  können,  in  diesem  Fall  Sich 
schlechterdings  dem  Arbitrio  der  Reichsgerichte  zu  unterwerfen. 

Sondern  wie  Sie  dermalen,  um  die  Churbraunschweigische  Anfechtung  beim 
Reichshofrath  zurückzuhalten,  in  Comitiis,  als  dem  dazu,  wie  jetzt  gesagt,  ohn- 
gezweifelt  behörigen  Orte,  die  Nothdurft  beobachten,  so  werden  Höchstdieselbe 
gewiss  auch,  wenn  Sie  wider  Verhoffen  noch  in  andere  Wege  von  Churbraun- 
schweig weiter  angefochten  werden  wollten,  Ihre  Defensionsreclamirung  der 
reichsschlussmässigen  Gewährleistung  aller  Orten,  wie  imd  wo  es  sich  gehöret, 
durch  stattliche  und  concludente  Gründe,  auch  sonstcu  mit  Bestände,  vorzukehren 
nicht  umgehen. 

Mit  Unrecht  wollen  bei  so  gestalten  Umständen  Se.  Majestät  venmglimpfet 
werden,  als  wenn  Sie  eine  ungleiche  Absicht  für  das  sonst  verfallene  Reichs- 
wesen  hegten: 

Ihr  teutschpatriotisches  Betragen  lasset  Sie  vielmehr  ganz  zuverlässig 
glauben,  es  werde  jeder  Unparteischer  überzeuglich  einsehen,  dass  vorgeäusserte 
Principia  dem  Systemati  Imperii  vollkommen  gemäss  sind,  als  dessen  Aufrecht- 
haltung  Se.  Rönigl.  Majestät  gleich  andern  patriotisch  gesinnten  Ständen  Sich 
jedesmal  eifrigst  angelegen  sein  lassen  und  davon  noch  täglich  ohne  Rücksicht 
auf  eines  oder  des  andern  vorzügliche  Macht  und  Gabe  die  rechte  und  echte 
Proben  zu  geben  ohnablässig  beflissen  sind. 

In  selbiger  guten  Zuversicht  sind  Sie  ganz  ruhig  dabei  und  können  zuver- 
lässig hoffen.  Eine  Hochansehnliche  Reichsversammlung  werde  Höchstdieselbe 
bei  legaler  Verführung  Ihres  Ostfriesischen  Voti,  so  wie  von  Anfang  und  fol- 
gends,  aller  widrigen  anmaasslich  dagegen  bis  ad  nauseam  eingewandten  und 
zuletzt  fast  nur  nach  Missgunst  schmeckenden  Protestationen  ohngeachtet,  bis 
auf  diese  Stunde,  also  auch  fernerhin,  so  ungestört  belassen,  als  gerne  Sie  einem 
jeden  Mitstande  ein  gleiches  gönnen  und  leisten. 

Denn  obzwar  occasione  der  Königlich  Preussischen  Verfuhrung  des  Ost- 
friesischen Voti  die  im  Jahr  1691  datirte  oder  fabricirte  Erbverbrüderung  zwischen 
Churbraunschweig  und  dem  Fürsten  von  Ostfriesland  zum  ersten  Mal  zum  Vor- 
schein gekommen,  so  sind  doch  Se.  Königl.  Majestät  von  Dero  Hoben  Herren 
Mitständen  erleuchteten  Einsicht  überzeuget,  wie  Dieselben  die  gegenseitige  auf 
unrichtigen  Gründen  ruhende  Machinationes  vollkommen  einsehen  und  bemerken 
werden,  wie  illegal  und  verdächtig  es  sei,  dass  das  Churhaus  Braunscbweig 
nach  51  Jahren  wider  Seine  eigene  vorige  Versicherungen  und  Approbation, 
wider  die  Agnition  Kaiser  und  Reichs  anjetzo  Sr.  KönigL  Majestät  Ostfnesland 
streitig  machen  und  vielleicht  allerhand  Ihm  favorable  scheinende  Umstände  zu 
missbrauchen  intendiren  wolle. 

Einfolglich  haben  Se.  König].  Majestät  auch  nicht  den  geringsten  Zweifel, 
Ihro  Herren  Mitchurfursten  und  -Stände  werden  nach  der  Ihnen  eigener  patrio- 
tischen Denkensart  Ihrem  bestbefugten  Antrag  vollkommenen  Eingang  bei  Sich 
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finden  und  Sich  daran  durch  gegenseitige  leere  Einreden  um  so  weniger  hindern 
lassen f  als  allen  äusserst  daran  gelegen,  dass  diejenige  unter  Ihnen,  welche  vor- 
hin oder  auch  inskünftige  Land  und  Leute  zum  Dienst  des  Kaisers  und  des 
Beichs  aufopfern,  nicht  mit  leeren  Satisfactionsvertröstungen  aufgezogen,  noch 
Ihnen,  wenn  ja  endlich  einige  Indemnisirung  erfolget,  solche  durch  gestattende 
processuirliche  Weiterung  vereitelt  und  gleichsam  mit  einer  Hand  wieder  ge- 
nommen werde,  was  mit  der  andern  gegeben  worden ;  gestalten  denn  bei  solchen 
vorliegenden  Umständen  Sr.  Königl.  Majestät  von  der  ganzen  Welt  verdacht 
werden  wtirde,  wenn  Sie  bei  einer  so  notorischen  Zunöthigung  Sich  mit  dem 
Ghurhause  Braunschweig  in  einem  Process  auch  nur  im  geringsten  einlassen 
wollten. 

Unterschriebener  soll  denmach  sämmtlichen  fartrefflichen  Herren  Käthen, 
Botschaftern  und  Gresandten  die  teutschpatriotische  Secundirung  Ihres  so  reichs- 
veifossungsmässigen  als  erspriesslichen  Intercessionsgesuchs  hierdurch  nochmalen 
allen  Fleisses  und  bestermaassen  es  verlanget  werden  und  geschehen  kann, 
rocommandiren. 

Mit  aller  geziemender  Hochachtung  und  IMenstfertigkeit  verharrend, 
£w.  Excellenzien,  Hochwtirden,  Hoch-  und  Wohlgebom  etc. 

Begensburg,  den      ten  Jonii*)  1752. 

ergebenst  und  dienstwilligster 
von  Pollman. 

*)  Das  Datum  war  in  dem  Berliner  Originaldruck  offen  gelassen  und  wurde 
durch  Pollman  handschriftlich  („7.  Junii^)  ausgefüllt. 
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XXX. 

KönigL  Preussische  und  Chur- 
Brandenburgisclie  scliliessliche  Erklärung, 
gemüssigte  Protestation  und  Keservation  zu 
denen  Cliur-  und  Fürstlichen  Protocollis  bei 
der  Reichsversammlung  zu  Regensburg  in  der 
Ostfriesischen  Sache  abgegeben  und  zu  dem 
Städtischen  communicirt  den  6.  Juli  1753. 


£ür  den  9.  April  1753  setzte  das  Reichstagsdirectoriuin  ^die  Ost- 
friesische  Sache^  von  neuem  auf  die  Tagesordnung  und  wieder  ver- 
langte der  brandenhurgische  Gesandte  die  Ahsetmmg  des  Gegenstandes. 
Ein  Promemoriaj  das  er  der  maineischen  Gesandtschaft  am 
6.  April  vor  der  Sitzung  behändigen  Hess*),  bemängelt  zunäd^  die 
Form  der  Ansage  für  den  9.  und  wiederholt  einen  schon  am  U.  Au- 
gust 1752  gestellten  Antrag**),  die  Berathung  iHher  Ostfriesland  aus- 
zusetzen,  „bis  zuvorderst  der  Sachsen-Lauenburgische  Fall  in  Dell- 
beration  gestellt  und  gutachtlich  erörtert  worden**.  Der  Antrag  wurde 
unterstützt  durch  Anhalt***) y  das  bei  dem  Aussterben  der  lauen- 
burgischen  Askanier  das  lauenburgische  Votum  nur  unter  Protest  auf 
Churbraunschweig  hatte  übergehen  lassen  f). 

*)  Europ.  Staatskanzlei   CY,   194;  Moser,    Teatsches  StaatBarchir 
1753,  V,  881. 

**)  Vgl.  unten  S.  423  und  Moser,  T.  St.-A.  1752,  XI,  822. 
***)  Promemoria  des  anhaltischen  Legationssecretarii ,  Regensburg  6.  April 
1753;  Europ.  Staatskanzlei  CV,  198;  vgl.  282  ff. 
t)  Vgl.  oben  S.  95. 
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Da  Maifiz  den  hrandenhurgischen  Antrag  in  der  SiUsu/ng  vom 
6.  April  nicht  zur  Kenntniss  brachte,  (heilte  ihn  Pollman  Tags  darauf 
den  Mitständen  durch  ein  „Communicationspromemoria^  *)  mit,  nicht 
ohne  die  Klage  über  ,^ein  solch  nie  erhörtes  Unternehmen,  wodurch 
einem  hohen  Stand  des  Reiches  das  weitere  Gehör  ohne  Noth  versagt 
wird"'. 

Danach  Hess  sich  für  die  Sitzung  am  9.  ein  stürmischer  Verlauf 
voraussehen.  Im  Fürstenrathe  proponirte  nach  einigen  geschäfÜichen 
Mittheilungen  das  österreichische  Directorium  den  Eintritt  in  die  Ab- 
stimmung Ober  die  Anträge  und  Gegenanträge  Churbrandenburgs  und 
Churbraunschweigs,  Als  der  Directorialgesandte  seine  Proposition  zu 
verlesen  begann^,  fiel  PoUman  ein  und  verlangte  zuvor  eine  Erklärung 
für  Magdeburg  abzugeben.  „Obwohlen  ihme  nunf*^  heisst  es  in  dem 
Sitzungsprotokoll**)^  yfirevibus  zu  erkennen  gegeben  wurde^  dass  das 
Directorium  noch  nicht  ausgeredet,  auch  ordnungs-  und  herkommens- 
massig  am  ersten  zu  reden  hättcy  deme  vorgängig  Magdeburg  sodann 
unbenommen  wäre,  das  Wort  zu  nehmen^  führe  letzteres  nichtsdesto- 
weniger mit  Verlesung  seiner  Aeusserung  turbative,  soviel  an  ihme 
war,  zu,  wohingegen  erstbesagtes  Directorium,  ohne  durch  solches 
Magdeburgische  immerhinnige  Zwischenlesen  sich  stören  zu  lassen^ 
seine  angefangene  Proposition  zugleich  fortsetzte  und  zu  Ende  brachte*^. 

Pollman  verlas  sein  Promemoria  vom  6.  April  mit  dem  Antrage 
auf  Aussetzung  der  Berathungy  protestirte  gegen  Alles,  wc^  man  heute 
beschliessen  möge  und  verliess  dann  mit  seinem  Legationssecretär  den 
Sitzungssaal. 

Jetzt  empfahl  der  Vertreter  von  Brownschweig -WolferibUdtel  im 
Auftrage  des  abwesenden  hannoverischen  Gesandten  von  Behr  die  An- 
nahme der  churbraunschweigischen  Anträge  und  widersprcu^  j^dem 
Magdeburgischen  aufzüglichen  Begehren^.  Da  inzwischen  Behr  im 
Saale  erschienen  war,  nahm  er  Veranlassung,  auch  persönlich  die 
Saehe  seines  Hofes  dem  Ftirstenrath  mit  ein  paar  Worten  zu  em- 

*)  Originaldruck  auf  2  Bll.  fol.  Abgedruckt:  Europ.  Staatskanzlei 
CV,  193;  Moser,  T.  St.A.  1753,  V,  882. 

**)  Reichsfurstenrathsprotokoll ,  Montags  9.  April  1758;  Europ.  Staats- 
kanzlei CV,  199;  Moser,  T.  StA.  1753,  V,  888.  Bei  der  Dictatur  des  Pro- 
tokolls durch  den  österreichischen  Directorialsecretär  wiederholten  sich  die 
Vorgänge  der  Sitzung,  indem  einige  Legationssecretäre  eine  von  dem  offiziellen 
Dictat  abweichende  Fassung  in  ihre  Niederschrift  aufnahmen,  theils  auch  sich 
anmaassten,  wie  das  Directorium  im  Fürstenrath  vom  14.  April  rügte,  „den 
Directorial-Legations-Secretarium  im  Dictiren  zu  stören  und,  zu  gleicher  Zeit  ein 
ganz  anders  mit  dictirend,  womöglich  zu  überschreien'^.  VgL  noch  Moser, 
T.  StA.  1753,  V,  915:  „Pronota  wegen  der  discrepirenden  Protokollen.^ 
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pfehleHy  und  verliess  dann  sofort  toteder  die  Versammlung,  da  er 
y^ohservammässig"'  der  Abstimmung  w  eigner  Sache  sich  zu  enthalten 
hatte. 

Nach  j^generalem  feierlichstem  Vorbehalt  quorumvis  competentium 
gegen  die  jetzt  beschehene  Magdeburgische,  an  sich  anmaasslichcy  auch 
quo  ad  modum  ordnungsstörerische  Aeusserung*^  schritt  nunmehr  das 
Directorium  unter  Namensaufruf  zur  Umfrage. 

Es  wurden  im  Wesentlichen  nur  zwei  Meinungen  lernt.  Zuerst 
gefragt,  gab  Salzburg  sein  Votum,  entgegen  den  brandenburgischen 
Anträgen  vom  27.  October  1751  und  7.  Juni  1752,  dahin  ab,  „dass 
allerdings  die  Erledigung  gedachter  Ostfriesischer  Angelegenheit  dem 
Kaiserlichen  Reichshofrath  fernerhin  zu  überlassen^,  und  in  ähnlichem 
Sinne  stimmten  der  Reihe  nach  Baiem,  Oesterreich,  Burgund,  Bam- 
berg, Würzburg*),  Worms ^  Eichatädt,  Speyer,  Constanz,  Augsburg, 
Freisingen,  Regenshurg,  Passau,  Trient,  Braunschweig- WolfenbOttel, 
Basel,  Lüttich,  Chur,  Fulda,  Kempten,  Hessen-Darmstadt,  EUwangen, 
Baden-Baden,  der  Johannitermeister,  Baden-Durlach,  Berchtesgc^en, 
Baden-Hochberg,  Weissenburg,  Holstein-Glückstadt,  Prüm,  Leuchten- 
berg,  Henneberg,  Nomeny,  Dietrichstein,  Fürstenberg,  und  die  Ourie 
der  schwäbischen  Prälaten. 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  vertrat  zuerst  das  Votum  von  Pfalz- 
Lautem,  das  mit  Bücksicht  auf  das  von  Magdeburg  zu  Protokoll  ver- 
lesene Promemoria  die  Einholung  neuer  Instructionen  als  noihwendig 
bezeichnete.  Diesem  Votum  traten  stricte  bei  Pfalz-Simmem,  Pfalz- 
Neuburg,  Pfalz- ZweibrücJcen,  Pfalz-Veldenz,  der  Hoch-  und  Teutsch- 
meister,  Hildesheim,  Brandenburg-Culmbach,  Paderborn,  Brandenburg- 
Ansbach,  Vorpommern,  Münster,  Osnabrück,  Mecklenburg-Schwerin, 
Mecklenburg-Giistrow,  Württemberg,  Hessen-Cassel,  Schwerin,  Hersfeld, 
Mömpelgard  und  Hohenzollem, 

Ohne  Instruction  waren  Sachsen-Eisenach,  Sachsen-Ootha,  Sachsen- 
Altenburg,  Aremberg,  Lobkowitz,  Salm,  Auersberg,  Schwartzenberg, 
Liechtenstein,  die  rheinischen  Prälaten  und  die  wettercmschen,  frän- 

*)  Am  8.  April  1752  hatte  PollmaD  berichtet:  „Der  BiBchöflich-WünbiirgiBche 
Gesandte  hat,  wie  mir  von  sicherer  Hand  referirt,  dem  churbraonschweigischen 
Ministro  zu  erkennen  gegeben,  wann  sein  Hof  bei  den  jetzo  in  so  starker  Be- 
wegung seienden  Religionssachen  sich  etwann  zurückhalten  wollte,  Würzburg 
die  churbraunschweigische  Intention  in  der  Ostfriesischen  Sache  mit  seinem  Veto 
secundiren  wollte.  Ob  mm  gleich  Churbraunschweig  im  fürstlichen  CoUegio 
den  Subsidienbentel  trägt,  so  glaube  ich  doch  nicht,  dass  es  um  den  schlechten 
Werth  eines  solchen  Voti  die  Sache  des  Evangeliums  verrathen  und  verkaufen 
werde.''  Der  Minister  PodewiLs  schrieb  an  den  Rand  dieses  Berichtes:  „Ich 
wollte  nicht  gut  davor  sagen/ 
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kischen  und  wesiphälischen  Grafen;  nicht  vertreten  waren  heim 
Aufrufe  Besangon^  Sachsen- Weimar,  Sachsen- Coburg,  Lübeck,  Savoyen, 
Anhalt,  Ratzeburg,  beide  Nassau. 

Die  secJis  fürstlichen  Vota  des  Churfursten  von  Brandenburg 
wollte  der  hulmbachische  Vertreter  ex  commissione  abgeben,  wurde 
aber  durch  das  Directorium  bedeutety  „dass  der  Observanz  gemäss  die 
Vota  in  causis  propriis  partium  eu  cessiren  hätten^. 

Sirassburg,  Brixen,  Stablo,  Corvey  und  die  schwäbischen  Grafen 
erklärten  der  Majorität  sich  anschliessen  zu  wollen;  damit  hatte  die- 
selbe 42  Stimmen  erreicht,  während  der  Antrag  Pfalz-Lastern  nur 
21  Stimmen  auf  sich  vereinigte. 

Die  Sitzung  im  Qmrcollegium  nahm  einen  etwas  weniger  stur- 
mischen Verlauf,  indem  hier  die  Abgabe  der  „Vorläufigen  Erklärung 
ad  protocoUum^  durch  Brandenburg  nicht  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
lesung der  Proposition  durch  das  mainzische  Directorium  erfolgte, 
sondern  vor  derselben:  y^Churmainz  wollte  solche  (Erklärung  ad  pro- 
tocoUum)  nicht  admittiren  und  hatte  etwas  in  der  Hand,  um  vorzu- 
lesen; Churbrandenburg ,  sich  daran  nicht  kehrend  ^  gienge  bei  dem 
Secretarientisch  am  Fenster  stehen  uml  verlose  jetztgedachte  Er- 
klärung,"' *)  Pollman  verliess  dann  das  Berathungszimmer,  und  da  die 
churbraunschweigische  Stimme  gleichfalls  nicht  abgegeben  tvurde,  so 
setzte  sich  die  Majorität  hier  aus  Mainz,  Trier,  Böhmen,  Bayern 
und  Sachsen  zusammen,  während  die  Churstimmen  von  Köln  und 
Pfalz  in  demselben  Sinne  wie  die  fürstlichen  Stimmen  dieser  beiden 
mit  Preussen  befreundeten  wittelsbachischen  Höfe  abgegeben  wurden. 

Auf  Grund  des  Ergebnisses  der  Abstimmungen  war  nach  der 
Geschäftsordnung  in  der  nächsten  Sitzung,  Freitag  13.  April,  durch 
die  Directoren  die  Prqjecta  Conclusi  vorzulegen.  Pollman  benutzte  die 
2kcischenzeit,  zwei  „  Vorläufige  Monita^  **)  zu  den  Protokollen  des  chur- 
fürstlicJien  und  des  ßrstlichen  Collegiums  drucken  zu  lassen;  damit 
erschien  er  am  13.  in  beiden  Collegien  und  verlas  die  Erklärung 
Wort  für  Wort,  bü  zu  dem  feierlichen  Protest  auf  den  Falt,  dass 
„mit  einem  vermeintlichen  Prqject  Conclusi  und  sonsten  etwaigem 
unzeitigen   Partu   annoch   weiter  furgegangen  werden  wollte^.    Trotz 

*)  So  das  in  der  Europ.  Staatskanzlei  CV,  236  abgedruckte  Pro- 
tokoll, das  Pollman  in  seinem  Bericht  vom  12.  April  „das  durch  den  diesseitigen 
Legationseecretarium  niedergeschriebene"  nennt  In  dem  officiellen  Protokoll 
(ebend.  CVl,  699;  Moser,  T.  StA.  1755,  IV,  682)  steht  die  brandenburgische 
Erklärung  hinter  der  Proposition  des  Directoriums. 

**)  Europ.  Staatskanzlei  CV,  232.  243;   Moser,  T.  StA.  1753,  V, 
898.  903.    Die  Originaldrucke  auf  2,  bez.  1  Bl.  fol. 


408  ^6  prenssischen  Ansprüche  auf  Ostfiriesland. 

des  erneuten  Protestes  erfolgte  in  beiden  CoUegien*)  durch  die  Ma- 
jorität  der  vorigen  Sitzung  die  Beschlussfassung,  während  die  Mino- 
rität lediglich  bei  ihrem  Votum  auf  Aussetzung  der  Beratlmng  be- 
harrte und  der  Beschlussfassung  dadurch  ihre  Anerkennung  versagte, 
dass  sie  an  der  nun  folgenden  Be-  und  Correlaiion  zwischen  dem 
churßrstlichen  und  fürstlichen  Collegium  sich  nicht  betheüigte.  Die 
Re-  und  Correlation  zwischen  den  beiden  höheren  Collegien  ergab 
völlige  üebereinstimmung^  die  Zustimmung  der  Städte  erfolgte  wie 
gewöhnlich  anstandslos,  sodass  nunmehr  den  J>eiden  höheren  Di- 
rectoriis^  die  Formulirung  des  Beichsgutachtens  ühertragen  werden 
konnte.  Das  österreichische  Directorium  schloss  die  Sitzung  des 
Beichsfurstenrathes  mit  einer  gehamischten  Erklärung  gegen  die 
^Elendigkeiten^  der  ^von  dem  magdeburgischen  Herrn  Gesandten 
tumultuarie  ad  Protocollum  verl&iene,  in  denen  Beicktagsactis 
schwerlich  nur  ein  einziges  Beispiel  findende  Aeusserung^ :  ,^fast 
unerlaubt^  wäre  die  Unwissenheit  der  Geschäftsordnung  „an  einem 
nun  gleichwohlen  sechszehnjährigen**)  Beichstagsgesandten,  der  doch 
schon  1747  bei  einer  anderen  Gelegenheit  mit  seinem  Comitiul' 
alter  ad  Protocollum  sich  unzeitig  gerühmet  hätte  und  männiglich 
magistriren  wolle^ ;  doch  lebe  das  Directorium  zu  sämmtlichen  vor- 
trefflichen Gesandtschaften  der  jSuversicht  und  ersuche  dieselben  ge- 
geziemend  darum,  „weder  hieran  noch  an  anderen  von  Seiten 
obgedachten  magdeburgischen  Herrn  Gesandtens  unternommenen,  zwei- 
felsohne missbeliebigst  allerseits  mitangesehenen  ungestümen  und  tumul- 
tuarischen  Vorbrüchen ,  nebst  mehreren  heut  abermal  zum  Vorschein 
gekommenen  (salvo  suo  charactere  gesagt)  Ungezogenheiten  sich  nicht 
allzusehr  zu  ärgern,  sondern  mitleidig  betrachten,  auch  etwann  an  die 
Höchste  und  Hohe  Höfe  vorstellen  zu  wollen,  dass  derlei  Ausschwei- 
fungen wahrhaftig  nicht  soviel  seine  Schuld  seie,  als  vielmehr,  nach 
allerseits  davon  habender  selbstiger  persönlicher  Kenntnuss,  nur  seine 
schon  längst  Ihergebrachte  und  vor  seinem  Hinscheiden  ihne  schwerlich 
mehr  verlassen  werdend^  edele  Gewohnheit^, 

Noch  an  demselben  13.  April  wurde  in  der  churfUrstlich  main- 
zischen Kanzlei  das  Beichsgutachten  j^die  Ostfriesländische  Successions- 
angelegenheit  betreffend''^***)   ausgefertigt,   des  Inhalts  „das  sothane 

*)  Das  churfurstliche  Protokoll:  Europ.  Staatskanzlei  CVI,  708; 
Moser,  T.  St. A.  1753,  V,  906.  Das  ReichsfurstenrathsprotokoU :  Europ. 
Staatskanzlei  CV,  250;  Moser,  T.  StA.  1753,  V,  908. 

**)  Pollman  bekleidete  seinen  Posten  seit  1736.     Vgl.  Preussische  Staats- 
schriften I,  S.  XXXI. 

*♦*)  Europ.  Staatskanzlei  CV,  274;  Moser,  T.  StA.  1753,  V,  917. 
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Successionsangelegenheit  anhero  an  Reichsconvent  nicht  gehörig  und 
dahin,  wo  sie  im  Wege  Rechtens  anhängig  gemacht  worden,  zu  ver- 
weisen und  daselhsten  auszumachen  sei^.  Am  16,  kam  das  Reichsgut' 
achten  zur  Dictatur;  am  14.  reichte  Pollman  bei  der  kaiserlichen 
Principalcommission  einen  Protest*)  eiw,  mit  dem  Ersuchen,  den- 
selben kaiserlicher  Majestät  mit  vorzulegen,  falls  der  Principal- 
commission y^ein  vermeinüiches,  auf  eine  iHherall  illegale  Comitialhandr 
lung  herausgeschnelltes  Reichsgutachten^  -zur  allerhöchsten  Ratification 
iibergeben  werden  sollte.  Eine  höchstansehnliche  kaiserliche  Principal- 
commission wies  dieses  Ansinnen  ab  **)  und  sprach  die  Erwartung  auSy 
der  König  von  Preussen  werde  „derlei  zudringliche  Aeusserungen 
nimmermehr  gutheissen,  sondern  vielmehr  ernstlich  missbilligen  und 
verweisen^.  Am  5.  Mai  übergab  die  Principalcommission  dem  Reichs- 
tagsdirectorium  das  kaiserliche  Ratifications-Commissionsdecret,  am  7, 
wurde  dasselbe  dictirt***). 


*)  Europ.   Staatskanzlei  CV,    276;    Heldengeschichte   III,    637; 
Moser,  T.  StA.  1763,  V,  917.    Der  Originaldruck  auf  1  Bl.  fol. 

**)  Regensburg  16.  April.  Europ.  Staatskanzlei  CV,  277;  Helden- 
geschichte III,  637;  Moser,  T.  StA.  1753,  V,  917;  Neue  Genealogisch- 
historische Nachrichten  IV,  617,  hier  mit  der  schadenfrohen  Bemerkung: 
„dieses  war  eine  starke  Lection  für  den  Herrn  von  Pollman".  Pollman  berichtet 
darüber  am  19.  April:  „Die  Kaiserl.  Principalcommission  hat  auch  noch  mit 
Remission  des  am  13.  ihr  übergebenen  und  behörig  angenommenen  Memorials 
die  Farce  beschliessen  wollen."  Er  antwortete  dem  kaiserl.  Concommissar  Graf 
Palm  in  einem  Privatschreibeu  (16.  April),  er  wünsche  „seiner  Betrachtung  in 
der  stillen  Woche  in  Ruhe  abwarten  zu  können'^,  worauf  Palm  am  nächsten 
Tage  ihm  schrieb:  „Ansonsten  ist  allerdings  löblich,  wann  bei  dieser  eintretenden 
andächtigen  Zeit  sich  der  Bussfertigkeit  beflissen  und  durch  heilsame  Betrach- 
tungen zur  Gemüthsruhe  eines  mit  dem  Himmel  und  seinen  Nebenmenschen  ver- 
söhnten Sünders  zu  gelangen  gesucht  wird;  da  ich  aber  sehr  bedenklich  finde, 
sich  mit  Druckereien  zu  übereilen,  und  auch  nicht  im  Stande  bin,  mit  einem 
einzeln  gedruckten  Psalm  meine  Gegen bedienung  alsogleich  zu  leisten,  so  habe 
nur  aus  hieneben  liegendem  Blatt  ein  Paar  Reflexiones  communiciren  wollen, 
welche  mir  zu  Erhaltung  der  bemerkten  Ruhe  sehr  nützlich  zu  sein  scheinen.*' 
Die  Anlage  besagt:  „Zur  erbaulichen  Betrachtung  und  Beibehaltung  der  Ge- 
müthsruhe, sonderlich  aber  zur  Conservation  der  Liebe  des  Nächsten  wie  auch 
nöthiger  Eintracht  und  Friedens  ist  die  Beobachtung  dessen  gar  rathlich  und 
heilsam,  was  Jesus,  der  Sohn  Sirach,  im  Ecclesiastico  cap.  28  v.  10  ausdrückt . . . 
Der  heidnische  Horatius  hat  selbst  gesungen:  Vis  consili  expers  mole  mit 
sua,  etc.^*  —  Pollman  liess  die  durch  den  Legationssecretär  „ad  acta  gebrachte 
Registratur",  betrefl^end  die  Behändlgung  seines  Promemoria  an  die  Principal- 
commission vom  14.  April,  „unter  der  Hand  rouliren^  (gedruckt  bei  Moser, 
T.  StA.  1753,  V,  918),  „ohne  von  der  Ungereimtheit,  so  der  Conconunissarius 
Graf  Palm  mit  dessen  Remission  attentiret,  einige  Notiz  zu  nehmen**  (Bericht 
vom  30.  April  1753). 

***)  Europ.  Staatskanzlei  CV,  279;  Heldengeschichte  HI,  641. 
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In  den  Tagen,  da  Pollman's  Berichte  über  die  Abstimmung  des 
Reichstages  und  über  die  begleitenden  Vorgänge  in  Berlin  einliefen^ 
war  man  dort  nicht  ohne  Besorgniss  vor  einem  Kriege*  Wenn  in 
Regensburg  die  Häuser  Brandenburg  und  Hannover  als  Reichsstände 
parlamentarisch  sich  befehdeten,  so  befand  sich  Georg  IL  mit  Fried- 
rich II,  seit  kurzem  noch  in  einem  andern  Conflict,  in  seiner  Eigen- 
schaft als  König  von  England,  seitdem  Preussen  eum  Schutze  seiner 
durch  die  englische  Kaperei  geschädigten  handeltreibenden  Unter- 
thanen  den  Repressalienweg  beschritten  hatte*)-  Von  Hannover  aus 
verbreitete  sich  im  April  1753  das  Gerücht,  dass  die  Kaiserin-Königin 
sich  zum  Kriege  rüste,  dass  sie  Beistand  und  Unterstützung  des  Königs 
von  England  für  den  Krieg  gefordert,  dass  aber  Georg  ZI  behnrrlich 
sich  geweigert  habe,  sich  einzumischen  **).  Entschloss  derselbe  sich  in 
der  Folge  gleichwohl  etwa  zum  Kriege,  dann  war  sicherlich,  wie 
König  Friedrich  urtheilte,  Ostfrieshnd  das  Motiv  und  die  Kaperei- 
frage  lediglich  der  Vorwand***);  und  dann  mochte  die  nunmehr  von 
Reichs  wegen  erfolgte  Anerkennung  des  Reichshofrathes  als  zuständigen 
Forums  für  die  ostfriesische  Streitfrage  praktische  Bedeutung  ge- 
winnen. 

Erst  in  den  ersten  Tagen  des  Mai,  während  einer  Inspections- 
reise  nach  Schlesien,  gewann  König  Friedrich  die  Ueberzeugung,  dass 
die  militärischen  Vorbereitungen  in  Böhmen  und  Mähren,  welche  den 
schwarzen  Hintergrund  für  die  aus  Hannover  eingetroffene  Allarm- 
nachricht zu  bilden  schienen,  bedeutungslos  seien;  der  Friede  schien 
ihm,  wenigstens  für  das  laufende  Jahr,  nicht  gefährdet  f). 

Kurz  vor  dem  Antritte  der  schlesischen  Reise  hatte  er  das  Gut- 
achten seiner  Minister  über  die  regensburger  Vorgänge  entgegen- 
genommen ff).  Podewils  und  Finckenstein  bezeichneten  den  Reichs- 
tagsbeschluss  als  die  Wirkung  der  Intriguen  der  Höfe  von  Wien  und 
Hannover  und  der  Willfährigkeit  des  Churfürsten  von  Mainz.  An 
eine  Redressirung  des  Geschehenen  sei  nicht  zu  denken,  da  im  Chur- 
collegium  drei  Churfürsten,  Mainz,  Baiem  und  Sachsen,  „Pensionäre^ 
des  Königs  von  England,  Subsidienempfänger,  zwei  andere  aber, 
Böhmen  und  Churbraunschweig ,  unmittelbar  interessirt  seien;  das 
fürstliche  Collegium  vollends  sei  ganz  abhängig  von  dem  wiener  Hofe, 
zumal   die  geistliche    Bank.     So   bleibe  nur   eine  Rechtsverwahrung 

*)  Vgl.  unten  Abtheilung  VI. 

♦*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  IX,  396.  402. 
**♦)  Ebend.  IX,  450;  vgl.  437. 
t)  Ebend.  IX,  417  ff. 
tt)  D.  d.  Betlin  28.  April  1753;  im  Auszuge  ebend.  IX,  416. 
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übrigy  eine  Darlegung  der  vorgefallenen  Unregelmässigkeiten  und  Un- 
gültigkeiten, die  sowohl  bei  detn  Reichstage  als  hei  deni  Kaiser  ein- 
zugehen sei. 

Wie  gewöhnlich  in  Reichsangelegenheiten^  üherliess  der  König  die 
Einzelheiten  der  Ausführung  ganz  dem  Ministerium:  „Sie  mögen  nun 
weiter  auf  das  heste  darum  schreiben  und  das  Interesse  Meines  Hauses 
wohl  beobachten.^  Jedenfalls  war  der  König  entschlossen,  auf  den 
Prozess  vor  dem  Reichshofrathe  sich  nicht  einzulassen.  ^Ich  werde 
Mich  nirgends  deshalb  präsentiren,  Mich  aber  auch  nicht  anders  als 
mit  Gewalt  abtreihen  lassen*).^ 

Pollman  hatte  nunmehr  für  das  Schreiben  an  den  Kaiser  wie  für 
die  an  den  Reichstag  zu  bringende  Protestation  die  „Projecte*^  vor- 
zulegen y  nach  denen  Geheimrath  von  Vette  beide  Schriftstücke  aus- 
arbeitete. 

In  dem  unter  dem  2.  Juni  1753  ausgefertigten  Schreiben  an  den 
Kaiser  ist  der  Inhalt  der  nachstehend  abgedruckten  Protestation  in 
Kürze  zusammengedrängt:  „Wie  höchstnöthig  nun  sein  unU.  hei  dem 
diesfalls  und  sonst  überall  mehr  sich  äussernden  Verfall  des  Comitiah 
Wesens  hei  der  Reichsversammlung ,  und  im  Justizwesen  hei  den  Reichs- 
gerichten, ersterem  durch  eine  standhafte  Regulirung  des  Muneris 
legitimi  Directorum^  und  letzterem  durch  ernste  Visitationes ,  alles 
nach  Vorschrift  des  Instrumenti  Pacis  Westphalicae  und  sonstiger 
bekannter  Reichsgesetze  endlich  einmal  abzuhelfen  und  dazu  etwan 
nach  dem  Exempel  des  ehemaligen  Reichsregiments  die  Anstalt  zu 
machen  —  ein  solches  lasse  ich  Ew.  Kaiserl,  Majestät  reichsväterlichen 
Sorgfalt  bestens  empfohlen  sein.*^  Am  9.  Juli  erbat  sich  Pollman 
eine  Abschrift  dieses  Schreibens,  „um  solche  in  publico  rouliren  zu 
lassen*^ ;  er  erhielt  sie  mit  der  Erlaubniss:  „könnt  Ihr  solches  unter 
der  Hand  rouliren  lassen^  **). 

Der  Kaiser  antwortete  am  28.  Juli.  Er  bezieht  sich  einfach  auf 
den  Reichsschluss  vom  13.  April,  der  nichts  anderes  besage,  „als  was 
Ew.  Majestät  in  Dero  Dictato  vom  10.  November  1744***)  Selbsten 
erkläret  haben:  dass  die  Reichsversammlung  ordentlicher  Weise  dcizu 
nicht  bestimmet  sei^  um  bei  derselben  Rechtsansprüche  anzubringen. 
Und  was  noch  mehr  ist,  so  haben  Ew.  Majestät  Sich  nicht  weniger 
ausdrücklich  auf  die  völlige  rechtliche  Kaiserliche  Manutenenz  berufen.*^ 

*)  Mündliche  Resolution  vom  80.  April  1758;  ebend. 

**)  Rescript  vom  21.  Juli.     Das  Schreibea  an  den  Kaiser  ist  gedruckt  bei 
Moser,  T.  St.A.  1758,   XI,  914  und  bei  [Kahle]  „Beweis  der  Rechte  Sr.  K. 
M.  in  Preussen  auf  das  Harlingerland"  S.  197. 
**♦)  Oben  S.  887. 
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Der  Bericht  vom  6.  August  1753,  mit  dem  die  Minister  dem 
Könige  dieses  Schreiben  vorlegen,  geht  aus  von  der  ihnen  vorweg  mit- 
getheilten  dllcrhöcJisten  Willensmeinung,  das  Forum  des  Heichshof- 
rathes  nicht  anssuerTcennen,  Danach  war  die  Eröffnung  des  Contu- 
macialverfahrens  eu  gewärtigen.  Die  Minister  stellen  nun  anheim, 
dem  Kaiser  eur  Replik  auf  seine  Antwort  in  veränderter  Fassung 
noch  einmal  die  Argumente  des  Schreibens  vom  2,  Juni  vorzutragen 
C„dc  faire  dresser  une  röponse  raisormie  ä  TEmpereur^  mais  dans  le 
fond  conforme  ä  la  premih'e  lettre*^).  Im  Sinne  dieses  Vorschlages 
ist  am  10.  September  ein  zweiter  Brief  erlassen  worden* 

Die  y^Frotestation^  wurde  in  Berlin  gedruckt,  am  18,  Juni  in 
funfeig  Exemplaren  an  Pollman  geschickt  und  auf  dessen  Veranlassung 
in  Regensburg  nachgedruckt*).  Der  Versuch  des  Gesandten^  die  JVo- 
testation  eu  den  Reichsacten  eu  bringen^   führte  eu  einem  neuen  Con- 

flide**X 

Eine  französische  Ueberseteung  der  Protestation,  deren  Verfasser 

der  Legationssecretär   Le  Chambrier  und  der  nSecrätaire-Tradudeur"^ 

des  Ministeriums  Gaultier  Saint-Blancard***)  waren,  wagte  der  aU- 

eeit  vorsichtige   Redacteur  des   ,^Mercure  historique  et  politique"^  in 

sein  Weltblatt  nicht  aufeunehmenf). 


Königlich-Preussische  und  Chur-Branden- 

burgische  Schliessliche  Erklärung,  gemüssigte 

Protestation    und  Reservation  zu  denen  Chur-    und 

Fürstlichen  ProtocoUis   bei  der  Reichsversammlung  zu 

Regensburg  in  der  Ostfriesischen  Sache  abgegeben 

und  zu  dem  Städtischen  communiciret  den 

6.  Julii  1753. 

Wie  sehr  man  auch  bei  der  jüngst  in  zwei  Rathsgängen  vor  der  Char- 
wochen  von  Churmainz  attentirten,  höchst  illegalen  Handlang,  bloss  um  Chur- 
braunschweig  die  Anhängung   eines  bodenlosen  Processes  über  Ostfriesland  zu 

*)  Keiner  der  beiden  Originaldrucke  liegt  vor. 
**)  Vgl.  Nr.  XXXI. 

***)  Der  Nachfolger  Formey's  in  dieser  Stellung;  vgl.  oben  S.  375. 
t)  Mercure  historique  et  politique  CXXXV,  186  (aoüt  1753):  „Oette 
piöce  excMe  les  bomes  de  nos  feuilles,  quand  il  ny  auroit  pas  d^autres  raisons 
qui  nous  empdchassent  de  la  rapporter  dans  toute  son  ätendue.''  Ein  Artikel 
aus  Regensburg  in  der  Gazette  de  Brunswick,  der  die  „Schliessliche  Er- 
klärung^ vom  6.  Juli  1753  als  »appel  k  V^pie^  bezeichnete,  veranlasste  eine  Be- 
schwerde des  Königs  von  Preussen;  der  Herzog  von  Braunschweig  antwortete 
am  2.  October  1753,  dass  er  dem  Gazetier  sein  gerechtes  und  sehr  grosses  Bftiaa- 
fallen  habe  empfinden  lassen. 
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facilitiren,  bemühet  gewesen,  Licht  und  Recht  zu  verdunkeln,  ja  wohl  gar  aus 
dem  öffentlichen  Protocoll  zu  eliminiren,  so  wird  doch  beides  nun  und  allezeit 
desto  heller  in  dieser  Sachen  vordringen,  in  so  lange  bündige  ReichsschlUsse 
und  darauf  ertheilte  und  rechtmässig  zur  Erfüllung  gediehene  Kaiserliche  Brief 
und  Siegel  unverbrüchUch  bestehen  und  rechtschaffene  Patrioten  vorhanden,  die 
darauf  ohnabweichlich  halten  werden. 

Se.  Rönigl.  Majestät  in  Preussen,  als  ChurfUrst  zu  Brandenburg,  welche 
nach  dem  Exempel  Ihrer  glorwürdigsten  Vorfahren  an  der  Chur  die  standhafte 
Aufrechthaltung  der  Kaiserlichen  oberhauptlichen  Autorität  und  des  Reichs 
Ehre  und  Würde,  die  werkthätige  Beförderung  des  allgemeinen  Bestens  und 
Ruhestandes  und  die  Handhabung  der  reichsständischen  Freiheit  und  Rechte 
überhaupt  sowohl  als  eines  jeden  Standes  bei  seinen  Landen  und  Gerechtsamen 
Sich  jederzeit  Ihre  fümehmste  mitständische  Sorge  sein  lassen,  haben  also  auch 
in  gegenwärtigem  Fall  demjenigen,  was  Sie  Sich  Selbst  und  zugleich  ELaiser 
und  Reich  schuldig  sind,  Sich  nicht  entziehen  können,  noch  wollen,  und  in 
solcher  reinen  teutschpatriotischen  Gesinnung  das  glimpflichste  und  ohn- 
anstössigste  zu  sein  erachtet,  vermittels  einer  kurzen  Anzeige  Sich  ans  Reich 
zu  wenden,  damit  dasselbe  davon  Anlass  nehmen  könnte,  durch  Seine  Inter- 
cession  bei  Kaiserlicher  Majestät  denen  von  Churbraunschweig  wegen  Ostfries- 
land reichssatz-  und  verfassungswidrig  zu  erregen  suchenden  Motibus  vor 
weitem  Ausbrüchen  füglichsten  beizukommen;  da  man  sonsten  nude  et  crude 
die  vermeintliche  Action  denunciiren  und  es  auf  die  schuldige  Vertretung  von 
Kaiser  und  Reich  schlechterdings  ankommen  lassen  können:  Sich  aber  dabei 
in  puris  terminis  naturalis  defensionis  gehalten,  wie  es  allemal  die  Königliche 
feste  Meinung  gewesen,  dato  noch  ist  und  unabweichlich  bleiben  wird. 

Anstatt  aber,  dass  Churmainz  zu  Erreichung  eines  solchen  gemeinsam 
erspriessÜchen  Endzwecks  das  Reichsdirectorialamt,  wie  es  dessen  Eigen- 
schaft und  mit  sich  bringende  Verbindlichkeit  erfordert,  behörig  angewandt 
hätte,  haben  Se.  Königl.  Majestät  nicht  ohne  besondere  Rührung  erfahren 
müssen,  dass  der  ChurfÜrst  mit  Churbraunschweig  Partei  gemacht,  im  Reiche 
das  divide  et  impera  und  eine  kraft  unverbrüchlicher  Reichsschlüsse  und  recht- 
schaffenen Patrioten  allemal  heiliger  Kaiserlicher  Briefe  und  Siegel  zu  ihrer 
völligen  Richtigkeit  gediehene  Sache  ins  ungewisse  und  ins  weite  Feld  zu 
spielen : 

Mithin  kein  Bedenken  getragen,  dazu  das  Reichsdirectorialamt  in  allen 
seinen  Stücken  von  Anfang  bis  zu  Ende  dieser  scabrosen  Handlung  auf  eine 
solche  Art  und  Weise  zu  missbrauchen,  dass  desgleichen  in  alten  und  neuen 
Reichshandlungen  nicht  anzutreffen  ist 

Ungeme  gehen  Se.  Königl.  Majestät,  wie  hiermit  von  Dero  treugehorsamsten 
Gesandtschaft  nochmalen  Öffentlich  contestiret  wird,  an  eine  Recension  so 
eclatanter  Parteilichkeiten  und  so  vieler  anderer  dadurch  veranlasster  ohnheil- 
barer  Illegalitäten  und  wünschten  davon  abstrahiren  zu  können,  wann  nicht 
Dero  und  Dero  hochwürdigsten  Vorfahren  und  zugleich  so  vieler  Kaiser  und 
des  Teutschen  Reichs  gesammter  Höchst-  und  Hohen  Stände  Gloire  und  Dignität 
ein  anderes  unumgänglich  erforderten. 

Reichskündig  sind  di^enige  Subsidientractaten ,  wodurch  man ,  unter  dem 
speciosen  Prätext,  den  allgemeinen  Ruhestand  zu  handhaben,  mit  auswärtiger 
Staaten  Gelder  (allem  Ansehen  nach  gegen  derselben  eigentliche  Intention)  seine 
private  Eztendirungsabsichten  im  Reiche  durchzusetzen  sucht  und,  um  darunter 
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des  Reichsdirectorii  sich  versichern  und  bedienen  zu  können,  Churmainz  vor- 
nehmlich gefesselt  hält. 

Die  Directorialfünction  ist  bekanntlich  kein  mit  der  Teutschen  Freiheit 
streitendes  Magisterium,  sondern  ein  frei  aufgetragenes  Ministerium  Statuum 
comitialiter  congregatorum,  deme  diese  vigore  Instmmenti  P.  W.  Art  8.  §.  8.  in 
verbis:  De  legitimo  munere  Directorum  etc.,  seine  rechtmässige  Schranken  zu 
setzen  und  dessen  Ausschweifungen  dahin  zu  reduciren  haben. 

Der  solchergestalt  gewonnenen  Cbur  Mainz  aber  ist  von  sothaner  Directorial- 
fünction nichts  so  essentiel  und  heilig  gewesen,  davon  sie  nicht  praeter,  ultra 
et  contra  legitimi  muneris  directorialis  limites  Sr.  Königl.  Majestät  zuwider  in 
diesem  Falle  abutirt  hätte,  als 

1)  In  Betreff  der  Dictatur  der  diesseits  ans  Reich  gebrachten  Vorstellungen 
hat  die  Churmain  zische  Gesandtschaft  die  erste  Anzeige  zu  dictiren  einige 
Wochen  verzögert,  unter  dem  eitelen  Vorwand,  der  ChurfÜrst  seie  zu  Aschaffen- 
burg auf  der  Jagd  und  habe  auf  seine  deshalb  gethane,  NB.,  der  echten 
Comitial Verfassung  nach,  unstatthafte  Anfrage  nach  nichts  rescribirt;  in  effectu 
aber,  wie  die  Folge  gezeigt,  hat  man  Raum  gesucht,  vorher  daraus  mit  Chur- 
braunschweig  zu  communiciren  und  zu  concertiren,  wie  zu  dessen  Faveur  die 
Königliche  so  gerechte  als  patriotische  Intention  zu  frustriren,  die  Sache  mit 
Gewalt  in  Comitiis  zu  verwirren,  den  präveniirten  Theil  derer  Stände  von  deren 
reiflicher  Einsicht  abzuhalten  und  des  Endes  solche  vorm  Knie  abzubrechen  seie. 

Dann,  als  diesen  Menses  vorzukommen,  diesseitiges  wiederholte  Promemoria 
bei  der  Uebergabe  zui  Dictatur  zugleich  durch  einen  Legationssecretariiun  ad 
aedes  legatorum  distribuirt  worden  und  man  gleich  gesehen,  dass  Churbraun- 
schweig  darauf  würde  verstummen  müssen,  wie  solches  ebenfalls  in  der  Folge 
sich  ausgewiesen,  so  hat  mehrhochgedachter  Churfürst,  um  dessen  Stärke  durch 
Versagung  der  Dictatur  unter  dem  Vorwand  etwas  zu  benehmen,  als  wann 
es  änderst  nicht  pro  legali  communicato,  noch  parte  actorum  zu  halten, 
folglich  bei  der  Deliberation  nicht  zu  attendiren  wäre,  von  der  geschehenen 
Distribution  Anlass  genonunen,  die  Dictatur  desselben  recht  dreiste  fast  ein 
halbes  Jahr  hindurch  zu  weigern  und  darüber  einen  fast  ungerdmten,  Sr.  Königl. 
Majestät  höchst  verdriesslichen  Briefwechsel  angefangen,  bis  man  sich  endlich 
so  weit  in  die  Enge  getrieben  gesehen,  dass  man  auf  Mittel  gedenken  müssen, 
umb  bono  modo  sich  den  rechten  Schranken  wieder  näheren  zu  können  und  das 
so  lange  ad  dictandum  in  Händen  gehabte  schriftliche  Originalmemorial,  wie  es 
sich  von  Anfang  geeignet  und  gebühret,  ex  scripto  dictiren  zu  lassen ;  denn  dass 
zu  dieser  Directorialfünction  absolute  gedruckte  Elxemplaria  erfordert  würden 
oder  dass  das  Dictandum  nicht  zugleich  gedruckt  distribuiret  werden  könnte, 
widerstrebet  indoli  rei  gerendae  und  ist  und  bleibet  eine  ungereimte  Prätension. 

Viel  ausschweifender  ist  man  noch 

2)  Mit  der  Anfrage  zu  Werke  gegangen.  Die  Ansage  ist  nach  der  Com- 
munication  per  Dictaturam  der  erste  Schritt  zu  Berathschlagung  der  Sachen;  dazu 
verhält  der  Director  sich  als  ein  blosser  Angeber  oder  purus  putus  referens  ad 
Gomitia,  einestheils  der  Ck)nmiissionsdecreten,  wodurch  Kuserliche  Bfajestät  Ihre 
und  des  Reichs  Nothdurft  proponiren  lassen,  und  andemtheils  derjenigen  Vor- 
stellungen, wodurch  Status  Imperii  ihr  Anliegen  zu  ihrem  gemeinsamen  Besten 
ans  Reich  bringen,  ohne  dass  derselbe  so  über  eines  als  anderes  im  geringsten 
sich  Meister  machen  möge,  sondern,  wie  in  letzterem  Fall  die  wohlhergebrachte 
Teutsche  Freiheit  und  darauf  sich  gründende  Reichs-  und  ComitialverfiftSBong 
einen  jeden  Stand  autorisiret,  nach  eigenem  Gutfinden  sein  Anliegen  dem  Reiche 
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vorstellig  zu  machen,  so  stehet  es  auch  bloss  in  dessen  Belieben,  gestalten 
Dingen  nach  solches  zu  differiren,  auch  wohl  gar  davon  zu  abstrahiren,  zumalen 
wann  dessen  Endzweck,  das  allgemeine  Beste,  durch  ungleiche  Wege  und  Ränke 
frustriret  werden  will. 

Churmainz  aber,  so  zu  Ausführung  des  vorangezogenen  Concerts  einmal 
vor  all  gedungen  war,  kaum  fertig  mit  der  Dictatur  des  gegenseitigen  Pro- 
memoria  vom  18.  Februarii  a.  p.,  wodurch  der  des  Reichs  Satisfactionsschluss 
von  Anno  1675  und  dessen  daraus  fortdaurende  Verbindlichkeit,  das  Königliche 
Churhaus  Brandenburg  cum  efiectu  zu  imdemnisiren ,  anmaasslich  wanken  ge- 
machet und  der  status  quaestionis  verwickelt  und  ganz  verkehrt  werden  wollen, 
ist,  wider  dessen  sonst  bekannte  Gewohnheit,  in  diesem  Fall  nur  allzu  hurtig 
gewesen  und  hat  mit  Hintansetzung  jenes  allen  und  nicht  ohne  sonderbare  Gre- 
fUhrde  Churbrandenburg  ansinnen  wollen,  sein  ganz  summarisches  erstes  Pro- 
memoria  vom  27.  Octobris  1751  in  die  Ansage  stellen  zu  lassen,  unter  dem 
Vorgeben,  die  Sache  läge  bereits  seit  Anno  1744  beim  Reichstage,  es  wäre  ein- 
mal Zeit,  dass  solche  vorgenommen  würde  etc. 

So  ernst-  und  gründlich  man  nun  darwider  der  Churmainzischen  Gesandtschaft 
vorgestellet,  das  Vorgeben  sei  offenbar  irrig  und  nur  jetztgedachtes  Promemoria 
sei  dasjenige,  was  das  Directorium  doch  nicht  nach  seiner  Willkür,  auch  nicht 
ehender  als  auf  ausdrückliches  Verlangen  Sr.  Königl.  Majestät  in  die  Ansage 
seiner  Zeit  bringen  könnte:  der  Inhalt  des  Gregen-Promemoria  von  einem  Mit- 
stande, der  immer  des  Reichs  Wohlfahrt  und  Erhaltung  dessen  Ruhe  im  Munde 
führte  und  also  billig  dabei  an  Festhalt-  und  Erfüllung  desselben  Schlüsse  ge- 
denken sollen,  als  wodurch  jene  nur  erhalten  werden  könne,  seie  so  beschaffen, 
dass  Se.  Königl.  Majestät  solchen  sowohl  Sich  als  dem  Reiche  zum  Besten  stand- 
haft beantworten  lassen  wollten,  und  weil  man  darüber  bereits  im  Werke  be- 
griffen, das  weitere  ad  Directorium  mit  nächstem  gelangen  lassen  würden:  in- 
mittelst dasselbe  sich  nicht  ermächtigen  möchte,  mit  androhender  Ansage 
illegaliter  fürzugehen:  8e.  Königl.  Majestät  würden  nimmermehr  einräumen, 
dass  es  sich  über  Ihre  ans  Reich  bringende  Vorstellung  Meister  machen  wollte, 
sondern  selbiges  in  dieser  Sache  in  eventum  recusiren. 

So  hat  doch  eine  so  triftige  Erinnerung  bei  der  Churmainzischen  Gesandt- 
schaft nicht  weiter  verfangen  wollen,  als  dass  sie  zwar  sich  nicht  getrauet, 
mehrgedachtes  Promemoria  ausdrücklich  in  Ansage  zu  bringen,  indessen  doch 
dem  Ansagzettel  vom  14.  Mai  a.  p.  den  sub  A  hierbei  angefügten  Passum  ein- 
gerückt, welcher  aber  dabei  Punkt  vor  Punkt  durch  einen  Extract  Königlichen 
Schreibens  an  Churmainz  dergestalt  blossgestellet  worden,  das  beide  Einverstan- 
dene folgends,  wie  hiemächst  wird  gedacht  werden,  selbsten  des  Raths  geworden, 
solchen  zu  ersticken  oder  fallen  zu  lassen,  jedoch  vor  der  Hand  keinesweges  in 
diesem  Stück  legaler  zu  Werke  zu  gehen,  sondern  unter  Difficultirung  der  Dic- 
tatur diesseitigen  wiederholten  Memorials,  wovon  sub  No.  1  ;Erwähnung  ge- 
schehen, diese  noch  nicht  zu  legaler  Ansage  gelangte  Sache  vor  so  vielen  von 
alten  und  neuen  Zeiten  in  legaler  Ansag  bestehenden  theils  wichtigem,  theils  zu 
berathschlagen  nöthigera  Kaiserlichen  Commissionsdecreten  sowohl  als  Reichs- 
ständischer Anliegen  auf  einmal  dem  Reich  zur  Deliberation  aufzudringen.  So 
wenig  es  aber  einem  Reichsdirectorio  Überhaupt  zustehet,  ordinem  tractandarum 
causarum  für  sich  zu  reguliren,  sondern  nach  Ausweise  der  ProtocoUen  von 
diesem  und  vorigen  Reichstage  dieses  eine  Sache  ist,  worüber  man  sich  in  denen 
Reichscollegiis  zu  besprechen  und  solchen  ordinem  specifice  per  Gonclusum  Trium 
festzustellen    hat,   solches   bei   dermaligen    Zeiten   auch   desto   unumgänglicher 
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nöthig,  als  oftbesagtes  Directorium  gar  die  Spur  der  ersten  Kaiserlichen  Propo- 
sition und  darauf  beschlossener  Ordnung  so  gar  verloren,  dass  es  das  willkür- 
liche Dictiren,  Ansagen,  zur  Deliberation  Schreiten  etc.  und  darunter  nach  Gnnst 
und  Gabe  zu  handeln,  gar  zu  einer  Observanz  zu  machen  gedenket 

So  illegal  und  unverantwortlich  ist  folglich  die  vom  Churmainzischen  Ge- 
sandten den  11.  August!  a.  p.  bei  öffentlicher  Rathsversammlung  attentirte 
eigenmächtige  Andeutung,  mit  Uebergehung  aller  anderen  altem  und  mehr 
pressirenden  Materien  diese  Sache  in  quarta  vel  qninta  post  ferias  in  Delibe- 
ration stellen  zu  wollen.  Gleich  aber  eine  offenbare  Znnöthigung  bei  keinem 
einzigen  Reichsstande  damals  einen  Eindruck  machen,  geschweige  Bei^EÜl  finden 
können,  sondern  nothwendig  widersprochen  werden  müssen,  die  mehrest«  auch 
hingegen  die  Berathschlagung  der  Reichsritterschaftssachen  mit  bestem  Fuge 
urgiret,  denen  Churbrandenburg  cum  caeteris  votis,  laut  in  pleno  abgelesener  und 
Bub  B  hiebe!  angefügter  Dcclaration  adhaerirt  und  den  Gegentheil  erinnert,  den 
Balken  zuforderst  aus  seinem  Auge  zu  ziehen  und  wegen  der  bisher  usurpirten 
Lauenburgischen  Comitialstimme  und  I.Ande  die  schuldige  Redo  und  Antwort 
zu  geben;  die  Directoria  aber  von  denen  Reichscollegiis  die  diesen  zustehende 
Vorschrift  in  causis  tractandis  comitialverfassuugsmässig  zu  gewärtigen:  so  wur- 
den hierdurch  denen  Einverstandenen  die  Concepten  ziemlich  verrücket;  der 
gegentheilige  Minister  gerieth  darüber  in  eine  solche  Hitze,  dass  er,  ohngeachtet 
aller  diesseits  gegen  ihn  gebrauchten  Moderation  sich  in  Worten  und  Geberden 
auf  eine  so  ungeziemende  Art  vergass,  die  den  umstehenden  Reichsconvent  in 
ein  Erstaunen  und  billigmässigen  Abscheu  gesetzet;  der  Churmainzische  aber 
simulirte  bei  diesem  seltsamen  Vorgang  und  dachte  nur  darauf,  wie  jenes  Un- 
gestümigkeit  zu  vertuscheu  und  dennoch  die  Sachen  ferner  ans  dem  recht-  und 
echtem  Geleis  zu  halten  sein  möchten,  daher  declinirte  er  nicht  nur  jene  fort 
nach  deren  Verlesung  ad  protocoilum  offerirte  und  hernach  ad  aedes  legatorum 
distribuirte  Declaration  anzunehmen,  sondern  recusirte  auch  solches  hernach  ab- 
solute, imd  ist  bis  auf  heutige  Stunde  nicht  dazu,  noch  sonst  so  weit  zu  bringen 
gewesen,  dass  er  die  ganze  Handelung  bei  der  Rathsversammlung  vom  11.  Au- 
gust! a.  p.  behörig  ad  protocoilum  gebracht  hätte.  Als  hiem&chst  der  Fürstliche 
Anhaltische  Minister  diesseitiger  Declaration  wegen  Lauenburg  in  passibus 
utilibus  durch  ein  den  20.  Novembris  a.  p.  distribuirtes  Promemoria  mit  Be- 
ziehung auf  dasjenige,  was  deshalb  in  vorigen  Jahren  bei  dem  Reichsconvent 
vorgekommen,  adhäriret  und  dieses  altfürstliche  Haus  einen  Ernst  merken  lassen, 
bei  dieser  Gelegenheit  seine  Gerechtsame  auf  Lauenburg  prosequiren  zu  wollen, 
hat  man  zu  Hannover  sich  darüber  Gedanken  gemacht  und,  um  diese  Sache  nicht 
weiter  rege  werden  zu  lassen,  vor  rathsam  angesehen,  lieber  die  illegaliter 
in  die  Ansage  prakticirte  Protestation  wider  diesseitige  Verführung  des  Ost- 
friesischen Voti  schwinden  zu  lassen,  zumalen  doch  diejenigen  Stände,  welche 
damit  Partei  gemacht,  öffentlich  zu  erkennen  gegeben ,  dass  solche  von  keinem 
Effect  sein  könnte,  wie  man  denn  ein  solches  hin  und  wieder  unter  der  Hand 
insinuiret,  auch  von  dem  Churbraunschweigischen  Ministro  nicht  nur  durch  das 
distribuirte  Promemoria  vom  30.  Januar!!  a.  c,  sondern  auch  mit  Desavouirong 
derjenigen  Note,  welche  im  Majo  a.  p.  zum  Vorschein  gekommen  bei  allen  G^ 
sandtschaftscanzleien  damalen  läufig  und  in  öffentlichen  Gazetten  dieses  Monats 
befindlich  gewesen,  deren  Inhalt  sonst  ihren  Autorem  genngsam  an  den  Tag 
giebet,  öffentlich  zu  erkennen  gegeben  worden.  Da  nun  der  Gkgentbeil  das 
Hauptstück,  welches  vorher  von  demselben  nur  in  Comitiis  urgiret  worden,  sob 
der  illegalen  Ansage  selbst  fahren  lassen  und  Churmainz,  welches  vorläufig  wohl 
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zu  notiren,  dabei  im  geringsten  nicht  gezweifelt,  dass  Churbraunschweig  nicht 
Freiheit  und  Macht  gehabt,  sein  Suspensionsgesuch  des  Ostfriesischen  Voti, 
welches  auf  sein  Begehren  in  Ansag  gestellet  worden,  nach  Belieben  wieder 
herauszuziehen  und  davon  zu  abstrahiren:  vielmehr  die  Chunnainzische  G^esandt- 
schaft  bei  Uebergabe  des  Anhaltischen  Promemoria  vom  6.  Aprilis  sich  aus- 
drücklich verlauten  lassen,  es  wäre  solches  ohnnöthig  und  überflüssig,  weil 
Churbraunschweig  von  jenem  weiter  nichts  in  Deliberation  gebracht  haben  wollte, 
dannenhero  auch  dieselbe  in  den  Ansagzetteln  Monats  Januarii  ein-  und  andere 
mal  von  Ostfriesland  nichts  ausdrücklich  berühret;  so  hat  doch  Churmainz  sich 
nicht  so  balde  von  dem  bei  der  Dictatur  oben  berührten,  sich  selbst  zugezogenen 
Embarras  beireiet  gesehen  (wie  gross  auch  der  Glimpf  und  die  Nachgiebigkeit 
gewesen,  welche  Se.  Königl.  Majestät  darunter  bezeiget^  dass  dieselbe  nicht  fort 
wieder  angefangen,  ihr  Studium  partis  fast  noch  stärker  wie  zuvor  zu  treiben. 

Von  dem  ersten  sub  A  zur  Ansag  illegaliter  bestimmten  Stücken  war  nicht« 
mehr  übrig  in  den  Ansagzettul  zu  stallen.  Beide  diesseitige  Memorialia  dorfte 
man  wohl  nicht  ohne  Sr.  Königl.  Majestät  ausdrückliches  Verlangen  specifice, 
wie  zu  einer  legalen  Ansage  erforderlich,  hineinsetzen. 

Mittlerweile  hatten  Se.  Königl.  M^'estät  gut  gefunden,  dem  gegentheiligen 
Promemoria  vom  30.  Januarii  a.  c.  in  specie  quoad  passum:  ohne  ein  einziges 
Gravamen  etc.,  durch  eine  fernere  unwiderlegliche  Ausführung  begegnen  und 
vollends  handgreiflich  machen  zu  lassen,  dass  hier  weder  von  einem  Gravamine 
in  formalibus  vel  materialibus  processus  partium  neque  de  prorogatione  in  talem 
processum  vel  litem  nee  etiam  de  tali  litis  pendentia  die  Frage  sei,  noch  sein 
könne,  sondern  dass  es  um  Abhaltung  eines  offenbaren  Einbruchs  in  die  Bündig- 
und  Verbindlichkeit  der  Reicbsschlüsse  zu  thun  sei,  welcher  sich  zu  entziehen 
kein  einziger  Reichsstand  ohne  Exponirung  seiner  eigenen  Gerechtsamen  ermäch- 
tigen könne. 

Die  Bewürkung  dieser  Königlichen  reinen  Intention  aber,  um  solchergestalt 
die  Sache  zu  einer  legalen  und  fruchtbarlichen  Comitialansag  und  Deliberation 
zu  befördern,  hat  Churmainz  in  seinen  Kram  nicht  dienen  und  dahero  solche 
keinesweges  abwarten  wollen,  sondern  von  neuen  so  partial  als  illegal  sich  er- 
mächtiget, in  die  Ansagzetteln  anfangs  etlichemal  schlechterdings  und  folgends 
den  5.  imd  8.  Aprilb  besonders  die  OstMesische  Sache  setzen  zu  lassen  und 
endlich  gar  den  6.  ohngeachtet  diesseits  dagegen  durch  ein  so  glimpf-  als  gründ- 
liches Promemoria  eod.  vorher  gethaner  triftigen  Instanz  die  magistrale  Andeu- 
tung thun  zu  lassen,  die  Sache  sollte  den  9.  in  würkliche  Berathschlagung 
genommen  werden.  Da  nun  solchergestalt  alle  Hofihung  verloren,  Churmainz 
oder  dessen  Gesandtschaft  vom  Missbrauch  des  Directorialamts  abzuhalten,  so 
hat  die  Churbrandenburgische  Gesandtschaft  länger  keinen  Umgang  nehmen 
können,  dessen  anmaassliche  Direction  und  Stimme  in  dieser  Sache  im  Namen 
und  von  wegen  Sr.  Königl.  Majestät  coram  protocollo,  ehe  zu  Ablegung  der 
Stimme  de  facto  geschritten  worden,  quam  solennissime  et  justissime  wegen  deren 
offenbaren  Parteilichkeit  und  illegalen  Verfahren  zu  recusiren,  folglich  auch  dem 
ans  Reich  gebrachten  Intercessionsgesuch  einen  Anstand  zu  geben:  mittels 
allen  widrigen  Fümehmen  standhaftest  zu  widersprechen  und  dagegen  überall 
quaevis  competentia  und  zu  deren  Beibringung  den  freien  Zugang  zum  Pro- 
tocoll  jedesmal  auf  das  nachdrücklichste  sich  vorzubehalten.  Legaiiter  konnte 
demnach 

3)  Zu  keiner  Comitialdeliberation  in  dieser  Sache  geschritten  werden,  dann 
dem  anmaasslichen  durch  die  bekannte  Subsidiengelder  gewonnenen,   mit   der 
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gröBsten  PartialitiLt  und  Illegalität  sich  obtradiren  wollenden,  deswegen  mit 
bestem  Fuge  recosirt  und  eo  ipso  ausser  aller  Activitftt  in  dieser  Sachen  ge- 
stellten Directoren  fehlt  es 

a)  Zu  Angebung  einer  solchen  Berathschlagung,  vulgo  Proposition,  am 
Objecto,  wozu  in  diesem  Fall  sich  nichts  qualificiret,  als  was  auf  Sr.  KönigL 
Majestät  Begehren  vorher  specifice  in  Ansag  gebracht  und  folgendes  von  Dero- 
selben  zur  Deliberation  zu  bringen  verlanget  worden;  beides  ist  hier  nicht 
geschehen,  sondern  vielmehr  dem  nach  freiem  Belieben  ans  Reich  gebrachten 
Gesuch  eben  auch  nach  freiem  Belieben  ein  Anstand  gegeben  worden;  folglich 
ist  das  Churmainzische  Deliberations-Beginnen  die  illegaleste  Zudringlichkeit, 
die  zu  erdenken,  und  desto  feindseliger  und  paradoxer,  als  Churbrandenburg 
hierunter  nicht  zugestanden  werden  will,  was  doch  bei  eben  dieser  Sachen 
Churbraunschweig  mit  seinem  Suspensionsgesuch  obgedachter  Maassen  würklich 
zugestanden  worden. 

Inmaassen  dann  dieses  ohnparteüscher  Chur-  und  Fürsten  Ministri  in  An- 
sehung 

b)  Der  Ablegung  der  Yotorum  ganz  wohl  eingesehen  und  davon  abstra- 
hiret  Je  zuversichtlicher  man  nun  sich  ein  gleiches  von  der  belobten  Aequa- 
nimität  derer  Übrigen  versprechen  können,  zumalen  auf  die  particuläre  im 
Churfürstlichen  Collegio  in  specie  gemachte  wichtige  Instanzien  bei  abgehender 
Churpfälzischen  ad  causam  überhaupt  und  aller  andern  Instruction  über  die 
bedenkliche  nova  emergentia  und  dadurch  so  beträchtlich  abgeänderte  Umstände 
bei  ihren  Höfen  wenigst  vorher  Rückfrage  zu  halten  und  inmittels  auch  nur 
aus  der  im  erstem  Fall  in  Collegio  Electorali  wohlhergebrachter  Consideration 
allein  ihre  Vota  zu  suspendiren:  je  unangenehmer  fällt  es  Sr.  KönigL  Majestät, 
Sich  in  die  Nothwendigkeit  gesetzt  zu  sehen,  die  triftige  Ursachen  anzufahren, 
warum  Sie 

c)  Zu  Fassung  eines  legalen  Gollegialconclusi  die  in  vacuum  et  vagum 
obtrudirte  Vota,  wodurch  sie  statt  der  von  Ihro  verlangten  Intercessionalien  des 
Reichs  an  des  Kaisers  Majestät  wegen  des  Churbraunschweigischen  vermeint- 
lichen Anspruches  auf  Ostfriesland  zur  Ausführung  an  den  Reichshoftath  ver- 
wiesen werden  wollen,  wo  doch  AUerhöchstderoselben  KönigL  Churhaus  bereits 
die  kläresten  Reichsschlüsse  und  Kaiserliche  Versicherungen  in  optima  forma 
vor  sich  hat,  theils  für  partial  und  theils  ganz  ohnerheblich  halten  müssen. 
Ueberhaupt  muss  dazu  zuvörderst  ein  legales  vollständiges  Protocoll  vorhandoi 
sein,  es  muss  das  darnach  zu  fassende  Project  in  pleno  verglichen  und  auf 
eines  einzigen  Commembri  Anverlangen  per  Dictaturam  privatam  communidret 
werden  etc. 

Ersteres  fehlet  hier  nicht  allein,  sondern  es  ist  auch  schon  vorher  in  dieser 
Sache,  wie  vorhin  angemerket,  nicht  einmal  dazu  zu  gelangen  gewesen,  und  zu 
letzterm  haben  die  vermeintliche  Votantes  so  schlechte  Lust  bezeiget,  dass  sie 
vielmehr  diesseitiges  gemüssigte  vorläufige  Monitum  zu  dem  defectnosen  Protocoll 
vom  9.  Aprilis  überhaupt  als  ihren  eingebildeten  Respect  zuwider  gar  zu  ver 
werfen  ausu  inaudito  sich  unterfangen. 

Diese  animose  Partialität  und  Violation  der  Churfürstlichen  Dignität  und 
Gerechtsame  allein  muss  Ihro  Vota  in  aller  unparteiischen  Welt  Augen  so  ver- 
dächtig als' verwerflich  machen. 

Das  Churtrierische  Votum  hätte  niemals  so  präoccupirt,  als  geschehen,  ab- 
gelegt werden  können,  wann  es  nicht  der  Churmainzische  Minister  in  Händen 
gehabt,  und  die  vorangezogene  fernere  Ausführung  und  darauf  das  Veriangen 
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der  Ansage,  wie  er  in  via  legali  schuldig  gewesen,  abgewartet  hätte,  als  wo- 
durch Se.  ChurfÜrstl.  Gnaden  zu  Trier  die  beigebrachte  Vorurtheile  ohnfehlbar 
benommen  sein  würden,  Ihre  Gedenkensart  aber  allzu  gerecht  ist,  als  dass  Sie 
gegen  besseres  Wissen  und  Grewissen  etwas  äussern  sollten. 

Das  Churböhmische  Votum  mag  ausser  der  schon  Überhaupt  angeführten 
Consideration  auch  wegen  der  weltkundig  mit  Churbraunschweig  habenden 
engesten  Connexion  und  Gemeinschaft  ihrer  beider  Interesse  nicht  für  ganz  un- 
parteiisch gehalten  werden,  und  zwar  um  so  viel  weniger,  als  solche  über  alles 
bessere  Vermuthen  bei  dem  Ministerio  der  Kaiserin-Königin  Majestät  einen 
solchen  Effect  gehabt,  dass  es  die,  auch  wegen  ihrer  Grerechtig-  und  Gemüths- 
billigkeit  weltgeprieaene  und  um  die  Wohlfahrt  des  Teutschen  Reidis  eifögst 
bemühete  Kaiserin  dahin  vermocht,  dass  Sie  dadurch  Gelegenheit  geben  mögen, 
die  Facta  Ihrer  glorwürdigsten  Vorfahren,  Kaisers  Leopoldi,  Josephi  und 
Caroli  VI.  zu  impugniren  und  in  uothwendiger  Folge  die  Kaiserliche  Autorität 
Ihres  Herrn  Gemahls  Majestät  auf  der  einen  Seite  per  indirectum  zu  exponiren, 
auf  der  andern  aber  die  Reichshofräthliche  Jurisdiction  nach  denen  Churbraun- 
schweigischen  Absichten  zu  erweitem,  obgleich  an  sich  nichts  gewissers  ist,  als 
dass  denen  Reichsgerichten  auf  keine  Weise  zustehe,  über  Reichsschlüsse  und 
deren  Validität  zu  judiciren  oder  auch  sich  darüber  einer  Interpretation  anzu- 
maassen,  worin  aber  doch  in  dieser  Sache  das  hauptsächlichste  Fundament  und 
ein  grosser  Theil  der  Reichsständischen  Freiheit  und  Vorrechten  bestehet,  dass 
ihnen  und  nicht  denen  Reichsgerichten  die  Interpretatio  legum  et  conclusorum 
Imperii,  so  man  Churbraunschweigischer  Seits  zu  verdrehen  suchet,  gebühre. 

Das  Churbajerische  Votum,  imgleichen  das  Chursächsische,  als  beide  durch 
die  famosen  Subsidientractaten  voraus  bedungen,  laboriren  über  obige  Consi- 
deration aperta  macula  partialitatis. 

Das  ohnehin  nach  rechtmässig  geschehener  Recusation  ohnstatthafte  Chur- 
mainzische  Votum  versenket  vollends  die  grosse  Last  verübter  Partialitäten  und 
Illegalitäten  in  den  Abgrund  seiner  Nichtigkeit  Verfolglich  föilet  es  jedermann 
in  die  Augen,  dass,  da  dergleichen  mit  solcher  offenbaren  Parteilichkeit  be- 
haftete Vota  nicht  einst  in  weit  geringem  Welthändeln  denen  Rechten  nach 
vor  gültig  und  standhaft  zu  achten  sein,  solche  um  so  viel  weniger  in  einer 
dergestalt  wichtigen  Sache  vor  bündig  und  valabel  ausgegeben  und  geachtet 
werden  können,  dahero  bleibt  im  ChurfUrstlichen  Collegio  ad  effectum  con- 
cludendi  wohl  nichts  übrig. 

Im  Fürstlichen  ist  die  durch  Churmainz  ein-  vor  allemal  illegaliter  veran- 
lasste Handlung  mit  gleicher  Dlegalität  und  Partialität,  nur  noch  mit  grösserer 
Ferveur,  womit  der  Oesterreichische  Minister  dabei  sich  notorie  distinguiren 
wollen,  auch  mit  mehrem  von  einen  und  andern  Ministro,  zum  Exempel  dem 
von  Stingelheim,  gegen  die  von  seinem  Herm  Principalen  Sr.  Königl.  Majestät 
gegebene  eigenhändige  Versichemng,  in  votando  gebrauchten  anscheinentiichen 
Gefährde  angefangen,  fortgefUhret  und  geendiget  worden;  der  besondem  Con- 
nexion derer  geistlichen  Reichsfürsten,  auch  neuen  Fürstlichen  Häusern  mit  der 
Krön  Böhmen  und  dem  Erzhause  Gestenreich,  und  wie  jene  sich  nach  diesen 
Votis  aus  genugsam  bekannten  Ursachen  allemal  zu  accommodiren  mehrentheils 
gewohnet  sind,  folglich  an  einerlei  Partialitäten  laboriren,  dermalen  nicht  zu 
gedenken. 

Es  hat  dabei  um  so  viel  weniger  etwas  gewieriges  herauskommen  können, 
als  bei  legaler  Formirung  eines  Conclusi  monitis  monendis  et  attentis  attendendis 
die  Majora  nicht  für  die  vermeintliche  Votanten  in  causa  ipsa,  sondem  für  die 
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vennuthlich  an  Macht,  Land  und  Leuten  wohl  20  bis  30  andern  Votanten  im 
Fürstlichen  CoUegio  übertreffende  Saniora,  welche  dafür  gehalten:  der  Deli- 
beration  gestalten  Dingen  nach  einen  Anstand  zu  geben,  billig  ausfallen  müssen. 
So  wenig  man  dahero  im  Stande  gewesen, 

d)  Zur  Re-  und  Correlation  fürerst  zwischen  beiden  hohem  Goll^üs  zu 
schreiten,  um  ein  Commune  Dnorum  zu  vergleichen,  so  unthunlich  war  es  fol- 
gendes, ein  Conclusum  Trium  mit  dem  Städtischen  CoUegio  zu  vereinbareu,  als 
wozu  auch  letzteres  cum  effectu  nichts  beizutragen  vermocht,  weil  es  für  sich 
auf  gleiche  illegale  Veranlassung  ebenfalls  nichts  legales  verhandeln  oder  be- 
schliessen  können  und  sonsten  von  jenen  ihme  bekannter  Maassen  nur  gloria 
obsequii  gelassen  zu  werden  pfleget 

Auf  eine  solche  paradoxe  Handlung  hat  dann  wohl  ohnmöglich 

4)  Ein  standhaftes  Gutachten  zum  Vorschein  konmien  können,  sondern  eine 
partiale  umgestalte,  schismatische,  in  ihrer  Gattung  unique,  so  präcipitant  als 
vague  Meinung,  welche  denen  vormaligen  Reichsschlüssen  zuwider,  der  Ehre 
und  Ansehen  des  Reichs  und  allen  Ständen  in  specie  verkleinerlich  und  in  der 
Folge  nachtheilig  sein  kann,  hat  dafür  eingeschoben  werden  wollen; 

Die  aber  in  sich  nichts  weniger  ist,  als  was  das  Dictatum  vom  16.  Aprilis 
besagen  will;  ihre  Unreife  beweiset  die  oben  sonnenklar  dargelegte  so  illegale 
als  partiale  That  und  prämeditirte  Uebereilung;  dann  wann  durch  gekünstelte 
und  parteiische  Majora  die  yormalige  Reichsschlüsse  umzukehren  gestattet  und 
dieses  seine  Würkung  erreichen  sollte,  so  dürften  alle  Reichssatz-,  Ordnungen 
und  Recesse,  folglich  das  ganze  Reichssjstema  besorglich  bald  bouleversiret 
werden,  wobei  aber  die  wenigsten  Stände  ihr  Conto  finden  möchten,  diejenigen 
aber,  so  reichspatriotisch  denken,  werden  die  vormalige  Reichsschlüsse  aufrecht 
zu  erhalten  suchen. 

Der  vermeintliche  Antrag,  welcher  aus  dem  Bayerischen,  recht  betrachtet, 
singularen  Voto  gegen  alle  genuine  Art  zu  schliessen  genonunen  ist,  beziehet 
sich  auf  eine  Litispendenz  irgendwo,  die  noch  nirgend  existiret,  noch  indudrt 
werden  können. 

Alle  unparteiische  Welt  wird  dannenhero  Sr.  Rönigl.  Majestät  nicht  ver- 
denken, dass  Sie  einen  darauf  gebauet  werden  wollenden  sogenannten  Reichs- 
schluss  nimmermehr  für  gültig  erkennen  können,  noch  werden,  sondern 
dagegen  mittelst  dieser  Declaration  auf  das  feierlichste  protestiren.  Die  Ur- 
heber davon  mögen  darüber  zwischen  und  wider  sich,  wie  und  wo  sie  wollen, 
Händel  erregen,  Se.  Majestät  halten  Sich  fest  und  unabwendig  an  den  Reichs- 
schluss  von  Anno  1675  und  alle  diejenige  höchste  und  hohe  Reichsstände  sammt 
und  sonders,  welche  darzu  in  solchem  Jahre  concurriret  haben,  als  welche  Sie 
wegen  der  Ihro  versprochenen  Indemnisation  nicht  ex  nexu  lassen  werden  noch 
können,  und  lassen  Sich  von  dem,  was  Sie  kraft  desselben  rechtmässig  und 
ruhig  erworben  und  Ihnen  femer  geleistet  werden  muss,  durch  solche  offenbare 
Zunöthigungen  nicht  verdringen,  noch  deswegen  vor  ein  Reichsgericht  ziehen, 
als  woselbst  Sie  Sich  wegen  der  vom  Kaiser  und  Reich  legali  modo  zur  ver- 
sprochenen Indenmisation  Dero  Königl.  Churhanses  wegen  des  im  vorigen 
Saeculo  zum  Besten  und  Dienst  des  Reichs  erlittenen  Schadens  titnlo  satis 
oneroso  erhaltenen  Provinz  Ostfriesland  nun  und  nimmermehr  einlassen  werden 
noch  können;  zweifeln  auch  keines weges,  es  werden  alle  unparteiische  höchst- 
und  hohe  Reichsstände  in  Ansehung  dieser  Sr.  Königl.  Majestät  Entschliessung 
Ihro  Beifall  gönnen  und  von  denen  vor  Allerhöchstdero  Gerechtsame  streitenden 
standhaften  Gründen  aus  demjenigen  Memoriali  hinlänglich  überzeuget  sein,  so 
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von  Dero  Comitialgesandtschaft  dem  gesammten  Reiche  im  Junio  1752  vor- 
geleget  worden,  und  woraus  das  gegentheilige  Unrecht  und  die  Sr.  KÖnigl. 
M^gestät  frivole  angehabet  werden  wollende  Action  sonnenklar  erhellet 

Wie  nun  der  glorwürdigste  Churfurt  Friderich  Wilhelm  der  Grosse  durch 
ein  neulich  bei  dem  Reichsconveut  wieder  distribuirtes  und  sub  C  hier  an- 
gefügtes Impressum*)  ex  anno  1688,  pag.  13.  nach  Maassgabe  des  Reichs- 
abschiedes de  anno  1555,  §  96  et  seq.  öffentlich  declariret,  in  verwaltenden  Fall 
„Selbst  berechtiget  zu  sein,  Sich  an  Ihren  Constatibus  zu  erholen",  so  wollen 
Se.  Königl.  Majestät  sothane  Befugniss  besonders  gegen  diejenige,  welche  Ihnen 
und  dem  Reich  vorgedachter  Gestalt  widrige  und  lästige  Folgen  zuzuziehen 
trachten.  Sich  nicht  alleine,  sondern  auch  die  Effectuirung  der  übrigen  in  jetzt 
angezogenen  Impresso  angeführt-  und  als  dem  allgemeinen  Reichswesen  ohn- 
nachtheilig  stattlich  behaupteter  Satisfactionsmittel,  bis  Sie  die  gänzliche  Genug- 
thuung  effecti  ve  erhalten,  hiermit  auf  das  aus-  und  nachdrücklichste  conserviret  haben. 

Da  immittelst  Allerhöchstderoselben  nicht  zu  verdenken  sein  wird,  dass  Sie 
Sich  bei  demjenigen,  so  Sie  einmal  vom  Kaiser  und  Reich  pro  indemnisatione 
promissa  legitime  erhalten  und  in  dessen  geruhigen  Besitz  Sie  Sich  befinden, 
nöthigenfalls  durch  hinreichende  Mittel  zu  schützen  suchen  werden. 

Se.  Königl.  Msgestät  protestiren  hiemächst  auch  gegen  alle  sonstige  Hand- 
lungen feierlichst,  bis  die  so  lange  Jahre  nun  um  Justiz  schreiende  Lauen- 
burgische  Sache  erörtert  worden. 

Sie  inhäriren  unabweichlich  der  den  11.  Augusti  a.  p.  in  plenis  Comitiis 
geschehenen  Contradiction  der  Churbraunschweigischen  Usurpation  und  behalten 
Sich  als  eventualis  Successor  in  den  Mecklenburgischen  Landen  Ihr  eventuales 
Successionsrecht  in  dem  Lauenburgischen  ex  pacto  notorio  confratemitatis  in 
seiner  vollen  Kraft  jederzeit  standhaftest  bevor. 

Abstrahiren  solchenmach  gänzlich  von  Ihrem  ans  Reich  gebrachten  Inter- 
cessionsgesuch.  Erstatten  patriotisch  gesinneten  ChurfÜrsten  und  Ständen  für 
die  Ihnen  darunter  bezeigte  Sorgfalt  in  Aufrechthaltung  und  Erfüllung  unver- 
brüchlicher Reichsschlüsse  und  darauf  bestehender  desselben  Verfassung  über- 
haupt den  verbindlichsten  Dank  und  lassen  deren  Continuation  denenselben 
sammt  und  sonders  auf  das  beste  und  angelegentlichste  cum  oblatione  reciproci 
empfohlen  sein. 

Lit.  A. 
Extract  Ansagezettels  vom  14.  Maji  1752. 

„Wie  auch  zu  denen  Vorstellungen  in  der  Ostfriesischen  Successionssache 
in  specie  de  dictatis  den  11.  Septembris  1744,  den  24.  Septembris 
1745  und  den  4.  Martii  1752. 

Extract  Königlichen  Antwortschreibens  an   den  ChurfÜrsten  zu 

Mainz  d.  d.  Berlin,  den  21.  Octobris  1752. 

Ew.  Churfursti.  Würden  und  Liebden  haben  vor  Unserm  Gtegentheil  die 
ausnehmende  Complaisance  gehabt  und  eine  Ansage  über  Stücke  verrichten 
lassen,  wovon  nicht  ein  einziges  zur  Comitialdeliberation  sich  qnalifidren  lasset 

Die  Haupt-  und  Generalrubrique,  Ostfriesische  Successionssache, 
ist  gar  in  Comitiis  nicht  einmal  bekannt,  Churbraunschweig  hat  niemalen,  auch 

*)  Die  S.  432  angeführte  Druckschrift  „Anmerckungen". 
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Wir  haben  nie  etwas  Tom  Successionsrecht  in  Ostfriesland  in  Comitialdeliberation 
zu  bringen  verlanget.  Das  speciale  Chnrbraunschweigische  Dictatum  vom 
10.  Septembris  1744  ist  eine  anmaassliche  Protestation  gegen  diesseitige  Legi- 
timation zu  dem  OstAriesischen  Voto  und  dessen  Verführung,  wobei  auf  dessen 
Suspenfidon  angetragen  worden,  und  das  einzige,  so  Churbraunschweig  für  sich 
zur  Comitialdeliberation  zu  bringen  begehret  Gleichwie  aber  dergleichen  wider 
die  beim  Reich  einmal  angenommene  und  zu  ihrer  völligen  Activität  gelangte 
Legitimationes  überhaupt  nicht  attendiret,  noch  deren  Suspension  in  besondere 
Comitialdeliberation  gezogen  zu  werden  pfleget,  viel  weniger  ein  Reichsdirec- 
torium  sich  jemals,  solches  vor  sich  zu  thun,  ermächtiget  haben  mag,  so  finden 
Wir  Uns  auch  nun  seit  acht  Jahren,  alles  widrigen  Protestirens  und  Begehrens 
ohngeachtet,  in  unverrückter  Possession,  das  Ostfriesische  Votum  zu  verfuhren. 

Will  aber  dermalen  noch  dessen  Suspension  durch  eine  Comitialdeliberation 
urgiret  werden,  so  scheinet  ab  Seiten  Churbraunschweig,  dass  man  mit  sich 
selbst  uneins  und  nicht  eigentlich  weiss,  was  man  wolle.  Zu  Regenspurg  will 
man  in  possessorio  gegen  alle  Ordnung  und  Observanz  im  Reich  das  Ostfriesische 
Votum  suspendiret  haben,  und  zu  Wien  will  man  den  Reichshofrath  in  petitorio 
auf  eine  noch  nie  erhörte  und  reichsgrundgesetzwidrige  Art  über  Reichsschlüsse 
richten  lassen,  kraft  welcher  Unserm  Königlichen  Churhause  zur  Indemnisation 
Ostfriesland  durch  eine  Exspectanz  zu  TheÜ  worden  und  Uns  ohne  allen  Wider- 
spruch ruhig  heimgefallen  ist 

Ew.  ChuifUrstlichen  Würden  und  Liebden  werden  hiebei  nicht  abkennig 
sein,  dass  auf  solche  Maasse  Dero  Directorialgerechtsame  einen  Anstoss  leiden 
würden,  wann  da  einmal  die  diesseitige  Legitimation  wohlbedächtlich  angenommen 
und  sowohl  dem  Fürstlichen  Collegio  als  dem  Reichsmarschallamt  notificiret 
worden,  darwider  nun  eine  Comitialdeliberation  veranlasset  werden  wollte,  als 
welches  kein  anders  als  das  Ansehen  eines  schädlichen  Missbrauchs  gewinnen 
würde;  wollte  man  auch  mit  dergleichen  Protestationen  hinfüro  mehr  befangen, 
als  solche  ad  acta  Imperii  zu  nehmen,  wie  bisher  geschehen,  so  muss  solches 
durch  einen  Reichsschluss  zuvorderst  festgestellet  werden,  imd  demnächst  ist 
doch  noch  nicht  an  deme,  dass  von  Unserer  Ostfriesischen  Legitimation  der 
Anfang  gemacht  werden  müsse.  Churbraunschweig  hat  viel  wichtigere  und 
besser  gegründete  Protestationes  gegen  seine  Legitimation  zu  dem  Lauen- 
burgischen  Voto  wider  sich,  auch  selbst  von  Unserer  Seiten,  dann  es  ezistiret 
doch  notorie  ein  Pactum  successorium  zwischen  Lauenburg  und  Mecklenburg, 
da  jenes  Ostfriesische  nicht  in  rerum  natura  oder  doch  wenigstens  moraliter 
nicht  existiren  kann;  es  wird  also  vorwohlgedachtes  Churhaus  billig  sich  zum 
ersten  gelten  lassen  müssen,  was  es  andern,  in  specie  Uns  zumuthen  will.  Und 
dies  ist,  was  Unser  Gesandter  laut  nächst  zugezogener  Beilage  den  11.  Augusti 
mit  dem  besten  Fuge  teutsch  und  laut  genug  zu  erkennen  gegeben. 

Der  andere  speciale  Punkt  der  anmaasslichen  Ansage  soll  sein  ein  Dietatum 
vom  24.  Septembris  1745.  Dieses  wird  einmal  zur  Ungebühr  inter  Comitial- 
dictata  referiret  und  ist  zum  andern  ein  ganz  extra  orbitam  einer  Wahlhandlung 
und  nach  Unserer  bekannten  Separation  von  Churbraunschweig,  wer  weiss  auf 
welche  Art,  ausgebrachtes  sogenanntes  ChurfUrstliches  CoUegialconclusum, 
welches  nicht  ohne  Gefährde  als  eine  Vorschrift  bei  gegenwärtiger  Comitial- 
deliberation eingeschoben  werden  will.  Wie  aber  solches  an  sich  von  koner 
Kraft  und  nicht  die  geringst«  Würkung  haben  kann,  so  ist  es  auch  wohl  eine 
Demarche  sonder  Exempel,  ChurfÜrstliche,  auch  nur  vermeintliche  Conclusa  In 
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Comitialansage  ad  desuper  deliberandom  zu  bringen,  und  thun  Ew.  dburfürstl. 
Würden  und  Liebden  dem  Churfürstlichen  Collegio  damit  wenig  Ehre  an. 

Der  letzte  Specialansagspunkt,  das  Dictatum  vom  4.  Martii  a.  c,  ist  ein 
Churbraunschweigisches  Gegenpromemoria  und  referiret  sich  auf  Unser  an  das 
Reich  gebrachtes  Gesuch  um  ein  Reichsschlussmässiges  Gutachten  zu  Abweisung 
des  von  Churbraunschweig  Uns  beim  Reichshofrath  angehängt  werden  wollenden 
Processes  wegen  Unserer  plenissimo  jure  erlangten  Grafschaft  Ostfriesland. 

Wie  nun  dies  Unser  Gesuch  einzig  und  allein  das  eigentliche  und  ordent- 
liche objectum  deliberationis  comitialis  ist,  so  werden  Ew.  ChuifOrstl.  Würden 
und  Liebden  wohl  ninmiermehr  ein  Exempel  in  wohlhergebrachter  Comitial- 
Ordnung  aufweisen  können,  dass  in  solchem  Fall  referens  absque  relato  in  An- 
sage gebracht  worden,  wie  es  dann  auch  ex  rei  gerendae  natura  ohnmöglich 
fruchtbarlich  geschehen  kann  etc. 


Lit.  B. 

Regensburg,  den  11.  Augusti  1752.   Bei  der  Reichsrathsversamm- 

lung  auf  dem  Re-  und  Correlationssaal. 

Auf  die  von  Churmainz  vorgeschlagene  Proponenda  post  ferias  äusserte  legendo : 

Churbrandenburg,  auch  Magdeburg  cum  caeteris  votis  inclusive  Ostfries- 
land: Es  seie  wiederholter  Allergnädigst  instruiret,  auf  die  ohnnachbleibliche 
Proposition  der  Reichsritterschaftssachen  allen  Fleisses  mit  anzutragen,  und 
wolle  also  gegenwärtiges  Gesuch  bei  denen  fürtrefPlichen  Gesandtschaften  hier- 
mit bestens  secundiret  haben,  bei  dessen  längerer  Verbleibung  aber,  und  da 
sonsten  in  dergleichen  Fällen  allerhand  Nebenabsichten  gebrauchet  werden, 
dass  fast  in  keinen  Sachen  mit  Ordnung  länger  fortzukommen,  würde  das  rich- 
tigste Auskonunen  sein,  in  vorgängige  Collegialdeliberation  zu  ziehen,  wie  und 
welchergestalt  eine  Sache  nach  der  andern  ihrer  Beschaffenheit  und  Wichtigkeit 
nach  vorzunehmen,  und  specialissime  beruft  man  sich  dahin,  was  das  Churbraun- 
schweigische  Propositionsgesuch  der  vermeintlichen  Protestation  gegen  diesseitige 
Legitimation  zu  dem  Ostfriesischen  Voto  betrifft,  als  worin  man  nicht  gehehlen 
kann,  sondern  solche  quam  solennissime  contradiciret,  bis  die  weit  ältere 
und  befngtere  Protestationes  wider  jenseitige  Legitimation  zu  dem  Lauen- 
burgischen  Voto,  als  woran  zugleich  Ihro  Rönigl.  Majestät  in  Preussen  als  even- 
tualen  Successoren  im  Herzogthum  Mecklenburg  besonders  gelegen,  vorhero 
proponirt  und  erörtert  sein  werden. 

Quo  lecto  stellete  denen  Hochlöblichen  Directoriis  zu  Belieben,  diese  seine 
Erklärung  ad  protocollum  zu  nehmen;  sonst  wollte  sämmtlichen  fürtrefflichen 
Gesandtschaften  selbige  hiermit  in  pleno  ad  notitiam  gebracht,  auch  deren 
Communication  ad  aedes  zur  Berichtserstattong  offeriret  haben. 


XXXI. 

Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen, 

als  Chiirfftrsten  zn  Brandenburg,  Standhafte 

Verwahrung  gegen  die  unerhörte 

Anmaassungen, 

welche  bei  und  naxsh  Höchst-Deroselben  den  6ten  JuL  a.  c. 
servatiB  servandis  zum  Protocoll  beyder  höhern  CoUegiorum 
gebrachter  und  zum  Reichsstädtischen  communidrter  schliess- 
lichen  &klährung  in  der  Ostfriesischen  Sache,  etc.  weiter  erreget 
werden  wollen,  distribuiret  Regensburg  den  .  .  .  Nov.  1753*). 


A.ls  PoUnian  am  6,  Juli  1753  die  ihm  von  seinem  Hofe  eugesandte 
Finaldeclaration  (No.  XXX)  zu  Protokoll  gaby  fehlten  sowohl  im 
churfürstlichen  wie  im  fürstlichen  Siteungsjsimmer  die  Gesandten  von 
der  Majorität  des  9,  April,  y^die  mit  Churbraunschweig  Einver- 
standenen^ ;  sie  blieben  während  dieses  Actes  im  Be-  und  CorreUUions- 
«immer.  Als  am  Nachmittag  um  3  Uhr  die  Legationssecretäre  von 
der  Minorität  j^nach  der  in  collegio  genommenen  Abrede  cansueto 
more  et  consueto  ordine  das  aufm  Raihha^is  des  Vormittags  abgehctt- 
tene  Protokoll  collationiren  und  adjustiren^  wollen^  finden  sie  die  Thür 
des  Eathhauses  verschlossen;  der  Rathhauspfleger  sagt^  dass  dies  auf 
Geheiss  der  Directoren  der  beiden  höheren  Collegia,  des  maimnschen 
und    österreichischen    Gesandten,    geschehen:    der   regierende   Stadt- 

*)  In  dem  Originaldruck  (4  Bll.  fol.)  blieb  das  Datum  für  den  Tag  der 
Vertheilung  offen;  dieselbe  erfolgte  erst  am  19.  December  1753;  vgL  unten 
S.  426. 
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kämmerer,  der  wiederholt  um  die  Oeffnung  angehalten  xcird^  berufl 
sich  gleichfalls  auf  das  Geheiss  jener  beiden  Minister  *). 

Am  9,  Juli  gab  der  churbraunschweigische  Gesandte  eine  Gegen- 
erklärung eu  Protokoll**),  die  Pollnian  am  16,  Juli  mit  der  Be- 
merkung nach  Berlin  schickte:  i^Mir  jagen  solche  Federwische  bei 
meinem  überall  treu-redlichen  und  besonders  in  dieser  Sachen  von  Ew. 
Königl.  Majestät  allergnädigst  approbirten  Diensteifer  wohl  keine 
Furcht  ein.^ 

Am  13.  Juli  wurde  die  preussische  Finaldeclaration  im  churfürst- 
liehen  Collegium  und  am  23.  im  fürstlichen  j,ab  actis  removiret^,  unter 
Protest  der  Minorität***). 

Pollman  erhielt  den  Befehl  (Berlin  1.  August)  gegen  dieses  Ver- 
fahren eine  ^generale  Gegenprotestation^  aufzusetzen,  ^jedoch  in  be- 
hutsamen und  glimpflichen  Terminis^.  Pollman' s  Entwurf  wurde 
auch  diesmal  in  Berlin  durch  Vette  revidirt. 

Inzunschen  liefen  in  Berlin  sowohl  seitens  des  kaiserlichen 
Hofes  als  von  einigen  Reichsständen  Beschwerden  über  Pollman's 
Auftreten  ein.  Der  König  war  sehr  damit  einverstanden,  als  das 
Departetnent  der  auswärtigen  Affairen  die  entschiedene  Zurückweisung 
dieser  Beschwerden  befürwortetet).  Bald  darauf  verfügte  der  König ^ 
dass  in  Wien  über  die  „Grrobheiten  und  Impertinenzien*^  des  öster- 
reichischen Comitialgesandten  „convenablement*^  Beschwerde  gefuhrt 
werden  sollte  ff).  Pollman  selbst  aber  wurde,  um  ihn  von  der  j^eigent- 
lichen  Intention^  des  Königs  um  so  mehr  zu  vergewissern,  jetzt  durch 
eine  immediate  Weisung  aus  dem  königlichen  Cabinetfff)  beauflragt, 
„dass  wann  dergleichen  Unanständigkeiten  und  Illegalitäten^  auch  Im- 
pertinenzien  .  .  .  weiter  unternommen  werden  wollen,  Ihr  dabei  nicht 
gelassen  sein,  noch  weniger  Euch  timide  betragen,  vielmehr  ohne  ein- 
mal weitere  Ordre  deshalb  zu  gewärtigen,  reine  von  der  Leber  weg- 
sprechen und,  obschon  ordnungsmässig j  jedoch  haut  ä  la  main  der- 
gleichen Inddcences  Euch  zu  widersteUen  und  Meine  und  Meines  Hauses 

*)  Bericht  Pollman's,  Begensburg  9.  Juli;  im  Auszüge  bei  Moser,  T.  StA. 
1753,  X,  611.    Vgl.  ebend.  IX,  413. 

**)  Originaldruck  auf  2  Bll.  fol.     Abgedruckt  bei  Moser,  T.  StA.    1753, 
IX,  414. 

***)  Vgl.  die  Protokolle  bei  Moser,  T.  StA.  1753,  X,  612. 

t)  Auf  einen  Bericht  des  Grafen  Rnckenstein  vom  25.  Juli  1753  resolvirte 
der  König:  „Ist  recht  sehr  gut.*'  Demgemäss  wurde  dem  Gesandten  durch  Er- 
lass  vom  1.  August  der  allerhöchste  Schutz  zugesagt 

tt)  Spandau  6.  September  1753;  Politische  Correspondenz  X,  67. 

ttt)  Potsdam  29.  August  1753;  ebend.  X,  62. 
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Dignitö  sowohl  in  diesen  als  anderen  Vorfaüenheiten  mit  allem  ge- 
Imhrlichen  Nachdruck  souteniren  sollet^  *). 

Unermüdlich  auf  immer  neue  Mittel  und  Wege  bedacht,  ^damit 
dem  fast  wüden  churhraunschweigischen  Boss  ein  desto  stärker  Gebiss 
ins  Maul  gelegt  werde^  **^,  hat  PoUman  nach  Ablauf  der  Beichstags- 
ferien  die  von  ihm  vorbereitete  ^Standhafte  Verwahrung^  seines  Hofes 
nicht  mehr  vertheilen  können:  er  starb  auf  seinem  dornenvollen  Posten 
zu  Begensburg  am  30,  November  1753***).  Der  Legationsrath  von 
Viereck  Hess  die  Schrift  am  19,  December  1753  ad  aedes  distribuiren. 

Von  hannoverischer  Seite  ist  die  „Standhafte  Verwahrung^  nicht 
mehr  beantwortet  worden.  Aber  ebenso  wenig  hörte  man  von  einem 
Fortgang  des  Processes  bei  dem  Beichshofraihe.  Der  Freiherr  von 
Bartenstein  in  Wien  hatte  Becht  gehabt,  wenn  er  unmittelbar  nach 
dem  Beichstagsbeschhss  vom  9.  April  1753  äusserte,  dass  das  Haus 
Hannover  im  Grunde  dadurch  nichts  gewinnen  werde  f).  Und  der 
französische  Staatssecretär  Marquis  de  Saint- Contest  sagte  damals  eu 
dem  preussischen  Gesandten,  selbst  wenn  der  Beichshofrath  Ostfries- 
land  dem  Hause  Hannover  zusprechen  sollte,  welcher  Beichsfürst  würde 
sich  mit  der  Ausführung  der  Sentenz  beauftragen  wollen  ff)?  Jeglicher 
Aussicht  auf  die  Ericerbung  von  Ostfriesland  begab  sich  dann  König 
Georg  Hy  als  er  1756  die  Beziehungen  zu  dem  wiener  Hofe  fallen 
liess  und  mit  Preussen  sich  verbündete. 


*)  Wenn  der  König  dem  Cabinetssecretär  Eichel  sagte,  dass  Pollman  den 
Gegnern  „entgegenbellen*'  müsste  (ebend.  S.  61),  so  hat  Eichel  diesen  Ausdniek 
bei  Concipirong  des  Immediaterlasses  unterschlagen;  überhaupt  nahm  der 
Cabinetssecret&r  Veranlassung,  dem  König  vorzustellen,  dass  es  dem  Herrn  von 
Pollman  „an  Eifer  vor  des  Königs  Grerechtsame  und  Dienst  gar  nicht  fehle,  son- 
dern derselbe  darunter  so  triebsam  sei,  dass  er  zu  Zeiten  eher  etwas  zurtlck- 
gehalten  als  animirt  werden  dörfe".  Ebend.  S.  68. 

**)  Bericht  PoUman's,  Regensburg  25.  Sept.  1753. 

***)  „Nachdem  er  einige  Tage  vorher  am  Fuss  zur  Ader  gelassen,  wozu  nach- 
her der  kalte  Brand  geschlagen.^  Neue  Genealogisch-Historische  Nach- 
richten y,  28  (wo  das  Datum  29.  Nov.  in  30.  zu  verbessern  ist).  Pollman 
wurde  am  3.  December  1753  in  der  Dreifaltigkeitakirche  zu  Begensburg  bei- 
gesetzt 

t)  Bericht  Klinggr&ffen's,  Wien  18.  April  1753. 

tt)  Bericht   des   Lord   Marschall   von    Schottland,    Gkorge   Keith,    Paris 
18.  Mai  1753. 
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Sr.   Eönigl.   Majestät  in  Preussen   als 

Churfürsten  zu   Brandenburg  Standhafte 

Verwahrung  gegen  die  unerhörte  Anmaassungen, 

welche  bei  und  nach  Höchst-Deroselben  den  GtenJuLa.  c. 

servatis   servandis    zum    Protocoll    beider    höhern   Col- 

legiorum  gebrachter  und  zum  Reichsstädtischen  commu- 

nicirter   schliesslichen  Erklärung  in  der  Ostfriesischen 

Sache  etc.  weiter  erreget  werden  wollen. 

Distribuiret  Regensburg  den  ...  Nov. 

17  53. 

Bei  Einer  Hochansehnlichen  Kdchsversammlung  schwebet  sfimmtlichen  far- 
trefflichen  Herren  Räthen,  Botschaftern  und  Gesandten  in  frischem  Gredächtniss, 
wie  fder-  und  förmlichst  Se.  König! .  Majestät  in  Preussen,  als  ChurfÜrst  zu 
Brandenburg,  den  6.  Julii  a.  c.  bei  öffentlicher  Rathsversammlung  mit  geziemender 
Begrüssung  und  völligem  Vorwissen  eines  jeden,  dem  daran  gelegen  sein  können, 
durch  Dero  nicht  nur  überhaupt  zum  Reichstag  legitimirte,  sondern  auch  über 
diesen  Vorfall  mit  besonderer  Instruction  versehene  Gesandtschaft  Ihre  schliess- 
liehe  Erklärung  in  der  Ostfriesischen  Sache  zu  denen  Protocollis  beider  hohem 
CoUegiorum  bringen  und  zu  dem  Reichsstädtischen  communiciren  lassen,  und  wie 
diese  öffentliche  Ausrichtung  vor  1  Uhr  Nachmittags  vollführet  gewesen,  ehe  die 
Rathsversammlung  auseinander  und  selbst  die  Directorialministri  vom  Re-  and 
Correlationssaal  abgegangen. 

Alle  und  jede,  welche  eine  richtige  Idee  von  der  Reichs-  und  Comitial- 
verfassung  haben,  werden  auch  damit  einverstanden  sein,  dass  Se.  Königl.  Ma- 
jestät hiebei  nur  dasjenige  gethan,  wessen  an  und  vor  sich  selbst  ein  jeder 
Reichsstand  freie  Macht  hat  und  worzu  einem  Gliede  des  Collegii  das  gemein- 
same Collegialprotocoll  offen  stehet,  ohne  das  in  solchem  Fall  facultaü  eundi  ad 
coUegium  ein  afiectirter  steifer  Vortritt  des  Directorialministri  etwas  geben  oder 
auch  dessen  geflissenes  Zurückbleiben  etwas  benehmen,  ohne  auch  dass  dem 
fidei  protocolli,  so  demselben  durch  öffentliches  Niederschreiben  in  Collegio  der 
dazu  von  ihren  Herren  verpflichteter  und  legitimirter  Legationssecretarien  wesent- 
lich constatiret,  durch  Beiwohnung  des  Directorialgesandten,  warum  er  doch  zeitig 
genug  begrüsst  worden,  ichtwas  zuwachsen  oder  durch  dessen  prämeditirte  Ab- 
sentirung  und  Abberufung  seines  Secretarii  ex  Collegio  das  geringste  abgehen 
können. 

Nirgends  räumen  die  Reichsgesetze  dem  Directorialministro  auch  nur  die 
geringste  Macht,  geschweige  Censur  oder  Magisterium  über  ständische  Aeusse- 
rungen  zum  Collegialprotocoll  ein;  solche  neuerliche  Anmaassungen  widerstreben 
directe  der  reichsständischen  Freiheit  imd  ComitialverÜEMSung,  kraft  welcher  jene 
ihrem  Ministro  so  respectable  und  inviolable  sein  müssen,  dass  er  ohne  Ver- 
letzung der  letzteren  davon  nichts  zu  ändern,  viel  weniger  als  inadmissible  zu 
taxiren,  sich  ermächtigen  könne. 

Die  häufige  und  gerechte  Beschwerden  derer  Reichsstände  sind  bekannt, 
welche  der  Mainzische  Directorialgesandte  mit  Vorschützung  der  Kaiserlichen 
Wahlcapitulation,  Art  13.  §  7  *),  bei  der  Dictatur  ständischer  Vorstellungen  und 

*)  „[Wir  wollen  und  sollen]  auch  nicht  daran  hinderlich  sein,  dass  die  in 
dergleichen  Sachen  [Beschwerden  der  Stände]  eingegebene  Memorialien,  wann 
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Schreiben  ad  comitia,  euie  Zeit  her  erwecket,  und  wobei  er  vermittelst  Unter- 
haltung einer  Jalousie  zwischen  beiden  höheren  Collegüs  so  meisterlich  seine 
Bolle  zu  spielen  gewusst,  dass  er  auf  alle  Weise  seine  Absichten  dabei  erreichen 
können. 

Dieses  gehöret  aber  nicht  weiter  hieher,  als  dass  in  Ansehung  dieses 
Manoeuvre  zu  wtlnschen  wäre,  dass  gesammte  patriotische  Reichsstände  auf  die 
Remedur  der  ohnerträglichen  Directorialamtsgebrechen  mit  zusammengesetzten 
Kräften  bestehen  und  bei  Gelegenheit  des  jetzigen  Yorfeills  erwägen  möchten: 
geschiehet  dieses  am  grünen  Holz,  was  will  am  dürren  werden? 

Eben  wenig  geben  die  Reichsgesetze  in  Bestätigung  der  Reichsständischen 
diesseits  an  und  vor  sich  selbst  niemals  bezweifelten  Freiheit,  mit  auswärtigen 
Mächten  Bündnisse  zu  schliessen,  dem  Churfttrsten  von  Mainz  die  Macht,  g^en 
Empfang  fremder  Subsidiengelder  sich  anheischig  zu  machen,  sein  Directorialamt 
nach  dem  Wink  eines  einzelnen  Mitstandes  zu  Unterstützung  dessen  offenbar 
bodenlosen  Action  und  zu  Beförderung  dessen  privater,  wieder  klare  und  richtig 
erfüllte  Reichsschlüsse,  Kaberliche  Brief  und  Siegel  angehende  Extensions- 
absiebten  zu  gebrauchen; 

Das  Instrumentum  Pacis  Westphalicae  besaget  vielmehr  ausdrücklich: 

Ita  tamen,  ne  ejnsmodi  foedera  contra  ....  Imperium  pacemque  ejus 
publicam  .  .  .  iiant,  salvoque  per  omnia  juramento,  quo  quisque  Imperio  ob- 
Btrictus  est. 

Ob  aber  mit  diesem  Eid  jene  Engagements  bestehen  können  und  das  an 
Churmainz  vom  Reich  anvertraute  Directorialamt  mit  der  ihm  eigen  sein  sollen- 
den Unparteilichkeit  bei  denen  unter  ganz  bekannten  Conditionen  ziehenden 
Subsidien  ausgeübet  werde  und  ob  man  sich  zu  einem  geistlichen  ChurfÜrsten 
nicht  ein  scrupuleuseres  Betragen  billig  zu  versehen  hätte,  ja,  ob  man  solcher- 
gestalt nicht  die  befugteste  Ursach  gehabt,  dessen  Directorialamt  in  der  Ost- 
friesischen  Sache  zu  recusiren?  solches  alles  lasset  man  dem  ganzen  unpartä- 
ischen  Publico  zur  Beurtheilung  umb  so  viel  mehr  anheimgestellet,  als  es  nicht 
unbekannt  ist,  wie  es  die  Reichsstände  nicht  ganz  allein  sind,  so  über  die  Chor- 
mainzische  fast  dictatorische  Demarchen  zu  klagen  Ursach  finden,  sondern  dass 
sogar  der  Päpstliche  Hof  den  ChurfÜrsten  in  sicheren  Angelegenheiten  ohnlängst 
durch  öffentliche  Schriften  in  die  gehörige  Schranken  zu  weisen  sich  genöthiget 


Ob  man  nun  zwar  von  KönigL  Preussischer  Sdte  in  der  Ostfriesischen  An- 
gelegenheit sich  von  Churmainz  femerweit  nichts  anders  als  lauter  Hindernisse 
und  Abwege  versprechen  können,  wie  sie  solcher  in  dieser  Sache  sich  seither 
1744  in  nicht  unterbrochener  Folge  zum  vermeintlichen  Yortheil  vor  Churbraon- 
schweig  zu  bedienen  gut  gefunden,  so  hätte  dannoch  sich  vernünftiger  Weise 
wohl  niemand  den  blinden  Lärm  auch  nur  träumen  lassen  können,  welcher  fort 
und  nach  obangefuhrter,  so  gemüssigt  als  befugt  geschehener  öffentlicher  ge- 
sandtschaftlicher Ausrichtung  weiter  erregt  worden: 

1)  Den  9.  Julii  Vormittags,  von  denen  Directorialministris  beider  hohem 
CoUegiorum  mit  capricieuser  Weigerung  sich  ad  collegium  zu  begeben. 

dieselbe  änderst  mit  behöriger  Ehrerbietung  und  ohne  unziemliche  harte  Aus- 
drückun^en,  worüber  jedoch,  wann  sich  deshalb  einiger  Anstand  findet,  das 
Reichsdiroctorium  mit  dem  Churfürstl.  CoUegio  vorgängige  Communication  und 
Beredung  zu  nehmen  hat,  fordersamst  eingerichtet  seind,  zur  Dictatur  gebracht 
und  den  Ständen  auf  solche  Weis  communiciret  werden.^  Vgl.  Plreussiache 
Staatsschriften  I,  388. 
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2)  Eodem  Nachmittag,  von  denen  Chormainz-  und  Oesterreichischen  Ge- 
sandtschaften, mit  befohlener  Verschliessung  des  Rathhauses  und  dadurch  ge- 
schehenen öffentlichen  gewaltsamen  Abhaltung  der  Legationssecretariorum  von 
ihrer  Function. 

8)  Den  9.  ejusdem,  vom  Churbraunschweigischen ,  mit  einem  nach  seiner 
impetuosen  Art  herausgeschnellten  bedrohlichen  Promemoria. 

4)  Den  13.  ejusdem,  nach  beschlossener  Rathssession  in  Reichsritterschafts- 
sachen, vom  ChurmainziBchen  Gesandten  mit  Pflegung  eines  nach  Willktir 
choisirten  Privatconvents  imd  dabei  gethanem  gehässigen  und  parteiischen 
Antrag  etc.  etc. 

5)  Den  23.  ejusdem,  auch  nach  geendigter  Session  in  Reichsritterschafts- 
sachen, von  dem  Oesterreichischen  Ministro  mit  Intrudirung  eines  überall  an 
sich  so  grund-  imd  bodenlosen  als  überhaupt  anzüglichen  und  gegen  die 
Reichsständische  Dignität  augenscheinlich  angehenden  Wortwerks  zum  öffent- 
lichen Fürstenrathsprotocoll. 

Ohne  hierbei  des  von  gedachtem  Oesterreichischen  Ministro  inspirirten 
Salzburgischen,  mit  sourder  Wegschafiung  eines  auf  dem  Collegialtisch  seit  dem 
6.  dito  gelegenen  Exemplars  der  Königlichen  Preussischen  Finalerklärung  und 
der  überhaupt  von  allen  Directorialministris  anmaasslich  gethanen  höchst  illegalen 
und  incompetenten  Aeusserungen,  als  wann  besagte  Schliessliche  Erklärung  etc. 
ihrem  Inhalt  nach  bei  denen  Chur-  und  Fürstlichen  Protocollis  nicht  zu  gestatten 
sei,  dermalen  zu  gedenken. 

Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen  tragen  einen  Abscheu,  die  hierbei  femer 
gehäufte  Illegalitäten  und  nicht  leicht  erhörte  Zudringlichkeiten,  verübte  Yio- 
lationen  der  Comitial-Freiheit  und  Sicherheit,  öffentlich  an  den  Tag  gelegte 
Parteilichkeiten  und  Misshandlungen  specialiter  zu  berühren  und  blosszustelleu, 
sondern  wollen  solchen  hiermit  überhaupt  und  insbesondere  auf  das  ernst-  und 
nachdrückUchste  widersprochen  und  Sich  dargegen  aufs  beste  und  feierlichste 
verwahret  haben.  Sie  wiederholen  und  inhäriren  vorgedachter  Dero  Schliess- 
lichen  Erklärung  etc.  ihres  gänzlichen  fide  publica  et  notorietate  bewährten  In- 
halts unabwendig. 

Sie  lassen  Kaiser  und  Reich  die  hiebei  und  sonsten  bis  zum  Umsturz  der 
Reichsverfassung  angewachsene  Comitial-  und  Directorialmängel  zu  baldmög- 
lichster Abstellung  nochmalen  bestens  empfohlen  sein. 

Wegen  der  schweren  Vergebungen  wider  den  souveränen  Königen,  Chur- 
und  Fürsten  und  Ihren  Repräsentanten  schuldigen  inviolablen  Respect  des  Chur- 
braunschweigischen  Ministri  vom  11.  Augusti  1752  bei  öffentlicher  Rathsversamm- 
lung  und  der  Directorialgesandten  in  vorberührten  Fällen  überlassen  Sie  ihrer 
Höchster  Principalen  eigener  Ermessung,  was  Sie  Sich  Höchstselbsten  hierunter 
schuldig  sind,  und  versehen  Sich  diesfalls  desto  gewisser  einer  eclatanten  Ahn- 
dung, als  Allerhöchst  Se.  Königl.  Majestät  dasjenige  nimmer  ausser  Augen 
setzen,  sondern  seiner  Zeit  und  Orts  in  Acht  zu  nehmen  wissen  werden,  was  in 
solchem  Fall  Dero  und  Dero  Königl.  Churhaus  Gloire  erfordert  imd  das  all- 
gemeine Völkerrecht  mit  sich  bringet 

Dieses  ist,  was  sämmtüchen  vortrefflichen  Räthen,  Botschaftern  und  Ge- 
sandten unterschriebener  auf  specialen  Königlichen  Allergnädigsten  Befehl  mit- 
theilen sollen.  Sich  anbei  zu  Dererselben  Freundschaft,  so  viel  an  ihm  ist, 
bestens  empfehlend. 

Regensburg,  den  .  .  .  Novembris  1753. 


Excurs  zu  Abtheilung  V. 


Wie  in  der  Königswahlfrage  ^  so  hat  auch  in  d^m  Streite  um  Osi- 
friesland  ein  umrtiembergischer  Diplomat  der  von  IVeussen  verfoch- 
tenen  Sache  seine  Feder  geliehen*). 

Am  2.  October  1752  sandte  Pollman  den  Text  eines  Outachtens 
naxih  Berlin^  welches  der  wOrttembergische  Comitialgesandte  von  Pfeil 
seinem  Herzog  über  den  hannoverischen  Afhspnich  auf  Ostfriesland  zu 
überreichen  gedachte.  PoUman  gab  anheim^  das  Outachten  unter  der 
Hand  im  Reiche  zum  Bruch  und  Bebit  zu  befördern,  „weilen  darin 
die  diesseitige  Chünde  sehr  schlüssig  und  überzeuglich  sich  concentriret 
finden*^. 

In  Berlin  fand  man  die  Schrift  „ganz  solide  abgefasst^  und 
Pollman  ivurde  beauftragt  (16.  October),  dem  von  Pfeil  ein  convenables 
Compliment  zu  machen.  Gedruckt  wurde  das  Mani^cript  in  Berlin 
selbst,  unter  dem  Titel: 

Outachten  |  wie  ein  patriotisch  gesinneter  unpartheyischer  \ 
Reichsstand  \  die  Ostfriesische  Sache  \  bei  einem  \  Hoch- 
ansehnlichen  Reichs-Convent  \  anzusehen  habe. 

12  pp.  4«. 

Abgedruckt:  Europ.  Staatskanzlei  CIV,  456;  Moser,  T.  StA.  1753, 
I,  74. 

Zum  Zwecke  der  Verbreitung  wurden  am  20.  October  je  50  Exemplare 
an  Pollman  und  nach  Wien  an  den  Residenten  beim  Reichshofraih, 
von  Biest,  versandt,  je  30  an  die  Residenten  Amman  und  Buirette 
nach  Köln  und  Nürnberg,  Während  der  zuletzt  Genormte  die  Schrift 
so  zu  vertheilen  weiss,  y^dass  wohl  schwerlich  jemand  nur  argwohnen, 

*)  Vgl.  oben  S.  359. 
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geschweige  errathen  soll,  dass  soihane  Pidce  von  mir  herrühret*),  sieht 
Diest  in  Wien  sich  nicht  im  Stande^  etwas  für  die  Verbreitung  zu 
thun:  auf  dem  Mauthamt  wird  der  für  ihn  bestimmte  Ballen  geöffnet, 
man  will  die  Flugschrift  lesen:  „^Dieses  letztere  habe  ich  zwar  durch- 
aus nicht  geschehen  lassen,  indessen  weiss  man  aUhier  doch  aus  der 
Adresse,  dass  ein  Faquet  mit  gedruckten  Sachen  von  Berlin  an  mich 
gekommen  .  .  .  Auch  hohe  ich  zwar  sondirt,  es  getraut  sich  aber 
Niemand  in  die  Gefahr  zu  begeben  und  gedachte  Exemplarien  unter 
der  Hand  zu  distribuiren ,  weil  der  Disiribuent  leichtlich  uürde  ver- 
rathen  und  derselbe  unglücklich  werden;  denn  die  hiesige  Inquisition 
tcürde  einen  solchen  Menschen  für  höchst  suspect  halten  und  sehr  hart 
mit  ihm  verfahren,  da  die  preussische  Gesandtschaft  aUhier  so  genau 
observiret  wird,  dass  fast  Niemand  ohne  Scheu  mit  ihr  umgehen,  viel 
weniger  mit  derselben  etwas  geheimes  zu  thun  haben  darf^  **). 

In  Regensburg  Hess  Pollman  das  „Ghitachten^  nachdrucken  und 
„in  und  ausser  Beich^  versenden.  Dass  der  regensburger  Stadt- 
kämmerer  am  9.  November  bei  dem  Buchdrucker  Barth  die  Auflage 
confisciren  lassen  wollte,  zog  dem  städtischen  Bathe  in  einem  Schreiben 
des  Königs  von  Preussen  vom  2.  December  eine  scharfe  Zurecht- 
weisung zu***). 

Eine  in  der  französischen  Gesandtschaftskanzlei  angefertigte  Ueber- 
setzung,  y^welche  noch  ziemlich  gerathen^  f),  wurde  auf  Pollman's  Ver- 
anlassung gedruckt  als 

Avis  denionsiratif,  comment  chaque  Etat  de  TEmpire  bon 
patriote  et  impartial  doive  envisager  Vaffaire  d'Ostfrise  ä  la 
Didte  gin6rdle  de  V  Empire  ff). 

Kurz  vor  den  Weihnachtstagen  erschienen  in  Begensburg  gegen 
das  PfeiVsche  „Gutachten^: 

*)  Bericht  des  Buirette  von  Öhlefeldt,  Nürnberg  11.  Nov.  1752. 
♦*)  Bericht  Diest'ß,  Wien  15.  Nov.  1752. 
***)  VgLMoser,  T.  StA  1753,  V,  878;  Mercure  bist  et  pol.  CXXXin,  649; 
CXXXIV,  61.  62.  Pollman  berichtete  am  1.  Januar  1753,  der  Stadtkämmeier 
habe  auch  dem  Drucker  der  von  dem  hannoverischen  Gresandten  veranlassten 
Gegenschrift  „Pens^"  die  Exemplare  confisciren  und  ihn  selbst  auf  dem  Rath- 
hause  einsperren  lassen,  „biss  derselbe  auf  dreimaliges  Beschicken  jetztgedachten 
Ministri  wieder  losgelassen  und  die  Exemplaria  restituiret  worden".  Pollman 
äussert  die  Meinung,  vielleicht  sei  das  ein  Spiegelfechten  seitens  des  Magistrats, 
zur  Exculpation:  „sie  hätten  desgleichen  auch  dem  churbrannschweigischen  Ge- 
sandten gethan  und  dieser  machte  sich  nichts  draus,  sondern  erkennete  gleichsam 
des  Magistrats  Befugniss."  Graf  Podewils  schrieb  an  den  Rand  des  Pollman*schen 
Berichtes:  „Credo  quod  sic.^ 

t)  Bericht  Pollman's,  Regensburg  23.  Nov.  1752. 
tt)  Ein  Exemplar  liegt  nicht  vor. 
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j^Pens^  I  Sur  \  LÄvis  \  NouveUement  Paru  \  Dans  VAffaire 

dOsUFrise. 
5  BIL  4«. 

Abgedruckt:  Europ.  Staatskanzlei  CIV,  472;   Moser,  T.  StA.  1753, 
m,  522. 

^Es  sind  leere  Rhapsodien  und  Ausschweifungen^^  schreibt  PoUman 
am  28,  December,  ^davon  es  hin  und  wieder  wohl  heissen  möchte: 
contra  negantem  prindpia  sunt  adhibendi  fustes."^ 

PoUman  erhielt  den  Äuflrag  (13.  Janwxr  1753),  den  Verfasser 
des  y^Outachtens^  zu  ersu^chen,  seine  Schrift  gegen  die  ffPensöes""  zu 
vertheidigen.  Die  auf  diese  Anregung  entstandene  zweite  Schrift  PfeiVs 
wurde  wieder  in  Berlin  gedruckt  und  von  hier  aus  am  25,  Mai  1753 
versandt;  es  sind  die 

Gegen- Anmerchungen  \  zu  den  sogenannten  \  Betrachtungen  \ 

über  das  \  Gutachten  \  wie  ein  patriotisch^esinnter  \  Reichs- 

Stand  I  die  \  Ostfriesische  Sache  \    anzusehen  habe.  \  1753. 
51  pp.  4«. 
Abgedruckt:  Moser,  T.  StA.  1755,  IV,  686. 

Als  im  Januar  1753  die  churbraunschweigische  Gesandtschaft 
eine  bereits  1688  erschienene  Schrift  von  neuem  in  Regensburg  ver- 
breiten liess: 

Extract  verschiedener  vornehmen  welüichen  Fürsten  Rationen 
gegen  die  von  Churbrandmburg  gesuchte  Satisfaktion  vom  Reich. 

Abgedruckt:  Moser,  T.  StA.  1753,  III,  532;  vgl.  V,  874. 

SO  beantragte  PoUman  (25,  Januar)^  die  1688  erschienene  Gegenchrift 
wieder  auflegen  zu  lassen.  Dreissig  Exemplare  derselben  fanden  sich 
noch  vor^  hundert  tvurden  nachgedruckt: 

Anmerckungen  \  über  die  vermeinte  \  Rationes  \  Gegen  die  Chur- 
Brandenburgische  \  per  Conclusa  Imperii  ftir  diesen  ver-  \ 
sprochene  und  anjetzo  bey  dem  \  Reich  gesuchte  Satis- 
faction.  \  Gedruckt  im  Jahr  1688, 
34  pp.  4«. 
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rreoMische  Stuiwcliriften.    II.  23 


Am  15.  März  1744  haue  König  I/udwig  XV.  die  Kriegserklärung 
gegen  England  unter  zeichnet,  am  9,  April  König  Georg  IL  sein  Gegen-' 
manifest  veröffentlicht.  Am  25,  April  tvurde  der  preussische  Gesandte 
Andrii  in  London  beauftragt,  das  englische  Ministerium  um  eine  Er- 
klärung darüber  anzugehen,  nach  welclien  Grundsäizeti  England  wäh- 
rend des  Krieges  die  Schiffe  der  NetUralen  und  in  Sonderheit  die 
Preussens  behandeln  werde  und  welche  Gegenstände  es  als  Contre- 
bände*)  betrachte. 

Andrii  berichtete  ani  29.  Mai  1744: 

„J'en  ai  parU  ä  diverse  s  fois  älord  Carteret,  sur  le  pied  quc 
Votre  MajestS  me  Vavoit  ordonnd^  pour  obtenir  un  ordre  spidal  et 
giniral  de  Vamirauti  lä-dessus;  mais  ce  secritaire  d^itat  m'a  di- 
clari  que,  pour  un  tel  ordre,  tl  äoit  hors  dtusa^e;  qu'il  pouvoit  me 
diclarer  au  nom  de  son  mattre  que  le  pavülon  de  Votre  Moßesti 
seroit  respecti  sur  le  m&fne  pied  que  Vitoit  celui  de  toutes  les  autres 
puissances  alliees  de  TAngleterre  ä  Vexception  des  vaisseaux  qui 
seroient  trouvis  portant  des  munitions  de  guerre  aux  ennemis  de 
TAngleterre;  qu'ä  la  v6riti  il  y  avoit  un  ancien  concordat  parti- 
culier  lä-dessus  entre  les  Anglois  et  les  Hollandois  que  Von  observoit 
religieusement^  mais  que  n'en  ayant  point  avec  les  autres  puissances 
maritimes  alliies  de  TAngleterre,  on  se  contentoit  Sen  agir  avec 
eUes  sur  le  mSme  pied  qu'ü  venoit  de  me  le  diclarer^  et  q%Cü  feroit 
^alement  la  mSme  ddclaration  aux  ministres  des  puissances  mari- 
times du  Nord,  qui,  comme  moi,  avoient  fait  la  m&fne  demande.*^ 

Um  eine  nähere  Erläuterung  des  Begriffes  Contrebande  oder 
Kriegsmunition  ersucht,  erklärte  Lord  Carter  et  dem  preussischen  Ge^ 
sandten  am  9.  Juni  nach  dessen  Berichte  von  diesem  Tage: 

*)  In  der  eDglischen  Kriegserklärung  heisst  es:  „We  do  hereby  commend 
our  own  sabjects  and  advertise  all  other  persona  of  what  nation  soever,  not  to 
transport  or  cany  any  soldiers,  arms,  powder,  ammnnition  or  other  contraband 
goods,  to  any  of  the  territories  of  the  French  king.** 

28* 
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jiQue  les  bois  et  auires  niateriaux  qui  servent  ä  la  construdion 
des  vaisseaux,  cordages^  volles^  chanvres,  h'n,  goudroti,  rieioieni 
nullemeni  rSpuiäs  cotnme  artides  de  contrebande;  que  les  vaisseaux 
des  Sujets  de  Votre  Majestö  ei  San  pavillon,  seroient  exademenf 
respedü  de  la  pari  de  TAngleterre ,  et  que  Von  n'entendoii  point 
les  trouhler  cn  quoi  que  ce  sott  de  leur  commerce^  pourvu  quils  ne 
fusscnt  pas  trouves  poriant  des  munitions  de  guerre  aux  ennemis  de 
TAngleterre,  spidfi6es  dans  ttms  les  traitös  entre  les  puissancef^ 
maritimes^  ou  des  munitions  de  bouche  dans  une  place  qui  pourroit 
6tre  assidgde  ou  bloquie  par  les  Anglois;  que  d'aüleurs  la  liberte 
du  commerce,  pour  les  puissances  neutreSj  doit  la  meme  et  sur  le 
m6me  pied  qu*en  temps  de  paix,  que  c'doit  de  cette  fagon  qu'il 
s'dtoit  expliqui  avec  les  autres  puissances  neuires  maritimes,  comme 
la  Su^de  et  le  Dänemark,  et  qu'il  me  le  resteroit  encore  aujourd'hui, 
cn  priant  Votre  Majestd  d'äre  bien  persuadie  que  Vinteniion  de 
TAngleterre  ne  seroit  jamais  de  troubler  en  quoi  que  ce  füi  le  com- 
merce  des  sujets  de  Votre  Majest4;  qtCil  espöroit  enfin  qtie,  comme 
il  n'dtoit  pas  d*usage  en  Angleterre  de  donner  des  diclarations  par 
icrit  dans  des  drconstances  pareilles  ä  aucune  puissance  netäre, 
Votre  Majestö  seroit  satisfaite  de  ce  qu'il  venoit  de  me  faire  de 
bouche  au  nom  de  son  maftre*).^ 

Durch  Oircularerlasse  an  die  Kriegs-  und  DomänenJcammem  Hess  der 
König  die  hiermit  ausgesprochenen  Grundsätze  sdnen  ünterihanen 
ssur  Kenntniss  bringen  und  mr  Nachachtung  empfehlen. 

Bis  in  die  zwdte  Hälfte  des  Jahres  1745  begnügten  sich  die  eng- 
lischen Kaper  ^  die  Handelsschiffe  der  Fdnde,  FrankrdcJis  und  Spa- 
niens, aufzubringen.  Diese  Praxis  änderte  sich,  als  die  französische 
Handelsflagge  vom  Ocean  nach  und  nach  verschwand  und  die  Kauf- 
fahrtd  der  Neutralen,  der  Holländer  und  Dänen,  der  Schweden  und 
Preussen,  den  Handel  der  französischen  Hafenplätze  zu  besorgen  be- 
gann, begünstigt  durch  die  französische  Handhabung  des  SeerechteSy 
welche  nach  dem  Grrundsatz  „frei  Schiff  —  frd  Out^  jedwede  Ladung 
neutraler  Schiffe  unbehelligt  Hess,  mit  alleiniger  Ausnahme  von 
Contrebande. 

Dem  entgegen  betrachteten  nun  die  englischen  Kaper,  sdt  dem 
genannten  Zeitpunkte,  auch  auf  den  neutralen  Schiffen  die  Habe  fran- 
zösischer UntertJianen  als  gute  Ttise,  Gldchzdtig  wurde  detn  Begriff 
der  Kriegscontrebande  dne  sehr  wdte  Ausdehnung  gegeben.  Die  Pro- 

*)  Die  beiden  Berichte  Andriö's  vollständig  bei  Ch.  de  Märten s,  Causes 
C4^16bre8  du  droit  des  gens,  II,  Leipzig  1827,  2 — 4;  vgl.  die  Auszüge  in  der  Ex- 
position des  motifs  von  1752,   unten  S.  453. 
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venienz  und  Zugehörigheit  der  Frachtgüter  sowie  die  Kriterien  der 
Contrebande  feststellen  zu  lassen,  führte  der  Kaper  das  angehaltene 
neutrale  Schiff  in  eineti  englischen  Hafen  und  veranlasste  den  ür- 
iheilsspruch  des  High  Court  of  Admiralty  zu  London  oder  eines  der 
Viceadmiralitätshöfe.  Von  der  Entscheidung  dieser  Prisengerichte^ 
deren  jedes  nur  aus  einem  Einzelrichter  und  einem  bis  zwei  Schreibern 
bestand,  konnte  nur  an  das  Privy  Council  des  Königs  von  England 
appellirt  werden.  Die  unzureichende  Besetzung  der  Gerichte  führte 
bei  der  grossen  Zahl  der  Prisen  zu  einer  überaus  lästigen  Ver- 
schleppung des  Verfahrens*). 

Das  erste  preussische  Schiff,  das  von  einem  englischen  Kaper 
fortgeführt  wurde^  war  am  10,  December  1745  die  y^Sophie  Dorothee^ 
von  Stettin;  das  ganze  Jahr  1746  brachte  nur  einen  neuen  Fall;  das 
Jahr  1747  sechs  FäUe,  1748  zehn.  Vier  dieser  Schiffe  wurden  nur 
einige  Tage  oder  Wochen  (4,  7,  14  bez.  30  Tage)  festgehalten,  neun 
3—6  Monate,  vier  8,  zwei  sogar  10  und  13  Monate  In  33  Fällen 
wurden  preussische  Unterthanen  dadurch  geschädigt^  dass  die  neutralen 
Schiffe,  dene^i  sie  ihre  Waaren  anvertraut  hatten,  vor  die  englischen 
Prisengerichte  gefuhrt  wurden**). 

Als  die  Zahl  der  Klagen  seiner  Unterthanen  zunahm,  Hess  König 
Friedrich  II.  im  Herbst  1747  das  englische  Ministerium  an  die  zu 
Anfang  des  Krieges  gegebenen  Zusagen  erinnern;  Lord  Chesterfield, 
der  jetzt  Staatssecretär  für  die  deutschen  und  nordischen  Angelegen- 
heiten war^  erklärte  dem  preussischen  Legationssecretär  Michell,  die 
Absicht  Sr.  Grossbritannischen  Majestät  sei,  sich  an  die  friiher  von 
Lord  Carteret  abgegebene  Erklärung  zu  Jmlten***).  Durch  die  münd^ 
liehe  Versicherung  ChesterfieWs  nicht  befriedigt,  befahl  König  Fried- 
rich seinem  Vertreter  in  London  f),  mit  allem  Fleiss  die  Ausstellung 
eitler  schriftlichen  Zusage  zu  betreiben ,  und  auf  ein  Memoire,  das 
Michell  am  8,  Januar  1748 ff)  zu  diesem  Behufe  übergab,  verstand 
sich  Chesterfield  wirklich  zu  einer  schriftlichen  Antwort  (d.  d»  White' 


*)  Vgl.  M.  Leeder,  Die  Englische  Kaperei  und  die  Thätigkeit  der  Ad- 
miralitätsgerichte, Berlin  1881  (Dissert),  S.  11—16.  Bei  Droysen  V,  3,  387 
wird  der  Bericht  des  Capitäns  eines  der  aufgebrachten  Schiffe  an  den  Com- 
merzienrath  Saturgus  in  Königsberg  mitgetheilt,  d.  d.  Liverpool  25.  Mai  1748. 

**)  Nach  den  der  Exposition  des  motifs  von  1752  beigegebenen 
Listen. 

♦**)  Bericht  Michell's  22.  September  1747.     Vgl.  unten  S.  454  und  Poli- 
tische Correspondenz  V,  547.  548. 

t)  Vgl.  ebend.  V,  555;  VI,  18. 

tt)  In  deutscher  Uebersetzung   mit  dem  falschen  Datum    18.  Januar  bei 
Haymann  VII,  268. 
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hall  5.  Januar  a.  St,  174718)*).  Sie  constaiirte  einen  Unterschied 
Mwischen  neutralen  Mächten  y  denen  England  durch  Handelsverträge 
verbunden  sei,  und  solchen  Neutralen,  eu  welchen  man  in  keinem  der- 
artigen  Vertragsverhältniss  stehe;  Pret^ssen^  das  eu  den  letzteren  ge- 
höre ^  werde  "keine  Ausnahmestellung,  noch  minder  eine  Bevorzugung 
für  seine  Unterihanen  beanspruchen  wollen**) <  Mit  ihren  Klagen 
wurden  dieselben  an  das  Admiralitätsgericht  gewiesen. 

Das  preussische  Departement  der  auswärtigen  Affairen  bezeichnete 
in  einem  Bericht  an  den  König  diese  Erklärung,  die  preussischen 
Unttrthanen  in  Ansehung  der  freien  Schifffahrt  wie  die  der  andern 
neutralen  Mächte  behandeln  zu  wollen,  als  vage  und  wenig  befrie- 
digend***). Der  König  befahl  (29,  Januar  1753),  es  sei  durch 
Michell  dem  Lord  Chesterfield  „nicht  ohndeutlich^  zu  verstehen  zu 
geben,  „dass  wofeme  mder  alles  Verhoffen  und  gegen  alles  Völker- 
recht Sr,  Königl.  Majestät  Unterihanen  Schiffe  in  ihrer  freieifi  Fahrt 
würden  von  denen  Engelländem  arretiret  oder  aufgebracht  werden^  so 
würde  man  es  auch  Deroselben  nicht  verdenken  können,  wann  sie  Dero 
Begress  deshalb  an  denen  auf  Schlesien  hypothecirten  Gel- 
dern nehmen  und  Dero  Unterihanen  den  unbillig  erhUenen  Schadefi 

*)  Im  französischen  Grundtexte  bei  Ch.  de  Märten s  II,  6;  Behmer, 
Novum  jus  controversum,  Lemgov.  1771,  I,  59;  in  deutscher  Uebersetzung  ohne 
Datum  bei  Haymann  VII,  271.  Die  Exposition  des  motifs  von  1752 
(ebenso  wie  die  Remarques  de  la  Commission  prussienne  p.  6;  vgl.  unten 
S.  470)  hat  die  Datirung  nach  dem  bis  1752  in  England  üblichen  Kalender  nicht 
berücksichtigt,  der  die  Tage  vom  1.  Januar  bis  24.  März  dem  alten  Jahre  zu- 
zilhlte,  und  Iftsst  somit  die  schriftliche  Erklärung  Chesterfield's  in  den  Januar 
1747  der  gregorianischen  Zeitrechnung  fallen  und  der  im  September  1747  ab- 
gegebenen mündlichen  Erklärung  vorangehen  (der  Irrthum  ist  in  dem  Abdruck 
unten  S.  454  verbessert).  Der  Irrthum  ist  übergegangen  in  die  Helden- 
geschichte  III,  543,  während  ebend.  III,  331  das  richtige  Datum  sich  findet 
Auf  eine  kurz  zuvor  (11.  Dec.  1747)  nach  dem  Haag  gerichtete  preussische  An- 
frage erklärten  die  Generalstaaten  lediglich  Kriegscontrebande  verfolgen  lassen 
zu  wollen.    Haymann  VII,  265;  Heldengeschichte  III,  284. 

♦*)  „Que  Sa  Majest^  ne  peut  ignorer  qull  y  a  des  trait^  de  commerce  qui 
sabsistent  actuellement  entre  la  Grande- Bretagne  et  certains  Etats  neutres,  et 
qu'au  mojen  des  engagements  formellement  contractös  de  part  et  d^autre  par 
ces  mdmes  trait^s,  tout  ce  qui  regarde  la  mani^re  d'exercer  leur  commerce 
r^ciproquement,  a  <^t^  finalement  constat^  et  r^gle.  Qu'en  mSme  temps  il  ne 
paroit  point  qu'aucun  trait^  de  cette  nature  existe  k  pr^eut,  ou  a  jamais  exist^ 
entre  Sa  Majcst^  et  le  roi  de  Prusse;  mais  que  cela  n'a  jamais  empt^chc^  que  les 
snjets  prussiens  n'aient  ^t6  favoris^s  par  TAngleterre  par  rapport  k  leur  navi- 
gation,  autant  que  les  autres  nations  neutres;  et,  cela  6tant,  Sa  Majestö  ne 
suppose  pas  que  Tid^  du  Roi  votre  maltre  soit  d'exiger  d*elle  des  distinctionSy 
encore  moins  des  pr^f^rences  en  faveur  de  ses  sujets  k  cct  6gard.^ 
*♦♦)  Vgl.  Politische  Correspondenz  VI,    22. 


Conflict  mit  England  wegen  des  Rechts  der  Neutralen  zur  See.        439 

und  Verlust  daher  erseigen  und  solches  von  denen  schlesischen  Geldern 
defalquiren  würden^  *). 

j^Die  auf  Schlesien  hypothedrten  Gelder^  waren  die  Summen, 
welclie  Kaiser  Karl  VI.  gegen  eine  Schuldverschreibung  vom  7.118. 
Januar  1735  hei  englischen  Capitalisten  entliehen  und  deren  Ah- 
Zahlung  Preussen  durch  den  hreslauer  Frieden  von  1742  Obemommen 
hatte.  Die  Abzahlung  hatte  1743  begonnen**)  und  istj  durch  den 
zweiten  schlesischen  Krieg  unterbrochen  ^  erst  1749  wieder  auf- 
genommen worden. 

Die  englische  Regierung  antwortete  auf  die  preussische  Drohung 
zunäcJist  durch  die  Mittheilung  eines  Beschlusses,  der  am  6.117.  Ociober 
1748  in  Whitehall  zu  TtotoTcoll  genommen  war:  dass  man  von  der 
genauen  Bezahlung  jener  Schulden  die  GiMigheit  der  von  England 
für  die  preussische  Erwerbung  von  Schlesien  ertheiÜen  Garantie  ledig- 
lich abhängen  lassen  werde***). 

Polnische  Erwägungen  bestimmten  einstweilen  den  König  von 
IVeussen,  seinen  Entschädigungsforderungen  nicht  eben  einen  starken 
Nachdruck  zu  geben.  Jbn  Frühjahr  1748  warb  England  um  IVetissens 
Freundschaft;  nach  längerer  Pause  erschien  ein  englischer  Gesandter j 
Sir  Heinrich  Legge,  in  Berlin ,  der  eine  Allianz  anbahnen  sollte. 
König  Friedrich  hms  ihn  freudig  unllkommen;  er  hätte  in  der  Her- 
stellung eines  festen  Einvernehmens  mit  den  Seemächten  die  sicherste 
Garantie  gegen  die  feindseligen  Pläne  Oesterreichs  und  Russlands  ge- 
sehen. Da  war  es  nicht  an  der  Zeit,  die  Differenz  wegen  der  Kape- 
reien auf  die  Spitze  zu  treiben  f). 

Die  AUianzverhandlungen  zerschlugen  sich,  und  dasselbe  Jahr 
1748,  welches  für  Preussen  das  Einvernehmen  mit  England  nicht  ge- 
bracht hatte,  brachte  eine  Abwendung  Frankreichs  von  Preussen. 
Preussen  umrde  den  Franzosen  entbehrlich  in  dem  Augenblicke,  da  sie 
mit  England  sich  beglichen  hatten.  Es  kennzeichnete  die  Situation, 
dass  Graf  Saint-Siverin,  der  Frankreich  auf  dem  aachencr  Frieder^' 
congresse  vertreten  hatte  und  als  Begründer  und  Vertreter  des  neuen 
Friedenssysiefns  seines  Hofes  galt,  Tags  nach  seiner  Rückkehr  nach 

*)  Politische  Correspondeuz  VI,  21.  Vgl.  25.  64.  245.  280;  VII,  219 
und  schon  V,  537. 

**)  Ebend.  ü,  371 ;  UI,  93.  220.  Vgl.  VI,  357. 
***)  Ebend.  VI,  280. 
t)  Immediaterlass  an  Micheü  in  London,  Potsdam  18.  Mai  1748:  „Vous 
n'importunerez  dor^navant  le  duc  de  Newcastle  au  sujet  des  pirateries  angloises, 
car,  le8  circonstances  s'^tant  chang^es  de  ce  qu'elles  ^toient  il  y  a  un  momcnt, 
je  veux  que  vous  vous  reglioz  l^dessus  sur  ce  que  vous  en  revieiidra  de  mes 
ordres  par  le  dopartement  des  affaires  etrangeres."    Ebend.  114. 
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Faris  die  freundschaftlichen  Besuche  des  preussischen  Gesandten  sich 
verbat,  um  jede  falsche  Deutung  seitens  der  Gegner  Preussens  eu  ver- 
meiden. König  Friedrich  antwortete  seinem  Gesandten  auf  diese  be- 
fremdliche Meldung:  ^So  werden  die  Engländer  die  Herren  und  Meister 
in  allen  grossen  Fragen  sein  und  die  Franzosen  selbst  werden  das 
ganze  Uebergeuncht  ihnen  in  die  Hand  legen  *).^  Das  machte  auch 
Preussen  in  gewissem  Crrade  von  England  abhängig;  von  neuem  wur- 
den unter  diesen  Umständen,  unter  dem  unmittelbaren  Eindruck  jener 
Ncuhricht  aus  Paris  ^  die  Weisungen  zurückgenommen ,  nach  denen 
der  preussische  Vertreter  in  London  mit  Repressalien  hatte  drohen 
sollen  **^. 

Friedrich  II.  begnügte  sich,  von  Zeit  zu  Zeit,  etwa  von  drei  zu 
drei  Monaten,  durch  seinen  Gesandten  die  Ansprüche  seiner  Unter- 
thanen  zu  London  in  Erinnerung  bringen  zu  lassen,  damit  das  eng- 
lische Ministerium  wenigstens  sehe,  dass  man  die  Sache  nicht  aus  dem 
Äuge  verliere***). 

Die  Befürchtung  des  Königs,  den  Rückhalt  an  Frankreich  ganz 
m  verlieren  und  England  allmäehtig  zu  sehen,  bewahrheitete  sich  nicht. 
Noch  einmal  schlössen  Preussen  und  Frankreich  sich  enger  an  ein- 
ander f).  Der  König  konnte  daran  denken^  seine  Entwürfe  zur  Schad- 
loshältung  seiner  Unterihanen  wieder  aufzunehmen.  Am  19.  Mai 
1751  verfügte  er  die  Aufstellung  einer  genauen  Schadenrechmmg, 
^damit  daraus  ein  ordentliches  und  richtiges  Liquidum  constituiret 
werden  und  Se.  Königl.  Majestät  im  künftigen  Jahre  bei  Bezahlung 
des  letzteren  Termins  der  auf  Schlesien  hypofhecirten  englischen 
Schulden  Dero  Gebrauch  davon  machen  können*^  ff).  Im  November 
desselben  Jahres  wurde  der  Zusammentritt  einer  Commission  an- 
geordnet, welche  die  Ansprüche  der  preussischen  Kaufleute  prüfen  und 
über  dieselben  zu  Recht  erkennen  sollte  fff).  Die  Commission  nahm  im 
folgenden  Monat  ihre  Arbeiten  auf;  sie  bestand  aus  dem  Grosskanzler 
von  Cocceji  als  Vorsitzendem,  den  Etats-  und  Cabinetsminisiem  Graf 


*)  Vgl.    Chambrier's    Bericht   vom    20.   December    1748  mid   die   Antwort 
vom  31.;  Politische  Correspondenz  VI,  326.  329. 

**)  Immediaterlass  an  Klinggräffen,  Berlin  81.  December  1748;  ebend.  826. 
***)  Ebend.  VII,  304.  Vgl.  VIII,  170.  210.  865  und  Vn,  269:  „Im  Uebrigen 
wäre  C8  genug,  dass  der  p.  von  Klinggräffen  vor  der  Hand  nur  diese  Sache  in 
Bewegung  erhielte  und  deshalb  schriee,  nicht  aber  jetzo  gleich  drohete,  dass  Se. 
Königl.  Majestät  gedachte  Forderungen  gleich  von  der  schlesischen  Schuld 
defalquircn  wollten." 

t)  Vgl.  oben  S.  182. 
+t)  Politische  Correspondenz  VIII,  365. 
ttt)  Ebend.  537.  541. 
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Podcmls  tmd  Graf  Finckenstein ,  dem  Etats-  und  JusUzminisier  von 
Bismarck,  den  Geheimen  Jusiizräfhen  Behmer  und  Freihenm  Fürst 
von  Kupferherg,  detn  Geheimen  Finamrath  Faesch^  Leiter  des  Com- 
merzien-  und  Manufadurdepariements  im  Generaldirectorium,  und 
dem  Geheimen  Commerzienrath  Kühn^  vormals  preussiscJien  Consul  in 
Petersburg*).  Am  22.  Juli  1752  legte  die  Commission  dem  Könige 
die  von  ihr  gefällte  Sentenz  (d.  d.  Berlin  17.  Juli  1752)  vor;  die 
von  den  Betheiligten  angemeldeten  Schadenersatzansprüche  in  der  Ge- 
sammthöhe  von  239^840  Thalem  umrden  durch  die  Sentenz  auf 
156,486  Thaler  Capital  und  32,283  Tlialer  sechsprozentige  Zinsen 
für  die  Zeit  bis  zum  31,  December  1751  zurückgeführt.  Der  letzte 
Termin  der  schlesischen  Schuld  y  der  dem  englischen  Consortium  noch 
abzuzahlen  war,  belief  auf  199,159  Thaler  9  Groschen  6  Pfennige. 
Der  König  verfügte,  dass  von  den  ,,zu  Bezahlung  destinirten  und  baar 
vorräthigen  Geldern^  die  den  preussischen  Unterthanen  von  der  Com- 
mission  zuerkannte  Summe  abzuziehen  und  in  deposito  zu  halten  und 
dass  nur  der  nach  diesem  Abstriche  bleibende  Rest  den  englischen 
Capitalisten  gegen  Quittung  auszuzahlen  sei**).  Demnächst  trat  die 
völkerrechtliche  Streitfrage  in  das  Stadium  der  öffentlichen  Discussion 
(vgl.  unten  S.  445  ff). 


Für  die  Beurtheilung  der  Controverse  wollen  folgende  allgemeine 
Gesichtspunkte  festgehalten  werden. 

England  beobachtete  im  Seekrieg  den  Neutralen  gegenüber  eine 
doppelte  Praxis:  die  eine  kam  gegen  die  mit  England  durch  Handels- 
verträge verbundenen  Staaten^  die  andere  gegen  die  übrigen  Neutralen 
zur  Anwendung. 

Die  Staaten^  welche  Handelsverträge  mit  England  abgeschlossen 
haben,  geniessen  eine  Ausnahmestellung ;  das  gemeine  Völkerrecht  greift 
nur  so  weit  Platz,  als  ihm  durch  die  Verträge  nicht  derogirt. 

Im  Verhältniss  zu  allen  anderen  Neutralen  hält  sich  England  an 
dieses  gemeine  Völkerrecht,  als  welches  ihm  kein  anderes  gilt,  wie  das 
in  dem  Consolato  del  Marc,  einer  Sammlung  von  Gewohnheiten  des 
Seerechts  aus  detn  vierzehnten  Jahrhundert,  niedergelegte. 

Für  die  Neutralen  der  ersten  Kategorie^  die  durch  contractliche 
Zugeständnisse  begünstigten  Staaten,  gelten,  wenigstens  im  Prinzip  ***>, 

*)  Vgl.  das  Commissorialrescript  vom  7.  Dec.  1751  bei  Ch.  de  Martens 
II,  8;  Behmer  I,  4. 

♦*)  Politische  Correspondenz  IX,  175.  199. 

*♦*)  üeber  die  Verletzungen  des   Prinzips  in   der  Praxb  vgl.  unten  S.  448 
Anm.  *;  476  Anm.  f. 
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die  Bestimmungen  der  jedesmaligen  Verträge.  Die  Normen  ^  die  den 
zahlreichen  Handelsverträgen  zwischen  den  europäischen  Seemächten 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  regelmässig  zu 
Gründe  gelegt  worden  sind,  fassen  sich  zusammen  in  der  Doppel- 
parömie:  ^Frei  Schiff  —  frei  Gut^  und  ^Unfrei  Schiff  —  unfrei 
Gut^  *) ,  d.  h.  einerseits  die  Flagge  des  neutralen  („freien'^)  Schiffes 
deckt  die  Ladung ,  auch  wenn  dieselbe  nicht  wie  das  Schiff  neutral 
isty  sondern  dem  Feinde  gelhört  („le  pavillon  couvre  la  cargaison^); 
und  anderseits  unter  feindlicher,  „unfreier^  Flagge  ist  auch  das  Gut 
der  Neutralen  ^unfrei^  (yj,e  pavillon  confisgue  la  cargaison^). 

Dagegen  läuft  das  Seerecht  des  Consolato  del  mare,  das  gemeine 
Recht  für  die  nicht  durch  die  Ausnahmebestimmungen  der  Verträge 
begünstigten  Staaten,  auf  die  andere  Satzcombination  hinaus:  y^Frei 
Schiff  —  unfrei  Gut"^  und  „Unfrei  Schiff  —  frei  Gut"^,  d.  ä.  einer- 
seits, die  Flagge  des  neutralen  (^ freien^)  Schiffes  deckt  die  Ladung, 
soweit  sie  dem  Feinde  gehört^  keineswegs  **),  und  andererseits,  unter 
der  feindlichen  (,^unfreien^)  Flagge  ist  doch  das  Grut  der  Neutralen 
\  frei***). 

Die  Differenz  zwischen  Preusscn  und  England  spitzte  sich  danach 
auf  die  Frage  zu:  „soll  Preussen  das  Vorzugsrecht  der  durch  Ver- 
träge begünstigten  Nationen  gemessen  oder  soll  es  das  gemeine  Imos 
der  übrigen  Nationen  theüen,^ 

Preussen  forderte,  gestützt  auf  die  mündlichen  Zusagen  eines  eng- 
lischen Staatssecretärsf),  jenes  Vorzugsrecht  für  sich,  und  stellte  unter 
allen  Umständen  den  Grundsätzen  des  Consoluto  del  mare  als  Axiom 
des  Naturrechts  entgegen:  „jFVei  Schiff  —  frei  Crut.^ 

England  wollte  jenen  mündlichen  Zusagen  Lord  Carterefs,  deren 
Authenticität  zudem  dahin  gestellt  bleiben  sollte ,  im  Gegeniheil  den 
Sinn  beigemessen  wissen,  dass  Preussen  dadurch  auf  eine  Stufe  mit 
den  nicht  durch  besondere  Handelsverträge  begünstigten  Alliirten  oder 
Neutralen  gestellt  werde  ff).    Schon  deshalb  könne  Preussen  nicht  die 

*)  Vgl  C.  Bergbohm,  Die  bewafihete  Neutralität  1780—88,  Berlin  1884, 
S.  88.  89. 

**)  Rapport  fait  ä  Sa  Majeet^  Britannique  (vgl.  unten  S.  468): 
„U  Consolato  del  mare  dlt  express^ment  que  les  effets  ennemis  k  bord 
d'un  vaisseau  ami  doivent  3tre  confisqu^;   et  c'est  nn  livre  de  grande  autorit^.^ 

***)  Vgl.  Bergbohm  S.  86. 

t  Vgl.  oben  S.  435.  436. 

tt)  Rapport  fait  k  Sa  Majeste  Britannique:  „Supposä  m^me  que 
lord  Carteret  se  soit  servi  des  m§mes  termes  qu'on  lui  attribue,  ils  ne  sauroient 
ponrtant  donner  aucun  lieu  k  ce  qu'on  s'efForce  d'en  inf&rer.     Car  loin  qu^ 
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Rechte  der  Bevorssugten  für  sich  beanspruchen,  weil  diese  Rechte  den 
Einzelnen  durch  ihre  Verträge  in  sehr  verschiedenem  Umfang  gur 
gestanden  seien.  Und  somit  confiscirte  man  nach  dem  Ghrundsatß  des 
Consolato  del  mare  die  Waaren,  welche  preussische  Unterthanen  auf 
französische  Rechnung  führten^  sowohl  auf  preussischen  Schiffen  als 
auf  denen  anderer  Neutraler^  als  „unfrei  Grut^  *). 

Nicht  von  gleicher  prinzipieller  Bedeutung  ist  die  Differenz,  die 
sich  aus  der  Bestimmung  des  Begriffes  Kriegscontrebande  ergab. 
Auch  hier  wurde  die  durch  Lord  Carteret  zu  Beginn  des  Krieges  ge- 
gebene Definition  desavouirt**),  da  die  Praxis  der  Kaper  die  Crrenzen 
der  Kriegscontrebande  viel  weiter  zu  ziehen  beliebt  hatte. 

In  einer  Würdigung  der  vöTkerrechtliclien  Discussion  zwischen 
Breussen  und  England  über  das  Recht  der  Neutralen  zur  See  sagt 
A.  Trendelenburg,  durch  Friedrichs  des  Crrossen  Vorgehen,  das  dem 
Grrundsatz  j^Frei  Schiff  —  frei  Grut^  einen  factischen  Sieg***),  wenn 
auch  nicht  theoretische  Anerkennung  verschaffte,  sei  das  philosophische 


renferment,  comme  il  le  faudroit  pour  cela,  des  stipulations  nouvelles  si  diS& 
rentes  de  la  loi  g^n^rale,  ils  placent  au  contraire  les  Prussiens  tr^  ezpress^- 
ment  k  l'^gal  des  sujets  de  toutes  les  puissances  allides  ou  neutres,  et  on  ne 
pouvoit  eutendre  par  ]k  que  Celles  avec  qui,  comme  c'^toit  le  cas  avec  le  roi  de 
Prusse,  on  n'avoit  k  cet  ^gard  point  de  trait^  particulier.'^ 

*)  Ebend.:  „Or,  comme  les  traitös  avec  la  Hollande,  la  SuMe,  la  Rnssie, 
le  Portugal,  le  Dänemark  etc.  diiFi&rent  entre  eux,  qui  est  ce  qui  d^termineroit 
duquel  on  auroit  communique  le  b^n^fice?"  Carteret  hatte  in  seiner  Erklärung 
an  Andri^  (vgl.  oben  S.  435)  ausdrücklich  auf  das  alte  Concordat  mit  Holland 
hingewiesen,  d.  h.  auf  den  Handels-  und  Schifffohrtsvertrag  vom  21.  N0V./I.  Dec 
1674  (Dumont,  Corps  universel  diplomatique  VII,  1,  282).  Uebrigens  hielten 
die  Engländer  auch  Holland  gegenüber  sich  bald  nicht  mehr  an  den  Vertrag 
von  1674,  indem  sie  deducirten,  dass  die  holländischen  Fahrzeuge  durch  die 
Licenzen  und  Pässe,  welche  sie  von  den  französischen  Behörden  erhielten, 
„cntnationalisirt^  und  der  französischen  Kauf^rtei  „incorporirt'',  mithin  „enne- 
mis  par  adoption"  seien:  vgl.  Bergbohm  S.  33.  178.  Diese  sog.  „Rule  of 
the  sevenyears  war"  ist  schon  vor  1756  geübt  worden:  vgl  Lee  der  S.  17.  18. 
Friedrich  II.  schreibt  an  Ammon  im  Haag,  Potsdam  23.  Febr.  1748:  „Concer- 
nant  la  libert^  de  la  navigation,  vous  savez  que  TAngleterre  en  agit  de  m§me 
avec  la  Hollande  qu'on  en  agit  avec  nous."  Politische  Correspondenz 
VI,  42. 

**)  Rapport  fait  k  Sa  Majest6  Britannique:  „Suppos^  que  cette 
d^claration  susmentionn^e  de  lord  Carteret  fQt  exacte,  comment  ne  conviendroit-on 
pas  que,  si  le^  röponses  verbales  faites  par  un  ministre  k  un  ministre  ötranger, 
fönt  connoitre  ce  qu'il  croit  lui-m^me  Stre  de  contrebande  selon  le  droit 
des  gens,  elles  ne  doivent  pourtant  pas  6tre  consid^^  äquivalentes  k  un  trait6 
fait  expres  pour  7  d^oger,  mSme  fussent-elles  rapport^es  Utt^lement?'^ 

***)  Vgl.  unten  S.  495. 
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EecM  in  Eineni  ersten  Falle  historisch  geworden.  y^Erst  der  pariser 
Friedensschluss  vom  Jahre  1856  drang  durch;  und  so  bedurfte  die 
Geschichte  gerade  eines  Jahrhunderts,  um  den  von  Friedrich  im 
Namen  der  Vernunft  und  des  Naturrechts  erhobenen  Anspruch  auf 
Allgemeinheit  zur  wirklichen  allge^iieinen  Anerkennung  zu  bringen*). "" 

*)    A.    Trendelenburg,    Friederichs    des    Grossen    Verdienst    um    das 
Völkerrecht  im  Seekrieg;  Kleine  Schriften,  Leipzig  1871,  I,  207. 


XXXll. 


Promemoria  vom  23.  November  1752. 


-Uas  Concept  eines  Promctnoria,  mittelst  dessen  der  Legationssecretär 
Michell  in  London  dem  englischen  Ministerium  den  Abdruck  der 
Motive  des  Königs  zur  Anwendung  von  Repressalien  zustellen  sollte^ 
sandte  der  Cabinetsrath  Eichel  dem  Departement  der  auswärtigen 
Affairen  am  30.  September  1752  mit  der  allerhöchsten  Resolution 
zurücTc: 

„  Wie  zwar  das  beigefügte  Promefnoria  an  sich  und  wegen  der 
Essentialien  recht  gut  abgefasset  sei;  weil  aber  solches  eine  Fi^ce 
publique  werden  mOsste,  so  würde  noch  noihwendig  sein,  darin  durch 
ein  geschicktes  und  wohlgefasstes  Verbiage  zuforderst  mit  anzuführen^ 
une  sehr  leid  es  Sr.  Königl.  Majestät  sei^  dass  ohnerachtet  aller 
Vorstellung^  so  Dieselbe  desfalls  thun  lassen,  das  englische  Mini- 
sterium dennoch  keine  Attention  darauf  nehmen  wollen^  sodass  Die- 
selbe wider  Ihre  Neigung  und  gute  Gesinnung  gezwungen  gewesen 
wären,  ganz  ä  regret  zu  dieser  Resolution  zu  schreiten,  dass  aber 
das  englische  Ministerium  sich  zurückerinnern  möchte,  wie  ofte 
Se.  Königl.  Majestät  dasselbe  gebeten  und  erinnert,  auch  gewamet 
hätte,  dass  aber  alles  solches  ohne  Effect  gewesen  und  endlich  8e. 
Königl.  Majestät  under  Dero  Willen  genöthiget  gewesen  wären, 
dieses  Deroselben  allein  noch  übrige  Mittel  zu  ergreifen,  um  Dero 
unterdrückten  dabei  interessirenden  ünterthanen  zu  einer  billigen 
Befriedigung  zu  verhelfen.  Es  würde  übrigens  auch  jedermann  von 
Dero  bonne  foi  in  Bezahlung  der  übernommenen  schlesischen  Schul- 
den urtheilen,  da  Sie,  wenn  Selbige  deshalb  chicaniren  wollten, 
solches  gleich  bei  Anfange  der  Bezahlung  dieser  Schulden  gefhan 
haben  würden;  so  aber  hätten  Sie  unlligst  bezahlet  und  nur  allein 
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bei  dem  letzteren  Termin,  nachdem  alle  vorhergegangene  Erinne- 
rungen vergeblich  gewesen,  Sich  nicht  anders  helfen  können,  um 
Dero  Unterthanen  eu  soulagiren^  als  eu  dieser  Ihro  allemal  ahn" 
angenehm  gewesenen  Demarche  ssu  schreiten,^ 

Tags  darauf  theilie  Eichel  dem  Grafen  Podewils  noch  mÄ,  Se. 
Königl.  Majestät  hätten  geäussert,  ^une  Sie  nicht  zweifelten,  dass  Ew. 
Excellem  eine  besondere  Attention  darauf  nehmen  wurden,  dass  ge- 
dachtes Fromemoria  eine  gute  Tour  bekommen  und  persu€isif  und 
insinuant  ge fasset  werden  würde^.  Der  König  habe  dabei  die  ^gene- 
rale  Reflexion^  gemacht:  ^dass  eine  Sache  in  allen  Stücken  wahr, 
recht  und  gegründet  sein  könnte,  und  es  dennoch  hauptsächlich  auf 
die  Tour  und  die  Art,  wie  solche  gefasset  wurde,  ankäme,  um  dem 
Publico  mehr  oder  weniger  Impression  zu  machen  und  bei  solchem 
Beifall  zu  findend 

Der  von  dein  Ministerium  vorgelegte  zweite  Entwurf  entsprach 
den  Wünschen  des  Königs  noch  weniger;  eigenhändig  schrieb  er  ein 
neues  Concept  nieder*),  nach  welchem  dann,  unter  Aenderung  von 
mir  zwei  Stellen**),  die  Ausfertigung  des  Fromemoria  erfolgte. 

Am  23.  November  wurde  das  Fromemoria  durch  MieheU  dem 
Herzog  von  Newcastle  als  Staatssecretär  für  die  deutschen  und  nor- 
dischen Angelegenheiten  überreicht. 

Da  in  den  auswärtigen  Journalen  nur  Auszüge  aus  dem  Memoire 
erschienen  ***),  so  wurde  durch  das  auswärtige  Ministerium  zu  Beginn 
des  neuen  Jahres  die  Veröffentlichung  des  vollständigen  Textes  in  den 
berliner  und  in  einigen  fremden  Zeitungen  veranlasst  f). 


*)  Eichel  schreibt  an  Podewils,  3.  October,  dass  des  Königs  Majestät  vor 
gut  befunden  habe,  „das  eingesandte  Project  zum  Memoire  vor  den  p.  Michell 
allerhöchst  Selbst  ganz  zu  refondiren".  Politische  Correspondenz  IX,  228. 
*♦)  Vgl.  unten  S.  447.  448.  Anm. 

***)  So  im  Mercure  historique  et  politique  CXXXm,  672  (d^embre 
1752). 

t)  Vockerodt  schreibt  an  Warendorff,  den  Anfertiger  einer  deutschen 
Uobersetzung  des  Memoire,  81.  December  1752:  „Es  wird  sehr  gut  sein,  wann 
die  Copei  morgen  zu  Mittage  fertig  sein  könnte,  und  weil  die  Kürze  der  Zeit 
nicht  erlaubet,  vor  einen  jeden  Gazetier  eine  besondere  Abschrift  machen  zu 
lassen,  so  gehöret  dem  Vossischen,  welcher  das  älteste  Privilegium  hat,  wohl 
billig  die  Praeferenz.**  Die  Uebersetzung  erschien  in  der  Voasischen  wie  in 
der  Spencrschen  Zeitung  am  4.  Januar  1758;  abgedruckt  bei  Behmer  I,  9. 
Ausserdem  liegt  sie  vor  in  dem  hamburger  „Unparthejischen  Correspon- 
denten'^  vom  9.  Januar,  den  hamburger  „Neuesten  Nachrichten  von 
Staats-  und  gelehrten  Sachen"  von  6.  und  9.  Januar,  dem  altonaer 
„R e i  chspo  streu  ter''  vom  8.  und  9.  Januar. 
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Memoire. 

C'est  par  ordre  du  Roi  son  maitre  que  le  soussign^  secr^taire 
d'ambassade  de  Sa  Majest^  le  roi  de  Prusse  est  obligö  de  rappeler  ä 
Vos  Excellences  les  pressantes  soUicitations  que  lui  et  ses  pröd^cesseurs 
ont  feites  ä  diverses  reprises  pour  obtenir  de  votre  iquitA  et  de  votre 
justice  les  d^dommagements  que  des  n^gociants  prussiens  ont  k  de- 
mander  pour  les  indemniser  des  violences  et  des  d^pr^dations  qu'ils 
ont  souffertes  de  quelques  armateurs  anglois  pendant  la  demi^  guerre. 
Vos  Excellences  se  souviendroiit  qu'on  a  enley^  les  vaisseaux  ä  ces 
marchands,  qu'on  a  ravi  les  effets  des  uns  et  d^tenu  ceux  des  autres, 
et,  quoiqu'on  ait  mis  en  ävidence  qu'aucun  de  ces  marchands  ne 
&isoit  la  contrebande,  les  n^gociants  prussiens  n'ont  pu  obtenir  jusqu'ä 
pr^ent  aiicune  justice  ni  des  tiibunaux  anglois  qu'ils  ont  r^dam^ ,  ni 
du  gouvemement  auquel  ils  ont  portö  leurs  plaintes,  et*)  que  par  une 
contradiction  singuliere,  lors  m^me  que  ces  tribunaux  n'ont  point  trouvä 
de  prötexte  pour  confisquer  les  vaisseaux  et  les  effets  et  que  par  con- 
s^quent  ils  ont  reconnu  eux-memes  Tinjustice  de  la  prise,  ils  n'ont  pas 
laissä,  Sans  raison  ni  pr^texte  sp^cieux,  de  condamner  les  propri^taires 
aux  frais  de  la  capture  au  proiit  des  armateurs. 

Les  loiä  de  Töquit^  doivent  sans  doute  ^tre  Egales  pour  toutes  les 
nations;  un  Anglois  doit  s'attendre  ä  trouver  un  asyle  k  Berlin  dans 
la  justice  des  tribunaux  contre  la  violence  des  citoyens,  de  meme  qu'un 
Prussien  doit  en  trouver  k  Londres  contre  des  procöd^  ill^times. 
Cest  sur  ce  principe  que  se  fonde  la  bonne  foi  et  le  commerce  mutuel 
des  peuples,  c'est  sur  ces  principes  que  les  nögociants  de  TEurope 
trafiquent  chez  leurs  voisins  et  que  la  nation  angloise  y  fait  un  com- 
merce si  avantageux;  tous  les  peuples  regardent  ces  liens  d'^quitö 
conmie  quelque  chose  de  sacrä  et  d'inviolable  et  ils  les  respectent  chez 
eux  pour  en  recevoir  le  b^n^fice  chez  les  autres,  s'ils  se  trouvent  dans 
la  nöcessit^  d'y  recourir. 

Sa  Majestä  a  cru  que,  chez  une  nation  pleine  de  sentiments  aussi 
nobles  et  aussi  g^n^reux  que  Tangloise,  eile  obtiendroit  sans  difficult^ 
pour  ses  sujets  la  satisfaction  qui  leur  ^toit  due,  et  Vos  Excellences 
se  ressouviendront  qu'en  cas  de  refiis  on  ne  leur  a  point  dissimulä 
que  Sa  Majest^  le  roi  de  Prusse  se  verroit  obhg^  quoiqu'ä  regret,  de 
saisir  les  capitaux  hypoth6qu(^s  aux  Anglois  sur  le  duch^  de  Sil^sie, 
d'autant  plus  qu'elle  ne  pouvoit  autrement  indemniser  ses  sujets. 

*)  In  dem  Concept  des  Königs  steht  statt  dieser  Worte  des  in  London 
überreichten  Textes  (bis  zum  Schlüsse  des  Absatzes):  „par  une  contradiction 
singuli^re,  sans  raisons,  sans  m^me  des  pr^textes  sp^eux,  on  a  condamn^  les 
propri6taires  et  adjug6  la  capture  au  profit  des  annatenrs.^ 
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Les  intentions  du  Roi  mon  maitre  sont  pures^  il  a  voulu  satisfaire 
avec  bonne  foi  aux  engagements  qu'il  a  pris  avec  la  nation  angloise 
et  acquitter  les  dettes  qui  ^toient  ä  sa  charge,  mais  il  a  voulu  en  m^me 
temps  donner  ä  ses  sujets  la  protection  qu'il  leur  doit.  Pour  ne  rien 
pr^dpiter  dans  une  affaire  de  cette  nature  et  pour  donner  au  gouveme- 
ment  anglois  le  temps  de  la  r^flexion,  il  a  continu^  d'acquitter  les 
dettes  de  la  Sil^ie  jusqu'au  payement  du  demier  terme,  et  lorsqu'il  a 
vu  que  r^uit^  de  ses  demandes,  le  temps,  les  raisons  et  les  impor- 
tunit^  r^itär6es,  ne  produisoient  rien  en  faveur  des  n^ociants  prussiens^ 
le  Roi  s'est  cru  oblig^  de  recourir  au  demier  moyen  qui  lui  restoit^ 
qui  ^toit  de  d^falquer  de  Targent  du  aux  Anglois  la  somme  que  ses 
sujets  demandoient  en  d^ommagement 

La  m^me  ioi  qui  nous  oblige  de  nous  acquitter  avec  bonne  foi 
de  nos  dettes,  nous  autorise  ä  exiger  la  meme  chose  de  nos  d^biteurs ; 
quelle  jurisprudence  singuli^re  r^leroit  tout  en  faveur  de  Tun  et  rien 
en  faveur  de  Tautre?  Dans  cette  affaire  ici,  il  ne  s'agit  pas  meme  de 
ce  qui  est  du  par  les  Anglois  aux  Prussiens,  mais  de  ce  qui  leur  est 
retenu  par  force;  s'il  est  juste  d'acquitter  ses  dettes,  il  est  encore 
davantage  de  r^parer  le  dommage  que  Ton  a  causa  par  sa  faute  et  de 
dessein  pröm^ditö.  Apr^  des  raisons  aussi  fortes,  apr^  avoir  en  vain 
demandö  des  r^parations  de  ceux  qui  seuls  pouvoient  les  &ire,  peut-on 
pr^tendre,  sous  quelque  couleur  que  ce  soit,  que  le  Roi  abandonne  ses 
sujets,  et  le  pourroit-il,  quand  meme  il  le  voudroit?  II  doit  le  demier 
terme  de  payement  aux  Anglois,  il  le  retient,  et,  apres  avoir  averti  le 
gouvemement  britannique  dans  toutes  les  occasions  de  ce  qu'il  ne 
pourra  se  dispenser  de  faire,  il  etablit  une  commission  pour  juger  avec 
impartialitä  et  k  la  rigueur  les  pr^tentions  des  n^ociants  prusaiens; 
il  met  k  la  tete  de  cette  commission  im  homme  qu'il  suffit  de  nommer 
pour  sanctifier  Touvrage:  le  Ghrand-Chancelier,  trois  ministres  d'Etat 
et  plusieurs  conseillers  de  justice  ont  examin^  les  pr^tentions  des  mar- 
chands  et  les  ont  ävalu^  k  leur  juste  valeur. 

Cette  commission  ayant  termin^  cette  affaire,  le  soussignö  a  Thonneur 
de  remettre  ci-clos  a  Vos  Excellences  la  copie  des  jugements  rendus 
sur  les  diffSrentes  pr^tentions  des  sujets  prussiens,  sur  celle  de  chaque 
n^ciant  s^par^ment,  dont  il  r^sulte  que  de  239,840  &us  que  ces 
n^ociants  leur  croient  ^tre  dus,  la  commission  ne  leur  a  adjugä  que 
159,486*)  &US,  20  gros  de  capital  et  33,283  &us  d'intdret,  k  raison 
de  6  pour  cent. 

Quoique  Sa  Majestä  a  tout  lieu  d'Stre  persuad^e  que  ladite  com- 

*)  Im  Concepte  des  Königs  steht,  statt  der  correcten  Zahlenangabe  der  in 
London  übergegebenen  Ausfertigung:  156,486. 
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mission  a  proc^^  selon  les  formes  de  la  justice  la  plus  impartiale,  eile 
a  n^anmoins  charge  le  soussignö  de  d(k:Iarer,  par  le  pr^nt  mömoire, 
qu'elle  est  dispos^e  de  faire  examiner  de  nouveaii  par  la  meme  com- 
mission  les  faits  contest^s,  au  cas  que  quelques  offiders  ou  armateurs 
anglois  —  qui  se  croient  lia&s  —  jugeassent  ä  propos  d'y  intervenir 
et  de  faire  reformer  le  jugement,  supposä  que  les  moyens  de  Tadverse 
partie  se  trouvassent  fond^.  Le  Roi  fixe  pour  Texhibition  de  ces 
moyens  le  terme  de  trois  mois  a  compter  du  jour  de  cette  döclaration. 

Comme  la  liste  des  diffi^rentes  captures  attachöe  ä  ce  memoire  con- 
tient  les  noms  de  ceux  qui  les  ont  {aitesj  Sa  Majest^  s'en  remet  au  bon 
plaisir  du  gouvemement  britannique  de  quelle  mani^re  il  trouvera  ä 
propos  d'informer  les  parties  de  Tarret  prononcö,  afin  qu'ils  se  puissent 
pourvoir  contre,  comme  de  droit.  Si  cependant  ce  terme  s'öcoule,  saus 
que  personne  ne  se  mette  en  devoir  de  se  justifier,  Sa  Majestä  s'en 
tiendra  k  Tarrct  de  son  conseil,  et  en  cons^uence  eile  fera  döfiEdquer 
la  sonmie  adjug^e  k  ses  sujets  ~  y  compris  les  intär^ts  k  6  pour  cent 
jusqu'au  10  de  juillet  de  Tannee  coiu'ante  — ;  eile  fera  d^falquer,  dis-je, 
de  Targent  du  aux  Änglois  194,725  ^us  de  Brandebourg,  4  gros  et 
5  deniers;  pour  indemniser  les  nögociants  prussiens.  Sa  Majest^  d^ 
clare  en  meme  temps  qu'elle  est  prete  a  ÜEure  remettre  aux  commissaires 
du  pret  fait  sur  la  Silösie  le  n^idu  de  ce  qu'elle  doit  encore  ä  ce 
titre,  tant  pour  le  capital  que  pour  les  int^rets  k  7  pour  cent  icovlis 
le  10  de  juillet  de  la  pr^ente  ann^e,  bien  attendu  que  lesdits  commis- 
saires foumissent  des  quittances  valables  du  capital  et  des  int^rets. 

Au  cas  quCy  contre  toute  attente,  on  reiusat  en  Angleterre  d'entrer 
dans  un  arrangement  aussi  ^uitable,  je  dois  döclarer  k  Vos  Excellences 
que  le  Roi  fera  remettre  juridiquement  cette  somme  k  sa  chambre  de 
justice  de  Berlin,  pour  y  rester  en  döpöt  jusqu'au  temps  qu'il  plaise 
aux  intäress^  de  Ten  retirer  au  moyen  de  leurs  quittances,  et,  comme  le 
cours  des  intär^ts  cesse  naturellement  aprte  cette  procMure,  Sa  Majestä 
Proteste  express^ment  de  n'y  plus  etre  tenue  dor^navant,  et  moyennant 
cette  protestation  authentique  eile  tient  la  dette  hypoth^quöe  sur  la 
Siläsie  enti^rement  Steinte  et  ce  duchä  pleinement  d^chargö  k  cet  ägard 
de  toute  Obligation. 
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Exposition  des  Motife 

qni  ont  d^termin^  le  Boi  h  mettre  arr^t 

snr  les  capitanx  qne  Sa  Majest^  avoit  promis  de 

rembonrser  aux  snjets  de  la  Orande-Breta^ne. 

ä  Berlin  1752. 


Den  Befehl  ewr  Ausarbeüung  einer  juristischen  Dedudion  hatte  der 
König  schon  am  7.  Januar  175  2^   einen  Monat  nach  Einsetmmg  der 
mit  Untersuchung  der  Änsprikhe  der  preussischen  Unterthanen  be- 
"^  trauten  Cornmissian^   ertheiU*).     Am  22.  Juli  wurde  das  deutsche 

Manuscript  der  Schrift  ihm  vorgelegt  und  von  ihm  gebilligt**). 

Die  Dedudion  ist  das  gemeinsame  Werk  der  UntersuchuingS' 
commission.  Am  2.  Juni  1752  legte  der  Geheime  Justiarath  Friedrich 
Ehrenreich  von  Behmer***)  der  Commission  einen  ersten  Entwurf  vor: 
y^Dedudion  wegen  derer  von  der  englischen  Marine  wider  aUes  Natur- 
und  VölkerredU,  auch  gegen  aUe  Traitis  de  marine  ^  aufgebradiien 
erlaubten  und  nicht  CofUrebande-Waaren ,  so  auf  neutralen  Schiffen 
aufgefunden  worden.^  Eine  Ueberarbeitung  des  Behmer* sehen  Ent- 
wurfes liegt  nur  in  einer  Abschrift  von  der  Hand  eines  Beamten  der 
Geheimen  Kamlei  vor.  Diese  Abschrift  hat  bei  den  Mitgliedern  der 
Commission  circulirt.  Behmer  hat  unter  dem  17.  Juni  eine  Beihe  von 
AenderungsvorsMägen  gemacht,  der  Freiherr  von  Fürst  hat  unter  dem 
3.  Juli  einiges  wenige  ausgestellt;  dann  hat  Coccgi  unter  Verwerfhung 


*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  IX,  3. 
*♦)  Ebend.  IX,  176. 
•♦*)  Vgl.  Meusel,  Lexikon  I,  298. 
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eines  Theiles  dieser  Erinnerungen  eigenhändig  zahlreiche  Aenderungen 
und  Zusätze  in  das  Manuscrtpt  eingetragen,  was  wohl  m  dem  Schlüsse 
berechtigt,  in  ihm  den  Verfasser  dieser  Umarbeitung  des  ursprimg- 
liehen  Entumrfes  zu  suchen*).  In  einer  die  eingetragenen  Correcturen 
berücksichtigenden  neuen  Abschrift  hat  Cocceji  nochmals  einiges  ge- 
ändert und  zugleich  den  Titel  hinzugefugt,  unter  dem  die  Deduction 
gedruckt  wurde: 

Anfuhrung  \  derer  \  in  dem  allgemeinen  Völcker  -  Recht  \  ge- 
gründeten Ursachen,  \  welche  \  Se,  Königl.  Majestät  von 
Preussen  \  bewogen,  \  diejenige  Gelder,  welche  Sie,  \  vermöge 
des  Breslauer-  und  Dresdenschen  Friedens,  \  denen  Ch'oss- 
Brittanischen  UntertJianen  zu  bezahlen  \  versprochen  \  Auf  in- 
ständiges Ansuchen  \  Dero  auf  der  See  commerciirendef} 
Unterth^men  \  mit  Arrest  zu  belegen^  \  und  \  Dieselbe,  wegen 
der  Ihnen  von  denen  Englischen  Capem  \  auf  offner  See  zu- 
gefügten  Gewalithätigkeiten  und  \  dadurch  zugefügten  Schä- 
den I  aus  diesen  Geldern  zu  indemnisiren.  \  Berlin  1752. 

36  pp.  und  11  BU.  Beilagen.  Abgedruckt  bei  6.  Fr.  von  Martens, 
Erzählungen  merkwürdiger  Fälle  des  neueren  europäischen  Völker- 
rechts, Göttingen  1800,  I,  240. 

Eine  Ausgabe  auf  25  pp.  4^,  offenbar  eine  Rückübersetzung  aus 
dem  Französischen,  unter  dem  Titel  „Erklärung  der  auf  das 
durchgängig  angenommene  Völkerrecht  sich  grundenden  Beweg- 
ursachen" citirt  Adelung  VII,  333.  Derselbe  Titel:  Helden- 
geschichte III,  537. 

Zunächst  behufs  Ueberreichung  an  [das  britische  Ministerium**) 
tvurde  die  Anzeige  auch  in  französischer  Uebersetzung  gedruckt: 

Eocposition  \  Des  Motifs,  \  Fondös  Sur  Le  Droit  Des  Gens  \ 
Universellement  Regü,  \  Qui  Ont  Determinö  Le  Roi,  Sur  Les 
Instances  |  Reiteries  \  De  Ses  Sujets  Commer^ants  Par  Mer,  \ 
A  Mettre  Arrü  Sur  Les  \  Capitaux,  \  Que  Sa  Majesti  Avoit 
Promis ,  De  Rem-  \  Bourser  Aux  Sujets  De  La  Grande  Bre- 
tagne, I  En  Vertu  Des  Traitds  de  Paix  \  De  Breslau  Et  De 
Dresde  \Et\A  Procurcr  Sur  Les  Dits  Capitaux  \  A  Ses  Sujets 
Susmentionnis  Le  \  Dedommagement  Des  Pertes,  \  Que  Leur 
Ont  Causi  Ses  Depredaiions  Ei  Les  \  Violences  Des  Armateurs 
Anglois,  Exercds  \  Conire  Eux  En  Pleine  Mer.  \  ä  Berlin,  1752. 

*)   Durch    Trendelenburg    in    der    angeführten  Abhandlung    (Kleine 
^hriften  I,  262)  wird   darauf  hingewiesen,    daas   eine  in  der  Deduction  ent- 
wickelte Ansicht  schon  1740  durch  Cocceji  in  seinen  „Elementa  justitiae  naturaliB 
€t  Romanae"  mit  denselben  Worten  vorgetragen  worden  ist. 
**)  Der  Uebersetzer  ist  nicht  nachweisbar. 
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86  pp.  4^  und  12  Bll.  4®  Beilagen:  A,  Sptöfication  des  yaiaseaax 
prussiens  pris  en  pleine  mer;  B,  Sp^cification  des  vaisseaox 
neutres  .  .  .  dont  les  captures  et  d^tentions  ont  caus^  des  perte» 
et  dommages  ä  des  sujets  de  Sa  Majest^  le  roi  de  Prasse*). 

Ein  vielfach  ungenauer  Abdruck  bei  Ch.  de  Martens,  Canses 
c^lebres  du  droit  des  gens,  I,  12. 

In  London  amtlich  überreicht**) ,  ist  der  französische  Text  füg- 
lich als  der  maassgehende  zu  befrachten***).  In  dem  folgenden  Ab- 
druck desselben  sind  die  Beilagen  fortgelassen. 


Exposition  des  motifs  fondös  sur  le  droit  des  gens 
universellement  refu,  qui  ont  d^terminä  le  Roi  de 
Prusse,  sur  les  instances  r^it^röes  de  ses  sujets  com- 
merfants  par  mer,  ä  mettre  arret  sur  les  capitaux 
que  Sa  Majestä  avoit  promis  de  rembourser  aux  sujets 
de  la  Grande-Bretagne  en  vertu  des  trait^s  de  paix  de 
Breslau  et  de  Dresde,  et  ä  procurer  sur  lesdits  capitaux 
ä  ses  sujets  susmentionnäs  le  d^dommagement  des  pertes 
que  leur  ont  caus^es  les  d^pr^dations  et  les  violences 
des  armateurs  anglois  exercöes  contre  eux  en  pleine  mer. 

Berlin  1752. 

§.1.  La  guerre  s'dtant  allum^e  en  1744  entre  la  nation  angloise  d'one 
part,  et  les  rob  de  France  et  d*£spagne  de  l'autre,  le  Roi,  pour  mettre  en 
BÜret^  le  commerce  de  ses  sujets,  prit  la  pr^caution,  d'adresser  au  sieur  Andri^^ 
son  ministre  k  Londres,  un  ordre  en  date  du  14  avril  1744,  par  lequel  11  le 
Charge: 

de  s'informer  du  ministöre  anglois,  de  ce  qui  pr^söment  chez  eux  passoit 
pour  contrebande,   et  si  les  grains,  le  bois  de  charpente,  les  planches,   le 

*)  Ein  Nachdruck  erschien  im  December  1752  im  Haag  (Bericht  de» 
LegationssecretSrB  von  der  Hellen,  22.  Dec.). 

**)  Am  18.  December.  Blicheil  berichtet,  London  15.  December:  „J'ai 
remis  avanthier  au  duc  de  Newcastle  un  ezemplaire  de  TExposition  des  motife 
.  .  .  Le  secr^ire  d'Etat  le  re^ut  sans  me  röpondre,  et  de  mon  c6t^  je  ne  jugeai 
pas  ä  propos  d'y  rien  ajouter.  J'en  ai  aussi  fait  parvenir  deux  exemplaires  aux 
lords  Holdemesse  et  Granville,  et  ai  eu  soin  d'en  envoyer  un  nombre  süffisant 
aox  principaux  int^ress^  du  fonds  de  la  Sil^e,  en  les  requörant  de  faire  tra- 
duire  et  r^andre  cette  pi^e  parmi  tous  les  propri^taires.^  Horace  Walpole 
schreibt  aus  London  an  Horace  Mann,  17.  Dec.  a.  St  1752  (Letters  ed  by 
Cunningham  H,  819):  „There  is  an  odd  sort  of  manifesto  arrived  from  Prussia, 
which  does  not  make  us  in  better  humour  at  St  James.  It  stops  payment  of 
interest  in  the  Silesian  loan,  tili  satisfaction  is  made  for  some  Prussian  captores 
during  the  war.  The  omnipotence  of  the  present  ministry  does  not  reach  to  Berlin  !*^ 
***)  Trendelenburg  a.  a.  0.  251  bezeichnet  die  deutsche  Ausgabe  al& 
„an  manchen  Stellen  nicht  so  präcis"  wie  den  französischen  Text 
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chanyre,  la  graine  de  lin,  les  toiles  etc.,  7  6toient  compris,  pour  que  le  Roi 
püt  en  avertir  ses  sujets,  et  lenr  donner  les  instructions  n^cessaires  sur  la 
mani^re  dont  ils  devoient  continuer  leur  commerce. 

§.2.  La  d^laration  que  le  lord  Carteret  fit  au  sienr  Andri^,  au  nom  de  Sa 
Majest^  le  roi  de  la  Grande-Bretagne,  et  dont  il  donna  avis  dans  sa  d^plche 
du  18  mai  1744,  porte: 

que  le  pavillon  du  roi  seroit  respect^  k  T^gal  de  celui  des 
autres  puissances  alli^es  de  TAngleterre,  k  Tezception  des 
seuls  vaisseauz  qui  porteroient  des  munitions  de  guerre  aux 
ennemis  de  la  nation  britannique. 

§.3.  Le  Roi  ayant  exig^  une  d^laration  plus  pr^cise  sur  tous  les  objets 
contenus  dans  le  memoire  que  son  ministre  avoit  pr^^sent^  lä-dessus,  le  susdit 
sieur  Andri^  dans  sa  d^p^he  du  29  mai/ 9  juin  manda: 

que  le  lord  Carteret,  secr^taire  d'^tat,  lui  avoit  r^t^r^  et  assurä  au  nom  du  roi 
de  la  Grande-Bretagne,  qu*aucun  des  objets  contenus  dans  Tordre  donn^  au 
susdit  sieur  Andri^  comme  les  bois  et  autres  mat^riaux  de  construction  pour 
les  vaisseaux,  non  plus  que  les  cordages,  les  volles,  le  chanvre,  la  graine  de 
lin  etc.  n*^toient  räput^  contrebande ;  que  la  nation  anglobe  respecteroit  avec 
soin  le  pavillon  et  les  sujets  du  Roi,  et  qu^on  ne  troubleroit  en  lien  le  com- 
merce de  ces  demiers,  pourvu  qu4ls  s^abstinssen t  de  ne  porter 
aucune  munition  de  guerre  aux  ennemis  de  la  Grande-Bretagne 
(munitions  sp^cifi^es  dans  tous  les  trait^s  de  commerce  entre 
les  puissances  maritimes)  ni  aucunes  munitions  de  bouche  aux 
places  assi^g^es  ou  bloqu6es  par  ladite  nation. 

Qu'au  surplus  le  commerce  d^meuroit  libre  aux  puissances  neutres,  sur 
le  mdme  pied  qu'il  l'^toit  en  temps  de  paix« 

§.4.  li  convieut  de  remarquer  ici  que  lorsque  le  sieur  Andri^  exigea  1^ 
dessus  une  d^claration  par  6crit  du  lord  Carteret,  celui-ci  lui  r^pondit  toutes  les 
deux  fois  qu'il  lui  en  parla,  que  ce  n*^toit  pas  Tusage  en  Angleterre. 

§.  5.  I^e  lord  Carteret  s'^taut  sp^dalement  rapport^,  quant  k  ce  qui  se 
nomme  contrebande,  aux  trait^  conclus  entre  les  puissances  maritimes,  le  Roi 
par  surabondance  fit  examiner  les  trait^  conclus  en  1674  entre  l'Angleterre  et 
la  Hollande,  et  Ton  y  trouva  que  tous  les  objets  que  lord  Carteret  avoit  d^lar^ 
au  sieur  Andri^  6tre  de  contrebande  ou  non  de  contrebande,  7  ^toient  änonc^ 
mot  k  mot;  car  dans  Tarticle  III  du  susdit  trait^  on  7  nomme  contrebande: 

les  armes,  les  bombes,  et  tout  ce  qui  7  appartient,  la  poudre,  les  armes  k  feu, 
les  moräers,  les  boulets,  les  sabres,  les  lances,  les  p^tards,  les  arquebuses,  les 
grenades,  le  salp^tre,  les  cuirasses  et  autre  attirail  de  guerre,  de  m§me  que 
les  soldats,  les  chevaux,  les  selles  etc. 

et  par  contre  Tarticie  IV  met  au  nombre  de  ce  qui  n^est  point  de  contrebande: 

les  draps,  la  laine,  le  lin,  les  habits,  les  chemises,  T^tain,  le  plomb,  les 
charbons  de  terre,  toutes  sortes  de  grains,  le  tabac,  les  dpiceries,  la  viande 
sal^c,  le  fromage,  le  beurre,  le  vin,  le  sei,  et  toute  sorte  de  vivres;  les  mftts, 
les  planches,  la  charpente  et  autres  bois  propres  a  construire  et  r6- 
parer  les  vaisseaux,  et  en  g^^ral  toutes  les  marchandises  qui  ne  sont 
pas  comprises  dans  Tarticie  pr^c^dent,  de  sorte  qu'il  7  est  permis  aux  alli^ 
de  transporter  de  ces  demiöres  marchandises  aux  places  ennemies,  k  Texception 
seulement  de  Celles  qui  se  tiouveroient  assi^^es  ou  bloqu6es. 
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n  est  constant,  que  dans  les  pröc^entes  gaerres  la  nation  angloise  n*a  r^pnt^ 
ponr  contrebande,  que  les  choses  nniqnement  qni  ^toient  d*asage 
k  la  guerre.    Yoyez  §.  34. 

§.  6.  £n  cons^uence  de  cette  döclaraüon,  dont  le  Roi  fit  faire  part  k  Be& 
sigets,  il  les  fit  avertir,  qxi'k  Texception  des  muhitioxb  db  odsbke,  ils  pouvoient 
librement  commercer  comme  en  temps  de  paix. 

§.  7.  Les  armateors  anglois  respectörent  pendant  plus  d'un  an  le  pavillon 
prossien,  et  laissörent  passer  sans  emp6chement  tons  les  vaisseauz  de  cette  nation, 
ceox  mdmes  qtu  ^toient  chaig^  de  planches. 

Ce  ne  fat  qa'en  octobre  1745,  qu'on  s'avisa  ponr  la  premi^  fois  d'arrßter 
des  vaisseauz  charg6s  de  planches  pour  la  France,  et  qu*on  ne  vonlut  point 
laisser  passer  les  bois;  mais  la  d^pr^daüon  alla  ensuite  si  loin,  que  les  anna- 
tenrs,  bien  que  les  susdits  vaisseaux  ne  fussent  charg^  que  de  marcbandises 
yisiblement  Ubres,  et  que  leurs  capitaines  les  en  assurassent,  par  la  produetioD 
de  leurs  lettres  de  mer,  connoissements  et  certificats,  non  contents  de  les  arrßter, 
leur  enlevörent  tout  ce  qui  se  trouvoit  k  leur  biensdance  et  les  conduisirent  avec 
violence  k  leurs  ports. 

n  arriya,  entre  autres,  qu*nn  armateur  ajant  pris  un  vaisseau  d'£mbden, 
charg^  de  sei,  non  content  de  lui  enlever  sa  cargaison  et  les  habits  des  gens  de 
r^uipage,  les  maltraita  encore  indignement  k  coups  de  bftton. 

§.  8.  Le  Roi,  sollicit^  par  les  plaintes  r^t^es  de  ses  sujets,  ayant  fait 
faire  k  cette  occasion  nombre  de  reprdsentations,  tant  par  le  sieur  Andri^,  que 
par  le  sieur  Michell,  son  secrötaire  d'ambassade,  le  lord  Chesterfield,  alors  secr^ 
taire  d'6tat,  r^pondit  par  6crit  le  5/16  janvier  1748*): 

que  le  Roi  de  la  Grande-Bretagne,  pour  n^omettre  aucune  occasion  de  fiedre 
^clater  toute  Pattention  qu'il  avoit  pour  le  roi  de  Prusse,  ne  faisoit  aucune 
difficult^  de  dMarer  qu'il  ne  porteroit  aucun  emp^cbement  k  la  nayigation 
des  sujets  prussiens,  aussi  longtemps  que  ceuz-d  ezcerceroient  leur  commerce 
d'une  mani^e  permise,  et  se  conformeroient  auz  anciens  usages 
^tablis  et  re^us  entre  puissances  neutres. 

§.  9.  Et  lorsqu'^  Toccasion  de  la  prise  d'un  vaisseau  hollandois,  nomm^ 
les  trois  soeurs,  le  secr^taire  Michell  fit  de  nouvelles  repr^sentations,  et  en 
demanda  satisfaction  au  lord  Chesterfield,  celui-ci  lui  d^lara  le  11/22  septembre 
1747: 

que  rintention  de  la  Grande-Bretagne  6tait  NB.,  de  s'en  tenir  k  la  d^cla- 
ration  du  lord  Carteret,  faite  NB.  NB.  au  nom  de  Sa  Majest^  Britannique  aa 
susdit  sieur  Andri^  au  commencement  de  la  guerre. 

§.  10.  Les  choses  cependant  en  demeur^rent  k  ces  simples  d^larationsy 
sans  qu'on  eüt  jamais  donn^  la  moindre  satisfaction,  seit  des  premiers  dommages 
et  des  insolences  des  armateurs,  soit  des  d^pr^ations,  qui  allörent  toujoors 
en  augmentant  les  ann^es  1747  et  1748,  bien  que  le  Roi  eüt  £ait  d6clarer  k  di- 
verses reprises,  qu'il  s'en  prendroit  auz  capitauz  des  Anglois  qu'il  s'^toit  engag^ 
de  leur  payer  k  Tacquit  de  la  Sil^e,  par  les  trait^s  de  paiz  de  Breslau  et  de 
Dresde,  et  qu^il  indemniseroit  14-de8sus  ses  sujets. 

§.  11.  C'est  enfin  ce  qui  a  contraint  leRoi  k  c^der  auz  instances  pressantes 
et  auz  Bollidtations  r^it^r6es  de  ses  sujets,  k  prendre  r^ellement  fait  et  cause 

*)  Vgl.  oben  S.  438  Anm.  1. 
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en  leur  faveur,  k  se  scryir  k  cette  fin  des  moyens  dictds  tant  par  la  raison  qne 
par  le  droit  des  gens^  k  dMommager  en  an  mot  ses  sujets  sor  les  capitauz  des 
Anglois  qui  se  trouvent  entre  ses  mains. 

§.  12.  Mais  afin  que  tont  ronivers  poisse  dtre  pleinement  convainca  du 
proc^ä  insontenable  et  injuste  des  annatenrs  anglois,  on  ezaminera  id  les 
questions  suiyantes,  qui  sont  relatives  aux  griefs  des  sujets  prussiens  et  qui 
serviront  k  les  mettre  dans  tout  leur  jour,  savoir: 

I.  Si  les  annateurs  anglois  ont  £t^  en  drdlt  d'arr§ter  en  pleine  mer  les  vaisseaux 
prussiens,  de  les  visiter,  et,  malgr6  l'exhibition  de  leurs  lettres  de  mer  et 
connoissements,  par  lesquels  ils  prouvoient  qu'il  n*7  avoit  aucune  contrebande 
sur  leur  bord,  de  les  conduire  avec  violence  dans  les  ports  d'Angleterre? 

n.  Si  lesdits  armateurs  anglois  ont  ät^  fond^s  d'arr§ter  en  pleine  mer  des 
vaisseaux  prussiens,  sous  le  pr^texte  qu'il  s^j  trouvoit  des  marchan- 
dises  qui  appartenoient  aux  ennemis  de  la  nation  britan- 
nique?  8'ils  ont  M  en  droit  de  les  conduire  dans  leurs  ports  et  retarder 
par  \k  le  cours  de  leur  navigation? 

ni.  Si  lesdits  armateurs  ont  ät^  en  droit  d'arr^ter  en  pleine  mer  d*autres  vaisseaux 
neutres,  comme  ^taient  ceux  de  SuMe,  de  Hollande,  de  Danemark,  de  Harn- 
bourg  etc.,  fret^s  en  tout  ou  en  partie  par  des  sujets  prussiens, 
de  les  conduire  en  Angleterre,  de  les  y  d^tenir  des  ann^es  entiöres  et  de 
troubler  de  cette  mani^re  le  commerce  des  sujets  prussiens? 

IV.  Si  les  marchandises  charg^es,  soit  sur  des  vaisseaux  prussiens  soit  sur  des 
vaisseaux  neutres,  par  les  sujets  du  Koi,  et  qui  leur  ont  ^t^  confisqudes  en 
vertu  des  injustes  sentences  rendues  par  les  tribunaux  anglois,  ^toient  effec- 
tivement  de  contrebande? 

V.  Si  le  minist^re  anglois  a  ät^  en  droit  de  renvojer  k  un  tribunal  de  marine 
Stabil  en  Angleterre,  la  d^ision  des  diffSrends  de  la  nature  de  ceux  qu*on 
a  examines  dans  les  questions  pr^c^entes  et  qui  s'agitent  entre  deux  puis- 
sances  libres,  et  de  vouloir  obliger  la  puissance  l^^e  qui  demande  satis- 
foction,  k  s'en  tenir  k  ses  ddcisions? 

VI.  Si,  au  contraire,  le  Roi  n'est  pas  pleinement  fond^  de  d^<6rer  k  TarrSt  que 
ses  sujets  Tont  Supplik  de  mettre  sur  les  capitaux  anglois,  stipul^  par  les 
paix  de  Breslau  et  de  Dresde,  qui  se  trouvent  entre  ses  mains,  pour  pro- 
curer  k  ses  sujets  les  d^dommagements  et  la  r^paration  convenable  des 
violences  exerc^es  contre  eux  par  les  armateurs  anglois,  en  d^it  du  droit  des 
gens,  et  malgrö  les  d^clarations  formelles  r^it^r^es  par  le  minist^re  anglois; 
et  si  le  Roi  n'est  pas  en  droit  d'indemniser  ses  sujets  sur  ces  capitaux,  puis- 
qu'on  leur  a  si  longtemps  d^ni^  toute  la  justice  qu*ils  etoient  fond^  de 
demander? 

Examen  de  la  premi^  questioD. 

Si  les  armateurs  anglois  ont  ^t6  en  droit  d'arrSter  en  pleine  mer 
les  vaisseaux  prussiens,  de  les  visiter,  et,  malgrö  Texhibition 
de  leurs  lettres  de  mer  et  connoissements,  par  lesquels  ils 
prouvoient  qu'il  n'y  avoit  aucune  contrebande  sur  leur  bord, 
de  les  conduire  avec  violence  dans  les  ports  d*Angleterre? 

§.  13.    n  paroit  par  la  pi^  ci-jointe,  cot^  A,  que  18  vaisseaux  prussienB 
ont  M  anr^tds  par  les  armateurs  anglois  d'une  fagon  aussi  insontenable  qa*ii\juste, 
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et  qu*on  les  a  conduits  avec  violence  en  Angleterre.  Ce  procM^  est  risiblement 
contraire  au  droit  de  la  nature  et  des  gens,  selon  lequel  c'est  un  principe  nni- 
verBellement  reconnu  par  tous  les  peuples  raisonnables,  que  la  mer  est  au 
nombre  des  choses  appel^  res  nullius,  ou  desquelles  rhomme  ne  peat  se 
rendre  le  maitre.     §.  5.    Inst  de  rer.  divis. 

Si  donc  personne  ne  peut  s'attribuer  la  souverainet^  et  la  propri^t^  de  ia  mer, 
11  s'ensuit  naturellement  que  Tusage  en  est  commun  k  tous  les  hommes,  et  que 
personne  n'est  en  droit  de  Tinterdire  aux  autres.  L.  2.  §.  1.  ff.  de  rer.  divis. 
§.  1.  Inst.  eod.  L.  13.  §.  fin.  ff.  de  injur.  L.  3.  §.  1.  ne  quid  in  loco 
publ.    L.  13.  ff.  comm.  praed. 

Selon  ces  principes  fond^  dans  la  raison,  toutes  les  puissances  ont  un  droit  ^gal 
de  nayiguer  librement  et  de  commercer  sur  mer.  L.  4.  §.  1.  ff.  de  rer.  divis. 
§.  1.  Inst.  eod.  D.  1.  13.  §.  fin.  L.  1.  §.  1.  de  acquir.  rerum  dominio. 
L.  2.  §.  9.  ff.  ne  quid  in  loco  publico.    L.  13.  ff.  commun.  praed. 

§.  14.  On  seroit  cn  ^tat,  sans  recourir  m^me  aux  jurisconsultes  romains 
(anzquels  le  droit  de  la  nature  et  des  gens  ^toit  parfaitement  connu)  de  soutenir 
cette  th^  par  une  infinite  d'autorit^  et  d'exemples.  yid.  Grotin  traetatu 
de  mare  libero. 

Mais  cela  seroit  superflu,  puisque  la  nation  angloise  elle-mdme  B*en  est 
pr^value  dans  diverses  circonstances.  Lorsque  Tenvoj^  d'Espagne,  Mendoza,  se 
plidgnit  k  la  reine  Elisabeth  de  ce  que  les  vaisseaux  anglois  s'ayiBoient  de 
naviguer  sur  la  mer  des  Indes,  la  Reine  lui  r^pondit: 

Qu'elle  ne  voyoit  point  de  raison  qui  püt  Texclure,  eile  et 
d^autres  nations,  de  la  navigation  aux  Indes;  puisqu'elle  ne  re- 
connoisBoit  k  TEspagne  aucune  pr^rogative  k  cet  6gard,  et  bien 
moins  encore  le  droit  de  prescrire  des  lois  k  ceux  qui  ne  lui 
^toient  tenus  k  aucune  ob^issance,  ou  de  leur  interdire  le  com- 
merce; que  les  Anglois  navigoient  sur  Toc^an,  dont  Tusage,  tout 
comme  celui  de  Tair,  ^toit  commun  k  tous  les  hommes,  et  qu^ 
par  sa  nature  mdme  ne  pouvoit  tomber  en  la  possession  et  sous  la 
propri6tä  de  personne.  Cambden  in  vita  Elis.  ad.  ann.  1580.  p.  m. 
328.  seqq. 

§.  15.  En  cons^quence  de  ce  principe,  fond^  dans  le  droit  de  la  nature  et 
des  gens,  la  nation  angloise  a  protest^  avec  chaleur,  dans  diverses  conjonctor^s 
oü  on  lui  a  arr^t^,  visit^  et  pris  des  vaisseaux,  et  a  tax6  de  pareils  proc^^  de 
violation  manifeste  du  droit  des  gens. 

On  ne  doute  pas  que  la  nation  angloise  ne  se  rappelle  encore  les  grands 
mouvements  qu'elle  se  donna,  quand  le  roi  de  SuMe,  dans  la  guerre  contre  la 
Russie,  fit  arr§ter  tous  les  vaisseaux  anglois  qui  ^toient  destin^  pour  les  ports 
de  Livonie,  et  porta  par  \k  un  grand  pröjudice  k  leur  commerce.  Ds  en  appeloient 
alors  hautement  au  droit  des  gens: 

Selon  lequel  ils  soutenoient,  qu'il  ^toit  permis  aux  sujets  de  TAngleterre  de 
commercer  avec  tous  les  !^tats  qui  k  leur  ^gard  etoient  neutres,  bien  qu'iU 
fussent  impliqu^s  dans  une  guerre  avec  d'autres  puissances  pareillement  neutres 
k  leur  ^gard,  de  m^me  que  les  Anglois  permettoient  aux  siyets  suMois  de 
naviguer  et  de  commercer  avec  tous  les  Etats  et  k  tous  les  ports  neutres  par 
rapport  ä  la  SuMe,  bien  qu'impliqu^  dans  la  guerre  avec  TAngleterre;  ce 
qui  dtoit  Evident  par  cela  m6me  qu'ils  permettoient  alors  aux  sigets  sa^ois 
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de  commercer  librement  avec  la  France  et  TEspagne,  qui  ^toient  dans  ce 
temps-lä  en  gaerre  ouverte  avec  l'Angleterre. 

Cet  exemple  est  d'antant  plus  favorable  aux  sujets  prussiens,  que  ces 
vaisseaiix  su^ois  ätoient  ponr  la  plupart  charg^  de  contrebande,  et  qu'on 
poussoit  les  cboses  jasqa*&  conduire  des  vaisseaux  de  gaerre  m6me  aux  ennemb. 

§.  16.  Quelle  longue,  sanglante  et  coüteuse  guerre  n'a  pas  soutenu  TAngle- 
terre  contre  TEspagne,  pour  dtfendre  la  libert^  de  son  commerce  et  de  la  navi- 
gation,  parceque  les  Espagnols  yisitoient  leurs  vaisseaux  dans  les  mers  d'Am^rique, 
pour  emp^her  la  contrebande. 

Dans  la  ddclaration  de  guerre  du  80  octobre  1789,  TAngleterre,  apr^  y 
avoir  dMuit  ses  griefe  contre  TEspagne,  s'explique  ainsi: 

Que  tous  ces  griefs  venoient  de  ce  que  TEspagne  s'attribuoit,  contre  tonte 
raison,  le  droit  d*arr6ter  et  de  visiter  les  vaisseaux  anglois,  pr^tention  con- 
traire  au  droit  de  navigation  qui  appartenoit  aux  Anglois  aussi  bien  qu'aux 
Espagnols,  et  par  cons^uent  contraire  au  droit  des  gens. 

Sur  ce  fondement,  TAngleterre,  dans  la  susdite  d^laration  de  guerre,  taxe 
cette  Prätention  de  mal  fond^e,  d'injuste,  de  dangereuse  et  qui  int^ressoit  toutes 
les  puiBsances  de  TEurope,  et  l'on  soutient  dans  les  m^moires  suivants  qui  ont 
paru  de  sa  part,  que  l'Espagne  devoit  se  contenter  de  la  simple  Präsen- 
tation que  les  vaisseaux  anglois  feroient  de  leurs  lettres  de  mer 
et  de  leurs  connoissements;  et  c^est  l&>dessus  que  roulent  encore  jusqu'ä 
cette  heure,  les  plaintes  de  la  nation  britannique  contre  les  garde-cdtes  d'Espagne. 

§.  17.  Ces  principes  constatent  ^videmment  le  droit  des  sujets  prussiens, 
et  portent  avec  d^autant  plus  de  force  contre  les  armateurs  anglois,  que  TAngle- 
terre  avoit  les  bras  li^  vis-ä-vis  de  TEspagne  par  divers  trait^s  de  paix  et  de 
conunerce  avec  cette  couronne,  au  lieu  que  n'y  ajant  aucun  trait^  pareil  entre 
la  Prusse  et  TAngleterre,  cette  afiaire  ne  peut  ni  ne  doit  6tre  discut^e  que  selon 
le  droit  des  gens. 

§.  18.  Tout  ce  qu'on  pourroit  accorder  k  la  nation  angloise,  seroit,  de 
permettre  k  ses  armateurs  de  s'informer  des  vaisseaux  neutres 
qu*ils  rencontreroient  en  mer,  et  qui  faisoient  volle  pour 
TEspagne  ou  la  France,  s'ils  n'avoient  point  de  contrebande  etc. 
Mais  il  n'^toit  nullement  besoin  de  visiter  ces  vaisseaux,  encore  moins,  de  les 
conduire  de  force  dans  les  ports  d'Angleterre  et  de  les  y  d^tenir  des  ann^es 
entiöres;  les  armateurs  n'avoient  d^autre  droit  que  de  se  faire  exhiber  leurs  lettres 
de  mer,  connoissements,  ou  certificats,  pour  d^uvrir  s*il  s^y  rencontroit  de  la 
contrebande. 

On  s'appuie  ici,  par  rapport  k  cet  usage,  sur  les  principes  que  la  Grande- 
Bretagne  a  ^tablis  elle-m^me  dans  son  diff(&rend  avec  FEspagne  et  en  con- 
B^uence  desquels  eile  soutient  que  TEspagne  auroit  du  se  contenter  qu'on  eüt 
produit  k  ses  armateurs  les  lettres  de  mer  et  les  certificats.    Vojez  §.  16. 

§.  19.  Et  comme  le  droit  des  gens  se  v^rifie  principalement  par  les 
exemples  et  les  trait^  des  puissances  maritimes,  on  en  appelle  ici  aux  plus 
c^löbres  trait^s  conclus  entre  lesdites  puissances,  et  oü  Ton  est  convenu  de  part 
et  d'autre  d'en  agir  de  cette  fa^on.  C'est  ainsi  qu'en  parlent  les  trait^  conclus 
entre  TAngleterre  et  la  Hollande  de  Fan  1667  et  1668  art.  10.  —  Du  Mont, 
Corps,  diplom.  T.  VH.  —  et  le  trait^  de  commerce  de  1674,  dans  Tart.  5, 
s*exprime  ainsi: 
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Lorsqu'un  vaisseau  hollandois,  destinä  pour  an  port  ennemi^ 
rencontrera  en  pleine  mer  des  vaisseaaz  anglois,  celoi-ci 
8*arr§tera  k  une  certaine  distancei  et  le  vaisseau  anglois  lui 
d^p^chera  sa  chaloupe,  de  laquelle  deuz  ou  trois  hommes  se 
rendront  sur  son  bord  et  se  feront  produire  par  son  capitaine 
ou  patron  ses  lettres  de  mer  et  de  certificat,  pour  se  con- 
yaincre  s*il  j  a  de  la  contrebande. 

§.  20.  La  saine  raison  dicte  sufSsamment  que  sans  cette  prtotution,  et 
s^il  ^it  permis  aux  armateurs  d*attaquer  un  vaisseau  neutre  4  foice  ouverte,. 
d*en  rompre  et  briser  les  caisses  et  les  cofires,  de  les  trainer  avec  violence  dans 
les  ports  d'Angleterre,  non  obstant  que  par  leurs  certificats  ils  prouvassent 
n^avoir  point  de  contrebande  etc.,  on  ne  sauroit  se  faire  aucune  id^  d'un  com- 
merce libre.  Quelle  nation  neutre  en  effet  se  hasarderoit  de  commercer,  ei  eile 
pr^voyoit  qu'apr^  avoir  recouvrö  la  relaxation  de  son  vaisseau,  eile  n*aaroit 
aucune  r^paration  k  attendre  des  dommages,  des  fraiz,  ni  des  insolences  qu*elle 
auroit  essuj^,  et  verroit  encore  ses  vaisseauz  neutres  condanm^  k  payer  aux 
armateurs  les  fraix  de  leur  capture  etc.;  peut-on  nommer  cela  un  commerce 
libre?  Si  les  n^ociants  pmssiens  avoient  dfi  n^gocier  sur  ce  pied-lä,  la  perte- 
eüt  toujours  k  coup  sür  surpassä  le  gain,  et  si  la  guerre  avoit  durö  plus  long 
temps,  ils  eussent  perdu  le  sens  commun  de  continuer  un  commerce  aussi 
ruineuz. 

§.21.  Le  minist^re  d'Angleterre  a  d^lar6  ezpresstoent  que  la  libert^  de 
commerce  k  T^gard  des  vaisseauz  neutres  devoit  subsister  sur  le  mdme  pied 
qu*en  temps  de  paiz,  k  Fezception  des  munitions  de  guerre.  En  temps  de 
paix  on  n'arrdte  point  les  vaisseauz  dans  leurs  cours,  loin  de  les  tialner  dans  les 
ports  d^Angleterre. 

§.  22.  Les  cons^uences  naturelles  qu'on  peut  tirer  de  tout  ce  que 
dessus,  c*est  qu*on  n*a  nullement  laiss^  aux  sujets  prussiens  le  commerce  libre 
comme  en  temps  de  paiz,  malgr^  les  lois  du  droit  naturel  et  rassorance 
positive  qu'en  avoit  donnde  le  ministe  anglois;  mais  qu'au  contraire  par  \k  le 
commerce  desdits  sujets  a  ^tö  ruind,  et  que  par  consäquent  les  armateurs  anglois 
sont  tenus  k  la  r^pa^ation  des  dommages  qu'ils  ont  causes  aux  sigets  du  Roi. 

§.  23.  L*Angleterre  ne  sauroit  s'inscrire  en  fauz  contre  cette  cons^quence, 
vu  qn*elle  a  traitä  elle-mdme  de  violation  du  droit  des  gens,  comme  on  Ta  d^ 
remarqu6  d-dessus,  le  procM^  des  Espagnols,  quand  ceuz-d,  non  contents  de  la 
production  des  lettres  de  mer  et  des  certificats,  se  sont  mis  en  devoir  de  viflüer 
les  vaisseauz  mtoes.    Yojez  §.  16. 

Question  U. 

Si  lesdits  armateurs  anglois  ont  öt^  fond^s  d'arrdter  en  pleine 
mer  des  vaisseauz  prussiens,  sous  le  pr^teztequMl  s'ytrouvoit 
des  marchandises  qui  appartenoient  anz  ennemis  de  la  nation 
britannique?  s'ils  ont  it^  en  droit  de  les  conduire  dans  lears 
ports  et  retarder  par  Ik  le  cours  de  leur  navigation? 

[§.  24.]  L'un  des  plus  forte  griefs  des  sujets  prussiens  consiste  en  ce  que 
leurs  vaisseauz  cbarg^  en  France,  se  sont  vus  arrdt^  en  pleine  mar,  lorsqa^ils 
retoumoient  chez   euz,  et   conduits   par  les  armateurs  anglois  dans  les  poits 
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d^Angleterre;  qu'apr^  y  avoir  ^t^  d^tenus  an  certain  temps,  on  les  a  relächds^ 
k  la  v^rit^,  mais  qu'on  en  a  confisqa6  les  marchandises  de  France,  ou 
qu'au  moins  on  a  exig6  de  T^uipage  qu'il  prouvät  que  lesdites  marchandises 
appartenoient  en  propre  k  des  sujets  pmssiens,  qu'elles  ne  lenr  ^toient  point 
donn^  en  commission  par  des  marchands  fran^ois,  et  que  ceux-d  ne  s'^toient 
point  charg^  des  risques  etc. 

§.  25.  Cette  conduire  est  non  seulement  contraire  au  droit  des  gens,  mais 
aussi  k  tous  les  trait^  qni  Jamals  fdrent  conclus  entre  des  poissances  maritimes. 

Car  si  1)  comme  on  ne  peut  en  donter,  11  ^toit  libre  aux  scgets  prosäens, 
tant  Selon  le  droit  des  gens,  que  selon  Taveu  formel  du  ministe  anglois,  de 
commercer  ayce  FEspagne  et  la  France,  11  s*ensait  de  Ik  nöcessairement  que 
ledit  commerce  devoit  dtre  g^n^ral  et  pouvoit  se  faire,  soit  par  achat,  soit  par 
^hange,  soit  en  prenant  des  marchandises  firan^oises  en  commission  etc. 

Or  par  un  commerce  de  cette  nature  2)  on  ne  faisoit  aneun  tort  k  la  nation 
angloise,  puisqu*^  T^ard  de  ces  vaisseaux  de  retour,  destin6s  pour  des  ports 
neutres,  il  ne  pouvoit  6tre  raisonnablement  question  de  contrebande,  qui  est  la 
seule  ezception  qui  puisse  avoir  Heu  id,  et  selon  le  droit  des  gens  et  suivant  la 
d^laration  du  minist^  anglois. 

II  est  de  plus  incontestable  8)  que  les  ennemis,  selon  la  raison  et  le  droit 
des  gens  m6me,  sont  en  sfiret^,  Tun  k  T^ard  de  Tautre,  quand  ils  se  rencontrent 
dans  un  lieu  neutre,  et  que  par  cons^quent  un  ennemi  ne  peut  attaquer  son 
ennemi  dans  un  lieu  semblable,  ni  se  saisir  d'aucun  de  ses  effets.  Or  les  yaisseauz 
pmssiens,  quand  ils  auroient  ^t^  charg^  des  effets  appartenant  aux  ennemis  de 
TAngleterre,  ^toient  un  lieu  neutre,  d*oü  il  s'ensuit  qu*il  est  tout  un  d'enlever 
ces  effets  desdits  vaisseaux  neutres,  ou  de  les  enlever  sur  un  tenitoire  neutre. 
Cette  loi  du  droit  des  gens  se  trouve  confirm^  par  cette  maxime  notable,  ex- 
presstoent  ötablie  dans  les  trait^  entre  FAngleterre  et  la  Hollande  et  entre 
i'Angleterre  et  la  France,  que  les  vaisseaux  libres  rendent  les  mar- 
chandises libres. 

A  quoi  il  faut  igouter  4)  que,  selon  la  d^daralion  du  lord  Carteret,  le  com- 
merce des  sigets  pmssiens  devoit  dtre  aussi  libre  qu'en  temps  de  paix; 
or  personne  ne  doute  qu'en  temps  de  paix  il  ne  soit  permis  k  tout  le  monde  de 
n^ocier  par  behänge,  par  commission  etc. 

5)  Tous  les  trait^  conclus  entre  les  puissances  maritimes  sont  en  ced 
par&itement  d'accord  avec  le  droit  des  gens.  Cela  se  trouve  dairement  stipul^ 
k  Tart.  8  du  trait^  de  1667  entre  FAngleterre  et  la  SuMe  —  Du  Moni, 
Corps  diplom.  T.  VII  p.  37.  —  et  dans  Tart  8  du  trait^  de  1674  dt^  d-dessus 
il  7  est  express^ment  d^cid^: 

Que  les  effets  de  Tenncmi  qui  sont  sur  un  vaisseau  neutre,  ne  doivent  point 
@tre  confisqu^. 

La  m§me  danse  se  trouve  mot  k  mot  rapide  dans  le  trait^  de  commerce 
de  1718  entre  FAngleterre  et  la  Hollande  et  dans  cdui  entre  la  Hollande  et  la 
France.  —  Du  Mont,  T.  VIII,  p.  845  §.  17.  et  p.  877  §.  17.  —  et  on  en  donne 
pour  raison  celle  que  Fon  a  dijk  rapport^e, 

que  les  vaisseaux  libres  rendent  les  marchandises  libres, 

raison  pulste  dans  le  droit  des  gens. 

§.  26.  Le  Roi  se  trouve  donc  parfiaitement  fond^  d'exiger  une  r^paration 
convenable  des  dommages  caus^  k  ses  sujets  par  Fii^'nste  proc^^  et  d^tention 
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de  leurs  vaisseanx,  sans  qn'il  soit  tenu  d'enqu^rir  si  les  maichandises  avoient 
M  donn^es  en  commisaion  ponr  des  lieux  nentres  par  des  n^gociants  firan^ois, 
ou  s'ils  8*^ient  charg^  d*en  courir  les  risqaes. 

Question  III. 

Si  lesdits  armateurs  ont  ^t^  en  droit  d'arrSter  en  pleine  mer 
d'autres  vaisseaux  neutres,  comme  ^toient  ceux  de  Saöde,  de 
Hollande,  de  Danemark,  de  Hambourg  etc.  NB.  firet^  en  tont  ou 
en  partie  par  des  sujets  pmssiens,  de  les  condnire  en  Angleterre,  de 
les  7  d^tenir  des  ann^es  enti^res,  et  de  troubler  de  cette 
mani^re  le  commerce  des  sujets  prassiens? 

§.  27.  La  piöce  ci-jointe  cot6e  lit  B  prouve  qu'il  a  ^t^  arr6t6  en  pleine 
mer  83  yaissbaux  hbutres,  dans  lesqnels  les  sujets  prussiens  6toient  int^ress^ 
et  que  les  armateurs  anglois,  au  lieu  de  se  contenter  de  la  production  des  lettres 
de  mer  et  des  connoissements  qu'en  faisoient  les  capitaines  pour  justifier  quHs 
n'avoient  k  bord  aucune  contrebande,  les  ont  conduits  dans  des  ports  d' Angle- 
terre, les  7  ont  d^tenus,  au  rooins  plusieurs,  des  anndes  entiöres,  et  que,  bien 
qu'4  la  fin  ils  fussent  reläch^s,  on  n^a  pas  laiss^  de  les  condanmer  anx  firais  de 
capture  enyers  les  armateurs. 

Ce  proc^^  qui  a  troubl^  le  commerce  des  sujets  prussiens,  n'est  pas  senle- 
ment  en  contradiction  avec  le  droit  des  gens,  mais  il  est  aussi  diam^tralement 
oppos^  au  contenu  de  la  d^claration  du  ministe  anglois. 

On  suppose  d'abord  ici  que  tous  les  vaisseaux  neutres  ont  eu  le  m§me 
droit  que  les  vaisseaux  prussiens,  d'oü  11  s'ensuit  qu^il  est  parfaitement  ^gal  que 
les  I'russiens  aient  charg6  leurs  marchandises  sur  des  vaisseaux  prussiens,  ou 
sur  des  vaisseaux  neutres. 

§.  28.  Le  ministe  anglois  fit  assurer  en  g^n^ral  la  cour  de  Berlin  que 
la  libert^  du  commerce  subsisteroit  k  T^gard  des  puissances  neutres,  sur  le  m&ne 
pied  qu^en  temps  de  paix  {k  Texception  des  munitions  de  guerre). 

Comme  en  temps  de  paix  les  sujets  prussiens  cbargeoient  leurs  marchan- 
dises sur  d'autres  vaisseaux  neutres,  sans  avoir  k  craindre,  pourvu  qu'il  ne  8*7 
renconträt  point  de  contrebande,  de  les  voir  conduire  dans  des  ports  d'Angle- 
terre,  ils  ont  de  bonne  foi  continu6  leur  commerce  sur  ce  pied4ä,  se  reposant 
sur  la  d^laration  de  TAngleterre  dont  le  Boi  les  avoit  fait  informer. 

§.  29.  Lesdits  sujets  prussiens  n'auroient  Jamals  charg^  leurs  marchandises 
sur  ces  vaisseaux,  s'ils  avoient  pu  pr^voir  que,  contre  le  droit  des  gens,  les 
principes  renonnus  par  les  Anglois  mdmes,  et  contre  la  d^aration  expresse  de 
leur  minist^e,  ceux-ci  arrSteroient  tous  les^ vaisseaux  neutres,  qu'il  7  eüt  de  la 
contrebande  ou  non,  qu'ils  les  d^tiendroient  des  ann6es  enti^es  dans  leurs  ports 
de  mer  et  les  relächeroient  k  la  fin  sans  aucun  d^ommagement,  et  en  les  con- 
damnant  mSme  aux  fnuB  de  la  capture. 

§.  30.  n  est  certain  que  la  nation  angloise  ne  pouvoit  trouver  un  meilleor 
mo7en  pour  porter  le  demier  coup  au  commerce  des  sujets  prussiens,  que  de 
proc^der  contre  eux  de  la  mani^  qu^elle  a  fiut,  d'oü  il  s^ensuit  que  ceux-ci 
sont  fond^s  k  pr^tendre  une  satisfaction  proportionnöe  aux  dommages  et  aux 
frais  que  leur  ont  caus^  ces  ill^times  dötentiions. 


Exposition  des  motifs.    1752.  461 

Question  IV. 

8i  les  marchandises  charg^es  soit  sur  des  vaisseaux  prussiens^ 
soit  sur  des  vaisseaux  neutres,  par  les  snjets  du  Roi,  et  qui 
leur  oDt  ^16  confisqu^es  en  vertu  des  injnstes  sentences  ren- 
dues  par  les  tribunauz  anglois,  ^toient  effectivement  de 
contrebande? 

§.  31.  Les  armateurs  anglois  ayant  confisquä  sur  trois  vaisseaux  prussiens  ou 
neutres,  le  seigle  et  les  bois  qui  y  ^toient  charg^  (vojez  §.  d8X  cela  donne  lieu 
aux  deux  questions  suivantes: 

lesdites  marchandises  6toient-elles  de  contrebande  ou  non? 

et, 

qu'est  ce  qu^on  r^pute    contrebande   selon   le  droit  des  gens? 

C'est  un  axiome  du  droit  des  gens,  qu*une  guerre  entre  deux  puissances 
nc  sauroit  interrompre  ni  emp§cher  le  commerce  des  puissances  neutres  avec 
Tune  et  Tautre  des  puissances  bellig^rantes,  et  qu'aucune  de  celles-ci  ne  sauroit 
d^endre  k  celle  qui  reste  neutre,  Tusage  de  la  libert6  du  commerce  qui  lui 
eomp^te  k  cet  egard,  en  vertu  des  droits  naturels:  et  que  par  cons6quent  le 
commerce  de  toutes  sortcs  de  marchandises  est  röguli^rement  cens^  permis. 

§.  32.  On  n'excepte  ici  que  le  seul  cas  oü  des  puissances  neutres  s'aviseroient 
de  conduire  k  Pune  des  parties  bellig^rantes  des  munitions  de  guerre,  ce  qui 
porteroit  pr<^judice  k  Tautre;  et  c'est  \k  ce  que  Ton  nomme  contrebande. 

§.  33.  Le  c^I^bre  Grotius  dans  son  Trait^  du  droit  de  la  guerre 
et  de  la  paix,  en  examinant  la  m§me  question,  distingue  L.  3.  C.  L  §.  S,  n.  2. 
entre  des  marchandises  qui  ne  servent  uniquement  que  pour  la  guerre,  et 
Celles  qui  servent  et  dans  la  guerre  et  hors  de  la  guerre. 

II  met  la  premi6re  sort«  de  marchandises  au  rang  de  la  contrebande, 
mais  pour  la  derni^re  il  ne  la  r^pute  teile  qu'au  cas  qu'on  l'envoie  k  des 
places  assi^^es  ou  bloqu^es. 

§.  34.  La  Grande-Bretagne  a  dans  tous  les  temps  parl^  sur  ce  ton  \k^ 
lorsque  des  puissances  neutres  lui  demandoient  de  s'expliquer  sur  ce  sujet 

Lorsque  la  guerre  s'alluma  entre  FEspagne  et  la  reine  Elisabeth,  la  ville 
de  Lübeck  s'^tant  inform^e  quelle  süret^  eile  auroit  pour  son  commerce  et 
quelles  marchandises  il  lui  seroit  permis  d'envojer  en  Espagne,  cette  reine  lui 
fit  r^pondre: 

„qu'en  s'abstenant  d'envoyer  des  armes  et  d'autres  attirails 
„de  guerre,  il  lui  ätoit  libre  d*y  commercer  avec  toute  sorte 
„de  marchandises.'^    Seiden  mar.  claus.  L.  2.  cap.  30.  p.  423. 

Le  sieur  Bonel,  commissaire  suMois,  re^ut  en  1653  k  une  demande  pareille  une 
semblable  r^ponse,  et  le  parlement  d'Angleterre  lui  fit  dire: 

„que  hors  les  munitions  de  guerre,  11  permettoit  aux  Su^dois 
„de  commercer  par  tout  oü  bon  leur  sembleroit^  Pufendorff 
rer.  Suec.  L.  25.  §.  46. 

§.  85.  Le  ministe  anglois,  dans  sa  d^daration  au  ministre  de  Prusse,  se 
servit  des  propres  termes  de  Grotius  et  d^lara  du  premier  abord,  que  les 
munitions  de  guerre  seules  seroient  r^utdes  contrebande. 

Voyez  §.  2. 
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D^claratiou  qui  fut  ensoite  r^it<^r^  plus  en  detail  et  dans  les  termes 
suiyants : 

„qa*on  n'entendoit  aucunement  porter  obstacle  au  commerce  des  sajets 
„proBsiens,  pourvu  qu'ils  s^abstinssent  de  porter  aux  ennemis  de  Ja  nation 
„britannique  des  munitions  de  guerre  (dont  les  noms  d^taillds  se  trouvoient 
„dans  tous  les  NB.  trait^  de  commerce  des  pnissances  maritimeB)  et  des 
„munitions  de  bouche  aux  places  assi^^es  ou  bloqu^  etc.,  et  qu'aa  sorplos 
„la  libert^  de  commerce  subsistoit  k  T^gard  des  puissances  neutres  snr  le 
„m6me  pied  qu'en  temps  de  paix/    Voyez  §.  3. 

Le  ministe  anglois  ne  s'est  pas  bomä  1&,  il  a  sp^fi^  en  detail  tont  oe 
qui  n'^toit  pas  contrebande,  comme  les  grains,  les  bois  et  tous  les  antres 
mat^riaux  qu'on  emploie  k  la  construction  des  vaisseaux,  les 
cordages,  les  volles,  le  chanyre,  la  graine  de  lin,  les  toi  les  etc. 

§.  36.  Tous  les  traitds  de  navigation  s'expliquent,  par  rapport  k  la  contre- 
bande, sur  le  mdme  pied.  On  renvoie  k  ce  qui  a  ^t^  dit  sur  ce  sujet  au  §.  5. 
ci-dessus,  et  au  trait^  de  commerce  de  1674  conclu  entre  TAngleterre  et  la 
Hollande,  qu^on  y  a  cit^  et  oh  se  trouve  exactcment  d^taillä  ce  qui  est  contre- 
bande et  ce  qui  est  marchandise  libre. 

Les  marchandises  des  deux  sortes  se  trouvent  d^ign^  dans  les  mdmes 
termes  au  §.  19  et  20  du  traitä  de  commerce,  conclu  entre  TAngleterre  et  la 
HoUande  en  1713.    Du  Mont,  T.  VUI.  p.  348. 

§.  37.  On  trouve  d'autres  trait^  ant^rieurs  aux  deux  que  Ton  vient  de 
citer,  dans  lesquels  se  trouve  d^taill^  de  la  mdme  maniöre,  ce  qui  ne  doit  point 
^tre  compris  sous  le  nom  de  contrebande. 

C'est  ainsi,  qu^au  §.  3  du  trait^  de  commerce  de  1667  entre  la  Suöde  et  la 
Hollande,  on  ne  nomme  contrebande  que  les  seules  munitions  de  guerre, 
et  que  dans  le  §.  4,  Targent,  toutes  sortes  de  grains,  le  sei,  le  vin,  l'huile, 
les  volles,  les  draps,  le  chanvre,  tous  les  bois  de  charpente  et  tont  ce 
qui  sert  k  la  construction  des  vaisseaux,  les  ancres  etc.  sont  mis  au 
nombre  des  marchandises  libres.  Du  Mont,  T.  VH,  premi^re  partie,  p.  37. 

§.  38.  II  suffit  de  jeter  les  yeux  sur  les  marchandises  qui  ont  öt^  con- 
fisqu^es  en  Angleterre  aux  sujets  prussiens,  pour  se  convaincre  qu'il  n'y  en  a 
aucune  qui,  selon  le  droit  des  gens,  les  trait^  de  commerce  et  NB.  NB.  les 
d^larations  du  ministöre  anglois,  puisse  passer  pour  contrebande. 

Car  on  confisqua  du  vaisseau  prussien,  Les  Jumeaux,  une  Charge  de 
bois,  du  vaisseau  hollandois,  Les  Trois  Soeurs,  une  pareille  Charge 
de  bois,  et  du  vaisseau  prussien,  Le  Soleil  d*or,  une  cargaison  de  seigle, 
toutes  marchandises  expresstoent  except^  de  la  contrebande  dans  la  d6claration 
du  minist^re  anglois. 

§.  89.  Si  le  ministöre  anglois  avoit  döclarö,  dös  le  commencement,  qu'il 
regardoit  ces  marchandises  comme  de  contrebande,  le  Roi  n'auroit  pas  manqoö 
de  faire  avertir  ses  sujets  de  n*en  point  hasarder  l'envoi,  jusques  ce  que  Ton 
fÜt  convenu  U-dessus  avec  la  cour  d* Angleterre;  mais  le  ministöre  anglois  ajant 
positivement  döclarö  qu'il  regardoit  lesdites  marchandises  comme  libres,  et  le 
Roi  ajant  fait  part  de  cette  döclaration  k  ses  sujets,  le  susdit  ministöre  ne  peut 
en  aucune  maniöre  justifier  le  procödö  de  ses  armateurs. 

§.  40.    Le  prösent  ministöre  de  FAngleterre  cherche  vainement  k  justifier 
le  procödö  des  armateurs,   par  une  raison  qui  choque  ögalement  et  le   sens 
■«commun  et  les  usagcs  rc^us  par  tous  les  peuples  policös. 
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On  avance  que  le  pi^cMent  ministöre  n'a  pas  M  en  droit  de  fisdre  de  son 
chef  de  semblables  döclarations ,  et  de  döterminer,  contrp  la  disposition  des  lois 
du  pays,  ce  qui  ^it  contrebande  on  ce  qui  ne  T^it  pas. 

§.41.  On  en  appelie  k  tont  Funivers  8*il  est  permis  entre  puissances  d'user 
de  tels  fauxfuyants. 

On  sait  1)  qu'il  est  d*usage  que  les  princes  ne  traitent  avec  les  envoj^ 
ötrangers  que  par  l^entremise  de  leurs  ministres;  on  est  donc  oblig^  d'ajouter  foi 
k  ce  que  cenx-ci  d^larent  au  nom  de  leurs  maitres  auz  envoyös  qui  traitent 
avec  euz;  on  y  est  forc6  surtout,  lorsque  les  ministres  refusent,  comme  en  cette 
occasion,  de  s'expliquer  par  6crit. 

2)  Qui  plus  est,  la  susdite  d^laration  n*a  pas  ^tö  faite  par  nn  seul  ministre, 
mais  bien  par  deux  ministres  consöcutifB,  en  diffi&rents  temps,  et  toutes  les  deux 
fois  au  nom  de  Sa  Majest^  Britannique.  Seroit-il  k  prösumer  que  deux  ministres 
dont  rintögritö  et  le  zöle  patriotiquo  sont  si  universellement  reconnus,  se  fussent 
oubli6s  au  point  de  döclarer,  au  nom  de  leurs  maitres,  une  chose  sur  läquelle 
11  ne  leur  eüt  pas  donnö  ses  ordres,  de  tromper  d*une  fa9on  aussi  indigne  une 
puissance  ötrangöre,  son  alliöe,  et  de  tendre  aux  sujets  de  cette  puissance  des 
piöges  aussi  dangereux? 

D'ailleurs  on  a  d^j4  fait  yoir  8)  que  les  susdits  ministres  n*ont  rien  accord^ 
que  ce  qui,  selon  le  droit  des  gens  et  tous  les  trait^  entre  puissances  maritimes, 
«e  met  toujours  au  rang  des  marchandises  libres. 

§.  42.  On  a  remarquö,  il  est  vrai,  par  certaines  sentences  öman^  des 
tribunaux  d'Angleterre,  qu'on  a  conüsqu^  la  cargaison  de  quelques  vaisseaux 
neutres  sur  lesquels  ötoient  charg^es  des  marchandises  prussiennes,  et  il  sembleroit 
du  premier  coup  d'oeil,  que  dans  un  tel  cas  les  sujets  prussiens  ne  seroient  en 
droit  d'exiger  le  d^ommagement  que  des  maitres  ou  propriätaires  du  vaisseau. 
On  n*en  disconvient  pas,  et  Ton  tombe  d'accord,  que,  si  le  vaisseau  neutre 
eüt  portd  de  la  contrebande,  les  sujets  prussiens  n'eussent  pu  avec  justice  pr^- 
tendre  k  aucune  indemnisation;  mais  comme  ils  nient  formellement,  aussi  bien  que 
les  capitaines  desdits  vaisseaux,  que  Ton  7  ait  eu  de  la  contrebande,  et  que 
par  les  sentences  mdme  des  tribunaux  anglois  il  parolt  clairement  que  les  effets 
confisquds  n'^toient  nullement  de  contrebande.  ce  pr^texte  ne  peut  servir  de  rien 
aux  armateurs,  ni  les  exempter  de  r6parer  les  dommages  qu'ils  ont  caus^. 

§.  43.  11  est  donc  d^montrö  qu'on  a  riolö  manifestement  le  droit  des  gens 
et  contrevenu  directement  aux  assurances  donn^  par  le  ministe  anglois, 
lorsque  Ton  a  arr6t^  des  vaisseaux  neutres  qui  ne  portoient  point  de  contrebande, 
«t  qu'on  a  par  ik  caus^  un  dommuge  tröscousid^rable  aux  sujets  prussiens. 

Question  V. 

Si  le  ministöre  anglois  a  ötö  en  droit  de  renvoyer  k  un  tribunal 
de  marine  ötabli  en  Angleterre,  la  döcision  des  difförends  de 
la  nature  de  ceux  qu'on  a  examinös  dans  les  questions  pröcö- 
dentes,  et  qui  s'agitent  entre  deux  puissances  libres,  et  de 
vouloir  obliger  la  puissance  lösöe  qui  domande  satisfaction 
k  s'en  tenir  k  ses  döcisions? 

§.  44.  Le  ministöre  anglois,  dans  presque  tous  les  cas  oü  les  ministres  de 
Prusse  lui  firent  des  reprösentations  au  scget  des  döprödations  et  insolences 
<*ommi8e8  en  pleine  mer  contre  des  sujets  prussiens,  leur  a  döclarö: 
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que  le  roi  d'Angleterre  avoit  Stabil  dans  ses  Etats  des  tribunanx  expfr^s,  ponr 
examiner  et  d^cider,  selon  les  lois  d'Angleterre,  toutes  les  piises  snr  lesquelles 
il  7  avoit  contestation ,  et  pour  administrer  la  justice  k  un  chacun,  lesqaels 
ne  manqueroient  pas  aussi  de  rendre  justice  aux  sujets  prussiens,  8*118  les 
trouvoient  fond^s  dans  leurs  plaintes.  Qu'au  surplus,  ni  le  roi  de  la  Grande* 
Bretagne  ni  son  minist^re  ne  pouvoient,  ni  changer,  ni  se  d^partir  de  cet  nsage 
ou  Constitution  de  TEtat  ^tabli  dans  le  pays. 

§.  45.  A  l'occasion  de  quoi^  on  ne  sauroit  s^emp^her  de  demander  de 
quel  droit  le  minist^re  anglois  s'arroge  celui  d'entrer  en  connoissance  de  canse 
et  d'exercer  une  sorte  de  Jurisdiction  sur  un  souverain  neutre,  sur  ses  scgets  et 
ses  yaisseaux  arrSt^  dans  un  lieu  qui  n'est  point  de  la  domination  de  1' Angle- 
terre,  et  oü  les  vaisseaux  prussiens  ont  autant  de  droit  que  les  anglois? 

§.  46.  De  quel  oeil  l'Angleterre  auroit-elle  vu  le  Roi,  dans  la  demiöre  gnerre 
du  Nord,  se  saisir  indiffi^remment  de  tous  les  vaisseaux  anglois  qui  commer^oient  aux 
proyinces  septentrionales,  les  arr^ter  en  pleine  mer,  les  visiter  et  les  condoire 
dans  ses  ports,  donner  ensuite  k  d^ider  au  coll^e  de  son  amiraut^  s'ils  ^toient 
de  bonne  prise,  les  relftcber  sans  aucun  d6dommagement  aprte  des  proc^ures 
de  deux  k  trois  ans,  et  les  condamner  encore  au  pajement  de  deux,  trois  juaqu'^ 
quatre  mille  6cu8  pour  frais  de  capture  et  de  justice? 

§.  47.  Quand  deux  puissances  se  trouvent  avoir  entr'elles  quelques  difit§> 
rends,  on  ne  peut  d'aucun  des  deux  cöt^  en  appeler  aux  lois  du  pajrs,  paiceque 
l'une  des  deux  parties  ne  les  reconnoit  point ;  Paffaire  se  traite  alors  par  voie  de 
n^ociation,  et  de  cour  k  cour,  et  le  diff^nd  ne  se  d^ide,  du  consentement  des 
deux  parties,  que  selon  le  droit  des  gens,  ou  par  des  mojens  qui  s'j  trouvent 
fond^. 

§.  48.  II  auroit  6t^  n^nmoins  tr^  indiffi^rent  au  Roi  que  9'eüt  ^  le 
ministöre  anglois  ou  les  tribunaux  de  cette  nation  qui  eussent  rendu  jnstiee  k 
ses  sujets;  mais  comme  ces  tribunaux,  contre  le  droit  de  la  nature  et  des  gens, 
n*ont  procura  auxdits  siyets  prussiens  aucune  röparation,  on  croit  le  ministe 
anglois  trop  raisonnable  pour  ne  pas  juger  par  lui-m6me  que  le  Roi  est  bien 
fondö  de  son  cotö  k  ne  pas  reconnoitre  la  Jurisdiction  desdits  tribunaux  ponr 
compötente,  bien  loin  de  se  soumettre  k  leurs  ii^'ustes  döcisions. 

§.  49.  Et  comme  les  ministres  anglois  se  sont  toujours  obstin^  toutes  les 
fois  qu'on  leur  a  fait  des  repr^sentations  au  nom  du  Roi,  k  renvoyer  ces  sortea 
d'affisdres  k  la  döcision  de  leurs  tribunaux  et  de  leurs  lois,  Sa  Majestö  Pruasienne, 
jouissant  des  mdmes  droits  et  Prärogatives  que  Sa  M^jestö  Britanniqne, 
s'est  vue  contrainte  par  \k  de  commettre  dans  ses  Etats  Texamen  des  griefis  de 
ses  sujets  k  ses  propres  tribunaux.  Le  Roi  k  cet  effet  a  Stabil  une  conunisaion, 
compos^  de  conseillers  vers^  dans  les  afiaires  de  justice  aussi  bien  que  dans 
ceUes  de  conunerce,  chargöe,  sous  la  direction  de  quatre  de  ses  miniatzes, 
d*examiner  les  griefs  de  ses  sigets,  selon  les  lois  du  droit  des  gens  universelle^ 
ment  re^u,  et  de  constituer  en  conscience  et  selon  leur  devoir  un  quantum 
pröcis  et  liquide,  de  ce  k  quoi  les  dommages  de  ses  sigets  peuvent  monter. 

§.  50.  C'est  aussi  ce  que  la  commission  a  effectivement  exteut^;  eile  a  exig6 
des  preuves  l^ales  de  chaque  liquidation  des  döpens ;  eile  a  modör^  d'une  maniöre 
^uitable  les  articles  qui  paroissoient  surcharg^;  eile  a  döboutö  de  leur  Prätention 
ceux  des  plaignants  qui  n*ont  pas  su  les  värifier  dans  les  formes,et  par  cons^quent  eile 
a  agi  en  tout  et  rendu  justice  sans  aucun  ^^ard  k  la  personne  et  avec  la  plus  grande 
impartialit^ 
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Question  VI. 

Et  enfin,  si,  au  contraire,  le  Roi  n'est  pas  pleinement  fondä  de 
d^f^rer  k  TarrSt  que  ses  sujets  l'ont  Supplik  de  mettre  snr  les 
capitaux  anglois,  stipul^s  par  la  paix  de  Breslau  et  deDresde, 
qui  se  trouvent  entre  ses  mains,  pour  procurer  k  ses  sujets  les 
d^dommagements  et  la  r^paration  convenables  des  violences 
exercöes  contre  eux,  par  les  armatenrs  anglois,  en  döpit  du 
droit  des  gens  et  malgr^  les  d^clarations  formelles  etr^itör^es 
par  le  ministöre  anglois;  et  si  le  Roi  n'est  pas  en  droit  dMn- 
demniser  ses  sujets  sur  ces  capitaux,  puisqu'on  leur  ä  si  long« 
temps  döni^  toute  la  justice  qu'ils  ötoient  fondös  de  demander. 

§.  51.  On  a  prouY^,  dans  ce  qui  pr^Me,  que  les  scyets  du  Roi  ont  des 
prötentions  legitimes  k  former  contre  les  armatenrs  anglois ;  on  7  a  vu  que  depuis 
1745  jusqu'ä  pr^nt  on  n'a  pu  obtenir  lä-dessus  aucune  satisfaction  du  ministöre 
anglois;  et  enfin  on  vient  de  voir  tout  k  Theure,  que  le  Roi  a  fait  examiner  par 
une  commission  ötablie  dans  ses  ötats  le  quantum  pröcis  desdites  prötentions, 
lequel  monte  NB.  k  194,725  öcus,  14  gros,  5  deniers,  y  eompris  les  intörSts  jusqu'au 
10  juillet  1752.  II  ne  reste  donc  plus  que  d*examiner  les  voies  par  lesquelles  on 
puisse  procurer  aux  sujets  prussiens  la  satisfaction  et  le  dödommagement  de 
leurs  pertes. 

§.  52.  C'est  une  rögle  etablie  et  par  la  raison  et  par  le  droit  des  gens, 
que  lorsqu'un  souverain  dönie  aux  sujets  d'un  autre  la  justice  que  ce  demier  le 
fait  requörir  et  solliciter  de  leur  rendre,  ou  qu1l  ne  leur  rend  pas  bonne  justice, 
tant  le  souverain  que  ses  sujets  en  sont  responsables  en  leur  pur  et  privö  nom. 

Orot  Droit  de  la  Guerre  et  de  la  Paix  L.  8.  c.  2.  §.  2.  II  a  it& 
Stabil  par  le  droit  des  gens  que  tous  les  biens  des  sujets  d'un  Etat  seroient 
comme  hypothöquöes  pour  ce  que  TEtat  ou  le  chef  de  P^tat  doivent  on 
directement  et  par  eux-mCmes,  ou  en  tant  que  faute  de  rendre  bonne  justice, 
ils  se  sont  rendus  responsables  d'une  dette  d'autrui. 

Orot.  Droit  de  la  Guerre  et  de  la  Paix  L.  3.  c.  13.  §.  1.  n.  2.  Non 
seulement  les  biens  du  döbiteur  sont  comme  hypothöquös  au  cröander,  nuus 
encore  ce  qui  appartient  k  ses  sujets,  qui  sont  comme  röpondant  de  la  dette. 

Grot  L.  3.  c  2.  §.5  et  7.  En  ce  cas-U  on  peut  se  saisir  ou  des  personnes 
ou  des  effets  mobiliaires  des  sujets  du  souverain,  qui  refuse  de  rendre  justice. 
Cela  n'est  pas  k  la  vöritö  autorise  par  le  droit  de  nature,  mais  Tusage  Ta 
ötabli  presque  par  tout; 

oü  il  allögue  plusieurs  exemples  de  Tantiquitö. 

§.  53.  Ce  principe  du  droit  des  gens  est  fondö  sur  la  raison  naturelle, 
parceque  les  sujets  sont  censös  approuver  le  fait  de  leur  souverain  et  souscrire 
k  Bon  jugement,  d'ou  il  s*ensuit  naturellement  quils  en  röpondent,  et  que,  quand 
tout  autre  moyen  manque,  c'est  k  leur  propre  bien  qu'on  doit  s'en  prendre. 

§.  54.  Or,  puisque  le  Roi  se  trouve  avoir  en  main  certains  capitaux 
appartenant  k  des  sujets  anglois,  et  qui  doivent  leur  6tre  pajäs  k  la  döcharge 
de  la  Silösie,  personne  ne  peut  dösapprouver,  si  usant  du  droit  des  gens,  et  sur 
les  instances  faites  par  ses  sujets,  Sa  Majestö  arrSte  ces  capitaux,  et  s'en  scrt 
pour  les  indemniser. 

Prennische  SiMtssehriflen.    II.  30 
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§.  55.  Le  minist^re  anglois  a  d'autant  moins  lieu  de  se  rdcrier  sur  c« 
qu'on  choisit  nn  moyen  si  mod^r^  puisque  lui-m^me  dans  un  cas  semblable,  et 
avant  d*avoir  d^lar^  la  gaerre  k  TEspagne,  Ta  suivi  pendant  plusieois   ann^es. 

§.  56.  C*est  k  regret  qne  le  Roi  se  voit  dans  la  n^essitä  d'en  venu*  k 
cette  extr^mit^y  dont  les  suites  retombent  sur  d'innocents  membres  d'une  nation 
pour  laquelle  il  a  toujours  eu  toute  la  consid^ntion  imaginable,  extr^mit^  k 
laquelle  il  n'auroit  jamais  eu  recours,  s'il  avoit  eu  d'autres  mojens  de  procurer 
satisfaction  k  ses  sujets. 

§.57.  Le  Roi,  en  agissant  ainsi,  ne  fait  que  suivre  les  r^gles  dict^es  par 
la  plus  exactc  justice.  II  ne  peut,  sans  manquer  k  ses  devoirs  de  souTeraiii  et 
k  sa  gloire«  re^iser  de  prot^ger  efficacement  ses  sujets,  qui  n'ont  commerce  sor 
le  pied  qu'ils  Tont  fait,  qu'en  se  reposant  sur  la  d^claration  rojale  qui  avoit 
pour  fondement  la  parole  donn^  par  les  ministres  anglois. 

§.  58.  Les  sujets  anglois  qui  sont  les  plus  int^ress^  dans  cette  affkire, 
trouveront  peut-€tre  mojens,  k  l'aide  du  Parlement,  d'inspirer  au  minist^re  anglois 
des  sentiments  plus  ^uitables  ou  de  forcer  les  armateurs  au  payement  r^l  des 
sommes  liquides  dont  ils  sont  comptables  aux  sujets  prussiens,  k  quel  effet, 
ceuz-ci  transportent  d^  ce  moment  aux  rentiers  int^ress^s  k  la  dette  de  la 
äil^sie  tous  les  droits  qu'ils  ont  contre  les  susdits  armateurs. 

§.  59.  On  ne  comprend  du  tout  point  comment  Tentend  le  ministöre  anglois, 
loisquHl  prötend  que  1' Angleterre  se  trouveroit  dögagöe  de  la  garantie  de  la  SilMe, 
du  moment  que  le  pajement  de  ces  capitaux,  garantis  aux  sujets  anglois  par  les 
trait^  de  paix  de  Breslau  et  de  Dresde,  et  en  vue  desquels  seulement  la  garantie 
de  la  Sil^e  avoit  ötö  accordöe,  seroit  interrompu;  11  semble  que  dans  le  cas 
en  question  le  minist^e  anglois  a  de  nouveau  perdu  de  vue  le  droit  des  gens, 
car  il  n'est  point  question  ici,  ni  de  la  pröc^dente  paix,  ni  du  motif  par  lequel 
eile  a  ^tö  condue;  mais  d'une  nouvelle  offense  faite  apr^  la  conclusion  de 
la  paix,  par  les  sujets  anglois  k  ceux  du  Roi,  et  c'est  cette  nouTelle  injuie 
qui  engage  le  Roi  k  user  de  reprösailles  pour  en  tirer  satisfaction. 

§.  60.  C'est  un  fait  constant  que  ce  ne  fut  qu*aprös  la  paix  de  Breslau 
de  1742  et  celle  de  Dresde  1745,  confirmative  de  la  pr^cddente  (par  lesqnelles 
d*un  cotö  le  Roi  s'engagea  k  pajer  k  des  sujets  anglois  plus  d*un  million  hjpo- 
thdquö  sur  la  Silösie,  et  d'autre  part  le  roi  de  la  Grande-Bretagne ,  comme  com- 
pris  dans  la  m^me  paix,  se  chargea  de  la  garantie  de  ce  traitö)  ce  ne  fut  que  da 
depuis  que  les  armateurs  anglois  conunencörent,  malgrö  le  droit  des  gena  et  les 
assurances  positives  du  ministöre  de  cette  nation,  k  insulter  tant  les  vaiaseanx 
prussiens  que  les  vaisseaux  neutres  sur  lesquels  les  Prussiens  avoient  charg^  des 
marchandises  permises,  qu'ils  pillörent  les  uns  et  tratnör^it  les  autres  avec  vio- 
lence  dans  des  ports  d'Angleterre ,  d'oh  aprös  les  avoir  dötenus  des  annöes 
entiöres,  ils  les  ont  relftchös  4  la  fin,  sans  leur  faire  aucune  satisfaction  des 
dommages  et  frab  que  la  dötention  leur  avoit  causös,  et  en  les  condamnant 
möme  k  ceux  de  capture. 

§.61.  n  est  donc  question  ici  d'une  nouvelle  offense,  qui  ne  tire  point 
son  origine  de  la  pröcödente  guerre,  et  qui  n*a  point  de  connexit^  avec  eile,  mais 
qui  demande  par  elle-möme  une  nouvelle  röparation. 

§.  62.  Le  Roi,  pour  obtenir  röparation  de  cette  nouvelle  offense,  est  fondö 
dans  le  droit  des  gens  de  s'en  prendre  aux  capitaux  des  sujets  anglois,  qa*il  se 
trouve  avoir  en  mains,  aussi  longtemps  que  ses  sujets  ne  seront  pas  indemnisös. 
Vojez  ci-dessus  §.  52.  53. 
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§.  63.  La  paix  pr^^ente  ne  re^oit  par  \k  aucuiie  atteinte,  piiisque^  selon 
le  droit  des  genBj  la  r^paration  d^uiie  nouyelle  offense  peut  Stre  poursuivie 
(salva  pace)  sans  intcrrompre  la  paix. 

§.  64.  L'illostre  Grotius  d^cide  nettement  la  question  par  un  principe  fond6 
sur  la  raison  naturelle  : 

C'est  une  question  (dit-ii)  qui  se  präsente  toos  les  jours,  et  qui  est  soavent 
d^battue,  quand  c'est  que  la  paix  peut  dtre  regard^e  conune  rompue,  car 
autre  chose  est  fournir  un  nouveau  sujet  de  guerre  par  une  nou- 
yelle offense,  et  autre  chose  est  rompre  la  paix. 

n  7  donne  un  exemple  parallele  au  cas  que  Ton  vient  d'examiner  id: 

S'il  arrive,  qu'apr^  la  paix  condue,  l'une  des  parties  contractantes  ÜEut  yiolence 
aux  Sujets  de  Tautre,  et  par  cons^uent  T offense  de  nouveau,  la  paix 
ne  liüsse  pas  de  subsister,  mais  alors  la  partie  offens^  peut  NB.  NB.  (saWa 
pace)  sans  yioler  la  paix,  recommencer  la  guerre  pour  ce  nouveau  sujet. 
Orot.  Droit  de  la  Guerre  et  de  la  Paix  L.  3.  c.  20.  §.  28  et  32  et 
c.  20.  §.  82  et  §.  33.  n.  8. 

§.  65.  Si  donc  la  paix  conclue  entre  deux  parties  en  guerre  subsiste  mdme 
apr^  que  l'une  des  parties  contractantes  a  sou£Fert  de  nonveaux  actes  d'hostilit^ 
de  la  part  de  Tautre,  k  combien  plus  forte  raison  ne  doit-on  pas  regarder  la 
paix  comme  subsistante,  lorsque  ce  n'est  que  le  m^diateur  et  le  garant  de  cette 
paix  qui  par  une  nouvelle  injure  donne  lieu  k  Fun  des  contractants,  de  mettre 
arrSt  sur  des  choses  stipul^es  dans  cette  paix,  jusques  k  ce  qu^il  alt  obtenu 
satisfaction  de  cette  nouvdle  injure? 

§.  66.  Mais  quand  on  s*ayiseroit  de  soutenir  contre  toute  raison  que  du 
moins  un  pareil  arrSt  an^antiroit  la  garantie  promise  aux  trait^  de  Breslau  et  de 
Dresde,  celle  qui  est  stipul^  k  Tart.  22  de  la  paix  d'Alx-la-Chapelle  du  18  octobre 
1748,  ne  laisseroit  pas  de  subsister  totyours  dans  tonte  sa  force,  en  tout  cas  le 
Roi  se  trouyeroit  aussi  d^gagä  de  celle  qu'il  a  donn^  k  Tägard  de  la  succession 
de  la  familie  r6gnante  en  Angleterre,  et  de  celle  des  I^tats  ^lectoraux  d'Hanovre. 

§.  67.  U  est  donc  dair,  par  tout  ce  que  dessus,  que  malgr^  rarT§t  mis  sor 
les  capitaux  anglois  hjpoth^u^  sur  la  Sil^e,  la  paix  de  Breslau,  et  par  con- 
s^uent  la  garantie  du  roi  de  la  Grande-Bretagne  et  de  FAngleterre,  qui  y  est 
contenue,  subsistent  en  leur  entier;  garantie,  que  le  Roi,  si  Toccasion  B*en  pr6- 
Beute,  saura  bien  faire  yaloir  en  son  temps. 
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XXXIV. 


Zeitungsartikel  vom  27.  März  1753. 


Die  Aussicht  auf  einen  Conflid  mit  Preussen  wegen  der  Kapereien 
des  leUsten  Seekrieges  setzte  das  englische  Ministerium  in  einige  Ver- 
legenheit Noch  war  der  Plan^  dem  Erzherzog  Joseph  die  römische 
Königskrone  aufzusetzen,  von  Georg  II.  und  seinen  Staaismäfmem 
nicht  aufgegeben  worden  *) ;  man  fürchtete  nun,  den  König  von  ü^etissen 
aus  einem  versteckten  Gegner  der  Wahl  zu  einem  erklärten  Feinde  zu 
WMchen ,  wenn  man  seinen  Anspruch  auf  Entschädigung  der  preussi- 
sehen  Ka/ufleute  jetzt  ofßciell  zurückwies**). 

Gleichwohl  entschied  man  sich  für  eine  schlechthin  ablehnende  Be- 
antwortung des  von  Michell  überreichten  Mimoires.  Die  Antwort  er- 
folgte in  einem  Schreiben  des  Herzogs  von  Newcastle  an  Michell, 
dessen  Beilage  das  Gutachten  einer  durch  den  König  von  England 

*)  Vgl.  oben  S.  329  ff. 

**)  Der  Staatssecretär  Herzog  von  Newcastle  schreibt  an  seinen  Bmder^ 
den  ersten  Lord  des  Schatzes,  Sir  Heinrich  Pelham,  Hannover  12.  October  1752: 
„I  did  not  doubt  that  you  woold  coincide  in  mj  opinion  on  the  offensiye  be- 
haviour  of  the  king  of  Prussia,  in  erecting  a  conrt  of  bis  own,  to  overthrow  the 
sentences  of  onr  Admiralty  Court  of  Appeal,  and  in  appropriating  the  money  due 
to  the  creditors  of  the  Silesia  loan,  to  the  payment  of  sach  sums  as  shall  be 
adjudged  in  this  ui\just  and  irregulär  manner.  I  agree  with  you  that  this  Step 
of  the  Prussian  monarch  is  designed  to  provoke  an  answer  from  us»  which  may 
authorise  bis  public  Opposition  to  the  £lection  which  he  is  dandestmely 
endeavouring  to  delay,  or  frustrate.  And  ,  therefore,  1  think  it  desirable,  that 
Michell  should  not  make  bis  declaration;  since  we  should  not  be  under  a 
necessity,  as  yet,  to  take  any  public  notice  of  it;  and  that  we  should  wait  anül 
the  Election  is  over.**    Coze,  The  administration  of  Pelham,  H,  460. 
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€ingeset0ten  Commission   bildete*).     Der  französische   Originalärwk 
dieser  Staatsschrift  fuhrt  den  Tuet: 

Lettre  \  du  \  Duc  de  Newcastle  \  icrite^  fair  Ordre  de  \  Sa 
Majestd  \  A  Mr  Michelle  \  Secretaire  d^Anibassade  de  S,  M. 
Frussierme ;  \  en  Reponse  au  Memoire^  &  omx  öftres  PapierSy  \ 
remis  \  par  Mr  MicheU  au  Duc  de  Newcastle  j  \  le  23  No* 
vembre  &  13  Decemhre^  1752.  \  A  Londres  1753. 

28  pp.  4«  und  2  Bl.  fol. 

Abgedruckt:  Mercure  historique  et  politique  CXXXIV,  418;  Ch. 

de  Martens,  Causes  c^öbres  U,  46;    Behmer,  Novum  jus  contro- 

versum  I,  45 — ^72. 

Verfasser  der  Entgegnung  war  der  Solicitor  General  Murray**). 
Bald  erschien  auch  eine  deutsche  üeherseUung: 

Schreiben  \  des  Herzogs  von  NewcastUy  \  auf  Befehl  \  Sr.  Mar 
jestät  von  Grosshrittannien  \  abgelassen  \  an  den  Herrn 
MicheU,  \  Legations  -  Secretär  \  Sr.  Majestät  des  Königs  von 
Preussenj  zur  Beantwortung  des  Memorials  \  und  andrer 
Schriften,  \  die  von  dem  \  Herrn  MicheU  dem  Herzoge  von 
Newcastle  \  den  abgewichenen  23.  Nov.  und  13.  Dec.  1752.  \ 
übergeben  worden.  \  Auf  Befehl  Sr.  Magestät  des  Königs  von 
Grossbrittannien  \  gedruckt.  \  Aus  dem  Englischen  über^ 
setzt.  1 1753. 

82  pp.  4®;  1  Beilage. 

Abgedruckt:  Heldengeschichte  m,  551 — 589;  J.  J,  Moser,  Versuch 
des  neuesten  Europ.  Völkerrechts  in  Friedenszeiten,  Frankfurt  1778, 
VI,  442--458.   G.  F.  von  Martens,  Erzählungen  etc.  S.  258—282. 


*)  Hellen  berichtet,  Haag,  27.  Februar:  „On  trouve  entre  autres  bien  extra- 
ordinaire  et  mdme  un  peu  ind^cent  que  la  cour  de  Londres  ait  repondu  k  un 
memoire  en  forme  et  sur  TExposition  des  motifs  par  une  simple  communi- 
cation  du  rapport  de  quelques  juges  et  jurisconsultes  particuliers.  Les  partisans 
anglois  voudroient  sontenir  que  Sa  Migestä  Britannique  n'a  choisi  cette  voie  que 
pour  mettare  d'autant  plus  de  modäration  dans  cette  r^nse.^ 

**)  Vgl.  Hör.  Walpole,  Memoirs  of  the  reign  of  Geoige  the  second,  ed. 
bj  Lord  Holland,  I,  297.  Walpole  knüpft  an  die  Nennung  des  Verfossers  die 
Bemerkung :  „Perhaps  fiew  pieces  in  any  language  can  stand  in  comparison  with 
it,  for  elegance,  perspicuity,  art  and  argument.  The  genius  of  the  author  did 
honour  to  his  countiy  in  a  Performance  of  such  notoriety;  but  perhaps  the 
dlgnit^r  of  England  had  been  less  hurt,  if  we  had  been  made  appear  to  be  lesB 
in  the  right  What  advantage  was  there  in  having  the  better  of  the  azgument 
against  a  Prince,  who  lay  out  of  danger  from  the  resentments  of  Great  Britain, 
while  Hanover  l&j  at  bis  mercj.  It  is  inseemlj  for  great  nations  to  combat 
with  the  pen;  and  except  in  the  scholastic  reign  of  James  the  First,  England 
never  dictated  to  other  kingdoms  hy  a  superiority  in  controversy.*' 
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BereäB  am  20,  Märt  bradtU  Cocee^i  die  r^r^femOkimg  des 


naehsüge  EnAemm  emer  ÄMbt^frt  mtf  die  em^tisAt  SaaiuekHft 
meuHmdigem.  Der  Körnig  gemekmigfe  dem  WarOamt  des  Arhkds, 
wie  ihm  Coceeji  u^rgdegi  haäe^*^j.  Daramf  mmrdem  am  2S.  Man 
Atß$ckrifiem  am  die  BemdenieM  tn  Köfn  mtd  Hambmg  gesaadi^  mtit 
der  Wei99mgj  den  Texi  ^mit  gmUr  Mamer  im  die  dortigem  Zeitmmgem 
eu  gliuiren'^.  Eine  framMCsisdyt  Vebersetnmg  (vom  Waremdorff)  er-- 
,m  Fcirm  eines  simplem  Buüetims*  fj  die  Gesamdtsdkaflem  ö» 
Peais,  Lomdom^  Copenkagenj  Stockkolm  umd  im  Haag. 


Ende  Mai  hatte  Coeeeji  seine  umfangreiche  Entgegmmg  amf  dem 
Bappori  der  engliscken  Cammissare  im  Manmseript  abgesddassen  mmd 
übergab  dasselbe  (29.  Mai)  dem  Grafen  Todewils  behnß  Veranstai' 
kmg  einer  fransösischem  Uebersetzung.  Das  auswärtige  Amt  wandte 
sieh  an  den  Prediger  PeUautierff)^  der  bis  Mitte  Juli  die  mükseüge 
Arbeit  su  leisten  vermochte  fff).  Gedruckt  wurde  mar  dieser  fran- 
zösische Text: 

Remarques  \  De  La  \  Cammission  \  Prussienne  \  Sur  Le 
Rapport  I  Fait  Ä  |  Sa  MajestS  Le  Rot  \  De  La  Grande 
Bretagne,  \  Par  Les  |  Commissaires  Anglois;  \  Servant  \  De 
Replique  Ä  Ce  Rapport. 

98  pp.,  1  BL,  26  pp.  foL 

Im  Anaziige  bei  Ch.  de  Martens  II,  7^—86;  Behmer,  I,  73—87. 

*)  Politische  Correspondenz  IX,  348. 
**)  Gedruckt  bei  Behmer,  Noymn  jos  controyeranm  I,  88 — 117. 
***)  "Eichel  an  das  Departement  der  aosw&rtigen  Affairen,  24.  Man  1753. 
t)  ^Aycc  permiflflion  de  le  commoniqner  a  tons  cenx  qni  ponrront  yous  le 
demander.''    Circularerlaas  vom  26.  März.    Die  Uebersetzung  steht  im  Aprilheft 
des  Mercure  historique  et  politiqne  (CXXXIV,  419). 
Ü)  Vgl.  oben  8.  374. 

ttt)  Finckenstein  an  Podewils,  22.  Juli  1753:  „On  doit  avoir  bien  de  FobH- 
gation  au  digne  M.  Pellontier  de  toutes  les  peines  qu'il  s'est  donnto  k  cetle 
occasion.^ 
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Die  Veröffentlichung  dieser  Deduciion  unterblieb  *),  und  Bwar  aus 
politischen  Gründen.  Gleich  nach  Eriheüu/ng  der  Antwort  auf  die 
preussische  Exposition  des  motifs  haue  England  die  Vermiüelung 
Frankreichs  angerufen**).  Der  französische  Gesandte  in  Berlin  über- 
gab  am  1.  April  eine  Note^  durch  welche  sein  Hof  dem  König  von 
Preussen  seine  guten  Diensie  ewr  Verfügung  stellte^  unrf  Friedrich  II. 
nahm  das  Anerbieten  an.  Er  hätte  gern  gesehen,  dass  die  Eröffnungen 
fiir  einen  Ausgleich  von  englischer  Seite  ausgegangen  wären,  fand  sich 
aber  demnächst  bereit^  seinerseits  mit  Vorschlägen  hervorzutreten***). 
Das  englische  Minisierium,  das  gegen  seine  Erwartung  die  Sympathien 
Franhreichs  auf  der  Seite  Preussens  sahf),  lehnte  den  Vergleich  cmf 
der  von  Preussen  vorgeschlagenen  Chrundlage  im  August  1753  schliess- 
lich ab  ff). 

Indem  somit  für  eine  schnelle  Verständigung  die  Aussicht  sich 
schloss^  wäre  an  sich  zunächst  die  Fortsetzung  der  publizistischen 
Debatte  durch  Ueberreichung  jener  inzwischen  fertiggestellten  Deduction 
geboteti  gewesen.  Schon  war  der  Text  des  MSmoires,  mittelst  dessen 
die  Zustellung  an  den  Herzog  von  Newcastle  erfolgen  soUte,  dem  fran- 
zösischen Staaissecretär  des  Auswärtigen  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
mittlerrolle Franhreichs  zur  Kenntniss  gegeben^  und  der  Marquis 
de  Saint'Contest  hatte  nur  an  einem  einzigen  Ausdruck  etwas  zu  er* 
innem  gefunden  ff  f).    Dann  aber  gab  SainUContest  zu  erwägen^  ob 

*)  Die  Angabe  bei  Trend  elenbarg  a.  a.  0.  S.  256,  dass  die  Erwiderung 
im  October  1758  versandt  worden  sei,  trifft  nur  auf  die  vertrauliche  Mittheilung 
an  das  französische  Ministerium  zu  (Ministerialerlass  an  Lord  Marschall  vom 
8.  October  1758).  Die  durch  die  Presse  gehende  Nachricht,  dass  Michell  am 
12.  April  1758  dem  englischen  Ministerium  eine  Erwiderung  übergeben  habe 
(vgl.  Europische  Mercurius  1758,  I,  278)  ist  grundlos. 
**)  Politische  Correspondenz  IX,  856.  857. 
♦**)  Ebend.  IX,  386.  428;  X,  528. 

t)  Vgl.  das  Schreiben  des  Herzogs  von  Newcastle  an  Pelham  vom  27.  Juli 
1753  bei  Coxe  II,  485.  Eine  londoner  Correspondenz  vom  Februar  1753  in  der 
handschriftlichen  Kölnischen  Zeitung  von  Roderique  (vgl.  Preussische  Staats- 
schriften I,  S.  XL)  sagt:  „II  est  k  souhaiter' que  cet  orage  se  calme,  sans  causer 
de  d^ordre.  La  France  prendra  certainement  en  ce  cas-l&  le  parti  du  roi  de 
Prusse,  mais  ce  sera  foiblement;  eile  ne  seroit  pas  fiSLch^e  au  fond  de  voir 
abaiss^  un  peu-  ce  Prince  dont  le  courage  et  les  forces  pourroient  bien  Pom- 
brager." 

tt)  Politische  Correspondenz  X,  108. 

ttt)  Bericht  des  preussischen  (Gesandten  Lord  Marschall  vom  4.  Nov.  1758: 
„Le  marquis  de  Saint-Contest  voudroit  seulement  qu*on  en  retranchftt  le  mot 
abdränge  ou  qu*on  Tadoucit  par  quelque  autre  expression,  parce  que,  selon 
ridiome  de  la  langue  firanQoise,  ce  mot  pr^ente  quelque  chose  de  dnr  et  mdme 
d'injurieux.''  Es  wurde  statt  toange  eingesetzt:  singulier.  Vgl.  Politische 
Correspondenz  X,  157.  187. 


472        Conflict  mit  England  wegen  des  BechtB  der  Neutralen  zur  See. 

es  opportun  sein  werde,  gerade  während  der  Session  des  Parlamentes 
dem  englischen  Ministerium  die  Entgegnung  ssu  tiberreichen.  Dem  ver- 
sammelten  Parlamente  werde  das  Ministerium  diese  Entgegnung  vorlegen 
müssen,  dadurch  aber  werde  der  Streit  zur  Solche  der  Nation  gemouM^ 
sodass  das  Ministerium  die  freie  Hand  eu  einem  Ausgleiche  ohne 
Mitwirkung  des  Parlamentes  verlieren  würde. 

Friedrich  II.  meinte  (29.  Dec.  1753) :  j^Die  Raisons^  so  Monsieur 
de  Contest  deshalb  anführet,  seind  zu  solide^  als  dass  man  sich  nicht 
darauf  confirmiren  soUte  *).^  Er  verfügte,  dass  ^die  Sache  wegen  der 
gu  übergebenden  Duplique^  ruhen  solle,  y^bis  das  jetzige  Parlament 
vorbei  sein  und  man  sehen  unrd,  was  die  Sachen  weiter  vor  einen  Pli 
nehmen^. 

Da  England  während  der  beiden  nächsten  Jahre  den  Streu  auf 
sich  beruhen  Hess**),  so  lag  auch  ßr  Preussen  keine  Veranlassung  vor, 
auf  denselben  zurückzukommen***). 


Bei  den  Acten  finden  sich  die  Nummern  des  Hamburger  Corre- 
spondenten  und  Altonaer  Reichspostreuters  vom  31.  März  bez.  2.  April 
1753,  wo  in  leicht  erkennbarer  Tendenz  von  dem  nachstehenden 
Artikel  der  vorletzte  Absatz  fortgelassen  ist. 

*)  PolitiBche  Correspondenz  X,  202. 

**)  Noch    am    27.    Juli    1753    hatte  der  Herzog  von  Newcastle  in    ^nem 

Briefe  an  Pelham  irgend  welche  energische  Maassregeln  gegen  Preussen  als  un- 

erlässlich  bezeichnet:   ^The  king  was  for  some  dajs  extremelj  uneasj  with  me, 

for  having  let  the  Prussian  ship  (vgl.  Politische  Correspondenz  X,  21) 

go  by  (the  only  way,  his  Majesty  often  said,  of  doing  anythtng  for  the  support 

of  the  honour  etc.)  and  that  he  should  be  told  that  his  regard  to  his  Grerman 

dominions  was  the  occasion  of  it,  when  I  knew  the  contrary.    Of  late  we  aie 

a  little  easier,  and  very  properly  are  tuming  our  thoughts  now  to  what  is  next 

to  be  done.    Sending  away  Michell,   prohibiting  commerce  with  Prussia,    etc, 

have  been  mentioned  by  the  king.     These  are  all  future  considerations,  but  I 

dare  say  we  shall  all  be  of  opinion  that  something  must  be  done.^  Coxe  H,  484* 

***)  Michell  hatte  richtig  vorausgesehen,  wenn  er  in  seinem  Bericht  vom 

26.  October  1753  urtheilte:   „L'efifet  qu'elle  Qa  deduction]  pourra  produire,  sera 

toujours  k  peu  prös  le  m§me;  c'est  k  dire  que,  quelle  qu'en  soit  la  soliditä  des 

argtunents,  ils  ne  feront  aucune  bonue  Impression  sur  la  nation,  tant  que  Tarrgt 

mis  sur  les  dettes  de  Sil^ie  subsistera,  ui  ne  changera  les  sentiments  de  cett« 

cour  sur  cette  mati^re.    Au  contraire,  le  Roi  et  ses  ministres  seront  charm^  de 

voir  paroitre  cette  pi^e  le  plus  tot  possible,  afin  de  pouvoir  mieux  animer  la 

nation  contre  Votre  Majest6,  acc^lörer  peut-6tre  les  mesures  qu'ils  se  propoeent 

de  prendre  avec  la  Russie,  ou  du  moins  les  autoriser  plus  fortement  k  les  prendre 

comme  des  dispositions  n6cessau*es  k  l'honneur  de  la  couronne  et  ä  la  gloire  de 

la  nation;  au  lieu  que,  si  Votre  Majest^  diff(§roit  encore  cette  d6marche,  et  ne 

r^veillät  pas  cette  affaire,  qui  semble  dormir  dans  le  moment  präsent,   11  peut 

arriver  des  incidents  qui  peuvent  y  donner  ime  autre  toumure,  sans  que  les  droits 

de  Votre  Majestä  p^riclitent  pour  cela.^ 
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Berlin,  den  27.  Martii. 

Sobald  das  Schreiben  des  Duo  de  Newcastle  an  den  Preussischen 
Legationssecretarium  Michell  nebst  dem  Rapport  der  Englischen  Com- 
mission  aUhier  eingelaufen,  haben  Se.  KönigL  Majestät  diese  Pi^n 
sofort  an  die  vorige  Commission  remittiret  und  derselben  ein  Paar 
neue,  der  Marinen-Sachen  verständige  Räthe  beigefüget,  denenselben 
auch  nochmal  anbefohlen,  ratione  &cti  die  interessirte  Eaufleute  mit 
ihrer  Nothdurft  zu  hören,  zugleich  aber  auch  die  gegenseitige  Principia, 
wie  weit  solche  denen  natürlichen  Gesetzen  und  denen  vernünftigen 
Völkerrechten  nach  gemäss  sind,  mit  gänzlicher  Beiseitsetzung  des- 
jenigen, so  etwan  aus  den  diesseitigen  Landesgesetzen  zum  Faveur  der 
KönigUchen  Unterthanen  allegiret  werden  könnte,  zu  examiniren,  auch 
hiemächst  ihr  Gutachten  darüber,  wie  sie  es  vor  Gott,  vor  Sr.  KönigL 
Majestät  und  vor  der  ganzen  Welt  verantworten  könnten,  abzustatten. 

Wobei  Se.  Eönigl.  Majestät  nochmals  declariret,  dass  Sie  zuviel 
Consideration  vor  die  Englische  Nation  hätten,  als  dass  Sie  derselben 
das  geringste  anmuthen  wollten,  was  nicht  durch  die  strengste  R^uln 
des  allgemeinen  Völkerrechts  behauptet  werden  kann,  und  was  Sie 
nicht  nach  eben  diesen  Reguln  Ihren  Unterthanen  zu  leisten  schuldig  sein. 

So  viel  von  der  Hauptsache  transpiriret,  so  will  verlauten,  dass  sich 
bei  dieser  Conmiission  geäussert,  dass  die  englische  Befarenten  den 
Statum  Causae,  worauf  es  hiebei  eigentlich  ankommt,  gänzlich  vorbei- 
gegangen, und  dagegen  die  Sache  in  solcher  Verwirrung  vorgestellet 
haben,  dass  es  nicht  wohl  möglich  ist,  sich  davon  aus  ihrem  Rapport 
eine  deutliche  und  richtige  Idöe  zu  machen. 

Die  Antwort  auf  dieses  Schreiben  und  den  englischen  Rapport 
soll  schon  fertig  sein,  und  sagt  man,  dass  man  preussischer  Seiten  auf 
die  englischer  Seits  selbst  angeführte  Auetores  compromittiren  werde. 


XXXV. 

Anmerkungen  eines  nnpartheyischen 

Fremden  über  die  gegenwärtige  Streitigkeit 

zwischen  England  nnd  Preussen;  in  einem  Briefe 

eines  Edelmanns  in  dem  Haag  an  seinen 

Freund  in  London. 


Friedrichs  des  Orossen  Ad  der  Selbsihülfe  gegen  die  WitlMr  Eng-' 
lands^  sein  entschlossenes  Eintreten  für  Grundsätze,  die  erst  ein  Jahr- 
hundert später  allgemeine  Anerkennung  im  Völkerrecht  erlangen  soJUeny 
hat  begreißicher  Weise  damals  ganz  Europa  beschäftigt  und  ist  von 
den  Zeitgenossen  in  verschiedenem  Sinne,  eum  Theil  in  leidenschaft- 
licher Erregung,  erörtert  worden. 

Oft  citirt  hat  man  das  Urtheil  Montesquieu' s^  der  in  einem  nach 
Wien  gerichteten  Briefe  *)  die  englische  Antwort  auf  die  preussische 
Erklärung  ^eine  Antwort,  auf  die  sich  nichts  entgegnen  lässt'^  (une 
rSponse  sans  riplique)^  nannte. 

In  England  selbst  kam  m  dem  materiellen  Interesse,  welches  das 
ganze  Land  für  zukünftige  Kriege  an  der  AufrechterhaUung  des 
nationalen,  überaus  lucrativen  Seeraubsystems  hatte,  die  nationale  Em- 
pfindlichkeit über  die  offne  Auflehnung  eines  Staates,  den  man  mit 
seiner  j^Babyflotte^  zu  den  seefahrenden  Nationen  bisher  nicht  hatte 
rechnen  wollen^  der  aber  als  waffenstarke  Landmacht  die  continentalen 


*)  D.  d.  März  1753.    CCnvres  de  Montesquieu,  Paris  1826,  Vin,  356.    Vgl. 
Trend  eleu  bürg  a.  a.  0.  I,  255. 
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Besamungen  des  englischen  Königs*)  allemal  schwer  treffen  konnte, 
j^Die  Schriftenj  welche  die  Schritte  Ew.  Majestät  darlegen,^  berichtet 
der  Legationssecretär  MicheU  am  19.  Januar  1753  aus  London^  ^er- 
regen fortdauernd  grossen  Lärm^  und  je  weiter  die  englischen  Ueher- 
setssungen  sich  im  Publicum  verbreiten^  um  so  mehr  abfällige  Aeusse- 
rungen  bekomme  ich  eu  hören.  Ich  antworte  mit  der  erforderlichen 
Festigkeit  und  Würde;  eine  stürmische  Zeit  für  mich.^ 

Sehr  auffällig  war  die  Haltung  des  einftussreichen  Roderique 
und  seiner  Kölnischen  Zeitung,  Bei  den  bekannten  Beziehungen  dieses 
Organs  zu  den  Höfen  von  Wien  und  London  durfte  es  überraschen, 
dass  Roderique  anfangs  das  Vorgehen  Preussens  als  ein  durchaus 
gerechtfertigtes  und  gebotenes  bezeichnete^  wobei  der  Biedermann  nicht 
unterliess,  die  Unbefangenheit  seines  Urtheils  zu  betonen.  Das  war 
in  dem  am  26.  December  1752  herausgegebenen  handschriftlichen 
Bulletin;  die  Zurückleitung  des  Blattes  auf  den  Pfad  der  Loyalität 
erfolgte  sehr  prompt,  da  bereits  die  nächste  Ausgabe,  die  Nummer 
vom  30.   December^   ein  ganz   entgegengesetztes    Urtheil  brachte**). 

*)  Vgl.  Walpole,  Memoire  II,  296:  ,,Tlie  measure  was  violent  and  in- 
sulting,  and  a  glaring  comment  on  the  inconveniences  resulting  from  our 
connezions  with  the  Continent.  The  great  superiority  of  the  navies  of  Great 
Britain  over  the  baby  fleet  of  Prossia,  the  only  arms  by  which  nations  so 
separated  coold  come  to  any  discussion  of  interests,  was  too  evident  for  a  Prince 
to  have  dared  to  hazard  hb  infant  hopes  in  so  nnequal  a  contest,  had  he  not 
been  sensible  that  we  had  a  pawn  on  the  continent  with  which  he  might  indem- 
nify  himself  for  any  exertion  of  British  resentmenf 

**)  „Cologne  26  d^cembre:  La  d^claration,  neos  mande-t-on,  que  le  roi  de 
Prusse  a  faite  ä  la  cour  d' Angleterre ,  qu'il  retiendra  sur  le  remboursement  de 
rhypoth^ue  ä  la  Charge  de  la  Sil^ie  195,000  ^us  pour  indemniser  ses  sajets 
des  prises  faites  sur  eux  par  les  Anglois,  pendant  la  demiöre  guerre,  est  un  acte 
de  vigueur  qui  n'a  gu^re  ou  peu  d'exemples,  et  en  mSme  temps,  pour  parier  sans 
partialit^,  c*cst  un  acte  de  justice  et  d'obligation  pour  tout  souverain,  dont  le 
premier  devoir  est  de  mettre  ses  Sujets  k  couvert  de  toutc  violence  ^trangöre, 
Les  Anglois,  cette  nation  si  libre,  si  ^quitable,  ne  peut  prendre  cette  dtoarche 
de  Sa  Majest6  Prussienne  en  mauvoise  part,  surtout  ^tant  accompagn^  du  ddlai, 
aussi  tr6s  ^uitable,  que  Sa  Majest^  accorde  aux  int^ressds  pour  produire  leurs 
d^fenses.  Si  la  cour  britannique  en  avoit  agi  de  mSme  ä  T^gard  de  la  France, 
au  lieu  de  n^ocier  le  remboursement  des  prises  impertinemment  faites,  comme 
Ton  fait  sans  succte  depuis  la  paix  d^Aix,  il  y  a  longtemps  que  tout  seroit  ter- 
min6.  Sa  Majest^  Prussienne  connolt  tont  Fefficace  du  possessorium  contre 
le  petitorium.^  Die  londoner  Correspondenz  in  der  nächsten  Nummer  lautet 
dagegen :  „La  r^solution  du  roi  de  Prusse  touchant  les  prises  faites  sur  ses  sujets 
par  des  Anglois  pendant  la  demi^re  guerre,  paroit  ici  d'autant  plus  extraordinaire 
que  la  plupart  des  causes  relatives  ä  ces  captures  ont  ^t6  termin^es  k  la  satis- 
&ctions  des  agents  nommds  par  Sa  Majest^  Prussienne  m^me.  On  va,  au  reste, 
examiner  les  autres  causes,  et  il  n'est  point  douteux  qu'on  ne  les  d^ide  suivant 
r^quit^  et  le  droit  des  gens.'' 


476         Conflict  mit  England  wegen  des  Rechts  der  Neutralen  zur  See. 

Als  dann  im  Februar  die  englische  Rq^lik  erschien^  brachte  JRoderigue 
in  seiner  geschriebenen  Zeitung  eine  Correspondene  aus  London^  in 
der  es  hiess*):  „Die  Differem  zwischen  unserem  Könige  und  dem 
preussischen  bildet  heute  den  Gegenstand  aller  Unterhältungen  ^  vom 
Standesherren  bis  ssum  Lastträger j  und  unrd  sehr  ernst  .  .  .  Wenn 
die  Beschlagnahme**)  thatsächlich  erfolgt ,  so  wird  man  hier  die 
Königin  von  Ungarn  regresspflichtig  machen^  die  dadurch  in  alle  ihre 
Hechte  auf  Schlesien  wird  wiedereintreten  können^  wid  das  möchte  den 
König  von  Treussen  von  seinem  Entschlüsse  zurückbringen,^ 

In  den  Niederlanden  kam  es  so  weit,  dass  die  Staaten  von  Hol- 
land und  Westfriesland  den  periodischen  Blättern  der  Provinz  es 
untersagten,  die  preussisch-englische  Differenz  zu  discutn'en.  Der 
preussische  Geschäftsträger  im  Haag  fand  nach  dem  Erscheinen  der 
englischen  Repliky  dass  die  öffentliche  Meinung  über  diese  Frage^  die 
fast  alle  Unterhaltungen  ausfülle,  getheilt  sei.  Der  englische  Gesandte 
und  sein  Anhang  beglückwünschten  sich  zu  der  Replik  und  sprachen 
mit  triumphirender  Miene;  andere  dagegen,  die  anfänglich  gleich- 
falls ihren  Beifall  ausgesprochen  hatten^  äusserten  nach  erneuter 
Leetüre,  dass  die  Replik  schwach  ausgefallen  sei,  namentlich  in  An- 
sehung der  principiellen  Punkte***).  In  kaufmännischen  Kreisen 
drang  die  Erwägung  durch,  dass  die  Sache  Preussens  gegen  England 
die  aller  handeltreibenden  Nationen  sei;  von  frischem  regte  sich  bei 
den  holländischen  Kaufherren  „die  bittere  Erinnerung^  der  eignen 
Verluste  f).     „Sie  stimmen  Jeremiaden  an;    sie  sprechen  es  öffentlich 

*)  Beilage  zum  Bericht  des  Residenten  Georg  Friedrich  von  Ammon,  Köln 
20.  Februar  1763. 

**)  Der  letzten  Kate  des  englischen  Capitals. 
♦•*)  Bericht  Hellen's,  Haag  27.  Februar  1753. 
t)  Sehr  scharf  äussert  sich  vom  holländischen  Standpunkt  aus   über  die 
englische  Replik  eine  im  Haag  erschienene  Flugschrift: 

Lettre  |  D'Un  Bourguemaitre  |  De  |  Middelbom*g  |  A  Un  { Bourguemaitre  | 
D' Amsterdam,  |  Sur  Le  Differens  |  Entre  les  Rois  |  D'Angleterre  Et  De 
Prusse;  |  Traduit  du  Hollandois,  15  Mars  1753. 

16  pp.  4^  (p.  Id  unten:  k  la  Haye,  chez  Benjamin  Gibert). 

Es  heisst  da  S.  14:  „N'est  ce  pas  une  d^rision  que  de  voir  TAngleterre  se  fonder 
sur  des  r^gles  qu'elle  a  transgress^es  ouvertement?  Elle  dit  que,  malgr^  la  rögle 
g^n^ale  Stabile  par  le  droit  des  gens,  deux  puissances  peuvent,  par  un  accord 
mutuel,  la  changer  ou  s'en  harter,  quant  k  elles;  qu'alors  ce  sont  les  ezceptions 
et  les  changements  introduits  par  leurs  trait^  qui  devieniient  la  loi  pour  les 
contractants.  Ce  principe  est  vrai,  mais  que  montre-t-il?  Que  l'Angleterre,  qui 
en  reconnoit  publiquement  la  v^rit^,  prononce  sa  propre  condamnation  sur  la 
conduite  qu'elle  a  tenue  envers  la  France  et  envers  nous,  pendant  sa  demi^re 
guerre  contre  TEspagne.  En  effet,  Monsieur,  par  ses  trait^,  tant  avec  la  France 
qu'avec  notre  notre  K^publique,  le  navire  ami  devoit  rendre  libre  la  maichandifle 
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aus,  d(zss  die  Engländer^  ihre  angeblich  besten  Freunde,  ihnen 
den  höchsten  Schaden  zufügen,  Sie  bewundem  und  erheben  hödüich 
den  unrhsamen  Schutz,  den  Ew,  Majestät  Ihren  Unterthanen  angedeihen 
lässt*y 

Nicht  anders  tourde  in  Schweden  geurtheilt^  wo  man  in  ähnlicher 
Weise  wie  in  Holland  an  der  von  Preussen  aufgeworfenen  Trindpien- 
frage  interessirt  war.  Ber  preussische  Gesandte  von  Rohd  schreibt 
am  16.  März  1753**):  ^^Man  ist  hier  nichts  weniger  als  unzufrieden 
damit,  dass  dieser  Gegenstand  in  das  Licht  gestellt  worden  ist,  das 
seine  Bedeutung  erfordert ,  eine  Bedeutung,  die  alle  handeltreibenden 
Nationen  gleichmässig  angeht  und  Schweden  in  Sonderheit.  Beshalb 
wiÄrde  man  hier  nichts  lieber  sehen  ^  als  die  allseitige  und  grundsäiz^ 
liehe  Anerkennung  alles  dessen,  was  die  preussische  Beclaration  auf- 
stelüj  damit  das  so  anerkannte  Princip  als  ein  genügender  Zaum  zur 
Verhinderung  der  Plündereien  und  Ausschreitungen  der  Kaper  dienen 
möge.  Man  weiss  sich  Ew.  Majestät  dafür  verpflichtet,  dass  Sie  zu- 
erst die  Vertheidigung  der  gemeinen  Sache  auf  Sich  genommen^  der 
Welt  die  Vertheidigungswaffen  gezeigt^  welche  das  Recht  an  die  Hand 
giebt,  und  diesen  Waffen  gleichzeitig  Nachdruck  gegeben  hat  durch 
ein  so  wirksames  Mittel  wie  Repressalien.^ 

Wenn  Horace  Walpole  in  London  die  englische  Replik  die  denh- 
bar  vollständigste  Widerlegung  nannte  ***),  so  wird  er  mit  dieser  An- 
sicht die  grosse  Mehrheit  seiner  Landsleute  hinter  sich  gehabt  hahen. 
Immerhin  wurden  selbst  hier  in  England  vereinzelte  Stimmen  laut, 
die  von  nationaler  Voreingenommenheit  frei  waren.  Bie  Zeitschrift 
y^The  True  Briton^  brachte  im  Februar  und  März  1753  mehrere 
Artikel,  welche  das  Verhalten  Englands  mit  seinen  ^kleinlichen  Beu- 

qui  7  ^toit  charg^e,  quel  qu'en  füt  le  propri^taire.  Ces  trait^  sont  k  cet  ^gard 
et  bien  positifs:  cependant  tonte  PEurope  a  ^  t^moin  que  depuls  1739  jusqa'en 
1744,  les  Anglois  ont  arrdtä  nombre  de  navires  appartenant  aux  Frangois,  sons 
pr^texte  qu'ilB  portoient  des  marchandises  appartenant  aux  Espagnols,  et  que, 
depnis  1744  jusqu'en  1748,  ils  ont  6galement  arr^t^  plusieurs  de  nos  navires^ 
80US  pr^texte  qu'ils  6toient  charg^  de  marchandises  appartenant  aux  FranQois. 
Que  penser,  aprös  cet  exemple,  du  fond  que  Ton  peut  faire  sur  les  r^les  mSmes 
qu'adopte  TAngieterre  et  sur  sa  fid^lit^  k  les  suivre?"  Vgl.  oben  S.  441  Anm.  8. 
*)  Bericht  Hellen's,  Haag  28.  Mfirz  1753,  Politische  Correspondenz 

IX,  380. 

♦*)  Ebend.  383. 

***)  An  Horace  Mann,  27.  M&rz  1758  (Letters  ed.  by  Cunningham  U, 
326):  n^  ^&^c  ^oi"  granted  our  politics  ac^oum  here  tili  the  next  winter,  unless 
there  should  by  any  Prussian  episode.  Is  is  dif&cult  to  go  farther:  if  he  issatis- 
fied  with  the  answer  to  his  memorial,  though  he  is  the  fallest  that  ever  was 
made,  yet  it  will  be  the  first  time  that  ever  a  monarch  was  convinced.'' 
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teleien  und  annseligen  Ausflüchten^  einer  scharfen  Kritik  unterwarfen ; 
eine  Stelle  aus  der  Nummer  vom  14,  März  1753  mag  hier  taärtUch 
Eingeführt  werden: 

^For  as  a  trading  nation  it  is  our  Interest  to  promote  trhai 
fhe  Report*)  cälls  good  Faiff^y  upon  which  all  fair  Commerce 
must  dependy  and  if  we  ourselves  sei  Examples  of  liüle  Subterfuges^ 
and  poor  Evasions  by  denying  in  our  Practice,  what  we  authori- 
tatively  declare  we  will  do  when  applied  to  thus  in  the  most  solemn 
Manner,  and  when  we  refer  to  Treaties  well  hnoum  and  avoid 
the  abiding  by  them;  on  Pretence  that  there  are  others  too  with 
ofher  Nations,  that  we  reaUy  named  none  in  particular;  how 
shaU  we  appear  in  the  Eyes  of  the  Nations;  or  what  Retums  ar 
Treatment  must  we  not  exped  for  our  Merchants  and  our  Nation 
in  all  Parts  of  the  World  on  every  future  Occasion;  was  not  this 
an  Agreement  on  our  part^  tho'  not  a  formal  Treaty  in  Wriüng?^ 

Die  Artikel  des  j^True  Briton^,  die  uns  sowohl  im  Original' 
drucke  wie  in  einer  handschriftlichen  französischen  Uebersetzung  von 
Vockerodt  vorliegen,  haben,  wie  es  scheint,  die  Anregung  zu  einer  ver- 
kappten Staatsschrift  gegeben^  die  man  heute  als  offiziös  bezeichnen 
würde. 

In  den  Acten  über  die  Differenz  mit  England,  wie  sie  damals 
im  Departement  der  auswärtigen  Affairen  formirt  worden  sirkd,  findet 
sich  zurischen  zwei  Schriftstücken  vom  23.  bez.  27.  April  1753  ein 
französisches  Concept  von  Vockerodt  in  der  Form  eitles  Briefes  eines 
holländischen  Edelmanns  an  seinen  Freund  in  London^  also  das  Con- 
cept einer  Flugschrifl. 

Mitte  Mai  1753  hat  Vockerodt s  [Schrift  in  deutscher  und  in  eng- 
lischer Uebersetzung  die  Presse  verlassen;  es  wird  fingirt,  dass  der 
englische  Text  die  Grundsprache  ist.  Die  in  den  berliner  Zeitungen 
vom  15,  bez.  19.  Mai  für  zwei  Groschen  zum  Kauf  angezeigte  Bro- 
schüre liegt  in  dem  folgenden  berliner  Originaldruck  vor,  englischer 
vnd  deutscher  Text  in  Columnensatz  neben  einander: 

An  Impartial  \  Foreigner's  \  Remarks  |  Upon  \  The  Present 
Dispute  I  Between  |  England  and  Prussia^  \  In  A  Letter  \ 
From  A  Gentleman  At  The  Hague  To  Eis  Frievhd  \  In 
London.  \  Amerkungen**)  \  eines  |  unpartheyischen  Fremden  \ 
über  I  die  gegenwärtige  Streitigkeit  \  zwischen  \  England  und 


*)  Der  Bericht  der  englischen  Commission;  vgl.  oben  S.  468. 
**)  Sic 
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Preussen;  \  in  \  einem  Briefe  \  eines  Edelmanns  in  dem  Haag 
an  seinen  Freund  in  London.  |  At4S  dem  Englischen.  |  gedruckt 
im  Jahre  1753. 

24  pp.  4«. 

Der  englische  UeherseUer  ist  unbekannt  Die  Zahl  der  des 
Englischen  Mächtigen  war  in  Berlin  damals  klein;  Vockerodt  und 
Baron  Bielfeld  beherrschten  die  Sprache  nur  unvollkommen;  es  wird 
erlaubt  sein^  an  den  FeldmarschaU  Keith  eu  denken^  den  gebomen 
Schotten,  von  dem  wir  unssen^  dass  er  gelegentlich  englische  Parla- 
mentsdebatten für  König  Friedrich  ins  Französische  Hibertragen  hat*). 

Zu  der  deutschen  Uebersetzung  bekennt  sich  Gotthold  Ephraim 
Lessing,  der  kurz  vorher  auch  die  als  ^Briefe  an  das  Publicum*^ 
erschienenen  bekannten  Satiren  des  Königs**)  übertragen  hatte. 
Lessing  schreibt  am  29,  Mai  1753  an  seinen  Vater:  ^Die  englische 
Schrift  wegen  des  gegenwärtigen  Streites  zwischen  England  und  Preussen 
habe  ich  gleichfalls  übersetzt***).^ 

Der  französische  Grundtext  der  Flugschrift  liegt  mit  nebenstehender 
holländischer  Uebersetzung  in  einem  holländischen  Drucke  vor,  in  dem 
charakteristischen  blauen  Originalumschlage  der  damaligen  holländischen 
Broschüren: 

Bemarques  |  D'Z7n  |  Etranger  Impartial  \  Sur  La  \  Dispute 
Presente  \  Entre  \  LAngleterre  Et  La  IVusse,  \  A  la  Suite 
Sune  Lettre  icrite  par  un  Gentilhomme  demeur  |  rant  a  la 
Haye  a  son  ami  de  Londres.  -—  \  Aanmerkingen  \  Van 
Een  I  Onpartydig   Vreemdeling  \  Over  Het  \  Tegenwoordig 

Verschil  \  Tusschen  \  Engeland  En  Pruissen^  \  Volgende  agier 
een  Brief  geschreeven  van  een  Eäelman  uit  \  den  Haag  acm 
zynen  Vriend  te  Londen,  \  In  S'Crravenhage,  \  By  Rutgerus 

Van  Laak,  |  Boekverkoper  in  de  Lange  Pooten.  MDCCLIIL 

25  pp.  4®. 

Wie  es  scheint,  folgte  diese  Ausgabe  der  englisch-deutschen  erst  nach 
Verlauf  einiger  Monate.  Der  preussische  Geschäftsträger  von  der 
Hellen  im  Haag  legte  seinem  Bericht  vom  10,  Juli  1753  die  ,^  Lettre 
d*un  Bourguemaitre  de  Middelbourg  sur  le  diff&end  entre  les  rois 
dAngleterre   et  de  Prusse^f)    bei,   nebst  einer   ^andern  Broschüre 

*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  X,  276. 

**)  Ueber  den  politischen  Hintei^grond  der  „Lettres  au  public*'  (CEuvres  de 
Fr^d^ric  le  Grand  XV,  67—79)  vgl.  J.  G.  Drojsen,  Friedrichs  des  Grossen 
Trois  lettres  au  public  (Deutsche  Bundschau  1884,  Angustheft). 
***)  In  der  Ausgabe  seiner  Werke  von  Lachmann  XII,  24. 
t)  Vgl.  oben  S.  476  Anm.  f. 
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Über  denselben  Gegenstand'^.  Nun  finden  sich  in  den  Acten,  getrennt 
von  dem  HeUeri sehen  Berichte^  neben  jener  ^Lettre  Sun  Baurguefnnitre 
de  Middelhourg^  unsere  „Remarques  d'un  Etranger  Impartial*^  ein- 
geheftet; vielleicht  also  ist  dies  die  zweite  Broschüre  ^  deren  Titel 
Hellen  nicht  nennt 

Der  franeösische  Text  dieses  Haager  Druckes  stimmt  mit  dem  bei 
den  Acten  befindlichen  Concept  überein  und  ist  wahrscheinlich  aus  der 
uns  nicht  vorliegenden  englisch-französischen  Ausgabe  nachgedruckt,  die 
nach  einer  Anzeige  in  den  j^Berlinischen  Nachrichten^  vom 
19.  Mai  1753  gleichzeitig  mit  der  englisch-detitschen  DoppdObersetzung^ 
in  Berlin  erschienen  ist. 

Es  wird  Billigung  finden,  dass  nachstehend  statt  des  französischen 
Originaltextes  der  Flugschrift  die  Lessivufsche  Uebersetzung  gegeben 
wird.  Die  Orthographie  des  Originah  ist  in  diesem  Falle  buchstäblich 
genau  beibehalten. 


Amerkungen  eines  unpartheyischen  Fremden 
über    die   gegenwärtige  Streitigkeit   zwischen   England 
und  Preussen;  in  einem  Briefe  eines  Edelmanns  in  dem 
Haag  an  seinen  Freund  in  London.  Aus  dem  Englischen. 

gedruckt  im  Jahre  1753. 

Vorbericht  des  Uebersetzers. 

Da  die  obscb webende  Streitigkeit  zwischen  England  und  Preussen,  unter 
da^enige  gehört,  was  jetzo  die  politische  Neugierde  am  meisten  beschäftiget,  so 
hat  nns  gegenwärtiger  Brief,  wovon  uns  das  auf  einem  Bogen  in  8  gedruckte 
Englische  Original  von  ohngefehr  in  die  Hände  gefallen  ist,  bekannter  gemacht 
zu  werden,  würdig  geschienen.  Uebrigens  haben  wir  der  Uebersetzung  die 
Grundsprache  deswegen  beyfttgen  wollen,  damit  ein  jeder,  welcher  dazu  geschickt 
ist,  aus  der  Schreibart  urtheilen  könne,  ob  es  wahrscheinlicher  sey,  dass  dieser 
Brief,  wie  der  Titel  sagt,  von  einem  Holländischen  Edelmanne  aus  dem  Haag 
komme,  oder  ob  er  sich  nicht  vielmehr  von  einem  fkigländer  selbst  herschreibe? 
An  der  Sache  selbst  nehmen  wir  keinen  Antheil. 

Mein  Herr, 

Da  ich  mir  allezeit  eine  Ehre  daraus  mache.  Befehle  von  Ihnen  zu  er- 
halten, und  allezeit  bereit  bin,  denselben  zu  gehorchen,  so  sende  ich  Ihnen 
auch  jetzt,  in  möglichster  Eil,  dasjenige,  was  mir  bey  Lesung  der  Antwort  ein- 
gefallen ist,  welche  ihr  Hof  dem  Preussischen  Minister  ertheilet,  und  die  sie 
demjenigen  mitzutheilen  die  Gütigkeit  gehabt  haben,  welcher  sich  nennt 

Dero 
treusten  Freund  und  gehorsamen  Diener 
Haag,  den  26.  Febr.  1753.  H—  V—. 
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Anmerkungen  eines  unpartheyischen  Fremden  etc. 

1.  Da  das  Gesetz  der  menschlichen  Natur,  (welche,  so  viel  wir  wissen,  die 
einzige  Natur  ist,  die  das  Rechtmässige  von  dem  Unrechtmäszigen,  das  Erlaubte 
von  dem  Unerlaubten  zu  unterscheiden  vermag)  das  Recht  des  Eigenthums  ein- 
geführet  hat;  so  ist  es  nach  eben  diesem  Gesetze  unrechtmäszig  und  unerlaubt, 
sich  in  eines  andern  Eigenthum,  es  sey  zu  Wasser  oder  zu  Lande,  ohne  seine 
entweder  stillschweigende,  oder  ausdrückliche  Einwilligung,  zu  begeben;  Denn 
es  ist  eben  so  unerlaubt,  das  ist,  dem  Gesetze  der  Natur  eben  so  sehr  zuwider, 
wenn  man  in  eines  andern  Schiff  zur  See,  als  wenn  man  auf  seinen  Grund  und 
Boden,  ohne  seine  Erlaubnisz,  eindringen  will. 

2.  Zum  Nutzen  aber  und  zur  Zuträglichkeit  für  das  menschliche  Geschlecht 
überhaupt,  sind  verschiedene  Ausnahmen,  mit  allgemeiner  Bejpflichtung,  welche 
dieserwegen  das  Völkerrecht  genennet  wird,  eingefuhret  worden.   Zum  Exempel : 

3.  Da  man  beständig  zur  See  der  Grefahr,  von  Seeräubern  angefallen  zu 
werden,  ausgesetzt  ist,  so  giebt  das  Völkerrecht  den  Kriegsschiffen,  auch  so  gar 
in  Friedenszeiten,  die  Frejheit,  jedes  Schiff,  das  ihnen  zur  See  aufstöszt,  zu 
visitiren,  das  ist,  zwey  oder  drey  Mann  an  Boord  desselben  zu  schicken,  mit 
dem  Befehle,  zu  sehen,  ob  es  ein  rechtmäsziges  Schiff,  oder  ob  es  ein  Seeräuber 
ist;  dasjenige  Schiff  folglich,  welches  sich  einen  so  freundschaftlichen  Besuch 
anzunehmen  weigert,  kan  man,  der  Vermuthung  gemäsz,  dasz  es  vielleicht  ein 
Seeräuber  sey,  angreifen,  um  mit  Gewalt  der  Waffen  in  dasselbe  zu  dringen, 
ohne  dasz  dieses  Verfahren  als  eine  Verletzung  des  Natur-  oder  Völken-echts, 
oder  als  eine  demjenigen  Volke  widerfahme  Beleidigung,  welchem  das  Schiff  zu- 
gehört, kan  angesehen  werden.  Ich  habe  gesagt,  man  könne  zwey  oder  drey 
Mann  an  Boord  schicken,  weil  niemand  nöthig  hat,  vielweniger  aber  verbunden  ist, 
eine  Menge  Leute  an  den  Boord  seines  Schiffs  zu  lassen,  welche  sich  sowohl 
seiner  als  seines  Schiffs  zu  bemächtigen  vermögend  wäre;  wann  er  aber  ge- 
zwungen wird,  es  sich  gefallen  zu  lassen,  gesetzt  auch,  dasz  er  nichts  darunter 
leidet,  so  kan  das  Volk,  unter  welches  er  gehöret,  dieses  Verfahren  als  eine 
Beleidigung  ansehen,  und  auf  Genugthuung  dringen. 

4.  Femer  giebt  zu  Kriegszeiten,  das  ist,  wenn  irgend  zwey  Völker  unter- 
einander in  Krieg  verwickelt  sind,  das  Völkerrecht  den  Kriegsschiffen  beyder 
Völker  die  Freyheit,  jedes  Schiff,  welches  ihnen  zur  See  begegnet,  auf  eben 
die  Art  zu  visitiren,  um  nicht  nur  zu  sehen,  ob  es  ein  rechtmäsziges  Schiff, 
oder  ob  es  ein  Seeräuber  ist,  sondern  auch,  ob  es  einer  neutralen  Nation,  oder 
ob  es  dem  Feinde  zugehöret;  denn  wenn  es  ein  feindliches  Schiff  ist,  und  auch 
die  ganze  Ladung  desselben  dem  Feinde  zustehet,  so  ist  sowohl  das  Schiff,  als 
die  Ladung  eine  rechtmäszige  Prise,  und  gehöret,  nach  allen  festgesetzten  un- 
widersprechlichen  Gresetzen  des  Krieges,  demjenigen  Capitain  zu,  der  es  auf- 
getrieben hat.  Wenn  es  aber  ein  neutrales  Schiff'  ist,  oder  wenn  die  ganze 
Ladung  eines  feindlichen  Schiffes,  oder  auch  nur  ein  Theil  derselben  Freunden 
zugehöret,  so  entstehen  verschiedene  Fragen,  welche  zu  verschiedenen  Zeiten 
und  von  verschiedenen  Völkern  verschiedentlich  sind  entschieden  worden;  und 
folglich  ist,  in  Ansehung  dieser  Fragen,  dasjenige  nicht  leichte  zu  bestimmen, 
was  dem  Völkerrechte  gemäsz  ist.  Denn  Grotius  selbst  sagt,  dasz  er  bey  einigen 
von  diesen  Fragen  genöthigt  sey,  seine  Zuflucht  zum  Rechte  der  Natur  zu 
nehmen,  weil  er  in  dem  Völkerrechte  nichts  festgesetztes  davon  antreffe;  und 
daher,   spricht  er,  senden  die  in  Krieg  verwickelten  Völker  gemeiniglich  den 
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neutralen  Völkern  gewisse  Erklärungen,  wie  sie  sich  in  diesem  oder  einem  andern 
Falle  zu  verhalten  haben.  Et  has  ob  causas  solent  a  bellum  gerentibus  public« 
significationes  fieri  ad  alios  populos,  tum  ut  de  jure  causse,  tum  etiam  ut  de  spe 
probabili  juris  exequendi  appareat.  Hanc  autem  questionem  ad  jus  natune 
ideo  retulimus,  quia  ex  historiis  nihil  comperire  potuimus  ea  de  re  jure  voloutario 
gentium  esse  constitutum.  Grotius  de  jure  belli  &  pacis,  lib.  8.  cap.  1.  sect  5. 
No.  4.  &  5. 

5.  Man  musz  also  bey  allen  solchen  Zweifeln  das  Naturgesetz  zu  Hülfe 
nehmen,  und  dabey  in  Erwegung  ziehen,  was  für  das  menschliche  Greschlecht 
überhaupt  am  zuträgliclisten  seyn  würde:  Denn  ein  Verfahren,  welches  nicht 
nur  dem  Gesetze  der  Natur  zuwider  ist,  sondern  auch  mit  der  allgemeiiien  Zu- 
träglichkeit  fUr  das  menschliche  Geschlecht  streitet,  kan  .unmöglich  durch  den 
Gebrauch  dem  Völkerrechte  gemäsz  werden;  eben  so  wenig  als  die  Viel* 
weiberey,  oder  die  Sodomiterey  dem  Gesetze  der  Natur  gemfisz  werden 
kan,  ob  schon  beyde  unter  manchen  Völkern  öffentlich  und  ohne  Scheu  getrieben 
werden. 

6.  Nach  diesen  vorausgeschickten  Sätzen  lasset  uns  die  Frage  untersuchen, 
über  welche  jetzo  zwischen  Preussen  und  England  gestritten  wird:  Ob  ein 
neutrales  Schiff  an  seiner  vorhabenden  Fahrt  verhindert  und  in 
den  Hafen  kan  gebracht  werden,  weil  man  die  Vermuthung  oder 
den  Verdacht  hat,  dasz  es  dem  Feinde  zuständige  Güter  an  Boord 
habe,  und  ob  diese  Güter  Prisen  sind,  wenn  man  nicht  beweisen 
kan,  dasz  sie  irgend  einem  Freunde  eigenthümlich  zugehören. 

7.  Man  musz  gestehen,  dasz  in  allen  Fällen  von  dieser  Art,  die  Krieg 
fuhrenden  Nationen  sich  grosse  Freyheiten  genommen  haben,  besonders  gegen 
solche  Schiffe,  die  einem  neutralen  Staate  zugehörten,  welcher  das  angethane 
Unrecht  zu  ahnden  nicht  vermögend  war;  doch  da  diese  Freyheiten  dem  Gksetze 
der  Natur  zuwider  sind,  und  mit  der  allgemeinen  Zuträglichkeit  für  das  menschliche 
Geschlecht  nicht  bestehen  können,  so  können  sie  nimmermehr  als  ein  Gesetze  des 
Völkerrechts  festgesetzt  werden. 

8.  Da  es  nun  aber  dem  Gesetze  der  Natur  zuwider  ist,  mich  in  das 
Eigenthum  eines  Mannes,  welcher  mit  mir  in  Frieden  stehet,  zu  dringen,  oder 
ihn  aus  seinem  Eigenthume  zu  setzen,  wann  es  auch  nur  auf  einen  Augenblick 
seyn  sollte;  so  ist  es  auch  folglich  offenbar  wider  das  G^etz  der  Natur,  wenn 
man  zur  See  in  das  Schiff  eines  solchen  Mannes  dringt  und  sich  desselben  be- 
mächtiget Sein  Schiff  ist  sein  Eigenthum,  es  mag  sich  befinden  wo  es  will,  und 
ich  kan  unter  dem  Vorwande  mich  der  darauf  befindlichen  Güter  des  Feindes 
zu  bemächtigen,  eben  so  wenig  in  dasselbe  dringen,  als  ich  in  einen  neutralen 
Hafen  oder  auf  ein  neutrales  Gebiet  kommen,  und  daselbst  die  Güter  oder  das 
Schiff  meines  Feindes  wegnehmen  darf.  In  dem  letzten  Falle  ist  vielmehr  das 
Gesetz  der  Natur  durch  das  Gesetz  und  die  Gewohnheit  der  Völker  so  festgesetzt 
worden,  dasz  wenn  ich  ein  feindliches  Schiff  verfolge,  und  dieses  in  dnen  neu- 
tralen Hafen  fliehet,  es  eine  Verletzung  der  Neutralität  8e3m  würde,  wenn  man 
mich  in  den  Hafen  lassen  und  mir  erlauben  wollte,  mich  des  verfolgten  Schiflb 
in  diesem  Hafen  zu  bemächtigen.  Grotius  sagt  daher  ausdrücklich,  dasz  eine 
neutrale  Macht  mir  verwehren  könne,  mich  auf  ihrem  Gebiete  der  feindlichen 
Güter  zu  bemächtigen.    Lib.  3.  cap.  6.  sect.  26.  No.  2. 

9.  Betrachtet  man  übcrdieses  den  Nutzen  und  die  Zuträglichkeit  für  das 
menschliche  Geschlecht  überhaupt,  so  ist  es  gewisz,  dasz  die  Freyheit  des  Han* 
dels  und  der  Schiffahrt,  dem  menschlichen  Geschlechte  überhaupt  nützlich  und 
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zuträglich  ist;  da  hingegen  die  Maxime,  sieh  der  feindlichen  Güter  am  Boorde 
neutraler  Schiffe  zu  bemächtigen,  alle  Nationen,  so  vielen  Antastungen,  und  so 
manchen  Streitigkeiten  blosz  stellet,  dasz  wenn  sie  durchgängig  angenommen 
würde,  nicht  die  geringste  Frejheit  des  Handels  oder  der  Schiffahrt  Statt  finden 
könne,  so  oft  zwo  Nationen  in  der  Welt  mit  einander  Krieg  führen.  Die  Un- 
bequemlichkeit dieser  Kegel  ist  daher  von  den  handelnden  Nationen  in  Europa 
so  lebhaft  empfunden  worden,  dasz  die  meisten  von  ihnen  die  entgegen  gesetzte 
Regel,  nehmlich:  Dasz  ein  freyes  Schiff  auch  die  Güter  frey  machen 
soll,  durch  ausdrückliche  Tractate  festgesetzt  haben;  und  da  die  allgemeine 
Nützlichkeit  und  Zuträglichkeit  für  das  menschliche  Geschlecht  der  einzige  feste 
Grund  des  ganzen  Völkerrechts  ist,  so  sind  diese  Tractaten  für  nichts  weniger, 
als  eine  Ausnahme,  anzusehen,  sondern  beweisen  vielmehr  offenbar,  dasz  die  da- 
durch festgesetzte  Regel  ein  Gesetz  des  Völkerrechts  sey,  und  von  allen  Nationen 
beobachtet  werden  müsse. 

10.  Und  in  der  That  kan  keinem  Volke  mehr  daran  gelegen  seyn,  als 
den  Engländern,  dasz  diese  Regel  als  ein  allgemeines  Gesetz  des  Völker- 
rechts angenommen  werde;  denn  was  würde  aus  ihrem  Handel  auf  dem  Mittel- 
ländischen Meere  werden,  wann  die  Türken  oder  Mohren  sich  jedes 
Schifis,  das  ihnen  auf  diesem  Meere  aufstöszt,  unter  dem  Vorwande,  dasz  es 
Spaniern  zugehörende  Güter  an  Boord  habe,  bemächtigen  und  so  lange  auf- 
halten wollte,  bis  man  aus  England  Zeugnisse  herbey  geschaft  habe,  dasz  die 
Güter  Engländern  eigenthümlich  zugehörten;  oder  wenn  auf  der  andern 
Seite  die  Spanier,  unter  dem  Vorwande,  dasz  sie  Türken  oder  Mohren 
zugehörende  Güter  am  Boord  hätten,  mit  ihnen  also  verfahren  wollten?  Was 
würde  aus  ihrem  Handel  auf  dem  Baltischen  Meere,  zur  Zeit,  wann  eine  von 
den  an  diesem  Meere  liegenden  Mächten  in  Krieg  verwickelt  ist,  werden?  Was 
würde  aus  ihrem  Handel  nach  Spanien  und  Portugall  werden,  wenn  diese 
beyden  Reiche  mit  einander,  oder  Frankreich  mit  einem  von  denselben  Krieg 
führte?  Kurz,  was  würde  aus  ihrem  ganzen  Handel,  nach  Ost-  oder  W est- 
indien, und  nach  jedem  andern  Theil  der  Welt  werden,  wenn  etwa  Holland 
und  Spanien  mit  einander  Krieg  hätten,  und  beyde  Theile  ihre  Schiffe,  unter 
dem  Vorwande,  dasz  sie  dem  Feinde  zugehörende  Güter  am  Boord  führten,  an- 
halten wollten?  Denn  es  ist  etwas  sehr  leichtes,  einigen  Grund  zum  Verdachte 
zu  finden,  und  oftmahls  stehet  es  nicht  in  der  Macht  des  Capitaines  oder  des 
Schiffspatrons,  eidlich  bestärken  zu  können,  wem  die  Güter  zugehören,  indem 
sie  vermöge  seiner  Frachtzettel  oft  der  Ordre  desjenigen  gemäsz  sollen  aus- 
geliefert werden,  der  sie  an  Boord  gebracht  hat;  oder  durch  Briefe  eine  solche 
Einrichtung  zwischen  dem,  welcher  sie  eingeschift  hat,  und  dem,  welcher  sie 
empfangen  soll,  gemacht  werden  kan,  dasz  die  Güter  auf  Gefahr  des  letztem, 
als  sein  Eigenthum,  zu  laufen  scheinen,  da  sie  doch  in  der  That  des  ersten 
Eigenthum  sind,  und  auf  seine  Gefahr  lauffen;  oder  umgekehrt. 

11.  Die  Regel  also,  dasz  ein  freyes  Schiff  auch  die  Güter  frey 
macheu  soll,  ist  nicht  allein  dem  Völkerrechte  gemäsz,  sondern  auch  Eng- 
land findet  seinen  Vortheil  dabey,  wenn  sie  durchgängig  angenommen  wird; 
nur  mit  der  einzigen  Ausnahme  der  Contrabandgüter,  und  des  feindlichen 
Seehafens,  welcher  von  Kriegsschiffen  bloquirt  wird.  Da  nun  auch  England 
mit  verschiedenen  Mächten  diese  Regel  wirklich  durch  Tractaten  festgesetzt 
hat,  so  ist  es  nach  aller  Gerechtigkeit  verbunden,  sie  auch  mit  allen  andern  fest 
zu  setzen,  die  sich  anheischig  machen,  sie  ihrer  Seits  zu  beobachten,  weil  alle 
neutrale  Nationen  das  Recht  haben,  eine  gleich  gute  Begegnung  und  eine  gleiche 
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Nachsicht  in  Ansehung  der  Freiheit  des  Handels  zu  fordern.  Die  Englfinder 
würden  auch  gewisz  in  dem  letzten  fijiege  so  verfiEdiren  haben,  wenn  sie  nicht 
ein  fremder  Vortheil  verleitet  hätte,  für  ihre  heimlichen  Feinde  einige  anawftrtige 
Mächte  anzusehen,  die  doch  niemals  ein  weiteres  Absehen  gehabt,  als  sich  wider 
die  Ungerechtigkeit  derjenigen  zu  schützen,  die  unter  dem  Verwände  der 
Alliance,  allezeit  so  gehandelt  haben,  als  ob  sie  Herren  von  England  wären. 

12.  Nun  ist  unter  allen  Nationen,  welche  diese  Regel  angenommen  haben, 
ausgemacht,  dasz  die  Güter  eines  Freundes,  wann  sie  am  Boorde  eines  feind- 
lichen Schiffs  gefunden  werden,  als  rechtmäszige  Prisen  anzusehen  sind,  und  dem 
Capitaine,  der  es  aufgetrieben  hat,  gehören;  eben  so  wie  unter  den  Nationen, 
welche  die  gegenseitige  Regel  angenommen  haben,  ausgemacht  ist,  dasz  die 
Güter  eines  Freundes,  welche  am  Boorde  eines  feindlichen  Schiffs  weggenommen 
werden,  keine  rechtmäszige  Prisen  sind,  sondern  den  Eigen thümer  wieder  zu- 
gestellt werden  müssen,  sobald  er  sein  Eigenthum  erwiesen  hat,  wie  ans  der 
Anmerkung  über  die  vorher  angezogene  Stelle  des  Grotius,  nämlich  ans  dem 
lib.  3.  cap.  6.  sect.  6.  erhellet. 

18.  In  dem  letzten  Knege  aber  scheint  es,  als  ob  die  englische  Regie- 
rung bald  der  einen  und  bald  der  andern  von  diesen  Regeln  gefolgt  sej ,  nach- 
dem es  nehmlich  dem  Vortheile  ihrer  Gaper  am  gemässesten  gewesen;  denn 
wenn  sie  einige  Guter  am  Boorde  eines  neutralen  Schiffs  fanden,  die  dem  Feinde 
zuzugehören  schienen,  so  erklärten  sie  dieselben  als  rechtmäszige  Prisen,  wenn 
man  nicht  klar  beweisen  konnte,  dasz  sie  einem  Freunde  zugehörten;  eben  so 
verfuhren  sie  auch  mit  allen  Gütern,  die  sie  auf  feindlichen  Schiffen  fanden, 
und  erklärten  sie  für  rechtmäszige  Prisen,  ob  man  sich  gleich  zu  erweisen  er- 
both,  dasz  sie  Freunden,  ja  wohl  gar  ihren  eignen  Landsleuten,  zugehörten. 
Wenn  dieses  Verfahren  in  dem  Völkerrechte  gegründet  wäre:  so  würde  es,  in 
der  That,  den  Capem,  oder  allen  Kriegsschiffen,  welche  als  Caper  kreatzen, 
ungemein  vortheilhaft  seyn;  wie  viel  Antastungen  und  Verdrüszlichkeiten  es 
aber  den  Kauffartheyschiffen  aller  Nationen  zu  Kriegszeiten  verursachen  würde, 
föllt  zu  deutlich  in  die  Augen,  als  dasz  es  einer  weitem  Erklärung  bedürffe. 
Wie  weit  aber  die  Engländer  entfernt  sind,  ein  gleiches  Verfahren  hey  andern 
zu  billigen,  erscheint  aus  ihren  Handlungstractaten  mit  andern  Nationen;  indem 
sie  überhaupt  in  denselben  ausmachen,  dasz  ohnerachtet  eines  gegenwärtigen 
oder  zukünftigen  Krieges  zwischen  der  contrahirenden,  und  einer  jeden  andern 
Nation,  ihren  Schiffen  erlaubt  seyn  soll,  mit  den  Feinden  einen  freyen  Handel 
zu  führen,  und  folglich  von  denselben  eine  Fracht  zu  nehmen,  wenn  sie  dieses 
auch  in  Friedenszeiten  zu  thun,  gewohnt  gewesen  sind.  Alle  diese  Tractaten 
führen,  wie  ich  schon  oben  gesagt  habe,  gar  nichts  neues  oder  etwas  von  dem 
Völkerrechte  unterschiedenes  ein,  sondern  bestätigen  vielmehr  eine  offenbare  Regel 
desselben,  welche  auch  ohne  solche  Tractaten  beobachtet  werden  musz:  Denn 
es  wird  gewisz  niemand  sagen,  dass  Mord  und  Diebstahl  deszwegen  nicht 
im  Gesetze  der  Natur  verbothen  wären,  weil  sie  von  den  bürgerlichen  Gresetzen 
einer  jeden  Gesellschaft,  die  Gesellschaften  der  Seeräuber,  der  Strassen- 
raub  er  und  Diebe  ausgenommen,  verbothen  und  bestraft  würden. 

14.  Ans  allen  diesem  musz  ich  schliessen,  dasz  des  gegenseitigen  Ver- 
fahrens einiger  Nationen  ungeachtet,  besonders  in  den  Zeiten,  da  man  den  all- 
gemeinen Vortheil  einer  freyen  Handlung  noch  nicht  so  vollkommen  einsähe^ 
es  eine  in  dem  Völkerrechte  gegründete  Regel  sey:  ein  freyes  Schiff  macht 
auch  die  Güter  frey,  und  alle  Güter  am  Boorde  feindlicher 
Schiffe  werden  zu  rechtmäszigen  Prisen:  weil  vermittelst  dieser  Regel 
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alle  Streitigkeiten  wegen  der  Ladung  gehoben  werden,  und  eine  jede  Nation, 
welche  nicht  in  den  Krieg  verwickelt  ist,  in  Absicht  auf  alle  Waaren,  welche 
nicht  contrebande  sind,  und  in  Absicht  auf  jeden  Hafen,  welcher  von  Kriegs- 
schiffen nicht  bloquiret  wird,  in  dem  Oenusse  einer  freyen  Handlung  so 
lange  bleibt,  so  lange  sie  allein  ihren  eignen  Handel  treibt,  ohne  sich  in  etwas 
einzulassen,  was  den  Handel  für  die  Feinde  würklich  treiben  heiszt. 
Denn  alsdenn  würde  sie  nicht  als  eine  neutrale  Macht,  sondern  als  ein  Bunds- 
genosse und  als  ein  Bejstand  des  Feindes  handeln,  und  würde,  wenn  sie  es, 
nach  geschehener  geziemender  Warnung,  nicht  zu  thun  unterliesse,  verdienen, 
dasz  man  ihr,  als  einem  Feinde,  begegne. 

15.  Weil  aber,  sowohl  wegen  dieses  Puncts,  als  auch  wegen  Bestimmung 
derjenigen  Waaren,  welche  contraband  sind,  und  welche  es  nicht  sind, 
Streitigkeiten  entstehen  können,  und  weil  die  zum  Grunde  gelegte  Regel,  wie 
viele  andre,  in  den  vorigen  Zeiten  nicht  allezeit  ist  beobachtet  worden;  so  liegt 
es,  wie  Grotius  sagt,  jeder  Nation  ob,  bej  entstandenem  Kriege  an  alle  neu- 
trale Mächte  Bekanntmachungen  und  Erklärungen  zu  senden,  wie  sie  sich  wäh- 
rend des  Krieges  zu  verhalten  haben,  welches  sie  gegen  diejenigen  noch  mehr 
zu  thun  schuldig  sind,  die  mit  ihnen  in  keinen  bcsondem  Tractaten  stehen. 

16.  Diese  Erklärungen  hat  die  englische  Regierung,  wie  es  scheint, 
den  neutralen  Mächten,  zu  Anfange  des  Krieges  und  bey  desselben  Fort  Währung, 
zu  schicken  verabsäumt.  Allein  der  König  von  Preussen,  welcher  allezeit 
für  das  Wohl  und  die  Glückseligkeit  seiner  Unterthanen  ein  wachsames  Auge 
hat,  hatte  die  Sorgfalt,  dieser  Ycrabsäumung  ungeachtet,  eine  solche  Erklärung 
zu  fordern,  welche  er  auch  von  den  englischen  Ministem,  und  zwar  anfangs 
mUndlich,  hernach  aber  schriftlich,  erhielt. 

Nach  dieser  nun  will  ich  die  von  dem  Lord  Carter  et  gegebene  Erklärung, 
und  die  hernach  geschriebenen  Briefe  des  Grafen  von  C beste rfield  betrachten, 
welche  beyde  StUcke  ich  in  eben  den  Ausdrücken  abgefaszt  annehme,  nach 
welchen  sie  sich  in  dem  Berichte  befinden,  der  dem  Briefe  des  Herzogs  von 
Newcastel  bejgefügt  ist. 

17.  Man  giebt  es  zu,  dasz  die  mündliehe  Erklärung  des  Mylord  Carterets 
in  diesen  Worten  abgefaszt  gewesen:  Dasz  von  dem,  was  mau  am  Boord 
preuszischer  Schiffe  finden  würde,  nichts  weggenommen  werden 
solle,  es  müsste  den  contrabande  sejn.  Heiszt  dieses  nicht  so  deutlich, 
als  es  nur  die  Worte  zulassen  wollen,  sagen,  dasz  man  die  Regel  beobachten  werde: 
ein  freyes  Schiff  macht  die  Waaren  frey,  wann  es  nur  nicht 
contrabande  sind. 

Und  wenn  der  Lord  Carteret  hinzusetzt,  dasz  man  den  preuszischeu 
Schiffen  nach  eben  dem  Fusse  begegnen  werde,  wie  man  andern  neutralen 
Mächten  begegnet,  so  konnte  er  blosz  solche  neutrale  Mächte  verstehen, 
mit  welchen  man  diese  Regel  fest  gesetzt  hat;  denn  sonst  würde  der  letzte  Theil 
seiner  Erklärung  mit  dem  ersten  streiten. 

18.  Doch  da  die  mündlichen  Erklärungen  miszgedeutet  werden  können, 
so  laszt  uns  diejenige  untersuchen,  welche  von  dem  Grafen  von  Chester- 
fieid  schriftlich  ist  gegeben  worden. 

Die  Worte  sind  diese: 

„8r.  königl.  preuszischeu  Majestät  kan  nicht  unbekannt  seyn,  dasz 
Commercien tractaten  vorhanden  sind,  in  welchem  Groszbritannien  mit  einem 
gewiäzen  neutralen  Staate  würklich  stehet,  und  dasz  vermittelst  förmlicher  durch 
diese  Tractaten  auf  beydcn  Seiten   vollzogner  Verpflichtungen,   alles  was  die 
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beyderseitige  Treibung  ihres  Handels  betrift,  gänzlich  regalirt  und  entschieden 
ist.  Es  erbellet  zwar  nicht,  dasz  ein  solcher  Tractat  zwischen  Sr.  Majestät  und 
dem  Könige  von  Preussen  vorhanden  sey,  oder  jemals  sey  vorhanden  gewesen: 
gleichwohl  aber  hat  dieses  nicht  verhindert,  dasz  den  preuszischen  Unter- 
thanen,  in  Ansehung  ihrer  Schiffahrt,  von  den  Engländern  nicht  eben  so 
wohl  sey  begegnet  worden,  als  andern  neutralen  Nationen.  Dieses  aber  ver- 
muthet  Se.  Majestät  nicht,  dasz  der  König  Euer  Herr  Ausnahmen,  oder  wohl  gar 
Vorzuge,  zum  Vortheile  seiner  Unterthanen,  in  diesem  Stücke  verlangen  sollte.* 
Wird  denn  in  dieser  Stelle  nicht  durch  das  Wort  gleichwohl  der  fol- 
gende allgemeine  Ausdruck  neutrale  Nation,  auf  solche  Nationen  gezogen, 
mit  denen  Se.  Majestät  in  Commercientractaten  stehet,  durch  welche  die  Trei- 
bung des  Handels  zu  Kriegszeiteu  regulirt  werden?  Wie  lächerlich  würde  es 
seyn,  wenn  damit  so  viel  sollte  gesagt  werden:  gleichwohl  hat  dieses  nicht 
verhindert,  dasz  den  preuszischen  Unterthanen,  in  Ansehung  ihrer  Schiffisihrt, 
von  den  Engländern  nicht  eben  sowohl  sey  begegnet  worden,  als  andern 
neutralen  Nationen,  mit  welchen  keine  dergleichen  Tractatcn  vor- 
handen sind?  Sieht  nicht  ein  jeder  ein,  dasz  alsdenn  das  Wort  gleichwohl 
sich  ganz  und  gar  hierher  nicht  geschickt  hätte,  ja  gar  lächerlich  gewesen  wäre? 

19.  Aus  diesen  Erklärungen  erhellt  also  unwidersprechlich ,  dasz  die 
Preussen  mit  Recht  die  Beobachtung  der  Regel  verlangen  können,  dasz  ein 
freyes  Schiff  auch  die  Güter  frey  macht,  und  dasz  alle  am  Boorde  eines  feind> 
liehen  Schiffs  befindliche  Güter  zu  rechtmäszigen  Prisen  werden.  Und  es  ist 
klar,  dasz  sie  diesen  Grundsatz  als  eine  unter  den  zwey  Nationen  festgesetzte 
Regel  angesehen  haben,  weil  sie  sich  sorgfaltig  gehütet,  ihre  Güteram  Boord  fran- 
zösischer Schiffe  einzuladen,  oder  wann  sie  es  ja  gethan,  dieselben  doch  niemab 
wieder  gefordert,  wann  die  Schiffe  von  den  Engländern  weggenommen  worden. 

20.  Allein  man  giebt  vor,  erstlich,  dasz  weder  die  englischen  Capers, 
noch  die  Admiralitätsgerichte  von  diesen  Erklärungen  das  geringste  hätten  er> 
fahren  können.  Wann  dieses  sich  in  der  That  also  verhalten,  woran  man  abiT 
zweifelt,  so  hätten  die  englischen  Ministers  dem  preuszischen  Minister 
davon  Nachricht  geben  sollen;  denn  alsdann  würde  Se.  königl.  preuszische 
Majestät  ganz  gewisz  auf  einen  formlichen  Handlungstractat  gedrungen  haben, 
welchen  die  Engländer,  zu  der  Zeit,  unerachtet  der  damals  zwischen  dem 
Könige  von  Preussen,  und  einem  benachbarten  Churfursten  obschwebenden 
Eyfersucht,  gewisz  nicht  würden  abgeschlagen  haben.  Zweytens  sagt  man, 
dasz  die  Verbindung  nicht  beyderseitig  gewesen,  weil  die  Preussen,  wann  sie 
in  einen  Krieg  wären  verwickelt  worden,  nicht  würden  gehalten  gewesen  seyn, 
eben  dieselbe  Regel  in  Ansehung  des  englischen  Handels  zu  beobachten. 
Hierauf  aber  wird  geantwortet,  dasz  sie  allerdings  dazu  würden  verbanden  ge- 
wesen seyn,  weil  es  eine  wahrhafte  in  dem  Völkerrechte,  zum  Nutzen  der 
Handlung,  gegründete  Regel  ist;  dasz  sie  aber  nicht  durch  Verträge  fest  gesetzt 
gewesen,  daran  haben  die  englischen  Ministers  Schuld,  weil  sie  auf  eine  Gegen- 
erklärung von  Preussen  hätten  dringen,  oder  die  ganze  Sache  in  einen  förmlichen 
Traclat  verwandeln  sollen ,  den  man  auf  beyden  Seiten  genehm  gehalten  hätte. 

21.  Es  ist  daher  unwidersprechhch,  dasz  die  Preussen  ein  Recht  haben, 
eines  jeden  preussischen  Schiffs  wegen ,  welches  unter  dem  Vorwande ,  als 
habe  es  französische  Güter  am  Boord,  angehalten  worden,  und  wegen  des 
geringsten  auch  nur  eines  Schillings  werthen  Gutes,  das  ihnen  eigenthümlich 
gehöret,  und  nicht  wieder  erstattet  worden,  Genugthuung  und  Vergeltung  zu 
fordern.    Was  noch  mehr  ist,  so  haben  sie  sogar  das  Recht  ein  gldches  in  An- 
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sehimg  der  französischen  Güter,  die  sie  an  ihrem  Boord  gehabt,  bis  auf  den 
geringsten  Schilling  zu  verlangen,  welches  sie  aber,  wie  es  scheint,  nicht  gethan 
haben,  indem  sie  für  das  Schiff  die  Zwillinge,  welche  das  2te  auf  der  Liste  A. 
ist,  kerne  Erstattung,  sondern  blos  eine  Schadloshaltuug  wegen  Detemirung  des 
Sclüffis  fordern,  obgleich  die  Ladung  confiscirt  worden.  S.  Anführung  der 
Bewegungsursachen  Absch.  38.  Sie  scheinen  auch  nicht  das  geringste  für 
die  Fracht  derjenigen  Güter  zu  verlangen,  welche  unter  dem  Verwände,  als  ob 
sie  dem  Feinde  zugehörten,  weggenonunen  worden;  ob  sie  es  schon  zu  thun 
befiigt  gewesen  wären,  und  zwar  nach  eben  dem  Grundsatze  des  Völkerrechts, 
auf  welchen  die  Engländer  dringen.  Grotius  de  jure  belli  &  pacis  lib.  3. 
cap.  1.  sect.  5.  No.  4.  annot. 

22.  Was  die  preuszischen  Güter  anbelangt,  welche  am  Boorde  anderer 
neutralen  Schiffe  von  den  Engländern  weggenommen  worden,  so  will  ich  vor 
das  erste  anmerken,  dasz  sie  nach  der  Regel,  welche  ich  als  ein  wahrhaftes  Ge- 
setz des  Völkerrechts  erwiesen  habe,  nicht  einmal  französische,  geschweige 
preussische  Güter,  am  Boorde  solche  Scliiffe  hätten  anhalten  und  wegnehmen 
sollen;  und  die  grosse  Unterbrechung,  welche  die  englischen  Capers  allen 
neutralen  Nationen,  während  letzten  Krieges,  in  ihrem  Handel  verursacht  haben, 
dienet  zur  Bestätigung  der  von  mir  festgestellten  Kegel.  Hernach  will  ich  an- 
merken, dasz  wenn  es  aus  den  Briefschaften  des  Schiffes  nicht  erhellt,  wem  die 
Ladung  zugehört,  die  gewisse  Vermuthung  diese  ist,  dasz  sie  dem  Eigenthümer 
des  Schifis  zustehe,  so  wie  die  Güter  in  einem  Hause,  allezeit  für  das  Eigenthum 
des  Besitzers  angenommen  werden.  Wenn  man  also  auch  zugeben  wollte,  dasz 
feindliche  Güter  am  Boorde  neutraler  Schiffe  weggenommen  werden  könnten, 
so  darf  doch  kein  neutrales  Schiff  aufgehalten  und  detemiret  werden ,  wenn  es 
nicht  aus  den  Briefschaften  des  Schiffs,  oder  aus  dem  frcjwilligen  Bekänntnisse 
des  Capitains  oder  des  Supercai*go  erhellt,  dasz  die  Ladung,  oder  ein  Theil  der- 
selben, dem  Feinde  zugehöre.  Allein  die  Engländer  scheinen,  nach  was  für 
einem  Gesetze  weisz  ich  nicht,  als  eine  Kegel  angenommen  zu  haben,  dasz  wenn 
es  nicht  aus  den  Briefschaften  eines  neutralen  Schiffes  erhellt,  wem  die  Ladung 
zugehöre,  die  Vermuthung  diese  sey,  dasz  sie  dem  Feinde  zustehe,  und  also 
weggenommen  werden  könne ,  wenn  man  nicht  beweise ,  dasz  ein  Freund  Eigen- 
thümer davon  sey.  Und  dieses  ist  in  der  That  eine  Kegel,  von  welcher  ich 
gewisz  weisz,  dasz  sie  kein  fremder  Staat  zulassen  kan,  weil  sie  die  Handlung 
allzusehr  unterbricht,  und  nur  alizuhäuffige  Gelegenheit  zum  Meineide  giebt, 
dem  die  Häupter  einer  jeden  Kepublik  vorbauen  müssen ,  indem  es  ihre  Pflicht 
ist,  über  die  Sitten  der  ihnen  anvertrauten  Völkern  zu  wachen.  Und  auch  aus 
diesem  Grunde  ist  klar,  dasz  man  es  als  eine  Regel  annehmen  müsse:  alle  Güter 
am  Boorde  feindlicher  Schiffe  werden  zu  rechtmäszigen  Prisen. 

23.  Was  aber  das  Recht  der  Entscheidung  anbelangt,  ob  das  Schiff  oder 
die  Güter  rechtmäszige  Prisen  sind  oder  nicht;  so  ist  gewisz,  dasz  die  Eigen- 
thümer nicht  nothwendig  verbunden  sind,  an  die  Admiralitätsgerichte  desjenigen 
Regenten  tn  appelliren,  unter  welchen  der  Capitaine  der  es  angehalten  hat,  ge- 
höret. Sie  können  sich  bey  ihrem  eignen  Kegenten  beklagen,  welcher  durch 
seinen  Minbter  den  kürzesten  Weg  nehmen  kan,  ihnen  Genugthuung  zu  ver- 
schaffen, welches  alsdann  sehr  oft  zu  geschehen  pflegt,  wenn  die  Beleidigung 
allzu  frevelhaft  ist,  oder  wenn  diese  Admiralitätsgerichte  in  solchen  Fällen  die 
Gerechtigkeit  versagt  haben.  In  ordentlichen  Fällen  ist  es  zwar,  in  der  That,^ 
gewöhnlich,  dasz  die  Eigenthümer  sich  mit  ihren  Foderungen  an  die  Admirali-t 
tätsgerichte  desjenigen  Regenten  wenden,  unter  welchen  der  Caper  gehört;  doch 
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wenn  sie  es  thnn,  so  sind  sie  deswegen  noch  nicht  verbunden,  es  bey  dem  Aus- 
spruche dieser  Gerichte  bewenden  zu  lassen.  Denn  wenn  ihnen  die  Grerechtig- 
keit  versagt  wird,  oder  wenn  sie  von  diesen  Grerichten  unbilliger  Weise  allmsdir 
aufgehalten  werden,  so  können  sie  sich  hey  ihren  eignen  Regenten  beklagen, 
welcher  auf  ihre  Klage  eine  Untersuchung  anstellen,  und  nach  befundenem 
Grunde  eine  Schadloshaltung  verlangen,  und  darauf  dringen  kan.  Dieses  mosx 
von  einem  jeden  zugestanden  werden,  welcher  nur  das  geringste  von  dem  Völker- 
rechte und  desselben  Anwendung  verstehet  Sobald  also  die  Admiralitätpgerichte 
in  England,  die  Regel  zum  Grunde  legten,  dasz  alle  Güter  am  Boorde 
neutraler  Schiffe,  welche  von  Spanien  und  Frankreich  kommen, 
oder  dahin  gehen,  für  rechtmäszigePrisen  erklärt  werden  sollen, 
wenn  nicht  aus  den  Briefschaften  des  Schifis,  oder  aus  beschwomen  Zeugnissen 
erhellet,  dasz  die  Güter  Freunden  eigenthümlich  zugehören  und  auf  ihre  Gefahr 
laufen;  sobald  konnten  die  Preussen,  wenn  etwa  der  Schifiscapitaine,  oder 
deijenige,  welcher  die  Waaren  an  Boord  geschift,  einen  Fehler  begangen  hatte, 
auf  keine  andere  Art  einige  Erstattung  erwarten,  als  wenn  sie  sich  bej  ihrem 
eignen  Kegenten  deswegen  beklagten;  weil  sie  keine  geschwome  Zeugnisse  auf- 
weisen konnten,  wenn  sie  sich  nicht  dadurch  der  von  den  englischen  Admi- 
ralitätsgerichten zum  Grunde  gelegten  Kegel  unterwerfen  wollten,  welche  gleich- 
wohl dem  Völkerrechte  und  der  ausdrücklichen  Erklärung  der  englischen 
Minister  zuwider  ist. 

24.  Da  die  Engländer  während  des  letzten  Krieges  auf  der  See  eine  so 
überlegene  Macht  hatten,  so  konnten  sie  vielleicht  vorgeben,  dasz  sie  die  König- 
reiche Spanien  und  Frankreich  gänzlich  bloquirt  hielten,  und  also  berech- 
tiget wären,  eine  jede  neutrale  Nation  zu  verhindern,  ihnen  das  geringste  zur 
See  zuzuführen,  was  sie  in  den  Stand  setzen  könne,  den  Krieg  besser  auszuhallen 
und  zu  verlängern.  Allein  in  diesem  Falle  hätten  die  Engländer  allen  neutralen 
Nationen  davon  Nachricht  geben,  und  mit  allen  nach  eben  demselben  Fusse  ver- 
fahren sollen;  denn  der  einen  neutralen  Nation,  unter  dem  Vorwande  eines  vor- 
handenen Tractats,  eine  Freyheit  in  dem  Handel  vergönnen,  und  eben  diese 
Freiheit  einer  andern  neutralen  Nation,  welche  bereit  ist,  einem  gleichen  Trac- 
tate  beyzutreten,  versagen,  heiszt  der  letztem  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  zu- 
fügen, welche  sie  zu  ahnden  berechtiget  ist 

25.  Da  also  die  Gerechtigkeit  der  preuszischen  Forderungen  erwiesen 
ist,  so  will  ich  nunmehr  anmerken,  dasz  in  allen  Unterhandlungen  zwischen  un- 
abhängigen Nationen,  der  König  oder  die  Kegierung  und  die  Unterthanen  der 
Nation  als  una  &  eadem  persona,  als  eine  und  eben  dieselbe  Person, 
angesehen  werden :  dasjenige  folglich,  was  dem  Könige  oder  der  Regierung  einer 
Nation  musz  gethan  werden,  oder  ihnen  zu  thun  obliegt,  musz  auch  den  Unter- 
thanen dieser  Nation  gethan,  oder  von  ihnen  gethan  werden;  und  was  den 
Unterthanen  einer  Nation  gethan  werden  musz,  oder  ihnen  zu  thun  obliegt,  musx 
auch  dem  Könige  oder  der  Kegierung  dieser  Nation  gethan,  oder  von  ihnen  ge- 
than werden.  Dieses  gründet  sich  auf  die  Gesetze  der  Billigkeit  sowohl,  als  anf 
die  Gesetze  des  Völkerrechts,  wie  in  der  Anführung  der  Bewegungs- 
ursachen, Abschn.  52.  53.  völlig  erwiesen  worden.  Und  in  der  That  ich 
glaube  nicht,  dasz  jemals  ein  vernünftiger  Mann  den  geringsten  Zweifel  dawider 
gemacht  hat.  Was  derohalben  den  preuszischen  Unterthanen  von  den 
englischen  Capers  und  Unterthanen,  in  Ansehung  der  widerrecht- 
lichen Wegnehmungen,  zugefUgt  worden,  ist  von  dem  Könige  von  Eng- 
land dem  Könige  von  Preussen  .zugefügt  worden,  und  was  der  König  von 
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Preussen  den  englischen  Unterthanen,  in  Ansehung  des  schlesischen 
Da r lehn 8 1  thut,  thut  er  dem  Könige  von  England.  Hieraus  nun  folgt  noth- 
wendig,  dasz  von  dem  Augenblicke  an,  da  der  König  von  England  dem  Könige 
von  Preussen  mit  der  erstem  Schuld  verhaftet  wurde,  dle*Schuld  mit  welcher 
der  König  von  Preussen  dem  Könige  von  England  verhaftet  war,  nach 
Proportion  getilget  ward,  imd  dieses  zwar  vermöge  der  Natur  der  Compensation, 
welche  von  allen  Nationen  gebilliget  wird :  Cum  alter  alteri  pecuniam  sine  usuris, 
alter  usurariam  debet,  constitutum  est  a  Divo  Severo,  concurrentb  apud  utrum- 
que  quantitatis  usuras  non  esse  prsestandas.  Digest.  Üb.  16.  tit  2.  lege  11.  Und 
nach  den  römischen  Gesetze,  konnte  nicht  allein  jede  rechtliche  Schuld,  son- 
dern auch  jede  Schuld,  wozu  man  nur  aus  Billigkeit  verbunden  war,  durch  die 
Compensation  vergütet  werden:  Etiam  quod  natura  debetur  venit  in  compen- 
sationem.  Digest,  lib.  16.  tit.  2.  leg.  6.  Von  der  Zeit  also  an,  da  die  Ersetzung, 
wegen  der  widerrechtlichen  Wegnehmungen,  dem  Könige  von 
Preussen  schuldig  zu  werden  anfing,  fing  dieser  an,  in  Ansehung  des 
schlesischen  Darlehns,  nicht  mehr  schuldig  zu  sejn,  als  so  viel  der 
Ueberschusz  dieses  Darlehns  über  jene  Forderung  betrug ;  und  wann  er  diesen 
Ueberschusz  bezahlt  hat,  oder  wenn  er  ihn  nur  zu  bezahlen  bereit  ist,  so  hat  er 
seinen  in  dem  Breszlauer  Tractate  gethanen  Versprechen  völlige  Gnüge  ge- 
than;  denn  Compensation  ist  allezeit  so  gut  als  Bezahlung:  Si  constat  pecuniam 
invicem  deberi :  ipso  jure  pro  soluto  compensationem  haberi  oportet  ex  eo  tem- 
pore, ex  quo  ab  utraque  parte  debetur,  utique  quoad  concurrentes  quantitates, 
ejusque  solius,  quod  amplius  apud  alterum  est,  usurae  debentur,  si  modo  petitio 
earum  subsistit.  Cod.  lib.  4.  tit.  31.  lege  4.  Und  G  rot  ins,  wann  er  von  der 
Compensation  spricht,  sagt:  Idem  dicendum  erit,  si  qui  promissum  urget  non 
contraxerit,  sed  damnum  dederit,  lib.  3.  cap.  19.  sect  17.  Und  weiter  unten  in 
der  19.  sect  No.  3.  sagt  er:  Observandum  tameu  ut  inter  easdem  personas  fiat 
compensatio,  ac  ne  jus  tertii  cujusquam  Isedatur;  ita  tarnen  ut  subditorum  bona 
pro  eo  quod  civitas  debet  jure  gentium  obligata  intelligantur. 

26.  Wir  sehen  also  nunmehr,  dasz  es  nicht  sowohl  als  eine  Art  von  Re- 
pressalien, sondern  als  eine  Compensation  anzusehen  ist,  wenn  der  König 
von  Preussen  ein  Recht  zu  haben  verlangt,  so  viel  von  dem  schlesischen 
Darlehne  in  seinen  Händen  zu  behalten,  so  viel  seine  Schuldforderung,  wegen 
der  widerrechtlichen  Wegnehmungen,  ausmacht.  Auch  können  die 
an  diesem  Darlehne  Theil  habenden  Gläubiger,  nichts  von  ihrem  Gelde  ver- 
lieren, weil  sie  berechtiget  sind,  das  Rückständige  von  dem  Könige  und  der 
Regierung  von  England  zu  fordern.  Und  man  musz  gestehen,  dasz  der  König 
von  Preussen  sehr  groszmüthig  gehandelt,  indem  er  nur  5  pro  Cent  für  die 
Wegnehmungen  verlangt  hat;  denn  da  die  Interesse  von  7  pro  Cent  wegen 
des  schlesischen  Darlehns  von  dem  Augenblicke  an  aufhörte,  als  die  Com- 
pensation Statt  finden  konnte,  so  hätte  er  wegen  der  Wegnehmungen  mit  allem 
Rechte  7  pro  Cent  fordern  können.  Femer  musz  man  zugestehen,  dasz  unter 
allen  Völkern  in  der  Welt  die  Engländer  das  wonigste  Recht  haben,  sich 
wider  diese  Art  von  Bezahlung  zu  setzen:  denn  als  das  Parlemeut,  kurz  nach 
dem  Antritte  des  vorigen  Königs,  eine  Summe  Geldes,  die  England  den  Hol- 
ländern schuldig  war,  verwilL'get  hatte,  so  stellte  es,  an  statt  zu  befehlen,  dasz 
man  ihnen  die  ganze  Summe  auszahlen  sollte,  eine  Untersuchung  an,  wie  viel 
die  Officiers  der  zwey  schottischen  Regimenter,  welche  die  Holländer  in 
ihren  Diensten  gehabt,  hemach  aber  abgedankt  hatten,  zu  fordem  hätten;  und 
nachdem  man  nach  angestellter  Untersuchung  die  Summe  gefunden   hatte,   so 
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befahl  das  Parlement  sie  unter  diese  Oflficiers  auszuzahlen,  und  bloss  den  Ueber- 
rest  den  Holländern  abzutragen. 

27.  Allein  man  macht  die  Einwendung,  dasz  dem  Könige  von  Preussen 
keine  Compeusation  zu  gute  kommen  könne:  Erstlich  weil  das  seh  lesische 
Darlehn,  dem  Contractc  gemäsz,  schon  im  Jahre  1745.  hätte  sollen  bezahlt  wer- 
den. Wenn  er  folglich  nicht  wider  diesen  Contract  gehandelt  hätte,  so  würde 
dieses  Geld  nicht  mehr  in  seinen  Händen  gewesen  sejn,  als  seine  Schnldforde- 
^^^^Sf  wegen  der  widerrechtlichen  Wegnehmungen,  anfing.  Hierauf 
aber  ist  zu  antworten :  Wenn  man  Geld  auf  eine  Verschreibung  borgt,-  oder  auf 
einen  Contract,  dieses  Greld  auf  einen  bestimmten  Tag  wieder  zu  bezahlen,  und 
zwar  mit  so  und  so  vielen  jährlichen  Interessen  bis  zur  völligen  Abtragung; 
so  kan  es  als  keine  wideiTechtiiche  Uebertretung  des  Contracts  angesehen  wer- 
den, wenn  die  Bezahlung  nicht  den  bestimmten  Tag  erfolgt,  zumal  wenn  der 
Gläubiger  nicht  darauf  dringt,  weil  die  fortlaufenden  Interessen  gleichsam  die 
Belohnung  für  die  Nachsicht  sind,  und  des  Gläubigers  unterlassene  Anhaltung 
zur  Bezahlung  ein  Beweis  ist,  dasz  er  das  Capital  fUr  diese  Belohnung  dem 
Schuldener  lassen  will.  Nun  aber  hatten  die  Gläubiger  des  schlesischen  Dar- 
lehns  nichts  weniger  im  Sinne,  als  auf  die  Bezahlung  zu  dringen;  soudem  es 
würde  ihnen  vielmehr  sehr  angenehm  gewesen  sejn,  wenn  man  ihr  Geld  für 
eben  dieselben  Interessen  auf  immer  hätte  behalten  wollen. 

28.  Zweitens  wendet  man  ein,  dasz  die  Compeusation  deszwegen  nicht 
Statt  finden  könne,  weil  das  schlesische  Darlehn  eine  transportable  Schuld- 
forderung  sey,  und  sich  jetzt  in  der  Ausländer  Händen  befinden  könne.  Allein 
ist  es  denn  nicht  eine  bekannte  Regel  in  dem  Gesetze,  dasz  der,  welchem  etwas 
cedirct  worden,  an  der  Stelle  desjenigen  sej,  der  es  ihm  cedirt  hat,  und  dasz 
man  alles,  was  man  wider  diesen  klagen  kan,  auch  wider  jenen  zu  klagen  be- 
fugt ist?  Zwar  ist  es  wahr,  dasz  man  zum  Besten  der  Handlung  eine 
Ausnahme  in  Ansehimg  der  Wechsel  gemacht  hat,  allein  eine  solche  Ausname 
ist  zum  Besten  der  Wuchrer  oder  Actienhändler  niemals  gemacht  worden, 
und  darf  auch  niemals  gemacht  werden.  Was  aber  das  Betragen  der  Fran- 
zosen und  Engländer  in  Ansehung  der  Eigenthümcr  ihrer  öfientlichen  Fonds, 
betrif^,  so  hat  dieses  mit  der  gegenwärtigen  Streitigkeit  gar  keine  Verwandtschaft, 
noch  weniger  ist  eine  andre  Nation  auf  irgend  eine  Weise  verbunden,  ein 
gleiches  Betragen  zu  beobachten,  oder  das  ihr  nach  den  Rriegsgesetzen  zu- 
kommenden Recht  fahren  zu  lassen,  vermöge  dessen  sie  sich  des  Eigenthnms  der 
Feinde  bemächtigen  kan,  wann  sie  es  in  ihrem  eignen  Gebiete  findet:  weil  so- 
wohl die  Franzosen  als  Engländer  ganz  eigne  und  besondere  Ursachen 
haben,  sich  auf  solche  Art  zu  betragen.  Denn  diejenigen  Engländern,  welche 
einen  Antheil  an  den  französischen  Fonds  haben,  sind  gemeiniglich  solche, 
welche  der  französischen  Krone  ergebner  sind,  als  der  in  ihrem  eignen 
Vaterlande  jetzt  errichteten  Regierung;  und  was  die  Glieder  der  englischen 
Regierung  selbst  anbelangt,  so  wissen  sie  wohl,  dasz  sie  jetzt  keinen  Krieg  aus- 
halten können ,  ohne  zu  diesem  Ende  jährlich  Gelder  zu  borgen ,  weswegen  sie 
ench  denn  wohl  in  Acht  nehmen  müssen,  nichts  zu  thun,  was  sowohl  die  aus- 
ländischen, als  National  wuchrer  abschrecken  könne,  auf  ihre  alten,  oder  auf 
etwa  neu  anzulegende  Fonds,  wann  sie  anders  dergleichen  ausflindig  zu  machen 
fähig  sind,  Gelder  vorzustrecken. 

29.  Drittens  wendet  man  ein,  dasz  die  Königin  von  Ungarn,  vermöge 
des  Contracts,  gehalten  gewesen,  das  Schlesische  Darlehn  ohne  Aufschub, 
Ausnahme,  Abzug  oder  irgend  eine   andre  Verringerung,   zn  be- 
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zahlen;  und  dasz  also  der  König  von  Preussen,  welcher  an  ihre  Stelle  ge- 
treten, eben  dieselben  Verbindungen  habe.  Die  Antwort  hierauf  ist  klar  und 
leicht;  denn  da  die  Abrechnung,  Bezahlung  ist,  und  allezeit  dafür  ist  ge- 
halten worden,  so  hat  derjenige,  welcher  einen  Theil  seiner  Schuld,  durch  Ab- 
rechnung, und  den  ganzen  Ueberrest,  sobald  als  es  gefordert  wird,  in  haaren 
Geldc  bezahlt,  die  ganze  Summe  ohne  Aufschub,  Ausnahme,  Abzug 
oder  irgend  eine  andre  Verringerung  bezahlt.  Und  wenn  die  Königin 
von  Ungarn  in  dem  Besitze  von  Schlesien  geblieben  wäre,  und  die  Regie- 
rung oder  die  Unterthanen  von  England  ihr,  oder  ihren  Unterthanen  mit  einer 
Schuld  wären  verhaftet  worden,  so  würde  sie  das  Recht  gehabt  haben  diese 
Schuld  auf  das  schlesische  Darlehn  zu  schlagen,  und  würde  sie  wahrschein- 
licher Weise  auch  gewisz  darauf  geschlagen  haben;  denn  bis  jetzt  haben  die 
Engländer  noch  niemals  einen  Alliirten  gefunden,  welcher  Lust  gehabt 
hätte  ihnen  die  Bezahlung  eines  einzigen  Schillings,  den  er  mit  Recht 
fordern  zu  können  geglaubt,  zu  erlassen,  oder  deswegen  Nachsicht  zu  haben, 
ob  sie  gleich  ihrer  Seits  noch  so  groszmüthig  verfahren  sind,  indem  sie  einzig 
und  allein  zum  Besten  derjenigen,  die  sie  ihre  Alliirten  zu  nennen  belieben, 
Schlachten  gehalten  und  Kriege  geführt  haben. 

30.  Die  übrigen  Gründe,  deren  man  sich  in  der  Antwort  bedient,  sind  so 
seichte,  dasz  ich  sie  nicht  fUr  werth  halte^  mich  darüber  einzulassen.  Es  ist,  zum 
Exempel,  lächerlich,  dasz  man  das  pflichtmaszige  beschwohme  S^ugnisz  des 
Meister  Peter  Trapauds  beigefügt  hat,  weil  ja  erhellet,  dasz  das  darinnen 
erwehntc  Schiff  zu  zweymalen  ist  weggenommen  worden,  und  der  Capitain  ihm 
nichts  für  die  Dctenirung  in  Rechnung  gebracht  hat.  Ich  will  also  schliessen, 
und  nur  noch  anmerken,  dasz  man  der  Streitigkeiten  zwischen  England  und 
Spanien  entweder  gar  nicht,  oder  nur  ganz  oben  hin  hätte  gedenken  sollen, 
weil  diese  in  der  That  auf  einen  ganz  andern  Grunde  beruhen;  und  es  ist  eben 
so  unmöglich,  alle  Forderungen  der  Spanier  zu  rechtfertigen,  als  es  unhöflich 
gegen  die  Engländer  seyn  würde,  wenn  man  es  zu  thun  versuchen  wollte. 

F  I  N  1  S. 


XXXVI. 


Zeitungsartikel  vom  5.  Februar  1756. 


Im  Frühjahr  1753  hatte  man  zu  Hannover  den  Einmarsch  der 
Preussen  gefürchtet  und  den  weifischen  Kronschaiz  aus  der  Haupt- 
stadt nach  der  Festung  Stade  geflüchtet*). 

Friedrich  U,  dachte  nicht  an  einen  Angriffskrieg,  aber  er  6e- 
sorgte,  sich  selber  von  England  im  Verein  mit  den  beiden  Kaiser- 
höfen  angegriffen  eu  sehen,  und  ging  bereits  mit  sich  eu  RaÜiCy  wie 
er  dem  Inselreiche  den  Schaden^  der  Preussen  aus  der  Feindschaft 
Englands  erwachsen  mochte,  mit  gleichem  vergelten  sollte.  Noch  gab 
es  Jacobiten  in  Schottland,  die  für  die  hannoverische  Dynastie  gefähr- 
lich werden  konnten,  mit  denen  sich  Verbindungen  anknüpfen  liessen^Vj 
und  wenn  nach  einer  Kriegserklärung  Preussen  beutegierigen  fran- 
zösischen oder  spanischen  Kapitänen  Kaperbriefe  ausstelUe,  so  ver- 
mochten die  unter  preussischer  Flagge  fahrenden  Armateurs  der  eng- 
lischen Handelsmarine  bei  deren  Ausdehnung  viel  schwerere  Verluste 


*)  Vgl.  Politische  Correspondenz  IX,  385.  396.  715. 
**)  Vgl.  den  Briefwechsel  Friedrichs  11.  mit  dem  Gesandten  in  Paris,  Lord 
Marschall  von  Schottland,  der  als  stuartischer  Exulant  Beziehungen  zu  seinen 
Gesinnungsgenossen  in  der  Heimath  unterhielt;  ebend.  856.  357.  366.  436—438. 
456.  Newcastle  nannte  den  König  von  Preussen  „the  principai,  if  not  the  sole 
Support  of  the  Pretender".  (Coxe,  The  administration  of  Pelham,  IT,  492.)  In 
einem  Dr.  Cameron,  der  im  Frühjahr  1753  in  Schottland  verhaftet  wurde, 
witterte  man  mit  Unrecht  einen  preussischen  Emissär.  Horace  Walpole  schreibt 
an  Horace  Mann,  27.  April  1753:  „What  jou  saj  jou  have  heard  of  stränge 
conspiracies ,  fomented  by  our  nephew,  is  not  entirely  groundless.  A  Dr. 
Cameron  has  been  seized  in  Scotland,  who  certainly  came  over  with  commission 
to  feel  the  ground.*'  (Bei  Cunningham  II,  328.)  Vgl.  dazu  Walpole, 
Memoirs  I,  333. 
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beizubringen,  als  die  englischen  Kaper  den  vereinzelten  preussischen 
Kauffahrem  *). 

England  setzte  seine  Hoffnung  vornehmlich  auf  Russland.  Am 
18.  April  1753  erhielt  der  Botschafter  Gug  Dickens  den  Befehl^  das 
russische  Ministerium  zu  einer  Erklärung  darüber  zu  veranlassenj  ob 
die  Kaiserin  für  den  Fall  eines  preussischen  Angriffs  auf  Hannover 
zur  Hülfshistung  nach  Maassgabe  der  Defensivallianz  von  1742  be- 
reit sein  werde.  England  bot  Subsidien,  ohne  eine  bestimmte  Summe 
zu  bezeichnen**) ;  als  dann  Russland  ßr  ein  HtUfscorps  von  55fi00 
Mann  für  jedes  Kriegsjahr  Subsidien  in  der  Höhe  von  drei  Millionen 
holländischen  Thalem  und  für  die  bis  zum  thatsächlichen  Ausbruch 
des  Krieges  verstreichende  Zwischenzeit  ein  jährliches  Wartegeld  von 
einer  Million  forderte  ***)y  erschienefi  diese  finanziellen  Ansprüche  dem 
englischen  Ministerium  zu  weitgehend;  es  wollte  sich  für  den  Krieg 
zur  jährlichen  Zahlung  von  SOOfiOO  Pfund  Sterling  verstehen ,  tvollte 
aber  statt  des  verlangten  jährlichen  Wartegeldes  nur  ein  für  alle  Mal 
die  Summe  von  200fi00  Pfund  zahlen.  Ein  neuer  Vertragsentwurf 
den  Russland  überreichte  f),  Hess  von  den  ursprünglichen  Forderungen 
wenig  nach,  denn  er  hielt  an  der  Clausel  eines  jährlichen  Wartegeldes 
fest  und  normirte  dasselbe  auf  eben  die  Summe,  die  England  ein  für 
alle  Mal  zahlet^  wollte;  und  an  Kriegssubsidien  ujurde  statt  der 
gebotenen  SOOfiOO  Pfund  eine  halbe  Million  gefordert. 

So  kamen  die  Russen  und  die  Engländer  sich  nicht  näher^  und 
Friedrich  2Z.,  der  über  Dresden  alle  Einzelheiten  der  Verhandlung 
erfuhr^  konnte  im  Sommer  1754  sagen,  dass  er  dieselbe  als  abgebrochen 
betrachte;  die  Pläne,  die  man  vor  einem  Jahre  gegen  ihn  entworfen 
habe,  seien  jetzt  zurückgelegt  worden  ff). 


*)  Bericht  des  Gesandten  in  Paris,  Lord  Marschall  von  Schottland,  5.  Febr. 
1753  (Politische  Correspondcnz  IX,  MS):  „Votre  Majest^  sait  mieux  que 
moi  qu'Elle  a  4  Sa  disposition  plus  d'un  moyen,  non  sealement  pour  garantir 
Ses  ^tats,  mais  aussi  pour  faire  des  diversions  avec  succ^s.  Je  crois  indme 
qu*Elle  ne  devoit  point  craindre  une  guerre  maritime  de  la  part  deFAngleterre; 
eile  ne  sauroit  prendre  beaucoup  de  vaisseanx  prussiens,  et  Votre  Majest^  pourroit 
faire  des  prises  consid^rables  sur  eile,  en  faisant  distribuer  des  patentes  k  des 
corsaires  firan^is  et  autres,  pour  faire  des  courses  dans  toutes  les  mers  sous  Son 
pavillon.^ 

**)  Politische  Correspondenz  X,  80. 

***)  Russisches  Projet  de  Convention  vom  28.  Juni/ 9.  Juli  1758,  Art.  2.  5.  — 
Englisches  Gegenproject  Art  6  und  Article  secret     Politische  Correspon- 
denz X,  98.  192. 
t)  Ebend.  856. 

tt)  Immediaterlasse  an  Klinggräffen  in   Wien,  29.  Juni,    22.    Juli    1754. 
Ebend.  868.  880. 
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Wenn  im  näclisien  Jahre  England  die  Verhandlungen  mit  Russ- 
land  wieder  aufnahm  und  einen  neuen  Botschafter^  Sir  Charles  Hon- 
bürg  Williams,  an  den  Hof  der  Zarin  schickte,  so  war  die  Veran- 
lassung jetzt  eine  völlig  andere,  England  beabsichtigte,  mit  Frankreich 
anzutreten  zum  Kampf  um  Amerika.  Vor  allem  gegen  Frankreich 
sollten  die  russischen  Truppen,  die  man  zu  dingen  wünschte,  das 
hannoverische  Land  decken,  erst  in  zweiter  Linie  gegen  Rreussen^  fiur 
für  den  Fall,  dass  Preussen  Frankreichs  Bundesgenosse  blieb  und 
ihm  werkthätig  Hülfe  leistete. 

Am  30.  September  wurde  zu  Petersburg  der  englisch  *  russische 
Sudsidientractat  unterzeichnet  *).  Am  22.  November  hatte  Friedrich  27. 
aus  London  die  Nachricht  von  der  Unterzeichnung.  Obgleich  darauf 
vorbereitetf  nahm  er  die  Nachricht  begreiflicher  Weise  mit  Unbehagen 
auf;  er  bezeichnete  sie  als  eine  schlechte**). 

Seit  mehr  als  drei  Monaten  stand  der  König  damals  mit  Eng- 
land  in  Unterhandlung  wegen  der  Neutral isirung  Hannovers.  Der 
Anstoss  zu  den  Verhandlungen  war  im  August  von  efhglischer  Seite  aus- 
gegangen***); Herzog  Karl  von  Braunschweig  machte  den  Vermittler. 
Ein  Resultat  war  bisher  noch  nicht  erzielt  worden^  weil  England  sich 
damit  nicht  begnügen  wollte,  dass  der  König  von  Preus.^€n  fUr  sich 
selbst  die  Neutralität  Hannovers  zu  achten  versprach;  England  for- 
derte,  dass  Preussen  auch  Frankreich  zur  Anerkennung  dieser  Neu- 
tralität bestimmen  und  nöthigenfalls  Hannover  gegen  Frankreich  ver- 
theidigen  sollte.  Das  hatte  Friedrich  U.  noch  am  13.  October 
entschieden  abgelehnt 

Als  nun  Ende  November  das  englische  Ministerium  bei  MiU 
theilung  des  mit  Bussland  abgeschlossenen  Vertrages  und  unter  Be- 
theuerung  seines  rein  defensiven  Charakters  die  Verhandlung  mit 
IVeussen  wiederaufnahm,   da  erklärte  sich  König  Friedrich  zu  dem, 

*)  Bei  Wenck,  Codex  juris  gentium  recentissimi  III,  75.  Vgl.  Räumer, 
Beiträge  zur  neueren  Geschichte  II,  285  ff. 

**)  Immediaterlass  an  Lord  Marschall  in  Paris,  22.  Nov.  1755:  „Comme 
rarement  une  mauvoise  nouvelle  arrive  seule,  je  viens  d^apprendre  de  la  numike 
la  plus  authentique  que  le  trait6  de  subsides  entre  rAngletenre  et  de  Rusde, 
n^gociä  jusqu'ici  par  le  Chevalier  de  Williams  k  P^tersbourg,  vient  d*6tre  codcIu 
et  sign^."    Politische  Correspondenz  XI,  888. 

***)  Die  Angabe  des  Verfassers  der  „Geheimnisse  des  sächsischen  Gabinets^, 
Stuttgart  1866,  I,  239,  dass  laut  eines  Berichtes  des  sächsischen  Gesandten  Graf 
Flemming  aus  Hannover  vom  19.  April  1755  Preussen  schon  damals  einen  An- 
näherungsversuch in  Hannover  gemacht  habe,  beseitigt  sich  ohne  Weiteres;  der 
Bericht  Flemming's  ist  nicht  vom  19.  April,  sondern  vom  19.  August  (ein  Ans- 
ang aus  demselben  Politische  Correspondenz  XI,  294),  und  jener  Schrift- 
steller hat  einfach  avril  für  aoüt  gelesen. 
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was  er  bisher  von  sich  gewiesen  hatte"^),  bereit.  Aber  er  bedang  sich 
eine  Gegenleistung  aus,  von  der  bisher  nicht  die  Rede  gewesen  war. 
Er  verlangte  y  dass  nicht  bhss  den  Franzosen  der  Einmarsch  ins 
Hannoverische,  sondern  dass  jegliche^n  Fremden  die  Betretung  des 
deutschen  Bodens  überhaupt  verwehrt  sein  sollte;  er  brachte  die  Neu- 
tralisirung  Deutschlands  in  Vorschlag  auf  die  Dauer  der  damaligen 
europäischen  Wirren,  ohne  Nennung  weder  der  Franzosen  noch  der 
Russen*V' 

Ging  England  auf  diesen  Vorschlag  jetzt  ein,  und  machte  es  in 
der  Folge  mit  seiner  Gewährleistung  der  deutschen  Neutralität  Ernst, 
dann  war  das  Erscheinen  russischer  Truppen  in  Deutschland  aus- 
geschlossen, dann  durfte  England  auch  nicht  zugeben,  dass  russische 
Truppen  als  Verbündete  der  Oesterreicher  nach  Deutschland  kamen. 
Und  gerade  weil  Russland  seit  dem  30.  September  1755  im  Subsidien" 
verhältniss  zu  England  stände  glaubte  König  Friedrich,  dass  es  den 
Engländern  nicht  schwer  fallen  könne,  die  Russen  auch  ohne  Anwen- 
dung von  Drohungen  von  jedem  feindseligen  Schritt  gegen  IVeussen 
zurückzuhalten,  und  dass  im  Nothfalle  die  Entziehung  der  englischen 
Hülfsmittel  genügen  werde,  die  russische  Streitmacht  lahm  zu  legen. 

Ah  England  zu  einem  Vertrage  auf  der  vorgeschlagenen  Grund- 
lage sich  bereit  erklärte,  betrachtete  Friedrich  II.  den  Frieden  für 
Preussen  als  gesichert;  er  meinte,  „da  ich  den  für  mich  habe,  der 
den  Geldbeutel  auf-  und  zuziehen  kann,  so  habe  ich  nichts  zu  fürchten^ 
weder  von  Wieti  noch  von  Petersburg***),'* 

Die  Convention,  die  am  16.  Januar  1756  zu  Westminster  unter- 
zeichnet wurde  f),  regelte  in  einer  Zusatzdeclaration  auch  die  Differenz 
wegen  des  Entschädigungsanspruches  der  preussischen  Kauf  leute.  Der 
König  von  England  verpflichtete  sich  zur  Zahlung  eines  Rausch- 
Quantums  von  20,000  Pfund  Sterling  zur  Tilgung  jedes  Anspruches 
des  Königs  von  Preussen  oder  seiner  ünterthanen;  dagegen  versprach 
der  König  von  Preussen^  den  auf  die  schlesische  Schuld  gelegten  Arrest 
aufzuheben  und  den  englischen  Capitalisten  die  rückständigen  Gelder 
mit  Interessen  nach  Maassgabe  des  Originaltractats  auszahlen  zu 
lassen. 

Die  rückständige  Summe  vom  Capital  betrug  45,000  Pfimdy  die 
siebenprozentigen  Zinsen  beliefen  sich  für  die  Zeit  vom  21.  December 


*)  Politische  Correspondenz  XI,  335.  336. 
♦*)  Ebend.  XI,  419. 

♦**)  16.  Februar  1756.    Ebend.  XII,  120.    Vgl.  XI,  442,  453.  456.  457. 
t)  Bei  Wenck  ÜI,  84;  Schäfer  I,  582. 
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i75i*;  bis  21.  Juni  1756  auf  14^175  Pfi^d.  Van  der  OesamnU- 
summe  van  59,175  Pfund  sind,  na<:h  Abzug  des  bewilligten  Bntsckär 
digungsquaniums  van  20fi00  Pfund,  39,175  baar  in  Landan  ausgezahU 
worden**).  Ausserdem  verstand  sich  Friedrich  U.  zur  Zahlung  des  in 
dem  Cantract  vofn  7.118.  Januar  173415***)  den  Gläubigem  ver- 
sprachenen  y^Douceurs"'  von  einem  Procent  des  ganzen  damals  vor- 
gestreckten Capitals  von  250,000  Pfund,  d.  h.  zur  Zahlung  von  2,500 
Pfund  f). 

Das  von  England  bewilligte  Entschädigungspauschquantum  van 
20,000  Pfund  wurde  mit  120,000  Thdlem  unter  die  Kaufleute  repar- 
tirt,  deren  Entschädigungsansprüche  1751  van  der  preussischen  Com- 
mission  anerkannt  worden  waren.  Der  König  bezeichnete  es  am 
22.  Mai  1756  in  einer  Cabinetsardre  an  den  Grosskanzler  von  Jariges^ 
den  Nachfolger  des  am  22.  October  1755  gestorbenen  Freiherm  van 
Cocceji,  als  seinen  „expresseti  Willen'^y  dass  die  Auszahlung  „ahne 
grosse  Weitläuftigkeit ,  die  das  Ansehen  einer  prozessualischen  Liqui' 
dation  haben,  auch  sonsten  überall  derg&italt  geschehen  soU,  damit 
denen  Interessenten  deshalb  keine  beschwerliche  neue  Kasten  gemachet 
werden^  ff).  Da  die  Entschädigungsansprüche  in  einer  Gesammt- 
höhe  von  194,725  Thalern  anerkannt  worden  waren,  so  musste  behufs 
gleichmässiger  Umlegung  des  Pauschalbetrages  von  120,000  Thalem 
jeder  Posten  eine  entsprechende  Kürzung  sich  gefallen  lassen. 

Schon  am  3.  Februar  hatte  der  König  die  Veröffentlichung  eines 
y^recht  wohl  und  mit   allem  Bedacht   geschriebenen   und  gefassien* 

*)  Die  früheren  Abzahlungen  auf  das  Capital  von  250,000  £  betrogen 
nach  einer  bei  den  Cabinetsacten  befindlichen  „Berechnong  der  SchlesischeD 
Schuld  an  die  Königl.  Grossbrit  Unterthanen**: 

An  Capital  An  Interessen 


1743:      70,000^ 

14,700  £ 

1749:      .  .  .  .  „ 

37,800  „ 

llÖUr               .      •      •       •        y, 

88,200  „ 

1751,  Juli:  90,000  „ 

12,600  „ 

„  Dec:  45,000  „ 

2.625  „ 

205,000  £  155,925  £ 

**)  Nach  derselben  „Berechnung*^.  Vgl.  Politische  Correspondens 
XII,  233.  266.  Die  in  Aussicht  genommene  Kürzung  des  Betrages  um  die  Ziffer 
der  Zinsen  vom  März  bis  Juni  1756  unterblieb  schliesslich;  vgL  ebend.  271.  467. 
Die  Quittung  der  Gläubiger  über  Capital  und  Zinsen  ist  unter  dem  28.  Juni  1756 
ausgestellt. 

*♦*)  Vgl.  oben  S.  489. 
t)  Vgl.  Politische  Correspondenz  XII,  267.  353. 
tt)  Ebend.  349. 
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Zeitungsartikels  verfugt^  der  gleichzeitig  die  Motive  zu  der  Convention 
mit  England  und  die  Mittheilung  von  der  Beilegung  der  bisherigen 
Differenzen  enthalten  sollte.  Der  nachstehend  abgedruckte  Artikel  er- 
schien zuerst  in  den  berliner  Zeitungen  vom  5.  Februar  1756;  er  ist 
von  dem  Geheimen  Legationsrath  Warendorff  verfasst. 


Berlin,  vom  5.  Februarii. 

Da  sowohl  Unsers  allergnädigsten  Königs  und  Herrn;  als  des  Königs 
von  Grossbritannien  Majestäten  Majestäten  in  reife  £rwägung  gezogen, 
wasgestalt  die  seit  einiger  Zeit  in  An\erica  entstandenen  Unruhen  sich 
leicht  weiter  ausbreiten  und  das  daselbst  entstandene  Ejriegesfeuer  endlich 
wohl  gar  die  Europäischen  Staaten  berühren  könnte,  beiderseits  höchster 
Könige  Majestäten  aber  die  Wohlfahrt  und  den  Ruhestand  Deutsch- 
landes ,  als  Ihres  vielgeliebten  Vaterlandes ,  von  jeher  sehr  zu  Herzen 
genommen:  so  haben  auch  Höchstdieselben  in  solcher  heilsamen  Rück- 
sicht imd  um  einen  fortdauernden  Frieden  in  Deutschland  zu  erhalten 
und  davon  alles  Ungemach  bei  den  jetzigen  misslichen  Zeitläuften  ab- 
zuwenden, sich  mit  zusammengesetzten  Consilüs  einer  ganz  unverfkng- 
Uchen  und  zu  niemands  Beleidigung  gereichenden,  Deutschland  imd 
die  Conservation  der  Ruhe  desselben  einzig  und  allein  angehenden 
Neutrahtätsconvention  vereinigt  und  solche  durch  Ihre  beiderseitigen 
J^ünisters  den  16.  des  jüngst  abgewichenen  Monats  Januarii  zeichnen 
lassen,  kraft  welcher  Sie  sich  dahin  verbunden,  nicht  ziizugeben,  dass 
bei  den  jetzigen  Conjuncturen  und  etwa  weiter  um  sich  reissendem 
Kriegesfeuer,  einige  Truppen  firemder  Mächte,  sie  mögen  Namen  haben, 
wie  sie  wollen,  den  Gesetzen,  Verfassungen  und  Constitutionen  des 
Deutschen  Reichs,  insbesondere  aber  dessen  Ruhestand  zuwider,  den 
Deutschen  Grund  und  Boden  berühren,  sondern  selbige  davon  nach 
allem  ihren  Vermögen  zurück  und  solchergestalt  den  Frieden  in 
Deutschland  aufrecht  zu  erhalten. 

Wobei  Höchsterwähnte  Beiderseits  Königl.  Majestäten  sich  zu 
gleicher  Zeit,  wegen  der  bisher  zwischen  Höchstdenenselben  obgewalteten 
Differenzien,  in  Ansehung  der  an  die  Crone  Engelland  noch  rückständig 
zu  zahlenden  auf  Sr.  Königl.  Majestät  in  Preussen  Schlesische  Lande 
haftenden  Schulden  und  der  Ersetzung  des  von  denen  diesseitigen 
Königl.  Unterthanen  in  dem  letztem  Kriege  zur  See  erHttenen  Schadens, 
zu  beiderseits  höchster  Satisfaction  auf  das  freundschaftlichste  mit  ein- 

Preussisclie  Staaüfschriften.    II.  32 
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ander  verstanden  und  diese  Misshelligkeiten  deigestalt  ^ücklich  ab- 
gethan,  dass  der  auf  vorbesagte  Schulden  seit  einiger  Zleit  gelegte 
Arrest  mit  dem  allerehesten  und  so^eich  nadi  TSngang  der  König!. 
Grrossbritannischen  Ratification  über  obbemeldte  Nentralitäts-Conventioii 
gehoben  werden  wird;  als  wovon  man  das  Pablicom  zu  benach- 
richtigen keinen  Anstand  nehmen  wollen. 


ANHANG. 


■  w' w       .         .■    .-.       «       \. 


32^ 


A^nsser  dm  in  detn  vorliegmdm  Bande  ahgedruchien,  heziehungsweise 
nachgewiesenen  Siaaisschriften  sind  während  des  Jahrzehntes  vor  dem 
sid)enjährigen  Kriege  noch  eine  Anzahl  StücJce  an  die  OeffenilichJceit 
getrctcfi,  die  in  eine  der  seclis  grösseren  Gruppen  sich  nicht  einord- 
neten.  An  sich  nicht  von  besonderer  ErhehUchJceit ,  sollen  dieselben 
hier  nicht  in  extenso  miigetheiU,  sondern  nur  verzeichnet  werden. 


1.  Durch  einen  Ministerialerlass  vom  19.  September  1746  be- 
fahl der  König  seinan  Residenten  Buireite  von  Oehlefeldt  in  Nürn- 
berg, dem  Directorium  der  fränkischen  Beichsritterschafl  in  seinem 
Namen  zu  erMären,  dass  er  den  im  Vorjahre  unter  seiner  Vermittelung 
geschlossenen  Vergleich  zwischen  dem  Churfilrsien  von  der  Pfalz  und 
dem  Geschlechte  der  Göhler  von  Bavensberg  wegen  der  Herrschaft 
Zwingenberg  am  Neckar  im  fränkischen  Bitterkreise  in  Kraft  zu  er- 
halten und  denen  „mit  behörigem  Nachdruck^  zu  begegnen  wissen 
werde,  „welche  solche  [von  Uns  garantirte  Handlung]  zumalen  auf 
eine  irrespectueuse  Art  anzufechten  sich  unterstehen,  den  reichsritter- 
schaftlichcn  Privilegiis  gleichsam  eine  der  güldenen  Bull  und  Kaiser- 
lichen Wahlcapitulation  derogirende  Kraft  beizulegen  sich  vermessent- 
lich  ermessen  wollen^. 

—  „  Wir  können  geschehen  lassen,  dass  Bir  allenfalls^  um  Unsere 
Intention  desto  begreiflicher  zu  machen,  dieses  Bescript  aUdort  vor- 
zeiget.^ 

Im  nächsten  Jahre  richtete  der  König  ein  Bescript  an  die 
Beichsritterschafl  seiist  (d.  d.  Berlin  21.  Februar  1717)^  welches  für 
den  Fall  fortgesetzten  „widrigen  Bezeigens^  die  Drohung  enthielt^ 
der  König  werde  sich  nicht  allein  bewogen,  sondern  auch  genöthiget 
'  sehen,  „nach  denen  sehnlichen  Desideriis  des  Fürsten-  und  Grafen- 
standes von  Euren  angeblichen  Privüegiis  und  von  Eurem  praetendirien 
Steuerwesen  in  Comitiis  gefmuere  Einsicht  zu  nehmen,  damit  selbige 
nach  Befinden  endlich  einmal  in  behörige  Schranken  gesetzet  werden^ 
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und  denen,  so  dadurch  bisher  empfindlich  gelitten  ssu  haben  klagen^ 
allenfalls  gerechte  Hülfe  angedeihen  möge.^ 

Beide  Bescripte  sind  enthalten  in  der  Sammlung  nStaatsbriefe 
Ä-,  Majestät  Friedrichs  IL  Königs  in  Preussen,  mr  Erläuterung  der 
Geschichte  unserer  Zeit.    Frankfurt  und  Leipzig  1762"^,  S.  HO.  114. 


2.  Das  Memorial  vom  23.  August  1747  ^  durch  welches  der 
preussische  Gesandte  van  Ammon  im  Haag  die  Generdlstaaien  zum 
Beitritt  zu  der  preussisch-schwedischen  Defensivättianz  vom  29.  Mai 
1747*)  einlud^  ist  abgedruckt  bei  Haymann  VII,  281. 


3.  Die  Herrschaft  Montfort  im  Oberquartier  von  Geldern  war 
aus  der  oranischen  Erbschaft  an  das  preussische  Königshaus  ge- 
kommen ^  jedoch  tmter  der  Landeshoheit  der  Generdlstaaien.  Als 
Friedrich  II.  1747  ein  Detachement  der  Garnison  von  Wesel  in  die 
Herrschaft  verlegte^  um  die  Einwohner  gegen  die  Ausschreitungen  der 
Truppen f  die  in  jenen  Gegenden  gegen  Frankreich  fochten,  sicher  zu 
stellen^  sähen  die  Generalstaaten  darin  einen  Eingriff  in  ihre  Hoheits- 
rechte.  Aus  dem  dadurch  veranlassten  Notemoechsel  finden  sich  Mit- 
theilungen  bei  Haymann  VU,  252.  Vgl.  auch  Heldengeschichte 
m  332.  

4.  In  dem  Streit  zwischen  Sachsen-Gotha  und  Sachsen-Coburg- 
Saalfeld  wegen  der  Vormundschaft  in  Weimar-Eisenach  stand  Fried- 
rich II.  auf  der  Seite  Gotha's'^V-  Von  den  zahlreichen  in  dieser  Ash 
gelegenheit  gewechselten  Schreiben  sind  einige  an  die  Oeffentlichkeü 
gekommen;  siehe  Heldengeschichte  III,  323;  Staatsbriefe  119 — 122. 


5.  Der  Versuch  des  Kammergerichts,  die  von  dem  König  von 
Freussen  präsentirten  Assessoren  zurückzuweisen,  weil  Preussen  mit 
der  Zahlung  seiner  Kammer  zieler  *'^'^)  im  Riickstande  war^  veranlasste 
einen  ostensiblen  Erlass  an  den  Comitiälgesandten:  j^Wir  können  und 
werden  diese  Demarche  des  Kammergerichts  nicht  auf  uns  ersitaen 
noch  uns  von  selbigen  von  unsem  reichsständischen  Gerechtsamen  um 
so  weniger  auf  eine  solche  wirkliche  und  ordnungswidrige  Weise  ver- 

*)  Vgl.  oben  S.  181. 

**)  Vgl.  Politische  Correspondenz  VI,  605.  607. 
***)  Zur  Sache   vgl.  Europ.   Staatskanzlei   CV,    117:    » Summarischer 
Status  von  der  Beschaffenheit  des  durch  den  Reichsschluss  von  1719  festgestelltea 
erhöheten  Sustentationsfundi  des  Kaiserl.  und  Reichskammergeridits.*' 
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drängen  lassen^  je  mehr  es  bekannt  ist,  wie  das  ErBhaus  Oesterreich 
und  das  Churhaus  Bayern  nach  Ätistoeis  der  vom  Kammergerichte 
jährlich  zum  Druck  beförderten  Restanten-Designation  bis  1748  in- 
clusive respedive  zu  68,325  Rthl.  77^876  Rthl,  folglich  nach  Propor- 
tion ihrer  dazu  contribuirenden  Lande  ^  in  mehrereni  und  grösserem 
Rückstande  als  Wir  befangen  seind.^ 

Gedruckt:  Heldengeschichte  UI,  442;  Staatsbriefe  130. 


6.  Am  7.  Juli  1749  übergab  der  Gesandte  von  Ämmon  im  Haag 
den  Generälstaaten  ein  Memorial,  durch  welches  der  König  von 
Preussen  sie  aufforderte,  gemeinsam  mit  ihm  bei  der  Kaiserin-Königin 
die  Abstellung  der  Missstände  in  der  Maass-Schifffahrt  zu  beantragen 
^und  ihre  Sorgfalt  mit  Höchstdero  Bemühung  zu  vereinigen,  damit  die 
ZöUe  auf  der  Ma<xss  und  alles,  was  die  Handelschaft  auf  diesem  Flusse 
betrifft,  auf  den  alten  Fuss,  zu  Folge  der  Anordnung  vom  Jahre  1683, 
unederhergestellet  werde  *),^  Das  Memorial  ist  abgedruckt:  Helden- 
geschichte UI,  366. 

7.  Wie  der  fränkischen  Reichsritterschaft  im  Jahre  1747 ,  so 
ging  drei  Jahre  später  der  schwäbischen  ein  schroffes  Rescript  aus 
Berlin  zu,  als  dieselbe  ihre  Klagen  gegen  den  Herzog  von  Württem- 
berg durch  ein  Rundschreiben  vom  2.  März  1750  zur  Kenntniss  der 
Reichstagsgesandtschaften  brachte.  In  seinem  an  den  Rittercanton 
Ottenwald  gerichteten  Antwortschreiben  vom  4.  April  1750  erklärte 
sich  der  König  von  Preussen  ausser  Stande,  auf  die  Wünsche  der 
Reichsritterschaft  einzugehen:  ^Ihr  werdet  leicht  von  Selbsten  ermessen, 
dass  Wir  in  diesem  Stück  Uns  nicht  enibrechen  können,  denen  durch 
Eure  zu  weit  gehende  Anmaassimgen  allzusehr  beschwerten  altfürstlichen 
Häusern  beizutreten,  mit  selbigen  causam  communem  zu  machen  und  Euch 
durch  einen  unverweüten  Reichsschluss  in  solche  Schranken  zu  weisen, 
welche  den  Reichssatzungen  gemäss,  auch  mit  der  landesfürstlichen 
Hoheit  der  teutschen  Reichsß^rsien  und  deren  Prärogativen  compatible 
sind.  Indessen  wollen  Wir  zu  Vorkommung  aller  vor  Euch  hierunter 
unfehlbar  entstehender  unangenehmer  Weiterungen  Euch  zu  einem 
besseren  Comportement  mit  den  aÜßrstlichen  Häusern  in  dasigen  vor- 

*)  Der  Artikel  18  des  Barri^retractats  vom  16.  November  1715  bestimmte: 
„Les  droits  d'entr^e  et  de  sortie  qui  se  lövent  de  long  de  la  Meuse  ne  pourront 
§tre  ni  hausses  ni  baiss^s  que  d'un  common  coneentement"  Vgl.  Gachard, 
Histoire  de  la  Belgique  au  commencement  du  XYIII«  siöcle,  Bruzellcs  1880, 
p.  277. 
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liegenden  Kreisen   ernstlich  j  jedoch  gnädigst  erinnert  und  bu   einer 
allen fallsig  zu  suchenden  gütlichen  Auskunft  angemahnet  hahen."^ 

Das  Schreiben  ist  abgedruckt:  Hcldengeschichte  Uly  449;  Sicuxts- 
briefe  133.  _ 

8.  Apokryph  ist  eine  Erklärung,  die  der  preussische  Gesandte  in 
Wien  Ende  1750  zu  Gunsten  der  unterdrückten  ungarischen  iVo- 
tcstanten  abgegeben  haben  soll: 

j^Obgleich  die  in  den  Staaten  des  Königs  seines  Herrn  übliche 
Toleranz  die  Römisch-Katholischen  des  Genusses  der  Freiheit  und 
der  ihnen  bewilligten  Privilegien  versichert  ^  so  würden  doch  diese 
Arten  der  Vortheile  mehr  oder  weniger  Ausnahmen  leiden,  nach 
dem  Maasse^  als  die  Protest<inten  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  in 
Ansehung  ihrer  Beschwerden  erleichtert  würden.^  (Hcldengeschichte 
niy  389.) 

In  einem  Erlnss  des  Königs  an  den  Bischof  von  Breslau^  Fürsten 
von  Schaffgotsch  vom  16.  Februar  1751*)  j  heisst  es  mit  Bezug  auf 
ein  Hülfsgesuch  der  ungarischen  Protestanten:  „  Wir  haben  um  so  mehr 
Bedenken  getragen,  Uns  darüber  bei  mehrerwähnteni  Hofe  (dem  wiener) 
herauszulassen  j  als  Wir  von  sicJierer  Hand  benachrichtiget  worden, 
dass  die  Schuld  aTier  dieser  Verfolgungen  nicht  sowohl  an  der  Kaiserin- 
Königin  von  Ungarn  und  Böhmen  Majestät  liege  (welchem  von  Dero- 
selben  bekannten  gerechten  und  grossmüthigen  Gedenkensart  ohnedem 
nicht  zu  vermuthen  gewesen),  als  an  der  römisch-katholischen  Klerisei.* 


9,  Während  seiner  Anwesenheit  in  Emden  vollzog  der  Köfiig 
15.  Juni  1751  das  Statut  der  asiatischen  Compagnie  fiir  den  diredm 
Handel  mit  Ostasien.  Schon  im  Februar  hatte  der  Kammerherr  vcnk 
Amnion,  der  frühere  Ge^^andte  im  Haag ^  anheimgegeben,  in  London 
und  im  Haag  die  Gründung  der  Compagnie  ofßciell  notificiren  gu 
lassen;  der  König  hatte  damals  den  Vorschlag  von  der  Hand  getviesen, 
weil  er  meinte^  dass  England  und  Holland  selbst  in  einer  einfachen 
Notification  eine  Art  Bitte  um  ihre  EimviUigung  sehen  würden**). 
In  der  Folge  Hess  er  sich  jedoch  von  der  Nothwendigkeit  des  ihm  zu- 
erst von  Ammon  empfohlenen  Schrittes  überzeugen  und  verfugte  am 
12,  October  1751***)^  dass  die  Notification  in  London  und  Paris 
und  im  Haag  mit  dem  Ansuchen  zu  erfolgen  habe,  den  Schiffen  unter 
preussischer  Flagge  in  den  englischen^   französischen,   holländischen 

*)  Bei  M.  Lehmann,  Preussen  und  die  katholische  Kirche  III,  310. 
**;  Vgl.  Politische  Correspondenz  VHI,  264.  298. 
***)  Politische  Correspondenz  VUI,  473.    Vgl.  IX,  16.  28.  5-5.  75.  86. 
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Häfen  den  Schutz  m  Theil  werden  zu  lassen,  den  befreundete  Nationen 
sich  gegenseitig  zu  gewähren  pflegten. 

Das  im  Haag  übergehene  Memoire  ist  gedruckt  in  deutscher 
Uehersetzung  in  der  Heldengeschichte  HI,  4/1.  Vgl.  noch  den  Mercure 
historigue   et  politique   von  1752,   CXXXU,  431.  462. 


10.  Zu  Gunsten  des  Churfursten  von  der  Pfalz  intervenirte  König 
Friedrich  1752  bei  den  Generalstaaten,  anlässlich  der  Ausschreitungen 
holländischer  Truppen  beim  Durchmarsch  durch  die  den  Generalitäts- 
landen  enclnvirte  pfälzische  Herrschaft  Ravenstein,  iiber  welche  die 
Generalstaaten  als  Rechtsnachfolger  der  Herzoge  von  Brabant  die 
LehnsherrlichJceit  in  Anspruch  nahmen,  während  JPreussen  und  Pfalz 
als  Erben  der  Herzoge  von  Cleve  das  Bestehen  eines  Lehnsverhält- 
nisses bestritten.  Das  von  dem  Legationssecretär  von  der  Hellen  am 
6.  Januar  1752  abgegebene  Memorial  steht  in  der  Heldengeschichte 
m,  505.  

11.  Im  Jahre  1753  sollte  die  Einfuhrung  der  1697  bez.  1747 
gefürsteten  Grafenhäuser  Schwarzburg  und  Thum-Taxis  in  den  Reichs- 
furstenrath  erfolgen.  Einige  aUfurstliche  Häuser  suchten  die  Zu- 
lassung zu  hintertreiben.  Aber  die  Einfuhrung  von  Thum  und  Taxis 
umrde  durch  den  Tcaiserliclien  Hof  warm  betrieben,  und  in  Berlin  be- 
günstigte man^  ohne  den  WHi^nschen  von  Thum  und  Taxis  entgegen 
zu  sein^  den  evangelischen  Fürsten  von  Schwarzburg,  weil  bei  gleich- 
zeitiger Aufnahme  eines  katholischen  und  eines  evangelischen  Fürsten- 
hauses das  Stimmenverhältniss  der  Confessionen  im  Reichsfürstenrath 
nicht  verändert  umrde  *).  Ein  Ministerialerlass  an  den  churpfälzischen 
Cmnitialgesandten  von  Mensshengen**)  ^  der  anstaU  des  verstorbenen 
Poifowaw***)  interimistisch  die  preussischen  Stimmen  am  Reichstage 
führte,  gab  der  Befremdung  des  Königs  über  die  ablehnende  Haltung 
der  altfurstlichen  Häuser  Ausdruck  und  bezeichnete  es  als  einen  Miss- 
brauch  ^^des  Namens  des  ganzen  Corporis  Evangelicoruni^ ,  ^^dass  sie 
sich  desselben  als  eine  Brustwehr  ihrer  Opiniätreti  und  Heftigkeit  zu 
bedienen  intendiret,  um  das  Introductionsgeschäfte  womöglich  dadurch 
rückgängig  zu  fnachen.^ 

*)  Vgl.  den  Bericht  der  Mmister  Podewils  und  Finckenstein  an  den  König 
vom  28.  Dec.  1753;  Politische  Correspondenz  X,  201.  Der  König  persön- 
lich legte  auf  die  ganze  Frage  kein  Gewicht:  „Das  ist  Mir  einerlei,  und  mögen 
sie  darunter  machen,  was  sie  vor  Meinen  Dienst  und  Interesse  am  convenablesten 
finden." 

**)  Vgl.  oben  S.  426. 
***)  Vgl.  oben  S.  63. 
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Dm  JRescript  (d.  d.  Berlin  8.  April  1753)  siehe  Heldengeschichte 
III,  648;  Staatsbriefe  165. 


12.  Die  Introdudion  von  Thum  und  Schwarzburg  erfolgte  1754. 
hn  nächsten  Jähre  brachte  JPreussen  den  eigenen  An^mich  auf  einen 
neuen  Sitz  im  Reichs furstenrath,  für  Mors,  in  Hifmerung,  mit  Be- 
rufung auf  die  Erhebung  von  Mars  zum  Fikrstenthum  durch  Kaiser 
Joseph  L  im  Jahre  1707  und  das  kaiserliche  Commissionsdecret  vom 
12.  Juli  1707,  durch  das  bei  dem  Beiche  die  Aufnahme  von  Mors 
in  den  Fürstenrath  beantragt  worden  war*). 

Das  in  dieser  Angelegenheit  an  den  Comitialgesandten  von  Phffio 
gerichtete  Rescript  vom  18.  Januar  1755  steht  in  der  Europ,  Staats- 
JcanzUi  CVU,  325. 

*)  Vgl.  Pauli,  Allgemeine  preussische  Staatsgeschichte  Vü,  345. 
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